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Dorwort, 


Die Währungsfrage fängt endlich an, in den Vordergrund der allge- 
meinen Beachtung zu treten. Die meijten Menjchen, ja jogar der größte 
Theil aller gebildeten und urtheilsfähigen Elemente hat fich diefer Trage 
in nicht zu verzeihender Nachläfligfeit fern gehalten. Man fofettirte 
fürmlih, wie Graf von Mirbah mit Recht jagen Fonnte, mit feiner 
Unfenntnig in der Währungsfrage. Bet ihrer tief einjchneidenden Be- 
deutung für unjer gefammtes wirthichaftliches und foziales Leben, einer 
Bedeutung, die vielleicht alle andern volfswirthichaftlichen Kragen über: 
ragt, it die Fähigkeit ihrer Beurtheilung allgemeines Erfordernig. Nicht 
nur der Gelehrte, nicht nur der Bangquier jollen die Währungsfrage ver- 
jtehen, jondern jeder Gebildete und wenigjtens jeder geijtige Führer einer 
Sejellichafts- oder Erwerbsklaffe;, — nicht zum Wenigjten aber der 
Staatsmann. 

Diejes Verftändnig fürdern zu helfen und gleichzeitig den Nachweis 
zu erbringen, daß unfere heutigen Währungsverhältniffe uns dem Ab- 
grunde zutreiben, it der Zwed der vorliegenden Arbeit. 








Einleitung. 


Das Geld ift der Wertämefjer, mit welchem der Werth des 
unbeweglichen Eigenthums der Natur= und Arbeitspropufte und der ber 
ichiedenen Dienftleiftungen gemefjen wird. Ein folder Werthmefjer hat 
fi mit der Zeit aus dem Bebürfniß herausgebildet. Urjprünglich hat 
die Ausgleihung im Befitwechjel der einzelnen Werthgegenjtände jich 
durch) Taufch vollzogen und die Löhnung für Dienftleijtungen bejtand in 
Hausthieren, Natur: und gewerblichen Erzeugnifjen oder Grund und 
Boden. Hieraus entwidelte fih das DVerhältnig, daß Gegenjtände, 
welche ein allgemeines Anterefje hatten, auch allgemein als Taufch- oder 
Kaufmittel verwandt wurden. Diefe Gegenftände waren den verjchiedenen 
Lebensgewohnheiten und Bebürfniffen der Völker angepaßt, und jo jehen 
wir denn bei den Nomadenvöltern Rinder und Schafe als Univerjal- 
taufchmittel fungiren oder Gelddienfte verrichten. Neben anderen Gegen- 
ftänden beginnt nun aud die Verwendung von Metallen zu diejen 
Taufchzweden und e8 vermitteln Eijen, Blei, Kupfer, Silber, Gold u. |. w. 
den Waarenverfehr der Menjchen. 

68 ftellte fich bald das Bebürfniß heraus, die Metalle in bejtimmten 
Gcwichtsftücen zu benußen und diefe Stüde mit Stempeln zu verjehen, 
welche eine gewiffe Sicherheit für das Gewiht und den FJeingehalt 
boten. Hierin haben wir den Anfang defjen, was wir heute unter 
Geld verjtehen. | 

Sold und Silber, die Edelmetalle, erfreuten fich Ihon jeit den 
Anfängen der Eultur einer allgemeinen Verwendung und Beliebtheit als 
Werthmeffer und Werthbewahrer; und mit Recht, denn die Eigen- 
ichaften diefer Metalle, ihre Unveränderlichkeit und ihre Seltenheit 
machten fie in hohem Grade für diefe Jwecfe geeignet. Gold und Silber 
wurden in den meilten Ländern die Normalwerthmeffer, fie bildeten die 
Grundlage der Währung. 

Unter Währung verftcht man das Münziyftem eines Yandes; 
das Währungsgeld foll daher au den Werth des Metalls, aus welhem 
cs geprägt ijt, repräfentiren. Zu Annahme des MWährungsgeldes ijt 
Sedermann bei allen Zahlungen laut gejeglicher Vorjehrift verpflichtet, 
man belegt daher das Währungsgeld mit dem Namen „Kura ntgeld“ 


a 


Zur Begleihung von Theilbeträgen der Währungsmüngzen benust man 
jogenannte Scheidemüngen, deren Metallwerth in der Regel geringer 
ijt als der Zahlungswerth. Zur Annahme der Scheidemüngen giebt es 
eine Verpflichtung nur bis zu einer beftimmten Höhe. In Deutjchland 
braucht man Scheidemünzen nur bis zum Betrage von 20 Mark in 
Zahlung zu nehmen. Das Fünfmarkjtüc ift bereit8 Scheidemünze und 
hatte zur Zeit des feften Silberwerthes einen Metallwerth von 4,50 Mark, 
während der Thaler zur Zeit. unferer Silberwährung als Kurantgeld 
den vollen Metallwerth von 3 Mark hatte. 

Beftcht das Kurantgeld eines Landes aus Gold, jo hat bajjelbe 
Soldwährung, bejteht e8 aus Silber, Silberwährung. Verwendet 
ein Land Gold und Silber zu feinem Kurantgelde, in der Weije, dap 
Gold und Silber in einem feften Werthverhältnig ftehen, jo hat man 
die Doppelwährung. Muß in einem Lande das Papiergeld zum 
Nennwerthe von Sedermann bei allen Zahlungen angenommen werden, 
ohne daß das Bapiergeld an ftaatlichen Einlöfungsitellen volle Metall- 
deefung findet, jo hat das Papiergeld Imwangsfurs und eine derartige 
Währung heißt Bapierwährung. Hat man neben dem Haupte 
währungsgelde nod) Kurantgeld aus einem andern Metal, welches volle 
Zahlfraft bejitt, ohme Nückjicht auf feinen Metallwerth, jo hat man 
die hintende Währung. Einen folden Zuftand haben wir gegen- 
wärtig in Deutfchland. Die noch vorhandenen Silberthaler find nicht 
wie die Neichsfilbermüngen Scheidemünge, jondern haben unbejchränfte 
Zahlfraft von drei Marf Goldwerth. Man ift daher berechtigt von 
einem Zwangsfurfe der Thaler zu jpreden; hierdurch haben wir in 
Deutfchland die Hinfende Golpwährung. 

Im internationalen Verkehr [hätt man die Münzen nur nach dem 
Werth des in ihnen enthaltenen Evelmetalls. Der engliihe Sovereign 
(1 Pfund Sterling) ift in Deutfchland 20 Mark 43 Pf. und ber 
franzöfifche Kouisdor (20 Frankitüd) 16 Vtark 20 Pf. werth. Das 
Wapiergeld hat den vollen Metallwerth, wenn ber Gredit des bes 
treffenden Landes unerfhüttert und die nothwendige Edelmetalldedung 
vorhanden ilt. 

Um den Epelmetallwerth gleihmäßig und auch im internationalen 
Berfehr in Uebereinftimmung zu erhalten, ijt die freie Prägung noth- 
wendig. Unter freier Prägung verjteht man das Necht, jedes einzelne 
Quantum Edelmetall gegen Erjtattung der Prägefoften zu Geld aus: 
prägen zu lajfen. 





Was verlangen wir von unferer Währung? 


Unjere Währung joll ung einen fejten, nicht jchwanfenden Werth- 
mejjer abgeben. Wie man mit dem Meter oder der Elle die Länge 
mißt, mit dem Liter die Menge und mit dem Kilogramm das Gewicht, 
jo jol man mit dem Gelde den Werth mejjen. Wie Meter, Liter und 
Kilogramm unveränderlich find, jo Jo das Geld in jeinem Werthe eben- 
falls unveränderlich fein. Wird das Liter größer, jo betrügt man den 
Berfäufer, wird das Xiter Heiner, jo betrügt man den Käufer; ebenjo 
verhält e8 ji mit Meter und Kilogramm, und ebenjo verhält es jich 
mit dem Gelde. Steigt der Geldwerth, jo tijt Verkäufer und Schuldner 
im Nachtheil, jinft er, jo trifft diefes Schiefjal den Käufer und Gläubiger. 
Die Anforderungen, welche wir an das Geld jtellen müfjen, ind daher 
die, daß dajjelbe in jeinem eigenen Werth nicht jchwanfend jein darf, da 
es jonjt feine Aufgabe, ein Werthmefjer zu fein, nit vollfommen erfüllt. 
Das Geld fol aber nicht nur ein Werthmeffer, jondern es joll auch 
ein Werthbewahrer fein, denn wir mejjen mit demjelben nicht nur alle 
Werthe, jondern wir halten durch dafjelbe auch Werthe fejt und be- 
zeichnen mit demjelben die wejentlichiten Bunfte in Tejtamenten, Urkunden 
und den verjchiedenften Verträgen. Der Geldwerth joll daher abjolut 
gleichbleibend fein, wie Meter, Liter oder Kilogramm. 

Da nun die Edelmetalle von der Welt die Beitimmung erhalten 
haben, al8 Werthmefjer zu dienen, jo muß man an diejelben die An- 
forderungen jtellen, daß ihr Werth ein möglichit gleichbleibender ijt. Der 
Werth der Edelmetalle liegt aber in ihrer Seltenheit und Unveränderlich- 
feit. Gold und Silber haben einen hohen Werth in allen Kindern der Erde, 
beinahe ganz gleichgiltig, ob fie in einem Lande produzirt oder gefunden 
werden oder nicht; fie find daher im vollften Sinne des Worts inter- 
nationale Güter und zu Gelddienjten überaus geeignet. 

Man darf hierbei aber nicht überjehen, daß jchlieglih Edelmetall, 
und damit Geld doch Waare ijt und immer Waare bleiben wird, aud) 
aus der Natur der Handelswaare jehr viel jchwerer hinaus fann, wie 
die meilten anderen Waaren. Das Geld ijt Somit mindejtens denjelben 
Einflüffen auf jeinen Preis und feinen Werth ausgejeßt, wie alle anderen 
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Waaren, welche Gegenftände des menfchlihen Verkehrs jind; felbjt bie 
TIhatfache, daß man in der Regel im modernen Handelsverfehr jede 
Waare gegen Geld austaufcht bezw. jedem Waarenaustaufh Die Geld: 
berechnung und die Werthfirirung dur Geld zu Grunde legt, Tann 
daran, da Geld Waare ift, nichts ändern. Das Gejeß von Angebot 
und Nachfrage wird ganz bejonders dem Gelde gegenüber mit eijerner 
Konfequenz in Wirkffamkeit treten, weil der Wertäömejfer jelbit einen 
Werth befitt. So muß aljo unbedingt das Geld theurer werden, d. 5. 
feine Kaufkraft fi) vermehren, wenn ein Mangel an demjelben vor- 
handen ift. Eine Vermehrung der Kaufkraft des Geldes aber bedeutet 
die Verminderung des Werthes aller Waaren, welche an diefem Werth- 
mefjjer gemejjen werden. ’ 

Die Scheidemüngen erhalten dur) die Prägung einen beitimmten 
Werth als Theilbetrag des Kurantgeldes, nicht jo die Kurantmünzen, 
ihr Werth ift der Werth des in ihnen enthaltenen Cbelmetalls, Die 
Prägung leijtet nur Gewähr für ein beftimmtes Gewicht und für einen 
beitimmten Grad der Feinheit des Metalle. Jede Veränderung bes 
Metallwertes zieht die Werthveränderung des SKurantgeldes nad) fich, 
der fi die Werthveränderung der Scheidemüngen und bes Bapiergeldes 
anfchliegt. Keine Waare hat eine fo ftetige dauernde Nachfrage, als 
Soelmetalle, welche zu Geldzweden verwendet werden, woraus Das 
Beftreben einer Werthfteigerung derjelben von jelbit hervorgeht; bie 
Vermehrung der Produktion führt erfahrungsgemäß feine Werthvermin- 
derung herbei, da big heute die Erfahrung nur gelehrt hat, daß ein 
Ueberangebot nicht entjteht. 

58 geht hieraus hervor, dag ein ganz bollfommener, gewiljer- 
maßen idealer Zujtand nicht zu erreichen ift, und daß man ich damit 
zufrieden geben muß, den Werthmefjer jo gleichbleibend als möglich zu 
geftalten. Der Geldwerth it aljo abhängig, wie wir gejehen haben, von 
dem Waarenwerth der Edelmetalle, welche der Welt zu Geldzweden 
dienen. Die Edelmetalle Gold und Silber haben ihre Aufgabe in ans 
näbernd vollfommener Weife erfüllt, befonders feit man auf gejeßlichem 
Wege ein feites Werthverhältniß zwijchen beiden gejchaffen hatte, und 
bis zu der Zeit, wo in Folge des Eingreifens der Gejeßgebung diejes 
Berhältnig gejtört wurde. 

Um den Metallen die Natur des Geldes zu geben, ijt das an 
der Staatsgewalt erforderlih. Aus dem Stempel, der ursprünglich nur 
das Gewicht und die Feinheit garantirte, hat jich die moderne Münz- 
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gejeßgebung entwicelt. Wie aber früher die Gejeßgebung jich den praf- 
tiichen Bebürfniffen anzupaffen fuchte und Häufig der, gewiffermaßen 
inftinftiv empfundenen, Geldwerthiteigerung die Herabjegung des Miünz- 
fußes *) entgegenfeßte, jo jucht man heute die Münzgejeßgebung mehr 
auf eine theoretiich wiljenjchaftlihe Grundlage zu bringen. Aufgabe 
der Gejebgebung muß es aber jein, das fejte Gleichbleiben des Geld- 
werthes nach Möglichkeit zu erhalten, joweit aber Schwankungen un 
vermeidlih find, vor allen Dingen der Werthiteigerung des Geldes 
vorzubeugen, da hierin viel größere volfswirthichaftliche Gefahren Liegen, 
als in der Werthverminderung **). Es wird häufig erforderlich jein, zu 
geeigneter Zeit das Wachen des Geldwerthes8 zu bejchneiden, da die 
Edelmetalle bei der ftetigen Nachfrage nach denjelben, leicht die Neigung 
haben im Werthe zu fteigen. Nicht zum Wenigften dur) Zurüdjegen 
des gejtiegenen Geldwerthes haben Gejebgeber und Fürjten jowohl im 
Alterthum als au noch bis zum vorigen Jahrhundert ihre Länder zu 
Blüthe und Wohlitand geführt, während die zeitgemäßejten Culturauf- 
gaben und Eolonifationsbeftrebungen an einer gejeblich durchgeführten 
Geldwerthiteigerung cheiterten ”"*). 

Mir jehen hieraus, wie verfehlt es ijt, die Währungsfrage nur 
bon der münztechnifhen Seite aufzufafjen, da ihre viel größere DBe- 
deutung auf dem volfswirthichaftlichen und jocialen Gebiet liegt. 





*) Münzfuß ift die gefeßliche Beitimmung über Schrot und Korn der Münzen. 
Mit Schrot bezeichnet man das Gewicht, mit Korn den Gehalt an Edelmetall. 
Herabjegung des Münzfußes ift alfo Gemwichtsverringerung oder Verringerung des 
Teingehalts, oder beides zujammen. 

=) Non vielen wird jogar ein langjames Sinten des Geldwerthes für er- 
forderlich gehalten. Hersfa in Wien fchreibt: Plößliche und vehemente Schwan- 
fungen de3 Goldmwerthes, fie mögen nach unten oder oben eintreten, find dom 
Uebel; für längere Zeiträume jedoh und für die Dauer tft ein allmähliches, lang- 
james, fi womöglich unmerflih volziehendes Zurücmweichen des Goldwerthes 
dem abjolut ftationären Zuftand vorzuziehen. — Nah Säger Hat fich unfere 
Kultur überhaupt auf dem Sinfen de8 Münzfußes aufgebaut; der Schilling 
(solidus) eine jpätrömifche Goldmünze, war, nach Deutichland übertragen, noch 
zur Zeit Karla de8 Großen ein Goldftüd, bei feiner Einziehung in den ver- 
floffenen 70er Sahren eine winzig Eleine Silbermünze in Medlenburg und den 
Hanjaftädten. 

er) Darl der Große und der große Kurfürft. (Säger, Nationale Währung 
und Wohlfahrt. 


Die Reihsgoldwäbrung. 


Der deutjchen Einheit wegen war die Bejtätigung der verjchiedenen 
Münzverhältniffe und die Schaffung eines einheitlichen Münziyitems in 
Deutichland geboten. Der Reihthum Englands einerfeits, andererfeits 
der Milliardenjegen, der von Stankreih über unfer Vaterland Fam, 
legten den Schritt, zur Soldwährung überzugehen, nahe. Sp er: 
folgte denn in den Jahren 1871 bis 1873 der Uebergang zur Gold- 
währung. Ein Schritt ing Dunkle, ein verhängnißvoller Schritt, der 
die Geldverhältnifje der ganzen Welt in Unordnung gebracht hat. 
Die einzelnen deutjchen Länder hatten bis dahin Silberwährung gehabt, 
fortan Yollte das einheitliche deutihe Münzipjtem nur auf Gold bafirt 
jein. &3 war bei den Deutjhen Regierungen und dem überwiegend 
größten Theil der Bolfsvertretung faum ein tieferes Verftändnig für die 
Bedeutung der Währungsfrage vorhanden. Man hatte in der Regel 
nur das Gefühl, dag Gold ein jchöneres Metall als Silber fei und daß 
die Eleineren und leichteren Goldmünzen den Vorzug vor den fehweren 
Silberthalern verdienten. Das jchöne Goldgeld follte dazu beitragen, 
dem gehobenen Nationalitätsgefühl Ausdrud zu geben. 

Bei Englands Einführung der Goldwährung im Jahre 1816 hatte 
England fat fein Silber; und hierin liegt der fundamentale Unterfchied 
gegen das BVorgehen Deutjchlands, wo genügende Silbervorräthe die 
Grundlage der Münziyiteme bildeten und wo das plößlich hinzugeftrömte 
Gold den Vorräthen eines anderen Landes entnommen war. Der große 
Haufen Gold, der von Frankreih herübergefommen war, machte zwar 
die Ausführung des neuen Planes leicht, aber man hatte dabei über- 
jehen, daß diefer große Haufen Gold in Deutjchland einem ebenjo 
großen Lo) in den Golobejtänden Franfreihs entiprach, das auf die 
allgemeine Nachfrage nah) Gold nicht ohne Einfluß bleiben Konnte. 

Da nun Deutihland fich jeines Silbers zu entledigen anfing, jo 
fürditeten die Frangofen mit Recht, daß auf Grund ihrer gejeßlichen 
Doppelwährung das aus Deutfchland ausgeführte Silber nad Trant- 
veich jtrömen würde, um an den franzöfiichen Münzen in dem gefelich 


fejtgelegten Werthverhältuig von 15Y2:1 gegen Gold -umgetaufcht zu 
werden. In den deutichen Silberverfäufen jah Frankreich die Gefahr, 
die den Reit jeines Goldbejtandes bedrohte, und Tchloß daher im 
Jahre 1874 mit den Rändern des lateinischen eo jeine Münz- 
‚Stätten für die- freie GSilberprägung. 

Diefe Maßregel hatte man in Deutjchland fie erwartet, und 
noch viel weniger hatte man daran gedacht, daß andere Länder fich ge: 
nöthigt jehen Fünnten, Deutichlands Vorgehen nachzumaken. So jehen 
wir in den nächjten Jahren Schweden, Norwegen und Dänemark 
zur Goldowährung übergehen, Stalien feine Baluıta durch Goldanfäufe 
regulieren und Rußland und Defterreih-Ungarn die Silberprägung 
einjtellen. — Daß das nun fommen mußte, was man nicht erwartet, 
am allerwenigjten aber erwünjcht hatte — das Auseinanderweichen des 
Gold- und Silberwerthes, war natürlich. Selbft während der furzen 
VBeriode reicherer Goldproduftion in den 40er und 50er Jahren hat die 
Welt niemals einen wirflichen Ueberfluß an Gold gehabt. Es tft daher 
Kar, daß dadurd, daß ein Land nah dem andern zur Goldwährung 
überging, und aus dem fnappen Vorrath jchöpfte, diefer Vorrath immer 
fleiner und ungzulänglicher werden mußte, Das Gold, das ein Land an 
lich 309, mußte dem VBorrath eines anderen Landes entzogen werden, fo daß 
aljo ver Goldvermehrung in einem Lande die Goldverminderung 
in einem anderen Lande gegenüberftand. Daß diefe Zoloffal vermehrte 
Nachfragernad) Gold, wo bis dahin Fein Ueberfluß vorhanden gewefen 
war, zu einem empfindlichen Mangel führen mußte, ergiebt fich aus 
dem Borhergejagten von jelbit. Ebenjo far ijt es, daß ein Mangel 
eine Werthveränderung herbeiführen muß. 

Mit.diefer Werthveränderung des Goldes muß natürlich auch der 
Werth des deutjchen Goldgeldes veränderlich jein. Es verändert fich 
diejer Werth unjeres Goldjtüds natürlich nicht gegenüber den Scheide 
münzen und dem PBapiergelde; dieje find durch Gejeß in ein fejtes Ver- 
hältnis an das Gold gefettet, wohl aber verändert jich der Werth des 
Golojtüds in Beziehung auf alle. anderen dagegen in Austaujch 
fommenden Gegenjtände; das heißt alfo, man muß für dasjelbe Golb- 
tu, im Yale der Golowerthiteigerung, mehr Getreide, mehr Vieh, mehr 
Wolle; mehr Arbeit u. 1. w. hergeben. 

Wenn nun durd das Steigen des Goldwerthes der Werthmeffer 
ji verändert, wenn, um ein Bild zu gebrauchen, die Elle länger wird, 
jo muß der an der Elle gemefjene Waarenwerth zurücgehen. Weber die 
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Wirkung diejer Geldwerthiteigerung geben wir einem auswärtigen Ge- 
lehrten das Wort: 

„Denn jelbjt mit Hilfe der amerikanischen Millionen hat die 
europäilche Geldzirfulation nicht hinreichen Fünnen, eine Gtei- 
gerung der tiefgejunfenen Preije zu bewirken, — ja nur das 
gegebene Preisniveau zu erhalten. Sogar „Der Londoner 
Economijt“, der eifrige Vorfämpfer der reinen Goldwährung 
und der hartnädige Verneiner einer Goldfnapphbeit, erkennt, daß 
alle jtatiftiichen Daten den Beweis führen, daß die Jabrifanten 
Englands in 1892 nicht nur gegen einen Rüdgang in der Nad)- 
frage, jondern auch gegen einen Nüdgang der Preije ihrer 
Vrodufte zu Fämpfen hatten. Die gefammte Ein- und Ausfuhr 
Englands zeigte dern auch einen Rüdgang von ungefähr 30 Mill. 
Ltr. over ca. 7 p&t. gegenüber 1891. Und in den erjten Mo- 
naten dieje8 Jahres ging der Export wieder 6,2 p&t. gegen das 
Vorjahr zurüd. Und daß die Landwirtichaft noch weit mehr 
unter dem Breisfall ihrer Produkte gelitten hat, ijt allgemein 
anerkannt. Selbjtverjtändlich Iajtet der Drud nicht nur auf 
Landwirthen und Zabrifanten; die Arbeitslojigfeit jteigt und die 
Arbeitslöhne gehen troß der jtarf wachjenden Produktion zurüd. 
23 engliihe Trades-unions, die dem Board of Trade regel- 
mäßige Mittheilungen über die Arbeitsverhältniffe geben, haben 
gemeldet, daß in 1890 2,4 p&t ihrer Mitglieder, 1891: 4,7 pCt., 
1892: 8,3 p&t., ohne Beihäftigung waren — und im Januar 
und yebruar 1893 jtieg die Zahl bis 9,9 und 9,5 p&t. Unv 
die vielen und großen Strifes des legten Jahres find als Regel 
durch Herabjeßung der Arbeitslöhne oder Bedrohung mit jolcher 
Herabjegung hervorgerufen. 

Alle erkennen, daß eine allgemeine PBreisjteigerung eine fchnelle 
Veränderung in allen diefen Verhältnifjen herbeiführen, die 
Mijere der Landwirthe beendigen, einen Aufjhwung in der 
Sndujtrie hervorrufen und eine Befjerung ter Arbeiterverhält- 
nifje zu Wege bringen würde. Alle erkennen, daß eine Wieder: 
holung der Goldentdeungen in Californien und Auftralien ein 
licheres Heilmittel gegen den ftetigen Nüdgang der Breife, welcher 
Alle bedrüct, jein würde. Daß aber diefer Druc davon fommt, 
daß die Goldmenge unzulänglid, ift, mit der ftetigen enormen 
Vergrößerung der Weltproduftion Schritt zu halten, und daß 
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der Druck wächit, jedesmal wenn ein neuer Theilnehmer der 
Goldwährung jich meldet und einen Theil der Ichon jo Inappen 
Goldmenge für fih in Anfpruch nimmt, das will man nicht 
erfennen.‘‘*) 


Durd) die Geldwerthfteigerung wird die Werthverminderung jedes 
andern Befites herbeigeführt. Am einjchneivenjten trifft diejes bei ver- 
ihuldetem Haus- und Grundbefiß zu, da durch diefelbe Einwirkung die 
Schulden wahjen und der Werth des Befites jich vermindert. Der 
belaftete Grund» und Hausbejib gehört zum allergrößten Theile dem 
Mittelftande, daher ift es der Mitteljtand, der zuerjt durd) die Gelo- 

werthfteigerung ruinirt wird. Die Landwirthichaft, die auch dem Mittel- 
Stande angehört, — auch die Befiger der meiften Rittergüter müffen dem 
Mittelftande zugezählt werden — wird am unmittelbarjten von der 
Geldwerthfteigerung getroffen, weil der Landwirth feinen Einfluß auf 
die Preife feiner Produfte bejist. Die meiften auf dem ländlichen 
Grundbefiß haftenden Hypotheken rühren aus der Zeit vor Einführung 
der Goldwährung her; mit dem MWachlen des Geldwerthes wachjen die 
Schulen ohne Zuthun des Schuldners, andrerjeitS vergrößert jich der 
Kapitalwerth ohne Zuthun des Gläubigers. Wir lafjen aud, hierüber 
einen unbetheiligten Gelehrten des Auslandes, Profefjor Meenger in 
Wien, |prechen: 

„E83 unterliegt Teinem Zweifel, daß die Släubiger, aljo 
doch vorherrihend die Geldfapitaliiten, in Folge diefer unzwed- 
mäßigen und wenig überlegten Beftimmung des deutihen Münz- 
gefeges ungeheure Gewinne gemadht haben, während die 
Schuldner, welche bei dauernden Korderungen, namentlich bei 
Hnpothefenfhulden, Kapital und Zinjen jpäter in einer wejentlic) 
erhöhten Währung zu leiten hatten, einen entjpredhenden 
Berluft zu tragen hatten. Sch glaube, daß die heftigen 
Angriffe, welchen das fogenannte mobile Kapital in den legten 
zwei Sahrzehnten in befonders hohem Maße ausgejebt war, zu 
einem beträchtlichen Theile diefem ungerechtfertigten Gewinn auf 
Koften zahliofer Heiner Haus- und Grundbefiger zuzu- 
khreibemeiit ..") 


*) Prof. Dr. William Scharling, Kopenhagen: Die gejeglihe Verdrängung 
des Silber2. 
=) Die juriftiiche Seite der Balutaregulirung. 
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Daß ih in diefer Weije auch die Staatsfchulden ftetig vergrößern, 
ijt ein Nachtheil für die gefammte fteuerzahlende Bürgerichaft. 

Wenn heute von vielen und felbjt autorifirten Seiten auf die Vor: 
züge unjerer Goldwährung bingewiefen wird, jo überfieht man, daß 
wir in Wirklichkeit noch gar feine reine Goldwährung haben. Die 
Durchführung des einheitlichen Werthmefjers ijt bis jebt bei uns nod) 
nicht möglich gewejen; wir bejtten noch 400 Millionen Mark in Silber- 
thalern mit voller gejeßlicher Zahlfraft. Allerdings hat gegenwärtig in 
Deutjchland der Bundesrath das Necht, die Durchführung der Golp- 
währung zu vollenden und die noch vorhandenen Silberthaler aus dem 
Berkehr zu ziehen. Wie die Verhältnifje aber heute in der Welt Liegen, 
wird fein Bundesrath e8 wagen, die DBerantwortung diefer Mafregel 
auf fich zu nehmen. Die Bortheile der Goldwährung haben wir noch) 
nicht Eennen gelernt. Daß daher die reine Goldwährung für Deutich: 
land das beite Münzjyftem jei, das zu behaupten, bejißen wir noch nicht 
die geringjte Erfahrung, und von „unjerer erprobten Goldwährung‘ 
zu jprechen, haben wir nicht das mindefte Recht. Wohl aber haben 
‚wir dadurd, daß wir gejeglih unjer Münzipjtem allein auf das Golbd 
bafirt haben, fhon die ganze Reihe der Nachtheile der Golbwährung 
zu empfinden gehabt. | 

Soviel müfjen wir heute Far erfennen, daß der Bolbbarıuı nicht 
hinveicht zur Befriedigung des Geldbebürfniffes der ganzen Welt, und 
daß in einzelnen Ländern die reine Goldwährung nur möglid, ift, 
wenn eine Neihe anderer Staaten ein feites Werthverhältnig zwifchen 
Sol und Silber aufrecht zu erhalten im Stande tft. Darüber fann 
fein Zweifel obwalten, daß der gegenwärtige Zuftand auf die Dauer 
unhaltbar ijt. Wir haben in unferen Thalern noh 400 Millionen 
Kurantgeld, welche einen Metallwerth von der Hälfte ihres Zahlungs- 
werthes bejiten. Außerdem ift unjer NReichsjilbergeld in jo hohem Grade 
entwerthet, dag auch, hieraus fich die größten Mißftände ergeben können. 
Unjer ganzes Neihsmünziyftem fommt auf eine immer unjolidere 
Bafis, wenn nicht die Einziehung der Silberthaler und die Umprägung 
der Reichsjilbermüngen erfolgt. 

Der Goldvorrath in den Banken darf als Beweis für das ge- 
nügende Borhandenjein von Umlaufsmitteln nicht gelten, da als erite 
Tolge der Geldwerthiteigerung ein Brachliegen des Kapitals und die 
allgemeine Lähmung des Unternehmungsgeiftes in die Erfeheinung tritt. 
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Schon die Ausficht auf eine. zufünftige Steigerung des Geldes muß 
lähmend auf den Unternehmungsgeift wirken. 

Das aftive Vermögen in Preußen wird nad) der Schäßung zu 
den Vorarbeiten der Einfommeniteuer auf 76,8 Veilliarden Mark ver: 
anfchlagt und muß daher für ganz Deutichland auf mindeitens 120 Milliar- 
den Mark angenommen werden, demgegenüber haben wir nur etwa 
21 Milliarden Marf gemünztes Goldgeld.*) Ber Goldvorrath der 
ganzen Welt ift nur 15 bis 16 Milliarden Mark. Der Silbervor- 
vath der ganzen Welt im alten Berhältnig von 15Y/a:1 berechnet, 
dürfte faum die Wertbhöhe von 15 bis 16 Milliarden Maf über: 
Ichreiten, jo daß der Metallvorrath ficher in feinem Berhältuig zu dem 
aktiven Vermögen jteht. | 

Zum DBeweije, daß fein Mangel an Umlaufsmitteln bejteht, werden 
die riefigen Zahlen des Giro- und Chefverfehrs angegeben, wobei man 
überjieht, daß dieje Zahlen größtentheils der Börjenjpefulation ent- 
Ipringen und nicht einem Hin- und Herbewegen von Werthen; fie haben 
aljo mit dem Geldbedarf des Verkehrs nichts zu jchaffen. 

Da das Geldwejen jowohl in England als auch bei uns nur auf 
dem Golde beruht und da wir ung von der Unzulänglichfeit Diejes 
Währungsmetals überzeugt haben, jo fönnen wir nicht umhin, zuzus 
geben, daß der gegenwärtige Zuftand jowohl für die Deutjche Reichs- 
banf, als auch für die Banf von England ein gefährlicher tft.) Die 
Deutsche KReichshbant hat wegen des geringeren Gejchäftsverfehrs und 
der fürzeren Zeit der Golbwährung in Deutjchland noch nicht in dem 
Make Beranlafiung gehabt, das Gefährliche diejes ZJujtandes erkennen 
zu fünnen, wie die Bank von England, bei welcher der Golvabflug und 
der Mangel an Gold des Defteren bereits einen jo drohenden Umfang 
angenommen hat, dak fie zu außerordentlichen Mitteln, wie plößliche 
Iprungweije und im Hinblid auf die engliichen Verhältniffe erorbitante 
Erhöhung des Bankfvisfonts hat greifen müfjen. Eine Erhöhung des 
Banfdisfonts hat allerdings die Kolge, die Goldentnahme einzujchränten, 
und durch den darin liegenden höheren Zinsfuß den Zufluß des Golves 
aus dem Auslande zu befördern. Man wird aber derartige Zujtände 
faum nocd als jolide bezeichnen fünnen. Im Gegentheil wird man zu= 
geben müffen, daß hierin ein hoher Grad von Unficherheit liegt, und 

*) Die Zahlen in diefem Kapitel find Adolf Wagner3 Schrift „Die neuejte 


Silberfrifis und unjfer Münzwejen“ entnommen. | 
=%) Der Zufammenbruch eines einzelnen Bankhaufes verjeßte Die Bant 
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von England in die Nothimwendigkeit, Goldanleihen im Auslande juchen zu müfjen. 
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daß allerhand Zufälligfeiten den Erfolg diefes Hin und Herlavirens 
beeinträchtigen Fünnen, jo au die Möglichkeit der Einflugnahme anderer 
Staaten, welche, wie beijpielsweife Rußland, das Jurüchalten der Golp- 
vejerven auf gejeßlichem Wege ausführen. 

Eine große Gefahr in fchweren Zeiten Liegt jicher darin, daß der 
notwendige Metallvorrath der KReichsbanf zur Dedung der Reichsbant- 
noten zum Theil aus Thalern befteht, aljo aus einem gegenwärtig jtarf 
entwertheten Metal. Wenn man daher jagt, die Reichsbanf fann nad 
ihrem Metallbeftande, wenn die Vermehrung der Umlaufsmittel erforderlid) 
it, noch die Notenausgabe vermehren, jo ijt diejes mit Rüdficht auf die 
Beichaffenheit ver Metalldedung ein Mittel von zweifelhaften Werth, 
ganz abgejehen davon, daß ftatutenmäßig für die durch Metall nicht 
gedeckte Notenmenge banfmäßige Wechjeldefung vorhanden jein muß. 
Außerdem darf man nicht überjehen, dat die Dedfung jih nur auf die 
Reihsbanfnoten bezieht, daß wir aber nod 120 Millionen Mark 
Reihsfajjenjcheine (Rünf, Zwanzig: und Zünfzigmarkicheine) ohne 
jede Defung im Umlauf haben. 

Die Erjatmittel des Geldes, der Giro und Chefverfehr werden 
in fritifchen Zeiten ficher verfagen, weßhalb ein Verlaß auf den modernen 
Zahlungsausgleih durch die Bank recht bevenkflidh it. Zum Bemetje 
diene die Thatjache, daß troß ihrer ftarfen Metallreferve die Bank von 
Sranfreich doc) bald nach Beginn des deutjch-franzöfiichen Krieges Die 
Einlöfung ihrer Noten einstellen mußte. Am 11. Augujt 1870 wurde 
ir Sranfreich der Zwangsfurs erflärt; und das war zur Zeit der Doppel: 
währung und der Vollwerthigfeit der großen Silbervorräthe. 

Unfere Berhältnifje liegen heute jedenfalls jehr viel unjicherer und 
Ichlehter. Bei 120 Millionen Mark ungevdecter Neichskaffenjcheine, bei 
400 Millionen Mark entwertheter Silberthaler und bei 460 Millionen 
Mark entwertheter Silberjcheidemünge haben wir den Zwangsfurs beim 
eriten Kanonenfhuß. AUndererjeitS dürfte die Durchführung der reinen 
Goldwährung heute in Deutfhland als eine Unmöglichkeit anzujehen 
jein, Schon aus dem Grunde, weil der Verkauf der Thaler dem Reich) 
einen Schaden von Yı Milliarde verurjachen würde. Wenn ınan 1871 
die heutige, relative Silberentwerthbung vorhergejehen und das noth- 
wendige Beibehalten von 400 Millionen Mark Silberthalern, danı 
wäre wohl ficher die Einführung der Neihsgoldwährung unter- 
blieben. 





Sinkender Silberwertb — fteigender Boldwerth. 


Die ganz gewaltige Vermehrung der Goldproduftion in den fünf: 
ziger Jahren war nicht im Stande, eine bemerfenswerthe Verjchiebung 
des Werthverhältnifjes zwilchen Gold und Silber herbeizuführen, weil 
die Münzftätten von Frankreid) und anderen Ländern jedes ihnen an= 
gebotene Quantum Gold zum fejten Silberpreife abnahmen. 8 it 
daher ver Schluß durchaus gerechtfertigt, daß bei unbejchränfter freier 
Silberprägung in den Silber- und Doppelwährungsländern ein Ginten 
des Silberpreifes auch bei einer Produftionsvermehrung nicht hätte ein- 
treten fünnen. Würden die Münzitätten dem Golde verjchlofjen werden, 
jo hätte das Gold ein ähnliches Schicdjal wie das Silber zu erwarten. 
Die große, englifhe Enquete hat diefes einjtimmig, alfo auch unter Zus 
itimmung der Mitglieder der Goldwährungspartei anerfannt. Wir 
dürfen daher die Preisftürze des Silbers nicht als Folge der Vermehrung 
der Silber-Produftion auffaffen, jondern nur als eine Yolge der Ein- 
jtelung der freien Prägung. Die bemerfenswerthejten Preisjtürze traten 
ein, al8 Deutjchland feine Prägung einftellte, obwohl damals von einer 
Vermehrung der Produktion noc faum die Rede war und dann, als die 
(ten müngpolitiihen Mafregeln in Indien und Amerifa erfolgten. 
Hierfür ein Beifpiel: Am 19. Juni 1893 ftand Silber in London auf 
383/ı Bence, der Silberwerth am 30. Juni wird aber auf 30'/s ;Bence 
notirt, wir haben e8 alfo mit einer Entwerifung von über 20 p&t. zu 
thun, welche ji innerhalb der kurzen Frift von zehn Tagen vollzogen 
hat. In diefen zehn Tagen Handelt es jich weder um eine Broduftions- 
dermehrung, noch um fonft irgend etwas, was den Preisjtand des Silbers 
zu beeinfluffen im Stande gemwejen war, fondern e3 war einzig und 
allein der Schluß der indifchen Münzftätten, welcher diejen Preisfall 


herbeiführte. 
2 


Der Umjtand, daß nah der Prägungsftatiftit nach den neueren 
jinangpolitiichen Maßnahmen mehr Silber als zur Zeit der freien 
Prägung geprägt wurde, und troßdem der Goldpreis für Silber gefunfen 
it, wird für die Behauptung, daß das Silber durch natürliche nicht 
durch die gejeglichen Einwirkungen entwerthet jei, al8 Beweis angeführt. 
Diefe Thatjache it aber im Gegentheil ein Beweis dafür, daß der 
Silberwerth nicht eigentlich gejunfen, fondern daß vielmehr der Gold- 
wert) in Folge der gefeblichen Monopolifirung geftiegen ift. Durd) 
diefe Goldmonopolifirung der führenden Staaten ift das hervorgerufen, 
was für uns als „gejunfener Silberwerth” wahrnehmbar ift. 

Wenn 16-17 Milliarden Mark Gold und 16—17 Milliarden 
Mark Silber in der Welt Geldvienfte vertreten und die 16—17 Milliarden 
Mark Silber aus dem Verkehr gezogen werden, fo ift e8 ein durchaus 
natürlicher Borgang, wenn fi der Werth der 16—17 Milliarden Mark 
Gold verdoppelt. Zur Veranfhaulihung möge ein Beifpiel dienen. 
Bir nehmen an, die Beihäftigung aller PBerfonen weiblichen Gefchlechts 
als DBerfäuferinnen, Buchhalterinnen, Kafjirerinnen u. f. w. würde 
gejeßlich verboten; fann man dann erwarten, daß die jungen Männer 
für denjelben Lohn wie bis dahin weiterarbeiten würden? Keineswegs; 
fie werden |ofort mit Erfolg höhere Gehaltsanfprüche ftellen. Ganz fo 
verhält es jich mit den Edelmetallen. Wenn plöblic das Silber feiner 
 Eigenfhaft, Gelddienjte zu verfehen, entkleidet wird, wird fein Genoffe, 
das Gold feine Dienfte nicht mehr um denfelben Preis Ieiften. 

Durh Deutjchlands Uebergang zur Goldwährung und den Verfauf 
des größten Theil jeines Silbergeldes, ferner dadurch, daß der Inteinijche 
Münzbund den Ankauf und die fernere Prägung des Silbers einftellte, 
endlich, das Ränder wie: Schweden, Norwegen, Dänemark, Rumänien, 
Dejterreihellngarn, Indien den Schritt Deutjchlandg nahmachten, mußte 
ein immer weiteres rvelatives Ginfen des Silberpreifes auf dem Welt: 
markte eintreten. Das Vorgehen bdiefer Länder hat nun aber nicht allein 
den Gilberpreis gedrückt, jondern e8 hat dadurch, daß fie für das Silber 
Gold einzutaujchen juchten, das Steigen des Golowerthes bewirft. Genau 
ebenjo, wie durch das vermehrte Angebot auf dem Weltmarfte der 
Silberpreis zum Sinfen gebracht werden fonnte, mußte durch die ver- 
mehrte Nachfrage der Golopreis fteigen. Diejfe Steigerung des Golp- 
preijes hätte jelbjt dann eintreten müffen, wenn die Goldproduftion der 
Welt volljtändig genügend wäre, den Bedarf an Gold zu deden; um 
wiebiel mehr mußte diefe Steigerung vor ji gehen bei dem umzu- 
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veichenden Vorhandenjein des Soldvuorraths. Daß das Gold thatfächlic 
unzulänglich ift, um den Bedarf an Münzmetall der Otaaten, welche 
heute jhon als Goldwährungsländer zu betrachten find,, zu deden, tft 
ohne Zweifel, denn wir haben gejehen, daß die fernere Durchführung 
der Goldwährung in einem Lande jegt nicht mehr zu ermöglichen tft. 
Es find uns hierfür Beijpiel: bie Verhältniffe in Italien, Defterreich- 
Ungarn und Indien. 

Sp ift auch die in den legten Jahren fonftatirte Zunahme der 
Soldproduftion fein Beweis für das genügende Vorkommen des Golpdeg, 
fondern diefe Zunahme ift nur darauf zurüczuführen, daß durd) das 
Theurerwerden des Goldes, beziehungsweife duch das Steigen feines 
Werthes eine Vermehrung der Produktion eintreten fonnte, dadurd daß 
e8 möglich) wurde, das Gold da zu juchen, wo man 8 früher wegen 
des nicht genügenden Werthes nicht juchen durfte. Heute lohnt e8 bei 
dem enorm geftiegenen Golowerthe, dafjelde aus Duarzadern zur Se= 
winnung zu bringen, welche früher der hohen Koften wegen im Verhältnig 
zum Werth des Produktes nicht bearbeitet werden Fonnten. Diele Ber: 
hältniffe müffen jedoch nothwendig zu einer Ichnelleren Erjchöpfung der 
erreichbaren Goldvorräthe in der Natur führen. 

Daß diefe Behauptung auch vom geologiichewilfenjhaftliden 
Standpunfte aus richtig ift, beftätigte der berühmte Geologe Eduard Süß 
in einer Berfammlung in Wien im Januar diejes Jahres”), in welcher 
Dr. Otto Arendt einen Vortrag über die Währungsfrage gehalten hatte, 
mit folgenden Worten: 

„Alle noch fo gut begründeten Anjichten der Herren Ktational- 
öfongmen reihen nicht hin, die Thatjahen aus ber Melt zu 
ihaffen, welche einmal die Natur gejebt hat. Mögen die Staats- 
männer, die Regierungen und die National-Defonomen thun, 
was fie wollen, ich jchliee mit der Sicherheit, mit welcher der 
Naturforfcher gewöhnt ift, aus Thatjachen zu ichließen, daß die 
Goldwährung auf die Dauer feinen Beltand haben fan und 
daß das Silber wieder das Währungsmetall werden wird. &8 
mögen große Schwierigkeiten fommen, und man mag heute 
garnicht wifjen, wie diefe Schwierigkeiten bejeitigt werden mögen — 
bejeitigt werden je doch werben, das weiß ich bejtimmt. Darum 
glaube ich, was Sie auch gegen den Ag. Arendt vorgebragt 
haben, er wird doch jchließlich Necht behalten”. 


*) Deutjches Wochenblatt Nr. 3 vom 18. Sanuar 189. 
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Daß die Regelung der indiihen Währungsverhältniffe im Sinne 
der Regierung, wie wir jehen werden, gejcheitert ift, Iiegt vielleicht im 
MWejentlihen mit daran, daß ein genügender Goldzufluß der Unzuläng- 
Tichfeit des Goldvorraths wegen nicht zu erreichen war. Da mdien ein 
in hohem Grade producirendes und erportivendes Zand ilt, jo hätte ein 
ftarfer Goldabfluß nah Indien ftattfinden müffen, wenn nicht der all- 
gemeine Goldmangel diefes verhindert hätte. Bekannt ijt die Gewohnheit 
des indiishen DBolfes, Münzen und Edelmetalle anzujammeln vpder 
Schmudjachen aus derjelben anfertigen zu laffen, jo verjhwinden jebt 
‚jahrlih 30 bis 40 Millionen Vearf Gold, welche eingeführt werden, 
jpurlos aus dem Verkehr. In einem Nothitandsjahr wurden in Britilch- 
Sndien über 40 Millionen Darf aus Schmudgegenftänden geprägt. Die 
Edelmetallverwendung zu Schmudgegenjtänden wird fi in Ländern, 
welche bie Gilberprägung eingejtellt und dem Silber die Natur des 
Geldwerthes genommen haben, natürli” mehr und mehr dem Golde 
zuwenden. Wenn auch bei der jteigenden Verwendung der Edelmetalle 
vielleicht Feine Einfchränfung des Silberverbraudhs erfolgt, jo wird 
aber do der Gnldverbraucdh erheblich zunehmen. 

Der Goldumlauf der ganzen Welt it nach den uverläfflgffen 
Schäbungen jo groß wie die Produktion der legten 25 Jahre. Ber 
Bedarf an Gold zu anderen als Geldzweden, aljo Schmudgegenjtänden 
und Gebraucdhsartifeln, hat den gefammten, Sahrtaufende hindurh an 
gejammelten Goldvorrath aufgezehrtt. In Deutjchland find in den 
legten hundert Jahren, vor Einführung der Goldwährung 532% Mill. 
Mark Goldmünzen geprägt, al8 man nach Einführung der NReichsgold- 
währung zur Einziehung derjelben jchritt, fanden fi nicht einmal 
100 Millionen Mark vor. Der Anduftrieverbrauh des Goldes ijt 
fortwährend jteigend und verjchlingt den größten Theil der VBroduftign, 
taujende Arbeiter in allen Kulturländern jind damit beihäftigt, Gold- 
müngen einzujchmelzen und indujtriell zu verarbeiten. Sin Amerika 
wurden im Jahre 1883 zwölf Meiillionen Dollars an Gold zu induftriellen 
Zweden verarbeitet, im Jahre 1892 war biejer Verbrauch bereits 
auf 20 Millionen Dollars gejtiegen. Man darf jedenfalls annehmen, 
daß die Urjadhe der Werthichwankungen des Geldes nicht im Silber, 
jondern im Golde liegen. Die Beränderlichfeit des Golowerthes ift für 
den oberflächlichen Beobachter nicht wahrnehmbar, da er gewöhnt ift, 
alles nah dem. Öoldwerthe zu mefjen. Er hat die Empfindung: die 
einzelnen Waaren jind billiger oder theurer geworden, je nachdem er 
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mehr oder weniger derfelben für ein Golojtüd erhält. Nun jpielt aber 
heute das Silber noch eine große Rolle im Gelddienfte der Menjchheit; 
in vielen großen Reihen ijt dasjelbe nody der einzige Werthmefler. 
Wenn wir nun jehen, daß das Werthverhältniß vieler Waaren zum 
Silber in einer längeren Zeitperiode annähernd dasjelbe geblieben ilt, 
während das Werthverhältnis zum Golde fi erheblih zu Gunjten des 
Retteren verändert hat, jo werden wir die Goldwerthteigerung ohne 
Meiteres zugeben müffen. Der Beobachter bei ung wird geneigt fein, 
vom gejunfenen Silberwerth zu jprehen, der Beobachter in einem 
Silberwährungslande wird den gejtiegenen Goldwerth wahrnehmen. Da 
in Silberwährungsländern das Silber jein Werthverhältnig zu den 
wejentlichiten Rohproduften in einem viel geringeren Örade verändert hat 
als in Goldwährungsländern das Gold, muß man das Auseinander- 
gehen des Gold- und Silberwerthes weniger als einen ’Preisfall des 
Silbers, jondern vielmehr als eine Werthiteigerung des Goldes auf- 
fafien. In diefem Einne find au die vorliegenden Ausführungen jtets 
zu verftehen. Wenn der Kürze und Deutlichfeit wegen don dem ges 
iunfenen Silberwerth die Nebe ift, jo ift ftetS die relative ALerth- 
verminderung des Silber dem Golve gegenüber gemeint. 





Die Dalutadifferenzen. 


Ein Iebhafter Verkehr umfpannt heute die ganze Erde. Das Geld 
eines Landes ift von größtem Einfluß auf die Geldverhältniffe anderer 
Länder. Bevor die Folgen von Deutjchlands müngpolitiichem Vorgehen 
fi zeigten, beftanden Feine Schwierigkeiten in dem Verkehr zwijchen 
Ländern mit Metalltwährung. Valutadifferenzen*) zwilchen Golb- 
und Silberwährungsländern gab e8 nicht. Ohne Zweifel wird man 
auch zugeben müfjen, daß eine internationale Hebereinjtimmung in 
den DValuta-Verhältnifjen eine gewifje Nothwendigfeit für den inter- 
nationalen Verkehr ift. Diefe internationale Hebereinjtimmung war mit 
Ausschluß der Länder mit Zwangskurs thatjächlich vorhanden, jo lange 
der Rateinifhe Münzbund und die Vereinigten Staaten von 
Kord-Amerifa bimetalliftifch waren. Fehlt diefe internationale Ueber: 
einftimmung und das fejte Werthverhältniß der einzelnen VBaluten zu 
einander, jo werden die Wechjelkurfe**) im internationalen Verkehr 
ihwanfend, und fchwankende Wechjellurfe müffen nothwenbiger Weile 
die Gefchäfte von der ruhigen fiheren Grundlage auf das Gebiet vager 
Spekulation bringen. Die Baluta-Diiferenzen geben Veranlafjung zu 
Seichäften, welche überhaupt Feine vollswirthichaftliche Berechtigung haben 
und welche die Sntereffen nothwendiger und berechtigter Gewerbe 
ihädigen und deren Eriftenz erjhüttern. Der Handel kommt leicht aus 
feiner berechtigten Stellung, der Vermittler zu fein, der aus dem Ueber- 


*) Währung und Valuta find verjchiedene Bezeichnungen für den gleichen 
Begriff und ftellen nur zwei verfchiedene Funktionen des Geldes dar, die Währung, 
die Funktion als Werthmeffer im inneren Verkehr, die Valıta als Werthmefjer 
im Verkehr mit dem Auslande. (Dr. Otto Arendt, Leitfaden der Währungs- 
frage.) Daluta läßt fich überdies auch al der internationale Rechnungswerth der 
Geldeinheit eines Qandes bezeichnen. 

##) Der Wechjelfurs bedeutet den Werth der Valuta eines Landes in dem 
Selde eines anderen Landes. Die Papier-Valuta tft Schwankungen ohne Grenzen 
unterworfen. Die Metall-Valuta jchwankft mit dem Metallwerth, auf dem diejelbe 
bafirt ift. Der Werth der Silber-Valuta in Goldwährungsländern tft don dem 
Goldpreife des Silber abhängig und die Goldvaluta in Silderwährungzländern 
von dem Silberpreis des Golde2. 
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fluß des einen Landes den Mangel des anderen det, heraus und erhält 
die Natur eines Spielunternehmens, welches eine Waaren: und 
Werthbewegung jhafft, um aus dem Unterfchiede der Yahlungswerthe 
der verfchiedenen Ränder Nuben zu ziehen. Die Probuftiojlände des 
Randes mit höher ftehender Baluta werden fich ftets im Nachtheil gegen 
die Producenten eines Landes mit ininderwerthiger Valuta befinden. Die 
Baluta-Differenz wirft fürdernd auf die Produktion eines Landes mit 
niedrigem Geldwerthitande und erleichtert defjen Concurrenz; jie er- 
mäßigt die Schußzölle eines Landes mit hohem Geldwerthitande umd 
erhöht die Schußzölle eines Landes mit unterwerthigem Gelde. Das 
Land mit dem theuerjten Gelde hat daher den jchweriten Concurrenzfampf 
im Weltverfehr. So liegt e8 flar auf der Hand, daß die Landwirthichaft, 
als die urfprünglichfte Producentin, die Wirkung diefer Baluta-Differenzen 
am ehejten und am meilten fühlen muß, bejonders aud) aus dem Grunde, 
weil der Landwirth Feinen Einfluß auf die Preisbildung feiner ro- 
dufte hat. 

Nrecht bezeichnen ift es, wie Indien als Konkurrent in der Weizen: 
Produktion auf dem deutjchen Markt erft dann auftritt, als der Silber: 
werth in Folge der Mabnahmen der europätichen Staaten gejunfen 
war. Dur) diejes relative Sinfen des Silberwerthes gegen den Golo- 
werth konnten Wechjel und Rimejjen auf Indien in London um die 
Differenz zwifchen dem früheren und dem derzeitigen Silberwerth billiger 
gegen Gold eingetaufcht werden. Da diefe Rimefjen fi in Indien voll 
verwerthen Tiegen — denn der inbijche Getreide-Produzent zahlte nad) 
wie vor feine Löhne, Steuern, Abgaben, Zinjen u. j. w. in Silber-Rupien — 
jo erwuch8 aus diefer Differenz Der indischen VBaluta gegen die Valuta 
europäifcher Golowährungsländer ein jehr erheblicher Handelsgewinn. 
Daß derjelbe zu vermehrten geichäftlihen Umjägen anregen mußte, ilt 
jelbftverftändlich und fo jchen wir dann an dem Sinten des Silberwerthes, 
daß deffen Urfache, — Deutjhlands Uebergang zur Goldwährung — der 
deutfchen Landwirthichaft die indijche Konkurrenz auf den Hals gebracht hat. 

Aber auh Rußland gegenüber bildet die Differenz in der Dalıta 
den wefentlichiten Antrieb zum Smport ruffiiher Tandwirthichaftlicher 
Produkte nach Deutfchland. Der Aubel im ursprünglichen Werth von 
Me. 3,22 ift im Laufe der Zeit erheblihd — theilweije bereits bis auf 
die Hälfte des urjprünglichen Werthes — im Auslande gejunfen. Diejer 
niedrige Stand der rufjiihen Baluta muß zum Srport rufficher Erzeug- 
niffe, befonders Iandwirthichaftlicher, gradezu anjpornen. Der Import 
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von Rußland her in Länder mit hohem Geldwerthftand wird daher weniger 
vom Naturgejeß der Nachfrage abhängen, als vielmehr davon, ob der 
Kursjtand des NAubels ein Unterbieten oder Verdrängen der a 
Produktion des importirenden Yandes geftattet. 

Dean wendet hiergegen häufig ein, daß der dauernde niedrige Rursftand 
des Nubels im Auslande aucd) ein Sinken jeines Werthes in Rußland zur 
Folge gehabt habe. Diejer Einwand hat manches für fich, da eine Ein- 
wirkung der ausländiichen Beziehungen auf den inneren Geldwerthitand 
bei dem regen internationalen Verkehr nicht ausbleiben Fanı. Es fommt 
dazu der Zwangskurs, der feineswegs glänzende ruffifche Staatsfredit 
und die Geldvermehrung dur die Thätigfeit berechtigter und nicht be- 
vechtigter Notenpreffen. Allein die Statiitik erweilt, daß im Allgemeinen 
im Ssnnern Rußlands die Kaufkraft des Rubels nicht gefunken tft, fondern 
eher eine jteigernde Tendenz zu haben jcheint. Es dürfte der ftetig 
und unaufhaltfam jteigende Goldwerth die Baluten der Länder 
anderer Münzjyfteme langjfam nachziehen. Angenommen aber, 
diejeg wäre nicht der Jall und der Rubel ginge wirklich aud) in Rußland 
im Werthe zurüd, jo würde fidh ein derartiges Ginfen nur langjam, 
almählih und Faum wahrnehmbar vollziehen. Alle firirten Zahlungen 
wie: Gehälter und Löhne, Hppothefenzinfen, auf lange Jahre feftgefekte 
Miethen und Pachten, werden in der Geldeinheit des Landes geleiftet 
und geben den Gelbverhältniffen wenigftens in foweit eine gewifje 
Seltigkeit, als nicht das im Auslande wahrnehmbare fprungweije und 
plöglihe Fallen und Steigen möglich ift. Auf der einen ©eite eine 
gewilfe Stabilität, auf der andern Seite unbegrengtes Hin- und Her- 
ihwanten, das ijt gerade das Moment, wo die Spekulation, bejonderg 
die nicht eriftenzberechtigte, einjeßt. Das ruffishe Papiergeld hat aljo, 
wie wir jehen, im Auslande Börjenfurs, d. h., e8 ift, wie jedes andere 
Spefulationspapier von Angebot und Nachfrage abhängig. Nun wiffen 
wir, daß die Kurje an der Börje ich nicht ausschließlich nach dem 
natürlien Angebot und der natürlichen Nachfrage regeln, jondern daß 
diejelben getrieben werden fünnen durch Fünftliches Angebot, Fünftliche 
Nachfrage und die verjchiedenjten Börjenmanöver. Dafjelbe findet auch 
in Beziehung auf das rufjiiche Papiergeld jtatt. Ja der ruffische Finanz: 
Meinifter jelbit jucht Einfluß zu nehmen auf die Werthgeftaltung der 
rufitihen Banknoten im Auslande Die ruffiihe Valuta ift an der 
Berliner Börje bereits länger als 40 Jahre Höchftwahrfcheinlich rein 
füngtli in jpekulativer Abjicht aufs und abgetrieben worden. Erft mit 
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dem Sinfen des Silberwerthes begann ic) die allgemeine Aufmerkjamteit 
den Valuta-Berhältniffen zuzuwenden, und man hat von diefem Zeitpunft 
an auf diefe Art von Börjenjpiel die Aufmerkfamfeit gerichtet. 

Aber auch ohne Fünjtliche Beeinfluffung des Nubellurjes fönnen 
durch natürliche Schwankungen die Ihlimmiten Berwidelungen entjtehen. 
Bei einer Mikernte in Rußland wird der Aubel im Auslande die 
Neigung haben, zu jinfen, weil die Verwerthung der ruffiichen Kredit- 
rubel dadurch beichränft wird, daß es an Spportartiteln mangelt. Nun 
ermöglicht aber gerade der niedrige Kubelitand die Veranlagung höherer 
GSetreidepreife in Rußland und e3 fann dadurd) die Getreivenusfuhr bis 
zur Hungersnoth gejchraubt werden. Länper mit fchwanfender Baluta 
werden fich daher eben manchmal in die Nothwendigfeit verjeßt jehen, 
die Getreideausfuhr zu verbieten, wie e8 bei Rußland und Argentinien 
auch bereit3 vorgefommen it. 

Diefe Unterfehiede im Werthitande des Geldes haben fich aber im 
Zaufe der Zeit aud für die deutjche Amouftrie als erjchwerend und ver- 
(uftbringend erwiefen. Die erportivende Induftrie ift naturgemäß zum 
größten Theil auf den Erpori nad) Ländern angewiejen, welche auf einer 
geringeren Kulturitufe jtehen. Diefe Länder haben in der Pegel aud) 
eine minderwerthige und gegen ben Solowerth zurücgehende DBaluta. 
Sp it Silber zum überwiegend größten Theil das Geld Dft-Altens. 
Der Erport unferer Induftrie nach) ben Ländern Oft-Miens hatte einen 
erfreulihen Aufihwung genommen; feit einigen Jahren aber haben weite 
Tabrifantenkreife die Empfindung, ala wenn das Gefchäft jhwerer und 
ichwerer würde und jid die Schwierigkeiten allmählig big zur Unmöglid- 
feit zufpisten. So hat der deutjche Wettbewerb in China zum grogen 
Theil der indifhen Konkurrenz erliegen müffen, weil China und 
Andien*) Silberwährungsländer find, weil die chinejiiche Zahlung im 
Indien vollwerthig, in Deutichland unterwerthig Ül. 


*) Sr allernenefter Zeit perfchlechtern fich auch für Sudien die Verhältnifie, 
vergl. Kap. die Währungsreform in Sndien. 


Die Währungsreform in Öefterreich-Ungarn. 


Dur das Gele vom 2. Augnit 1892 ijt Defterreih-Ungarn zur 
Soldwährung übergegangen. Die Monarchie hatte Silberwährung, die 
Einheit war der Gulden zu hundert Kreuzern, der Gulden hatte den 
Werth von ?/s Thaler preußiicher Währung. Das Gejeb beftimmt nun, 
dag ein Gulden gleich zwei Kronen (1 Krone = 100 Heller) der neuen 
Währung ijt und einjtweilen beide Währungen, die alte und die neue 
gleichberechtigt find. Der Schuldner hat alfo den Vortheil, bei einem 
Sinfen des Guldenkurjes in Gulden und bei einem Steigen des Gulden 
furjes über 1 ME. 7O Pf. in Kronen bezahlen zu fönnen.*) Sn der 
Praris dürfte das LXebtere aber feine Bedeutung haben. Der öfterreichifche 
Gulden, ob Silber oder Papier, it jeit 1878**) vom Silberwerthe ge- 
trennt, und hat die Natur von Kreditgeld angenommen. Er bat alio 
im SInlande Zwangsfurs, im Auslande Börjenfurs. Nun beftimmt das 
neue Währungsgejeb jein Verhältnig zur neuen Goldmünze, der Krone, 
worin eine gejebliche Firirung des Guldenwerthes Liegt, welche in der 
Weije wirkt, daß jie das Höherfommen des Guldenwerthes ausfchliekt, 
ohne das Sinfen defjelben hindern zu fünnen. 

Die neue Krone hat einen Goldwerth von 85 Pf. deutfcher Neichs- 
währung und ijt jomit der Gulden auf einen Goldmwerth von einer 
Marf und jiebzig Pfennig Deutjcher Neihswährung firirt. Dejterreich- 
Ungarn bat daher feine Währungsreform in anderer Weife vorgenommen, 
als Deutjchland, welches die neue Währung in ein rechnerifches Ber: 
hältnig mit der früheren ©ilberwährung brachte, in der Weile, daß der 
Thaler den Werth von ME. 3,00 der neuen Reichs-Goldwährung erhielt. 
Sn Dejterreich hat aber die neue Goldwährung den Werth des Gulden 
heruntergejeßt; derjelbe hatte den Silberwerth von ME. 2,00 und hätte, 


*), Dr. Stall, die Zukunft ded Silber2. 

=), Sm Sahre 1878 mußte jih Defterreih dazu enticgliegen, feine Miüntz- 
ftätten dem Silber zu verjchließen, weil das Silber in einem der DREI NEON 
Regierung unerwünschten Grade nad) Defterreich einftrömte. 
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wen die NRegulirung in derfelben Weije erfolgt wäre wie in Deutjich- 
land, auch den Goldwerth von ME. 2,00 erhalten müfjen. Hierdurd) 
ift der öfterreichifcheungarifche Grundbefiter, der Produzent und jeder aus 
früherer Zeit zu Zahlungen Verpflichtete in ganz erheblichen Bortheil 
gegenüber den entjprechenden Kreifen in Deutichland gefommen. Mean 
fann fi die Wirkung diefer Art der Währungsreform dadurd, Klar 
machen, daß man fich vorftellt, bei uns in Deutjchland hätten jämmtliche 
Schuldner ftatt 3 ME. nur 2 ME. 55 Pf. zu zahlen, wenn wir unjere 
Reichsgoldwährung auf daffelbe Verhältnig zur früheren Währung ge- 
febt hätten, wie Defterreich-Ungarn. Daß diejes den deutjchen Erport 
nach Oefterreih- Ungarn erjchwert, und den djterreihifcheungariien 
Erport nad Deutfchland erleichtert, geht aus dem Kapitel über „Die 
Balntadifferenzen” hervor. Der hohe Geldwerthitand Deutjchlands er- 
Ihwert auch hier den Erport und prämiirt den Import. Diejes für 
Deutjchland jo unvortheilhafte Verhältniß verjchlimmert fi noch) durch das 
Goldagio,*) welches bald nah der Währungsreform in Deiterreich- 
Ungarn in die Erfcheinung trat und fi) allmählig vergrößerte. (8 
ift diefes der befte Beweis dafür, dag man in der Finanzwelt fein Ber 
trauen zu der Fähigkeit Defterreih-Ungarns hat, die reine Goldwährung 
zur Durhführung bringen zu fünnen. 

DefterreiheUngarn Hat fih in ein gefährliches und Foftipieliges 
münzpolitifches Erperiment geftürzt ohne zwingenden Grund, denn der 
öfterreichifche Creditgulden hatte im Auslande vor der Regulirung einen 
beffern Kurs als heute. Mean hätte fich die Erfahrungen Deutjchlands 
zunuße machen können — man hat es jedody anders gewollt. 





*) Agio tft ein Aufgeld, welches fiir Edelmetall oder Sdelmetallgeld gezahlt 
wird, wenn es für Papiergeld oder unteriwerthiges Zandesmetallgeld gekauft wird. 





Die Wäbrungsreform in Indien. 


Wie ji Defterreich-Ungarn eine Goldwährung auf dem Papier 
verichaffte, fo verjuchte Indien eine Soldwährung ohne Gold einzuführen. 
Ber ver Silberwährung in Indien hatte jih die Bevölkerung des 
Randes wohl befunden. Seit Beginn der internationalen Goldwerth- 
jteigerung vrentirte der Aderbau in einer früher nicht gelannten 
Weile; Handel und Anduftrie nahmen einen bedeutenden Auf- 
Ihwung und mit dem relativen Sinfen des Silberpreijes auf dem Welt: 
marfte wuchs der Wohlftand der indischen Bevölkerung. Anders gejtaltete 
fich aber das Verhältnig für die indifche Regierung. Die jehr bedeuten- 
den Staatsfchulden, die im Laufe der Zeit contrahirt waren und die 
großen Eifenbahn-Anleihen, die auf dem Geldmarfte von London auf- 
genommen waren, legten der Negierung die Verpflichtung auf, die Zinjen 
in Gold zu zahlen. Mit dem Sinfen des Silberwerthes jant nun 
natürlich auch die indische Balıta in London und es mußte zur Be 
zahlung der Zinjen immer mehr und mehr Geld aufgewendet werden. 
Zahlungen von 500 NRupien zur Zeit des alten Werthverhältnifjes 
zwilhen Gold und Silber erforderten zuleßt bereits SOO Nupien, jo 
daß die indifche Negierung fich thatfächlih in einer jchweren Nothlage 
befand. Diefelbe hat Jahr für Jahr auf das Eindringlichite bei der 
engliihen Regierung Borjtelungen erhoben, daß eine internationale 
Regelung der Währungswirren, eventl. eine internationale Annahme der 
Doppelwährung anzuftreben jei. Dieje Schritte find aber jtet8 erfolglos 
geblieben, da die engliiche Negierung zu Feiner Concejjion in diejer 
Beziehung jich bereit finden ließ. Die Verlegenheit der indijhen Ne= 
gierung war über alle Begriffe groß geworden. In dem Rechnungs- 
jahr 1892/93 hat die indiiche Staatskafje an den Negierungswecjeln 
über 87 Millionen Nupien verloren. Eine Steuererhöhung war nicht 
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möglich, weil die Bevölkerung von Indien jhon eine verhältuigmäßig 
jehr Hohe Steuerlaft zu tragen hat. 

An diefer verzweifelten Lage hat nun die indiihe Negierung zu 
einem Mittel gegriffen, welches Abhilfe, oder wenigitens Erleichterung 
der Schwierigkeiten, bringen follte; doch hat jich diefe Hoffnung nicht 
erfüllt, 

Durd Dekret vom 26. Juni 1893 wurden die indifchen Münz- 
ftätten der freien Silberprägung gejchloffen*) und der Rupie ber Werth 
von 1 Schilling 4 Pence beigelegt; das heist 1 Schilling 4 Vence 
bildete den Werth, zu welchem englifches Gold feitens der indilchen 
Kaffen angenommen werden jolte. Der Minimalpreig,. zu welchem 
indische Regierungswechjel verkauft werden durften, wurde auf 1 Schilling 
34 Vence feitgefebt. Der urfprüngliche Aupienwerth Hatte 2 Schilling 
betragen. Dadurch, daß man diefelbe nun auf einen um 8 Vence er- 
niedrigten Werth firirte, hoffte man der Thatjache Des gefunfenen ©ilber- 
werthes genügend Rechnung getragen zu haben. Terner hoffte man die 
Schwankungen des indiihen Wechjellurjes im internationalen DBertehr 
namentlich an der Londoner Börfe, hierdurch bejeitigt zu haben. 

Der indifhe Trefor in London verkauft jährlih für 14 bis 
19 Millionen Pfund Sterling Negierungswechjel, welche ber indijche 
Sekretär in London auf Indien zieht. Diefe Negierungswechjel hattert 
bis dahin ftetS den Preisitand des jeweiligen Silberfurjes. Man hoffte 
nun, daß durd) die Loslöfung der Rupie vom Silberpreije ungemünztes 
Silber, wegen des niedrigeren Werthes defjelben, weniger zu Pimejjen 
auf Sndien benußt werden, und daß hierdurch eine größere Nachfrage 
nach den Regierungswechjeln entftehen würde, wodurd der Preis der- 
felhen die firirte Höhe dauernd beibehalten würde. Diele Hoffnung hat 
fich, wie Schon gejagt, als trügerijch erwiejen. € ift nur einmal, bald 
nad Erlaß des neuen Defrets, für Eurze Zeit der Preis von 1 Schilling 
4 PVence für die Nupie des Negierungsmwechjels erreicht worden. 

Da bald der gejehliche Minimalpreis von 1 Schilling 3'/ı Bene 
für die Rupie beim Verfauf der Regierungswechjel nicht mehr zu erreichen 
war, fo mußte die indifche Negierung wiederholt Goldanleihen bei der 
Bank von England zur Bezahlung ihrer Zinjen macden. 


*) &3 jet hier noch befonders darauf Hingemwiefen, daß fich diejfe Stitirung nur 
auf die freie Silberprägung bezieht. Die indifche Regierung hat fich die Silber- 
prägung vorbehalten ganz wie Defterreih-Ungarn jeit dem Sahre 1879. 
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Diefer operative Eingriff in die indifhen Müngverhältniffe hat 
nun die Aupie vom GSilberwerth Iosgelöjt und hierdurdy das Gejchäfts- 
verhältnig mit anderen Xändern, die heute noch Stlberwährung haben, 
wie die grogen Reiche DOft-Ajtens, verdorben. Es ijt hierdurch die 
Konkurrenz indischer Yabrifen in den ojtafiatifchen Silberländern er- 
Ichwert. Andererjeits hat dieje Xoslöjung die gewürjchte feite Anlehnung 
an die Goldvaluta Englands nicht erreichen fünnen. &8 ijt aljo die 
indiihe Rupie eine Münze ohne jede natürliche Grundlage geworden. 
Der Werth pendelt nunmehr unficher zwilchen Gold- und GSilberwerth. 
Der einzige fejte Punkt ift der, daß fie nicht über 1 Schilling 4 VBence 
jteigen fann. Die Rupie ijt hiermit ein von dem Münzwerth ab- 
weichendes Werthzeichen geworden, ähnlich) dem Papiergeld, demjelben 
jedoch nachjtehend injoweit, als in allen Ländern ohne Zwangsfurs das 
Vapiergeld in Metall umgewandelt werden fann. Die Aupie ift alfo 
eine Münze, ähnlich denjenigen, welche in früheren Zeiten, unter Ver- 
ihlechterung des Münzfußes, geprägt wurden von Müngherren, die man 
Kipper und Wipper nannte. Die Rupie hat dur ihre Werthfirirung 
weder einen feiten Silber: nod, einen feiten Goldwerth. 

sn Sndien giebt e8 eine Reihe autonomer Fürjten, welche das 
Münzregal noch befigen und welche von der englifchen Regierung an 
dem Ausprägen von Silber, das für fie ein gewinnbringendes Gejchäft 
geworden ijt, nicht gehindert werden fünnen. Außerdem dürften die 
indiihen Berhältnifje auc, die Möglichkeit der Talfhmünzerei in hohem 
Grade erleichtern. Jedenfalls ift es TIhatfache, dag die Silberfendungen 
nach Indien jeit dem Schließen der indischen Regierungsmünzen nicht 
nachgelaffen haben, fondern im Gegentheil eher tärfer geworden find. 

Die Entwidelung der Berhältniffe Hatte num dahin geführt, zur 
Zahlung von Verpflichtungen Schulden aufzunehmen. Diejer Zuftand 
it natürlich nicht lange haltbar; und jo jah fich die indilche Regierung 
genöthigt, die Verfügung über den Minimalpreis der Rupie aufzuheben 
und zunächjt von Jall zu Fall über den VBerfaufspreis diefer Negierungs- 
wechjel zu bejchliegen. &8 dürfte diejes nur der Mebergang dazu fein, 
dag man wahrfcheinlih in gar nicht langer Zeit ganz einfach wieder 
die indischen Regierungswechlel zu Silberfur8 an der Londoner Börfe 
verkauft. Diejer Zeitpunkt, der fommen muß, hat dann die indifche 
Währungsreform in das Gegentheil umgejhhlagen. Man wollte dur 
die gejeßliche Maßregel die Baluta Hoch halten, hat aber durch Ein- 
tellung der Silberwährung den Goldpreis für Silber um 20 ypE&t. 
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gedrüdt, ohne daß man den Stand der DValuta vom Silberpreife 
trennen fann. 

Mie tief einfchneidend zum Schaden Indiens die gegenmärtige 
Sinanzmaßregel bereits gewejen ijt, geht daraus hervor, daß der jtet8 
vorhandene Ueberfhuß der Ausfuhr des Landes über die Einfuhr in 
das Gegentheil umgefchlagen ift. Am 26. Juni 1893 wurden die in- 
difchen Münzftätten gejchloffen, und jchon in der Zeit vom 1. Juni 
bis 1. Oktober ift ein Ueberfhuß don 26 Millionen Rupien an ein- 
geführten Waaren über die ausgeführten zu verzeichnen, während diejelbe 
Zeitperiode des Vorjahrs einen Heberihuß an Ausfuhr von 65 Millionen 
Nupien aufmweiit *). 


*, Hermann Schmidt, London. 





Die Dorgänge in Yordamerifa.”) 


Seit 1848 begann die aufßerordentlih jtarfe Goldprodultion im 
den Vereinigten Staaten, troß derjelben führte indejjen der Bürgerfrieg 
zur Papierwirtfchaft. Es war unter der Herrichaft des Zwangsturies, 
als bei einer rein münztechnifchen Vorlage, wie behauptet wird durd) 
Betrug, jedenfalls ohne daß es irgendwelche Aufmerkjamfeit erregt hätte, 
1873 die bis dahin geltende gejeßliche Doppelwährung bejeitigt wurde, 
indem die Prägung von Silberdollars verboten ward. &8 it Dies ber 
Ausgangspunkt der amerifanifhen Währungsfämpfe. Die Silberproduftion 
war mittlerweile in den Vereinigten Staaten ftark angewachjen, und als 
die Folgen der Ginführung der Goldwährung in Deutjchland zur 
Silberentwertbung führten, entjtand in Amerika eine jtarle Bewegung 
für dag Silber, die aber niemals hätte fiegen können, wenn fie jich auf 
die „Minenbefiter” beichräanft hätte Man darf nie überjehen, daß 
damals der Zwangsfurs beitand und die Wiederaufnahme der Baar: 
zahlungen, die man anftrebte, durch) das Silber erleichtert werden mußte. 
Zudem fürchteten die Vertreter der produzierenden Stlajjen, namentlic) 
der Landwirtihaft und der nduftrie, eine Dertheuerung des Geldes 
durch die Einführung der Goldwährung. So Tam im Sommer 1876, 
zu der Zeit, als in London die erjte Silberpanif herrjchte und der 
Silberpreis zum erjten Mal bis 46% Pence geworfen wurde, in 
Wafhington der Beichluß des Nepräjentantenhaufes zu Stande, die freie 
Silberprägung wiederherzuftellen, alfo das furz vorher 1873 unbemerkt 


*). Diefe Ausführungen find mit gütiger Erlaubniß einem im Deutjchen 
Wochenblatt erichienenen Auffa von Dr. Otto Arendt entnommen. 
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pafiierte Gefeß wieder aufzuheben. Diejer Beihlug reichte aus, um die 
Silberpanit zu befeitigen und Silber faft wieder vollwerthig zu machen. 
Im Sanuar 1877 ftand Silber wieder 58% PBence, da verwarf ber 
Senat die Doppelwährung und gleichzeitig begannen jtarke deutiche 
Silberverfäufe, jo daß die Entwertung des Silbers von Neuem begann. 

Nach Iangwierigen parlamentarifchen Kämpfen kam man zu einem 
Kompromii. Man führte nit die freie Silberprägung ein, aber man 
prägte wieder Silber. Monatlich jollte die Regierung für mindeiteng 
‚2 und für hödjtens 4 Millionen Dollars Silber anfaufen und zu 
Rurantgeld ausprägen. Das Gefeß war 1878—90 in Kraft und hat 
‚nach beiden Richtungen Hin enttäujcht. 

Die Goldpartei erklärte, daß diefe Silberprägungen das Gold 
verdrängen und die Goldvaluta, die jeit 1. Janııar 1879 hergejtellt war, 
bedrohen würden. Sie behielten nicht Recht. Gerade umgekehrt, jeit 
1880 begannen die jtarfen Golderporte von Europa nach Amerika. 
Man hätte nody lange weiter prägen können, ohne die Baluta zu ges 
fährden. Aber andererjeits hatten ich auch die Hoffnungen der Silber 
parter nicht erfüllt, daß die beftändigen Silberfäufe der Negierung der 
Silberentwerthung ein Ende machen würden. E8 lag das zum Theil an 
der ftarfen Steigerung der Silberproduftion, zum Theil daran, daß die 
Münzkonferenzen von 1878 und 1881 fheiterten und Silber, des feiten 
Haltes der freien Prägung beraubt, dur limitirte Prägungen allein 
vor Preisihwanfungen nicht bewahrt werben fonnte. 

Sn richtiger Erfenntniß hiervon entjtand nun eine Bewegung, auf 
Freigabe der Silberprägungen, und e8 jhien fait, als ob dieje Bewegung 
fiegen würde, da wiederholt das Repräfentantenhaus mit wachjenden 
Mehrheiten für freie Prägung votirte: allein der Senat leijtete Wider- 
itand, und fo fam 1890 ein neues Kompromig zu Otande — die 
ShermanBill. 

Diefe bejtimmt, daß die Regierung monatlih 4'/ Mill. Unzen 
Silber Faufen muß und dagegen WBapiergeld auszugeben hat. Eine 
Unze hatte vor der Entwerthung einen Werth von 1,29 Dollars — der 
heutige Preis ift 69%/5 Cents. -— Der Ankauf entiprach ungefähr der 
Sejammtproduftion der Vereinigten Staaten an Silber und jtellte eine 
jo ftarfe Vermehrung der Silbernachfrage dar, daß eine rajche Steigerung 
des Silberpreifes eintrat, der im Auguft 1890 wieder 54°/s Pence er 
veichte. (Dem alten Werthverhältnig von 1:15,5 entjpricht ein Silber- 
preis von 60°/s Vence, die Iebte Preisnotiz ift 311/ PBence,) Allein 
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wieder trat eine Enttäufchung ein. Der Umstand, daß die freie Prägung 
und damit das natürliche Sicherheitsventil fehlte, ließ die Silber- 
ipefulation zufammenbrechen, der Silberpreis fiel jo rajch, wie er ge- 
jtiegen war, und als nun Goldabfluß aus den Vereinigten Staaten ein= 
trat und fchwierige, wirthichaftliche Verhältniffe, die mit der Shermans 
Bil an fi nichts zu thun hatten, eine Handhabe boten, begann eine 
heftige Agitation auf Bejeitigung der Sherman-Bill. 

Die Sherman-Bill ift nun gefallen. Der Schwerpunkt diejes 
Greigniffes Kiegt nicht in der Möglichkeit weiterer Silberentwerthung, 
fondern darin, daß die Vermehrung des amerifanifchen Geldumlaufs 
duch das Silber Fünftig aufhört. Die Prägungen auf Grund ber 
Blandbill, die Silberfäufe duch die Sherman-Bill führten in gorm 
von Silbercertififaten und Schaßjheinen dem Verkehr bejtändig Gelb: 
mittel zu. Das Hört jegt auf. Künftig Tann nur Gold den Umlaufs- 
bedürfnifien der Vereinigten Staaten Genüge thun. 


Die internationale Doppelwäbrung. 


Bei Vertheidigung der Goldwährung beijhränft man jich in der 
Pegel auf den münztehnifchen Theil der Währungsfrage, auf die 
Hervorhebung der Vortheile in münztechnijcher Beziehung. Wenn da- 
gegen auch wenig einzuwenden tft, jo muß doc hervorgehoben werben 
daß in Hinficht auf die leichte und bequeme Verwendbarkeit Feineswegs 
das Goldgeld die gerühmten Annehmlichkeiten bejitt, da gegenüber ber 
Mehrzahl der täglichen Ausgaben im Verkehr die im Goldgeld verkörperte 
Summe zu groß tft und der Wechjelns bedarf. Silber ijt das Geld des 
Mittelftandes und läßt jih dur Gold in den meilten jeiner Junktionen 
nicht erjegen. Handelt es fih darum, die Unbandlichleit größerer 
Silbermengen zu befeitigen, jo fann man durd) Banknoten, für welche 
die Silberdefung in der Reichsbanf Liegt, genügende Verkehrserleichterung 
ihaffen. Gold ift im Nothfalle ganz zu entbehren, Silber nicht. 

Der urjprüngliche Standpunkt der Goldwährungspartei, joweit fie 
nicht unter dem Einfluß Fapitalijtifcher Intereffen jland, war der, dab 
zu viel Gold da jei und man für eine vermehrte Verwendung des 
Soldes jorgen müfje; ferner daß es zu wenig Silber in der Welt 
gäbe und man daher die Verwendung des Silbers zu bejchränfen habe. 
Natürlich tft diefer Standpunkt heute nicht mehr aufrecht zu erhalten, 
zumal auch der Traum, ‚eine Währungseinheit der Welt, auf Grund 
der Goldwährung zu erreichen, zerronnen if. Es dürfte auch Heute 
faum noch) Jemand fein, der die Goldwährung von diefem Gefichtspunfte 
aus vertheidigt. Heute ift die Vertheidigung der Goldwährung an 
andere Elemente übergegangen. 

Man hat bis dahin gefliffentlich in der Goldwährungsprefje Die 
Währungsfrage als etwas jo jchwieriges Hingejtellt, nur um die große 
Maffe des Publitums davon abzuhalten, fi mit derjelben zu bes 
ihäftigen. So war e8 denn aud) möglich, daß dieje ‘Preije einem ur 
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theilslojen PBublilum gegenüber die letten Vorgänge in Indien und 
Amerifa al8 ZTriumphe der Goldwährungstheorie vorgeben Tonnte, 
während wir im Gegentheil jahen, daß diefe Borgänge die Wirkungen 
eijernen Zwanges, hervorgerufen durh die Nachtheile der Gold- 
währung waren. Die Golvwährungsprefie hat es verftanden, das all- 
gemeine Interejje an diefer jo einjchneidend wichtigen Frage vollitändig 
einzujchläfern. Nun beginnt e8 in immer weiteren Streifen zu tagen; man 
findet immer mehr, daß die Sade an fi Höchft einfach ift, man hat 
immer mehr und mehr die Empfindung, als fiele es wie Schuppen von 
den Augen. 

Fürst Bismarf hat die Kinappheit des Goldes mit einer Dede 
verglichen, mit der alle VBölfer fich bedecfen wollen, welche aber für alle 
zu Klein ift und nun hin= und hergezerrt wird. 

Alles was auf die Vermehrung oder Verminderung des Gold: 
vorraths in der Welt von Einfluß ift, muß auf die Veränderlichkeit des 
einzigen Werthmefjers, auf das Länger: oder Kürzerwerden der goldenen 
Ele hinwirfen. Es ift daher ganz natürlich, daß ein Metall die 
Stätigfeit nicht bieten Fan, welche dadurch vorhanden fein würde, wenn der 
Geldwerth auf zwei Metallen bafirt wäre. Die Schwankungen müßten 
jich naturgemäß vermindern dadurh, daß fie fich über ein viel größeres 
und weiteres Teld erjireckten. Zur Erklärung hierfür ift Häufig das 
DBeijpiel von zwei Wafjerbehältern angeführt worden, welches bier feiner 
Anfhaulichfeit wegen wiederholt werden fol. Hat man zwei Waffer: 
behälter, welche von einander getrennt gehalten werden und jchöpft eine 
beftimmte Duantität des Waffers aus dem einen heraus, jo wird fid) 
die Oberfläche durch Sinfen des Wafferjpiegels verändern. Stehen nun 
beide Wafferbehälter in Verbindung mit einander, jo wird fich durd 
Zufließen aus dem anderen Wajjerbehälter die Oberfläche des erften Be- 
hälters in viel geringerem Grade verändern und umgekehrt wird das 
Zugießen von Wafler in einen für fich abgefchloffenen Behälter eine 
jehr viel höhere Anfüllung verurfachen, als wenn diejer Behälter mit 
dem anderen in Verbindung fteht und ein Theil des Ueberflufjes durch 
ven Berbindungsfanal fi in den anderen ergieft. 

Das Wejen der Doppelwährung befteht alfo nicht in zwei von 
einander unabhängigen Wertämefjern, jondern in der Heranziehung der 
beiden Edelmetalle Gold und Silber zu einem Werthmefjer; das heikt 
die Ausprägung don beiden Metallen zu Kurantgeld in einem gejeßlic 
bejtimmten Werthverhältniffe zu einander. 
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„Die Möglichkeit, ein feites Werthverhältniß zwilchen 
Gold und Silber aufrecht zu erhalten ift jowohl wiljenihaftlic 
als aud) durd die Erfahrung erwiefen. Nicht Bimetallismus, 
fondern Monometallismus ift das neue, jelbjt in England ilt 
Monometalismus erft in modernen Zeiten eingeführt. England 
war ein altes, bimetalliftifches Land und verließ den Bimetal- 
(ismu8 erft 1816, in England erfannte jelbjt jeder Anhänger 
der reinen Goldwährung an, daß Gold im Werthe gejtiegen war, 
jteigt und fortfahren muß zu fteigen *). 

Der ftetig wachjende Verkehr, der fi ausbreitende Handel und 
die fteigende Bevölferungsziffer werden das Bedürfnig nad Umlaufs- 
mitteln ftetig vergrößern. Diefen Anforderungen wird natürlich ein 
einziges Metall mit allen den von Zufälligfeiten beeinflußten Schwanz 
kungen jo gleihmäßig und regelmäßig nicht nachzukommen im Stande 
fein, als zwei Metalle. Aud) der Einfluß des gejeßgeberiihen Vorgehens 
der einzelnen Staaten wird in hohem Grade Schwanfungen in dem 
Werthe des Goloes hervorzubringen im Stande jein. Nenn ein Staat 
fi) entichließt, zur Goldwährung überzugehen und beitrebt ift Gold an 
fich zu ziehen, jo wird er diejes Gold, defien Produktion nicht beliebig 
gefteigert werden fann, natürlich anderen Staaten entnehmen müfjen. Das 
Gold, dag von dem einen Lande angezogen wird, wird natürlich in dem 
anderen Lande fehlen und es muß nothwendigerweile diefes ehlen em= 
pfunden werden. 

St die Regierung von den Vorzügen und der Durchführbarfeit 
der reinen Goldwährung überzeugt, jo tft es ihre Pflicht, Diejelbe 
durchzuführen; dev gegenwärtige Zuftand Der hinfenden Goldwährung 
ift ein folcher, daß in demjelben fein dauerndes Fortfommen liegen 
kann, was in dem Namen auch bereits aufs deutlichjte ausgejprochen ilt. 
Wirthichaftliche Krankheit und jchwere wirthfchaftliche Krijen wurden 
bereits bei Einführung der Goldwährung von bedeutenden National: 
öfonomen voraus gefagt. Aber die Erjcheinungen der neuejten Zeit 
machen e8 den Regierungen unmöglich, den Währungsverhältnifien ihre 
Aufmerkfamfeit länger zu entziehen. 

Wenn nun das Silber feiner Beftimmung, als Geld zu dienen, 
entzogen wird und dieje jeine Zunftionen allein dem Öolde übertragen 
werden, welches bis dahin als Genofje des Silbers den Geldbedarf der 





*) Dr. Waljh, Erzbiihof von Dublin. Bimetallismus und Monometal- 
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‚Welt zu befriedigen bejtimmt war, jo muß durch. diefe Verkürzung an 
Umlaufsmitteln ein Manko eintreten. — Wenn wir num fehen, daß ver 
Seldwerth auf edlen Metallen bafirt ift, fo muß der Geldwertb ganz 
natürlic) mit diefen edlen Metallen fteigen und fallen. Das Steigen 
und allen eines einzigen Metalles tritt: aber leichter ein, als das 
Steigen und Fallen zweier Metalle, welche durch ein feites .Verhältniß 
mit einander verbunden find. Auf diefem feften Verhältniß, : welches fo 
lange bejtand, als der Lateiniihe Müngbund die freie Silberprägung 
aufrecht erhielt, it auch. noch die deutiche Goldwährung, oder richtiger 
gejagt, unjere gegenwärtige hinfende Währung aufgebaut. Hier haben 
wir aud) den charakteriftiichen Unterjchied zwifchen Englands Goldwährung 
von 1816 bis 1873 und unfern heutigen Zuftänden. Englands Gold- 
währung jah fi einem feiten internationalen Werthverhältnig zwifchen 
Sold und Silber gegenüber. Englands Goldwährung war natürlich, 
gewifjermaßen aus den Verhältniffen herausgewachlen. Das Land war 
allmählich in den Beftib eines genügenden Goldfchates gekommen und 
hatte nicht nöthig, Silber abzujtoßen. Durch das Vorgehen Englands 
war aljo nicht eine Nachfrage nah Gold und ein Angebot von 
Silber entjtanden. 

Da wir es mit einem fonjtanten Steigen des Golowerthes in Folge 
der vorher angeführten Berhältniffe zu thun Haben, ift das Gold als 
alleiniger Werthmefjer durchaus ungeeignet. Die Elle, nach welcher die 
Produkte gemefjen werden jollen, ift aus ihrer Natur, ein fejter Werth- 
mejjer zu jein, herausgetreten und verlängert fich ftetig mehr und mehr. 
Hieraus entjpringen nun die verderblichiten Folgen für die gefammte 
produktion, namentlich für die Landwirthichaft. Die länger werdende 
Elle hat 8 zur Folge, daß von den Produkten, welche an ihr gemeffen 
werden, allmählich mehr und mehr zum Austausch gegen das Gold, den 
einzigen Werthmefjer, hingegeben werden müjfen. 

Das franzöfiiche Münzgejeb von 1803 bejtimmt das Verhältnig von 
Gold und Silber auf Grund von Jahrhunderte alten Erfahrungen auf 
1:15. 1 Pfund Gold jollte 15%, Pfund Silber werth fein; für 
1 Pfund ungeprägten Gyfdes follte man 1 Pfund Gold in geprägten 
Goldmünzen oder 15, Pfund Silber in geprägten Silbermüngen er: 
halten, und umgefehrt für 15, Pfund ungeprägten Silbers 15%, Pfund. 
Silber in geprägten Silbermünzen oder 1 Pfund Gold in geprägten 
Goldmünzen. — Bis 1865 wurden in Frankreich auch die Sceidemünzen 
vollwerthig ausgeprägt. In diefem Jahre fchloffen ih Belgien, die 
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Schweiz und Stalien dem franzöftichen Münziyftem an, und dadurd) ent- 
itand der Iateinifche Weünzbund, dem im Kahre 1868 noch Griechenland 
beitrat. Die Doppelwährung hat aljo in Frankreich eine fiebztgjährige 
Erfahrung Hinter fi; es ijt durd) feine Thatjache die Unbrauchbarkeit 
diefer Währungsform erwiejen. | | 

Wohl meifteng ohne zu ahmen genofjen bis 1875 jowohl die Öold- 
ala auch die Silberwährungsländer Die Vortheile der Doppelwährung, da 
der Lateinische Münzbund im Stande war, das fefte Werthverhältnis der 
beiden Edelmetalle zu einander aufrecht zu erhalten. Deit Aufgabe Diejes 
feften Werthverhältnifjes ill etwas Altbewährtes verlaffen und eg ijt ein 
Schritt ins Dunkle gethan, von dem man heute jchon jagen Fann, daß 
e8 fein glücklicher Schritt geween it. Wir fönnen jagen, daß wir bis 
zum Sahre 1873 gewijjermaßen eine Welt-Doppelwährung gehabt haben, 
da auch reine Gold- und Silberwährungsländer fowohl untereinander als 
auch mit Xändern ver Doppelwährung in gejhäftliche Verbindung treten 
fonnten, ohne daß Werthichwankungen die fejie Vereinbarung beeinträd) 
tigten. Im dem lateinischen Münzbunde war die Gewähr, daß jowohl 
Silber- wie Goldwährungsländer als auch die Länder der Doppelwährung 
gegenfeitig ein fejtes MWerthverhältnis für den Austaufjch der MWaaren und 
die Berechnung hatten. Deutjchlands Vorgehen hat den Uebergang zur 
Weltl-Goldwährung zur Folge gehabt, da eine ganze Keihe von Staaten 
theils freiwillig, teils durch die Verhältniffe gezwungen dem Vorgehen 
Deutichlands gefolgt find. Wir jehen hieraus, dar Deutjchlandg Bor: 
gehen den Hebergang zur elt-Goldwährung einleitete und gewifjermaßen 
nothwendig machte. Daß dieje PWelt-Goldwährung aber nicht dDurchführs 
bar ımd etwas ganz Unmögliches tft, darüber pürfte . fein Zweifel mehr 
beitehen. 

Die Welt würde thatjächlich in der größten Berlegenheit jein, wenn 
fie nicht in dem Silber ein Metall hätte, daß dem Geldbebürfniß in Ges 
meinjchaft mit dem Golve wenigitens für abjehbare Zeit zu genügen im 
Stande wäre. Das Silber hat durch Jahrtaufende der Menschheit die 
werthvolliten Dienjte als Geld geleiitet und wird fie wieder leijten. Den 
foloffalen Srrthum am Ende des neunzehnten Jahrhunderts, das Silber 
als Miünzmetall verbannen zu wollen, wird man. in Fünftigen Jahrhuns 
derten nicht verjtehen. 8 muß daher das Silber auch wieder voll in 
jeine Rechte gejeßt werden; wir müffen wieder freie Prägung haben. 
Seder andere Ausweg, der nur bie Bezeihnung eines Peothbehelfs bean- 
ipruchen fann, wird das Srundübel unferer Zeit, die Geldvertheuerung 


nicht bejeitigen. Cie anderes Mittel, als die freie Silberprägung auf 
Grund internationaler Vereinbarung fann vielleicht den Zufammenbrud) 
der Verhältniffe hinausjchieben, aber nicht ihre Gefundung herbeiführen. 
Yicht um Hebung des Silberwerthes handelt es fich, jondern um 
Zurüdführung des Goldwerthes auf den Standpunkt vor 1873. 

Nur von der freien Silberprägung dürfen wir Hilfe erwarten. 
Ale anderen Mittel Fönnen die Goldwerthiteigerung nicht bejeitigen, 
jelbjt wenn fie befjer funktioniren jollten als Bland-Bill und Sherman- 
Bill in Amerika. Kann die reine Goldwährung fich nicht behaupten, fo 
muß fie fallen; jilberne Krücen wollen wir derfelben nicht leihen. Drei 
Punkte dürfen nicht überjehen werden: 

1. muß der Goldwerth zurücdgeführt werden, 

2. muß das Silber, jofern wir es als Währungsmetall nicht ent- 

behren Fünnen, der Spekulation entzogen werden, 

3. hat bei der Fünjtlihen Hochhaltung des Goldwerthes die 

Bermehrung der Umlaufsmittel feinen Zweck. 

Unter diejen Gejichtspunften dürfte es feine andere Löfung der 
Schwierigkeiten geben, als die freie Silberprägung. 

Der Einwand, daß das Vorkommen des Silbers in der Natur ein 
zu reichliches fei, ift gegenüber der Thatjache der Eollofjalen Goldwerth- 
jteigerung wohl hinfällig. Durch die Neubelebung des Verkehrs und 
des allgemeinen Wirtbichaftslebens, welche eine Vermehrung der Zirku- 
lationsmittel mit jich bringt, wird auch ganz ficher der gefammte, freie 
Silbervorrath jo abjorbirt werden, daß ein Ueberfluß an Silber fchwerlich 
bemerkbar werden dürfte. Biel eher fanrı bereits nach einiger Zeit das 
Gegentheil eintreten, daß die Silberproduftion den vermehrten Anfor: 
derungen des Verkehrs nicht nachfolgen Fann und daß einer allgemeinen 
Geldwerthiteigerung nur dur Herabfekung des Münzfußes vorgebeugt 
werden fann. Die Kapitals-Konzentration hat die allgemeine Broduftion 
und die Berfehrsmittel auf ungejunder Grundlage vermehrt. Eine Ver: 
mehrung der Produktion mat aber eine Vermehrung der Umlaufs- 
mittel nothwendig. Der vermehrte Bedarf wird aber ficher alle 
irgend wie verfügbaren Silberbeftände jofort willig aufnehmen. Yon 
Seiten der Silberfeinde wird ftets angeführt, dag Silber heute 
tein Edelmetall mehr jei und daß ihm die Haupteigenfchaft der Edel- 
metalle, die Seltenheit, fehle. Man beruft fich hierbei auf die Zu- 
nahme der Produktion und führt weiter aus, daß die Produftion des 
Silbers ich Beliebig jteigern Yaffe und au ohne Zweifel gefteigert 
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werden würde, wenn das Silber wieder einen höheren Werth hätte. 
„Sobald wir wieder in den führenden Staaten freie Silberprägung haben“, 
hört und lieft man, „dann werden wieder foviel Minen, die jebt ihren 
Betrieb eingeftellt Haben, rentabel. Dann wird die Silberproduftion jo 
ungeheuer gefteigert, daß Jchlieplich Silbergeld faft Merthlos wird.‘ 
Es ift diefer Einwand für die Gedantenlofigfeit, mit welcher Schluf- 
folgerungen gezogen werben, jo vecht bezeichnend. Ir einem Athem 
ipriht man von der Unproduftivität der Silberminen bei niedrigem 
Silberwerthe und von dem Gewinn, welder jidh beim Minenbetriebe 
erzielen läßt, jelbft wenn Silber faft werthlos ift. Man vergikt, daß 
die heutige untere Grenze ber Prentabilität dev Silberminen auch nad) 
Einführung der freien Silberprägung mindefteng diejelbe bleiben wird. 
Gine vermehrte Verwendung des Silber8 wird zur Bermehrung der 
Produktion natürlich anjpornen, aber nur infoweit, als feine Werthver= 
minderung des Silders erfolgt, denn eine folche wird der Vermehrung 
der Produktion fofort eine Grenze ziehen. 8 Eann unmöglich der Silber: 
werth bis ins Unendliche durch die Vermehrung der Produktion zum 
Sinfen gebracht werden, da entjprechend den Summen des Silberwerthes 
die Produftionsfoften des Minenbejiters fich erhöhen werben; denn wenn 
bem Silber wieder die Gelveigenjchaft gegeben wird, jo zahlt ber Minen: 
befiter feine Produftionstojten mit feinem Produft und Hätte in diejem 
Falle entiprechend größere Mengen feines Produktes zur Bezahlung feiner 
Koften herzugeben, fo daß jich hier ganz von felbft und naturgemäß bie 
Grenze für eine beliebige Steigerung der Silberproduftion ergeben 
würde. 

Wir haben es beim Golde gejehen, daß der jteigende Werth eine 
gejteigerte Produktion hervorzurufen im Stande ift, wir iehen e8 beim 
Silber, daß der finfende Werth die Prentabilitätsgrenze der Produktion 
bald erreicht. Wir Fönnen ganz ficher fein, daß wir es in Zukunft mit 
einem felbftregulirenden Faktor zu thun haben, der in dem engen Zus 
fammenhange zwijchen PBroduft und Produktion zu finden it. Die 
Steigerung der Produktion bleibt bei der freien Prägung nicht als nub- 
(ofer Ballaft Liegen, fondern fliejt wie ein frifcher belebender Blutjtrom 
in die Adern des Verfehrs. Diefe Verfehrsbelebung verurfacht aber eine 
Steigerung der Produftionskojten durch die wachjenden Anjprüche, welche 
die produzirenden Arbeiter an die Lebensführung ftellen. Diele Gelbit- 
vegulirung wird viel jicherer funftioniren, al3 jeder staatliche Eingriff. 
Die Staatsgewalt hat nur das Werthverhältnig zwijchen Gold und 
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Silber feftzulegen, im Uebrigen fünnen die Dinge ihrer natürlichen Ent- 
wicelung tiberlaffen bleiben, folange beide Edelmetalle dem continuirlich 
wachienden Bevürfniß nachzukommen im Stande. jind. Gewiß ijt bie 
Silberproduftion gewachfen, aber troßdem ift die Goldproduftion an 
Merth größer Als die Silberproduftion; don einer ins Ungeheure ge- 
wachjenen Silberproduftion fan feine Rede fein. Im Jahre 1892 
waren an Gold 540 Millionen Mark und an Silber nur 440 Millionen 
Mark produzirt. Die Goldwährungsprejje giebt nun gefliffentlich mit 
Vorliebe die Produftiongzahl in Kilogrammen an, wodurd) natürlich Die 
Silberproduftion im Vergleih zur Goldproduftion Eolojjal erjcheint. 
Bon 1831 bis 1892 hat fi die Silberproduftion verachtfacht, die Golp- 
produktion aber verzehnfacht, e8 find auch troß der Verbannung des 
Silbers von den Münzftätten faum große Silbervorräthe irgendwo vor- 
handen. &8 hat dem Silber bis dahin nie an Abjaß gefehlt, e8 jei auch 
darauf aufmerkfam gemacht, daß der neu erjchlofjene Erdtheil Afrika heute 
einen fehr großen Bedarf an Silber hat. Die Goldproduftion it in 
den Sahren 1845—55 ftärfer gejtiegen als jet die Silberpropduftion 
und es hätte das Gold dann das gleihe Schidjal gehabt als heute das 
Silber, wern e8 nad) dem Führer der Freihandelspartei Nichard Eobden 
gegangen wäre, welcher damals in England die Silberwährung dem 
Parlament empfahl. 8 ift diefes recht bezeichnend fir den Standpunkt 
diefer Partei, welche vor allen Dingen auf eine Knappheit der Zahlungs: 
mittel ihre Beftrebungen richtet, um jo dem Großfapital die Hebermadht 
in die Hand zu geben. Damals hielt man Silber als dag einzige, ge 
eignete MWährungsmetall und Werthpapiere in Gilber als die einzig 
jichere Kapitalsanlage. 

Das Großfapital jtrebt eine Vermehrung der Kapitalbildung ohne 
Vermehrung der Zirfulationsmittel an, während das allgemeine volis- 
wirthichaftliche Intereffe dahin gehen muß, mit der Kapitalsvermehrung 
eine Vermehrung der Zirfulationsmittel eintreten zu laffen. 

Wenn wir nın der Trage näher treten, wie das Werthverhältnig 
zwifchen Gold und Silber zu gejtalten fei, jo müfjen wir ung die Urjache 
des Auseinandergeheng des Gold- und Silberwerthes vor Augen führen. 
Mir fahen, daß die Urfachen beim Golde liegen, wir jahen, daß wir es 
mit einem geftiegenen Goldwerthe und weniger mit einem ge= 
funfenen Silberwerthe zu thun haben, wir fünnen biernad) nur das 
alte erprobte Verhältnig von 1:15, für richtig halten. Auch Jchwer- 
wiegende technifche Gründe fprechen für die Wiederherjtelung des alten 
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Berhältniffes. Sollte ein weiteres Werthverhältnig bejtimmt werden, 
jo würde allen Schuldnern, deren Verpflichtungen nod, aus der Zeit vor 
der Goldvertheuerung herrühren, ein jchmweres Unrecht widerfahren. Zur 
näheren Erläuterung lafjen wir einen Gegner jprechen: Soetbeer, der 
fürzlich verftorbene befannte Borfämpfer der Golowährung, jagte feiner Zeit: 
„Es ijt augenjcheinlich von jehr weit reichender und gewaltiger 
Bedeutung, ob das dem neuen Münzjyiteme für den Uebergang 
zum Grunde gelegte Werthverhältnig des Goldes zum Silber 
um einige Prozente, ja jelbjt um nur einige Promille höher oder 
niedriger bejtimmt wird. ine früher verjuchte Schäbung hat 
den ungefähren Betrag der jest (1871) in Deutjchland auf 
Silberfurant Tautenden Hnpothefen, Pfandbriefe, Eijenbahn- 
Prigritäten, jonftigen Prioritäts - Obligationen, Gtaats- und 
Kommunal-Anleihen u. j. w. auf ungefähr jieben Milliarden 
Thaler veranschlagt. Diefer Anichlag jcheint zu niedrig gegriffen, 
alfein für die uns hier bejchäftigende Erörterung fommt «8 
hierauf nicht befonders an, und fann danad) der Unterjchied 
beifpielsweife erläutert werden. Nach diefer Schäßung würde, 
im Vergleich mit der jeßt im Gefeße angenommenen Norm von 
1:15,50, die Wahl einer Werthrelation von 1:15,31 den 
betreffenden Schuldnern in ihrer Gefammtheit eine ehr 
zahlung von ungefähr 187000 Pfund Gold (etwa 87 Millionen 
Thaler) in Betreff des Kapitals und von etwa vier Millionen 
Thaler an jährlicher Zinsentrichtung auferlegt haben, während 
andererfeitS, wern man eine Werthrelation von 1:15,75 für bie 
Konvertirung der Schulden gejeßlich bejtimmt hätte, für bie 
Gläubiger auf ihre früheren Forderungen dies einen Minderwerth 
von etwa 239000 Pfund Gold (etwa 113 Millionen Thaler) 
an Kapital, und von etwa fünf Millionen Thaler jährlich 
Mindereinnahme an Zinfen ergeben haben würde.‘ 

Wir meinen, daß, wenn die reine Goldwährung auf Grumd 
diejes Verhältnifies eingeführt wurde, diefelbe au) auf Grund diejes 
Berhältniffes wieder bejeitigt werden muß. Die Fetjegung eines weiteren 
MWerthverhältniffes würde fich als eine Concejjion an das Großfapital 
charafterifiven, auf welche dasfelbe feinen Anfjpruch hat und welche im 
Antereffe der Allgemeinheit ficherlich nicht Liegt. 

Man hört häufig einwenden: Die Einführung der Doppelwährung 
wäre eine ungerechtfertigte Bereiherung Der Silberminenbejißer, 
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E8 jteht diefer Einwand in Widerfpruch mit dem andern Cinwande der. 
Geldverjchlehterung durch die Doppelwährung, denn wenn die Minen: 
bejißer bereichert werden, tjt die Geldverfchechterung nicht möglih. Wenn 
dem Minenbefiger durch den fteigenden Goldwerth die Produktion immer 
mehr vertheuert wird, jo befindet er ich im der gleichen Rage wie ber 
Landwirth, der Die gejteigerten Zinfen und Produftionskoften nicht auf 
die Abnehmer jeiner Produkte abwälzen fann, und in ähnlicher Lage, 
wie alle produzirenden Stände, er bat aljo auch denjelben Anfpruch auf 
Abjtellung Diefes Unrechts. Von der Goldwährungspreffe werden bie 
abentenerlichiten Gejchichten verbreitet, befonders über die amerifanifchen 
Minenbejiser: Diejelben hätten die deutjchen Bimetalliften beftochen, oder | 
Amerika jtrebe nur mit Nücficht auf feine Silberproduftion nach der 
Doppelwährung u. |. w. Hierüber haben fich die amerikanischen Vertreter 
auf der le&ten Brüfjeler Münzfonferenz wie folgt geäußert: Die Ber- 
einigten Staaten produzirten jährlih für 50 Millionen Dollars Silber 
und für 50 Millionen Dollars Hühnereier. So wenig wie die Hühnereier 
ihre ‘Bolitif beeinflußten, jo wenig wäre das durch die Silberproduftion 
möglih. shre Müngpolitif hätte andere Urfachen als die Rüdliicht 
auf die Silberproduftion. — Die Goldwährungsprefje fpringt überhaupt 
‚wunderbar mit den Thatjachen um, wie die Unterftellung beweilt, die man 
der deutichen Doppelwährungspartei macht, daß fie Deutjchland allein 
auf den Weg der Doppelwährung drängen wolle. „Wenn von Doppel- 
währung gejprochen werde, fei Silberwährung gemeint und unjer jchönes 
Gold jolle aus dem Lande gedrängt werden, der Zived aber jet: Die 
Agrarier wollten ihre Gläubiger betrügen badurd, daf jie mit werth- 
Iojem Metall ihre Goldjchulden bezahlen wollten.” 

Kun denkt aber Niemand daran, Deutfchland allein zu diejem 
Schritt veranlafjen zu wollen. Deutjchland fol nur feine Bereitwilligfeit 
ausjprecpen, ji an einer internationalen Regelung zu betheiligen, ich 
nicht prinzipiell auf den Standpunkt der Zufriedenheit mit der Gold: 
währung jtellen, fjondern feine Hand zur Einführung der vertags- 
mäßigen Doppelwährung bieten. Dann fann auh das Gold nicht 
aus dem Lande gehen, denn wohin foll es abfließen? Die Gefahr des 
Soldabfluffes ijt heute entjchieden größer; Länder wie die vereinigten 
Staaten und Indien können unter heutigen Verhältniffen in der fommenden 
Entwidelung unjern Goldfcha viel eher bedrohen, als wenn vertrags- 
mäßig eine Gleichartigfeit des Münzverhältniffes hergejtellt ift. Außerdem 
werden auch die Öpldanleihen anderer Känder, welche wie Deiterreich zur 
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Soldwährung überzugehen verjuchen, zum großen Theil auf den deutihen 
Soldmarft gebracht werden. — England hat Soldwährung, das Nachbar- 
fand Sranfreich hatte bis 1875 uneingefchränfte Doppelwährung, troßdem 
war England nicht im Stande Frankreich feinen Goldreihthum zu ent- 
ziehen. Wenn eine Reihe größerer Staaten das feite Werthverhältniß 
zwijchen Gold und Silber garantirt, Hat Niemand ein befonderes nterejie 
daran, Gold an fich zu ziehen. 

Die Münzverträge, jagt man, können gebrochen werden. — Welche 
Beranlaffung aber jollte hierzu vorliegen? Sn Friedenszeiten ficher 
feine und in Kriegszeiten nod) viel weniger; denn dann wird fein Staat 
jo thöricht jein, jidh jeiner Zahlungsmittel zu berauben, Solange die 
Geichichte die Erinnerung an dieje Periode der verfuchten Weltgold- 
währung feftzuhalten vermag, wird fich Niemand darnad jehnen, das 
Erperiment von Neuem zu machen. Da ein Interefie an dem Brud) 
derartiger Verträge nicht denkbar ift, jo übertreffen fie an Sicherheit und 
Zuverläffigfeit jedenfall8 die für unzweifelhaft ficher gehaltene. Zinsgarantie 
finanziell gut fundirter Staaten für ihre Anleihen. 

Die Gefeßgebung ift nicht im Stande das gegenjeitige Werthver: 
hältniß beider Metalle dauernd fejtzulegen, wendet man ein; damit lebt 
man fich, wie wir jahen mit der Erfahrung in Widerfprug. Wie eine 
Beeinfluffung des Kurswerthes durch einen Eingriff der Gejeßgebung 
möglich ift, jehen wir an Deutjchlands hinfender Währung. — Die Thaler, 
deren Metallwerth nur etwa der Hälfte des Kurswerthes entipricht, Haben 
ihre volle Zahlfraft behalten Fönnen. — Ein Aehnliches jehen wir von 
Defterreichs Gulden, welche den gejeblic) firirten Goldwerth allerdings 
nicht voll zu behaupten im Stande find, aber den Preisfturz des Silbers 
nicht mitmaden. 
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Die progrefjive Geldwerthfteigerung macht die wirthichaftliche reis 
heit der wirthichaftlih Schwachen vollftändig zur SlMufion. Sie ver- 
größert jtefig die Kreife der wirthichaftlich Abhängigen und ruinirt die 
Heinen jelbjtitändigen Eriftenzen. Die Hhpothefenjchulden wachjen mit der 
Elle. Die Zinfen, dur Producte beglichen, werden dem Producenten 
jchwerer und brüdender, ebenfo die Steuern und alle firirten Zahlungen, 
weil die Preife für die zur Begleihung diefer firivten Zahlungen er- 
zeugten Waaren dem jteigenden Geldwerthe entjprechend finfen. 

Zweifelsohne zieht nun die Werthfteigerung des Geldes den Zwilchen- 
handel groß. Da die Kleinpreife (Detailpreife) immer das Beftreben 
haben werden, ji an das Einfommen der ıunterften Bolksichichten anzu= 
lehnen, joweit nicht wirkliche Theuerungsverhältniffe diefes unmöglich 
machen, da andererjeitS der fteigende Geldwerth den Producenten gegen- 
über einen ‘Preisprud ausübt, fo entjtehen zwifchen Großpreis und Klein- 
preis erhebliche Differenzen, welche dem Zwifchenhandel einen hohen Ge- 
win gewähren. Der einzelne Zwifchenhändler wird aber nicht large im 
Genuffe diejes gropen Gewinnes bleiben, fondern der große Nußen wird 
andere zur Concurrenz verloden, jo daß durch den Wettbewerb jein Nußen 
gejhmälert wird. Hierdurch wird der Schwerpunft der ganzen gejchäft- 
lichen Thätigfeit ausjchlieglich auf das Verfaufen, das Andenmannbringen 
der Waare gelegt. ES fommt darauf an, dem Concurrenten bei der 
Kundjchaft den Rang abzulaufen, und diefes DVerfaufen hat jih im Taufe 
dev Zeit zu einer förmlichen Kunft ausgebildet. Das Anftitut der Re 
fame und der Handlungsreifenden ift hierdurch zu einer früher nie ge- 
ahnten Größe emporgewachjen. Das Gejchäft ift durch alle Ddieje Ver: 
hältnifje aus der joliden Bafis herausgedrängt, da die großen Gewinne 
am einzelnen Artikel auch eine ganz ungeheure Concurrenz groß gezogen 
haben. Bon diefem jo erheblichen Nuten, der auf den Zwilchenhandel 
fallt, bleibt dem einzelnen Zwifchenhändler nur ein verhältnigmäßig Kleiner 
Theil, da die durch den bedeutenden Wettbewerb nöthig werdenden Ver- 
faufsunfoften den Nußen erheblich einfchränfen. 

Aber nicht allein dem Zwilchenhandel in feiner Gejammtheit, jondern 
auch dem mit minderwerthigem Gelbe arbeitenden Auslande fommt, wie 
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wir gefehen haben, die Gelowerthfteigerung zu gute — feineswegs aber 
dem Konfumenten. 8 jei bei biefer Gelegenheit erwähnt, daß es fajt 
Niemand giebt, der ausjchließlih Konfument ift, denn Jeder ijt in 
höherem oder geringerem Grade mit der Produktion und der allgemeinen 
Wohlfart des Landes verwachjen, bejonders auch der Arbeiter, der Bes 
amte und der Heine Nentner. Für den Arbeiter macht billiges Brod 
feineswegs das Lebensglüdf aus. Wenn er feine Arbeit hat, hungert er 
auch bei bilfigften Brodpreifen. Wir fehen daher auch jtet8, daß jich Die 
Arbeiter von Gegenden mit billiger Lebenshaltung fortwenden und nad) 
Gegenden mit Koftipieliger Lebenshaltung hinftrömen. Und ber Beamte? 
Adgefehen davon, daß die für ihn fait ausjchließlich maßgebenden Ktlein= 
preife für Lebensbebürfniffe bei Gelowerthfteigerung nicht jinken, wird 
er auch Feine Ausficht auf Aufbefjferung feiner Verhältnilfe haben, wenn 
ein allgemeiner wirthfchaftlicher Niedergang die Steuerkraft lähmt ımd 
die Staatsfafjen leer hält. Auch der Fleine Nentner Fann ji nes 
nugfam überzeugen, daß die gegenwärtigen Verhältnifje ihm feinen Bor 
theil bringen. Die Geldwerthfteigerung lähmt den Unternehmungsgeilt, 
das Kapital Tiegt brach) und wendet ich Anlagewerthen zu. Erjte Hy 
pothefen und fichere Staatspapiere werden gejucht und Der Zinsfuß 
finft, zweite Hppothefen werden unjicher, da die Geldwerthiteigerung 
eine Wertäminderung der Pfandobjefte verurjaht. Die Reihen fünnen 
die Produftion nicht verbrauchen, der Mittelftand muß ih mehr und 
mehr einfehränfen und fo entjteht der Nücgang der Rente. Unter diejen 
Zuftänden leiden wir heute; die gegenwärtige Krijis hat bereit8 zwanzig 
Jahre angehalten, und noch haben wir feine Hoffnung, aus derjelben 
heraus zu Fommen, im Gegentheil werden die Ausjichten immer trüber 
und trüber! Zur Abhülfe verjucht man fünftlich den Export zu heben, 
aber wichtiger und ficherer als die Ableitung der gewerblichen Ueberpro- 
duftion ins Ausland ift die Hebung der Verbrauchsfähigteit im Inlande. 

Die Steigerung des Geldwerthes wirft lähmend auf die Produktion 
und schafft durch Nücgang derjelben beichäftigungslofe Perjonen, welche 
fich, angeloct durch den hohen Gewinn, der in ber Differenz zwilchen 
dem hochgehaltenen oder gefteigerten Detailpreije und dem gebrücten 
Produftionspreife Liegt, dem Handelsgewerbe zuwenden. Ber Aufhören 
der Geldwerthfteigerung wird die ungefunde Konfurrenzberm ehrung 
aufhören. Die Steigerung der Rohproduftenpreife wird den Zwilchen- 
handel beeinträchtigen, aber nicht bie Zwifchenhändler. Diele werden 
aus der Belebung des DVerfehrs und der Hebung der allgemeinen Kon 
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jumtionsfähigfeit größeren Nuten ziehen, als ihnen die Schmälerung 
des großen Gewinnes im Einzelnen Schaden verurfadht. Sie werden 
gern auf den größeren Gewinn im Einzelnen verzichten, wenn ihnen der 
vermehrte Umjat größeren Nußen bringt. Sie werden nicht mehr 
ängjtlich Die Kleinheit ihres Gelchäfts und die Höhe des Verdienjtes an 
der einzelnen Waare ihren Kunden zu verbergen brauchen. Die Ver: 
mehrung der ‘Berjonen im faufmännijchen Gewerbe, oder mit anderen 
Morten die Vermehrung der Konkurrenz it alfo eine Rolge der 
Steigerung des Geldwerthes. Die Steigerung des Geldwerthes ift daher 
fein VBortheil für den Kaufmann. | 

Wer hat nun aber von der Goldwährung und der damit ver- 
bundenen Geldwerthiteigerung einen VBortheil? — An letter Linie nur 
das internationale Großfapital, das mobile Kapital, wie es fi im Groß: 
importhandel und in den Banken verkörpert. Dieje Interefjentengruppen 
jtehen in diefer Frage der Allgemeinheit diametral gegenüber. Necht be- 
zeichnend für den Nußen, den die Großfinanzg von der Goldwährung 
hat, ift ein Wort Gladjtones, welches er zur Bertheidigung der Golp- 
währung gebrauchte: „England ift Gläubiger der ganzen Welt.“ 
Hier wird e8 aljo von einem Manne, der jich als inanzgenie ein langes 
Xeben hindurch bewährt hat, und von dem man doc nicht anders an- 
nehmen fann, als daß er in diefer Sache feiner Weberzeugung Ausdrucd 
gegeben hat, mit nadten Worten anerfannt: den Nußen der Geld: 
vertheuerung hat der Großgläubiger, der Großfapitalift. 

Se größer das im mobilen Kapital befindliche Vermögen durch 
Steigen des Geldwerthes wird, dejto Feiner wird das in allen übrigen 
Werthen befindliche National:Vermögen. Das Lebtere ift aber gerade 
für einen Staat das Werthvollere, weil der Werth defjelben in der 
Solidität und Stabilität Tiegt. Die Werthverminderung diefes National- 
Vermögens muß fich natürlich vollziehen durch die weitere Steigerung 
des Geldes, da das Lektere den Maßjtab für alle Werthe bildet. Die 
Soldwährung begünftigt die Kapitalsfonzentration, und diefe wieder er: 
leichtert die Emiffion von Anleihen. Diefe riefengroßen Kapitalien in 
Deutjchland, die fchließlich produktive Anlage im Auslande fuchen mußten, 
was jind fie Anderes als das Produft der fyftematischen Auffaugung des 
im Grundbeji und Kleingewerbe ruhenden Kapitals. Unfere moderne 
Kapitalsanfammlung ftellt fi uns nicht als das Produft nubbringender 
Thätigfeit dar, jondern als eine durch den fteigenden Geldwerth ver: 
urjachte Kapitalsverfhiebung zu Gunften des großen Kapitalbefikes. 
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Die jchwere joziale Gefahr der Goldwährung liegt in der fich von jelbit 
vollziehenden Erpropriation des Klein: und Mittelbeiites, in der Ber: 
nichtung des Mittelftandes zu Gunften der Millionäre. Durch das 
Berihmwinden der einzelnen VBermögensjtufen verjchärfen jich die jozialen 
Gegenjäbe. Träger aber des Nationalitätsgedanfens ift weder der Groß- 
fapitalift noch der Proletarier. 
| Diejer verwüftende Einfluß der Großfapitalswirthichaft ift von den 
Tührern der Sozialdemofratie richtig begriffen. Seit Wahrnehmung 
der Geldwerthiteigerung ift die jozialiltiiche Taktik von der Vorbereitung 
der jozialen Revolution mehr und mehr zur Unterjtüßung der Fapitaliftifchen 
DBejtrebungen übergegangen: Die rothe Internationale überläßt 
willig diefes Zeitalter der goldenen internationale, in der Er- 
wartung, daß ihr dadurch das fommende gehört. 

Der. internationale Charakter des Großfapitals zeigt jih in 
jeiner ganzen Thätigfeit; dafjelbe jchraubt die nationale Kultur zurüd und 
fürdert die Kultur entlegener Yänder, e8 bejchränft dem Fleinen Kapttalijten 
die Sicherheit der Anlagewerthe im Innern und verleitet ihn zu gewagten 
Spefulationen im Auslande. Das Großfapital erjchließt mit deutjchem 
Gelde im Auslande Gegenden, mit deren natürlichem Neichtyum wir uns 
nicht mejjen fünnen. Der deutjche Yandwirth verdankt die ihn erbrückenpe 
Konkurrenz zum großen Theile deutfchem Kapital. Länder auf einer 
niedrigen Kulturjtufe fünnen die Zinjen für Eifenbahn- und Staats: 
anleihen nicht anders bezahlen, als durch) den DBerfauf von Boden- 
produften. In Kolge des Fontinuirlich jteigenden Geldwerthes der preis- 
bejtimmenden Zander jinft jtetig der Werth der Bodenprodufte, vermehrt 
daher die Xeijtung der Erportländer und vergrößert die landwirthichaftliche 
Konfurrenz in Deutichland. Die wiederholten Erhöhungen der land= 
wirthbichaftlihen Zölle find daher feine Begünftigung der Xand- 
wirthichaft, jondern ein mangelhafter und nahhhinfender Ausgleich 
des jchädigenden Einflufjes der Währung. 

Wir haben in Deutjchland feine Ueberproduftion von Brodfrüchten, 
troßdem dect der Verkaufspreis nicht die Erzeugungsfojten; wir haben 
die billigjten Getreidepreife, troßdem leidet der Arme Noth. 

Die Feine, aber durch ihre Kapitalsfraft übermächtige Snterejjenten= 
gruppe vertheidigt mit Erbitterung ihr Monopol. Sie will fich die 
furchtbare Waffe, welche in der Golowährung liegt, nicht aus der Hand 
winden lafjen. Der Partei zur Seite jteht eine gefügige Prejje, welche 
die öffentliche Meinung nahezu beherricht, welche nicht wählerijch, aber 
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dafür deito abwechjelungsreicher in ihren Mitteln ift. Als das fichere 
Sundament, auf dem die Goldwährung aufgebaut erjchien, etwas zu er- 
zittern anfing, da jhlug die Goldwährungsprefje fofort andere Wege 
ein. Dean verjuchte, vem PBublitum einen Schred vor einer Währungs: 
änderung einzujagen, man machte die Gläubiger darauf aufmerffam, bei 
der Vergebung von Darlehen oder bei Belafjung derjelben, die Rüd: 
zahlung in Gold auszubedingen. Cs jollte hiermit den Schuldnern 
Angjt gemacht und auch diefe in das Lager der Goldwährungspartei 
hineingetrieben werden. — Die Verpflichtung der Rüdzahlung in Gold 
fann jeder Schuldner ruhig übernehmen, weil die Stantsgejeße be- 
jtimmen, daß Schulden nur in der Landeswährung zurüdgezahlt zu 
werden brauchen, und jeder verpflichtet ift, Zahlungen in der Währung 
des Landes voll anzunehmen. Wenn heute fchon jeder Gläubiger, obwohl 
wir doch nominell Goldwährung haben, verpflichtet ift, fich feine Gold- 
forderung in Silberthalern abzahlen zu laffen, jo wird auch in Ffünftigen 
Sällen, wo ein fejtes Verhältnig zwijchen Silber und Gold hergeftellt 
ift, jeder die Pflicht Haben, das Silber vollwerthig in Zahlung zu 
nehmen. Außerdem wird bei einer Wiederverwendung des Silbers zu 
Münzzweden, au nah der Richtung bin eine derartige Abmachung 
feine Bedeutung haben, daß e8 dann jedem leicht fein wird, fein Silber 
in Gold umzuwechjeln. Durch alle diefe Mandver, wie einen drohenden 
Sturm auf die Oparlajien und die Wahrjcheinlichfeit des Verkaufs 
deuticher Werthpapiere u. |. w. u. |. w., welche jich‘ als eine ungerecht: 
fertigte, infame Kreditihädigung deutjcher VBerhältniffe charakterifiren, will 
man beute die bimetalliftiichen Bejtrebungen todtfchlagen. Schlagworte, 
wie „die Agrarier wollen ihre Schulden mit jchlechtem Gelde bezahlen“, 
fangen eben an, ihre Zugfraft zu verlieren. 

Würde die Währungsfrage von der Mehrheit des Volfes 
verjtanden werden, |o würde jich ein Sturm erheben, der die 
Goldwährung hinwegfegte, wie der Wind die Spreu.‘*) 

E8 wird fich daher die Einführung der Doppelwährung in Deutjch- 
land und den anderen Staaten, welche zur Goldwährung übergegangen 
\ind, zur reinen Machtfrage gejtalten, d. b. aljo, es wird fi um den 
Kampf handeln gegen den Einfluß des internationalen Großfapitals. 
Der Einfluß des Großfapitals ijt bi8 heute im Stande gewefen, die Frage 
für weite SKreife der Bevölkerung zu verdunfeln und umverjtändlich zu 
machen, vermöge der Einwirkung der ihm zu Gebote jtehenden Prefe. 

=») Graf von Mirbac. 





Dres 


Diefem Einfluß des Großfapitals entzieht Jich daher nicht die öffentliche 
Meinung; es entzieht jich ihm auch nicht der Staatsmann, da 8 das 
Großfapital veritanden hat, die Staaten durch das parlamentarische Gelo- 
bewilligungsrecht auf die abfchüffige Bahn der Anleihen zu drängen umd 
durch diefes Verhältnig eine gewilje Abhängigkeit der Lan bon 
der Gropfinangwelt herbeizuführen. 

An der Goldwährung liegt auch die größte Gefahr für Deutjd- 
(ands Kriegsbereitichaft. Unfjer verhältnigmäßig Kleiner Seriegs- 
ihab von 120 Millionen Mark im Juliusthurm zu Spandau dürfte 
nicht lange vorhalten, bejonders im Hinblid auf unjfer Weillionendeer. 
Bei dem geringen Goldbejtande des Landes wird eine Anleihe jicher ihre 
großen Schwierigfeiten haben, weil der Staat auf die DBereitwilligfeit der 
Großkapitaliften angewiejen jein wird, Der Erfolg fünftiger Kriege wird 
no in viel höherem Grade, wie früher vom Gelde beeinflußt werden. 
Das zuverläjfige Geld im Kriege ift aber nur Edelmetall. Bon dem 
Edelmetallreihthum eines Landes wird daher auch ganz wejentlich der 
Erfolg im Kriege abhängen. zyranfreich hat mehr Gold und erheblich 
mehr Silber als wir, Rußland ift das goldreichite Yand der Welt, wozu 
noch fommt, dag Rußland fein Gold in den Staatsfaffen zurücdhält; 
Rußland und Frankreich zufammen befiten mehr Gold, als Deutjchland, 
Defterreih- Ungarn und Stalten zujammen. DBejonders nach der neuen 
Vermehrung unjeres Armeebejtandes, Fann ung unjere Armuth an Edel- 
metall leicht verhängnißvoll werben. 

Wir haben die Währungsfrage ausreichend. vom volfswirthichaft- 
lihen Standpunkte betrachtet und haben gejehen, von wie einjchneidender 
Wirkung diejelde auf unjer gefammtes wirthichaftliches und joziales Leben 
it. Wir find zu dem Ergebnig gekommen, daß es weniger darauf 
ankommt, den Silberwerth zu heben, als daß Jich unjer DBeitreben dahin 
richten muß, den Goldwerthb von jeiner widerrechtlich eingenommenen 
Höhe zu jtürzen. Die Monarchie des Goldes ijt zur Tyrannis geworden. 
Das Gold jol der Menjchheit Dienfte letiten; dasjelbe hat fich aber zum 
Herrn der Welt gemadht. Gold it Slüd, Gold ift Tugend, Gold it 
Ehre, Sol ift der Preis alles menshlihen Strebens. Gold tft die 
Religion. Ein Fleiner Theil der Menfchheit — die nad) menjchlichem 
Begriff Gtüclichen — beiißt 88; die andern jagen ihm in nie geftilltem 
Verlangen nach — diefem Dämon, dem böjfen Dämon der Menjchheit. 
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I. Theil. 
Die Sonntagsruhe im Produrfiinsgeiverbe. 


ee 


A. Allgemeine Beltimmungen, 
Gefeh v. 16. Zänner 1895, 8.6.81. Ar. 21, 


betreffend die Regelung der Sonn- und Feiertagsruhe im Gemerbebetriebe. 


Beröffentliht am 1. Yebruar 1895. 


| | 8 1. 

An Stelle des 8 75 des Gejees vom 8. März 1885 (R.-6.-Bl. Nr. 22), 
betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung, haben die 
nachfolgenden Beftimmungen zu treten: 


Urtifel I. 
- An Sonntagen hat alle gewerbliche Arbeit zu ruhen. 
Artikel II. 


Die Sonntagsruhe hat jpätejteng um 6 Uhr Morgens eines jeden 
Sonntages, und zwar gleichzeitig für die ganze Arbeiterichaft jedes Betriebes 
zu beginnen und mindeitens 24 Stunden zu dauern. 


Artikel II. 


Bon der Beitimmung der Artikel I und II find ausgenommen: 

1. Die an den Gewerbelocalen und Werfsvorrihtungen vorzunehmenden 
Säuberungg- und Snitandhaltungsarbeiten, durch welche der regelmäßige Fort- 
gang de3 eigenen oder eines fremden Betriebes bedingt ift, und welche ohne 
wesentliche Störung des Betriebes und ohne Gefahr für Leben und Sejund- 
heit der Arbeiter an Wocjentagen nicht verrichtet werden fönnen; 

2. die erforderliche Bewacdhung der Betriebsanlagen; 

3, die Arbeiten zur Vornahme der Juventur, und zwar einmal im 
Saure, : 
%. unauffhiebbare Arbeiten vorübergehender Natur, welche entweder aus 
öffentlichen, insbejondere ficherheitspolizeilihen Rücdjichten oder in Nothfällen 
borgenommen terden müjjen; 

5. die perfönlichen Arbeiten des Semwerbeinhabers, infoweit diejelben 
ohne Verwendung eines Hilfsarbeiters und nicht öffentlich vorgenommen 
werden. 

4* 


 Artitel IV. = 


Gewerbetreibende, welche Arbeiter an Sonntagen zu Arbeiten Be im 
Artifel II, 1, 2, 3 und 4 erwähnten Art verwenden, find verpflichtet, ein 
Berzeichniß anzulegen, in welches für jeden einzelnen Sonntag die Namen der 
beichäftigten Arbeiter, der Ort und die Dauer ihrer Beihhäftigung, jomwie Die 
Art der vorgenommenen Arbeit einzutragen find. Diefes Verzeichnik ift auf 
Berlangen der Gemwerbebehörde, fowie dem ewerbeinjpector vorzulegen. 

Bezüglich der im Artikel II, Punkt 3 und 4 erwähnten Arbeiten ift 
der Gewerbeinhaber überdies verpflichtet, von der Vornahme diefer Arbeiten 
noch vor Beginn derfelben an die Gemwerbebehörde die Anzeige zu eritatten. 
Wenn die Nothwendigfeit des Beginnes oder der Zortfegung einer jolchen 
Arbeit erft am Sonntag eintritt, fo muß die Anzeige fpäteitens fofort nad) 
Beendigung derfelben an die Semwerbebehörde erjtattet werden. 

Diefe Anzeigen find ftempelfrei. 

Die Aufgabe der Anzeige bei der E. £. Bojt gilt als Grftattung der 
Anzeige an die Gewerbebehörde. 

Sn beiden Fällen hat Die Sewerbebehörde zu prüfen, ob die gejeglichen 
Borausfegungen zur Vornahme diefer Arbeiten vorhanden find. A. 


Artikel V. 


Sofern die im Artifel III, unter 1, 2, und 4 erwähnten Arbeiten die 
Arbeiter am Besuche des VBormittag-Gottesdienftes hindern, find die Gewerbe 


inhaber verpflichtet, jedem bei diefen Arbeiten befchäftigten Arbeiter an dem = 


nächftfolgenden Sonntage jene freie Beit zu lafjen, melde ihm den Bejudh 
des Vormittag-Gottesdienftes ermöglicht. 


Wenn die im Artifel II unter 1, 2 und 4 bezeichneten Arbeiten länger 


als drei Stunden dauern, ift diejen Arbeitern mindefteng eine vierundziwanzige 

ftündige Ruhezeit am darauffolgenden Sonntage oder, wenn dies mit Rüdfiht 
auf den Betrieb nicht möglich ift, an einem Wochentage, oder je eine jech3- 
ftündige Nuhezeit an zwei Tagen der Woche zu gewähren. 


Artikel VI. 


Der Handelsminifter im Einvernehmen mit den betheiligten Miniftern 
iit ermächtigt, bei einzelnen Kategorien von ©ewerben, bei denen ihrer Natur. 
nad eine Unterbrechung des Betriebes oder ein Aufihub der betreffenden 
Arbeit unthunlich oder bei denen der Betrieb an Sonntagen im Hinblide 
auf die täglichen oder an Sonntagen bejonder3 hervortretenden Bedürfnifje 
der Bevölferung vder des öffentlichen Berfehres erforderlich it, Die gewerb: 
liche Arbeit aud) an Sonntagen im Berordnungsiwege zu gejtatten.*) \ 

Bei den im ununterbrocdhenen Betriebe jtehenden Gemwerben, rücfichtlich 
welcher die Sonntagsarbeit geftattet wird, ift diefelbe immer auf die mit dem 
eigentlichen ununterbrocdhenen Betriebe unmittelbar zufammenhängenden und _ 
bei den übrigen unter die Ausnahme diejes Artikels fallenden Gewerben 
immer auf die in der Verordnung ausdrüdlich gejtatteten Arbeitsleiftungen. 
zu bejchränfen, wogegen alle anderen rbeiten, wie Worbereitungs- oder 
jonjtige Neben- und Hilfsarbeiten, zu ruhen haben. 


*) Dies gejchah durch die Minifterial-Verordnung vom 24. April 1895, R. -.-81. 58. 
(Seite 6.) Siehe den Nachweis der in Gemüßheit Ddiejer Verordnung und der Kund- 
macdungen der politiichen Landesbehörden gejtatteten SonntagSarbeit im Productions 
gemwerbe ©eite A114 ff, im Handelögewerbe ©eite 51. 





— 


Die Regelung der an Sonntagen in diefen Betrieben geitatteten Arbeiten 
und die Feftftellung der Bedingungen, unter welchen fie geftattet jind, erfolgt 


für alle Betriebe derjelben Art gleihmäßig und unter Berüdjichtigung der im 
Artikel V getroffenen Anordnungen hHinfichtlich des Erjagruhetages. 


Die betreffenden Beitimmungen find in die Arbeitsordnung aufzut- 
nehmen, beziehungsweije an geeigneter Stelle in den Arbeitsräumen in den 
fandesüblichen Sprachen anzujchlagen. 


Artikel VII. | 


Sofern bei einzelnen Kategorien von Productionsgewerben, deren Aus- 
übung an Sonntagen zur Befriedigung der täglichen oder an Sonntagen bes 
fonders Herbortretenden Bedürfnifje der Bevölkerung nothwendig it, vor= 


wiegend örtliche, von Sitte und Gewohnheit beeinflußte Verhältnifjie in 


Betracht kommen, fann die Ermittlung und Seititellung der erforderlichen 


Ausnahmen von der Vorjchrift der Sonntagsruhe von den betheiligten 
Minifterien den politifhen Landesbehörden übertragen werden. 
Die betreffenden Gewerbe find in der auf Grund de Artikel3 VI zu 
erlaffenden Verordnung namhaft zu machen. *) | 
Bei der Feftitellung der Ausnahmen für Dieje ©emerbe, welche für 


einzelne Gemeinden oder Orte verjchieden erfolgen fann, ift auf die im 


Artifel V getroffenen Anordnungen Hinfihtlih des Auhetages Bedaht zu 


nehmen. Die Zeftftellung diejer Ausnahmen erfolgt nach Anhörung der be- 


treffenden Gemeinden und Genofjenichaften. Auch find die betreffenden Beitim- 

mungen in die Arbeitsordnung aufzunehmen, beziehungsweife an geeigneter 

Stelle in den Arbeitsräumen in den Iandesüblichen Sprachen anzufchlagen. 
ER Artikel VII 

Die politiihen Landesbehörden in Galizien und der Bufowina find 


ermächtigt, für ihre Verwaltungsgebiete oder Theile derfelben die Arbeit in 





Wroductionsgewerben an Sonntagen unter der Boransjegnng zu geftatten, daß 


‚die betreffenden Gewerbeinhaber und deren jämmtliche Hilfsarbeiter mit Berüd- 


fichtigung ihrer Confeffion an einem anderen Tage der Woche regelmäßig 
eine vbierundzmanzigftündige Arbeitsruhe einhalten und diefe Arbeiten nicht 
Öffentlich vornehmen. 

Gewerbetreibende, welche Hilfsarbeiter an Sonntagen zu folchen Arbeiten 
verwenden, find verpflichtet, das im Artikel IV, Adfab 1 erwähnte Verzeichniß 
zu führen und dasjelbe auf Verlangen der Gewerbebehörde, jowie dem 
Gewerbeinfpector vorzulegen. ”**) 


*) Vgl. 8 7 der Minifterial-Verordnung vom 24. April 1895, Seite 7. 

**) Senen Gewerbetreibende ifraelitiicher Neligion, melde ausichlieglih nur 
iraelitifche Hilfgarbeiter bejchäftigen und jomwohl jelbft, al8 auch ihre jämmtlichen Hilfs 
arbeiter regelmäßig eine 24ftündige Arbeitsruhe am Samstag einhalten, wird die Arbeit 
an Sonntagen im Productionsgemwerbe, mit Ausschluß des diefem Gewerbe zuitehenden 
RBerichleiges unter der Vorausjegung geitattet, daß diefe Arbeiten weder öffentlich vor= 
genommen werden, noch ein größeres Geräujch verurjacen. 

Semwerbetreibende, welche Hilfsarbeiter zu diefer Sonntagsarbeit verwenden, find 


verpflichtet das mit Art. IV, Abi. I des Gejeges vom 16. Zänner 1895 (N -G.-B!. 


Nr. 21) vorgefchriebene Verzeichnig über- Die am Sonntage bejchäftigten Arbeiter zu 
führen und dasjelbe auf Verlangen der Gemerbebehörde, jomwie dem Gewerbeinjpector 
vorzulegen. ($ 3, Kundmachung der gafizifchen £. £. Statthalterei vom 30. April 1895, 


8. 35.721.) 


Artikel XL. 


Die Vorihriften über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe*) finden 
auch auf den dem Productionsgewerbe zuftehenden DVerfchleiß feiner Waaren, 
jomweit Diefer Verfchleiß night auf Grund der Artifel VI, beziehungsweife VII 
befonder3 geregelt wird, ferner auf das Feilbieten im Umberziehen ($ 60 der 
Gewerbeordnung) und auf den Marktverfehr Anwendung. 


Artikel XI. 


Die don den politischen Landesbehörden im Grunde der Artifel VIL, 

VOI und IX erlaffenen Vorjdhriften find am Schluffe eines jeden Biertel- 

jahres dem Handelsminifter zur Renntniß zu bringen, welcher im Einver- 

nehmen mit den betheiligten Miniftern Abänderungen diejer Bu ver- 

fügen fann. | | ar 
Artikel XIV. 


Un den Feiertagen ift den Arbeitern mit Berüdfihtigung ihrer Con- 
ejlion die zum Bejuche des Wormittag-Gottesdienftes nöthige geit einzus 
räumen. 

8 2. 


Uebertretungen der Beftimmungen diejes Gejeges und der auf Grund 
desjelben erlafjenen Durchführungsvorfchriften find nach den Strafbeftimmungen 
der Gewerbeordnung zu ahnden. 


3 3. 
Diefes Gefeh tritt drei Monate nad) feiner Kundmahung in Wirk- 
amfeit. 
8 4. 


Mit dem Vollzuge diejesg Gejeges find der Handelsminifter und der 
Minifter de3 Innern im Einvernehmen mit dem Minifter für Eultus und 
Unterricht betraut. 


Berordnung des Handelsminifters 


im Einvernehmen mit dem Minifter de3 Junern und dem Minifter für 
 — &ultus und Unterridt vom 24. April 1895 **), 


womit in Durchführung de3_ Gefeged vom 16. Bänner 1895 N.-6.-Bl. Nr. 21, be 
treffend die Negelung der Sonn: und Feiertagseuhe im Gewerbebetriebe die gewerbliche 
Arbeit an Sonntagen bei einzelnen Kategorien von aaa geitattet wird, | 


Sch 

Die Sonntagsruhe Hat fpäteftens um 6 Uhr Morgens eines ibn 

Sonntags, und zwar gleichzeitig für die ganze Arbeiterjchaft jedes Betriebes, 

zu beginnen und mindeftens 24 Stunden zu dauern ($ 1, Artikel II des Se: 
jeges vom 16. Sänner 1895, R.-©.-Bl. Nr. 21). 


n) Ehe Geite 51 ff. 
**) Enthalten in dem am 25. April 1895 ausgebenen XXXI. Stüde des R.-G.-Bl. 
unter Nr. 58. 


| a 2, 

Auf Grund des $ 1, Artifet VI des citirten Gefeßes wird die gewerb- 
liche Arbeit an Sonntagen bei den im nachitehenden Berzeichnifie (fiehe 
Seite 11 ff.) enthaltenen Kategorien von Gewerben, bei denen ihrer Natur nah 


eine Unterbrechung des Betriebes oder ein Aufihub der betreffenden Arbeit 


untdunfich, oder bei denen der Betrieb an Sonntagen im Hinblide auf die 
täglichen oder an Sonntagen bejonders heroortretenden Bedürfniffe der Be- 
vöfferung oder des öffentlichen Berfehres erforderlich ift, für die in Ddiejem 
 Berzeichniffe (fiehe Seite 11 ff.) angeführten Arbeit3verrichtungen unter den dort 
-aufgeftellten Bedingungen und Bejchränfungen geftattet. 


| 8 3. 

Snfoferne für die Verrichtung der laut diefes Verzeichnifjes (Seite 11 ff.) 
am Sonntage ausdrüdfich geftatteten Arbeiten, dann für die Beleuchtung und 
Beheizung der Arbeitzräume und für die Kühlanlagen in den in diefem Ber- 
zeichniffe angeführten Gewerben der Betrieb der Dampfteflel, Motoren, 
Bumpen, Montejus, Aufzüge, Dynamo-Majhinen, Accumulatoren, Rälte- 
Erzeugungs-Mafchinen und deren Hilfsapparate oder bie Berwendung von 
Thieren nothwendig erfcheint, ift die Bedienung und Wartung diejer 
Mafihinen und Apparate, jowie die Wartung der Thiere am Sonntage gejtattet. 

Auch in allen anderen Betrieben ift die Sonntag3arbeit mit Beihränfung 
auf die unumgänglich nothwendigen Arbeitsperjonen gejtattet zum Bwede der 
Beleuchtung und Beheizung der Arbeit3- und Trodenräume, des Warmbaltens 
und Anheizens der Defen, des Betriebes der Kühlanlagen und der Wartung 
der zum Betriebe gehörigen Thiere. Eb.nfo ift das Anheizen der Dampffeiiel 
vor Beginn des montägigen Betriebes geftattet. 


S4 
Die Sonntagsarbeit ift ferner geftattet für das Entladen der von der 
anschließenden Eifenbahn auf die Imduftriegeleije (Shleppbahn) geitellten 
Wagen durch die Arbeiter des betreffenden Etablifjements, dann beim Beladen, 
hiebei jedoh nur infofern, al3 das Etabliffement durch Einhaltung der Sonn= 
tagsruhe gegenüber der anfchließendenBahnunternehmung in materielle Wachtheile 
(Bönafien wegen zu langer Benigungsdauer der Wagen u. dgl.) verfallen würde. 


; Sb 


Den an Sonntagen bei den in den SS 3 und 4 bezeichneten Arbeiten 
Yänger al3 drei Stunden befihäftigten Arbeitsperjonen ift Die Erjagruhe gemäß 
den Beitimmungen des $ 12, Ablab 2, zu gewähren. 


8 6. 


' Bei den im ununterbrochenen Betriebe ftehenden Gewerben, rüdjichtlich 
welcher die Sonntagsarbeit geftattet wird, ift diejelbe immer auf die:mit dem 
eigentlichen ununterbrocdenen Betrieb unmittelbar zufammenhängenden und 
bei den übrigen, unter diefe Ausnahmsbeftimmungen fallenden Öewerben 
immer auf die ausdrüclich geftatteten Arbeiten zu bejchränfen, toogegen alle 
anderen Arbeiten, wie Vorbereitungs- oder fonftige Neben- und Hilfsarbeiten 
zu ruhen haben (8 1, Artifel VI, Abfab 2 des citirten Gejeges). 


z Ta 
Auf Grund des S 1, Artikel VII des citirten Gefeßes a hie gefte 
stellung der erforderlichen Ausnahmen bon der VBorihrift der Sonntagsruhe 
Hinfichtlic der folgenden Gewerbe den politifchen Landesbehörden gen: 


a) Naturblumenbinder und -Händler; 
.b) Srifeure, Rafeure und Berücenmacher; 

e) Bäder; 

d) Bücerbäder, Kuhen- und Mandolettibäder; | 
e) Fleifhhauer, einjchließlich der Sferbefleifchhauer und Wildbretfänbler; 
f) Sleischjelher und Wurftergeuger; 

g) Molkereien, Milchmeier und Milchverjchleiker. *) 


: 8 8. | : 
Die Borfchriften über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe finden 
auh auf den dem Productionsgewerbe zuftehenden Verichleiß feiner Waaren, 
fomeit diefer Verichleiß nicht auf Örund der Artikel VI, beziehungsmeife vi 
des citirten Gefeßes bejonders geregelt wird, ferner auf das Feilbieten im 
Umpderziehen (S 60 der Gewerbeordnung) und auf den Marktverfehr An- 
wendung ($ 1, Artikel XII des citirten Gejebed). 


5.9.7 

Die Hinfichtlich der Sonntagsarbeit und des Erfabrubetages getroffenen, 
für das betreffende Gewerbe geltenden Beftimmungen (88 2 bis 8) find in 
die Arbeitsordnung aufzunehmen, beziehungsweile, wenn eine Arbeitsordnung 
nicht dorgefchrieben ift, an geeigneter Stelle in den Arbeitäräumen in den 
Iandesübfihen Spraden anzufclagen.. 

Hiebei hat der Gemwerbeinhaber innerhalb des Nahmens der bes 
treffenden Borjchrift die Nie für den einzelnen Betrieb ergebende Brite 
vorzunehmen. 


| *) Dieje in: den einzelnen Kronländern verilhieben feitgejeßten Ausnahmen jind 
in dem Verzeichniffe Seite 11 ff. nachgemwiejen. Sie wurden normitt: ' 

für u) durch die Kundmahung des E. Ef. Statthalters vom 
25. April 1895, 3. 38.0 

für Oberätterzeid durch die Rundmahung des E£ Ef. Statthalters vom 
29. April 1895, 8. 7055; 
g für Salzburg durch die Kundmachung des E. f. StattHalters vom 30. April 1895, 

. 4107; 

für Steiermark durch die Kundmachung der E. E. Shtiinkat bom 1.Mai 1895; 
für Kärnten durch die Kundmadung der f. F. Landesregierung vom 29. April 
1895, 8. 5312; 

für Krain durch den Erlaß der Ef. Landesregierung dom 27. April 1895, 3. 5500; 

für da3 Küftenland (Görz, Oradisca, Sitrien Le Rail dur die Kumds 
madhung der Ef. £. GStatthalterei vom 28. April 1895, 8. 8283; 

für Tirol und Vorarlberg dur Die rain, der Ef. £. Statthalterei 
vom 26. April 1895, 3. 10.865; 
8, ap lg Böhmen durch die Kundmachung des f.-f. Statthalter vom 2. Mai 1895, 

H; ür "Mähren dur die Kundmachung der f. . Gtatthalterei vom 27. April 1895; 
iöb, Rn für BED dur die Kundmachung der Ef. Landesregierung von 25. April 
ER IE Baligien dur) die Kundmahung der E. E. Statthalterei vom 3. April 

9, ’ 

für Dalmatien dur die f. f. Gtatthalterei vom 3. Mai 1895, 3. 11.511. 
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0 Mebft den durch die vorjtehenden Beftimmungen an Sonntagen gejtatteten 

Arbeiten find nah $ 1, Artikel III des cirtirten Gefebes von der BVorjchrift 
der Sonntagsruhe ausgenommen: 
“a 1. Die an den Gewerbelocalen und Werfsporrichtungen vorzunehmenden 
 Säuberungs- und SInftandhaltungsarbeiten, durch welche der regelmäßige 

- Fortgang des eigenen oder eines fremden Betriebes bedingt ift, und welche 
ohne wejentliche Störung des Betriebes oder ohne Gefahr für Leben und 
Gefundheit der Arbeiter an Wochentagen nicht verrichtet werden fünnen; 

2. die erforderliche Bewachung der Betriebsanlagen; 
3. die Arbeiten zur Vornahme der Inventur, und zwar einmal 
im Sahre; : 

- 4, unauffchiebbare Arbeiten vorübergehender Natur, welche entweder 
aus öffentlichen, insbejondere ficherheitspolizeilichen Nüdfichten oder in Noth- 
fällen vorgenommen werden müfjen; 
| 5. die perfönlichen Arbeiten de3 ©emwerbeinhaberd, injoweit diejelben 

ohne Verwendung eines Hilfsarbeiterd und nicht öffentlich vorgenommen 
‚werden. 

8 11. 


Gewerbetreibende, welche Arbeiter an Sonntagen zu Urbeiten der im 
8 10, Punkt 1, 2, 3 und 4, erwähnten Art verwenden, find verpflichtet, ein 
 Berzeichniß anzulegen, in welches für jeden einzelnen Sonntag die Namen 

der befchäftigten Arbeiter, der Ort und die Dauer ihrer Beichäftigung, jomie 

die Art der vorgenommenen Arbeit einzutragen find. Diefes Verzeichnik 
it auf Verlangen der Gewerbebehörde, jowie dem &emerbeinipector bor= 
zulegen. 

Bezüglich der im $ 10, PRunft 3 und 4 erwähnten Arbeiten ift der 
 Gewerbeinhaber überdies verpflichtet, von der Vornahme Diejer Arbeiten no) 

vor Beginn derjelben an die Gewerbebehörde die Anzeige zu eritatten. Wenn 
die Nothwendigfeit des Beginnes oder der Fortjegung einer folchen Arbeit exit 
am Sonntag eintritt, jo muß die Anzeige fpäteftens jofort nad Beendigung 
 derfelben an die Gemwerbebehörde erjtattet werden. 
Diefe Anzeigen find ftempelfrei. 
| Die Aufgabe der Anzeige bei der f. E. Poft gilt als Erftattung der 
Anzeige an die Gewerbebehörde. 

Sn beiden Fällen hat die Gewerbebehörde zu prüfen, ob die gejeglichen 
Borauzfegungen zur Vornahme diefer Arbeiten vorhanden find ($ 1, Artifel IV 
de3 citirten Gejebed). : 

| 8 12. 


Sofern die im $ 10 unter 1, 2 und 4 erwähnten Arbeiten die Arbeiter 
am Bejuche des Vormittaggottesdienstes hindern, find die Gewerbeinhaber 
verpflichtet, jedem bei diefen Arbeiten befchäftigten Arbeiter an dem nädjit- 
folgenden Sonntage jene freie Zeit zu laffen, welche ihm den Befuh des 
Bormittaggottesdienftes ermöglicht. 

Wenn die im 8 10 unter 1, 2 und 4 bezeichneten Arbeiten länger als 
drei Stunden dauern, ift diefen Arbeitern mindejtens eine bierundziwanzig- 
-  flündige Ruhezeit am darauffolgenden Sonntage oder, wenn dies mit Nüd- 





10 


fiht auf den Betrieb nicht möglich ilt, an einem Wochentage, oder je eine 
jechsftündige Nuhezeit an zwei Tagen der Wohe zu gewähren 8 1, Artikel V 
des citirten Gejebes). 

8.18, 


Uebertretungen der Beltimmungen diefer Verordnung ind nah den 
Strafbeitimmungen der Gewerbeordnung zu ahnden. 


S 14. 
Diefe Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Öejege vom 16, Sänner 1895 
(R.-6.:Bl. Nr. 21) in WVirkfamteit. 
8 15. 
Gleichzeitig treten die Verordnungen vom 27. Mai 1885 (R.-6.-Bl. 


Nr. 83), vom 30. Juli 1885 (R.-6.-Bl. Nr. 108), vom 21. September 


1885 (R.-6,,B1. Nr. 143), vom 12. Mai 1894 (R.-.-Bl. Nr. 85) und 
vom 21. Auguft 1894 (R.-©.-Bl. Nr. 181) außer Rraft. | 


BAT 


-B. Die erlaubten Sonntagsarbeiten im Productions: 
4 | gewerbe. *) | 


i Den an Sonntagen || 
Sr = sei ® u 2 8 \ \ 5 Yänger als drei Stun- 
derjenigen Gewerbe, beziehungsweife Arbeitsperrichtungen, für | den befhäftigten Ar- 
| welche Die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftimmtem | peitern ift als Erjaß- 
| Beitausmaße geftattet tjt ruhe zu gewähren: 


a —————————————— nn enge 
1. Achnafron. | 
Erzeugung von Aegnatron, fiehe Erzeugung demijder 

Producte, Geite 18, i). 
2. Alanı. 
Erzeugung von Waun, fiehe Erzeugung hemijder 
Broducte, Seite 18, k). 
3. Albuminn. 
Erzeugung von Albumin, fiehe Erzeugung hemijcher 
Broducte, Seite 18, 2). 
4. Ammoniak. 
Erzeugung von Ammoniak, fiehe Erzeugung hemijcher 
Broducte, Seite 17, gl. 
5. Badeanflalten. 
Die Sonntagsarbeit ift gejtattet. Eine 24ftündige Ruhe- 
zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder an einem 
Wochentage, oder ie eine 


jehsjtündige Auhezeit an 
zwei Tagen der Woche. 





6. Bärker. 


A; Niederöfterreich, 


Erzeugung bi3 10 Uhr Vormittags und don 10 Uhr!) Den Hilfsarbeitern ift 
Abends an mindeitens eine 24ftün- 
9 © $ u : d tattet. vo dige Ruhezeit jeden zwei: 

en Schwarzbrotbädern ift es außerdem geitattet, dom |ten Sonntag, oder, wenn 


7 bis 8 Uhr Abends die Herftellung des Sauerteige3 vor=||dies mit Rüdfiht auf 


den Betrieb nicht mög- 

nehmen Su Lajjen. lich ift, an einem Wocdjen- 
Berichleiß am ganzen Sonntage. tage oder je eine jechg- 

% Sr ftündige Auhezeit an 

B. Sberöjterreich. zwei Tagen der Woche 


: ; zu gewähren. 
en bis 10 Uhr Vormittags und von 10 Uhr dm jenen Berieen, 
| ® „| fin welchen den Ar ei=- 
| Berfchleiß am ganzen Sonntage; in Den Pfarrorten mit| tern je eine jechäftündige 
den dazu gehörigen Vorftädten und VBormärkten und denjelben an ee er 


© gleichgehaltenen Orten Altheim, Friedburg und Uttendorf des| list, darf dieje Nubezeit | 
| pofitijchen Bezirkes Braunau am Sun; Milheldorf de3 poli=| [nicht mit jenen Stunden 





*) Die in diefem Verzeichniffe enthaltenen, zuläjjigen Sonntag3arbeiten gelten, 
wenn feine bejonderen Vorjchriften für bie einzelnen Kronländer angeführt find, für 
ganz Defterreid. 


e 4 
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| derjenigen Gewerbe, 


Bezeihnung ; 
beziehungsweije Arbeitöverrichtungen, für 


welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftinnmtem 





HBeitausmaße gejtattet ift 


tiihen Bezirkes Kirchdorf; Sarmingftein des politiichen Be- 
zirtes Perg; Engelhartzzell des politifchen Bezirkes Scär- 
ding; Unter-Burgfried (Gemeinde Land Kremsmünfter), Neı- 
zeug, Sierninghofen und NReichramming des politischen Be- 
zirkes Steyr; Puchheim, Timelfam, Dörfl und Pfarrhof- 
gries (Gemeinde Regau) des politiihen Bezirkes VBöclabrud; 
Kematen, Pupping und Stadl des politischen Bezirfes Wels 
den ganzen Sonntag mit Ausnahme von Y9 bi 10 Uhr 


Bormittags. 


C. Salzburg. 
1. Sm Gebiete der Stadtgemeinde Salzburg: 
a) für die Erzeugung: am Pfingftfonntage bi8 12 Uhr 


Den an Sonntagen 
länger al3 drei Stun- 
den bejchäftigten Ar- 
beitern ijt als Erjab- 
ruhe zu gewähren: 





zufammenfallen, in mwels- 
hen Ihon nach der Kas Ih 
tur des Betriebes regel- 
mäßige Arbeitspaufen 
find. Diefe jeh3 Stun- 
den dürfen alfo nicht in 


die Zeit fallen, während II 


mwelher das Gejchäft 
ohnehin gefchloffen zu ih 
jein pflegt. 


Eine 24 ftündige 


Mittags, an allen übrigen Sonntagen des Jahres bis |Ruhezeit am darauf: 


10 Uhr Vormittag und von 10 Uhr Nachts angefangen; 
b) für den Berjchleiß: den ganzen Tag. i 


2. Im politiihen Bezirte Salzburg Land: 
Sn allen Gemeinden des Bezirkes: 


a) für die Erzeugung: bi 10 Uhr Vormittags und von 
10 Uhr Nachts angefangen; 
b) für den Berjchleiß: den ganzen Tag. 
3. Im politischen Bezirke St. Johann i. B.: 
Sn der Gemeinde Wildbadgaftein: | 
a) für die Erzeugung: in der Zeit vom 1. Suni bis 
15. September bis 142 Uhr Mittags. In der übrigen Zeit 
des Sahres bis 10 Uhr Vormittags; 


 b) für den Berjchleiß: den ganzen Tag. 


Snallen übrigen Gemeinden des Bezirkes: 
a) für die Erzeugung: bi3 10 Uhr Vormittags und von 
40 Uhr Abends angefangen; 
b) für den Berfchleiß: den ganzen Tag. 

4. Sm politiihen Bezirke Zell am See: 

sn jämmtlihen Gemeinden des Gerichtäbezirkes Saal- 


felden: 


a) für die Erzeugung: bis 10 Uhr VBormittagg und. von 
410 Uhr Abends angefangen; 
b) für den Berjchleiß: den ganzen Tag. 


Sn allen übrigen Gemeinden des Bezirkes: 


a) für die Erzeugung: bis 10 Uhr Vormittags; 
b) für den VBerfchleiß: von 6 bis 8 Uhr Vormittags und von 
9 bi 3 Uhr Nachmittags. . 


5. Im politiichen Bezirfe Tamameg: 
Sn der Marftgemeinde Tamsmeg: 

a) für die Erzeugung: im der Fastenzeit von 6 Uhr Früh 
bis 40 Uhr Vormittags, die übrige Zeit von 6 biß 
8 Uhr Früh; 

b) für den Verjchleiß: den ganzen Tag. 


folgenden Sonntage, 
oder wenn dies mit 
Rücdiiht auf den Be- 


‚Itrieb nicht möglid) 


ist, an einem Wochen- 
tage oder je eine 
jechsftündige Ruhezeit 
an zwei Tagen der 
Wode. 











® e N eihnung 
derjenigen Gemerbe, beziehungsmeife Arbeitsverrihtungen, für 
melde die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtenm 
Beitausmaße geitattet ft 


Js: 


I) Den an Sonntagen 


länger als drei Stun= 
den beichäftigten Ar- 
beitern tit als Erjaß- 
ruhe zu gewähren: 





Sn allen übrigen Gemeinden des politifchen Bezirkes 
Tamsweg: 


a) für Die Erzeugung: von 6 Uhr Früh bis 8 Uhr Bor-) 


mittags 
b) für bet Beriihleih: den ganzen Tag. 


D. Steiermark, 
1. Sm ganzen Lande: 

a) die Erzeugung: bis 10 Uhr Vormittags und von 10 Uhr 
Abends an; außerdem zwei Stunden während der Beit 
der Sonntagsruhe zur nothwendigen Vorbereitung für das 
Beuggebäd; 

b) der Verichleiß: den ganzen Tag. 

2. Ausnahmsmweije tft im Balifapetsorte Maria-Zell 
während der Wallfahrtszeit und in den nachitehenden Curorten 
während der Lurjaijon: Gfleichenberg, Rohitjch- Sauerbrunn, 
Auffee, die Erzeugung bis Mittag und von 10 Uhr Abends 
an zugeitanden. 

E. Särnten, 


Die Sonntagsarbeit ift für die Erzeugung bis 10 Uhr 
Vormittags und von 10 Uhr Abends an, für den Verjchleiß 
den ganzen Tag geitattet. 


F. Strain, 
Den Dfterfonntag und jenen Sonntag, auf welchen dus 
Weihnadhtsfeit fällt, ausgenommen. 
1. Sn der Landeshauptitadt Laibad: 
a) für die Erzeugung: bis 8 Uhr Morgens und bon Mitter- 
- naht zum Montage ab; 
b) für mn Berichleiß: bis 10 Uhr Vormittags und von 
4 bis 6 Uhr Nachmittags. 
2. Sn den Amtsorten der £. £. Bezirksgerichte, 
den Orten Akling, Sava und im Currayon DVeldes: 
a) für die Erzeugung: die Morgenitunden des Montag3 von 
3 Uhr Morgens angefangen; 
b) für den Berichleiß: bi 10 Uhr Vormittag und von 3 
bi5 5 Uhr Nachmittags. 
3. Sn den fonftigen Pfarrorten: 


"Für den VBerfchleiß: big 10 Uhr urn und von 3 
bi3 5 Uhr Nadhmittags. 


G. Küftenland, . 


a) Erzeugung: die Arbeit ift am Sonntage bis 10 LEIER Bor 
mittags und von 10 Uhr Abends an; 
b) Berjchleiß: am ganzen Sonntage geftattet. 


dann in 


Ausnahmen: An Markt- und Kirhtagen und in Walls | 


fahrtsorten; an dem dem Weihnachtstage vorangehenden Sonn- 
tage und, wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonntag fällt, 
audh an diefem Zage; am legten Kajhingjonntage, am Wal: 
jonntage, endlich auf Bahnhöfen ift die Erzeugung und der 
Deraleih am ganzen Sonntage erlaubt. 


und 


10 Uhr Vormittags bis 


Eine 24 ftündige 
Ruhezeit amdaranf- 
folgenden Sonntage, 
oder, wenn dies mit 
Rücficht auf Den 
Betrieb nicht mög- 
ih it, an einem 
Wochentage oder je 
eine  jechsitündige 
Nuhezeit an zwei 
Tagen der Woche. 





Erjasrnhezeit Montags 
und DonnerdtagsS von 
10 Uhr Vormittags bis 


4 Ahr Nachmittags. 


Erjagruhezeit Montags 
Donnerstags von 
10 Uhr Vormittags bis 


4 Uhr Nachmittag2. 


Erjagruhezeit Montag3 
und Donnerstag bon 


4 Uhr Nachmittags. 


Pie beiden Bädern || 
in Niederöfterreich. 
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Bezeihnung | 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeije Arbeitsverrichtungen, für 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beitimmten 

| Beitausmaße geitattet ift 


ee aa aa EEE 


H. Zirol und Borarfberg. 


Tie Sonntagsarbeit ift, und zwar bei der Erzeugung bon 
Bäcerwaaren in den Städten und Drten: Snnsbrud mit 
Wilten, Hötting und der Fraction Pradl, Bozen mit den 
zu diefer Stadt eingepfarrten arcellen der Gemeinde Zmölf- 
malgreien, Brixen, Brunel, Hall, Kufftein, Bludenz, Bregenz, 
Dornbirn und Feldlird) und im Lurbezirfe Meran bis 10 Uhr 
Vormittags und nah 10 Uhr Abends, in den anderen Orten 
von Tirol und Vorarlberg bis 8 Uhr Früh und nad 8 Uhr 
Abends, beim DVerichleiße überall während des ganzen Sonn- 
tages geltattet. 


I. Böhnten. 
a) Die Erzeugung ift bis 10 Uhr Vormittags und von 
10 Uhr Abends an; 
b) der Verjchleiß bis 1% Uhr Mittags und von 5 bis 7 Uhr 
Abend3 geitattet. 
Ausnahmen: 
| An den Feiten der Landespatrone und der Kirchenmweihe, 
Sonntags vor oder an dem 24. December, dann in den Eur- 
orten vom 1. Mai bis 30. September und in Walffahrtsorten 
während der Wallfahrtäzeit ift 
a) die Erzeugung bis 12 Uhr Mittags; 
b) der Verfchleiß aber den ganzen Tag hindurch geitattet. 


K. Mähren. 
Die Sonntagsarbeit ift, und zwar bei der Erzeugung bis 
9 Uhr Vormittags und von 10 Uhr Nachts an, der Verichleiß 
bi3 3 Uhr Nachmittags geitattet, 


L. Schlefien. 


a) Erzeuging: die Sonntagsarbeit ift bis 6 Uhr Vormittags 
und von 10 Uhr Abends an geitattet; 

b) Verfchleiß: bis 10 Uhr Vormittags und dann von 12 Uhr 
Mittags bis 8 Uhr Abends, jedoch mit der Einjchränfung 
geftattet, daß zum Nachmittagsverjchleike die bei der 


Erzeugung beichäftigten Gehilfen und Lehrlinge nicht ver- 


wendet werden dürfen. Das Austragen des Gebädes ift nur 
bi3 10 Uhr Vormittags gejtattet. 





ruhe zu gewähren: 


| 
| 


Bei den Gemerben, in | 
denen mehr als zwei Ges jf 


hilfen veriwendet werden, 
it diefen abmwechjelnd eine 





24ftündige Nuhezeit am 


darauffolgenden Sonntage, 
in Betrieben mit zivei oder 
einem Gehilfen je eine 


fechsftündige Ruhezeit an | 
awei Tagen der Woche zu If 
Die Beitint= |f 


gewähren. 


mung der Wochentage 


bleibt im Yegteren Falle |} 


der freien Vereinbarung 


awiichen Gehilfen und Ar- | 


beit3gebern äberlafjien. 


Wie bei den Bädern 


in Niederöfterreicd. 


Den 


Abends freizugeben. 
Wenn jedoch auf diefe 

Tage ein Martt-, Feierz, 

Seit: oder Wallfahrtstag 


fällt, Hat am nädhjftfolgen= |} 
den Tage, und wenn auf 
auf diejen einer der obigenil 


Tage fallen jollte, die Er- 


jagruhe am dritten Tagelf 


einzutreten. 


Eine 24ftündige Auhes |F 
zeit am darauffolgenden |f 
Sonntage oder, wenn dies ık 
mit Rüdficht auf den Be= || 


trieb nicht möglich ift, an 


einem Wochentage oder je |k 
eine fjehsitündige Ruhes |f 
zeit an zwei Tagen Der |f 


Woche. ; 


Den an Sonntagen |} 
Yänger als drei Stune || 
den beichäftigten Ar= || 
beitern ift al3 Erjab= || 


an Sonntagenit 
länger al3 drei Stunden 
beichäftigten Arbeitern ijtik 
als Erjagruhe am nädjit-ık 
folgenden Montage undjk 
Donnerdtage von 2 Uhrif 
Nachmittags bi8 8 Uhrik 
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Se Den an Sonntagen 
ER, Ss AR, et : , | Tänger als drei Stun- 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmweife Arbeitsverrichtungen, für | den befchäftigten Ar- 


welche die Sonntaggarbeit überhaupt oder in bejtimmtem | Heitern ift als Erjaß- 
Beitaugmaße geitattet iit ruhe zu gewähren: 





M. Salizien,*) 
Die Erzeugung ift bis 10 Uhr Vormittags, jodann von) Wie in Schlefien. 
10 Uhr Abends an geftattet, der Verjchleiß durch den ganzen Tag- 


N. Dalmatien, 


Die Erzeugung in den Städten Bara, Sebenico, Spalato, a ne ne 
Ragufa, Cattaro bis 10 Uhr Vormittags und von 10 Uhr) Ehnntage ober mern dies 
Abends an, der Verfchleiß den ganzen Sonntag. mit Rüdficht auf den Be- 

Die Erzeugung ift in alfen übrigen Orten bis 8 Uhr Ba a might, A 
Bormittagd und von 1% Uhr Nachts an, der Verfchleiß bis |ie eine Par: Kern gube: 


12 Uhr Mittags geitattet. zeit an zwei Tagen der 


Woche. 
37. Belendtung, öffentlide. 


Die Sonntagsarbeit it für die Snftandhaltung und Be] Eine 24flündige 
dDienung der Lampen, beziehungsweife Leuchtförper geitattet. | Ruhezeit am darauf- 
| folgenden Gonntage 
od. an einem Wochen || 
tage, oder je eine|l 
jehsitündige Nuhe: 
zeit an zwei Tagen 
i ' 3 der Woche. 
8. Deffemer- und Marktin-Anlagen, fiehe Eifen- 
hüffenwerke. 
9. Bierbranerei, fiede Mälzerei. 
10. Bleiderei.) U) 
Die Sonntagsarbeit ift mit Bejchränfung auf die unum- 
gänglich nothwendigen Arbeitsperjonen geitattet: 
a) Sn der Betriebzabtheilung „Bleiche” für die Arbeiten Des 
Anchlorens, Abjänerns und Wajchens durch Höchitens zwei 
Stunden bi3 9 Uhr Morgens; 
b) für das Begießen der auf dem Sleichplane Yagernden 


Garne und Gewebe während einer Vormittags- und einer 
Kachmittagsitunde. 


11. Dileiglätteerzengung, fiehe demifhe Prodncte, 
Seite 18 q). 
12. &sleiweißergengung, fiehe demifdhe Yrodicke, 


2 


eite 18, r). 
13. Ylumenhändfer, Tiefe Naturbinmenbinder. 


14. Blutlangenfalzerzengung, Siehe Erzengung 
2 hemifher Yrodncte, Seite 18, 1). 


.. 


[— 


| *) Die Runtmachung, betreffend die Geftattung ber Sonntagsarbeit in ber 
 Bufomwina, war zur Zeit des Erjdeinenz diefes Heftes no nicht publicitt. 
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| Bezeihbnung 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmweife Urbeitsverrichtungen, für 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimnttem 
Beitausmaße geitattet ift 





15. Boten, fiehe Anternehmungen 
Dienfte. 


16. Cellufofe. 


Erzeugung von Celluloje (aus Holz, Stroh 2e.). 

Die Sonntagsarbeit ift geftattet: für die Gewinnung der 
Ichmefligen Säure, für die Bereitung der Xauge, für die Ber 
dienung der Hellitofffocher mit vorbereitetem Beichikungs- 
material, für die Auslauge- und Wafchvorrichtungen, fotvie 
für das Eindampfen der Endlaugen in ununterbrochen be- 
triebenen Defen. 

Für diejenigen Betriebe, deren Einrichtung bezüglich der 
Holländer, Depötpläge u. f. wm. nicht hHinreicht, Diejen Be- 
ftimmungen fchon derzeit zu entfprechen, wird zum Zmweıfe der 
nöthigen Adaptirungen eine Webergangsfrift bis Ende des 
Sahres 1895 eingeräumt. = 


für öffentlide 


17. Kementbrennereien, fiehe Kafkbrennereien. 


18. GCentralanlagen zur Erzeugung und Abgabe 
elektrifhen Stromes. 

Die Sonntagsarbeit ift geftattet: für die Beauffichtigung 

und Bedienung der Dynamomafchinen und Hilfsapparate und 


für die mit dem Füllen der Aceumulatoren verbundenen Arbeits- 
verrichtungen. 


19. Eenfrafheisungen mit Dampf oder Waffer. 

‚Die Sonntagsarbeit ift mit Befchränfung auf die zur 
Bedienung der Heizung unumgänglich nothiwendigen Arbeits- 
perjonen geftattet. 


20. Chemifhe Producke. 
Erzeugung Hemifcher Producte. 
Die Sonntagsarbeit ift, joweit der Betrieb eine Unter- 
brehung nicht zuläßt, geftattet: für die bei den Röft-, Gtüh-, 
ı Slamm- und Schmelzöfen, bei den Deftillationg- und Subli- 





| Den an Sonntagen | 





länger al3 drei Stun- | 


den bejchäftigten Ar- 
beitern ijt al3 Erjag- 
ruhe zu gewähren: 


An jedem zweiten Sonn- 


tage 24 Stunden, fall3 der 
an Sonntagen 
wenigitens durch 6 Stunden ||. 


Betrieb 


unterbrochen oder beim 
Wechjel der Wochenichicht 
eine einmalige Rejerve- 
Ihiht am Sonntage ein- 
gehoben werden Fann. 
Dob darf im Tebteren 
alle Die Ablöjungsmann- 


ichaft je 12 Stunden nad) 


und vor ihrer regel- 
mäßigen Bejchäftigung zur 
Arbeit nicht vermendet 


werden und muß derjelben. 


eine Erjagruhe mindeiteng 
in dem den abgelösten 


- 1 Xrbeitern gewährten Aug- 


maße eingeräumt tiverden. 
Falls den Arbeitern die 


obige Erfagruhe wegen der 
Verhältniffe |} 
ded Betriebes nicht ges 


bejonderen 


währt werden Tann, hat 


die duch den Schicht: 


mwechfel in Sinne des $3 


der Minifterialverordnung - 
bom 27.Mai 1885 (R.-©.= - 


Bl. Nr. 85) am Sonntage 


fih ergebende 18ftündige 


Ruhezeit als Erjagruhe 
zu gelten. Sa 


Wie bei der Exzeu- 
gung von Cellufoje. 


Eine 24 jtündige 
Nuhezeit am daranf- 


folgenden Sonntage. | 


Wie bei der Erzeu- 


gung von Gellulofe. |} 


1 








eo Bezeihnung ' 

derjenigen Gewerbe, beziehungsmweije Arbeitsverrichtungen, für 

welche die Sonntag3arbeit überhaupt oder in bejtimmten 
— Beitausmaße geftattet it 





mationsapparaten, Laugereien, Condenjationen, Concentrationen, 


Kryftallifationen, Egtractionen u. |. w. beichäftigten Arbeiter. 
Susbefondere ift die Sonntagsarbeit geitattet bei der Er- 
|| zeugung von Schwefel-, Salz» und Salicyljäure, Soda und 


Slauberfalz, der Schwefelgewinnung aus Sodarüditänden, der 
Erzeugung von Xebnatron, Pottajche, Aaun, jchwefeljaurer: 
TIhonerde, Blutlaugenfalz, Chromjalzen und Chlorkalf, der 


Ultramarin-, BZinfmweiß-, Mennige-, Mintums-, Vleiglätte- und 
Bleiweißerzeugung, der oafserzeugung .und Ammoniaf- 
gewinnung, der Deftillation von Theer, der Holzverkohlung 


in Meilern und Haufen, der Netortenföhleret und der Damit 
zufammenhängenden, eine Unterbrechung nicht zulafjenden Ver- 
arbeitung.chemifcher Producte, der Raffination von Harz, der 
NKuß-, Cerejin-, Leim- und Albuminerzengung, und zwar hin- 
fichtlich der nachfolgend verzeichneten Arbeitsverrichtungen, be=| 


ziehungsweile Arbeitäprocefje: 


a) Erzeugung englijher Schmefelfänre: Die Zufuhr 
der Schwefelfiefe, der Zinfblende und des Schmwefels zu 
den Verbrennungsöfen, die Bedienung der Defen, der 
Slomwer- und Gay-Lufjac-Thäirme und der Bleitammern, 
das Abdampfen der Schwefelfäure in Bleipfannen, Ola3- 


gefäßen und Platinapparaten, das Abziehen der con- 


centrirten Säure in die zur Aufnahme bejtimmten Gefäße 


and das Verschließen (Luttiren) der lebteren; - 
b) Erzeugung raucdender Nordhäunjer) Schwefel 


fäure au3 jchwefelfauren Salzen in ©aleeren- 


Öfen: Die Beendigung des am vorhergehenden Tage be- 
- gonnenen Brandes; 
ec) Soncentration der Schwejeljäure durd AuS- 


frierenlajfen der verdünnten Säure (Deritellung 
bon Monohydrat): Das Beihiden und Entleeren der 
Gefrierzellen, das Eintragen des fertigen Productes in 
die zur Aufnahme beitimmten Gefäße, das Berjchließen 


und Befördern der leßteren auf die Lagerplägße; 


d) Erzeugung von Salzfäure und Glauberjalz: Der 
Betrieb der Zerfeßungs- und: Abjorptionsapparate, jomwie 


der Galeiniröfen für das NRohjulfat; 


e) Salicyljäureerzeugung: Der Sublimations- und| 


Kryftallifationsproceß; 

f) Sodaerzeugung nad) dem Leblanc-VBerfahren: 
Der Betrieb der Sodajchmelzöfen und alciniröfen, das 
Auslaugen der Schmelze, das Abdampfen und die Kry- 
itallifation der Laugen; ne 

9) Ammoniaf-Sodaerzeugung: Der Betrieb der Kalf- 


Öfen, die Bereitung der Salzjoole, die Erzeugung der Kalf- 
milch, die Verarbeitung der Laugen und des Bicarbonates; 
h) Gewinnung des Schwefel aus Sodarüdjtänden 
durch Sarbonifirung und nah dem Präcipita- 
tionsverfahren: Der Betrieb der Kalföfen,Lomprefjoren, | 


der Schlammmrührwerfe, der Carbonijirapparate und Ver- 
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länger. al3 drei Stun= 
den beichäftigten Ar- 
beitern ift al3 Erjab- 
ruhe zu gewähren: 
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| Den an Sonntagen || 
I ne er ’ 8 ; .. | länger al3 drei Stun- 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeije Arbeit3perrichtungen, für | den beichäftigten Ar- 


welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtem | peitern ijtals Exjag- 
BZeitausmaße geftattet ift ruhe zu gewähren: 


EEE Tr TEE 1 








brennungsöfen für das Schwefelwaflerjtoffgas, beziehungs- 
weile der Fällungsproceß; 

j) Erzeugung von NXegnatron: Die Bereitung und das 
Eindampfen der Laugen, die Schmelzung und das Ber- 
paden des Aebnatrons; u 

j) Erzeugung von Pottajhe: Der Betrieb der Vers] 
fohlungs- und Caleiniröfen, das Bereiten, Berdampfen und 
Kryftallifiren der Lauge; ® 

k) Erzeugung von Alaun und ihwefeljaurer Thon- 
erde: Der Betrieb der Defen, die Bereitung der Lauge, 
das Eindampfen und die Kryftallilation; 

]) Blutlangenjalzerzeugung: Der Betrieb der Defen, 
die Zaugerei, Concentration und Kryjtallijation; 

m) Chromjalzeerzeugung: Der Betrieb der Defen, Die 
Bereitung der Lauge, das Eindampfen und die Kuyftalli- 
jation; | Kar, 

n) Erzeugung von Chlorfalf: Der Betrieb der Chlor- 
entwidlungs- und Abjorptionsapparate, das Füllen und 
Verichließen der zur Aufnahme des Chlorkalfes beitimmten 

Gefäße; | 

0) Ultramarin-Erzeugung: Die Hebermachung des Dfen- 
betriebes; 

p) Bintweißerzeugung: Der Betrieb der Verbrennungs- 








en 

q) Mennige, Minium- und Bleiglätteerzeugung: 
Der Betrieb der Defen; 

r) Bleiweißerzeugung: Der Betrieb der Drhdations- 
fammern, die Meberwachung de3 Schlemm: und Troden- 

-  procefles; 

s) Coafserzeugung und Ammoniafgewinnung: 
Der Betrieb der Coaksöfen, das Beihiden mit Kohle, 
dag Ausftoßen der Coaks, die Kohlenwäjche, joweit als 
jelbe zur Aufrechthaltung des Dfenbetriebes erforderlich 
ift, der Betrieb der Deftillationsapparate für Ammioniaf; 


t) Trodene Deftillation des HolzeS, Holzgeift- und 
Holzeifigerzeugung: Der Betrieb der Netorten- und 
es jomie die Erzeugung des ejjigjauren 

alfes; 

u) Deftillation don Theer: Die Beendigung de am 
VBortage begonnenen Deftillationsprocejjeg und Das Ab- 
lafjen der NRefiduen; : 

v) Holzverfohlung in Meilern und Haufen: Die 
Ueberwachung der vor Samstag 6 Uhr Abends ange- 
zündeten Meiler und Haufen; ; OBER: 

w) Roaffination von Harz: Der Schmelzproceß und die 
Filtration; 

x) Rußerzeugung: Der Betrieb der Glühöfen; 

y) Serefinerzeugung: Die Yortjegung, beziehunggweije 
Beendigung der bereit begonnenen Eytractionen; 

z) Leim» und Albuminerzeugung: Das Onrtiren, 
Brechen und Maceriven der frifchen Knochen, die Extraction 


r KW 





Er Den an Sonntagen 
ae Bee ich ee 2 . | Yänger als drei Stun- 
| derjenigen Gewerbe, beziehungsmeije Ardeit3verrichtungen, für | den befchäftigten Ar- 
|| welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmten | Heitern ift als Erjab- 

Beitausmaße gejtattet it ruhe zu gewähren: 









des Leimes, das Verfochen der Leimbrühe, die Bedienung 
der Leim, Abumin- und Bluttrodenfammern und das 
Ubziehen des Serums. 


21. Gerefinerzeugung, fiehe demifde Yroductke, 
Seite 18, y). 


22. Chlorkafkerzengung, fiehe hemifhe Yroducte, 
| eite 18, n). 


23. Chromfalzeerzengung, fiehe Hemifhe Producke, 
eite 18, m). 


24. Cihorien-, Rüben- und Obfldarren. 

Die Sonntagsarbeit ift mit Beichränfung auf die un-| Eine 24 jtündige 
umgänglid; nothwendigen Arbeitsperjonen für die Beheizung | Ruhezeit am daranf- 
und Bedienung der ununterbrochen betriebenen Darren geftattet. | folgenden Sonntage. 


25. Coakserzengung, fiehe demifdhe Broducke, 
Seite 18, 5). 


26. Gonfervenerzengung. 


Die Sonuntagsarbeit ift mit Beichränfung auf jene Fäle,| Eine 24 jtündige 
in welchen ein Aufichub der Verarbeitung das Verderben der| Ruhezeit am darauj- 
zur verarbeitenden Stoffe zur Folge Hätte, in den Monaten| folgenden Sonntage. 
Mai bis einschließlich October bis 12% Uhr Mittags geftattet. 

Für die Verarbeitung frischer Fiihe ift die Sonntags- 
arbeit geitattet. 


27. Darmreinigungs-Anfalten. 


Die Sonntagsarbeit it mit Bejchränfung auf die unum-| ine 24 jtündige 
gänglich nothwendigen Arbeitsperfonen für das Trodnen der| Ruhezeit am daranf- 
Gedärme gejtattet. folgenden Sonntage. 


28. Dienfimann-Gewerbe, jiehe Anternehmungen 
| für öffentlihe Dienfte. 


29. Eiserzengung, fiehe Aunfleiserzengung. 


30. Einfpänner, fiehe Lohnfuhrgewerbe für Per- 
fonentransport, 


31. Eifenhüttenwerke. 
a) Hohofenanlagen (einfchließlich der Röftanlagen): Die| „m dem „teten 


a R ; Spnnt 4 den, 
Sonntagsarbeit ijt geftattet für die Zufuhr von Kohle, as" vs Betrieb. 2£ 
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Bezeihnung 


derjenigen Gewerbe, beziehungsweije Arbeitsverrichtungen, für 


welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtem beitern ift als Erjaß- 


b) 


Beitausmaße geftattet ift 


Coats, Erzen und YZujchlägen, für die Bedienung der 
Waflerleitungen, ebläje und Winderhibungsapparate, für 
das Gichten und die Abjticharbeiten, für die Abfuhr der 
abgeitochenen Schlade, für das Mafjelformen und das 
Wegführen des NRohetijens auf die Lagerpläße. 
Bejjemer- und Martinanlagen, weldhe mit Hocdfen 
in Ddirecter Verbindung ftehen: Die SonntagSarbeit ift 
geitattet für die Zufuhr des gejchmolzenen Noheijens zu 
den Convertern, für die Zufuhr des Ywijchenproductes 
zu den Martinöfen, für die Bedienung der Generatoren 
und Gebläje, für das Chargiren und die Schmelzarbeiten 
in den Convertern und Martinöfen, für den Abjtich des 
fertigen Broductes in Coquillen und die Verführung des- 
jelben, jowie für die Verführung der Scladen auf die 
Lagerpläße. 


| gen der befonderen Ver» 


Schmeiß- und Buddelöfen, die mittelft Gasgeneratoren 
geheizt, und Walzmwerkfe, die aus joldhen Schweiß- und 
Wuddelöfen bedient und durch Wajjerfraft betrieben 
werden: 3 ift geftattet, die Betriebsunterbrehung an 


Sonntagen auf die Zeit von 6 Uhr Morgens bi3 6 Uhr] 
Abends in der Weije zu bejchränfen, daß die Samstag 


Abends um 6 Uhr aus der Arbeit tretende Schicht bereit 
Sonntag um 6 Uhr Abends die Arbeit antritt. 

PBuddel- und Walzwerfe: Wenn der Betrieb im Laufe 
einer Woche während einer Dauer von wenigftens 24 Stun- 
den unterbroden mar, ift e3 geitattet, gegen boraus- 
gegangene Anmeldung bei der Gemwerbebehörde eriter Jı- 
tanz unter Angabe der Urjacdhe, der Dauer und des 
Umfanges der jtattgehabten Betriebsunterbrehung und der 
Anzahl der von diefer Unterbreung betroffenen, bezie- 
hungsweife am Sonntage zu bejchäftigenden Arbeiter, den 
dadurch entfallenen Arbeitstag durch Heranziehung des 
diefer Unterbredung folgenden Sonntagd auszugleichen. 


| 32. Efektrifher Strom. Abgabe desselben fiehe Gen- 





fralanlagen zur Erzeugung elektrifhen Stromes. 


33. Emailgefdirr-Erzengung. 


Die Sonntagsarbeit ift mit Befchränfung auf die unum- 


gänglich nothwendigen Arbeitsperfonen geftattet: für die Be- 


dienung der im ununterbrochenen Betriebe ftehenden Schmelz- 
öfen für die Emaillirmafje und für die Erhaltung der Brenn- 


dfen im gewärmten Zuftande. 


| kann, bat die durd) den. 
-, Schihtwedhfel im Sinne 


Den an Sonntagen | 


länger als drei Stun= 
den bejchäftigten Ar- 


ruhe zu gewähren: 





Sonntagen wwenigftens 
durc, jech3 Stunden uns 
unterbrochen oder beim 
Wechjel der Wochen- 
fhiht eine einmalige 
Nejerveihicht am Sonn= 
tage eingejchoben werden - 
fann. Doc) darf im legte- 
ren Falle die Ablöfungg= 
mannjchaft je 12 Stuudeu 
nad) und vor ihrer regel- 
mäßigen Befchäftigung 
zur Urbeit nicht vermwen- 
det werden, und muß 
derjelben eine Erjagruhe 
mindejtens in dent den 
abgelösten Arbeitern ge= 
wührten Ausmaße ein- 
geräumt werden. 

Hals den Arbeitern 
die obige Erjagruhe we 


hältnifje des Betriebes 
nit - gewährt werden 


de38 3 der Min. Ber. vom 


27.Mai 1885 NR... 85 | 


am Sonntage jidy erge= 
bende ı18ftündige NAuhe- 
zeit al$ Crjagruhe zu 


gelten. 

An jedem zweiten 
Sonntage 24 Gtun- 
den. 


Am darauffolgen- 
den Sonntage 24 
Stunden, falls nicht 
während der vor- 
hergegangenen 
triebSunterbrechung 
den Arbeitern ohnehin 
eine 24jtündige Nıuhe- 
zeit gewährt wurde. 


Wie bei den Eifen- 
hüttenwerfen a) u. b). 


Be: | ; 
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ee SEE : Den an Sonntagen 
re Bezeihnung 5 | länger als drei Stun- 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmweije Arbeitsverrichtungen, für | pen beichäftigten Ar- 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtinmtem | Heitern ift die Erfaß- 

: Beitausmaße gejtattet ift ruhe zu gewähren: 





34. Effigerzengung. | 
Die Sonntagsarbeit ift mit Beichränfung auf die unum-| Eine 24ftimdige 
gänglich nothivendigen Arbeitsperjonen geftattet zum Ziwede des | Ruhezeit am darauf- 
Uebergießens de3 Cifiggutes, zur Ueberwachung des Gährpro- |folgenden Sonntage. 
cefjes, jowie zum Heizen der Eifigftuben. 


39. Härberei. 


Die Sonntagsarbeit ift mit Befchränfung auf die unum- 
gänglich nothmendigen Arbeitsperjonen geftattet: 
a) sn der Schwarzfärberei für die Beauffichtigung der!) 
Drydationsfammern; | 
b) in der Sndigofärberei für das Umrühren des Suhaltes Eine 24 ftündige 
. der Snodigofüpen; le | Ruhezeit am darauf- 
ec) in der Seidenfärberei fir die Beendigung der noch) ee 
am Samstag Vormittags eingeleiteten chemischen Brocefie, 
‚jedod; nur bis Sonntag 12 Uhr Mittags. J 


36. Fetkinduftrie. 


(Margarin-, Stearin- und Ölycerinerzeugung). 

Die Sonntagsarbeit ift mit Beihränfung auf die unum- 
gänglich nothiwendigen Arbeitsperjonen geftattet: 

a) Bei den eine Unterbrehung nicht zulaffenden Betriebsope-| Wie bei den Eifen- 
tationen ded Deltillations- und Extractionsverfahrens für |hüttenmwerfen a) u. b). 
den Betrieb der Deftillirapparate, für das Wachen und 
Umziehen der geflärten Mafjen, Entfernen der Refiduen 
aus den Blajen und für den Betrieb der Knochenglühöfen; Ä 

b) bei dem Einfchmelzen des rohen Talges in den Monaten Eine 24 ftündige 
April bis einjchließlich September bis 12% Uhr Mittags. |Nuhezeit am daranf- 


| folgenden Sonntage. 
37. Siaker-Gewerbe, fiehe Lohnfuhrgemwerbe. / 


38. Meifhhauer, Zleifhfekher, einfclieglich der 
| -  Pferdefleifhhauer und Wildbrethändfer. 


A, Niederösterreich. 


1. Sleifhhaner. 

sm ganzen Kronlande: Ausihrotung und Verjchleif (gleich- ‚Den Hilfsarbeitern 
giltig, ob diefe Thätigfeiten im Verfaufsgewölbe oder auflift mindejtens eiste 
Märkten ausgeübt werden) bis 10 Uhr Vormittags und Montag |24ftündige Ruhezeit 
bon 3 Uhr Früh an. jeden zweiten Eonn- 
Das Shladhten von Thieren ift an Sonntagen unterfagt. eu; Ka it auf ei 
Auf Nothfchlachtungen findet Artifel III, Bunft % des Betrich nicht möglich 
Gejeges Anwendung. ift, an einem Wochen- 
Ausnahmsbeftimmungen: Sn den Wallfahrtsorten tage oder je eine fech8- 
Sonntagsberg, Maria Taferl mit Marbach an der Donau und ftündige Ruhezeit an 
in der Gemeinde Ybb3 ift außerdem die Ausfchrotung und Der) zwei Tagen der Woche 
Berihleiß von 6 big 8 Uhr Abends, und zwar in den drei zu gewähren. | 


29 


Bezei nung | 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeije Arbeitsverrichtungen, für 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftimmtem 
Beitaugmaße geftattet ift 


Den an Sonntagen 
länger als drei Stun- 
den beichäftigten Ar- 
beitern ift al3 Erjab- 
ruhe zu gewähren: 








Wallfahrtsorten vom 1. Mai bis einjchließlich 31. Detober, in 
der Gemeinde Nbb3 vom 1. März bis einjchließlich 31. October 
geitattet. 

Sn den Orten Haiufeld, Kaumberg, Ramsau, Rohrbach, 
St. Veit, Klein-Zell, St. Egyd, Annaberg, Wienerbrud, Sojefs- 
berg, Mitterbach, Hohenberg, Lilienfeld, Traifen, Schrambad), 
Lehenrotte, Tirnig des politiichen Bezirkes St. Pölten ift in 
der Zeit vom 1. April bi8 1. Detober die Ausfchrotung und 
er Verjchleiß bei Zleifchhauergewerbe bi 12% Uhr Mittags 
geitattet. 


2. Bferdefleijhhauer. 


Ausfchrotung, beziehungsweife Erzeugung von Selhwaaren 
und Würften im ganzen Kronlande bis 1414 Uhr Vormittags 
und Montag Früh von 4 Uhr an. 

Das Schlachten von Pferden tft an Sonntagen unterjagt. 


Auf Nothichladhtungen findet Artikel III, Bunft 4 des 
Gejebes vom 16. Jänner 1895, R.-©.-Bl. Nr. 21, Anwendung. 

Berfchleiß: in Wien, im Stadtbezirfe Wiener-Neuftadt 
und in den Gemeinden Donaufeld de3 politiichen Bezirkes 
Sroß-Enzersdorf, Floridsdorf, Sedlefee und Groß-Zedlersdorf 
des politiichen Bezirkes Korneuburg ift der Verfauf von 
Sleiih, Selhwaaren und Würften bis 11 Uhr Vormittags und 
außerdem der Berfauf von Selhiwaaren und Würften (aljo 
mit Ausschluß des Fleisches) in den Wiener Gemeindebezirken 
I bi3 IX und in den vorgenannten Orten von 6 bi3 9 Uhr 
‚Abends, in den Wiener Gemeindebezirfen X bis XIX von 
3 Uhr Nachmittags bis 8 Uhr Abends; 

im übrigen Kronlande ist der Verfauf von Fleifh, Seldh- 
waaren und Würften bi3 3 Uhr Nachmittags geftattet. 


3. Wildbret- und Geflügelhändler. 


Sm ganzen Kronlande: Ausihrotung und Verjchleig big 
10 Uhr Vormittags und für die Ausichrotung noch außerdem 
Montag Früh von 4 Uhr an. 

Das Abholen des Wildbretes von den Kagdpläßen tft 
während des Sonntags ohne Beichränfung geitattet. 


4. Sleifhjelher und Wurfterzeuger. 


- Erzeugung: im ganzen Kronlande bis 10 Uhr Vormittags 
und Montag Früh von 3 Uhr an. 

Berjchleiß: in Wien von 6 Uhr Früh bis 11 Uhr BVor- 
mittags und außerdem in den Bezirken I bis IX von 6 big 
9 Uhr Abends; in den Bezirfen X bis XIX außerdem von 
3 Uhr Nachmittagg bi8 8 Uhr Abends; im Stadtbezirke 
Wiener-Neuftadt und in den Gemeinden Donaufeld des politi- 
Ihen Bezirkes Oroß-Enzersdorf, Floridsdorf, Sedlefee und 
Groß-Sedlersdorf des politifchen Bezirkes Korneuburg von 
See Sruh bis A1 Uhr Vormittags und von 6 bi 9 Uhr 

ends. 





















ka; en Den an Sonntagen 
Ar Bez eich y ng & „| länger als drei OStun- 
derjenigen Gewerbe, beziehungsweife Arbeitsverrichtungen, für | den befchäftigten Ar- 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtent | heitern ift als Erfaß- 
- Beitausmaße geitattet ift | ruhe zu gewähren: 


Sn den Gemeinden Baden, Weifersdorf, Böslau, Mödling 
und Hinterbrühl des politischen Bezirkes Baden, Kalkzburg, | 
Mauer, Neulengbah, Hadersdorf-Weidlingau, Preßbaunm, 
Purfersdorf, des politiichen Bezirkes Hieging- Umgebung, in 
der Stadt Brud a. d. Leitha des gleichnamigen politiichen 
Bezirkes in der Zeit vom 1. Mat bis 1. October von 6 Uhr 
Srih bis 12% Uhr Mittags und von 6 bis 8 Uhr Abends; 
während der übrigen Zeit des Jahres von 6 Uhr Früh bis 
3 Uhr Nachmittags. 

Sm übrigen Kronlande während des ganzen Sahres don 
6 Uhr Früh bis 3 Uhr Nachmittags. 


B. Sberöjterreich. 


1. Sleifhhaner, einfhließlich der Bferdefleifhhauer. 
‘m ganzen Kronlande. Ausihrotung und Berichleiß bi Wie in Nieder- 
44 Uhr Vormittags. öfterreich. 
Das Schlachten von Thieren (mit Ausnahme bon Noth- 
ihlachtungen) ift an Sonntagen unterjagt. 
Auf Nothichlachtungen findet Artikel III, Bunft A des 
Gejeges Anwendung. | 


2. Sleifhfelher, Wurfterzeuger und Wildbret- 
händler. 
Erzeugung und Ausjchrotung bis 10 Uhr Bormittagß. 
Berfchleiß tie beim Handelögewerbe; in Orten, für welche 
befondere Beltimmungen für den Handel mit Lebensmitteln 
getroffen werden, wie für diejen. 


C. Salzburg. 
1. Sm Gebiete der Stadtgemeinde Salzburg: 


A. Fleifch-(Pferdefleiih-)hanuer und WildbrethHändler. 


Für die Ausfchrotung und den Verichleig: Am Pfingit- Eine 24jtündige 
Sonntage big 12 Uhr Vormittags; wenn der Weihnadhtsabend | Ruhezeit wie in Nies 
auf einen Sonntag fällt, bis 6 Uhr Ahends; an allen übrigen |deröfterreid). 
Sonntagen bei den Fleifchhauer bis 10 Uhr Vormittags, beil 

den Wildbretgändlern bis 1% Uhr Mittags. 


B. Fleifchfelder und Wurfterzeuger. 

a) für die Erzeugung: am Pfingftfonntage bis 12 Uhr Die mit der Erzens 
Mittags, wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonntag bauer: ee 
fällt, bis 6 Uhr Abends, an allen übrigen Sonntagen bis gehilfen Kahl ai Er- 
10 Uhr Vormittags; ; jab des Ruhetaged ziel 

b) für le "His 1% Uhr Mittags und von 6 big a une 
3, Im politischen Bezivfe Salzburg Land. 

A. Sleifch- und (Bferdefleiich-)hauerei: 

Su alfen Genteinden des Bezirfes: 
a) für die Ausjchrotung: bis 10 Uhr Vormittags; | 
b) fir den Verjchleiß: bis 3 Uhr Nachmittags. | 












Der an Sonntagen i 
N Bezei ı ne, | Yänger als drei Stun- 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeije Arbeitäverrihtungen, fÜL | den befgäftigten Ar- 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftimmtenm | heitern ijt als Erfa- 
Beitausmaße gejtattet ift ; ruhe zu gewähren: 





B. Fleifhjelder und Wurfterzeuger. 


sn allen Gemeinden des Bezirkes: 
a) für die Erzeugung: bis 10 Uhr Vormittags; 
b) für den Berfchleiß: bis 3 Uhr Nachmittags. 
3. Sm politifhen Bezirke St. Fohanı i.%P.: 
A. Fleifch- (Pferdefleifh-)hauer und Wildbret- 
händler. 


Sn den Gemeinden des Gerichtsbezirkes Oaftein: 
a) für die Erzeugung: bis 10 Uhr Vormittags; 
b) für den Verschleiß: in der Zeit vom 1. Mai bis 1. Detober 
bon 4 bi3 6 Uhr Nachmittags, in der übrigen Zeit bis 
12 Uhr Mittags. i - 
Sn allen übrigen Gemeinden de3 Bezirkes: 
a) für die Erzeugung: bis 12% Uhr Mittags; 
b) für den Verjchleiß: den ganzen Tag. 
B. Sleifchjeldher und Wurjterzeuger: 
Sa jämmtlichen Gemeinden des Bezirkes: 
a) für die Erzeugung: bis 10 Uhr Vormittags; 
6b) für den Berjchleiß: bis 3 Uhr Nachmittags. 
4. Sm politischen Bezirte Zell am See: 
Sleifch- (PBferdefleifch-)Hauer, Wildbrethändler, 
Sleifhjelher und Wurfterzeuger. 
Sn allen Gemeinden de3 Gerichtsbezirfes Saalfelden: 
a) für die Erzeugung: bis 10 Uhr Vormittags; 
b) für den Berjchleiß: bi 3 Uhr Nachmittags. 
In allen übrigen Gemeinden des Bezirkes: 
Für den Verfchleiß: von 6 big 8 Uhr Vormittags ımd 
I Uhr Vormittags bi3 3 Uhr Nachmittags. 
5. Im politiichen Bezirfe Tamsweg: 
Sleifch-(Bferdefleifhe)hauner und Wildbrethändler: 
Sn allen Gemeinden des Bezirkes: 
a) für die Erzeugung: von 9 bi3 12 Mittags; 
b) für den Berfchleiß: den ganzen Tag. 


D, Steiermark, 


A. Beim Gewerbe der Sleifchhauer und Wildbret- 
händler ift die Sonntagsarbeit geftattet: 

1. Im ganzen Lande: die Ausjchrotung und der Verjchleiß 
bi3 10 Uhr Bormittags. 

Bezüglich der Säuberungsarbeiten wird auf Art. II, 
Punkt 4 de3 Gefeges (Seite 1, f) verwiefeı. 

An Sonntagen, wenn jelbe vor einem Normatage fallen 
jollten, ift die Ausfhrotung und der Verfchleiß auch von 3 big 
5 Uhr Nachmittags zugeftanden. 





Wie in Salzburg. | 
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2 Ferner ift ausnahmsweife bein Fleifchhauergemwerbe die 


Ausschrotung und der Verjchleiß von 3 bis 5 Uhr Nachmittags, 
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alpen. 


im Hinblid auf die Bedürfnife des Publicums, gejtattet: 
a) während der Curfaifon in den Eurorten: | 
Bezirkshauptmannfchaft Brud: Kapfenberg und Mürz- 


zulhlag, | 

u eunne Cilli: Neuhaus, NRömerbad und 

üffer; : 

Bezirkshauptmannschaft Feldbach: Gleichenberg; 
Bezirkshauptmannfhaft Graz: Doblbad, Eggenberg, 

Srohnleiten und Sudendorf-Straßengel; | 
Bezirkshauptmannschaft Gröbming: Aufjee; 
Bezirkshauptmannihaft Bettau: Rohitich-Sauerbrunn; 
Bezirkshauptmannfchaft Weiz: Radegund. 

b) Während des Sommers, und zwar vom 1. Mai bis 

30. September, in den Sommerfrishen und Ausflugsorten 

von größerer Bedeutung, und zwar: 
Bezirfshauptmannihaft Brud: Aflenz und Tragöß; 
Bezirkshauptmannihaft Deutjchlandsberg: Burgegg, 


Bezirkshauptmannihaft Graz: Deutjch-Feiltrig, PBeggau, 
Semriach, Mebelbadh, Göfting und Gratwein; . 

Bezirkshauptmannfhaft Gröbming: Alt-Aufjee, Orundl- 
jee, Mitterndorf, Schladming, Steinah und Debları; 

Bezirkshauptmannichaft Hartberg: Friedberg, Pöllau 
und St. Sohann; 

 Bezirkshauptmannfhaft Leoben: Trofaiah, Eijenerz, 
Bordernberg und NRadmer; 

Bezirkshauptmannschaft Liezen: Liezen, Womont, Öftatter- 
boden, Zohnsbach, St. Gallen, Sams, Rottenmann und Wild- 


Bezirkshauptmannfchaft Murau: Neumarkt, Pichlichloß, 
St. Lambrecht, Murau, Oberwölz und ©t. Beter. 
- Bezirkshauptmannfchaft Voitsberg: Ligift. 
Bezirfshauptmannfchaft® eiz: Anger, Bafjail, St Ruprecht 
und Weiz. - 
-c) Während der Wallfahrtszeit in Mariazell. 


d) Su jenen Pfarrorten im ganzen Lande, an welchen ein 


 Sahrmarkt, Kichweihtag, eine Miffton, die Firmung u. dgl. 


jtattfindet. 


B. Für Vferdefleifchhaner ift die Sonntagsarbeit be- 
züglich der Ausfchrotung und des Werjchleiges bis 10 Uhr 
Vormittags geitattet. 

C. Beim Gemerbe der Fleifhfelder und Wurft- 
erzeuger ift die Sonntogsarbeit zugeftanden: 

a) Im ganzen Lande, hinfichtlich der Erzeugung und des 
Berichleiges, bis 10 Uhr Vormittags und an allen Orten, mit 


Ausnahme von Graz, außerdem von 6 bis 8 Uhr Abends im | 


Holfenegg, Glas- und Trahütten, St. Jojef, Kotvogel, Jagernig | 
und St. Dsmwald ob Eibismwald; 
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länger als drei Stun- 
den bejchäftigten Ar- 
beitern ijt al3 Exfab- 
tube zu gewähren; 
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Bezeichnung 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeife Arbeitsverrichtungen, für 
welde die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftimmtem 

Beitausmaße geftattet ift 


Winter (vom 1. Dctober bis 30. Aprıl) und von 7 bis 9 Uhr 
Abends im Sommer (dom 4. Mai bis 30. September), hin- 
fichtlich des Verfchleißes allein. 


b) Im Wallfahrtsorte Maria- Zell ift der Verjchleif 
während der Wallfahrtözeit den ganzen Tag geitattet. 

Dezüglich der Aufräumungs- und Gäuberungsarbeiten 
wird auf Art. II, Punkt 4 des Gefeges (Seite 1) verwiefen. 


E. Kärnten, 


A. Sleijhhauer, einschließlich der Bferdefleifchhauer 
und WildbretHändler: Die Sonntagsarbeit ift für die 
Ausihrotung und für deu Verfchleiß in Klagenfurt bis 11 Uhr 
Bormittags, in allen anderen Orten bis 10 Uhr Vormittags 
geitattet. 


B. Fleifchfelher und Wurfterzeuger. Die Erzeu- 
gung ift bis 10 Uhr Vormittags, der Verjchleiß bis 11 Uhr 
Vormittags und von 5 bis 7 Uhr Abends geftattet. 


F, Srain. 
Den Dfterfonntag und jenen Sonntag, auf welchen das 
Weihnactzfeft fällt, ausgenommen. 


1. Füc das Gewerbe der Fleiichhauer, einschließlich der 
Pferdefleiichhauer und der Wildbrethänäfer: 


a) in der Landeshauptftadt Laibah für die Ausfchrotung 
und den Verjchleiß bis 9 Uhr Vormittags; 
b) in den Amtsorten der £. E. Bezirksgerichte und in allen 
- fonftigen Pfarrorten: 
für die Ausfchrotung: bis 10 Uhr Vormittags; 
für den Berjchleiß: bis 10 Uhr Wormittagd und von 
3 bis 4 Uhr Nachmittags; 


2. Sür das Gewerbe der Fleifhjelher und Wurfterzeuger: 
a) in der Landeshauptftadt Laibach für den Verjchleiß big 
12 Uhr Mittags; 
b) in den Amtsorten der £. f. Bezirkögerichte: 
für den Verjchleiß: bis 10 Uhr Vormittags; 


G. Küftenland, 


1. Sleifhaner und Wildbrethändfer. 


Ausfhrotung und Verjchleiß: Die Arbeit ift am Sonntag 
im Stadtgebiete von Trieft Bi 1 Uhr Nachmittags, in allen 
übrigen Ortjchaften des Verwaltungsgebietes aber bis A Uhr 
Nachmittags und überdies noch von 5 big 7 Uhr Kachnıittags 
in der Beit vom 1. October bis 31. März, und in der Zeit 
vom 4. April bis 30. September von 6 bis 8 Uhr Abende 
geitattet. 


2. Pferdefleifhhhauer. 


. ‚ Ausihrotung und Verfchleiß: Im Stadtgebiete von Trieft 
ift die Arbeit bi 4 Uhr, in den übrigen Ortjchaften bis 
12 Uhr Mittags geftattet. 3 EL 


Den an Sonntagen | 


länger als drei Stun- 
den beihäftigten Ar- 
beitern ift al3 Erjaß- 
ruhe zu gewähren: 


Wie in Salzburg. 


Erjagruhezeit: Mon: 
tagd und Freitag von 
10 Uhr Bormittags bis 
4 Uhr Nachmittags. _ 


Erjagruhegeit: Mon- 
tags und Freitags von 
10 Uhr Wormittags bis 
4 Uhr Nachmittags. 


Wie in Nieder- 
Öjterreich. _ 
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| derjenigen Gewerbe, beziehungsmeife Arbeitsperrichtungen, für | den bejchäftigten Ar- 
welche die Senntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtem | Heitern ift al3 Erjaß- 
Zeitausmaße geftattet ift ER ruhe zu gewähren: 


ee Pr EEE] 


3. Sleifhfelder und Wurfterzeuger. 
a) Erzeugung: die Arbeit ift im Stadtgebiete von Trieft 
bi3 12 Uhr Mittags geitattet, 
- b) Berfchleiß: dis 1% Uhr Mittags und außerdem noch von 

6 bis 8 Uhr Abends in der Zeit vom A. Detober bis 

31. März, und von 7 bis 9 Uhr Abends in der Beit 

vom 4. April bis 30. September; in allen übrigen Ort- 

ichaften ift die Arbeit bei der Erzeugung bis 12 Uhr 

Mittags, beim Verfchleiß überdies noch von 5 bis 7 Uhr 

Abends in der Zeit vom A. October bis 31. März, und 

von 6 bi8 8 Uhr Abends in der Zeit vom 1. April bis 

30. September geitaitet. 

Ausnahmen: An Markt: und Kirchtagen und in Wall- 
fahrtsorten; an dem dem Weihnachtstag vorausgehenden Sonn- 
tage; und wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonntag fällt, 
auch an diefem Tage; am legten Falhingjonntag; am PBalnı- 
fonntag, jodann auf Bahnhöfen ijt die Erzeugung und der 









Verichleiß. am ganzen Sonntag geitattet. 


H. Zirol und Vorarlberg, 


1. Sleifhhauer,  einfchließlih der Pferdefleijch- 
| bauer und Wildbrethändler. 

Die Arbeit ift bei der Ausjchrotung (Aufarbeitung), d. D. 
bei jenen Arbeiten, welche erforderlih jind, um das Fleilch 
der bereit3 getödteten Thiere banfgemäß herzurichten, bi3 
10 UHr Vormittags und beim Verfchleige, in den Städten und 
Orten: Sunsbrud mit Wilten, Hötting und der Fraction 
Bradl, Bozen, mit den zu diejer Stadt eingepfarrten Parzellen 
der Gemeinden Zwölfmalgreien, Trient und Novereto bis 
10 Uhr Vormittags, in den übrigen Orten am ganzen Somn- 
tage gejtattet. 


2. Fleifchfelder und Wurfterzeuger. 


Die Sonntagsarbeit ift bei der Erzeugung bis Yängitens 
10 Uhr Vormittags, beim Verjchleiße wie bei dem Handel mit 
Rebensmitteln (fiehe Seite 72) geitattet. 


I. Böhmen. 
1. Sleifhhauer, einfchließlich der Vferdefleiihhauer 
und Wildbrethändler. 


Die Ausshrotung und der Verfhleiß jind bis 10 Uhr 
Vormittag gejtattet. 


«Bei den Gewerben, 
in denen mehr al® zwei 
Gehilfen verwendet wer- 
den, ift diefen abmwechjelnd 
eine 24ftündige Nuhezeit 
am darauffolgenden Sonne 
tage, in Betrieben mit zwei 
oder einem Gehilfen je 
eine fechsftündige Ruhezeit 
an zwei Tagen der Woche 
zu gewähren. Die Beitimz- 
mung der Wochentage 
bleibt im leßteren alle 
der freien Vereinbarung 
zwifchen Gehilfen und Ar- 
beitögebern überlafjen. 





Wie in Nieder: 
öfterreich. 

Ausnahme. 

Für Curorte in der Zeit vom 1. Mai bis 30. September 

und in Wallfahrtsorten, während der Wallfahrtögeit, ift die 

Ausichrotung und der Verfchleiß bis 12 Uhr Mittag geitattet. 


Anmerfung. 


| Das Schlachten von Thieren it an Sonntagen unterjagt; 
auf Rothichlahtungen findet Artikel IIT, Punkt & des Gejeßes 
vom 16. Känner 1895, Nr. 21 R.-©.-Bl., Anwendung. 
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| derjenigen Gewerbe, beziehungsweife Arbeitäverrichtungen, für 
welche die Sonntag3arbeit überhaupt oder in bejtimmten 

Beitausmaße geftattet tft 


| Den an Sonntagen ' 


fänger als drei Stun- 
den bejchäftigten Ar- 
beitern ift al3 Erjab- 

ruhe zu gewähren: 





2. Sleifhfjelher und Wurfterzeuger. 
Die Erzeugung und der Berjchleig ift big 10 Uhr Vor- 
mittags, der Verjchleiß überdies von 6 Uhr bi 8 Uhr Abends 
geitattet. : 
| Ausnahme. \ 
An Feften der Landespatrone und für Lurorte, in der 
Zeit vom 1. Mai bi 30. September, ift die Erzeugung und 


der Verjchleiß bis 12 Uhr Mittags, der Berjchleiß überdies| 


von 6 Uhr bis 9 Uhr Abend3 geftattet. 

Sn Wallfahrtsorten während der Walfahrtszeit und am 
Seite der Kirchenweihe ijt der Berjchleiß den ganzen Tag 
geitattet. ; 

K. Mähren. 


1: Sleifähhaner, DA und Bierdefteifd 
| auer 


Die Sonntagsarbeit, und zwar bloß bei der Ausfchrotung 
und beim Verjchleike, ilt bis 10 En Bormittags Bene 


Den am Sonntage || 


dundh länger al3 drei Stun- 
den befchäftigten Arbeitern 
iftt nah S 1, Art. V des 
Gejebes vom 16. Jänner 
1895, R.-©.-Bl. Nr. 21, 


[eine entjprechende Kube- 


2. FSleijhjelher und Wurfterzeuger. 
Die Sonntagsarbeit ift bei der Erzeugung bis 10 Uhr 
Bormittags, beim Berjchleiße bi! 12% Uhr Mittags und von 
6 bis 8 Uhr Abends geftattet. 


L. Schlefien. 


4. Sleifhhauer, Vferdefleiihhauer und Slbart 
, händler. 


Die Sonntagsarbeit ift bloß bei der Ausfchrotung und 
beim Berjchleiß gejtattet, und zwar: 

a) Ausjchrotung: bis 10 Uhr Vormittags; 

b) Berjchleiß: ift bis 10 Uhr Vormittags und dann von 6 bis 
8 Uhr Abends, jedoch mit der Einfchränfung, daß zum 
VBerichleiße am Abend die gewerblichen Fleijchergehilfen 
und Lehrlinge nicht verwendet werden dürfen. 


2: Sleifhfelder und Wurfterzeuger. 
a) Erzeugung: am Sonntage bis 10 Uhr Vormittags. 
b) Berjchleiß: -bi3 10 Uhr Vormittags und dann bon 6 bis 
8 Uhr Abends, jedoch mit der Einjchränfung geitattet, daß 
zum Berichleiße am Abend die bei der Erzeugung bejchäf- 


zeit einzuräumen. 


Wie beiden Bäder- 
gewerbe in Mähren. 


Eine 24jtündige Ruder 
zeit am darauffolgenden 
Sotntage oder, wenn dies 
mit Rüdficht auf den Be- 
trieb nicht möglich ift, au 
einem Wochentage, oder je 
eine fechsftündige KRuhezeit 
an ziwei Tagen der Woche. 


tigten Gehilfen und Lehrlinge nicht verwendet werden dürfen. 


M. Galizien. 


. Sleifhhauer, Geflügel- und Wildbrethändler. 


Ausihrotung und Verkauf ift geftattet bis 10 Uhr Xor- 
mittags. 


Wie in Schlejien. 
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i x 8 e se ei I nun 8 
perräiigen Gewerbe, beziehungsmeije Arbeitäverrichtungen, Kir 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtem 

Seo ralDurnpe Be it 


2. iger und Burfterzeuger. 


Die Erzeugung bi 40 Uhr Vormittags, der Verkauf von 
von 7 bis 10 Uhr Früh und von 3 bis 6 Uhr Nachmittags 
| N. Dalmatien, 

t. Sleifhhauer und Wildbrethändler. 


Sm ganzen Kronlande: Die Schladtung und Aus- 
Ihrotung zum Verkaufe von Mai bis inclufive September von 
4 bis 7 Uhr Abends und Montag3 von 4 Uhr Früh an; in 
den Wintermonaten in den Städten Zara, Sebenico, Spalato, 
 Naguja und Lattaro bi8 10 Uhr Bormittags, in allen 
übrigen Orten bis 9 Uhr Vormittags. 

- Der Verjhleiß: im ganzen Kronlande und während 
des ganzen Sahres bis 12 Uhr Mittags. 


2. Fleifchfelger und Wurjterzeuger. 


Die Erzeugung in Zara, ©ebenico, Spalato, Raguja und 
|| Cattaro big AU Ugr Vormittags, der Verjchleiß bis 2 Uhr 
Nachmittags. S$nallen übrigen Orten: die Erzeugung bi3 
10 Uyr Vormittags, der Verjchleig big 12 Uhr Mittags. 


39. Srifenre, Hafenre und Perrüdenmader. 
A. Niederöfterreich, 


Sn Wien: Bom 6. Sänner bi3 einjchließlih Yalding- 
 fonntag ohne Bejchränfung; während der übrigen Heit des 
 Sahres bi$ 2 Uhr Nachmittags. 

Sm Stadtbezirke Wiener-Neuftadt: Während de3 ganzen 
Sahres bis 12 Uhr Mittags. 


Sm übrigen Kronlande: Während des ganzen Sahres 
bi3 2 Uhr le 


B. Sberöjterreich. 


Sn der Sandeshauptitadt Linz mit den VBororten und in 
den Stadtgemeinden Steyr und Urfahr: bis 2% Uhr Nad)- 
mittag3. 


Im übrigen Kronlande: bis 4 Uhr Nadhmittags. 


< C. Salzburg. 
1. $m Gebiete der Stadtgemeinde Salzburg: 


Die Sonntag3arbeit ijt geftattet: An den Sonntagen im 
Fafhing den ganzen Tag, an allen übrigen Sonntagen de3 
Sahres bis 2 Uhr Rn, 





Den an Sonntagen 
länger als drei Stun 
den bejchäftigten Ar- 
beitern ijt al3 Erjaß- 
ruhe zu gewähren: 





Wie in Shhlefien. 


Den Hilfsarbeitern it 
mindefteng eine 24ftündige 
Ruhezeit jeden zweiten 
Sonntag oder, wenn dies 
mit Rüdfiht auf den Be 
trieb nicht möglich ift, an 
einem Wochentage oder je 
eine jegsitündige Nuhezeit 
an ziwer Tagen der Woche 


zu gewähren. 


Wie 
öfterreich. 


in Nieder: 


Den am Sonntage 
dejchäftigten Hilfsarbeiter 
wird als Erjag des Rubhe- 
tages ein freier Nachmittag 
ın der darauffolgenden 
Woche zugeitanden. 
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SL Den an Sonntagen 
Br ee nung [länger als drei Stun- | 
derjenigen Gewerbe, beziehungsweije Arbeitsverrichtungen, für | den befchäftigten Ar- 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmten | Heitern ift als Erjaß- 
Beitausmaße gejtattet ift ruhe zu gewähren: 


EEEEEEEEEBEEEEEEEESEEEEISEEEEEEEEEEEEEEESE EEEEEREEEEENECSEBER CEESESESEEEESEEESEEEEEBERREEEEERREEEIEBIEEIREREEEREIIREReRBERBEERB. 


%. Sm politifchen Bezirke Salzburg Land: 
Die Sonntagsarbeit ift den ganzen Tag geftattet. 
3. Sm Bezirke St Sohann ı. P$.: £ 
Sn fämmtlichen Gemeinden des Bezirkes den ganzen Tag. 
4. Im politifhen Bezirke Zell am See: 
Die Sonntagsarbeit ift in allen Gemeinden des Gerichte- 
bezirkes Saalfelden bi3 3 Uhr Nachmittags, in allen übri- 
gen Gemeinden des Bezirkes von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr 
Mittags geftattet. 
5. Sm politifhen Bezirfe Tamsweg; 


Sn allen Gemeinden des Bezirkes: Won 6 bis '/,8 Uhr 
Früh und von 10 Uhr Vormittags bis 4 Uhr Nachmittags. 


Fer; 
4 





\ Wie in Nieder: 
Be x 
J 


D. Steiermarf. 


1. Sm ganzen Vande: 

Während des Sommers, und zwar vom 1. Mai bis 
31. Detober bis 3 Uhr Nachmittags; während de3 Winters, 
und zwar vom 1. November bis 30. April den ganzen Tag. 


2%. Ausnahmsweife in einzelnen Orten, und zwar 

den ganzen Tag: E 
a) Sn nachftehenden Curorten während der Lurjaijon: 

Sm Bereiche der Bezirkshauptmannihaft Brud: Kapfen- 
berg und Mürzzujchlag. 

Sm Bereiche der Bezirkshauptmannfchaft Cilli: Neuhaus, 
KRömerbad und Tüffer. | | 

Sm Bereiche der Bezirkshauptmannihaft Seldbad: 
Sleichenberg. 

Sm Bereiche der Bezirkshauptmannfchaft Graz: Tobl- 
bad und Frohnleiten. 

Sm Bereiche der Bezirkshauptmannihaft Gröbming: 
Anffee. / 

Sm Bereiche der Bezirfshanptmannfhaft Pettau: Ro- 
Hitih-Sauerbrunn. 

Sm Bereiche der Bezirkshauptmannjchaft Weiz: Radegund,. 


b) Im Wollfahrtsorte Maria-Zell während der Wallfahıtszeit. 


Wie in Nieder- 
öfterreich. | 


E. Kärnten, 


Die Sonntagsarbeit ift in der Zeit vom 2. Jänner bis 
Fajchingsfonntag den ganzen Tag, fonft dis 2 Uhr Nachmittags 
geftattet. Dringende Arbeiten außerhalb des Geichäftzlocales, 
wie im Theater, bei Hochzeiten und dergleichen find ohne jede 
Beichränfung geitattet. 


Wie in Nieder- 
öfterreich. 


F. Ktrain, 


Ausgenommen den Dfterfonntag und jenen Sonntag, auf 
welchen das Weihnachtsfeit fällt. | 








3 nn Bezeihnung 

derjenigen Gewerbe, beziehungsweije Arbeitsverrichtungen, für 

welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmten 
Beitausmaße geitattet ift 


EI EEEEEEEEESEEEEDEESEEEESEEEEEEEEEEEBSENEEEREESIISEIEBESEEEEESISSEBEEEERGBEERSBEBEEEESSEEEBEBREE, 


EA Su der Landeshauptitadt Laibad 
mittags; 

2. in den Amtsorten der F. £. Bezirfögerichte, dann in den 
Drten Akling, Sava und in Currayon Beldes bis 12 Uhr 
Mittags. : 


bi! 3 Uhr Nadj- 


G. Küftenland. 


Die Arbeit ift im Stadtgebiete von Trieft (ausjchliehlich 
de Territoriums) bi 4 Uhr Nachmittags, in den übrigen 
DOrtjcehaften bis 3 Uhr Nachmittags geitattet. | 

Ausnahmen: An Markt: und Kirchtagen und in Wall- 
fahrtzorten;.an dem dem Weihnachtstage vorausgehenden Sonn- 
tag; und, wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonntag fällt, 

auch an diefem Tage; am lebten Fafchingjonntag; am Balm- 
fonntag; endlih auf Bahnhöfen ift die Arbeit am ganzen 
| Sonntag geftattet. | 


-H. Sirof und Vorarlberg. 


Die Arbeit ift an allen Sonntagen des Jahres bis 1 Uhr 
Nachmittags und an den Sonntagen zwijchen dem 25. December 
und Afchermittwoch auch nach) 5 Uhr Nachmittags geitattet. Sn 
-den Hotelg und Penfionen darf die Arbeit au allen Sonntagen 
des Sahres während des ganzen Tages ausgeübt werden. 


I. Böhmen, 
Die Arbeit ift von 6 Uhr Früh bis 2 Uhr Nachmittags 
geftattet. 


Ausnahme: Yom 6. Zänner bis einjehließlich Fafchings: 
jonntag ift die Arbeit den ganzen Sonntag geitattet. 


K. Mähren, 
Die Sonntagsarbeit ift von 7 Uhr Früh bis 3 Uhr Nadı- 
mittags und in den Monaten November, December, Sänner 
und Februar auch noch von 6 bis 8 Uhr Abend3 geitattet. 





ol 





Den an Sonntagen 
| fänger al3 drei Stun- 
den beichäjtigten Ar= || 
beitern ift als Eriab- 

ruhe zu gewähren: 


Erjagruhezeit Dienstag 
und Freitag don 12 Uhr 
Mittags bis 6 Uhr Abends. 


Bei den Gemwerben, in 
welchen mehr als zivei Ges 
bilfen verwendet werden, 
it den Gehilfen abmech- 
felnd eine 24ftündige Rırhe= 
zeit am darauffolgenden 
Sonntage, in Betrieben 
mit zwei oder einem ©e- 
hilfen je eine jechsftündige 
Nuhezeit an zwei Tagen 
der Woche zu gewähren. 
Die Beftimmung der Wo- 
chentage bleibt in legterem 
Salle der freien Verein 
barıng zwiichen Gehilfen 
und Arbeitgebern über- 
lafjen. 


Wie in 


Nieder- 
Öfterreich. \ 


Den an Sonntagen in 
der Zeit vom 1. März 
big Ende October dur 
Yänger al3 3 Stunden be= 
ichäftigten Hilfsarbeitern 
it nach) Wahl des Ge- 
werbeinhabers einer Der 
drei erften Tage in der 
Woche ganz freizugeben. 

Sn der Brit vom 1. No 
vember big Ende Februar 
haben die beim Bäcder- 
gemwerbe für Mähren feit- 
gejegten Beitimmungen 
über die Erjagruhe ein- 
zutreten, 
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Bezjeibnung 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeije Arbeitsverrichtungen, für 
WERE die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beitimmtem 
Bellausmepe geitattet ift 






L. Schlefien.- 


Die Sonntagsarbeit ift bi3 12 Uhr Mittags und während 
der Yalhingezeit no von 4 Uhr Nachmittags bis 9 Uhr 
Abends geitattet. 


Da diefe Arbeitszeit die Hilfsarbeiter am Bejuche des 


Vormittaggottesdientes Hindert, find Die Gewerbsinhaber 

verpflichtet, jedem bejchäftigten Hilfsarbeiter (Gehilfen und 

Lehrling) mindeftend an jedem zweiten Sonntage die zum Be- 

juche des Vormittaggottesdienites nöthige Zeit einzuräumen. 
M. Galizien. 


- Den ganzen Sonntag. 


N. Dalmatien, 


Sn Zara, Sebenico, Spalato, Ragufa und attaro bis 
6 Uhr Abends; in den übrigen Theilen des Kronlandes bis 
12 Uhr Mittag. 


P7 


40. Hührer-Gewerbe, fiche Unternehmungen für 
aa! Dienfte. 


41. Saft- und Scankgewerbe. 
Die Sonntagsarbeit ift geftattet. 


Den an Sonnfnner 
länger als drei Stun- 














den bejchäftigten Ar- || 


beitern ift al3 Erjab- 
ruhe zu gewähren: 


Wie in 
öjterreih. 

Wie in Nieder: || 
öfterreich. 

Wie in Nieder- I - 
öfterreich. 


Eine 24ftündige Rube- 
zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder an einem 


-1Wocentage oder je eine 


42. Seflügelhändler, fiehe Fleifdhaner. 


43. Gerberei. 


Die Sonntagsarbeit ift mit Beichränfung auf die unum- 
gänglich nothiwendigen Arbeitsperjonen durch höchitens zwei 
Stunden bis 9 Uhr Morgens in den Monaten Mai bis cin- 
ichlieglich September geftattet: 

a) Sn der Xohgerberei zum Einarbeiten der am Samstag 
Abends eingelieferten friichen Häute und zum Nühren 
und Aufichlagen der Häute; 

b) in der Weißgerberei zum Garmacdjen der elle und 
zum Wechjeln de3 Wafjerd, jowie zum Aufftreuen der 
Wolle behufs Trodnens derjelben. 


44. Gefreidemühlen. 


Die Sonntagsarbeit ift mit Bejchräntung auf die unum- 
gänglich nothwendigen Arbeitsperjonen gejtattet: 


jechsftündige Nuhezeit an 
zwei Tagen der Woche. 


Nieder=- 


j 
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-Bezeibnung 

En endet Gewerbe, beziehungsweije Arbeitsverrichtungen, für 
I welde die. Sonntagsarbeit überhaupt oder. in beitimmtem 
I Seitausmaße geftattet ift 


Den an Sonntagen 
länger als drei Stun- 
den bejchäftigten Ar- 
beitern ijt als Erfaß- 
ruhe zu gewähren: 





a) Den Wind- und Schiffmühlen: 


b) 


b) 


46. 


o) für die Ueberwadhung der Majchinen, Trandmiffionen 
und Mühlerapparate; 

B) für das Bejchütten der Mühlenapparate; 

y) für die Füllung der Mehljäde mit dem Mahlgute; 

6) für das Abladen des in die Mühle zugeführten Ge- 
treides und das Aufladen des aus der Mühle zur 

- Abfuhr gelangenden Mehles bis 10 Uhr Vormittags. 

den ausjchließlich oder vorwiegend auf directen Wafjer- 

ne eingerichteten Mühlen in dem gleichen 

Umfange, jedoch nur in den Monaten Juli bis einfchließlich 


‚Dctober. 


Außerdem ift diefen Mühlen noch geftattet: 
©) der Mehl- und Brotverjandt, mittelft der eigenen 
Fuhrwerfe, während de3 Sonntag3 in den für den 
- Handel mit Lebensmitteln bejtimmten Stunden und 
Montag von 3 Uhr Früh an. 


45. Glashütten. 


Die Sonntagsarbeit it geitattet: 

Su den Glashütten mit Wannendfen für die Be- 
dienung der Generatoren, für das Einjegen der Slasmafje 
(de3 Glasjages) in die "Rannenöfen, für die Arbeit der 
Slasmadjer (Glasbläfer) und deren Helfer (Moter, Ab- 
träger), für die Bedienung der Kühlöfen und für die 


Arbeit bei den Gtredöfen; 


in den Glashütten mit Hafendfen: 
o) für da3 Heizen der Ölasöfen und den Schmelzproceß; 


% 


B) für die Arbeit der Glasmadher (Öfasbläjer, Glas- 

. Hreder) und deren Helfer, dann für die damit in 
Verbindung ftehende Bedienung des Kühlofens, und 
zwar, jo lange der Betrieb nicht derart geregelt werden 
fann, daß die Schmelgperiode auf den Sonntag Fällt, 
für Höchjtens 12% Sonntage des Zahres, welche in dem 
nach $ 1, Artikel IV des Gejeßes vom 16. Jänner 1895 
(R.-G.-Bl. Nr. 21) zu führenden Verzeichnilje erjicht- 
lih zu machen find; 

y) für die Arbeit bei den im ununterbrochenen Betriebe 
befindlichen GStredöfen in der Tafelglaserzeugung. 


Slanberfalz-Erzeugung, feße Chemifde Pro- 


duete, Seite 17, 


Un, jedem zmeiten 
Eonntage 24 Stunden, 
falle nicht in der vor= 
ausgegangenen Woche in: 
„= der Durch die Natur || 





des Betriebes jich erge= I 
benden Unterbrechungen 
den Arbeitern ohnehin 
eine mindeftens 24ftüns 
Jdige Ruhe gewährt wurde. 


Wie bei den Eifen= || 
hüttenmwerfen a) u. b). 


Eine 24jtündige Ruhe- 
zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder an einem 
Wochentage oder je eine 
fechftündige Ruhezeit an 
zwei Tagen der Woche. 


Wie bei den Eijen- 
hüttenwerfen a) u. b) 


An jedem zweiten Sonn= 
tage 24 Stunden. Falls 
dies zufolge der Betriebg- 
eintheilung nicht ınöglich 
fein follte, haben die au3 
der Natur de3 Betriebes 
im Laufe der Woche fidh er- 
gebenden Unterbrechungen 
als Erfagruhe zu gelten. 


Eine 24jtündige 
Ruhezeit am darauf- 
folgenden Sonntage. | 


Wie bei den Eifen- 
hüttenwerfen a) u. b) 











oe Den an Sonntagen || 
IE = e ed “ "ud \ 5 länger al3drei Stun- 
derjenigen Gewerbe, beziehungsweije Arbeitsverrichtungen, für | pen beichäftigten Ar- 


weile die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftimmtem | peitern ift al Erfag- | 


Beitansmaße geftattet ift ruhe zu gewähren: | 





Pr 


47. Glycerin-Erzengung fiche Seftinduflrie. 
48. Güterbeförderung. 


Die Sonntagsarbeit ift gejtattet zum Behufe der Aufgabe) Eine 24ftündige Ruhe- 
von Eilgut bei Eifenbahnen und Dampfichiffen, beziehungs- tat BE SSITOISERDEN 
weile zum Behufe der Uebernahme und Zujtelung von Eil- |Wotentage oder je eine 


ut an die Empfänger. jechsftündige Ruhezeit an 
; bi 8 zwei Tagen der Woche. 


49. Handelsgärfner. 


Die Sonntagsarbeit ift geftattet: 
a) sm Hinblide auf die Bedürfniffe diefesg Betriebes und 
jomeit derjelbe ducch die Witterungsverhältniffe bedingt ift: ; I 
a) Zum Bwede der Vornahme der zur Pflege der Beete und) | Eine 24ftümdige | 
Zopfpflangen erforderlichen Arbeiten, wie: Begießen, | [Ruhezeit amdaranf- 
Lüften, Schattiren, Anbinden Ioder gewordener Stöde, | [folgenden Sonntage 
Einfchlagen umnentbehrliher Erjagpflöde u. j. w. durch |toder an einem Wo- 


je 2 Bor» und Nachmittagftunden; | ERUOEN Sur he Ki 
B) für das Heizen der Gemächshäufer, Bededen der Mit | | G>ltündige vrıthe- 
beete duch 3 Tagezitunden; zeit an zivei Tagen 


b) für die Anfertigung von Bougquet3S und SKränzen inner- Ber pe 


halb jener Stunden, während welcher fie den Naturblumen- 
bindern und Händlern gestattet ift. 


50. Harz, Kaffination von Harz, fiehe demifde 
| Vroducte, Seite 18, w). 


51. Hodofenanlagen, fiehe Eifenhüftenwerke. 


52. Holz-Deflillation, Holzgeifi und Holzeffig- 
Erzeugung, jiehe demifhe Yroducke. 


53. Holsfloffgefäß-Erzeugung. 


Die Sonntagsarbeit ift mit Beichränfung auf die beim Tach oc: 
Irocnen der gepreßten Gefäße unumgänglich nothwendigen a 
Heizer geitattet. 2 


94. Holzfioff- HPappe- und Papier-Erzengung. 
Die Sonntagsarbeit ift mit Beichränfung auf die un- 
umgänglich nothiwendigen Arbeitsperfonen geftattet: 
a) Für den Lrodnungsproce und für die Ueberwachung 
der Bleichfammern; 


b) für den Betrieb der Ganzzeug-Holländer und Kollergänge, 
jedoch erft von Sonntag 6 Uhr Abends an. 





EEE ER EEE 





Den an Sonntagen 

ae si en nd, . | Tänger al3drei Stun- 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeife Urbeit3verrichtungen, für | den befchäftigten Ar- 
welche die Sonntag3arbeit überhaupt oder in bejtimmtem | Heitern ift als Erfaß- 


Heitansmaße geftattet ijt ruhe zu gewähren: 


























55. Hopfendarren und SHopfenfhmefeleien. 


Die Sonntagsarbeit ift mit Beichränfung auf die unum-| Eine 24 jtündige 
gänglich nothiwendigen Arbeitperjonen in ven Monaten Septem=| Ruhezeit am daranf- 
ber bis einschließlich November geitattet. | folgenden Sonntage. 


56. Kalk-, Cement-, Magnefit- und Gips- 
s brennereien. 


Die Sonntagsarbeit ift mit Beichränfung auf die beim) Wie bei den Eijen- 
Brennprocefje und Hinfichtlih der Schadtöfen auf die für das] hüttenwerfen a) u. b). 
Beichiken der Defen und für das Ziehen des Material3 un- 
| umgänglich nothiwendigen Arbeitsperjonen geitattet. 


57. Alenganfalten. 


- Die Sonntagsarbeit ift mit Beichränfung auf die unum-| Gine 94 ftündige 
gänglich nothmwendigen Arbeitäperjonen in den Monaten No=|Auhezeit am darauf- 
vember big einjchließlich April zum Bmede des Betriebes der] fofgenden Sonntage 
Dörrlammern geitattet. 


58. SKohlenftifferzeugung für elektrifhe Be- 
fendhtung. 


Die Sonntagsarbeit ift mit Bejchränfung auf die unum-| Mie bei den Eifen- 
gänglich nothiwendigen Arbeitzperjonen fiir die Bedienung der|Hüttentverfen a) u. b). 
Defen mit ununterbrochener Feuerung geftattet. 


59. Audenbäker, fiehe Buherbädter. 


60. Kunfleiserzeugung. 


Die Sonntagsarbeit ift geitattet: 

a) für den Betrieb der Eigerzeugungsapparate tagsüber mit 
Ausschluß der Zeit von 4% Uhr Mittags bis 6 Uhr 
Abends; 

b) für die Zuftellung des Eifez bis 1% Uhr Mittags. 


61. Seihendeflattungs-Anternehmungen. 


Die Sonntagsarbeit ift geftattet zum Bmwede der Leichen-| Eine 24ftünbige, Ruhe: 
-Reierlichkeiten, = f 5 it d d 
aufbahrungen, Feierlichkeiten, Berführungen und -Beltattungen. A rate! Banden 
j MWochentage oder je eitte 
fechsftündige Ruhezeit an 
- zwei Tagen der Wode. 
62. Seimerzeugung, fiehe demifhe Producte, | 
Se; Seite 18, 2). 


63. Lencdtgas- und Waffergaserzeugung. 
Die Sonntagsarbeit ift geftattet: für die Kohlenzufuhr) bie bei den Eijen- 
aus den Depöts der Öasanftalt zu den Defen und für die| Hüttenwerfen a)u. b). 


3#+ 





| Den an Sonntagen 


Bezeichnung 
derjenigen Gewerbe, beziehungjweife Arbeitsverrichtungen, für 
welche die Sonntagsarbeit, überhaupt oder in bejtimmten 
Beitausmaße gejtattet ift 





Bedienung der Netorten, beziehungsweife für den Gejammt- 
betrieb der Schachtöfen, für die Gasreinigung und Gasver- 


theilung und für die Lagerung der Coaf3 im Bereiche der 


Gasanftalt. 


64. Soßufußrgewerbe für Perfonentransporf. 
(Tiafer, Einjpänner 2c.) 


, Die Sonntagsarbeit ijt geitattet. 


69. Mälzerei und Dranerei. 


a) Mälzeret. 
Die Sonntagsarbeit ift geitattet: 
a)für die aus dem SKeimungsprocefie auf den Tenmen 
fich ergebenden und zur ununterbrochenen Aufrecht- 
haltung desfelben unumgänglich nothiwendigen Arbeiten; 
B)für die im unumnterbrochenen Betriebe befindlichen Malz- 
darren. : 
b) Bierbrauerei. 
Die Sonntagsarbeit ijt mit Bejchränfung auf die unbe- 
‚dingt nothwendigen Arbeitsperjonen geftattt: ——_ 
o)für die Ueberwachung der Hauptgährung, für den Bier- 


auzftoß und das Verführen des Bieres an die Ab- 


nehmer; 

B)für das Kühlen der Würze, für das Reinigen und Vor- 
bereiten der Gebinde (Faßbrüdenarbeit) bi 12 Uhr 
Mittags. 

Für diejenigen Bierbrauereien, deren Einrichtung nicht 

hinveicht, diejen Beitimmungen jchon derzeit. zu entjpvechen, 
wird behufs Vornahme der nöthigen Ermweiterungsbauten eine 
Uebergangsfrift bis Ende des Jahres 1895 eingeräumt. 


66. Magnefitbrennereien, fiche Kalkbrennereien. 
67. Mandolettibäker, fiehe Iuderbärker. 
68. Margarinerzengung, jiehe Settinduffrie. 


69. Mennige- und Mininmerzengung, fiehe 
demifde Hroducke, Seite 18, q.) 





länger als drei Stun> 


den befchäftigten Ar | 
beitern ift al3 Erjab: If 


ruhe zu gewähren; 


Eine 24jtündige Ruhe 
zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder an einem 
Wochentoge oder je eine 
jechsjtündige Ruhezeit an 
zwei Tagen der Woche. 


Eine 2aftündige Audes || 


zeit am darauffolgenden 


Sonntage oder an einem || 


Wochentage. 


Wie bei den Eifen: || 


hüttenwerfen a) u.b). 


Eine 


24ftündige 


Ruhezeit am daranf- || 


folgenden Sonntage. 








BE er Bezeihnung | 

derjenigen Gewerbe, beziehungsweife Arbeitöverrichtungen, für 

welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtem 
Zeitausmaße geftattet ift 
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Den an Sonntagen 
länger als drei Stun- 
den bejchäftigten Ar: 
beitern tft al3 Erjaß- 
ruhe zu gewähren: 





70. Mineralöl-Waffinerien. 


Die Sonntagsarbeit ift mit Bejchränfung auf die unum- 
gängfich nothwendigen Arbeit3perfonen gejtattet: 
a) für den Deitilationsproceß: 
a)in den im ununterbrochenen Betriebe ftehenden Al- 
lagen für die Bedienung der Deftillirapparate und der 
Vorlagen; 
B)in. Betrieben, in welchen nicht ununterbrochen dejtillirt 
wird, fir das Entfernen der Refiduen aus den während 
der Naht vom Samstag auf Sonntag abgefühlten 
Blafen und fir die Neiniguug derjelben, durch zwei 
Stunden bis 8 Uhr Morgens; 
b) für das Mären, Vleichen, Warmhalten und Filtriren Der 
Mineralichmieröle. 


| 71. Mithmeier, Milhverfhleißer, Molkereien 
E = und Käfereien. : 


A. Niedersfterreich. 


Erzeugung: Die Zu- und Abfuhr der Milch vom und zum 
| Depöt, ferner jämmtliche Arbeiten, welche zur &onjervirung 
und Vorbereitung der Milch und Milchproducte für Deren 
Vertrieb nothiwendig find, find während des ganzen Sonntags 
geitattet. 2 
 Berfchleiß: Der Verkauf dev Milch und Milchproducte it 
gleichfal8 den ganzen Sonntag über geftattet. 

Anmerfung. Der Verkauf der Milh und Milchproducte 
feitens jener Gswerbsfeute, welche fich nicht ausschließlich mit 
dem Milchverfaufe befafien, ift nur. innerhalb jener Stunden 

| geftattet, nährend welcher der Lebensmittelyandel als Handels- 
gewerbe zuläjlig it. 


B. Oberöfterreich, 
ee: Sm ganzen Kronlande: 


Erzeugung: Die Zu- und Abfuhr der Milch von und zum 
Depöt, ferner fämmtliche Arbeiten, welche zur Conjervirung 
und Vorbereitung der Mil und Milchproducte für den 
Vertrieb nothwendig find, find während des ganzen Sonntags 
geitattet. | a 

Berfchleiß: Der Verkauf der Mil und Milhproducte ift 
gleichfall3 den ganzen Sonntag geitattet. 

Bemerkung. Der Verkauf der Milch und Milchproducte 
feitens jener Gewerbäleute, welche ftch nicht ausschließlich mit 
dem Milchverfaufe befaffen, ift nur innerhalb jener Stunden 
geftattet, während melcher dev Lebensmittelhandel als Handel3- 
gewerbe zuläflig tit. 


Wie bei den Eijen- 
hüttenwerfen a) u.b). 


Wie bei den Eijen- 
hüttenwerfen a) u.b). 


Den Hilfsarbeitern ift 
mindeftens eine 24jtündige 
Ruhezeit jeden zweiten 
Sonntag, oder wenn dies 
mit Rüdficht auf den Bes 
trieb nicht möglich ift, an 
einem Wochentage, oder 
je eine jechaftündige Ruhe- 
zeit an zwei Tagen ber 
Woche zu gewähren. 


Pie in Nieder: 


öfterreich. 


Bezeihnung | 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeiie Arbeitsperrichtungen, für 
welhe die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beitimmtem 
Beitausmaße geftattet ift 


Den an Sonntagen 
länger als drei Stun: | 
den bejchäftigten Ar- || 
beitern ift al3 Erjab- 
ruhe zu gewähren: 





C. Salzburg. 


1. Sm Gebiete der Stadtgemeinde Salzburg: 
Bon 6 bis 10 Uhr Früh und von 5 bis 7 Uhr Abenda. 
2. ‚sm politischen Bezirke Salzburg Land: 
Dis I Uhr Vormittags und von 2 Uhr Nachmittags ab. 
3..3m politiichen Bezirke St. Yohann i. B: 
‚sn jämmtlichen Gemeinden des Bezirkes bis 9 
mittags und von 2 Uhr Nachmittags ab. | 
4. Sm politifchen Bezirke Zell am See: 
Dis 9 Uhr Vormittags und von 2 Uhr Nachmittags ab. 


Uhr ®or- 


D. Steiermark, 


Der Molkerei im Curorte Rohitfh-Sauerbrunn ift 
während der Kurjaifon der Betrieb und der Berjchleiß von 
5 Uhr Früh bis 11 Uhr Vormittags und von 3 bis 7 Uhr 
Nachmittags erlaubt. 


E. Särnten, 
Die Sonntagsarbeit ift ohne Befchränfung geftattet. 


F. Stain, 
‚Den DOfterfonntag und jenen Sonntag, 
Weihnachtöfeft fällt, ausgenommen. 
Für den Betrieb und den Verschleiß in ganz Krain big 
I Uhr Xormittage. 


Für den Verfchleiß in der 
‚3 bis 6 Ahr Nachmittags. 


auf welchen das 


Landeshauptftadt Zaibach von 


G. Küftenland, 


Die Erzeugung und der Verfchleiß ift am ganzen Sonntag 
geitattet. 

Ausnahmen: An Markt und Kirchtagen und in Wall- 
fahrtsorten; an dem dem Weihnachtstage vorausgehenden 
Sonntage; und wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonn- 
tag fällt, auch an diefem Tage; am Ießten Taldhingfonntag, 
am PBalmjonntag, endlich auf Bahnhöfen ift Die Arbeit am 
ganzen Sonntag geftaitet. 


H. Tirol und Vorarlberg, 


Die Sonntagsarbeit wird bei der Erzeugung und beim 
Verjchleiße bis 11 Uhr Vormittags und nad 3 Uhr Nach- 
mittag3 geftattet. 


I. Böhmen. 


Die Erzeugung und der Verfchleiß ift den ganzen Sonntag 
geitattet. 


Anmerkung. Der Verfauf der Milh und Milchproducte 
jeitens jener Gemwerb3fente, welche fich nicht ausschließlich mit 


Eine 24jtündige Ruhe- 
zeit an einem Wochentage, 
oder je eine jechsitündige 
Ruhezeit an zwei Tagen 
der Woche. 


Wie in Nieder- 
Öjterreich. 

Wie in Nieder: 
[öjterreich. 

Wie in Nieder: 
Öfterreidh. 


Erjagruhezeit in der 
Zandeshauptitidt Zaibadh 
Montags und PDonners- 
tage von 10 Uhr Bor: 
mittags bis 4 Uhr Nad)- 
nıittag3. 


Wie in Nieder: 
Öjterreid). 

Wie. bei den Bäder 
newerbe in Tirol und 
Borarlberg. 

Wie in Nieder- 
Öjterreich. 





Bezeihnung 
derjenigen Gewerbe, beziehungsweife Arbeitsperrichtungen, für 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtem 
Beitansmaße geftattet ift 


den Milchverjchleiße befallen, ift nur innerhalb jener Stunden 
geitattet, während welcher der Zebensmittelverjchleiß als Handels- 
gewerbe zuläffig tft. 


K. Mähren, 


Die Sonntagsarbeit ift bezüglich der nicht fcehon unter 
die Thätigfeit des Milchhandels fallenden Arbeiten, bis 8 Uhr 
Vormittags und von 6 bis 8 Uhr Abend3 geitattet. 

Die behufs Verfrahtung der Milch» und Molfereiproducte 
ara erforderlichen Arbeiten find den ganzen Tag ge 

attet. 


L. Schlejien, 
Die Sonntagsarbeit ift bezüglich der nicht jehon unter Die 


Thätigfeit des Milchhandels fallenden Arbeiten bis 10 Uhr 
Vormittags gejtattet. | 


M. Satlizien. 
Den ganzen Sonntag. 


N. Dalmatien, 


Die Erzeugung, in Zara, Sebenico, Spalato, Ragufa und 
Cattaro bis 9 Uhr Vormittags; der Verjchleiß bis 12 Uhr 
Mittags. | 

Die Erzeugung in allen übrigen Drten bis 8 Uhr Bor- 
mittags, der Verjchleiß bis 10 Uhr Vormittags. 


72. Naturblumenbinder und - Händler. 


A. Niederdfterreich. 


Erzeugung und Berichleiß: In Wien und im Gtadt- 
bezirfe Wiener-Neuftadt vom 15. October bis 45. Juni unbe- 
ichränft; während der übrigen Zeit de3 Jahres von 6 Uhr 
Früh bis 1% Uhr Mittags; in den Gemeinden Baden, Weifers- 
dorf, Vöslau, Mödling und Hinterbrühl der politiichen DBe- 
zirke Baden, vom 1. Mai bis 4. October unbejchränft, während 
der übrigen Zeit des Jahres von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr 
Mittags. 

Sm übrigen Kronlande während des ganzen Sahres von 
6 Uhr Früh bis 12% Uhr Mittags. 


B. Oberöfterreich, 


Die Sonntagdarbeit ift in demjelben Ausmaße geitattet, 
wie der Betrieb der Handelsgewerbe. (Siehe Seite 63 ff.) 











1 


30 


Den an Sonntagen 
länger als drei Stun- 
den bejchäftigten Ar- 
beitern ijt al3 Erjaß- 
ruhe zu gewähren: 





Mindeftens eine 24ftün- 
dige Ruhezeit am daranj- 
folgenden Sonntage oder, 
wenn die3 mit Rüdjicht 
auf den Betrieb nicht mög= 
fich ift, an einen Wocene 
tage oder je eine jech®- 
ftündige Nuhezeit an zwei 
Tagen der Woche. 


Wie in Mähren. 


Wie in Mähren. 


Wie in Mähren. 


Den Hilfsarbeitern ift 
mindefteng eine vierunds 
zwanzigitündige Ruhezeit 
jeden zweiten Gonntag 
oder, wenn Dieg mit 
Nüdfiht auf den Betrieb 
nicht möglid) ift, an einem 
Wochentage oder je eine 
fechsftündige Ruhezeit an 
zwei Tagen der Woche zu 
gewähren. 

Sn jenen Betrieben, in 
welchen den Arbeitern je 
eine jechsitündige Auhe- 
zeit an zwei Tagen der 
Woche eingeräumt ift, Darf 
diefe Ruhezeit nicht mit 
jenen Stunden zufammene 
fallen, in welden jchon 
nad) der Natur des Bes 
triebeg regelmäßige Ars 
beitspaufen find. 


Pie in Nieder- 


öfterreich. 


40° 


Bezeihbnung. | 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeije Arbeitzverrichtungen, für 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtinmtent 

Beitausmaße geitattet ift 





Sn Linz mit den Vororten LYuftenau und Waldeag, von 
8 Uhr Vormittags bis 12 Uhr Mittags und don 1 Uhr bis 
3 uhr Nachmittags. 





\ Den an Sonntagen 


länger als drei Stun= 
den bejchäftigten Ar- 
beitern ijt al3 Erjab- 
ruhe zu gewähren: 


Sm Stadtgebiete von Steyr, von 7 Uhr Trüh bis 1% Uhr] 


Mittags. 

Sn der Stadt Gmunden mit ihren Bororten, jowie im 
Cirragone Sichl, von 7 Uhr Früh bis 1 Uhr Nachmittags. 

In der Stadtgemeinde Urfahr, von 7 Uhr Srüh bis 12 Upr 
Mittags. 

Sn der Stadt Wels und in den Orten Aigen und Alchet, 
der Genteinde Thalheim von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittag. 

Su allen übrigen Pfarrorten mit den dazu gehörigen 
Borftädten und VBormärkten, jowie in den Ortfchaften: Altheim, 
Öriebburg und Uttendorf de3 politischen Bezirkes Braunau am 
Sun; Micheldorf des politiichen Bezirkes Kirchdorf; Sarminge 
jtein des politifhen Bezirkes Berg; EngelhartSzell des 
politifhen Bezirkes Schärding; Unter-Burgfried (OÖemeinde 
Land Kremsmünfter), Neuzeug, Sierninghofen und Neichram- 
ming des politifhen Bezirkes Steyr; Puchheim, Timelfam, 
dann Dörfl und Pfarrhofgries (Gemeinde Negau) des pofitifchen 
Bezirkes Vöflabrud; Kematen, Bupping und Stad! des politijchen 
Bezirfes Wels von il Uhr bis 1/,9 Uhr Früh und 10 Uhr 
Bormittagd bis 4 Uhr Nachmittags. 


Für alle übrigen Drte des Landes ob der Enns von 


7 Ahr bis Al Uhr Vormittags und von 12 Uhr bis 2 Uhr 
Kachmittags. 


C. Salzburg. 


1. Sm Gebiete der Stadtgemeinde Salzburg ift die 
Sonntagsarbeit von 9 Uhr bis 12 Uhr Vormittags geitattet. 

2. Sm politiihen Bezirfe Salzburg Land ijt Die 
Sonntagsarbeit den ganzen Tag geitattet. 

3. Sm politiihen Bezirke St. Sohanni. P. (Gemeinden 
St. Johann Markt und Land, Hofgaftein und Wildbadgaftein) 
den ganzen Tag- 

4. Sm holitifehen Bezirfe Zell am See (Gemeinden 
Lend, Tarenbacdh, Saalfelden-Marft und Zell am See) den 
ganzen Tag. 
| D. Steiermark. 


Die SonntagSarbeit ift geftattet im ganzen Lande: vom 
1. Mai bis 31. October von 6 Uhr Früh bis A Uhr Nad)- 
mittags, vom 1. November bi3 30. April von 8 Uhr Früh 
bis 6 Uhr Nachmittags. 


E. Kärnten. 
Die Sonntagsarbeit ift ohne Beschränkung geitattet. 


Den Arbeitern ift als 
Erjagrufe am einem 
Wochentage eine vierund- 
swanzigftündige Ruhezeit 


oder je eine jechöftündige i 


Nuhezeit an zwei Tagen 
der Wehe Zu gewähren. 


Wie 
öfterreich. 


in Nieder 


Den Hilfsarbeitern it 
von dem Gemerbsinhaber 
mindeitens eine 24ftündige 
Ruhezeit am darauffolgen- 
den Sonntage oder, wenn 
dies mit Rücklicht auf den 
Betrieb nicht möglich it, 


Tan einem Wochentage oder 


je eine jechsftündige Nuhee 
zeit an zwei Tagen der 


Woche zu gewähren. 
| 
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B e3 ei & nung 

re Gewerbe, beziehungsweije Arbeitsverrichtungen, für 

| welde die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftinmten 
Beitausmaße geitattet ift 






F. Srain, 


In der Landeshauptftadt Yaibach für die Binderarbeiten 
bi8 9 Uhr DBormittags, für den VBerjchleiß bis 9 Uhr VBor- 
ı mittags und von 3 Uhr bis 6 Uhr Nachmittags. 
Ausgenommen den Dfterfonntag und jenen Sonntag, auf 
den das —N fällt. 


Küftenland, 


: Die Arbeit ift lands de3 Blumenhandels am ganzen 
a ainlps geitattet. 


H, Tirol und Borarlberg, 


Die Arbeit ift an Sonntagen bis 5 Uhr Nachmittags ge- 
tattet. 


I. Böhmen, 
Den ganzen Sonntag hindurch ift die Arbeit gejftattet. 





Den an Sonntagen 
länger als drei Stun- 
den bejchäftigten Ar- 
beitern ift al3 Erjab- 
ruhe zu gewähren: 


Den hiebei beichäftigten 
Arbeitern ift als Erjagruhe 
die Zeit von 10 Uhr Vor: 
mittags bis 4 Uhr Nach- 
mittag3 an jedem Montage 
und Tonnerstage einzit« 
räumen. 


Eine 2aftündige Nuhes 
zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder, wenn dies 
nit Rücdlicht auf den Be- 
trieb nicht möglich ift, an 
einem Wochentage oder je 
eine jechsitündige Nuhe- 
zeit an zwei Tagen in der 
Woche 


Sn Gemwerben, in denen 
mehr als zwei Gehilfen 
verwendet werden, ijt den 
Gehilfen abwechjelnd eine 
24jtündige Nuhezeit am 
darauffolgenden Sonntage, 
in Betrieben mit zwei 
oder einem Gehilfen je 
eine fechsftündige Ruhezeit 
an zwei Tagen der Woche 
zu gewähren. Die Bes 
ftimmung der Wochentage 
bleibt in Ießterem Falle 
der freien Vereinbarung 


‚wijchen Gehilfen ud Ur= 


beitgebern überlafjen. 


Wenn in dem Betriebe 
das gewerbliche Hilfsper=- 
fonale länger al3 durch 
drei Stunden bejchäftigt 
wurde, fo ijt den betreffen=- 
den Hilfsarbeitern min- 
deitens® eine  bierund= 
swanzigftündige Ruhezeit 
am darauffolgenden Sonne 
tage oder, wenn dies mit 
Rüdficht auf den Betrieb 
nicht möglich ift, an einem 
Wochentage, oder je eine 
jechöftündige Ruhezeit an 
zwei Tagen der Woche zu 
gewähren. 

Sn jenen Betrieben, in 
welchen den Arbeitern je 
eine jehsftündige Nuhes 
zeit an zwei Tagen der 
Woche eingeräumt wird, 
darf diefe Ruhezeit nicht 
mit jenen Stunden zus |} 
fammenfallen, in welchen | 
Ihon nac der Natur des 
Betriebes regelmäßige Mrz |} 
beitspaufjen find. 


2 


Bezeihnung 
‚derjenigen Gewerbe, beziehungsweife Arbeitsverrichtungen, für 
mwelhe die SOonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmten 
Beitausmaße geftattet ift 


| Den an Sonntagen | 


länger alsdrei Stun- 
den bejchäftigten Ar- 
beitern ift al3 Erjab- 
ruhe zu gewähren: 





K. Schlefien. 


An Sonntagen ift bis 10 Uhr Vormittags und von 12 Uhr 
Mittags bi3 3 Uhr Nachmittags die Arbeit nur für den Ver- 
ichleiß geftattet. 


L. Mähren, 


‚ Die Sonntagsarbeit ift fomohl beim Binden als auch 
beim Berjchleiße den ganzen Tag gejtattet. 


M. Galizien, 
Die Arbeit ift Durch den ganzen Tag geftattet. 


73. Omnibus- und Stellwagen-Anternehmungen. 
Die Sonntagsarbeit ift geftattet. 


(4. Obftdarren, fiehe Gihoriendarren. 
5. Oeffentlide Belendtung, fiche BYelendtung. 


Den bejchäftigten Ar- 


beitern (Gehilfen u. Lehr: | 


Iingen) ift mindefteng eine 
24jtündiae Ruhezeit am 
darauffolgenden Sonne 
tage oder, wenn dies mit 
Nüdficht auf den Vetrieb 
nicht möglich ift, an einem 
Wocentage oder je eine 
fehsftündige Ruhezeit an 


zwei Tagen der Woche zu 


gewähren. 


Sofern diefe Arbeiten 
die Arbeiter am Bejuche des 
Bormittanguttesdienftes 
Hindern, find die Gewerbe 
inhaber verpflichtet, jedem 
bei diefen Arbeiten be- 
ichäftigten Arbeiter an dent 
näcdhjitfolgenden Sonntage 
jene freie Beit zu lafien, 
welche ihm den Befud) des 
VBormittaggottesdienites 

ermöglicht. 
Wenn die Mrbeiten 
länger al3 drei Stunden 
dauern, tft Diejfen Arbeitern 
mindeftens eine vierunde 
zwanzigftündige Ruhezeit 
am darauffolgenden Sonn- 
tage oder, wenn dies mit 
Rüdficht auf den Betrieb 
miht möglid) ift, an einem 
MWochentage, oder je eine 
fehsftündige Ruhezeit an 
zwei Tagen der Woche zu 
gewähren. - 


Den Hilfsarbeitern muß 
eine 24jtündige Ruhe, fei 
e8 am darauffolgenden 
Sonntage, jei e8, wenn 
dies mit Rücficht auf den 
Betrieb unmöglich ift, an 
einem anderen Wochen- 
tage oder eine je jech®- 
Hündige Ruhe an zwei 
Tagen der Woche gewährt 
werden. 


Eine 24ftündige Ruhe- 
zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder an einem 
Wocentage oder je eine 
jechsftündige Ruhezeit an 
zwei Tagen der Woche. 
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| Bezeihnung 
derjenigen. Gewerbe, beziehungsweife Arbeitverrichtungen, für 
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Den an Sonntagen 
Yänger al3 drei Stun 
den beichäftigten Ar- 


welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtem | Heitern ift al3 Erjaß- 


Beitausmaße geftattet tft 


°6. Papiererzengung, fiehe Holzfloffergengung. 
77. Bappe-Erzengung, jiehe Holzfiofferzengung. 
78. Perrüdenmader, fiehe Frifenre. 


79. Photographie. 


Die Sonntagsarbeit ift geftattet für das Aufnehmen, Ent- 
wiceln und Firiren. | | 


80. Sferdefleifhhaner, fiehe Hleifhhaner. 


81. Hottafhe-Erzeugung, fiehe demifdhe Producte, 
Seite 18, J). 


82. Preßhefe-Erzengung, fiehe HSpirituserzengung. 


| 83. Puddel- und Walzwerke, fiche Eifenhütten- 
werke. 


84. Wafenre, jiehe Frifenre. 
85. Wühendarren, fiehe Eihoriendarren. 


86. Halicylfänre-Erzengung, fiehe demifhe ro- 
ducte, Oeite 17, e). 


87. Salzfänre-Erzengung, fiehe demifhe Producke, 
Seite 17, d). 


88. Schankgewerbe, fiehe Gaf- und Scdank- 
gewerbe. 


89, Schiffmühlen, fiche Gefreidemüßten. 


90. Schiffergewerbe auf Binnengewäfjern. 
Die Sonntagsarbeit ijt gejtattet. 


91. Schwarzfärberei, jiehe Färberei. 


ruhe zu gewähren: 


a T———————————————— EEE 


Eine 24ftündige Ruhe 
zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder an einem 
Wochentage oder je eine 
fechsjtiindige Ruhezeit an 
zwei Tagen der Woche. 


Eine 24ftündige Ruhes 
zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder an einem 
Wochentage oder je eine 
jechsftündige Ruhezeit an 
zwei Tagen der Woche. 
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Bezeihnung | 
derjenigen Gewerbe, beziehungsweije Arbeitsverrichtungen, für 


! Den an Sonntagen 


länger als drei Stun 
den beihäftigten Ar- 


welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtem | Heitern ift als Erfah- 


Beitausmaße gejtattet ift 





9%. Schwefelgewinnung, liebe hemifhe Broducke, 
Geite 17, h). 


93. Scwefelfänre, Erzeugung der Schwefelfänre, 
fiehe Erzeugung demifder YProditcke, 
Seite 17, a—e). 


94. Schweis- und Wuddelöfen, fiche Eifenhütten- 
werke. | 


95. Seefalinen. 


Die Sonntagsarbeit ijt in den Monaten Mai bis ein- 


ichließlich Auguft zum Bmwede der Gewinnung und Bergung 
de3 Salzes geitattet. 


96. Heidenfärberei, fiehe Färberei. 


97. Soda-Erzengung, fiehe demifhe Hrodncke, 


Seite 17, 6, 8). 


ruhe zu gewähren: 


Eine 2aftündine NRubhes 
zeit am darauffolgenden 


Sonntage oder an einem || 


MWochentage oder je eine 
jfechsftündige Nubezeit an 


zwei Tagen der Woche. 


98. HSodawaffer. (Erzeugung und Berfhleiß von) 


Sodawaffer.) 


Die Sonntagsarbeit ift in den Monaten April bis ein- 
ichließlich October geftattet: 
a) Bei der Erzeugung bis 12 Uhr Mittags; 
b) bei der Waarenzuftellung und beim Verjchleiße während 
des ganzen Tages. 


99. Hpiritns-Brennerei und Raffinerie, Preb- 
hefe-Erzengung. 
Die Sonntagsarbeit ift in ununterbrochenen Betrieben 
geitattet: | | 
a) Bei der Spiritusbrennerei: Für den Betrieb der 
Dämpfer, für den Maifch-, Gähr- und Deftillationzproceß, 
für die Bedienung der Schlempegruben und fir die Malz- 
gewinnung (jiehe Mälzerei); RE 
b) bei ee Spiritugraffinerie: für den Dejlillations- 
proceß; 
c) bei der Breßhefe-Erzeugung: für den Gähr- und De- 
itillationsproceß, beim Abjchöpfen, 
der Hefe. 


Wafchen und Prefjen 


\ 


Eine 24 ftündige NRudhes If 


zeit am darauffolgenden 
Sonntage. 


Eine 24ftündige NAuhes |} 


zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder an einem 
Wochentage oder je eine 


jehsjtüundige Ruhezeit an || 


zwei Tagen der Woirhe. 


Wie bei d. Eifen- || 
hüttenmwerfen a)u.b). || 
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INT Den an Sonntagen 
a ee huung. ., | länger al3 drei Stun: 

derjenigen Gewerbe, beziehungsweije Arbeit3verrichtungen, für | den befchäftigten Ar- 
|| welde die Senntagsarbeit überhaupt oder in bejtimmtem | heitern ift als Erjaß- 
Be. Beitausmaße geitattet it ruhe zu gewähren: 


-— N 


100. Sucens- (HSüßholzfaft)- Erzeugung. 


Die Sonntagsarbeit ift beim Ertrahiren, Eindanpfen,\ Wie bei den Eijen- 
Kochen und Trocdnen geitattet. hüttenwerfen a) u. b). 


101. $fearin-Erzengung, fiehe Fektindufkrie. 


102. Stelwagen-Anternehmungen, liehe Ominibßus- 
Anternehmnmngen. 


103. Hyrup- und Tranbenzuder-Erzengung. 
Die Sonntagsarbeit ift geftattet: 
Kür das Kochen der Stärfe mit Schwefelfäure, die Neu-| Wie bei den Eijen- 
tralifation, das Abdampfen und die Kaffinirung (Siltration), hüttenmwerfen a) u. b). 
bei der Traubenzudererzeugung au für die Kryftallijation 
und dag Trodnen. 


104. Cheer-Deftillation, fiehe demifde Yroducke, 
Seite 18, u). 


105. Chonerde, Erzeugung von jchwefelfaurer Thon- 
erde, fiehe demifhe Yrodncke, Seite 18, k). 


106. Thonwaareninduftrie. 


Tie Sonntagsarbeit ijt mit Beichränfung auf die unum- 
| gänglich nothwendigen Arbeitsperjonen gejtattet: 


a) Für die Bedienung dev Defen; 
b) in jenen Betrieben, in welchen verzierte Gegenitände, wie: 
Ornamente, Dfenfadheln u. dgl., hergejtellt werden, aud) 


| 
nod für dag Umitellen, beziehungsmweije Wenden dei ae bei d. Eijen- 
) 


Kohmaare in den Trodenftellagen, joweit dasfelbe behufs üttenwerfena) u.b). 


Hintanhaltung einer Formveränderung diejer Waare not); 
wendig erjcheint. 


10%. Traubenzuder-Erzengung, fiehe Hyrup-Er- 
zeugung. | 


108. Altramarin-Erzengung, fiehe demifde 
Yroduche, Seite 18, 0). 


109. Unternehmungen für öffentlihe Dienfle. 


(Dienftmanninftitute, öffentliche Träger, Führer, Boten.) Eine 2aftindige Ruhe- 
. De zeit am darauffolgenden 
Die Sonntagsarbeit ift geftattet. Sonntage oder an einem 


Wocentage oder je eine 
jehsjtündige Nuhezeit an 
zwei Tagen der Woche. 








46 








es | Den an Sonntagen 
Be; = = nen ! a „. länger al8 drei Stun- || 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeije Arbeitsverrichtungen, für | Yen bejchäftigten Ar- 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftimmtem | Geitern ift al3 Erfaß- 
Heitansmaße geftattet ift cube zu gewähren: 








110. Bermiethung von Berfonen-Sransport- 
mitteln (Heitihieren, Booten efc.) 


Die Sonntagsarbeit ift geftattet. ‚Eine 24ftündige Ruhe: 

zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder an einem 
Wocentage oder je eine 
fechsjtündige Auhezeit au 
zwei Tagen der Woche. 


111. Waffergas-Erzengung, fiehe Seuchtgas- 
Erzeugung. 


112. Baffermühlen, fiehe Setreidemühlen. 


113. WBeinkeflereien. 
Die Sonntagsarbeit ift geftattet: 


a) für die Ueberwadhung des Gährproceffes; Eine 24ftündige Ruhe 
| & zeit am darauffolgenden 
b) zum Hmwede der Uebernahme des Moftes während der Sonntage oder an einem | 
Lejezeit. Wochentage oder je eine 

| ishüneige Ruhezeit 

an 2 Tagen der Woche. 


114. Bilddrethändler, fiche Sleifhhaner. 

115. Windmählen, fiehe Gefreidemühfen. 

116. Burflerzeuger, jiche Steifhfelder. 
117. Zengdrnnerel. 


Die Sonntag3arbeit ift mit Beichränfung auf die un- ‚Eine 2aftündige Ruhe: 
umgänglich nothivendigen WUrbeitsperfonen geftattet: Für die| Seit am darauffolgenden 
Beauffichtigung der Orydationsfammern und für das Umrühren = 
des Suhaltes der Sndigofüpen. 


118. Ziegeleien, einfhließlih der Serftellung 
fenerfefter Steine und Scladkenziegel. 
Die Sonntagsarbeit ift geftattet: 


a) für die Bedienung der Brennöfen, jedoch mit der Be- Fachar ans 
Ihränfung, daß das Unterzünden der Defen mit unter- BE 
brochener Feuerung fpätejtens vor Samftag 6 Uhr Abends 
zu erfolgen hat; 

b) für das Vorrichten des Lehmes durch ertwachjene männlidye 
Arbeiter durch zwei Stunden. 


119. Zinkweißerzeugung fiehe Chemifhe Bro- 
öttele, Seite 18, p).. 


RE TEE 
Pr AR 
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: Den an Sonntagen 
RE a uidR, re . | länger alsdrei&tun- 
derjenigen Gewerbe, beziehungsweife Arbeitsverrichtungen, für | den beichäftigten Ar- 

| welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftimmiem | peitern ift als Exjaß- 
Beitausmaße geftattet ift vuhe zu gewähren: 


a EnEEEEEEEnEEEREIEEREBIEEEEEBEREEEE SESEEEEREREBEBERCeEERBRRRAREBRRERRIRRBERRRBRRERE 


120. ZuKerbäder, Auden- und Mandoletti- 
BYäker. Ä 
A. Niedersfterreich, 


Erzeugung, und zwar nur für die Heritellung von Waaren, 
die nicht in Vorrath gehalten werden Fönnen, fondern für den 
Genuß frifch erzeugt werden müfjen: 

| in Wien und im Stadtbezirfe Wiener-Neuftadt: vom 
1. Rovenber bis 1. Mai den ganzen Sonntag, die übrige Heit 
des Sahres bis 12 Uhr Mittags; im übrigen SKronlande 
während de3 ganzen Sahres big 12 Uhr Mittags. 

Verschleiß im ganzen Kronlande den Sonntag über un- 

 beichränft. 


Den Hilfsarbei- 
tern ijt mindelteng 
eine 24jtündige 
Ruhezeit jeden zwei- 
ten Sonntag oder, 
wenn dies mit Rüd- 
\ficht auf den Betrieb 
nicht möglich ilt, an 
einem  Wochentage 
oder je eine jech$- 
ftündige Ruhezeit an 
2% Tagen der Woche 
zu gewähren. 









B. Oberöjterreich, 


| Erzeugung, und zwar nur für die Herjtellung von 
Waaren, die nicht in Vorrath gehalten werden fünnen, jondern 
für den Genuß frifch erzeugt werden müfen, bis 12% Uhr 
Mittags. 
Berichleiß am ganzen Sonntage: in den Pfarr- und 
denfelben gleichgehaltenen Orten (B 6) mit Ausnahme der Zeit 
von Y,9 bis 10 Uhr Vormittags. 


C. Salzburg. 


1. Sm Gebiete der Stadtgemeinde Salzburg: 

a) für die Erzeugung mit der Bejchränfung auf die Herftellung 
jener Waaren, die nicht in Borrath gehalten werden fünnen, 
fondern für den Genuß frijch erzeugt werden müjjen, am 
Ofterfonntage, Pfingftfonntage und Fajchingjonntage bis 
4 Uhr Nachmittags, an allen übrigen Sonntagen bis 12 Ahr 
Mittags; 

b) für den Verfchleiß: den ganzen Tag. 

2%. Im politifchen Bezirke Salzburg Land: 

a) für die Erzeugung unter Bejchränfung auf Die Heritellung 
jener Waaren, die nicht in Vorrath gehalten werden fünnen, 

 Äondern für den Genuß frisch erzeugt werden müfjen, bis 
12 Uhr Mittags; 

b) für den Verichleiß: den ganzen Tag. 

3. Sm politifchen Bezirfe St. Johann t. P.: 
Hinfihtlich der Erzeugung mit der Beichränfung auf die 
Herftellung jener Waaren, die nicht in Vorrath gehalten werden 
fönnen, fondern für den Genuß friich erzeugt werben müjjen. 
Sn der Gemeinde Wildbadgaftein: 

a) Für die Erzeugung in der Zeit vom 1. Suni bi3 15. Gep- 

tember bis 3 Ühr Nachmittags, die übrige Zeit bis 12% Uhr 
. Mittags; 
b) für den Verfchleiß: den ganzen Tag. 


Sn allen übrigen Gemeinden des Bezirkes: 


a) Für die Erzeugung: bid 1% Uhr Mittags; 
b) für den Verjchleiß: den ganzen Tag. 





Die am Sonntage mit 
der Erzeugungsarbeit be> 
ichäftigten Hilfsarbeiter im 
Buderbäder=- Gewerbe er= 
halten als Erjaß des Ruhe- 
tages einen freien Nadj- 
mittag in der darauffol- 
genden Woche. 


Die in Nieder 
öfterreich. 
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Bezeihnung / 
derjenigen Getverbe, beziehungsweife Arbeit&verrichtungen für 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftimmten 
Beitausmaße geitattet ift 


Den an Sonntagen || 


länger al3drei Stunz- 
den bejchäftigten Ar- 


beitern ift als Erjaß- | 


ruhe zu gewähren: 


er En 


4. Sm politiihen Bezirke Zell am See: 
In allen Gemeinden des Gerichtäbezirfes Saal- 
felden und in der Marktgemeinde Zell am See: 

a) Für die Erzeugung mit der Beichränfung auf die Her- 
ftellung jener Waaren, die nicht in Vorrath gehalten werden 
fönnen, jondern für den Genuß friich erzeugt werden müffen, 
von 6 Uhr Früh bis 1% Mittags; - 

b) für den Berjchleiß: den ganzen Tag. 


Sn allen Gemeinden des Bezirkes: 
Für den Verjchleiß: von 6 bis 8 Uhr Vormittags. 


D. Steiermark. 


Die Conntagsarbeit, nebjt der in den Berechtigungs- 
umfang der Zuderbäder fallenden Erzeugung von Gefrornem 
tit geftattet: 

1. Im ganzen Lande: i 

a) Die Erzeugung bis Mittag, jedoch hat fich diefe auf die 

Herftellung jener Waaren zu befchränfen, die nicht im 

Borrath gehalten werden fünnen, jondern für den Genuß 

frifch erzeugt werden müffen; 

b) der Berjchleiß bis 6 Uhr Abend2. 

2. Ausnahmsweije ift in nachbenannten Städten über 
6000 Einwohner, als: Graz, Marburg, Eilli, Leoben, der Ver- 
Ichleiß den ganzen Tag erlaubt. i 


E. Kärnten. 


Die Sonntagsarbeit ift für die Erzeugung jener Waaren, 
welche nicht in Vorrath gehalten werden fünnen, fondern für 
den Genuß frisch erzeugt werden müfjen, bi3 1% Uhr Mittags, 
für den Verjchleiß bezüglich aller Waaren den ganzen Tag 
geitattet. 


F. Srain. 
1. Für das Gewerbe der Juderbäder (Eonditore). 


Sn der Landeshauptitadt YLaibad ift für die Erzeugung 
und den Verjchleiß die Sonntagsarbeit unbejchränft geftattet. 

Ausgenommen den Dfterfonntag und jenen Sonntag, 
auf den das Weihnachtsfeft fällt. 


2. Sürda8 Öewerbe der Kuden- und Mandolettibäder. 


1. Sn der Landeshauptitadt Kaibadh: für den Verjchleiß- 
von 8 Uhr Vormittags bis 8 Uhr Abends. 


2. in den Amtsorten der £. f. Bezirfsgerichte, dann in den 
Orten Ahling, Sava und im Currayon Beldes: | 


Wie in Niederz Il 


Öjterreidh. 


Den Hilfsarbeitern ift 


bon dem Gemwerbsinhaber || 


mindeftens eine 24jtündige 
Ruhezeit am darauffolgen- 
den Sonntage oder, wenn 
die mit Rüdficht auf den 
Betrieb nicht möglich ift, 


an citnem Wochentage oder ||. 
je eine jehsftündige Ruhe 


zeit an zwei Tagen der 
Woche zu gewähren. 


Erfagruhezeit Montags 
und Donnerstag von 
10 Uhr Vormittags bis 
4 Uhr Nachmittags. 


Erfagruhezeit Montags 
und Donnerötagg® von 


10 Uhr Vormittags bis | 


4 Uhr Nachmittags. 


Erjagruhezeit Montag3 
und Donnerstags bon 


n 
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& Tr Bezeldunung 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmweife Wrbeit3verrichtungen, für 


welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftimmtem | Heitern 


Heitausmaße geftattet ift 


| für den Berichleiß: bon 8—10 Uhr Vormittags und von 
42—7 Uhr Nadhmittags. 


6. Kiüftenland. 


a) Erzeugung: Die Arbeit ift am Sonntag bis 12 Uhr 
Mittags und nad) 10 Uhr Abends nur für die Heritellung 
jener Waaren geftattet, die nicht in Vorrath gehalten 
werden fünnen, jondern für den Genuß friich erzeugt 
werden müffen; 

b) Berjchleiß: Die Arbeit ift am ganzen Sonntag geftattet. 
Ausnahmen: An Markt» und Kirhtagen und in Wall: 

fahrt3orten; an dem dem MWeihnachtstage vorausgehenden 

Sonntag, und wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonn- 

tag fällt, auch an diefen Tage, am Testen Faldhingjonntag, 
‘am Balmjonntag, endlih auf Bahnhöfen ift die Erzeugung 


| und der Verjgleiß am ganzen Sonntag geftattet. 


Du 


- H. Zirol und Borarlberg. 


Die Arbeit bei der Erzeugung von Waaren, die nicht in 
Borrath gehalten werden fünnen, jondern für den Genuß frijch 
erzeugt werden müfjen, ift am Sonntage bis 12 Uhr Mittags, 
beim Berjchleiße am ganzen Sonntage geftattet. 


IL. Böhmen. 


| 1. Die Erzeugung und zwar für die Herftellung von 
Waaren, die nicht in VBorrath gehalten werden fünnen, jondern 


‚ für den Öenuß friich erzeugt werden müljen ımd 


2. der Verjchleiß aller in diefem Gemwerböbetriebe erzeugten 
Waaren ift den ganzen Sonntag gejtattet. 


K. Mähren. 


Die Sonntagsarbeit ift bei der Erzeugung, und zwar 
"nur bezüglid jener Waaren, die nicht in VBorrath gehalten 
werden fönnen, fondern für den Genuß frisch erzeugt werden 
müfjen, bi8 4% Uhr Mittags, beim Verjchleige den ganzen Tag 
geitattet. | 


L. Schlefien. 


Erzeugung: Am Sonntag bi 12 Uhr Mittags, jedoch| 


Hat fih die Erzeugung nur auf die Heritellung jener Waaren 


E | 
5 


zu beichränfen, die nicht in Vorrath gehalten werden fünnen, 
ondern für den Genuß frisch erzeugt werden müjfen. 


Den an Sonntagen 
Tänger als drei Stun: 
den beichäftigten Ar- 
ift als Erfaß- 
ruhe zu gewähren: 





10 Uhr Pormittags bis 
4 Uhr Nachmittags. 


Eine 2ejtindige Nuhe- 
zeit am darauffolgenden 
Sonntage oder wenn dies 
mit Rüdficht auf den Be- 
trieb nit möglich ift, an 
einem Wochentage oder je 
eine jehsftündige Auhes I 
zeit an zwei Tagen in der 
Woche. 


sn Gemwerben, in denen 
mehr als zwei Gehilfen 
verwendet werden ijt den 
Gehilfen abmwechjelnd eine 
24ftündige Ruhezeit am 


| darauffolgenden Sonntage, 


in Betrieben mit zei 
oder einen Gehilfen je 
eine jechsftündige Ruhezeit 
an zwei Tagen der Woche 
zu gewähren. Die Be=- 
timmung der Wochentage 
beibt in lesterem Falle 
der freien Dereinbarung 
zwijchen Gehilfen und Ar= 
beitgebern überlafjen. 


Wie in 
öjterreich. 


Nieder 


Den am Sonntage län 
ger al3 drei Stunden be- 
Ihäftigten , Arbeitern ijt 
nah Wahl des Gewerbe- 
inhaber3 einer der erften 
drei Tage der Woche ganz 
freizugeben. 

















| Den an Sonntagen 

Er Bezeihnung @ . | Tänger alsdrei Stun- 
derjenigen Gewerbe, beziehungsmeije Arbeitsperrichtungen, für | den befchäftigten Ar- 
welche die Sonntagsarbeit überhaupt oder in beftimmtem | Heitern ift al3 Erjab- 
 Beitausmaße geftattet ift. ruhe zu gewähren: 









Berfehleiß: von I Uhr Vormittags an bis 8 Uhr Abends 
geitattet. - 

Da die für die Erzeugung beitimmte Arbeitszeit Die 
Hilfsarbeiter am Bejuche des Bormittaggottesdienftes Hindert, 
iind die Gemwerbainhaber gemäß Art. VII verpflichtet, jedem 
beichäftigten Hilfgarbeiter (Gehilfen und Lehrling) mindejtens 
an jedem zmweiten Sonntage die zum Bejuche des Bormittag- 
gottesdienftes nöthige Beit einzuräumen. 


M. Galizien, 


Die Herftelung der Waaren, die für den Genuß friieh 
erzeugt werden müfjen, ijt bis 10 Uhr Vormittags, der Ber- 
fauf durch den ganzen Tag geitattet. ! 


- N. Dalmatien, 


Die Erzeugung in den Städten Zara, Sebenico, Spalato, 
KRagıfa und Cattaro bis 12 Uhr Mittags, der Verichleiß den 
ganzen Sonntag. : 

Sn allen übrigen Orten: die Erzeugung bi3 40 Uhr Bor- 
mittags, der Verfchleiß bis 12 Uhr Mittags. | 







Wie in Nieder- 
öfterreich. 


Wie in Nieder- | 
öfterreich. 


121. Buker-Erzeugung. 


Die Sonntagsarbeit ift geitattet: 

a) Bei der Rohzudererzeugung: Für die NRüben- 
zufuhr aug den in der unmittelbaren Kahbarichaft der 
Fabrik befindlichen Mieten, im Rübenhaufe, bei der Dif- 
Aufion, Saturation, Kalfitation, Siltration, Berdampf- 
ftation, im Füllhaufe, Jammt der Sentrifugenftation, auf 
den Zuderböden, mit Ausichluß der Padarbeit, endlich 
für den Betrieb der Schnigeldarren; 

b) in Buderraffinerien: Zür das Abladen des Noh- 
zucer®, wenn bei Unterfafjung desjelben der Betrieb unter- 
brochen werden müßte, bei Der Affination, Auflöjeftation, 
Filtration, Verdampfitation, im Spodiumhaufe, in den 
Trocdenftuben und auf den Buderböden, mit Ausschluß 
der Racarbeit, dagegen mit Einjchluß der Gußarbeit in 
der Würfelzuderftation; 

c) bei der. Melafjeentzuderung: Für das Dsmojiren, 
für die Herftellung und Berjegung der Calcium- und 
Strontinmfacharate und den damit verbundenen Betrieb 
der Brenndfen, der Deitillations-, Kügl- und Fällapparate. 


4 


ie beiden Eifen- I: 
hüttenwerfena)u.b). 








II. &heil. 
Die Sunnfagscuhe im Bandelsaeiverhe, 


A. Ullgemeine Bejtimmungen, 
Aus dem Gejege vom 16. Sänner 1895, R.-6.-Bl. 21.*) 


Artikel IX. 

Beim Handelögewerbe ift die Sonntagsarbeit für den Betrieb .desfelben 
höchitens in der Dauer von je Stunden geitattet. 

Die Feftfegung der Stunden, während welcher die Sonntagsarbeit 
 geftattet ift, erfolgt durch die politischen Landesbehörden, nah Anhörung 

der betreffenden Gemeinden und Genofjenschaften. 

Den Genofjenshaften fteht das Recht zu, auf Grund eines in der 
GSenofjenschaftsverfammlung gefaßten Beichluffes bei der politiihen Landes- 
behörde im Wege der Gemwerbebehörde eriter Inftanz Anträge auf Ein- 
Ächränfung der Sonntagsarbeit für das betreffende Gewerbe zu jtellen. 

An einzelnen Sonntagen, an welchen bejondere Verhältniffe einen 
erweiterten Gefchäftsverfehr erfordern, wie zur Weihnachtszeit, an den Yeit- 
tagen der Landespatrone u. dgl., fann eine Vermehrung der Stunden, während 
welcher der Betrieb der Handelögemwerbe ftattfinden darf, durch die politifchen 
Zandesbehörden, nach Anhörung der betreffenden Gemeinden und Genofjen- 
ichaften, bi zu zehn Stunden zugeftanden werden. Dieje Geftattung, und 
zwar im Ausmaße von zehn Stunden, hat jedenfall® an dem, dem Weihnachts- 
tage vorausgehenden Sonntage, und, wenn der Weihnachtsabend auf einen 
Sonntag fällt, auch an diefem Tage, einzutreten. Ebenjo fan von den 
pofitifhen Landesbehörden in Berücfichtigung befonderer örtlicher DBerhält- 
niffe, wie zum Bwede des Berfaufes von Devotionalien an Wallfahrtsorten, 
dann von Lebensmitteln in Ausflugzorten, auf Bahnhöfen u. dgl, nad 
Anhörung der betreffenden Gemeinden und Genoffenihaften, eine Vermehrung 
der Stunden, während welcher der Betrieb der Handelsgewerbe itattfinden 
darf, für alle Sonntage oder für die Sonntage bejtimmter Sahreszeiten oder 
fonftiger Beitabfchnitte bi3 zu zehn Stunden zugejtanden werben. 


*) Bol. Seite 1 ff. und hiezu Die Minifterialverordnung vom 24. April 1895, 


-R.-6.-81. 58, Seite & ff. 
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Endlich kann von den politischen Landesbehörden für jene: Orte mit = 
weniger als 6000 Einwohnern, welhe von der Vevölferung der. Umgebung 


an Sonntagen behufs Dedung ihrer Bedürfnife aufgelucht werden, eine VBer- 


mehrung der Stunden, mährend welder der Betrieb der Handelsgewerbe 
ftattfinden darf, für alle Sonntage oder für Die Sonntage beftimmter Sahres- 


zeiten bi3 zu acht Stunden zugeftanden werden. Doc dürfen in diefen Handel3- 
‚gewerben die Hilfsarbeiter nur bi zu dem im Alinea 1 feitgejeßten Ausmaße 
verwendet erben. a 


Die Feftfegung der Stunden, während mweldher die Sonntagsarbeit beim 
Handelsgewerbe geftattet ift, fann für verjchiedene Zweige des Handels und 


für einzelne Gemeinden oder Gemeindetheile verichieden erfolgen. 


An den Sonntagen ift den Arbeitern mit Berüdfichtigung ihrer Con- = 
feifion die zum Befuche des Vormittagsgottesdienites nöthige Heit einzuräumen. 


| Su den Stunden, während welcher die Sonntagsarbeit für den Handels- 
betrieb nicht geftattet ift, müffen die Eingangsthüren zu den für den Verkehr 


mit dem Rublicum beftimmten Gejhäftslocalitäten gejchloffen gehalten werden. | 


| Artikel X. 
Im jenen Handelsgewerben, in welchen dem Perfonale die Conntags- 
ruhe von 12 Uhr Mittags an nicht ohne Unterbrehung bis zur Seichäfts- 


 eröffnung am mnächften Tage gewährt werden Fann, it diefem Perjonal im 


Wege der. Abwechslung jeder zweite Sonntag ganz frei zu gebew oder, falls 
dieg nicht durchführbar ift, ein halber Wochentag al3 Ruhetag einzuräumen. 


Artikel XL. 


Soweit nah den Veftimmungen des Artifels IX der Betrieb dr 
Handelögewerbe an Sonntagen zu ruhen hat, dürfen auch jene Inhaber von 


Handelsgewerben, welche feine Arbeiter beichäftigen, den Gejchäftsbetrieb nicht 


ausüben, beziehungsmeife die Eingangsthüren zu den für den Berfehr mit 4 


dem Bublicum beftimmten Gejchäftslocalen nicht offenhalten. 
| Artifel XIL 


Die Vorfchriften über die Sonntagsruhe im Handelögewerbe finden au. ii 


auf den dem Productionsgemwerbe zuftehenden Verichleiß feiner Waaren, joweit 
diefer DVerfehleig nicht auf Grund der Artifel VI, beziehungSweife VIL 


befonder3 geregelt wird, ferner auf das Feilbieten im Umherziehen (S 60 der 


Gewerbeordnung) und auf den Marktverfehr Antvendung. 
Artifel XII. 


Die von den politiihen Qandesbehörden im Grunde der Artikel VII, 


VIII und IX erlaffenen Vorfehriften find am Schluffe eines jeden Xiertel- 
jahres dem Handel3minifter zur Kenntniß zu bringen, welcher im Einver- 


nehmen mit den betheiligten Miniftern Abänderungen diefer VBorfhriften ver- 1 


fügen fann. | 
rtifet XIV. 24 


Un den Feiertagen tft den Arbeitern mit Berücfichtigung ihrer Con- 


teifton die zum Besuche des Wormittagsgottesdienjtes nöthige Zeit einzu= 4 


räumen. 

















0 Üebertretungen der Beitimmungen diejes Gejeges und der auf rund 
 besfelben erlafjenen Durhführungsvorschriften find nad den Strafbejtimmungen 
ber Gewerbeordnung zu ahnden. Der 


SI 
Diefes Gefeg tritt drei Monate nach feiner Rundmahung in Wirk- 
Tamfeit. 5 | 
| 8 4. 


x Mit dem Vollzuge diefes Gefeges find der Handelöminijter und der 
Minister de3 Innern im Einvernehmen mit dem Minifter für Cultus und 
Unterricht betraut. 


Gefeh vom 28. April 1895, 


betreffend die Ausdehnung der Sonntagsrude auf den Haujirhandel. 
Enthalten in dem den 1. Mai 1895 ausaegebenen XXXII. Stüde des R.-©.-Bl. unter 
Sr. 60. 


SIR, | 
Die auf Grund des Gefeßes vom 16. Jänner 1895 (R.-©.-Bf. Nr. 21) 
- bezüglich der Sonntagsruhe für die Handelsgewerbe im Allgemeinen oder für 
‚beftimmte Handelszweige, beziehungsweife Waarenfategorien in den einzelnen 
Gemeinden oder Gemeindetheilen erlaffenen Vorjhriften haben aud auf den 
Betrieb des Haufirhandels Anwendung zu finden. | | 


- Sr x 
Mebertretungen diejer Vorjichriften durch Haufiren werden, fofern nicht 
"die in den gejeglihen Vorfchriften über den Haufichandel enthaltenen Straf- 
beftimmungen Anmendung finden, mit Geld bis zu 50 Gulden und im Falle 
der Uneindringlichfeit mit Arreft bis zu acht Tagen von den politichen Be- 


Hörden unter Anwendung des durch das IX. Hauptftüd der Gewerbeordnung 


vorgezeichneten Verfahrens beitraft. > 


| 8.3. 

Diefes Gefeb tritt gleichzeitig mit dem im $ 1 citirten Gejebe, 
beziehungsweife mit den auf ©rund desfelben erlafjenen Duchführungsvor- 
ichriften in Wirkffamfeit. | 
N) Sa. 

Mit dem Bollzuge des Gefehes find Mein Handelsminifter und Mein 
Minifter des Innern im Einvernehmen mit den übrigen hiebei in Betracht 
fommenden Miniftern betraut. | 
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B. Die erlaubten Eoniinnbanbeiten. im Handels“ 
gewerbe, 


I. Wiederöfterreich. 
(Kundmahung des Salate in Niederöfterreic) vom 25. April 1895, 3. 38. 013.) 


A. Für die £ L Neihshanpt- amd Nefidenzitadt Wien, 


Beim Handelsgewerbe (mit Ausihluß des Lebensmittelhandel3), fomwie 
für den Berfchleiß bei den Productionsgewerben, infoweit derfelbe nicht nah 


Artikel VI und VII des Gefeßes vom 16. Jänner 1895, R.-©.-Bl. 21 (Seite 1 ff.) 
geregelt erjcheint, ift der Berfauf von Waaren von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr 
Mittags geftattet. An allen Sonntagen des Monates December. ijt vom 


6. December an der Waarenverfauf von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 


und von 4 Uhr Nachmittags bi3 8 Uhr Abends gejtattet. 


- Der Betrieb des Pfandleiher- und Zrödlergewerbes ift an allen Sons. 


tagen des Sahres von 6 Uhr Früh bis 11 Upr Bormittags geitattet. 

Beim Lebensmittelhandel ift der Verkauf in den Bezirken I bis IX von 
6 Uhr Früh bis 10 Uhr Bormittags und von 7 bis 9 Uhr Abend2, in den 
Bezirken X bis XIX von 6 Uhr Früh bis 10 Uhr Bormittagg und von 
3 Uhr Nachmittags bi3 8 Uhr Abends, im Ef. E. Prater von 8 Uhr Früh 
bis 11 Uhr Vormittags und von 3 Uhr Nachmittags bis 10 Uhr Abends 
- gejtattet. 


Marktverfehr: Die Feitfegung der auf den einzelnen. Märkten gejtatteten 
Marftzeit wird innerhalb der beim Handeldgewerbe für die Sonntagsarbeit 


gejeglih überhaupt zuläffigen Stundenzahl der Gemeinde Wien ald3 Marft- 
behörde überlafjen. 
Der Lebensmittelverfauf auf Ständen außerhalb der Märkte ift: 
a) im E. £. Prater Vormittags von 8 bis 11 Uhr umd von 3 Uhr Nad- 
mittags bis 10 Uhr Abends; 


b) im übrigen Gemeindegebiete Bormittags von 6 bis 10 Uhr und Nahe 


mittags von 3 bis 6 Uhr geftattet. 
Handel im Umbherziehen (8 60, Gewerbeordnung): Die Sonntagsarbeit 


it im ganzen ©emeindegebiete Bormittags von 8 bi3 11 Uhr, Nachmittags - 


mit Beihränfung auf den f. £. Prater, dann auf Reftaurationen, Gafthäufer 
und Vergnügungsorte von 3 bis 10 Uhr Abends zuläffig. 
Auf Bahnhöfen tft der Lebensmittelhandel, der Verjchleiß von Zeitungen 


und der Betrieb der Bücherleihanftalten von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr Na): | 


mittags gejtattet. 


B. Für die Stadtbezirke, 
1. Wiener-Neuftadt. 


Beim Handelsgewerbe (mit Ausfhluß des Lebensmittelhandels), jowie 
für den Berfchleiß bei den Productionsgewerben, infomweit derjelbe nicht nah 


Artifel VII und VIII des Gejetes geregelt erjcheint, fowie für den Marft- 


verkehr ift der Verfauf von Waaren von 6 Uhr Früh big 12 Uhr Mittags 


geitattet. 





Deut Zebensmittelhandel ift der Verfauf von 6 Uhr Seüh bis 10 Uhr 
 RXormittags und von 6 bis 8 Uhr Abends geftattel. | 
Der Betrieb des Pfandleiher- und Trödlergewerbes tft von 6 Uhr Früh 
bis 11 Uhr Vormittags geftattet. | 

Handel im Umbherziehen (S 60, Gewerbeordnung): Die Sonntagsarbeit 
ift im ganzen Stadtbezirfe Vormittags von 3 pi 11 Uhr, Nachmittags, mit 
Beihränfung auf Reftaurationen, SaftHäufer und Vergnügungsorte, von 3 Uhr 
bis 10 Uhr Abends zulälfig. 


Ausnahmsmeife Begünftigungen für beftimmte Sonntage. 


' Am Sonntage vor dem 24. December oder, yoenm der 24. December 
auf einen Sonntag fällt, an diefem Tage, jowie an Sirmungsionntagen ud 
am 15. November, wenn er auf einen Sonntag fallt, ift der Waarenverfauf 
im Handelögewerbe (mit Ausihluß des Zebensmittelhandel?) von 6 Uhr Früh 
Hi3 4 Uhr Nachmittags geitattet. 


2, Waidhofen an der Ybbs. 


Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Berichleiß 
beim Productionggewerbe, injofern leßterer nit auf Örund der Artitel VI 
und VII befonder3 geregelt ift, jowie der Marktverfehr ift an allen Sonntagen 
de8 Sahres geftattet durch acht Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh Bis 
12 Uhr Vormittagg und von 1 bis 3 Uhr Nachmittags, doh Dürfen Die 
Hilfsarbeiter nur für die Dauer von 6 Stunden verwendet werden. 
Der Betrieb des Pfandleiher- und Trödlergemerbe3 it von 6 Uhr Früh 
His 11 Uhr Vormittags 'geitattet. BR 


Ausnahmsweife Begünftigungen für beftimmte Sonntage. 
Am Sonntage vor dem 24. December oder, wenn der 24. December 


auf einen Sonntag fällt, an diefem Tage, am 15. November, wenn er a 


einen Sonntag fällt, fowie an Firmungstagen und Sonntagen, an welchen 
ein Sahrmarft ftattfindet, ift. der MWaarenverfauf bei allen Handelögewerben 
durch 10 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 4 Uhr Nachmittags, geitattet. 


| C. Fir die Landbezirke, 
a) Für die einzelnen politiichen Bezirke: 
= Aurteiten: 

Der Waarenverkauf in allen Handelögewerben und für den Verichleiß 
beim PBroductionsgewerbe, infofern fegterer nicht auf Orund der Artikel VI 
und VII befonder3 geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Jahres gejtattet: 

durch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
und von 1 bis 3 Uhr Nachmittags in allen PBfarrorten, das heißt nur in 
jener Rataftralgemeinde, in der fich die Pfarrkirche befindet; 

durch 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, 
in allen übrigen Orten. 


Ausnahmsweife Begünftigungen für bejtimmte Orte. 


| Sn den Gemeinden Sonntagäberg, Maria-Taferl mit Marbah an der 
Donau ift der Verfauf von Devotionalien und Wallfahrtsartifeln, fowie ber 
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Zebengmittelhandel in der Beit vom 1. Mai bis 31. October durch 10 Stunden, s 
und zwar von 6 Uhr Früh Bis 11 Uhr Vormittags und von 1 Uhr Nach- 


mittags bis 6 Uhr Abends, geftattet. 


In den Gemeinden Hollenftein, Opponis, Ybbfis und Sfper ift vom 


1. Suni bi$ 30. September der Lebensmittelhandel durch 10 Stunden, und 
zwar von 6 Uhr Früh bis 11 Uhr Vormittags und von 1 Uhr Nachmittags 
bis 6 Uhr Abends geftattet; in der Gemeinde Ybbs an der Donau ift während 
der Schifffahrtsperiode vom 1. März bis 31. October der Lebensmittelhandel 
dur 10 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 11 Uhr Vormittags, 
‚von 1 bis 4 Uhr Nachmittagd und von 6 bis 8 Uhr Abends, geftattet. 

sn der Rotte Hammer (Ortsgemeinde Behamberg) ift in der Zeit vom 
1. Mai bis 1. Detober der Lebensmittelhandel durch 10 Stunden, und zwar 
von 6 Uhr Früh bis 11 Uhr Vormittags und von 1 Uhr Nachmittags bis 
6 Uhr Abends, geftattet. BR 


Sn der Rotte Hochwald (Ortsgemeinde Haag) ift während des ganzen. 


Sahres der Lebengmittelhandel durch 10 Etunden, und zwar von 6 Uhr 


srüh bis 10 Uhr Vormittags, von 1 318 4 Uhr Nachmittagg und von 


6 bi8 8 Uhr Abends, geftattet. 

sn der Gemeinde Stift Ardagger ift an jenem Sonntage, an welchem 
in der Nachbargemeinde Kollmitberg das Kirchweihfet gefeiert wird, der 
Waarenverfauf für alle Handelsgewerbe und für den Berjchleiß beim Pro- 


ductionsgewerbe, infofern legterer nicht auf Grund der Artifel VII und IX 





bejonders geregelt ift, durch 10 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bBi8 


4 Uhr Nachmittags, geftattet. 
2. Baden. 


Der Waarenverfauf in allen Handelögewerben und für den Berjchleiß. 


beim Productionsgewerbe, infofern leßterer nicht auf Grund der Artifel VI 
und VII bejonders geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Jahres geftattet: 


‚ durch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 


und von 1 bis 3 Uhr Nachmittags in den Gemeinden Grillenberg, Hernftein, 
Klaufen-Leopoldsdorf, Raifenmarkt und Theneberg; 


durch 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, in 


‚allen übrigen Orten. 


AUusnahmsweije Begünftigungen für beftimmte Orte: 


In den Gemeinden: Baden, Weikersdorf, Vöslau, Mödling und Hinter- | 


brühl ift in der Zeit vom 1. Mai bi3 1. October der Lebensmittelhandel 


von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und von 7 bis 9 Uhr Abends 


geitattet. | 
sn den Gemeinden: Brunn am Gebirge ‚und Maria-Enzersdorf ift der 


Handel mit Devotionalien und Walfahrtsartifeln und der Xebensmittelhandel 


Ddurh 10 Stunden, und zwar von 8 Uhr Früh bis 6 Uhr Abends, geftattet. 
| 3. Brud an der Leitha. 2 


Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Berjchlei 
beim WBroductionsgewerbe, infofern legterer nicht auf Grund der Artikel VI 


und VII befonders geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Jahres geftattet 








duch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und von 
1 5i8 3 Uhr Nachmittags, in den Gemeinden Gößendorf, Trautmannzdorf, 
Hainburg, Betronell, Ebergaffing, Dorf Fiihamend, Markt FSihamend, 
Hennersdorf, Himberg, Alt-Rettenhof, Neu-Fettenhof, Dberlaa, Unterlaa, 
 Maria-Lanzendorf, Dber-Lanzendorf, Unter-Lanzendorf, Schwadorf und 
- Schwechat; 
durch 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, 
in alfen übrigen Orten, infoweit fie nicht eine ausnahmsweije Begünftigung 
genießen. 


Ausnahmsweife Begünftigung für beftimmte Orte: 


Sn den Gemeinden Brud an der Leitha, Mannersdorf, Brugg an der 
Leitha, Rohrau, Sommerein, Wilfleinsdorf, Berg, Deutich-Haslau, Hollern, 
Brellenkirhen, Schönabrunn und Wolfsthal ift der Waarenverfauf bei allen 
 Handelsgewerben und für den Verfchleiß beim Productionsgemwerbe, infofern 
feßterer nit nad Xrtifel VI und VII befonder geregelt ift, im ganzen 
Sahre durch 10 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 4 Uhr Nadj- 
mittags gejtattet. | 

Sm Wallfahrtsorte Maria-Lanzendorf ift der Verkauf von Devotio- 
nalien, Walfahrtsartifein und der Lebensmittelhandel in der Zeit vom 
1. März bis 30. November durh 10 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh 
bis 4 Uhr Nachmittags, geitattet. 


4, Sroß-Enzersdorf. 


Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den DVerfchleiß 
beim Productionsgewerbe, infofern leßterer nicht auf Grund der Artikel VI 
und VII befonders geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Jahres geitattet: 
| duch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 

und von 1 bis 3 Uhr Nachmittags in den Gemeinden: Groß-Enzersdorf und 
Unter-Gänjerndorf; 

durch 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Mittags, in 

allen übrigen Orten. | 


Ausnahmzweife Begünftigungen für beftimmte Orte: 


Sn der Gemeinde Donaufeld ift der Lebensmittelhandel an allen Sonn- 
tagen des Jahres von 6 Uhr Früh bis 10 Uhr Vormittags und von 6 'bi3 


SE: UHr Abends geftattet. | 





St der Gemeinde Ehenthal ift in der Zeit vom 1. Mai bis 1. October 
der Waarenverfauf für alle Handelsgewerbe dur 10 Stunden, und zwar 
von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittag und von 2 Uhr Nachmittags bis 
6 Uhr Abends, geitattet. 


| 5. Dieging- Umgebung. 
Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Berjchleiß 
beim Productionsgewerbe, infofern Tegterer nicht auf Grund der Artikel VI 
und VII befonders geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Jahres geitattet 
dur) 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, im 
ganzen politischen Bezirke. 
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Sn den Gemeinden Kalfsburg, Mauer, Neulengbach, Sadersdort- 
Weidlingau, Preßbaum, Purfersdorf und Zullnerbah ijt für die Zeit vom 
1. Mai bis 1. October der Lebensmittelhandel von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr 
Mittags und von 6 bis 3 Uhr Abends geftattet. 


6. Oberhollabrunn. 


Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Verichleiß 
beim Productionsgewerbe, injofern Leßterer nicht auf Grund der Artikel VI 
und VII bejonder3 geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Sahres 
geitattet: 

durch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bi3 12 Uhr Mittags 
und von 1 bis 3 Uhr Nachmittags, in allen Städten und Märkten; 

durch 6 Stunden, und zwar von 6 Une Früh bis 12 Uhr Mittags, 
in allen übrigen Orten. 


7. oben, 

Der Waarenverfauf in allen Handelögewerben und für den Berfchleig 
beim Productionsgewerbe, infofern lebterer nicht auf Grund der Artikel VI 
und VII befonders geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Sahres 
geitattet: 

durh 8 Stunden, und zwar don 6 Uhr Früh bi8 12 Uhr Mittags und 
bon 1 bis 3 Uhr Nachmittags in allen Pfarrorten, das heißt nur in jener 
KRataftralgemeinde, in der fi die Pfarrkirche befindet; 


durh 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh big 12 Uhr Mittags, in 
allen übrigen Orten. 


Ausnahmsweife Begünftigungen für beftimmte Orte. 


Sm MWallfahrtsorte Dreieichen ift in der Heit vom 1. März bis 
1. October der Berfauf von Devotionalien und Walfahrtsartifeln und der 


Lebensmittelhandel duch 10 Stunden, und zwar von 7 Uhr Srüh bis 5 Uhr 3 


Nachmittags, geftattet. 
8. Korneuburg. R 
Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Verichlei 
beim Productionsgewerbe, infofern Yegterer nicht auf Grund der Artikel VI 
und VII befonders geregelt ift, ift an allen Sonntagen des SSahres geitattet: 
dur 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 


und von 1 bis 3 Uhr Nachmittags, in allen Pfarrorten, da3 heißt nur in E 


jener KRataftralgemeinde, in der fih die Pfarrfirche befindet; 
durh 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, in 
allen übrigen Orten. 


AUusnahmsweije Begünftigungen für beftimmte Orte. 


Sn den Gemeinden Floridsdorf, Groß-Sedlersdorf, Sedlejee, Korreu- 
burg und Stoderau ift der Lebensmittelhandel von 6 Uhr Früh bis 10 Uhr 
Vormittags und von 6 bis 8 Uhr Abends geitattet. 

Sm Wallfahrtsorte KRarnabrunn ift in der Zeit vom 1. Mai bis 


31. Dctober der Verkauf von Devotionalien und Wallfahrtsartifeln, jowie der 
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. Lebengmittelhandel durch 10 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh big 
11 Uhr. Vormittags und von 1 Uhr Nachmittags big 6 ‚use Abends, 
alaHet 


9, Rrem3. 


3%, Sir die Städte Krems, Stein und Mautern durch 6 Stunden, 
und zwar: 

a) für Greißler, FSragner und Bictualienhändler von 6 Uhr Früh bis 
11 Uhr Bormittagd und außerdem vom 1. März bis 1. November 
von 7 bis 8 Uhr Abends; in der übrigen Zeit des Jahres von 6 Bid 
7? Uhr Abends; 

b) für den Lebensmittelhandel auf transportablen Ständen von 11 Uhr 
Bormittags 6i3 5 Uhr Nachmittags; 

ce) für alle übrigen Handelsgewerbe und für den Verfchleif beim Pro- 
ductionsgewerbe, infofern Yebterer nicht auf Grund der Artikel VI und 
VII befonder3 geregelt ift, von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags. 


2. Für alle übrigen Städte, alle Märkte und die Gemeinde Hofamt: 


Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Berjchleiß 
beim Productionsgewerbe, infofern leßterer nit auf Grund der Artifel VI 
und VII bejonders geregelt ift, ift an allen Sonntagen de3 Jahres geitattet 
durh 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und von 
1 bi8 3 Uhr Nachmittags. 

3. Sn allen fonftigen Drten: Der Waarenverfauf in allen Handels- 
gewerben und für den VBerfchleiß beim Productionsgewerbe, infofern Ie&terer 
nit auf Grund der Artikel VI und VII befonders geregelt ift, ijt geftattet 
dur 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags. 


10. Miftelbad. 


Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Verjchleiß 
beim Productionsgewerbe, injfofern Yebterer nicht auf Grund der Artikel VI 
und VII bejonders geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Jahres geftattet: 
dur 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
and von 1 bi 3 Uhr Nachmittags, in den Gemeinden Afparn a. d. Baya, 
Dürnkrut, Ernftbrunn, Feldsberg, Gaunersdorf, Hohenau, Zaa a. d. Thaya, 
Ladendorf, Miftelbach, Voisdorf, Stronzdorf, Wilfersdorf und Hiftersdorf; 

dur 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, 
in allen übrigen Orten. 


11. Reunfirden. 


Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Berichleiß 
beim PVroductionsgewerbe, insofern Tebterer nicht auf Grund der Artifel VI 
und VII befonder3 geregelt ift, it an allen Sonntagen des Sahres 
geitattet: 

durch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
und von 1 bis 3 Uhr Nachmittags, in allen Pfarrorten (in jener Kataftral- 
gemeinde, in der fich die Pfarrgemeinde befindet); 

durch 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, 
in allen übrigen Drten. 


Ausnahmaweife Begünftigungen für GeRkanaske ee 


Sn den Gemeinden Reichenau, Breitenftein, Schottwien und Gloggnig 
ift der Lebengmittelhandel vom 1. Mai His 1. October dur 10 Stunden, 


und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Vormittags von 1 big 3 Uhr Nad)- 
mittags und von 6 bi8 8 Uhr Abends, geitattet. | 

Sn den Gemeinden Kirhichlag, Wiesmath und Hochnenufirchen ift an 
allen Sonntagen de3 Zahres der Waarenverfauf in allen Handel3gewerben 
und für den Verfchleiß beim Productionsgemwerbe, injofern Tegterer nicht auf 
Srund der Artifel VI und VII befonder3 geregelt ift, durch 10 Stunden ge= 
ftattet, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und von 1 bis 
5 Uhr Nachmittag?. | 


12. Wiener-Neuftadt. 4 


Der Waarenverfauf in allen Handeldgewerben und für den Verfchleiß. 
beim Productionsgewerbe, infofern Iegterer nicht auf Grund der Artifel VI 


und VII befonders geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Sahres 
geitattet: Er 


durch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Zrüh bis 12 Uhr Mittags 


und von 1 bi8 3 Uhr Nachmittags, in den Gemeinden Ehbenfurth, Cbreih3- 
dorf, Wampersdorf, Schwarzau im Gebirge und Markt Piejting; 

dur 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, in 
allen übrigen Drten. re 


Ausnahmsweife Begünftigungen für beftimmte Orte. 


Sn der Gemeinde Gutenftein ift der Verfauf von Devotionalien und 
Wallfahrtsartifein vom 1. Mai bis 1. October, der Lebensmittelhandel an 


allen Sonntagen des Jahres durch 10 Stunden, und zwar von 6 Ur Früh 
- bis 11 Uhr Vormittags und von 1 Uhr Nachmittags bis 6 Uhr Abends, 


geitattet. | 
&n der Gemeinde Erlach ift der Lebensmittelhandel für die Zeit vom 
1. Mai bi8 1. October durh 10 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 


11 Uhr PVormittagg und von 1 Uhr Nachmittags bis 6 Uhr Abends, 


geitattet. ! 
13. St. Pölten. 


1. Für das Stadtgebiet St. Pölten. | 
Der Waarenverfauf ift geftattet duch 6 Stunden, und zwar: 


a) für Greißler, Fragner und Vietualienhändler von 6 Uhr Früh bi 


11 Uhr Vormittags und außerdem vom 1. März Bis 1. November 


von 7 bis 8 Uhr Abends, in der übrigen Beit des Jahres von 6 bis 


7 Uhr Abends; ; 


b) für den Lebensmittelhandel auf transportablen Ständen von 11 Uhr 


Vormittags bis 5 Uhr Nachmittags; 
c) für alle übrigen Handelsgewerbe und für den Berfchleiß beim Bro= 
ductionggewerbe, infofern Ießterer nicht auf Grund der Artikel VI und 
VII befonders geregelt ift, von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags. 
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2. Für den übrigen politifchen Bezirk. ; 

Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Berjchleik 
5 beim Wroductionsgewerbe, injofern leiterer niht auf Grund der Urtifel VI 
and VII bejonders geregelt ift, it an allen Sonntagen des Jahres 
 geitattet: ö | 
durch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
und von 1 big 3 Uhr Nachmittags, in den Pfarrorten Herzogenburg, Supers- 
dorf, Nußdorf, Obrißberg, Traismaner, Loosdorf, Melk, Pöchlarn, Böheim- 
firhen, Ober-Grafendorf, Rarlitetten, Pyhra, Wilhelmsburg; ferner in 
folgenden Kataftralgemeinden: Hainfeld, Raumberg, Ramsau, Rohrbad), 
St. Veit a. d. Traifen, Klein-Bell, Trankenfels, Orünau, Hofitetten, Kirch- 
berg a. d. Pielach, Loich, Rabenftein, Schwarzendbad, St. Egyd, Wiener: 
brud, Sofefsberg, Mitterbach, Hohenberg, Lilienfeld, Schrambadh, Traijen, 
Türnib und Lehenrotte; 

durch 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, 

in allen übrigen Orten. 


14. Scheibb3. 


- Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben - und fir den Berihleiß 
beim Wroductionsgewerbe, injofern legterer nicht auf Grund der Artifel VI 
und VII befonders geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Sahres geitattet: 

durch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
und von 1 big 3 Uhr Nachmittags, in allen Pfarrorten (nur in jener Ratajtral- 
gemeinde, in der fich die Pfarrkirche befindet); 

dur 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, 
in allen übrigen Drten. ) | 


 Ausnahmsweife Begünftigungen: 


Sn den Gemeinden St. Anton, Gaming, reiten, Zunz, Neuftift und 
Scheibbs ift-in der Zeit vom 15. Juni bi 15. September der Lebensmittel- 
handel dur 10 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
und von 1 bi3 5 Uhr Nachmittags geitattet. 


15. Tulln. 


Der Waarenverkauf in allen Handelögewerben und für den Berichleik 
beim Productionggewerbe, injofern leßterer nicht auf Grund der Artifel VI 
und VII befonders geregelt ift, it an allen Sonntagen des Sahres 
geftattet 332’ «©: | Ä 
durch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
und von 1 big 3 Uhr Nachmittags, in den Gemeinden Tulln, Kirchberg am 
Wagram, Agenbrugg, Sieghartsfirchen, Groß-Weikersdorf, Michelhaufen, 
Würmla, Zwentendorf, Grafenmwörth und LZangenrohr; 
dur 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
und von 6 bis 8 Uhr Abends, in den Gemeinden Weidling, Weidlingbadh, 
Rlofterneuburg, KRrigendorf, Oreifenftein, Höflein, Kierling, Öugging, St. Andrä- 
Wördern und Königftetten; BE 
durch 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, 
in allen übrigen Orten. 
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16. Waidhofen a... Dit Shaga: 

Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Berfileiß 
beim Productionsgemwerbe, infofern Ießterer nicht auf Grund der Artikel VI 
und VII bejonder3 geregelt ift, ift an allen Sonntagen des Sahres 
geitattet: 

dur 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
und von 1 bis 3 Use Nachmittags, in allen Pfarrorten (nur in jener 
Rataftralgemeinde, in der fich die Pfarrficche befindet) und in den Rataftral- 
gemeinden Raab3, Karlitein, Böhmzeil, Klein-Eibenftein und Unter-Wielands; 

dur 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh 5is 12 Uhr Mittags, 
in allen übrigen Orten. 
17. Zwettl. 


Der Waarenverfauf in allen Handelsgewerben und für den Berihleiß 


beim Productionsgewerbe, infofern Yeßierer nicht auf Grund der Artikel VI 
und VII befonder3 geregelt ift, ift an allen Sonntagen de3 Sahres geitattet: 
durch 8 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
und von 1 bis 3 Uhr Nachmittags, in allen Pfarrorten (nur in jener Rataftral- 
gemeinde, in welcher fich die Pfarrficche befindet); 
durh 6 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags, 
in allen übrigen Orten. 


Gemeinfame Befimmungen für En politifhe Landbezirke in Nieder- 
 Öfterreid). | 


Sn jenen Orten, in welchen nad Artifel IX, Alinea 5 des Gefebes der 
Waarenverfauf durch 8 Stunden geftattet ift, dürfen. die Hilfgarbeiter nur für 
die Dauer von 6 Stunden verwendet werden. | 

Der Betrieb des Pfandleiher- und Trödlergemwerbes ift an allen Sonn- 
tagen des Sahres von 6 bis 11 Uhr Vormittags geftattet. 


Der Handel im Umbherziehen (8 60 der Gewerbeordnung) ift innerhalb 


der für das Handelögewerbe feitgejegten Stunden zuläffig. 

Sn allen bei den einzelnen Bezirken nicht Schon behandelten Wallfahrts- 
orten, jomwie in jenen Orten, melche, ohne den Charakter von Wallfahrts- 
orten zu beiten, an einem oder nur wenigen Fejttagen des Jahres her- 
fömmlicherweife von Wallfahrern aufgefucht werden, ift der Berfauf von 
Devotionalien und Wallfahrtsartifeln an den Wallfahrtstagen durch 10 Stunden, 
und zwar von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr Nachmittags, geftattet. 

Auf Bahnhöfen (Haltejtellen) und bei den Dampfichiff-Landungsplägen 


‚ift der Lebensmittelhandel, der Verjchleiß von Beitungen und der Betrieb der. B 


DBücher-Leihanftalten von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr Nachmittags geftattet. 

Am Sonntag vor dem 24. December oder, wenn der 24. December 
auf einen Sonntag fällt, an diefem Tage, ferner am 15. November, wenn er 
auf einen Sonntag fällt, ift für alle Gemeinden, an Firmungstagen, Sahr- 
marft- und Kirchmweihfonntagen ift für Die betreffende Gemeinde der Marft- 
verfehr md die Sonntagsarbeit beim Handelsgewerbe und für den Verjchleik 
beim Productionsgewerbe, infofern Iebterer nicht nach Artikel VI und VII be- 
jonder3 geregelt evfcheint, durch 10 Stunden, und zwar von 6 Uhr Früh bis 
4 Uhr Nachmittags, geftattet. 

An den an Sonntagen Stattfindenden Wochenmärften ift der Marft- 
verfehr innerhalb der für das Handelsgemwerbe feitgefegten Stunden zuläffig. 
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 Schlußbeftimmungen, für das ganze Kronland Niederöfterreih geltend, 
betreffend da3 Handelsgemwerbe und den dem Productionsgewerbe zu: 
ttehenden Berfhleiß jeiner Waaren, foweit diejer Verjhleiß nit auf 
- Grund der Artikel VI, beziehungsmweije VII bejonder3 geregelt tft. 
An den Sonntagen ift den Arbeitern mit Berüdfichtigung ihrer Con» 
feffton die zum Bejuche des Vormittaggottesdienftes nöthige Zeit einzuräumen. 
| Ip den Stunden, während welder die Sonntagsarbeit für den Handel3- 
betrieb nicht geftaftet ift, müffen die Eingangsthüren zu den für Den 
Berfehr mit dem Bublicum beitimmten Gejchäftslocalitäten gefchlofjen gehalten 
werden. _ | 
Sn jenen Handelsgewerben, in welchen dem Perfonal die Sonntags- 
ruhe von 12 Uhr Mittags an nicht ohne Unterbrechung bis zur Gejhäfts- 
eröffnung am nächften Tage gewährt werden fann, tft diefem Perjonal im 
Wege der Abwechslung jeder zweite Sonntag ganz frei zu geben oder, falls 
dies nicht durchführbar ift, ein halber Wochentag al3 NAuhetag einzuräumen. 


II. Oberöfterreich. 
(Kundmachung des Etatthalters in Oberöfterreich vom 26. April 1895, 3. 7055.) 
Die Sonntagsarbeit ift geitattet: 


1. In der Landeshauptftadt Linz mit den Vororten Luftenau und 
Waldegg. Im Allgemeinen von 8 big 11 Uhr Vormittags. Außerdem für 
Blumenmacher und Modiftinnen von 8 bi 12 Uhr Mittags; für Kürjchner 
in der Zeit vom 1. September bis 1. Jänner von 8 big 12 Uhr Mittags; 
fir Sonnen- und NRegenfhirmmacher in der Zeit vom Dfterfonntage big zum 
Pfingftfonntage von 8 bis 12 Uhr Mittags; für den Handel mit Xebens- 
mitteln von 7 bis 11 Uhr Vormittags und außerdem in der Heit vom 
1. April bi3 30. September von 7 bi 9 Uhr Abends, in der Beit vom 
1. October bi8 31. März von 6 bis 8 Uhr Abends. | 

2. In dem Stadtgebiete von Steyr von 7 Uhr bis 12 Uhr Mittags. 
Für den Handel mit Lebensmitteln von 7 bis 11 Uhr Vormittags und von 
6 bis 8 Uhr Abends. 

3. Sn der Stadt Gmunden mit ihren Borftädten, fowie im Cur- 
vayone Sfhl von 7 Uhr Früh bis 1 Uhr Nachmittags; für den Handel 
mit Zebensmitteln außerdem von 6 bis 8 Uhr Abends. 

4. Sn der Stadtgemeinde Urfahr von 7 Uhr Früh bis 12 Uhr 
Mittags. Für den Handel mit Lebensmitteln, wie in der Landeshauptitadt Linz. 

5. Sn der Stadt Wels und in den Orten Aigen und Wichet ber 
Gemeinde Thalheim von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags. Für den Handel 
mit 2ebensmitteln von 7 Uhr Früh bi3 11 Uhr Vormittags, außerdem von 
6 bis 8 Uhr Abends. 
| 6. Sn allen übrigen Pfarrorten mit den dazu gehörigen Vorjtädten 
und Bormärkten, fowie in den Ortfchaften: Altheim, Sriedburg und Uttendorf 
de3 politifchen Bezirkes Braunau am Jun; Micheldorf des politifchen Bezirkes 
Kirchhof; Sarmingftein des politischen Bezirkes Perg; Engelhartszel «3 
politifchen Bezirkes Schärding; Unter-Burgfried (Gemeinde Land Kremsmünfter), 
Neuzeug, Sierninghofen und Reichramming des politiichen Bezirkes Steyr; 
Buchheim, Timelfam, dann Dörfl und Pfarrhofgries (Gemeinde Regan) des 
politifchen Bezirkes VBöklabrud; Kematen, Bupping und Stadl de3 politischen 





Bezirkes Wels von '/,7 bis ,9 Uhr Früh und von 10 Upr Vormittag 
bi5 4 Uhr Nachmittags. | Be ae 


7. Für alle übrigen Orte des Landes ob der Enn3 von 7 bis 11 Uhr 
Vormittags und von 12 bis 2 Uhr Nachmittags. Ä 


Ausnahmsweiie Begünftigungen. 


Auf Bahnhöfen (Halteftellen) und Landungsplägen der Dampficiffe ift 
der Handel mit Lebensmitteln, der Verfchleiß von Zeitungen und der Betrieb 
der Bücherleihanftalten von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr Nachmittags geftattet. 

sn den Walfahrtsorten: Maria-Schmoln (Bezirf Braunau am Sun); ‘ 
St. Wolfgang (Bezirk Gmunden), Adlwang (Bezirk Kirchdorf), ‚Pöftlingberg 
(Bezirk Linz), Pupping (Bezirk Wels) ift der Verfauf von Devotionalien au 
von 4 bi 6 Uhr Nachmittags geftattet. | 
Ä Die Gewährung von weiteren Begünftigungen auf Grund des vierten 
Abjahes des Artifel3 IX deg Gefeßes, fowie die Regelung der Berkaufsftunden - 
für die Weihnachtszeit, wird von der f. f. Statthalterei jpäter verlautbart 
werden. £ 

Gemeinfame Beftimmungen, betreffend den Handel3betrieb. 


Die Vorfriften über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe finden auch 
auf den dem Productionsgewerbe zuftehenden Verfchleiß feiner Waaren, fomweit 





diefer Berfchleiß nicht auf Grund der Artikel VI und VII des Gefebes ber 
‚ jonder3 geregelt ift, ferner auf das Feilbieten im Umherziehen (8:60 der’ = 


Gewerbeordnung) und auf den Marftverfehr Anmendung. | | 

Das gleihe gilt von dem Betriebe des Trödler- und Pfandleiher- 
gewerbes, jedoch mit der weiteren Beichränfung, daß fr diefe beiden Gemerbe 
die Sonntagsarbeit nur in den für den betreffenden Ort vor 12 Uhr Mittags 
 feitgefegten Stunden geftattet ift. | | 


Ermöglihung des Befuches des Vormittaggottesdienftes. 


An den Sonntagen ift den Arbeitern mit Berücfichtigung ihrer Con- 
fejfion die zum Befuche des Vormittaggottesdienftes nöthige Beit einzuräumen. 
Erjaßruhezeit. et 
Sn jenen Handelsgemwerben, in welchen dem Berfonale die Sonntagsruhe 
von 12 Uhr Mittags an nicht ohne Unterbredung bis zur Gefchäftseröffnung 
am nächiten Tage gewährt werden Fann, ift diefem Berfonale im Wege der = 
Abwechslung jeder zweite Sonntag ganz frei zu geben, oder, falls dies nicht 
durchführbar ift, ein halber Wochentag als Ruhetag einzuräumen. 


Schließung der Eingangsthüre. 
sun den Stunden, während welcher die Sonntagsarbeit für den Handels- 
betrieb nicht geftattet ift, müffen die Eingangstgüren zu den für den Berfehr 
mit dem Publicum beftimmten Gefchäftslocafitäten gefchloffen gehalten werden 
(Bol. Art. IX. und X. des Gefehes). 


Dejondere Beftimmung, betreffend. die unter Zahl 6 aufge- 
| führten Drte. ER Re 

‚In jenen Orten, in welchen nach Artikel IX, Alinea 5, des Sefets 

der Waarenverfauf durch acht Stunden geftattet ift, dürfen die Hilfsarbeiter 

nur für die Dauer von fech3 Stunden verwendet werden. | Be 
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(Kundmachung des Statthalter von Salzburg vom 30. April 1895, 8. 4707.) 
| A. In der Landeshauptitadt Salzburg. 
Die Sonntagsarbeit ilt gejtattet: | 
a) Für alle nicht Lebensmittel führenden Handelögewerbe von 9 bis 
12 Uhr Vormittags; 
b) für jene Handelögewerbe, welche Lebensmittel führen, von 6 bi3 10 Uhr 
Vormittags und von 5 bi3 7 Uhr Abends; 
e) für das Trödler- und Pfandleihgewerbe von 6 bis 12 Uhr Bormittags. 
B. Im potitifen Bezirke Salzburg-Land. 
Die Sonntagsarbeit ift geftattet: 
: Für alle Handelsgewerbe: 


In der Gemeinde Adnet: Für den Fall, al3 das fogenannte Dant- 
Tagungsfeft (6. October) und das Allerheiligenfeft (2. November) auf einen 
Sonntag fallen, von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr Abends, an den übrigen Sonn: 


tagen von 8 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und von 2 bis 4 Ahr Nadı- 
mittags. : 


Sn der Gemeinde Anthering: Am Sonntag nad) FSrohnleihnam, am 
Kirhtagfonntag und am Sonntag vor einem PViehmarkte von 7 Uhr Früh 
bis 5 Uhr Abends, fonft von 8 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und bon 
2 bis 4 Uhr Nachmittags. | 

Sn der Gemeinde Diirnberg von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr Abends. 

Sn der Gemeinde St. Gilgen: In der Beit vom 1. Zuli bis 15. Sep- 
tember von 6 Uhr Früh bis 2 Uhr Nachmittagg und von 5 bi3 7 Uhr 
Abends. ; 

Am Rirchtag- und SJahrmarkftsfonntag von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr 
Nachmittags, die übrige Zeit de3 Jahres von 8 Uhr Früh bis 12 Uhr 
Mittags und von 2 bis 4 Uhr Nachmittags. 

Sı der Marktgemeinde Golling von 8 Uhr Früh bis 4 Uhr Nad- 
mittag3. Ale: 

In der Gemeinde Öroßgmain: In der Zeit vom 1. Sul bi8 15. Sep= 
tember von 7 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und von 2 bis 5 Uhr Nad-: 
mittags; die übrige Zeit des Jahres von 8 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags 
und von 2 bi3 4 Uhr Nachmittags. 
| xn der Stadtgemeinde Hallein von 6 Uhr Früh bis 2 Uhr Nach: 
mittag3. | 

Sy der Gemeinde Morzg von 8 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und 
von 3 bi 5 Uhr Nachmittags. 

Sn der Gemeinde Dberalm: Am Sonntage nad Srohnleihnam von 
7 Uhr Früh bis 5 Uhr Nachmittags; an den übrigen Sonntagen bon 8 Uhr 
Früh bis 12 Uhr Mittags und von 2 bis 4 Uhr Kachmittags. 

An der Marktgemeinde Oberndorf von 8 Uhr Zrüh bis 4 Uhr Nach: 
mittags. i | 

Sm Wallfagrtsorte Maria Plain (Gemeinde Bergheim) von 7 Uhr 


Früh bis 5 Uhr Nachmittags. 
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Sn den. Gemeinden Scheffau und Seeham von 8 Uhr Feüh bis 


4 Uhr Nachmittags. | de 
sn der Marktgemeinde Seefirhen: An allen Fefttagen, melde auf 


En 


einen Sonntag fallen, von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und von 1bis 


5 Uhr Nachmittags. | | ; 
Am Dreifaltigfeitsfonntage, am Sonntage in der Srohnleichnams-Dctave, 


jowie, wenn. der 1. Mai und 24. Auguft auf einen Sonntag fallen, von | 


5 bis 12 Uhr Mittags und von 2 bis 5 Uhr Nachmittags. | 

Am Dankjfagungsfeftionntag, Rofenfranzfeftionntag und am Sonntage 
bor dem Biehmarfte von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und von 1 big 
5 Uhr Nachmittags, an allen übrigen Sonntagen von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr 
Mittags und von 2 bis 4 Uhr Nachmittags. 

sn allen Gemeinden des Gerichtsbezirkes Neumarkt von 9 Uhr Bor- 
mittags bi3 5 Uhr Nachmittags. 


Sn der Gemeinde Thurnberg:. Am Dfterfountag, am Sonntag nad $ 
Srohnleihnam, am Kirhtweih- und am Pfingftfonntag von 7 Uhr Früh bis 


5 Uhr Abends, die übrigen Sonntage des. Kahres von 8 Uhr Früh bis 
12 Uhr Mittags und von 2 big 4 Uhr Nachmittags. | 
Sn der Gemeinde Torren von halb 7 bis halb 9 Uhr Vormittags, 
von halb 10 bis Halb 11 Uhr Vormittags und von 2 bis 7 Uhr Abends. 
sn allen übrigen Öemeinden des Bezirkes von 8 bis 12 Uhr Vor- 
mittags und von 2 bis 4 Uhr Nachmittags. a 5 


II. Im politifden Bezirke St. Johann. 
Die Sonntagsarbeit ift geftattet: 
Für alle Handelsgewerbe: 


- In der Marktgemeinde St. Sohann von 9 Uhr Vormittags bis 3 Uhr 
Nachmittags. Be | 


. Qu der Gemeinde Goldegg von 8 bis 12 Uhr Vormittags und von 


2 bis 5 Uhr Nachmittags. | 
Sn den Gemeinden Hüttichlag und St. Veit von 9 Uhr Vormittags. 
bi8 5 Uhr Nachmittags. SR oo | 
sn fämmtlichen Gemeinden des Gerichtsbezirfes Gaftein: In der Beit. 
vom 1. Mai bis 30. September von 7 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags und 


von 3 Uhr Nachmittags big 8 Uhr Abends, Die übrige Zeit des Jahres von. 


? Uhr Früh bis 3 Uhr Nachmittags. 


sn allen übrigen ©emeinden des Bezirkes von 9 Uhr Vormittags bis. 


3 Uhr Nachmittags. ge 
IV. Im politifden Bezirfe Zell am See. 
Die Sonntagsarbeit ilt geftattet: 
Für. alle Handelsgewerbe: 


| ‚sn den Gemeinden: Zell am See, Brudberg, Maishofen, Thumersbad, 
Biefendorf, Viehhofen und Saalbach: in der Zeit vom 15. Suni big 15. Sep=. 


tember von 6 bis 8 Uhr Früh und von 10 Uhr Vormittags bis 4 Uhr 
Nachmittags. 


sn der der Zeit vom 15. September bi 15. Juni von 6 big 8 Uhr: 


Früh und von 10 Uhr Vormittags bis 3 Uhr Kachmittags. 
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‚Sn der Gemeinde Bramberg von 8 Uhr Früh bis 4 Uhr Nachmittag?. 
Sn den Gemeinden: Lofer, Unfen, FZuh, Lend, Mitterfill, Neukirchen 
und Krimml von 7 bis 12 Uhr Mittags und von 2 bis 5 Uhr Nachmittags. 
Sn Sämmtlichen Gemeinden des Gerichtsbezirkes Saalfelden: 
a) für die Verwendung von Gehilfen von 9 Uhr Vormittags bis 3 Uhr 
Nachmittags; 
b) für den Berjchleiß, d. h. Offenhalten E Locales, don 7 Uhr Früh 
bi 3 Uhr Nachmittags. 
| Auf den Bahnhöfen von Brud, Zell am See, Saalfelden und Leogang 
für Lebensmittel und HBeitungen von 7 Uhr Früh big 5 Uhr Abends. 
Sn allen übrigen Gemeinden des politifchen Bezirkes von 6 bis 8 Uhr 
a und von 9 bi3 12 Uhr Mittags. 


V. Sm politifen Bezirke Tamöweg. 

Die Sonntagsarbeit ift gejtattet: 

Für alle Handelsgewerbe: 

Sr fämmtlichen Gemeinden des Bezirkes von 6 bi 8 Uhr Vormittags 
und von 10 Uhr Vormittags bis 4 Uhr Nachmittags. 

Rn jenen Handelögewerben, in welchen dem Berjonale die Sonntagsrude 
von 12 Uhr Mittags an nicht ohne Unterbrechung bis zur Gejchäftseröffnung 
am näcjten Tage gewährt werden kann, ift diefem WBerjonale im Wege der 
Abwechslung jeder zweite Sonntag ganz frei zu geben oder ein halber Wochentag 
als Ruhetag einzuräumen (Bgl. Art. X des Gejeßes). 


IV. Steiermark. 
(Kundmachung der f. f. Statthalterei in Steiermark vom 1. Mai 1895.) 


A. Sn den Städten über 6000 Einwohner, und zwar Graz, Marburg, 
Silli, Leoben, ift die Sonntagsarbeit im Allgemeinen für alle Handelszmweige, 
inclufive Trödler und Pfandleiher, von 6 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mittags 
geftattet. Ausnahmsweife wird jenen Befibern von Handelögewerben, welche 
nur Charcuteriewaaren und. Delicatefjen. führen, die Sonntagsarbeit von 8 Uhr 
Bormittags bis 12 Uhr Mittags im ganzen Jahre und im Sommer (d. i. vom 
1. Mai bis 30. September) außerdem von 7 Uhr bis 9 Uhr Abends und in 
den übrigen Monaten von 6 Uhr bis 8 Uhr Abends zugejtanden. 

Die Kaftanienröfter dürfen an Sonntagen von 12 Uhr Mittags big 
6 up Abends ihr Gewerbe ausüben. 

- Sm Sinne des Abfabes 4 des Artikels IX des Gefeges wird in Öraz ge- 
ftattet, daß am Nikolaus-, Leonhardtage und den Lalvarienberg-Märkten, 
fall3 jelbe an einem Sonntage abgehalten werden follten, die Objt- und 
Südfrüchtenhändler ihre Waaren auf Ständchen von 6 Uhr Früh bis 4 Uhr 
Nachmittags verfaufen dürfen. 

Sn Eilli ift am Fefttage des Landespatrons, infoferne er auf einen 
Sonntag fällt, die Sonntagsarbeit für alle Handelsgewerbe von 6 Uhr Früh 
bis 4 Uhe Nachmittags geftattet. 

- _B. In allen übrigen Orten unter 6000 Einwohner gelten im Allge- 
- meinen nachjtehende Bejtimmungen: 

1. Die Sonntagsarbeit ift in den Handelsgewerben, inchufive Trödler 
und Pfandleiher, durchwegs von 7 Uhr Früh big 3 Uhr Nachmittags zuge: 
| RR 
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Itanden. Doch dürfen in diefen Sn Die Sifearbeiter ı nur Südens = 5: 


in der Dauer von jechs Stunden verwendet werden. 

An nachftehenden Sonntagen wird der Betrieb der Handelsgewerbe 9: 
gar von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr Nachmittags gejtattet, und zwar: 3 

Un dem Sonntage, der mit dem Zelte des Landespatrong zufammen- 
fällt, an allen Sonntagen in der Faftenzeit, an Sonntagen, auf welche ein 
Sahrmarft, eine Rirchweihe, die Firmung oder eine Mijfton fällt. 

2. Sn nadftebenden Wallfahrtsorten ift während Der Wallfahrtstage die 
Sonntagsarbeit den Händlern mit Walffahrtsartifeln und jenen Händlern, 
die in Gemwölben oder auf Ständen ausfchließlih Lebensmittel verkaufen, 
von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr Nachmittags geftattet. 

Bezirkshauptmannfchaft Deutfchlandsberg: Ofterwis, St. Anna, St. Anton, 


Wies; Bezirkshauptmannfhaft Graz: Maria-Troft, Straßengel, Maria:Crün; 


Bezirkspauptmannichaft Gröbming: Maria-Rumib; Bezirkshauptmannfchaft 


Hartberg: SieberbrünD!, Pöllauberg; Bezirkshauptmannfchaft Judenburg: EN 


Maria-Buch; Bezivkshauptmannfhaft Leibnig: Frauenberg; Bezirkshaupt- 


mannjchaft Liezen: Srauenberg; Bezirkshauptmannihaft Marburg: Dreifaltig- 


feit, Maria in der Wüfte, Maria-Raft; Bezirkshauptmannihaft Murau: 


Maria- -Schönanger; Bezirkshauptmannichaft Bettau: Maria-Neuftift, Maria- x 


Troft; Bezirfshauptmannfhaft Rann: Großer und Fleiner Heiliger Berg, 
St. Rohus, Maria-Sand, Maria-Sagorje; Bezirfshauptmannjchaft Voitsberg: 
- Maria- -Santowiß; Bezirkshauptmannichaft Weiz: Weizberg, Heilbrumı. . 

3. Sm Wallfahrtsorte Maria-Zell, NRafing und Heiligendbrunn für die 
oben begeichneten Artikel. 


Sm Markte Maria-Zell: Vom 1. October bi3 30. April von */,7 Ur a 


Früh bis /,3 Uhr Nachmittags; vom 1. Mai bis 30. September von 6 Uhr 
Früh bis 12 Uhr Mittags und 4 Uhr Nachmittags bis 8 Uhr Abends. In 
Rafing vom 1. Mai bis 30. September von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr Nad- 
ll in den übrigen Monaten von 7 Uhr Früh bis 3 Uhr Nachmittags. 
In Heiligenbrunn vom 1. Mai bis 30. September für Einfaufbuden von 
5 Uhr Sid bi8 8 Uhr Früh und 12 Uhr Mittags bis 7 Uhr Abends. 


4. Sn nachftehenden Curorten während der Curjaifon darf ber Handels= 


betrieb ftattfinden, und zwar: 

Sn Öleihenderg von 6 Uhr „Seih bis 12 Uhr Mittags und 3 Uhr 
Nachmittags bis 7 Uhr Abends. Su Auffee von 7 Uhr Sc bi3 5 Uhr 
Kachmittogs. In Radegund von 7 Uhr Früh bis5 UHr Nachmittags. In Rohitich- 
Sauerbrunn von 7 Uhr Früh bis 10 Uhr Vormittags und 3 Uhr Rad: 
mittags bis 8 Uhr AbendS. 

5. Sn allen Sommerfrifhen und Ausflugsorten ift während der Beit 
vom 1. Mai bis 30. September der Obft- und Südfrüchtenhandel von 7 Uhr 


Srüh bis 5 Uhr Tachmittags jenen Händlern, welche nur diefe Artikel führen, 


in Öemwölben und auf Ständchen geftattet. 

6. Auf Bahnhöfen, während des DVerfehres der Perjonenzüge ift der 
Handel mit Bhotographien und ähnlichen Erinnerungsgegenftänden, ferner der 
Handel mit Alpenblumen und Objt im Ganzen duch 10 Stunden bei Zage 
Eu, 

7. Sn Orten mit lebhaften Touriftenverfehr tft während der Heit vom 
1. Mai bis 30. September der Handel mit Photographien und ne von 
7? Uhr Früh bis 5 Nhr Nachmittags wu 
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8. Den Raftanienröftern wird der Gemerbebetrieb von 9 Uhr Früh big 
5 Uhr Nachmittags nicht behindert. 

Im ganzen Lande ift im Handelögewerbe an dem dem MWeihnacht3- 
abende vorausgehenden Sonntage und, wenn der Weihnachtsabend auf einen 
Sonntag fällt, au an diefem Tage, Die Sonntagsarbeit durch 10 Stunden, 
und zwar in den obenbezeichneten Städten über 6000 Einwohner von 6 Uhr 
Früh bis 12 Uhr Mittags und 2 Uhr Nachmittags bis 6 Uhr Abends, in 
allen übrigen Drten von 7 Uhr Früh bis 5 Uhr Nachmittags geftattet. 


V. Kärnten. 
(Kundmachung der f. f. Staithalterei vom 29. April 1895, H. 5312.) 


Für Handelsgewerbe, 


und zwar fomwohl die Handelsgewerbe im engeren Einne, einjchließlich der 
Trödler und der Pfandleihgewerbe, al3 auch den den Wroductionsgewerben 
zuftehenden und nicht bereit3 in dem Verzeichniffe der für Das Productions- 
gewerbe zuläffigen Sonntagsarbeit (fiehe Eeite 11 ff.) geregelten Berjchleiß ihrer 
MWaaren, verordnet: 

Die Sonntagsarbeit ift für den Waarenverfchleiß in Klagenfurt und 
Billah von 8 Uhr Vormittags big 12 Uhr Mittags und für den Handel 
mit Lebensmitteln außerdem von 5 bis 7 Uhr Abends, in allen anderen 
Orten von 7 Uhr Früh bis 3 Uhr Nachmittags, in Döllach, Heiligenbiut, 
- Krumpendorf, Mallnig, Millftatt, Neufah, Pörtihah, Techendorf, Belden 
und Winflern außerdem noch in der Zeit vom 1. Juni bi8 Ende September 
von 6 bis 8 Uhr Abends geftattet. 


Außerdem wird an dem, dem Weihnachtstage vorausgehenden Sonntage 
und, wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonntag fällt, auch an diejem 
Tage, an dem Zeittage des Landespatrons (19. März) und an dem allge- 
meinen Rirchweihfeft-Sonntage für alle Drte, an den jpeciellen Kirchweihtagen 
und an den Firmungstagen für die betreffenden Pfarrorte, und an den Jahr- 

 marftfonntagen für die betreffenden Marktorte, bezüglich des MWaarenverjchleißes 

überhaupt, für die Walfahrt3orte an denjenigen Sonntagen, an welchen eine 
größere Anzahl von Wallfahrern verjammelt ilt, bezüglich des Verfaufes von 
Walfahrtsartifeln und endlich für den Verkauf von Rebensmitteln und von 
Zeitungen auf den Bahnhöfen eine Verlängerung der Sonntagdarbeit auf 
10 Stunden geftattet. Jedoch dürfen Die Hilfsarbeiter in den Handel3- 
gewerben, jowie bei dem den Productionsgewerben zuftehenden Waaren- 
verichleiße außer an den oben angeführten Ausnahmstagen, Sonntags hödhjtens 
jechs Stunden verwendet werden. (Artifel IX, Alinea 5 des Gejehes vom 
16. Sänner 1895, R.-©.-8l. 21.) 

Auch ift an den Sonntagen den Arbeitern mit Berücfichtigung ihrer 
Confeffion die zum Befuche des Bormittagsgottesdienftes nöthige Beit ein- 
zuräumen. (Artikel IX, Alinea 6.) 

Sn jenen Handelögewerben im weiteren Sinne, in welchen dem Perjonale 
die Sonntagsruhe von 12 Uhr Mittags an nicht ohne Unterbrehung bis zur 
Gefchäftzeröffnung am nächften Tage gewährt werden kann, ift diefem Berfonale 

im Wege der Abwechslung jeder zweite Sonntag ganz frei zu geben oder, 
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Tals dies nicht durchführbar iit, ein Hatber Wochentag ala Nuhetag a 


räumen. (Urtifel X.) 


| Sn den Stunden, während welcher bie ‚Sonntagsarbeit für den Handels- | 
betrieb nicht geftattet ift, müfjen die Eingangsthüren zu den für den Verkehr 


mit dem PBublicum bejtimmten Gefchäftslocalitäten gejchloffen gehalten werden. 
(Artikel IX, Alinea 8.) Diefe Beftimmung gift auch für jene Handelsbetriebe, 
in welchen Hilfsarbeiter nicht befchäftigt werden. (Artikel XI.) 

Die Vorfchriften über die GSonntagsruhe im Handelsgewerbe finden 
-auh auf das Feilbieten im Umherziehen ($ 60 der Gewerbeordnung) und 
auf den Marktverfehr Anwendung. (Artikel XII.) 


VI. rain. 
(Kundmachung der f. f. Landesregierung vom 27. April 1895, 3. 5500.) 


I. Sm Allgemeinen. Der Betrieb der Handelögewerbe ift geftattet an 
Eh gewöhnlichen Sonntagen des Sahres: 

. in der Landeshauptitadt Laibach von 7 Uhr Morgens bis 12 Uhr 
tinse: 

2. in den Amtsorten der f. £. Bezirtägerichte von 6 Uhr Morgens big 
12 Uhr Mittags und von 3 bi8 5 Uhr Nachmittags; 

3. in den fonjtigen Pfarrorten von 7 Uhr Früh bi3 10 Upr Bor- 
mittags und von 2 bis 4 Uhr Nahmiftags. 

I. Sm Befonderen. a) In der Landeshauptftadt Saibad it an 
allen Sonntagen der Handel mit DObit von 7 Uhr Früh bis 9 Uhr Bormit- 
tags und von 3 bi8 6 Uhr Nachmittags, ferner am Sonntage vor 
Weihnachten der Betrieb von Handelsgeichäften jeder Art von 7 Uhr Morgens 
bis 12 Uhr Mittags und von 3 Uhr Nachmittagg bis 7 Uhr Abends 
‚geftattet. 

b) An jenen Sonntagen, auf melde das ejt des Sanbespatrong 
(9. Solef — 19. März) fällt, dann an jenen, an welchen außerhalb der 
Landeshauptjtadt die Heilige Firmung gejpendet wird, ferner am Sonntage 
dor St. Nikolaus (6. December) und am Sonntage vor Weihnachten ift der 
Betrieb der Handelsgewerbe jeder Art geitattet: 

in den Amtsorten der F. £. Bezirlsgerichte und in allen fonftigen Pfarr- 
orten von 7 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mittags und von 1 bis 5 Uhr 
Nanmittans. | 

ec) Sn Berüdfichtigung befonderer Yocaler Verhältniffe wird der Betrieb 
von Handelögewerben geitattet: 

1. im politifchen Bezirke Apeläberg: im Markte Adelsberg, am 
Pfingitionntage von 6 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mittags und bon 2 Uhr 
bis 6 kN Nachmittags, für fämmtliche Handelsgewerbe; 

2. im politischen Bezirfe Umgebung Laibadh: im Pfarrorte Dobrova, 
an den Sonntagen zwiihen dem 14. Auguft und dem Sonntage Mariä 
Namensfeit (eriter Sonntag nach dem 8. September), einjchließlich des Lebteren, 
für Lebzelterwaaren und Devotionalien, von 6 Uhr Morgens bis 12 Uhr 
Mittags und von 2 6bi3 6 Uhr Nachmittags; im Drte Unterfdifchfa am 
Sonntage nah St. Bartelmä (24. Auguft) von 6 Uhr Morgens bis 12 Uhr 
Mittags und von 2 bi 6 Uhr Nachmittags, Für Tämmtliche Handels- 
gewerbe; 
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; 3. im politifchen Bezirfe Loitjh: in der Bergftadt Sdria, für jene 
Sonntage, auf welche die Felte des Heiligen Florian (4. Mai), Ahatius 
(22. Juni) und der heiligen Barbara (4. December) fallen, von 6 Uhr 
Morgens bis 12 Uhr Mittagg und von 2 bis 6 Uhr Rune für 
Jämmtliche Handelögewerbe; 

4. im politiihen Bezirfe NRadmannsdorf: im Wallfahrtsorte Brefiadh, 
an allen Sonntagen des Jahres für Lebzelterwaaren und Devotionalien von 
6 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mittags und von 2 bi3 6 Uhr Nachmit- 
tags; im Currayon Beldes, an allen Sonntagen in der Beit vom 1. Mai 
bis 30. September jedes Jahres von 6 Uhr Meorgen3 bi8 12 Uhr Mittags 
und von 2 bis 6 Uhr Nachmittags, für fämmtlihe Handelsgemwerbe; 

5. im politifchen Bezirfe Tihernembl: im Drte Altenmarkt, am Balnı- 
ionntage und am erften Sonntage im Advent, von 6 Uhr Morgens bis 
12 Uhr Mittags und von 2 bi8 6 Uhr Nachmittags für Fämmtliche 
Handelsgewerbe; im Orte Weinib, am jechsten Sonntage nah DOftern und am 
Sonntage nah Mariä Namenzfeit, d. i. am zweiten Sonntage nad) dem 
8. September, von 6 Uhr Morgens bis 12 Uhr Mittags und von 2 Uhr 
bi3 6 Uhr Nachmittags, für fämmtliche Handelsgewerbe. 


Unter den in Diefem Crlafje gedachten Amtsorten der f. E. Bezirfs- 
gerichte und unter den Pfarrorten ift die Landeshauptiladt Laibah nicht 
inbegriffen. : Ä 


YII. Süffenland (HSr3, Gradisca, Iffrien und Trieft).. 
(Kundmachung der E. t. Statthalterei dom 28. April 1895, 8. 8283.) 


I. Handel mit Lebensmitteln. Im Stadtgebiete von Triejt, Görz, 
Vola, Rovigno, Capodiftria und Pirano ijt die Sonntagsarbeit in der Dauer 
von 6 Stunden geftattet, und zwar in Trieft von 8 Uhr Vormittags bis 
2 Uhr Nachmittags; in den übrigen ebengenannten Städten, außer von 8 Uhr 
Vormittags bi3-12 Uhr Mittags auch) noch von 6 bis 8 Ufr Abends in der 
Beit vom 1. October bis 31. März, und von 7 bis 9 Uhr Abends in der 
- Beit vom 1. April bis 30. September; in allen übrigen Drtichaften (d. i 
-mit weniger al 6000 Einwohnern) in der Dauer von 8 Stunden, umd 
zwar von 7 Uhr Früh bis 1 Uhr Mittags und überdies von 5 bis 7 Uhr 
Nachmittags in der Zeit vom -1. Detober bis 31. März, und von 6 bis 
8 Uhr Abends in der Zeit vom 1. April bi 30. September. 

Die Hilfsarbeiter dürfen jedoch Hiebei nur bis zum Ausmaße von 
6 Stunden verwendet werden. 
| An Markt» und Richtagen, an Firmungstagen, in Wallfahrtsorten, 
‚an dem dem Nifolaus- und dem Weihnachtstage vorausgehenden Sonntag, 
und, wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonntag fällt, auh an diejem 
Tage, am lebten Falhingsionntag, am Palmjonntag, jodann auf Bahn- 
höfen, ift der Handel mit Lebensmitteln überall in der Dauer von 10 Stunden, 
‚und zwar von 8 Uhr Zrüh bis 6 Uhr Abends, geftattet. 

An den in diefem PVaragraph befagten Tagen und Orten hat die im 
‘8.5 erwähnte Wiederaufnahme der Arbeit nah 6 Ahr Abends nicht jtatt- 
zufinden. 

Bei- Volfsfeiten, Tombolafpielen, Wettrennen u. dgl. fann von der 
ausen die zehnftündige Sonntagsarbeit für einzelne Orte geftattet werden. 


12 


II. Alle übrigen Handelsgewerbe. Im Stadtgebiete von Trieft, 
Görz, Pola, Rovigno, Capodijtria, Pirano ift die Sonntagsarbeit in der 
Dauer von 6 Stunden, und zwar bis 12 Uhr Mittags, in den übrigen Ort 
ihaften in der Dauer von 8 Stunden, und zwar bis 2 Uhr Nachmittags, 
ejtattet. 
| a Für das Trödler- und Pfandleihgewerbe ift die Arbeit überall nur bis 

11 Uhr Vormittags geitattet. | 
Die Hilfsarbeiter Dürfen jedoch bei allen diefen Gewerben nur bis zum 
Ausmaße von 6 Stunden verwendet werden. 

An Markt» und Kirhtagen, in Walfahrtsorten, an dem dem Nikolaus: 
und dem Weihnachtstage vorausgehenden Sonntag, und wenn der Weih- 
nachtsabend auf einen Sonntag fällt, au an diefem Tage, am legten 
Sajhingsjonntag, am PBalmjonntag, fodann auf Bahnhöfen, ift die Arbeit 
in der Dauer von 10 Stunden, und zwar von 8 Uhr Vormittags bi8 6 Uhr. 
Abends, geitattet. 

Sn jenen unter I. und II. erwähnten Handelsgewerben, in welchen 
dem Perfonale die Sonntagsruhe von 12 Uhr Mittags an nicht ohne Unter- 
brecdung bis zur Öejhäftseröffnung am näcdhften Tage gewährt werden fann, 
ift diefem -Perfonale im Wege der Abwechstung jeder zweite Sonntag ganz 
frei zu geben oder, fal3 dies nicht durchführbar wäre, ein halber Vochentag 
al3 Ruhetag einzuräumen. 

Bezüglih der Einräumung der zum Bejuche des Sottesdienftes an 
Sonn- und Feiertagen erforderlichen Zeit gilt die Vorjchrift des Art. XIV. 
des Gefehes vom 16. Jänner 1895, R.-©.-Bl. 21. 


VIII. Eirol und Vorarlberg. 
(Kundmachung des £. f. Statthalter3 vom 26. April 1895, 3. 10.805.) 
I. Gejtattung der Sonntagsarbeit bis zu jeh3 Stunden. 


1. Die Sonntagsarbeit ift bei allen Handelsgewerben, nämlich jowohl 
bei den Handeldgewerben im engeren Sinne, al$ auch bei dem den Pro» . 
durctionsgewerben zuftehenden Berfchleiße ihrer Waaren, einschließlich des 
Trödler- und Pfandleihergewerbes, infoweit nicht für einzelne Kategorien der= 
jelben, beziehungsweife für einzelne Orte und Sonntage in diefer Verordnung 
abweichende Beftimmungen getroffen worden find, für den Waarenverfauf, 
beziehungsweije rücfichtlich des Trödlergewerbes auch für den Waareneinfauf | 
und rücfichtlich des Pfandleihergewerbes für die Belehnung und Auslöfung 
der Piandobjecte und ebenfo für den Marftverfehr geftattet; 

a) in den Städten und Drten Snnsbrud mit Wilten, Hötting und der 
Sraction Pradl, Bozen mit den zu diefer Stadt eingepfarrten Parzellen der 
Gemeinde Zwölfmalgreien, Briren, Bruned, Hall, Kufitein, Riva, NRovereto, 
Trient, Bludenz, Bregenz, Dornbirn, Feldfird und im Qurbezirfe Meran 
von 6 bis 8 Uhr Früh und von 10 Uhr Vormittags bis 12 Uhr Mittag; 
den Händlern mit Lebensmitteln, d. i. für die Victualien-, Specereiz, Solo: 
nial- und Delicateffenwaaren; Obfts, Milch-, Mehl-, Brot-, Wein, Bier-, 
Mineralwäller- und Spirituofenhändlern, Sowie den Greislern (Sragnern) 
außerdem noch von 6 bis 8 Uhr Abends; 

b) in den übrigen Orten, in welchen eine Ceelforgftation fich befindet, 
durh 6 Stunden, und zwar während einer Stunde nah Schluß der Früh: 
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‚meffe, während zweier Stunden nad; dem vormittägigen und während Dreier 
Stunden nad) dem nachmittägigen Hauptgottesdienfte; | 
-  e) in allen anderen Orten, in ber Beit von 5 bis 7 Uhr Früh, 12 bis. 
1 Uhr Mittags und 5 bi 8 Uhr Abends. 

2, Der Handel mit Naturbiumen, mit Dbft, Südfrüchten, Gebäd und 
Zuderwaaren in offenen Buden oder auf Ständen, dann der gemäß 
8 60 Gem.-Ddg. im Umberziehen von Haus zu Haug und auf der Straße 
betriebene Handel ift im ganzen Lande und an allen Sonntagen des Jahres 
von 11 Uhr Vormittags bis 5 Uhr Nachmittags geitattet. | 


U. Geftattung der Sonntagsarbeit für mehr als jeh3 Stunden. 


a) Für einzelne Sonntage im Allgemeinen. An dem dem Weih- 
nachtstage vorausgehenden Sonntage und, wenn der Weihnachtsabend auf 
einen Sonntag fällt, auch an diefem Tage, dann an allen Sonntagen, an 
welchen in den betreffenden Gemeinden Kirchweih- und PBatrociniumsfeite ge- 
feiert werden, jomwie an allen Sonntagen, an welchen ein Jahrmarkt abge= 
Halten wird, oder welche einem am Montage abgehaltenen Zahrmarkte vor- 
angehen, ift die Sonntagsarbeit beim Handelsgewerbe für den Wanrenverfauf 
und der Marktverfehr, Tegterer jelbftverftändfih nur an den Markttagen jelbit, 
durch 10 Stunden erlaubt, und zwar in den ad lit. I. 1, a aufgezählten 
Städten und Orten von 6 bis 8 Uhr Früh, von 10 bis 12 Uhr Mittags 
und von 2 bi8 8 Uhr Abends, in den ad lit. I. 1. b angeführten Orten 
durh 2 Stunden nah der Frühmefje, durh. 3 Stunden nad dem vor- 
mittägigen und durch 5 Stunden nad) dem nachmittägigen Hauptgottesdienfte; 
in allen übrigen Orten endlich in der Zeit von 5 bis 7 Uhr Früh und 
12 Uhr Mittags bis 8 Uhr Abends. 

-b) Für alle Sonntage de3 Jahres in einzelnen Gemeinden 
und Orten. 1. Der Handel mit Blumen, Lebensmitteln, Rauchrequifiten,. 
Toilettegegenftänden, PBhotographien und Neifelectüre auf den Bahnhöfen, ift 
während des Aufenthaltes jedes Perfonen befördernden Zuges und durch eine 
Biertelftunde vor Ankunft eines folhen Zuges geftattet. 2. Der Handel mit 
Blumen, Obft, Gebäd, Zuderbäderwaaren, Getränken, Rauchrequifiten, Photo- 
graphien und Neifelectüre ift an dem Dampferlandungsplage in Bregenz in 
der Zeit von 8 Uhr Früh bis 6 Uhr Abends geftattet. 3. In den Wall- 
fahrtsorten Weißenftein (Bezirt Bozen), Abfam (Bezirk Innsbrud), Maria: 
ftein (Bezirk Rufftein), Lavant (Bezirk Lienz), Miola (Bezirk Trient), fowie 
in Rankweil auf dem Wege zur Frauenkirche und in Bregenz auf dem Wege 
zur Gebhardsfirche ift der Handel mit Devotionalien durch 10 Stunden von 
8 Uhr Früh bis 6 Uhr Abends geftattet. 4. In dem Wallfahrtsorte Trens 
(Bezirk Brigen) ift der Handel mit Devotionalien und Lebensmitteln von 
5 Uhr Früh bis 10 Uhr Vormittags und von 4 Uhr Nachmittags bis 
9 Ahr Abends gejtattet. 

e) Für einzelne Sonntage, beziehungsmweife für bie Sonn- 
tage beftimmter Jahrezzeiten in einzelnen Orten oder Gegenden. 
1. Sn den Obft- und Weinbau treibenden Gegenden find beim Objt- und 
Weinhandel im Großen die Arbeiten zum Entladen und Berladen, jowie zum 
Sortiren und Einfagern von Obft, zum Ent- und Aufladen und Einfellern 
von Trauben und Traubenmaifche an den Sonntagen der Monate Juli bis 
November duch 10 Stunden, von 6 Uhr Früh bis 11 Uhr Bormittags und 


TE. 


don 1 Uhr Nachmittags His 6 Uhr Abends geftattet. 2.810 Den. Curorten 
Meran, Gries und Arco ift die Sonntagsarbeit beim Milh- und Molten- 


handel, fowie beim DObfthandel im Kleinen während der Curjaijon durch 
10 Stunden von 8 Uhr Früh bis 6 Uhr Abends erlaubt. 3. In der Stadt 
 Brigen ift die Sonntagsarbeit für alle Handelsgewerbe beim Waarenverfaufe 
am zweiten Sonntage nah Oftern durch 10 Stunden von 6 bis 8 Uhr Früh, 
von 10 bis 12 Uhr Mittags und von 2 Uhr Nachmittags His 8 Uhr Abends 
‚geftattet. 4. In dem Wallfahrtsorte Miola (Bezirk Trient) it die Sonntags- 
arbeit für alle Handelsgewerbe beim Waarenverfaufe am 26. Mai, 26. Juli, 
15. Auguft und 8. September, falls diefe Tage auf einen Sonntag fallen, 
durch 10 Stunden von 6 bis 8 Uhr Früh und von 10 Uhr Vormittags bis 
6 Uhr Abends geitattet. 


II. Shlußbeftimmungen. 


An den. Stunden, während welcher die Sonntagsarbeit beim Handels- 
gewerbe, einfchließlih des Trödler- und Pfandleihergemerbes, nicht gejtattet 
ift, müffen die Eingangsthüren zu den für den Verfehr mit dem Bublicum 
bejtimmten "Gejchäftslocalitäten gejhlofjen gehalten werden. | 


Sn jenen Handelsgewerben, in welchen dem Berfonale die Sonntags 


ruhe von 12 Uhr Mittags an nicht ohne Unterbrechung bis zum Gejhäfts- 
beginne am nächlten Tage gewährt wird, ift diefem Perjonale in Gewerben, 
welche mehr als zwei HilfSarbeiter beichäftigen, im Wege der Abmwecdhzlung 
jeder zweite Sonntag ganz frei zu geben; in Gewerben, welde mur einen 
oder zwei Gehilfen befchäftigen, ein halber Wochentag als Nuhetag einzu- 
räumen. | 


Die Beitimmung diefes Nuhetages bleibt der freien Vereinbarung ztoi- 


ichen Hilfsarbeitern und Arbeitgebern überlafjen. 


IX. Böhmen. 
 (Kundmahung der E f. Statthalterei vom 2. Mai 1895, 3. 62.000.) 


Beim Handelsgewerbe ift der Verkauf von Waaren und Lebensmitteln 
von 6 Uhr Früh bis 12 Uhr Mittags geitattet. : 
1. Ausnahmen: 


a) Für Curorte ift in der Beit vom 1. Mai bis 30. September der 
Lebensmittelverichleiß von 6 Uhr Früh bis 1 Uhr Mittags und von 6 Uhr 


bis 9 Uhr Abends, der Handel mit allen übrigen Waaren von 8 Uhr Bor- 


mittagg 5i8 1 Uhr Mittagg und von 3 Uhr bis 6 Uhr Nachmittags ge- 
itattet; | 


den ganzen Tag geitattet; 

e) am Fefte der Landespatrone und an dem dem MWeihnachtstage voraus- 
gehenden Sonntage und, wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonntag fällt, 
auch an diefem Tage, ift der Handel von 6 Ur Früh bis 4 Uhr Nachmittags 
geitattet; | N | 


b) in Walfahrtsorten ift zur Zeit der Wallfahrt der Waarenhandel x 
von 8 Uhr Vormittags bis 6 Uhr Abends, der Verichleiß von Lebensmitteln 
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Br a anf Babnföfen ift: Be Handel mit Sehenöprikteln, der Berfchleih bon 
 Beitungen und der Betrieb von Bücher: Leihanftalten ohne Einihränfung 
Bm: 

2, Anmerkung. 


Die Lorfssriften über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe finden auf 
den dem Productionsgewerbe zuftehenden Berfchleiß feiner Waaren, foweit 
diefer Berfchleiß nit auf Grund diefer Kundmachung befonders geregelt 

- erfcheint, ferner auf das Feilbieten im Ummherziehen (8 60 der Gewerbeordnung) 

und auf den Marftverfehr Anmendung. 


3. Beftimmungen über den Erjabruhetag beim Handelsgewerbe. 


Wenn in den sub 1, PVunft a—d angeführten Fällen das gewerbliche 
Hilfsperionale am Sonntage nad 12 Uhr Mittags zu einer weiteren Arbeitz- 
leiftung im Gejchäftsbetriebe herangezogen wurde, fo ift den betreffenden. Hilfg- 
arbeitern im Wege der Abwechslung jeder zweite Sonntag ganz frei zu geben, 
oder, falls dies nicht durchführbar ijt, ein halber Wochentag als Ruhetag ein- 
suräumen. 


3 Beftimmung, betreffend da3 Sstiehen der Gefhäftslocalitäten. 


Sn den Stunden, während welcher die Sonntagsarbeit für den Handel3- 
betrieb nicht geftattet ift, müfjen die Eingangsthüren zu den für den Verfehr 
mit dem Bublicum bejtimmten Gefchäftslocalitäten gefchloffen gehalten werden. 


DB Bejtimmungen, betreffend den Befudh des Gottesdienftes. 


ä Beim Handelsgewerbe und bei dem den Broductionsgewerben zuftehenden 
Berfchleibe it den Arbeitern mit Berüdjiihtigung ihrer Confeifion die zum 
Dejuche de3 VBormittaggottesdienftes nöthige Heit einzuräumen. 

Hinfichtlih der Yeiertagsruhe gilt für die Hilfsarbeiter fämmtlicher 
©ewerbe die gleiche Beitimmung. 


6. Ausnahmsbemilligung von Fall zu Fall. 


- Unter befonderen Berhältniffen, wie 3. B. bei Firchlichen Zeiten von 
Iocaler Bedeutung, bei Truppenzufammenziegungen, bei Ausjtellungen, bei 
Bufammenftrömen der erholungsbedürftigen Bevölferung nah Sommerfrifchen 
und Ausflugsorten und bei Volköfeiten ertheilt die Yandesbehörde zur Be= 
friedigung der hHiedurch gefteigerten Bedürfniffe der Bevölkerung für einzelne 
- Drtichaften oder für ganze Bezirke über Einfchreiten der betheiligten Gemeinde- 
vertretungen oder gewerblicher Corporationen nach Anhören der Gewerbes 
behörden I. Inftanz von Fall zu Fall vorübergehende oder periodijch weiter- 
reichende a utonet. 


x. Mähren. 
(Kundmachung der E. £. Statthalterei vom 27. April 1895.) 


Die Sonntagsarbeit ift big längjtens 12 Uhr Mittags gejtattet. 


Sn Wallfahrtsorten ift an Sonntagen, welche in die üblihe Wallfahrts- 
zeit fallen, und in Drten, in welche aus Anlak Tirchliher Seite herfömmlich 
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viele fremde Rirchenbefucher zufammenftrömen, der Berfauf von Devotionatien, ee 


Lebzeltwaaren und Lebensmitteln bi 4 Uhr Nachmittags geftattet. 


An den Tagen der Raifer- und Ortsfirchweih, ferner an Firmungs- 
tagen, an dem dem Weihnachtsfefte vorangehenden Sonntage und, wenn der 
Weihnachtsabend auf einen Sonntag fällt, au) an diejem, ift die Sonntags- 
arbeit beim Handelsgewerbe überhaupt bi$ 4 Uhr Nachmittags gejtattet. 


Uebertretungen der Beftimmungen diefer Verordnung iu nad ‚den 2 | 


Strafbeftimmungen der Gewerbeordnung zu nn 


XI. Schlelien. 
(Kundmadhung der Ef. Landesregierung vom 25. April 1895, 8- 1279.) 


An Sonntagen ift der Betrieb der Handelögewerbe in der Beit vom 
1. Mai bis 30. September von 6 bis 9 Uhr Vormittags, in der Zeit vom 
1. October bi 30. April von 7 bi8 10 Uhr Vormittags, dann während des 
ganzen Jahres von 12 Uhr Mittags bis 3 Uhr Nachmittags gejtattet. 


Infolge des Nachmittagsverf chleißes find die Gewerbsinhaber gemäß 


Artikel X verpflichtet, in allen Fällen, wo dem Handlungsperfonale die Sonne 


tagsruhe von 12 Uhr Mittags an nicht ohne Unterbredung biß zur Geichäfts- 


eröffnung am nächjten Tage gewährt werden fann, diefem Perfonale im Wege 
der Abwechslung jeden zweiten Sonntag frei zu geben oder, fal3 Dies Rip! 
durchführbar ift, einen halben Wochentag al3 Nuhetag einzuräumen. 


Am Feft des Kirchenpatroeiniums (Ablaßtage) in der betreffenden Ges 


meinde, dann am allgemeinen Kicchweihfefte, d. i. am Sonntage nad) dem 
15. October, ferner an dem dem Weihnachtstage vorausgehenden Sonntage, 
und, wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonntag fällt, au an diefem 


Tage, wird den Handelsgewerben eine 1Oftündige Verfaufszeit von 7 Uhr 


Bormittags bi5 5 Uhr Nachmittags eingeräumt. 


Bon der im eriten Abjate beftimmten allgemeinen Betriebszeit werden. 


für die nachbenannten Gemeinden, rejpective Orte folgende Ausnahmen feit 
gejegt: Sa 


Sn Troppau 


ift der Handel2betrieb an Sonntagen in der Beit vom 1. Mai bis 30. Sep 
tember von 7 bis 11 Uhr Vormittags, in der Beit vom 1. October bis 


30. April von 8 Uhr Vormittags bis 12 Uhr Mittags geitattet. 
£ Beim Handel mit Lebensmitteln findet der Betrieb in der Zeit vom 


1. Mai bis 30. September von 6 bis 10 Uhr Bormittags, in der Zeit vom . 


1. October bis 30.. April von 7 bis 10 Uhr Bormittags, dann während de3 
ganzen Sahres von 6 bi8 8 Uhr Abends ftatt. 
Snfolge des Verfchleißes am Abend find die betreffenden Gewerbsinhaber 


zur Gewährung des oben im zweiten Abfate für Handelsgewerbe, normirten 
Erfaßruhetages verpflichtet. 


RL TER 
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x findet der Betrieb der Handelsgewerbe an Sonntagen in der Beit vom 1. Mai 
bis 30. September von 7 Uhr Vormittags bis 12 Uhr Mittags, in der Zeit 
 bom 1. October biS 30. April von 7 bis 10 Uhr Vormittags umd von 
12 Uhr Mittags bis 3 Uhr Nachmittags ftatt. 

‚Ssnfolge diefes Nachmittagsverfchleiges find die betreffenden Gemwerb3- 


Inhaber zur Gewährung des oben im zweiten Abfabe fir Handelsgewerbe 
normirten Erjagruhetage3 verpflichtet. 


Sn Friedef 


- tt während der Wallfahrtszeit, d. i. vom 1. Juli bi8 Ende September der 
Handel3betrieb an Sonntagen von 6 Uhr Vormittags bis 4 Uhr Nachmittags 
heftattet, doch darf an diefen Tagen, da gemäß Art. IX die Verwendung der 
- Hilfsarbeiter auf die Marimaldauer von 6 Stunden beichränft ift, das Hilfg- 
perjonale nicht länger al3 6 Stunden verwendet werden. 


sn der Zeit vom 1. October bis 30. April ift der Handelsbetrieb an 
Sonntagen von 7 bis 10 Uhr Vormittagg und von 12 Uhr Mittags bis 
3 Uhr Nachmittags; endlih in der Zeit vom 1. Mai bis 30. Juni an 
Sonntagen von 6 bi3 9 Uhr Vormittags und von 12 Uhr Mittags bis 3 Uhr 

Nachmittags geitattet. | , 

| snfolge des Nachmittagsverjchleißes find die betreffenden Gemwerbsinhaber 
zur Gewährung des oben im zweiten Abjage für Handelsgewerbe normirten 
Erjagruhetages verpflichtet. 


sn Zudmantel 


in der Beit vom 1. Mai bis 30. September ift der Handelsbetrieb an Sonn= 
tagen von 7 Uhr Vormittags bis 3 Uhr Nachmittags geftattet. Für den 
Handel mit Wallfahrtsartifeln und Lebensmitteln wird eine 1Oftündige Ver- 
faufszeit von 7 Uhr Vormittags bis 5 Uhr Nachmittags zugeftanden. Das 
Hilfsperfonale darf jedoch gemäß Art. IX nicht länger al® 6 Stunden ver- 
wendet werden; in der Zeit vom 1. October bi3 30. April gilt für fämmt- 
liche Handelsgewerbe die allgemeine VBerfaufszeit von 7 bis 10 Uhr Bor: 
mittags und von 12 Uhr Mittags bis 3 Uhr Nachmittags. 

 Snfolge des Nachmittagsverfchleißes find die betreffenden Gewerbsinhaber 


zur Gewährung des ooen im zweiten Abfage für Handelsgewerbe normirten 
Erjagruhetages verpflichtet. | 


Sn Sägerndorf 


it am Sonntage Maria Heimfuchung, dann am PBortiuncula-Fefte (2. Auguft), 
am Zage Matia Himmelfahrt (15. Auguft), am Tage Maria Geburt 
(8. September) und am Hedwig-Feite (17. October), wenn diefe Tage auf 
einen Sonntag fallen, eine Yftündige Verfaufszeit von 7 Uhr Vormittags, bis 
4 Uhr Nachmittags geftattet. An den üdrigen Sonntagen gilt die allgemeine 
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Berfaufszeit, und zwar: in ter Beit vom 1. Mai bis 30. September von 

6 bis 9 Uhr Vormittags, in der Beit vom 1. October bi8 30. April von 
7 bis 10 Uhr Vormittags, während des ganzen Jahres von 12 Uhr Mittag 
bi3 3 Uhr Nachmittags. 


Snfolge des Nachmittagsverichleißes find die belrefenben Gepertsiiinkee 
zur Gewährung des oben im zweiten Abjage für Handelögewerbe normirten 
Erjagruhetages verpflichtet. ; 

Sm Walfahrtsorte Burgberg ad FJägerndorf ift an den Sonntagen. 
in der Zeit vom Dfterfonntag bis inclufive 1. November der Berfauf von 
Walfahrtsartifeln und Lebensmitteln von 7 Uhr Wormittagg bis 5 Uhr 
Nachmittags geftattet. Das Hilfsperjonale darf nicht Yänger al3 6 Stunden 
verwendet werden. 


Sn den Wallfahrteorten: Röhlerberg bei Sreudenthal, Annaberg bei 
Engelöberg, Öotteshausberg bei Sriedeberg, in Krautenwalde und itte 
Dbergrund ift in der Zeit vom 1. Mai bis 30. September der Verkauf 
von Wallfahrtsartifeln und Lebensmitteln an Sonntagen von 7 Uhr Vor: 
mittags bis 5 Uhr Nachmittags geftattet. Das Hilfsperfonale darf nicht länger 
al8 6 Stunden verwendet werden. Für die anderen Handelgewerbe ift von 
6 bis I Uhr Vormittags und von 12 Uhr Mittags bis 3 Uhr Nachmittags; 
in der Zeit vom 1. October big 30. April die Sonntagsarbeit von 7 bi8 10 Uhr. 
Vormittags und von 12 Uhr Mittags bis 3 Uhr Nachmittags für alle 
Handelsgewerbe geitattet. vr 


Snfolge des Nachmittagsverichleißes find die betreffenden Gewerbsinhaber 
zur Gewährung de3 oben im zweiten Abjage für QUNDEISGEIDELTE normirten 
Erfagruhetages verpflichtet. 

Sn den Curorten Karlsbrunn und Öräfenberg ift bei allen Handels 
gewerben die Sonntagsarbeit in der Zeit vom 1. Mai bis 30. September 
von 7 Uhr Vormittags bis 5 Uhr Nachmittags geftattet, doch darf das Hilfs- 
perjonale nicht länger al3 6 Stunden verwendet werden. . In der Beit vom 
1. October bi3 30. April gilt die 6jtündige Verkaufszeit an Sonntagen von 
7 bi3 10 Uhr Bormittags und von 12 Uhr Mittags bis 3 Uhr Nachmittags. 

Ssnfolge des Nahmittagsverichleißes find die betreffenden Öewerbsinhaber 
zur Gewährung des oben im zweiten Aue für Handelögewerbe a: 
Eriagruhetages verpflichtet. 

Auf den Bahnhöfen in Dziedib, oben und Schönbrunn wird 
der 10Oftündige Handelsbetrieb mit DObjt und Canditen nad Maßgabe der 
verfehrenden Bige gejtattet. 

- Bei allen Handelsgewerben ift der Gewerbsinhaber verpflichtet, am deit 
Sonntagen feinen Hilfsarbeitern mit Berüdfihtigung ihrer Confeffion die zum 
Befuche des Vormittaggottesdienftes nöthige Heit einzuräumen. 


Die vorstehenden Anordnungen und Beitimmungen über die Sonntags 
ruhe, beziehungsweise über die VBerfaufszeit im Handelögewerbe finden auch 
auf den dem Productionsgewerbe (Erzeugern) zuftehenden Berjchleiß jeiner 
Waaren, joweit diejer Berichleik nicht unter Punkt I befonder3 geregelt wurde, 
ferner auf das Feilbieten im Umherziehen ($ 60 der Gewerbeordnung), dann 
auf den Marktverfehr und auf den Betrieb de3 Trödler- und Pfandleihgewerbes 
Anwendung. 
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e 3 XII. ©alizten. el | 
(Kundmachung der F. f. Statthalterei vom 30. April 1895, 3. 35.721.) 


Die Sonntagsarbeit ift für den Waarenverfauf im Handelsgewerbe von 
7 bis 10 Uhr Vormittags und von 3 bis 6 Uhr Nachmittags geftattet.. 
An dem, dem Weihnachtätage (beider Riten) vorausgehenden Sonntage 
und, wenn der Weihnachtsabend auf einen Sonntag fällt, auch an diefem Tage 
ft die Sonntagsarbeit für den Waarenverfauf im Handelsgewerbe von 8 Uhr 

Srüh bis 6 Uhr Nachmittags geitattet. 

Außerdem ift auf Bahnhöfen die Arbeit für den Verkauf von Lebens» 
mitteln und Zeitungen an allen Sonntagen durch das ganze Jahr in dem= 
jelben Beitausmaße geftattet. 

| Sn jenen DOrtichaften, in welchen feierliche Adläffe abgehalten werden, 

dann in Ausflugsorten, behält fich die E. f. Statthalterei die Ertheilung der 
Bewilligung zur Ausdehnung der Sonntagsarbeit beim Berfaufe gemifjer 
Waaren im Sinne des Art. IX de3 Gefehe3 vom 16. Sänner 1895, 
(R.:6.-Bl. Nr. 21) in einem jeden fpeciellen Sale nad Anhörung der 
betreffenden Gemeinde und der zuftändigen Gewerbegenofjenihaft vor. 

Ebenfo wird die f. £. Statthalterei fpecielle Bewilligungen zur Aus- 
dehnung der Sonntagsarbeit für den Berfauf beftimmter Waaren in jenen 
Drtichaften ertheilen, welche weniger als 6000 Einwohner zählen und in 
welchen die Bevölferung der Umgebung ihre Bedürfniffe Hinfichtlich des Waaren- 
einfaufes gewöhnlich an Sonntagen dedt. 

Wenn in einem Handelsgewerbe dem Perjonale die Sonntagsruhe von 
12 Uhr Mittags ohne Unterbrechung bis zur Gejchäftzeröffnung am nächjten 
Tage nicht gewährt werden fann, fo ift diefem Perfonale im Wege der Ab- 
wechslung jeder zweite Sonntag ganz frei zu geben oder, falls dies nicht 
durchführbar wäre, ein halber Wochentag al Ruhetag einzuräumen. 

An den Sonn- und Feiertagen ift den Arbeitern mit Berüdfichtigung 
ihrer Confeffion die zum Bejuche des Wormittaggottesdienites nöthige Zeit 
einzuräumen. 

Sn den Stunden, während welcher die Sonntagsarbeit für den Handelg- 
betrieb nicht geftattet ift, müffen die Eingangsthüren zu den für den Verkehr 
mit dem Bublicum beftimmten GeichäftsYocalitäten gejchloffen gehalten werden. 


XIII. Dalmatien.” 
(Kundmachung der f. f. Statthalterei vom 3. Mai 1895, 8. 11.511.) 


1. Der Handel mit Lebensmitteln ift in den Städten Zara, Sebenico, 
Spalato, Ragufa und Cattaro bis 10 Uhr Vormittags und nad 6 Uhr 
Abends durch zwei Stunden, in den übrigen Theilen des Landes bis 12 Uhr 
Mittags geitattet. 

2. Für alle anderen Handelsgewerbe und für den den Productions- 
gewerben zustehenden Verkauf ihrer Erzeugniffe, ift das Dffenhalten an Sonn- 
tagen in Zara, Sebenico, Spalato, Ragufa und Cattaro bis 12 Uhr Mittags, 
in den übrigen Orten bis 10 Uhr Vormittags geftattet. 


*) Die Durhführungsverordnung für die Bufomina ift bisher noch nicht er= 
jhienen und fonnte daher nicht berüdjichtigt werden. 


pP 
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3. Für das Trödler- und Bfandleihergemwerbe ift die Sonntage 
arbeit in Zara, Sebenico, Spalato, Ragufa und Cattaro bis 12 Uhr Mittags, >. 
in allen übrigen Orten bis 10 Uhr Vormittags gefaltet. 00 
Bei den im Wunfte 1 bezeichneten Handelögewerben, infoweit dem ee 
Gefchäftsperfonale die Sonntagsruge von 12 Uhr Mittags an nicht ohne 
Unterbredung bis zur Geichäftseröffnung am nächften Tage gewährt wird, 
ift diefem Perfonale im Wege der Abwechslung jeder zweite Sonntag ganz 
frei zu geben oder, falls dies nicht durchführbar ift, ein halber Wohentag 
al3 NAuhetag zu gewähren. ; | | a 

An den Sonntagen ift den Arbeitern mit VBerücfichtigung ihrer Con 
fejfion die zum Befuche de3 Vormittaggottesdienites nöthige Zeit einzuräumen. 

Sn den Stunden, während welcher die Sonntagsarbeit für den Handel 
betrieb nicht geftattet ift, müffen die Eingangsthüren zu den für den Verkefr 
mit dem Rublicum beftimmten Gefchäftslocalitäten gefehloffen gehalten werden. 
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Forste und Forstwirthsehätt 


an der Wende 


des neunzehnten Jahrhunderts. 


Vortrag 


gehalten im Club der Land- und Forstwirthe zu Wien am 11. März 1892 


von 


Ludwig Dimitz. 


Herausgegeben vom Olub der Land- und Forstwirthe in Wien. 





Wien 1892. 


Im Verlage des Herausgebers, 





Mehr als dies auf vielen anderen Gebieten der Fall ist, 
schliessen gerade Forstwirthschaft und Forstwissenschaft 
innerhalb des zur Neige gehenden Jahrhunderts so bedeutende 
Wandlungen und Fortschritte ein, dass es wahrlich verlockend 
wäre, sie in den Einzelheiten zu verfolgen. 

Welcher Abstand, meine Herren, zwischen dem, was 
die ehrenwerthen Altmeister der holz- und hirschgerechten 
Jägerei und der Kameralistik gelehrt haben und dem, was 
die Forstwirthschaftslehre in ihrer heutigen tiefen Begründung 
und weiten Verzweigung umfasst! 

Leider muss ich mir’s diesmal versagen, darüber aus- 
führlich zu sprechen. „Forste und Forstwirthschaft” will ja 
mein Thema vor allem Anderen ins Auge fassen und darum 
möchte ich zunächst Umschau halten über den Wälderbestand 
des kleinen Sternes, auf dem wir wandeln, und Ihnen dann 
zeigen, wie weit das, was wir heute Forstwirthschaft zu 
nennen berechtigt sind, bereits Eingang gefunden hat. 

Die Landfläche der Erde umfasst bekanntlich die 
Kleinigkeit von 135,000.000 km?. 

Dass von den fünf Erdtheilen Europa, mit 30 Procent, 
der am dichtesten bewaldete ist, steht so ziemlich fest. Hier 
sind wir ja mit Statistiken aller Art schon reich versehen. 
Die Flächenangaben für die einzelnen Culturgattungen sind 
nur im Osten und Südosten noch schwankende. 

Was die übrigen Erdtheile anbelangt, wird angenommen, 
dass Asien, Afrika und Australien mit je 20 Procent bewaldet 
wären, während man Amerika eine Bewaldung von 21 Pro- 


cent beilegt. 
1 F 
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Ins Tabellarische übersetzt, ergibt dies folgendes Bild: 


Gesammte Be- Waldfläche 
Landfläche Waldfläche Bewaldungs- völkerung, für 1 Ein- 
km? lm? Procent Millionen wohner ha 


Europa. . 9,900.000 3,000.000 30 350 0:85 
Asien. . .. 44,800.000 8,960.000 20 830 1:00 
Afrika . . 30,900.000 6,180.000 20 200 3:00 
Amerika . 41,000.000 8.610.000 21 120 700 
Australien 8,870.000 1,774.000 20 5 35.00 


Summe... 135,470.000 28,524.000 21 1505 2:00 





Ich lasse diese Ziffern einstweilen gelten. Das macht 
also für die gesammte Landfläche der Erde 28,500.000 km? —= 
2850,000.000 Ra Wald oder etwas mehr als 21 Procent. 

Ich bitte Sie nun zunächst, mir nach Asien zu folgen. Auf 
seinem Boden hat ja der Menschheit Wiege gestanden, lassen 
wir unserm Stammlande den Vortritt. 

Ich will hier sogleich vorausschicken, dass ich mich 
im Nachfolgenden vorzugsweise auf die Angaben des deutschen 
Reisenden und Forschers Heinrich Semler!) stütze. Sofern 
ich andere Quellen benutzt habe, werde ich sie an ihrer Stelle 
besonders namhaft machen. 

Einigermassen sichere Daten über die Waldflächen in 
den einzelnen asiatischen Staaten stehen uns — bis auf 
Westsibirien, Britisch-Indien, Japan und Cochin- 
china — nicht zu Gebote. Wenn Sie aber, meine Herren, an 
der Hand einer guten Bodenkarte Asiens das Verhältniss von 
Tiefland und Hochland und den Einfluss der in Betracht 
kommenden Breiten auf die obere Waldgrenze ins Auge 
fassen, so werden Sie eine 20procentige Bewaldung dieses 
Erdtheiles wahrscheinlich finden. 

Was zunächst Russisch-Asien betrifft, so sind die 
am meisten bekannten Gebiete in forstlicher Hinsicht West- 
sibirien und der Kaukasus. 

Westsibirien hat officiell rund 80,000.000 Ra Wald. 
Semler behauptet jedoch, dass die eine Hälfte dieser Wald- 





') Heinrich Semler: Tropische und nordamerikanische Waldwirth- 
schaft und Holzkunde. Berlin bei Paul Parey 1888. 
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fläche auf werthloses Gestrüpp, Moore und Weideneien in 
Abschlag zu bringen sei. Und dies erscheint glaublich, wenn 
man die geographische Lage Sibiriens und die nomadenhafte 
Wirthschaft seiner Bewohner in Betracht nimmt. Die west- 
sibirischen Staatswaldungen nehmen 13,000.000 ha ein, wovon 
nach Guse!) der immer aus russischen Originalquellen schöpft, 
2,700.000 Aa schon vermessen und eingerichtet sein sollen. 

Dieser Umstand berechtigt uns immerhin, die russischen 
Staatsforste Westsibiriens als Ausgangspunkt für die forst- 
wirthschaftliche Entwickelung des nördlichen Asiens zu 
bezeichnen. 

Im Südwesten bildet der Kaukasus einen solchen 
Punkt, wenn man von einem Punkte sprechen kann, wo es 
sich um eine Waldfläche handelt, die nach verschiedenen 
Angaben mindestens 5,000.000, vielleicht aber auch 7,000.000 ha 
beträgt. Der Kaukasus hat grosse Waldgäter, auf denen man 
mit einigen Massnahmen zur planmässigen Bewirthschaftung 
vorgegangen ist. Jedenfalls hat aber die Exploitation gegenüber 
der Forstwirthschaft im edleren Sinne in diesem forstlich 
sehr interessanten Berglande noch entschieden die Oberhand. 
Oberförster Kessler *) hebt die Einrichtungen auf den Gütern 
des Grossfürsten Alexander zu Borschom mit Anerkennung 
hervor, schildert aber die Zustände im Allgemeinen mit sehr 
düsteren Farben. Urwälder im richtigen Sinne des Wortes 
sebe es nur noch im Quellengebiete des Kuban und seiner 
Nebenflüsse. Die Entlegenheit war die Hüterin solcher Schätze. 
„Schon jetzt” — sagt Kessler — „sind die vielbesungenen 
Haine Grusiens zur Mythe geworden und ebenso wird nach 
wenigen Jahrzehnten in den meisten anderen Waldgebieten, 
namentlich Transkaukasiens, nur noch lichtes Gestrüppe die 
Fläche bezeichnen, wo einst ausgedehnte, mächtige und dichte 
Wälder emporragten.” Die uralte Nomadenwirthschaft und die 
moderne Exploitation steuern einträchtig einer solchen 
Zukunft entgegen. 


1) Vgl. „Centralblatt für das gesammte Forstwesen” (C, Bl. f. d. 
g. F.), December 1887. 
2) ]. e., Juli, November und December 1883, Juni 1884. 
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OÖstsibirien ist sehr wenig bekannt, von zuverlässigen 
Waldflächenangaben ist da keine Rede. Waldreich scheint das 
Amurgebiet zu sein, wenn ein russischer Gouverneur an 
die Regierung berichten konnte, dass man dort von 1853 
bis 1885 eine Fläche von 18,500.000Ra Wald durch Feuer 
verwüstet hat.!) 

Das südwestliche Sibirien trägt den vorherrschenden 
Charakter des südwestlichen Asiens an sich; es ist waldarm. 
Längs des persischen Ufers des Kaspischen Meeres breitet sich 
zwar eine Waldoase aus, allein sie vermag keinen Ausgleich 
nach den waldarmen Nachbargebieten hin zu bewirken, weil 
unüberwindliche Sümpfe den Transport des Holzes erschweren. 

Das mittlere Kleinasien hat nur Reste von Wald, wie 
die hier allerdings etwas edlere Rasse der Ziege sie zurück- 
lässt. Die gepriesenen Cedern des Libanon sind bis auf 
einen kleinen Hain, der unter dem Schutze eines Maroniten- 
klosters steht, verschwunden. 

Auf Cypern hüten die Engländer einige Waldreliquien 
der Vorzeit. Sie haben ausgedehnte Culturen mit dem austra- 
lischen Gummibaum ausgeführt, die aber misslungen sein 
sollen. Der Gummibaum ist nämlich in den wärmeren Land- 
strichen ausserhalb Europa als ein Arcanum angesehen 
worden, mit dem man die schlimmsten Wunden heilen zu 
können vermeinte. Seine Cultur artete zu einer Manie aus, 
wie etwa bei uns die Pflanzung der Fichte und Kiefer. 

Arabien, Mesopotamien, Beludschistan, Afghani- 
stan, Persien, Khiwa und Buchara sind waldarme Lände- 
reien. Buchara soll vor 100 Jahren noch ausgedehnte Wälder 
gehabt haben. Heute ist es ein Steppenland, in das der 
Wüstensand vordringt. ' 

Tibet und die Tartarei bezeichnet Semler nicht nur 
als wald-, sondern baumlos. Dagegen besässen im Nordosten 
Asiens die Mandschurei und die Halbinsel Korea noch 
compacte Nadel- und Laubholzwälder. 

China scheint keinen Ueberfluss an Wald zu besitzen. 
Ueber seinen Norden weiss man nicht viel. Dem Südwesten, 





') 1. e. August 1883; Mai 1888. 
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sowie den Inseln Formosa und Hai-nan werden aber noch 
ausgedehnte Waldungen nachgerühmt. Das Reich der Mitte 
soll namentlich viel Ebenholz, Santal- und Kampherbäume 
besitzen. Die Hungersnoth in der zweiten Hälfte der Siebziger- 
jahre hat auch hier die Waldfrage aufgerollt, ein britischer 
Consul war es, der die Entwaldung für die Zunahme der 
Missernten verantwortlich gemacht hat; das Reich der Mitte 
fand sich aber bis nun noch nicht bewogen, dagegen Forst- 
meister, Forstinspectionscommissäre oder andere ähnliche 
Heilmittel anzuwenden. 

In Cochinchina, welches etwa 800.000 ha Wald (13 Pro- 
cent) enthält, haben die Franzosen Ordnung. und Wandel 
geschaffen. Und das war schon an der Zeit; denn ein Ueber- 
fluss an Wald herrscht hier schon lange nicht mehr.') 

Grosse Waldschätze birgt noch der Himalaya. An seinen 
östlichen Abdachungen ist er bis auf Höhen, welche bei 
uns die Gletscherfelder einnehmen, mit dichtem Urwalde 
bedeckt. Die westlichen Abdachungen sind weniger reich 
und zumeist mit Nadelhölzern bestockt. Im Innern dieses 
Riesengebirgsstockes gibt es allenthalben noch grosse Wald- 
bestände, hier lebt mit vielen anderen edleren Holzarten 
unsere bescheidene Freundin, die Rosskastanie. Tiefer Urfriede 
charakterisirt die meisten dieser Gebiete, soweit das Feuer 
der Nomaden nicht vordringt. Die Exploitation ist dem Innern 
des Himalaya noch fern. 

Im Südabfalle desselben, der Küste zu, sieht es schon 
anders aus, und hier wären wir in Britisch-Indien angelangt. 

Ich stütze mich bezüglich Ostindiens zunächst auf ein 
vor Kurzem erschienenes englisches Buch, dessen Verfasser, 
derzeit Professor an der englischen Forstschule zu Coopers 
Hill, 20 Jahre im indischen Forstdienste zugebracht hat. 
Es ist dies Dr. Wilhelm Schlich, ein hessischer Forstwirth. ) 

Der britisch-indische Länderbestand umfasst rund 
3,800.000 km?, wovon 2,400.000 km? auf die unmittelbare Herr- 


1. e. November 1880. 
2) A Manual of forestry by William Schlich, Ph. Dr. Bradbury, 
Ainew et Co. 
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schaft, 1,400.000%m? auf die Schutzstaaten entfallen. Das 
Gesammtgebiet enthält 25 Procent oder 95,000.000 ha Wald, 
beiläufig so viel als Europa ohne Russland. 

Der britisch-indische Staatswald umfasst eine Fläche 
von eirca 28,000.000 ha; alles Andere ist Privatwald und ent- 
behrt bis nun noch einer intensiveren regelmässigen Staats- 
aufsicht. Nur in einer Beziehung geht man strenge vor, dem 
unheilvollen „Branden” gegenüber. Seit Jahrtausenden bauen 
die Hindus ihren Reis und Hirse, indem sie den Wald nieder- 
brennen und den gebrandeten Boden ohne weitere Bearbeitung 
besäen. Das Alpha und Omega des Waldschutzes ist hier die 
Bekämpfung, zum mindesten Einschränkung und Regelung 
dieser Brandeculturen. 

In seiner geregelten Form verbindet man diesen Anbau 
mit Teakholzeulturen. Auch Versuche, die Cultur der Vanille 
mit Aufforstungen in Verbindung zu bringen, wurden unter- 
nommen. | 

Im Staatswalde gehen jedoch die Engländer schon geraume 
Zeit ganz systematisch vor. Dasselbe Volk, welches daheim 
seinen Wald bis auf wenige Reste beseitigte, hat in Ostindien 
den Schutz der Wälder durchgreifend verwirklicht. | 

Unter den Hindufürsten und auch später noch unter der 
ostindischen Compagnie war die Ausbreitung des Culturlandes 
und die rücksichtsloseste Verwüstung der Wälder an der 
Tagesordnung. Die Oolonialregierung gebot diesem Gebaren 
ein energisches Halt. 

Im Jahre 1850 ernannte die britische Association in 
Edinburgh einen Ausschuss, welcher den Einfluss der Zer- 
störung des Tropenwaldes zu studiren hatte. Was die engli- 
schen Botaniker schon längst als ihre Ansicht verfochten 
hatten, wies der Bericht dieses Ausschusses neuerlich in 
eingehender Weise nach — „dass nämlich” — wie Semler 
wörtlich schreibt — „auch in einem tropischen Lande Wälder 
nöthig sind, um verderbliche Schwankungen in der Tempe- 
ratur und im Feuchtigkeitsgehalte der Luft und des Bodens 
zu verhüten, und dass das Verschwinden der Wälder 
in Indien gleichbedeutend sei mit der wirthschaftlichen 
Verarmung”. 
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Im Jahre 1855 rief die Regierung eine Art Forstver- 
waltung ins Leben. Die beiden Präsidentschaften erhielten 
je einen Forstbeamten. Nach dem Aufstande von 1857 bestellte 
man einen Generalforstinspector und 1864 regelte ein Gesetz 
die Abgrenzung der Staatswälder und das Staatsreservat für 
gewisse Baumarten. Man entsendete junge Männer aus Eng- 
land an deutsche Forstlehranstalten, später fast ausschliess- 
lich nach Nancy in Frankreich, welches mit Stolz darauf 
hinweisen Kann, dass es die Mehrzahl der indischen Forst- 
beamten ausgebildet hat. 

Heute besitzt England zu Coopers-Hill, wie ich seiner- 
zeit an anderer Stelle berichtete, eine eigene Ingenieur- 
schule!) für den indischen Dienst auf dem Gebiete der 
öffentlichen Arbeiten, des Telegraphen- und Forstwesens. 
Die Zöglinge des Forstinstitutes machen alljährlich grosse 
Reisen, auf denen sie auch Oesterreich besuchen. Professor 
Brandis hat der Staatsforstverwaltung wiederholt die Ehre 
erwiesen, unsere Einrichtungen zum Studienziele zu wählen. 

Derzeit ist die britisch-indische Forstorganisation voll- 
kommen ausgebildet. Man hat 15 grosse Verwaltungsbezirke 
formirt, welche hinwieder in Reviere, Kreise und Districte 
getheilt sind. Die ersten Beamten der Verwaltungsgebiete 
und Reviere nehmen eine überwachende, die Kreis- und 
Distrietsbediensteten eine executive Stellung ein. Die Ueber- 
wachung befindet sich ganz in Händen der Briten, die Voll- 
zugsorgane recrutiren sich aus der einheimischen Bevölkerung. 
Zu diesem Zwecke hat man im nördlichen Indien, im Hima- 
laya-Vorland, eine Art Waldbauschule, in letzter Zeit auch 
Lehrcurse für Forstwarte begründet. Tout comme chez nous! 

Dabei ergibt sich nur der fatale Umstand, dass die 
sanften Hindus diese Schulen nicht sehr gerne besuchen, und 
wenn sie einmal ausgebildet sind, ihr Paradies in der Schreib- 
stube und am Schreibpult erblicken. 

Die Hauptaction ist dermal — mit Einschluss von 
Britisch-Burma und Ceylon — auf die Kartirung und 
Katastrirung der Wälder als reservirte und offene gerichtet. 
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Die reservirten Wälder werden in die Staatsverwaltung 
genommen und mit dem einzigen Zwecke, sie zu erhalten 
und als Nationalwohlstandsquelle zu entwickeln, bewirth- 
schaftet. 

Bei der Vermessung legt man grosses Gewicht auf die 
Regelung der Servitute, die auch unter jenen Himmelsstrichen 
masslos emporgewuchert sind. In den Staatsforsten wird der 
Holzschlag genau geregelt, die Nomadenzüge und die Weide 


werden hier ausgeschlossen. 
Auf Ceylon hat man ein Waldschutzgesetz erlassen, 


welches auch die Dorfwälder der Aufsicht unterzieht, es 
besteht auch ein Waldschadenersatztarif für Weideschäden. 
Die Ziege zahlt '/, Rupie (1 Rupie ist etwa 1 Gulden), der 
Elephant 10 Rupien. 

Innerhalb einer zweiten Kategorie von reservirten 
Wäldern wird milder verfahren, in den noch nicht vermessenen 
offenen Wäldern beschränkt man sich auf den Schutz besonders 
werthvoller Holzarten. | 

Eine dritte Kategorie bilden die sogenannten Plantationen, 
aufgeforstetes Oedland, warauf man schon grosse Summen 
verwendet hat. 

Die britisch-indischen Forste zeichnen sich durch grossen 
Artenreichthum aus und beherbergen Schätze von Teakholz. 
Das Erträgniss der Staatswaldungen hat 1864 bis 1867 durch- 
schnittlich 1,250.000, 1882 bis 1887 durchschnittlich mehr 
als 4,500.000 Gulden betragen. 

Dr. Schlich hebt ganz besonders die Bedeutung der 
indischen Wälder als Quellenerhalter hervor. Die vielen Be- 
wässerungsculturen müssten bei fortgesetzter Entwaldung in 
Gefahr kommen. Sehr hoch schlägt er auch die mechanische 
Wirkung der Wälder im Hochgebirge an. Er bekennt sich als 
Anhänger der Pressler’schen und Gayer’schen Richtung, 
deren wirthschaftlichen Idealen der britisch-indische Wald 
freilich noch etwas ferne steht. 

In Britisch-Indien, meine Herren, haben wir nun die 
wichtigste Forsteulturstation ausserhalb Europas und das 
südliche Entwiekelungsgebiet der Forstwirthschaft in Asien 
kennen gelernt, 
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Ich begebe mich nun nach dem äussersten Süden des 
asiatischen Festlandes. Da herrscht ein Holzkrösus ersten 
Ranges, der Fürst von Johore. Es ist sein Glück, dass die 
Halbinsel Malakka und ihre Urwälder im Innern noch so 
ziemlich unzugänglich sind. An der Küste hat dagegen Johore 
die grösste Sägemühlenindustrie Asiens, von hier aus wird 
Holz sogar nach Australien exportirt, wiewohl dort 35 ha 
Wald pro Kopf der Bevölkerung resultiren. 

Daraus ersehen Sie, meine Herren, dass die grössten 
festländischen Waldschätze ohne gute Communicationen todt 
bleiben, dass aber der Waldreichthum der Küstenstriche mit 
Hilfe der billigen Seefracht jede Concurrenz aufnimmt. 

Deshalb sind auch die Sunda-Inseln in günstiger 
Situation. Die bedenklich fortgeschrittene Exploitation und 
die Erkenntniss des hohen Werthes der Waldproduction hat 
die niederländische Regierung bestimmt, dem Beispiele der 
Engländer zu folgen. Nach dem Berichte, ') welchen wir dem 
österreichischen Delegirten aufdem vorjährigen internationalen 
landwirthschaftlichen Congress im Haag, Herrn Dr. Max von 
Proskowetz verdanken, hat die holländische Regierung an 
dem landwirtbschaftlichen Institute zu Wageningen einen 
zweijährigen forstwirthschaftlichen Curs für die Colonien 
errichtet, welcher sich eines vorzüglichen Lehrplanes erfreut. 

Man geht auch in Niederländisch-Indien mit der Reser- 
virung (Verstaatlichung) des Waldes und mit Aufforstungen 
energisch vor. Die herrlichen Wälder des malayischen 
Archipels, welche durch ihren Artenreichthum einzig in ihrer 
Art dastehen, dürften also wenigstens theilweise erhalten 
bleiben. 

Der Waldstand Japans — dieser Umstand allein zeugt 
schon für seine guten Einrichtungen — ist genau bekannt, 
das Kaiserthum verfügt über 12,691.758 ha Wald, etwa 
30 Procent seiner Gesammtfläche. Hiervon sind nach Ussele, ?) 
dem ich hier folge, 6,368.000 ha Staats- und 6,324.000 ha Privat- 





1) Dr. Max Ritter von Proskowetz: Der internationale landwirth- 
schaftliche Congress im Haag 1891. Wien 1891, bei W. Frick. 
2) L. Ussele: A travers le Japon. Paris, J. Rothschild. 
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wälder. Der grosse Staatswaldbesitz datirt von der Einziehung 
der Lehensgüter der japanischen Feudalherren, von jenem 
unerschrockenen agrarischen Staatsstreich, der dieses Reich 
mit einem Schlage aus allen Fugen gehoben und auf neue 
Fundamente gestellt hat. 

Man wusste in Japan den Wald schon früh zu schätzen. 
Es ist dort volksthümlich, dass sich derjenige, welcher Bäume 
fällen will, darüber ausweisen muss, dass er schon eine ge- 
wisse Anzahl gepflanzt hat. Die ersten Waldschongesetze 
datiren schon von den alten Feudalherren. 

Schon zu Ende der Sechzigerjahre hatte Japan junge 
Männer auf die europäischen Forstinstitute gesandt, unter 
anderen auch auf die Forstakademie Mariabrunn. Sie wurden 
die Begründer seiner heutigen forstlichen Einrichtungen. Das 
moderne Japan hat in Tokio eine Forstlehranstalt errichtet, 
auf der man Botanik, Holzzucht, Chemie, Vermessung, Forst- 
einrichtung u. s. w. lehrt und ausgedehnte Baumschulen erhält. 
Man hat ein strenges Forstgesetz geschaffen und den Forst- 
dienst organisirt. Das Land ist forstlich, im Anschlusse an 
die politische Organisation, in 44 Distriete getheilt, denen je 
ein Forstbeamter leitend vorsteht. 

In einem Theile der Staatsforste findet man eine moderne 
räumliche Eintheilung und feste Anordnung der Schläge, 
wohleingerichtete Pflanzschulen und Aufforstungen. Japan 
ist ihrer Grösse nach zwar erst die dritte, in ihrem Alter 
aber vielleicht die älteste Forsteulturstation Asiens; denn 
hier war offenbar schon eine nationale Forstwirthschaft 
einigermassen entwickelt, ehe man Einrichtungen nach 
europäischem Muster geschaffen hat. 

Nun zu Afrika. Hier liegen die Verhältnisse wesentlich 
anders. Vor allem möchte ich schon das Vorhandensein einer 
Bewaldung von 20 Procent in Zweifel ziehen. Mir will 
scheinen, dass der breite, doppelte Wüstengürtel, das Vor- 
walten des Savannencharakters im Osten und die ganze Aus- 
gestaltung des afrikanischen Continents einer so bedeutenden 
Waldfläche nicht Raum bietet. 

Beginnen wir im Norden. Da ist das Atlasgebirge 
noch mit prächtigen Wäldern bedeckt, die aus kostbaren 
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Eichen- und Cedernarten zusammengesetzt sind. In Algier 
haben die Franzosen eine wohlgeordnete Forstwirthschaft 
begründet und Aufforstungen in grossem Massstabe in 
Angriff genommen. Demontzey, der rühmlichst bekannte 
Begründer der Wildbachverbauungen und Aufforstungen 
in den Hautes-Alpes, hat in Algier seine Laufbahn be- 
gonnen. 

Algiers Waldstand wird von Semler mit 1,939.590 ha 
angegeben, wovon 1,863.000 ha dem Staate angehören sollen. 
An anderer Stelle finde ich den algerischen Waldstand mit 
2,785.000 ha verzeichnet; das wären etwa 9 Procent. Die 
schwankenden Angaben sind vielleicht auf den Umstand 
zurückzuführen, dass ein grosser Theil des algerischen Holz- 
landes nur eine buschartige Bestockung aufweist (broussailles) 
und dass diese letzteren Flächen dem Walde einmal zugezählt, 
das anderemal nicht gerechnet werden. Der Conservateur des 
Forets in Oran, A. Mathieu, dem wir eine ausgezeichnete 
Monographie der Forste der Provinz Oran verdanken, !) be- 
ziffert den Waldstand für diese letztere auf 1,283.503 ha, 
wovon jedoch nahezu 46 Procent auf Buschwald entfallen. 

Indessen genügt es hier zu constatiren, dass Algier mit 
seinen werthvollen Aleppo- und Strandkiefern, Korkeichen 
und Cedern die bedeutendste Forstculturstation des dunklen 
Erätheiles ist. 

Algiers Nachbarschaft, Tunis und Tripolis, hat mit 
dem Walde abgewirthschaftet; Aegypten ist waldlos, das 
breite Sudangebiet scheint nicht waldreich zu sein und von 
Abessiniens Gebirgen lässt sich dies nur vermuthen. 

Was die Ländereien der Deutsch-ostafrikanischen 
Gesellschaft und das Congo-Becken betrifft, so scheinen 
da allerdings üppige Uferwälder, nicht aber sehr ausgebreitete 
Urwälder vorhanden zu sein. Stanley hat das Congoland 
zwar als urwaldreich geschildert, allein er hat dies haupt- 
sächlich unter dem Eindrucke der Bilder gethan, welche ihm 
die Ufergebiete entrollten. 


!) A. Mathieu: Les for&ts de la Provinee d’Oran. Alger, Imprimerie 
P. Fontana et Cie., 1889. 


Semler bezweifelt die Zuverlässigkeit dieser Schilde- 
rungen. Ich finde sein Urtheil in einem Berichte bestätigt, 
welchen der Chef der Culturen zu Boma, Möhnkemeyer, !) 
über die Gegenden des unteren Congo veröffentlicht hat. Er 
schildert dieses Land meilenweit von den Ufern einwärts als 
ein felsiges und kahles, wo der stärkste Regen keine Erde 
mehr zu entführen findet, als eine grosse Oede mit wenigen 
Waldoasen. 

Die Westküste des tropischen Afrika ist ununter- 
brochen bewaldet; wie weit landeinwärts, ist jedoch unbekannt. 
Südafrika hat bis auf einige Buschwälder im Innern und 
einem Theile der Küste von Natal und Capland wenig Wald. 
Der Küstenwald zwischen der Tafelbai und Algrabai, etwa 
150 km lang, ist der Rest eines Urwaldes, der ehemals tief 
in das Innere verbreitet war. B 

In der Capcolonie hat denn die Noth ihr herbes Lehramt 
auch schon angetreten, in Capstadt laden die Schiffe nor- 
wegische Dielen aus. Man hat nun Forstbeamte bestellt, welche 
darüber wachen, dass niemand ohne Erlaubniss Holz schlägt. 
Die Regierung führt grosse Baumpflanzungen aus, prämiirt 
die Aufforstungen und versieht Private mit billigem Cultur- 
material aus den eigenen Anlagen. Man protegirt auch hier 
den Gummibaum. 

Mauritius’ Wälder sind von der Küste her stark aus- 
geplündert. Derzeit wird Holz importirt; man hat Aufforstungen 
angeordnet, gleichfalls mit dem blauen Gummibaum. | 

Auf Rodriguez und St. Helena ist es dem Walde 
nicht besser ergangen — und auch Madagaskar hat wenig 
zusammenhängende Wälder mehr. _ 

In Afrika hätten wir also Capland und Mauritius 
als zweite und dritte Forsteulturstation zu betrachten. 

Folgen Sie mir nun nach Australien. Auch hier möchte 
ich 20 Procent Bewaldung für eine hohe Schätzung erachten. 
Dieser Erdtheil birgt zwar in einzelnen Gebieten noch reiche 
Schätze; allein N euholland, der festländische Kern, ist 
vorzugsweise Tief- und Steppenland. Nur sein Westen und 


!) „Die Natur”, 1888, Seite 132. 
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Südwesten hat grosse geschlossene Waldgebiete, während im 
Innern der Charakter des Buschwaldes vorwaltet. 

In seinen Gerberakazien, Eukalypten und Casuarinen 
besitzt der australische Continent einen grossen Naturfond, 
den man immer mehr würdigt. — Einem deutschen Botaniker, 
Baron von Müller, ist es vorzugsweise zu danken, dass 
Victoria seit 1867 einen eigenen Rath für forstliche Angelegen- 
heiten besitzt, welcher die Wälder kartiren liess, ein Gesetz 
für Aufforstungen und Verstaatlichung der wichtigen Wald- 
gebiete durchbrachte. Diesem Beispiel sind Neu-Süd-Wales, 
Süd-Australien und Queensland gefolgt, indem sie seit 
geraumer Zeit Forstbeamte bestellten. Auch Tasmanien hat 
dies 1885 gethan. 

Das eigentliche Dorado des Holzhandels und der Ver- 
wüstung war Neuseeland mit seinen himmelstrebenden 
Kaurifichten. Im Jahre 1830 schätzte man die bewaldete 
Fläche der beiden Inseln auf 814.000 ha, im Jahre 1875 auf 
485.000 ha. Eine geringe Abgabe reichte hin, um diese 
immensen Naturschätze nach Herzenslust zu plündern. Noch 
jetzt sind hier 125 Dampfsägen grossen Styls in Thätigkeit. 
Man hat aber auch schon auf Einhalt gedacht, die Regierung 
scheidet Staatswaldungen aus und belohnt die Ausführung 
von Aufforstungen mit Landschenkungen. 

Während die Dampfsägen noch immer lustig schnarren, 
predigt der neuseeländische Forstinspector Anpflanzungen und 
veröffentlicht eine Liste anbauwürdiger Holzarten. 

Von den zahllosen Inseln des Stillen und Indischen 
Oceans geschieht bei Semler nur der Fidschis und Hawaiis 
Erwähnung. Auf ersteren hat der Plantagenbau den Wald 
sehr zurückgedrängt. Die Colonialregierung hat aber neuester 
Zeit, nach dem alten Beispiele Japans, jede Familie zu be- 
stimmten Leistungen in der Baumpflanzung verpflichtet. Die 
zweitgenannte Inselgruppe hatte grosse Reichthümer an 
Sandelholz, die schon geraume Zeit ausgebeutet sind. 

Damit genug. Ich bedarf der Zeit, um Ihnen den Wald 
in Amerika vor Augen zu führen. 

Darüber, dass dieser Erdtheil die Waldfläche besitzt, 
die man ihm beimisst, kann wohl kein Zweifel bestehen; denn 


man weiss, dass dieVereinigten Staaten circa 194,000.000 ha 
Waldfläche enthalten und dass Brasilien mindestens das 
doppelte von letzterem Ausmasse an Wald besitzt. Den Rest 
bringen die andern Staaten ohne Schwierigkeit auf. 
„Spruchwörtlich” — sagt Semler — „ist der Wald- 
reichthum Südamerikas” Davon machen nur die Steppen- 
staaten Uraguay und Argentina eine Ausnahme. 
Brasilien soll eine Waldfläche einschliessen, deren 
Ausmass dem halben Flächeninhalte Europas gleichkommt. 
Paraguay ist zum Theile gleichfalls noch mit dichtem Ur- 
walde bedeckt, und ähnlich verhält es sich mit Guyana, 
Venezuela, Columbia, Ecuador und Peru. Die dünne 
Besiedlung dieser Staaten und der Mangel eines reicheren 
Wasserstrassennetzes haben im Süden Amerikas einen inter- 
nationalen Wäldersparfond von immenser Bedeutung sich an- 
häufen lassen. — Nur Chili mit seiner günstigen Küsten- 
entwickelung hat so ziemlich aufgeräumt und denkt daran, 
forstgesetzliche Massnahmen zu ergreifen. An demselben Punkt 


ist Westindien angelangt, wo man indessen — wenigstens 
von den Holländern — noch Umkehr und Einkehr erwarten 
kann. 


Die fünf centralamerikanischen Republiken und 
Mexiko haben trotz des besten Willens mit dem Walde 
nicht aufräumen können. Es gebricht ihnen an Communicationen, 
besonders an guten Wasserstrassen im Innern und an sicheren 
Häfen. | 

Im Norden hätten wir zuerst Britisch-Amerika, 
worüber mir jedoch wenig Material zu Gebote steht. Dass es 
da noch viel Waldreichthum gibt, ist gewiss. Semler führt 
für Canada allein eine Waldfläche von 20,000.000 ha an. 

Wir betreten nun die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, wo wir vor einem geradezu erschreckenden Bilde 
der Folgen einer überhasteten Cultur — erbeben. Cultur — 
so soll man es gar nicht nennen, es ist nichts anderes als 
Zerstörung, als Naturschändung. 

Ich schöpfe meine Daten nicht etwa aus zweifelhaften 
Berichten von Reisenden, sondern aus amtlichen Quellen und 
aus den Schriften des seit 1882 bestehenden nordamerikanischen 
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Vereines der Waldfreunde. ') Die Ziffern beruhen auf dem 
Gensus von 1880. 

Die Union verzeichnet einen Waldstand von 194,000.000 ha, 
wovon 34,000.000 ha Regierungseigenthum sein sollen, that- 
sächlich aber von Berechtigten und Unbefugten gewissenlos 
geplündert werden. 

Das Bewaldungsprocent beträgt 26. Die Holzlandfläche 
ist in diesem Ausmasse auch unzweifelhaft vorhanden, der 
Waldbestand aber schwindet in einem Masse, das man nicht 
für glaublich halten möchte, wenn man dem Census nicht doch 
einiges Vertrauen entgegenbringen müsste. 

Dieser Census gibt an, dass der Rohertrag der Wälder- 
ausbeute 1880 1500,000.000 Gulden betragen habe und weder 
durch den Ertrag der Maisernte, noch durch jenen des 
Weizens oder der Mineralienproduction überboten wurde. Das 
richtige Gold der Vereinigten Staaten ist also sein Holz. Und 
wie geht man mit diesem Golde um? 

Es ist eine Berechnung aufgestellt worden, wonach die 
nordamerikanischen Freistaaten alljährlich an Waldfläche in 
Anspruch nehmen: 


1.2Zur Peuerung. „las dseiiin 5 3054000 A 
2. für den: Handel. ... ..:« .12,266,000: „ 
3. für verschiedene th dunte . ..1,724.000 „ 
4. für Schwellenauswechslung . . . 238.000 „ 
5. für neue Eisenbahnen . . . ... . 53.000 „ 
6. durch Waldbrände . . . .. . 4,160.000 , 


Simiie 11,095.000 ha 

Diese Annahmen können um 100 E überspannt 
sein, so folgt daraus noch immer, dass die Union, wenn man 
der Reproductionskraft der Natur auch das Höchste zumuthet, 
ihren Urwald in ein paar Decennien verschlungen haben 
muss. Ja, man frägt sich unwillkürlich: Wie ist es möglich, 

dass diese Wälder heute noch so riesig produciren? 
- Auch die 4,000.000 ha Waldbrände sind eine Ziffer des 
Census von 1880. Ein Mann von wissenschaftlichem Rufe, 


1) Vgl. darüber die Artikel in der „Oesterreichischen Forstzeitung”, 
Nr. 20, 21, 32, 33’und 35 vom Jahre 1888. 
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Major Powell, sagt, dass sich im Bereiche der trockenen 
Region der Staaten die Waldschutzfrage einzig und allein zu 
der Frage zuspitzt: Wie kann man die Waldbrände ver- 
hüten? Er hat in Colorado zwei Waldbrände beobachtet, 
welche mehr Wald zerstört haben, als die Bewohner dieses 
Staates seit Bestand ihrer Ansiedlung zu verbrauchen im 
Stande waren. 

Ich habe die Ziffern des Waldflächenverbrauches als 
übertrieben bezeichnet, möchte Sie aber doch noch mit einem 
Beispiel bekannt machen, das Semler anführt und TEN 
geeignet ist, auch das Fabelhafte zu illustriren. 

Die nordamerikanische Lederproduction hat 1880 nahezu 
3,000.000 Cords (a 128 Kubikfuss) Rinde im Werthe von 
40,000.000 fl. beansprucht. Die Rinde wird Hochstämmen ent- 
nommen, welche dann am Stocke verfaulen. Dazu gehören 
jährlich 116.000 Ra Wald, eine Fläche, welche beiläufig so viel 
ausmacht, als der ganze fürstlich Schwarzenberg’sche Forst- 
besitz in Oesterreich. Die Bereitung des Rindenextractes von 
der Hemlocktanne verschlingt weitere 70.000 ha. Die Frage, 
wie viel etwa die bestehenden 26.700 Dampfsägen verschneiden, 
beantworten Sie sich gütigst selbst. 

Und was hat die Union für den Schutz der Wälder 
gethan? Im Departement für Ackerbau besteht eine Forst- 
abtheilung mit einem Ausgabenetat, der — wenigstens vor 
ein paar Jahren — noch nicht mehr als 10.000 Dollars be- 
tragen hat. Man hat Baumpflanzungstage eingeführt und 
beschäftigt sich vorläufig mit — dem Studium der Waldfrage. 
Das ist Alles. 

Wenden wir uns von diesem unheimlichen Bilde ab und 
nach Europa zurück. 

Der europäische Waldstand !) vertheilt sich heutzutage 
folgendermassen: 

Bosnien und Herzegowina . . 2,665.390 ha oder 51 Procent 
Serbien... 24 huils ABER 2,090. BI, ” 


1) Aus jenen Quellen geschöpft, welche der Vortragende in seiner 
Abhandlung „Waldstand und Waldeigenthumsverhältnisse” in der Denk- 
schrift „Oesterreichs Forstwesen 1848—1888”, Wien 1890, eitirt hat. | 
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Finland : : 2:2... 2. 20,435.200 ha oder 38 Procent 
Das übrige europäische Russ- 

lands er eikrade +4:181.163.000,,.042,:1x36 & 
Schweden: al Sara 5 17388-170500 05 3 
Oesterreich . . 2...» Sur HIT BATSIS 2a 
Norwegen (südlich vom Polar- 

I le) ee 7.162.100 5 318.2, 
Una: 9,183.590 u. „288 „ 
Deutschland... rel: 13,900:610: 3.2. 2084.» 
Rumänien . . . - - ee EREEON AR 
Hallen RER DIENT ER A 
Schwer satt ie ı. 27815,980 57-25: 193: 
Türkei (mit Bulgarien) . . . 5,635.530,  » 194.45 
Krankrsichnct 2. 2.0 130 re 
Griechenland... :.... » « 820000 5°. :4:.45°8:. 5 
Niederlande . 2 ...... 32A.380 uhr 2 R 
Belmen wi ni. 203:000.. 5... 34 695 
Sypanlenienı Ela nina. 3,183.450,,,0/52:0,6'2 37% 
Berimsal in. ei: A ATE 471.800, 
Grossbritannien . ..... 262.00 2 hard 
Dinawark zii 2a 185.700 „ Bd 


2 ” }) 
Das wären rund 293,000.000 ha, während ich früher die 


Waldstand, dann darauf zurückzuführen, dass der norwegische 
Wald im zweiten Ausweise nicht voll aufgeführt erscheint. 

In Ihrem illustren Kreise, meine Herren, darf ich wohl 
volle Vertrautheit mit den allgemeinen forstlichen Verhältnissen 
Europas voraussetzen. Ich werde also nur ein weniger 
bekanntes Staatswesen ausführlicher besprechen: Russland. 

Erlauben Sie mir da, mit einem bon mot zu beginnen, 
das ein russischer Forstwirth zum Besten gegeben hat. ') 
Kaiser Alexander I. — das war im Anfange dieses Jahr- 
hunderts — soll einmal den bekannten Gelehrten Murchison 
gefragt haben, was ihm wohl auf seinen Reisen durch Russ- 
land am meisten aufgefallen wäre. „Die Schnelligkeit, mit 


1) 0. Bl. f. d. g. F., November 1884. 
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welcher in Ew. Majestät schönem Reiche die Wälder ver- 
schwinden!” soll dieser geantwortet haben. 

Dies ist gewiss charakteristisch. Seitdem ist nahezu ein 
Jahrhundert verflossen, die Wälder haben nicht aufgehört zu 
verschwinden, es muss aber auch zugegeben werden, dass 
die Russen im 19. Jahrhundert auf forstlichem Gebiet Einiges 
geleistet haben. 

Das europäische Russland mit dem Königreiche Polen 
und dem Grossfürstenthum Finnland, enthält mehr als 
200,000.000 Aa Wald. Davon standen nach den Berichten von 
Guse'!) zu Beginn des Jahres 1885 130,000.000 ha in Staats- 
verwaltung mit insgesammt 647 Oberförstereien. Im König- 
reiche Polen mit 2,730.000 ha Wald sind sämmtliche Staats- 
forste eingerichtet, im übrigen europäischen Russland waren 
1885 schon 18,000.000 Ra der Vermessung und Einrichtung 
unterzogen worden. 

Das ist, zwar nicht im Vergleiche mit der riesigen 
Gesammtaufgabe, wohl aber an und für sich eine anerkennens- 
werthe Leistung. 

Wenn die forstlichen Zustände Russlands — bis auf 
Polen und das in der Forstwirthschaft rührig strebende 
Finnland-— noch im grossen Ganzen trostlose sind; wenn 
Feuer und Axt, Gewinngier und Unredlichkeit noch unbe- 
kümmert und ungehindert an dem grossartigen Wälderfonde 
zehren — so ist dies den Functionsschwierigkeiten dieses 
riesigen Staatswesens, den Mängeln der Executive im 
Allgemeinen — gewiss am wenigsten aber den russischen 
Berufsforstwirthen in die Schuhe zu schieben, welche sehr 
viel Muth und Ausdauer darin bekunden, der Regierung die 
Nothwendigkeit einschneidender Massnahmen zum Schutze 
der Wälder vorzuhalten. Diese Zähigkeit der russischen Forst- 
wirthe hat denn auch der Regierung endlich das Waldschutz- 
gesetz vom 4. April 1888?) abgerungen, welches eine An- 
bahnung besserer Zustände erhoffen lässt. Lange genug 
sträubte man sich vor einer Massregel, die so tief in die 
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) l. e., December 1887. 
2) 1. e., Februar 1890. 
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wirthschaftlichen Verhältnisse der Bevölkerung eingreifen 
muss, wie jedes Waldschutzgesetz. Es gehört ein wohlconsoli- 
dirtes Staatswesen dazu, um die Waldschutzfrage friedlich 
zu lösen. Es ist begreiflich, dass Russland damit zögerte. 

Die Grösse dieses Reiches ist sein Unglück. Was nützen 
die riesigen Waldflächen, wenn sie so ungünstig vertheilt 
sind, dass — wie ein russischer Forstwirth, Henko, !) nach- 
weist — trotz der immensen Gesammtwaldfläche und der 
dünnen Besiedlung 50 Procent des russisch-europäischen 
Landes Mangel an Wald leiden? Wie soll der Producten- 
austausch stattfinden, wie sollen Ueberfluss und Mangel sich 
ausgleichen? Was soll jene russische Forstverwaltung im 
Gouvernement Wologda thun, welcher 7,500.000 Ra Wald 
unterstellt sind, eine Fläche, so gross wie Böhmen und Mähren 
zusammengenommen ? ?) 

Bei so bewandten Umständen haben die russischen 

Wäldermassen als Wirthschaftswald noch wenig zu bedeuten. 
| Dieses Reich kann also heute erst zum Theil als unter 
dem Zeichen der Forsteultur stehend angesehen werden. 

In den Balkanstaaten und in Griechenland hat die 
Forstwirthschaft erst einige Anfänge zu verzeichnen. In erster 
Linie. steht unser Occupationsgebiet, Bosnien-Herzego- 
wina, wo die österreichische Regierung — anknüpfend an 
die kurz vor der Occupation von der Pforte ergriffenen forst- 
gesetzlichen Massnahmen — die Verwaltung und Beaufsichti- 
sung der Forste in ein festes System gebracht, Waldbesitz- 
Regulirungscommissionen ins Leben gerufen und damit die 
Sicherstellung des Staatswaldbesitzes (etwa 2,200.000 Aa) und 
dessen forstmässige Behandlung eingeleitet hat. °) 

In Rumänien verschliesst man sich der Nothwendigkeit 
staatsforstwirthschaftlicher Massnahmen auch nicht mehr. 
Dasselbe darf ich von Griechenland annehmen, sofern ich 


1) Henko: Beiträge zur Statistik der Forsten des europäischen Russ- 
lands. Aus dem Russischen übersetzt von G@use. Berlin und Giessen, Becker 
und Laris. 

2) ©. Bl. £. d. g. F., Juni 1888. 

3) Vgl. die Abhandlung Mladek’s „Die forstlichen Reformen in Bosnien 
und der Herzegowina” in „Oesterreichs Forstwesen 1848—1888. Wien 1890.” 
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nämlich weiss, dass die dortige Regierung eben jetzt im 
Begriffe steht, in Oesterreich forsttechnische Kräfte für Auf- 
forstungen und Wildbachverbauungen zu gewinnen. 

So bilden denn Deutschland, Frankreich, Oester- 
reich-Ungarn, die Schweiz und der tiefere skandina- 
vische Norden den Kern unserer Forstculturstaaten, 
denen sich Russland, Belgien und die Niederlande, 
Italien, Spanien und England erst in zweiter Linie 
angliedern. 

Und hier bin ich bei der Klarstellung des , 

„Wirthschaftswald” angelangt. 

Ich möchte alsWirthschaftswald denjenigen bezeichnen, 
welcher einer regelmässigen Benutzung und in Absicht auf 
Nachhaltigkeit auch einer pfleglichen Behandlung unter- 
zogen wird. 

Unter diesen Gesichtspunkten betrachtet, können wir nur 
in Europa, dann in Algier, vielleicht auf einigen Gütern 
des Kaukasus und im westlichen Russisch-Asien, in 
Theilen von Japan von einem Wirthschaftswalde in nennens- 
werther Ausdehnung sprechen. Die Massnahmen zur Begrün- 
dung von Wirthschaftswald in Russisch-Asien überhaupt, 
dann auf den englischen, niederländischen und den 
ausseralgerischen französischen Colonien berechtigen 
uns derzeit, so erfreulich sie sind, noch nicht, das Vorhanden- 
sein einer bestimmten Fläche Wirthschaftswald anzunehmen. 

Seit Jahrhunderten, meine Herren, ist Mitteleuropa 
— Deutschland voran, mit ihm Frankreich und Oesterreich — 
an dem Ausbaue der Forstwirthschaft thätig. Und wie weit 
ist diese vorgedrungen? Ist es nicht schon gewagt, wenn 
wir dermal den Bestand von 150,000.000 Ra Wirthschaftswald 
annehmen? Das sind von etwa 2500,000.000 Ra Wald!) auf 
unserem Erdballe knappe 6 Procent. 

Und doch hat dieser Wirthschaftswald nicht allein als 
Leehrmeister der Forstwirthschaft, sondern auch als Producent 
grosse Bedeutung. | 


‘) Hier wird der Gesammtwaldstand nur mit 2500,000.000 Ra an- 
genommen, weil im Vorausgelassenen die Annahme von 20 Procent Bewaldung 
für Afrika und Australien als zweifelhaft hingestellt worden ist. 
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Der Urwald der heissen Zone, meine Herren, mag im- 
poniren durch die Grösse und Majestät der einzelnen Stamm- 
individuen, durch die Schönheit und Mannigfaltigkeit seiner 
' Vegetationsbilder, durch seine Ertragsamkeit gewiss nicht. 
Hunderte, ja tausende von Hektaren Wald müssen oft kahl 
gelegt werden, um zu seinen Schätzen zu gelangen, und dann 
schmettert ein Baumriese so viel Holz nieder, als er selbst 
enthält. Der mächtigste Urwald vermag im grossen Durch- 
schnitte niemals den Abtriebsertrag zu liefern, den wir durch 
Zwischen- und Abtriebsnutzung dem Wirthschaftswalde ab- 
gewinnen. 

Nur im Wirthschaftswalde liefert die Ernte auf der 
kleinsten Fläche die grösste Masse. Unser Karpathenurwald 
in Galizien und der Bukowina ergibt im grossen Durch- 
schnitte nicht über 150 Festmeter Abtriebsertrag. Dagegen 
werden Sie die Annahme kaum bestreiten wollen, dass im 
gutgepflegten Wirthschaftswalde an Zwischennutzung und 
Haubarkeitsertrag im grossen Durchschnitte das Dreifache 
gewonnen wird. 

Ich möchte damit ein wichtiges weltwirthschaftliches 
Moment constatirt haben: dass nämlich unser Wirthschaftswald, 
angesichts der masslosen Ausbeutung des Naturwaldes auf 
anderen Erdtheilen — zumal in Amerika — an finanzieller Be- 
deutung noch zu gewinnen hat; dass seiner ausgiebigen und 
nachhaltigen Production eine günstige Zukunft auf dem Welt- 
markte bevorsteht; dass wir an jenen Forsten, die im kommen- 
den Jahrhundert zur Ernte gelangen werden, eine ansehnliche 
Preissteigerung zu erwarten berechtigt sind. 

Die Concurrenz jener Riesenblöcke des asiatischen und 
südamerikanischen Urwaldes im tieferen Innern der Continente, 
der bis nun unaufgeschlossen sein Werden und Vergehen 
fortsetzt, haben wir in Bälde kaum noch zu befürchten. 

Zum Schlusse gestatten Sie mir noch einen flüchtigen 
Rückblick in forstpolitischer Beziehung. Ich kann: jedoch 
da nur andeuten, nichts ausführen; denn dieses Thema würde 
ganz allein einen Abend in Anspruch nehmen. 

Die mitteleuropäischen Staaten verfügten in der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts über einen sehr bedeutenden 
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Staatswaldbesitz,der nachmals durch freiwillige Veräusserungen 
oder durch Ablösung von Rechten in bedauerlicher Weise 
zusammengeschmolzen ist. Die Ablösungen hatten ihren guten 
wirthschaftlichen Zweck, von den freiwilligen Veräusserungen 
lässt sich dasselbe nicht sagen. Das Signal dazu hatte die 
französische Revolution gegeben. Damals wurden die Kron- 
forsten Frankreichs, die Domänen der Prinzen von Geblüt, 
die Waldungen des Adels und der Klöster als Nationalgüter 
eingezogen und zum grossen Theile zerstückelt und veräussert. 
Professor Weeber!) beziffert diese Veräusserungen 1789 bis 
1793 auf 3'/, Millionen Hektaren. 

Das wirkte wie ein Taumel. Die Wälder verfielen 
massenhaft der Axt. In wenigen Jahren verlor das blühende 
Frankreich mehr Holz und Wald, als in hundert Jahren 
nachwachsen konnte. Es trat eine so rapide Rückwirkung der 
Waldverwüstung auf die Culturfähigkeit ganzer Landstriche 
ein, dass 13 Departements um Abhilfe gegen das Uebel der 
Entwaldung petitionirten. 

Nun hatte Frankreich unter dem ersten Napoleon, unter 
der Restauration und dem zweiten Kaiserreich, welches durch 
die denkwürdigen Gesetze von 1860 :und 1864 sehr glücklich 
eingegriffen, einen äusserst schwierigen Process durchzu- 
machen, um bis zur heutigen musterhaften Consolidirung 
seiner forstlichen Zustände durchzudringen. 

Was die Franzosen im verflossenen Jahrhundert in der 
Wiederaufforstung und allen damit zusammenhängenden Mass- 
nahmen geleistet haben, steht beispiellos da in der Geschichte 

der Forstwirthschaft! 

| Erlassen Sie mir, die Parallelen zu verfolgen, welche 
jene forstwirthschaftliche Katastrophe Frankreichs im vorigen 
Jahrhundert auch :anderwärts aufzuweisen hat. 

Genug an dem, die französische Revolution 'hat Schule 
gemacht, in der Forstpolitik insoferne, als von nun an, wohl 
auch unter dem Einflusse der Adam iSmith’schen Lehren 
und ‘unter dem 'Drucke der den :napoleonischen Kriegen 


1) Weeber X. „Die Aufgaben der Forstwirthschaft”, Ablıandlung in 
Lorey’s „Handbuch der Forstwissenschaft”, Tübingen 1888. 
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folcenden Finanznoth immer wieder gesagt ‚wurde, der Staat 
solle. keinerlei Wirthschaft treiben, auch Forstwirthschaft 
nicht. Das sei nicht sein Beruf. Die Privatwirthschaft regele 
auf allen Gebieten die Verhältnisse am besten. Die Staats- 
güter seien zu veräussern. 

Und da möchte ich Sie daran erinnern, meine Herren, 
dass auch der Bestand der westösterreichischen Staatsgüter, 
nach Schindler, im gegenwärtigen Jahrhundert durch Ver- 
äusserung eine Einbusse von 1,134.000 ha |) erlitten hat. 

Und wie denkt man Henternt allen Gebieten wird 
der Ruf nach Staatshilfe laut, wir steuern in entgegengesetzter 
Richtung, der Strömung vom Ende des vorigen Jahrhunderts 
gerade entgegen. 

Nach einer Reihe herber Erfahrungen und nach einem 
»ewaltigen Umschwunge in socialpolitischer Richtung scheint 
nunmehr die Ueberzeugung durchzudringen, dass der Wider- 
streit zwischen Einzel- und Gesammtinteresse, wie er in der 
privaten Waldwirthschaft mehr oder weniger immer zutage 
treten muss, sich mit Waldschutzgesetzen allein nicht 
bekämpfen lässt, dass es nur eine festere Garantie für die 
Erhaltung eines unentbehrlichen Waldminimums gibt: Die 
Vereinigung der grösstmöglichen Waldfläche in Staatsver- 
waltung und in Händen solcher juristischer Personen, durch 
deren Beruf und Eigenart die Erhaltung der Waldsubstanz 
gewährleistet erscheint. ' 

Ich habe es schon wiederholt kusbenprotken und spreche 
es- bei diesem Anlasse wieder aus: Der Wald ist das 
conservative Element in der Natur, er sträubt sich mit 
all seiner starken Eigenart gegen die Zerstückelung! 

Die österreichische Regierung hat aus dieser Erkenntniss 
im vorletzten Decennium dieses Jahrhunderts die Consequenzen 
gezogen. Der Bestand der Staats- und Fondsgüter wird 
nunmehr sorgfältig intact erhalten und bei sich darbietender 
sünstiger Gelegenheit vermehrt. Dasselbe thut Ungarn. 
Unsere Monarchie schreitet mit diesem Principe und seiner 


1) C. Schindler: Die Forste der in Verwaltung des k. k. Ackerbau- 
Ministeriums stehenden Staats- und Fondsgüter. Wien 1885. 
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Verwirklichung heute in der Forstpolitik richtunggebend 
voran. X | 

Sie kommt damit der öffentlichen Meinung nur entgegen, 
denn die Verstaatlichung des Waldes liegt seit Decennien 
sozusagen in der Luft. Was war das für ein Sturm, meine 
Herren, als man 1870 einige Theile des Wienerwaldes 
veräussern wollte? Und als im Jahre 1882 die Hochfluthen 
einen Theil unserer Alpenländer verwüstet hatten, wie viel 
Anwälte erstanden dem Walde da in Kreisen, die sich sonst 
blutwenig um ihn kümmerten? Man. eiferte gegen die 
Entwaldung als ein Nationalunglück, die öffentliche Meinung 
that sich eben mit dem Gefühle kund, dass es etwas in Schutz 
zu nehmen gelte, das im Grunde genommen Allen gehört. 

Das sind Symptome — meine Herren — wie sie den 
Wandlungen wirthschaftspolitischer Anschauungen vorauszu- 
schwirren pflegen. Und auch das ist ein solches Symptom, 
dass auf dem internationalen landwirthschaftlichen Congresse 
im Haag 1891 die Verstaatlichung von Grund und Boden 
auf der Tagesordnung gestanden. Dass man den Referenten 
als sonderbaren Schwärmer behandelt hat, ist vorläufig 
irrelevant. Mit der Beschränkung seiner Thesen auf den Wald 
wäre er vielleicht durchgedrungen. 

Im Rechtsstaate, wie er im Westen unseres Continents 
entwickelt ist, gestaltet sich die Durchführung der Ver- 
staatlichung des Wohlfahrtswaldes freilich nicht so leicht 
und einfach, wie auf den britischen, holländischen und 
französischen Colonien oder im Congostaat. Niemand wird 
glauben oder hoffen wollen, dass sich die Verstaatlichung des 
Wohlfahrtswaldes so im Handumdrehen verwirklichen liesse. 
Dass aber das Steuerruder der europäischen Forstpolitik in 
diese Richtung schon einlenkt, dass der Grundgedanke dieses 
Waldschutzmittels sozusagen naturnothwendig durchbricht, 
dafür zeugt eine Reihe von Gesetzen und gesetzlichen 
Detailbestimmungen, welche im laufenden Jahrhundert 
in Oesterreich, Frankreich und Deutschland zustande 
gekommen sind und welche Sie, meine Herren, wohl der 
Mehrzahl nach kennen. Ich meine da solche Normen, welche 
für bestimmte Fälle die Enteignung des Waldes vorsehen 
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oder welche die ungenügende oder unterlassene Aufforstung 
dem Staate übertragen und ihn berechtigen, sich für die 
Aufforstungskosten aus dem Objecte selbst zahlhaft zu 
machen u. Ss. w. 

Die Verstaatlichung des Schutzwaldes ist also eine in der 
Richtung des 20. Jahrhunderts schon jetzt klar erkennbare 
Perspective. 

Wir Berufsforstwirthe aber dürfen an der Wende des 
19. Jahrhunderts mit berechtigtem Stolze darauf hinweisen, 
dass die Forstwirthschaft und der Waldschutz auf allen 
T'heilen der Erde ihre Vorwerke erbaut haben, dem Egoismus 
zum Trutz, dem Gemeinwohl zum Schutz! Wir dürfen uns 
der Hoffnung hingeben, welche unsere Brust freudig hebt, 
der Hoffnung, dass die Ideen des Waldschutzes im 20. Jahr- 
hundert überall dort sieghaft durchbrechen werden, wo sie 
bis heute — trotz desolater Zustände — noch keine Heim- 
stätte gefunden haben. 


K. u. k. Hofbuchdruckerei Carl Fromme in Wien. 
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ET 


Wien 1396. 


error eit, IX, Sünthergafie 1. 
Leipzig. In Tommilfon bei I. I, Arıw, 


Drud von Bruno Bartelt, Wien, IX., Marimilianplat 10. 


1. Agrarbewegung und Agrarfrifis. 


3 ift befannt, dafs in Deutfchland fchon in der zweiten Hälfte der 
Siebzigerjahre eine mächtige Agrarbewegung entjtand, welche die 
Abwehr der ausländischen Getreideconcurrenz zum Ziele hatte und 
thatfächlich im Sahre 1879 die Einführung von Oetreidezöllen bewirkte. 
Diefe Bewegung nahm im folgenden Decennium an Ausdehnung 
wie an Intenfität zu und jchwächte fich erft ab, als die Getretdepreife 
Ende der Achtzigerjahre wieder zu fteigen begannen und im „Jahre 
1891 fogar den Stand des 6. Fahrzehntes erreichten. Seit dem Jahre 
1892 find die Getreidepreife infolge überreicher Welternten neuerdings 
gefallen, und zwar tiefer als je zuvor. Da erjchten am 21. December 1892 
in der „Landwirtfchaftlichen Thierzucht“ aus der Feder des Ichlefischen 
Nittergutspächters Ruprecht-Ranjern ein Aufruf, dejjen charakterifttiche 
Stellen folgende find: „Wir müffen aufhören zu Klagen, wir müfjfen 
Schreien! Wir müffen jchreien, daj8 es dag ganze Volk hört, wir 
müffen fchreien, dafs e8 bis in die ‘Barlamentsjäle und Mintiterten 
dringt, wir müffen fchreien, daj8 e8 bi8 an die Stufen des Thrones 
bernommten wird.“ 

Das war „das erlöfende Wort“. Die Agrarbewegung gewann 
nunmehr eine geradezu leidenjchaftliche SHeftigfeit, die biS auf den 
heutigen Tag in unverminderter Stärke anhält. Ihr nächltes Ergebnis 
war die Gründung des „Bundes der Landwirte“, welche anı 18. Februar 
1893 in Berlin erfolgte. Der Bund, welcher binnen kurzer Zeit der 
einflufsreichite landwirtfchaftliche Verein wirrde und heute iiber 200.000 
Mitglieder zählt, Hat die Politif des „Schreiens“ von Anfang an ge 
tveufich befolgt, doch find bezüglich der von ihn aufgeftellten PBrogranın- 
punkte deutlich zwei Phafen zu unterfcheiden. Die Nefolutton, welche 
in der erften DBerfammlung des Bundes gefajst wurde, fordert eine 
lange Neihe der jogenannten „Eleinen Mittel“, d. t. ftewerliche Bes 
günftigung, Yandwirtfchaftsfammern u. |. w. Diefe Forderungen find 

1x 
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aber fett geraumer Zeit gänzlich in den Hintergrund getreten, die 
agrarische Agitation fieht jett mit Verachtung auf fie herab und er= 
wartet eine dnvchgreifende Heilung der gegenwärtigen Krifis nur mehr 
von den drei „großen Mitteln“: Antrag Kanit,*) Doppelwährung und 
Aufhebung des etreide-Terminhandels. Die lette Forderung ift be- 
fanntlich vor kurzem erfüllt worden. 

E38 war nothwendig, die Agrarbewegung Deutfchlands zu 
jfizzteven, da e8 den Anfchein hat, dafs die Landwirte Defterreich! — 
wenigjtens zum Therle — geneigt find, dem Beifpiele ihrer deutfchen 
Berufsgenofjen zu folgen, Bisher hat fic) dev öfterreichifche Agrarismus 
allerdings nur in „jtillem Wirken“ bethätigt, und die Erfolge, welche 
ev auf diefent Wege erzielt hat, find wahrlich nicht gering. Einer der- 
jelben war dte Einführung hoher Agrarzölle durch die Zollnovelle vom 
„Jahre 1887.”°) Die landläufige Meinung, dafs der damals bejchlofjene 
Agrarihug lediglich den Ungarn zu danfen fei, ift nämlich keineswegs 
tichtig. Auch die PVolen haben ein gut Theil dazu beigetragen, und 
dad übrige agrarische Bol- und Halbblut KCisleithaniens hat ihnen 
bereitwilligjt Yolgjchaft geleiftet. Durch einen energifchen Widerjtand 
des öfterreichiichen Parlamentes hätte die ftarfe Erhöhung der Ge- 
treide= und Biehzölle gehindert und dad, der Zollkrieg mit Rumänien, 
welcher die Öfterreichifche Induftrie außerordentlich gejchädigt hat, ver- 
mieden werden Fünnen, Dies wäre um jo leichter zu rechtfertigen ge- 
weien, al8 Defterreich-Ungarn damals noc, bedeutende Mengen von 
Gerealten exportterte und demmach eine nennenswerte Wirkung dev Ge- 
tretdezölle nicht zu erwarten war. Der agrarifche Theil der 1887er 
Zollnovelle fanır daher nur als eine Frivolität bezeichnet werden, md 
wenn man bedenkt, daj8 Ungarn auf induftriellem Gebiete faft gar 
feine Exportinterefjen zu wahren hatte, jo wird man jagen müffen, 
dafs diefe Srivolität ausjchlieplich den Öfterreichifchen Agrariern 
zur Yaft fällt. Ste winden fich deshalb nicht beflagen ditrfen, wenn 
ihre Interefjen in Zukunft verlett werden follten. 

Zahlrerch find ferner die fteuerlichen und jonftigen Begünftigungen, 
die ihnen bereit8 gewährt wurden oder noch in Aussicht ftehen. Mit 





*) Der Antrag Kanit bezwect eine Fünftliche Steigerung der ©etreidepreife dırrd) 
Monopolifierung der Getreideeinfuhr. 

**%, Der Zarif von 1887 beftimmte u. a. folgende Zollfäge: für Weizen und Noggen 
pi. 1:50, für Mehl fl. 375, für Odhjen fl. 15 Gold. Die früheren Zollfäge waren kaum 
nennensivert, 
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alldem geben fich aber die öfterreichifchen Landwirte nicht mehr zu= 
fiieden. Die drei „großen Mittel“, welche von den deutjchen Bündlern 
propagiert werden, laffen fie nicht ruhen, was uns eigentlich nicht 
wunder nehmen darf, da Defterreich doch feit jeher einen großen Theil 
feiner politifchen Moden aus Deutjchland bezieht. Zur Kräftigung 
diefev Tendenz hat übrigens Dr. ©. Ruhland, spiritus rector und 
Agitator des Berliner „Bundes dev Landwirte”, vor etwa einem 
Sabre eine Agitationsreife nach Wien umd Budapeft unternonmen, die 
nicht ohne Erfolg geblieben ift. Denn e8 ift Thatjache, dajs die 
Bolitif der deutfchen Bündler feit jener Zeit in Defterreich ftark Schule 
gemacht hat. Das äußerte fich zunächlt in der Beurtheilung des Anz 
trages Kanis. Bor anderthalb Yahren hatten wir Gelegenheit, den 
Berhandlungen eines Wiener landwirtfchaftlichen Vereines beizumohnen. 
Damals wurden fehr vernünftige Anfichten über die verhegende Wirfung 
zu hoc) gejpannter Forderungen geäußert. Wir wilfen nicht, wie 
diefer Verein heute über die Sache denkt, aber es tt jedem mit den 
Berhältniffen DVertrauten befannt, daj8 ein beträchtlicher Theil der 
Öfterreichifchen Landwirte das Vorgehen der veichsdeutjchen Berufs- 
genoffen als höchjt nachahmenswert empfindet, was u. a. auch die 
„Wiener Landwirtjchaftliche Zeitung“ anläjslich der diesjährigen Ber- 
handlungen iiber den Antrag Kanit klar und offen ausgejprochen hat.*) 
Ferner ift e8 Thatfache, dafs viele landwirtjchaftliche Sereife durch den 
von Graf Ledebur vorgelegten Oejegentwurf über die Berufsgenojjen- 
ichaften der Landwirte bitter enttäujcht worden find. Mean hatte 
nämlich gehofft, dafs die Zwangsgenofjenfchaften, beziehungsweie ihr 
Berband das Recht erhalten würden, fowohl den inneren etreide- 
und Mehlhandel, als auch die Einfuhr unter Staatsauffiht zu 
monopolifieren, wodurd) fie natürlich — ganz im Sinne des Grafen 
Kanig — die Getreidepreife hätten willfürlich fixieren fünnen. Diejer 
Gedanfe erfcheint nicht jo ungeheuerlich, wenn man bedenkt, dajs 
jowohl Falfenhayn als auch Ledebur ihre volle Sympathie für den 
deutschen Bund der Landwirte wiederholt ausgejprochen haben. Indefjen ift 
diefe Hoffnung nicht erfüllt worden, aber flugs haben die Landwirte ein 
anderes Mittel bei der Hand. In der Sigung vom 12. Mat d. Y. 





%), Man vergleiche aud) in der Nummer vom 23. Mai 1896 derjelben Zeitihrift 
den Artikel: „Zur Lage der Landwirtichaft“, in welchem ein Anonymus „für die ftaatliche 
Feftlegung des Getreidepreijes“ eintritt. 
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der Wiener Landwirtfchafts-Gejellichaft befirwortete Neichsritter von 
Hohenblum die Einführung variabler Schußzölle und die Er- 
vihtung einer mittelenropäifchen Schußconvention für die bedrohte 
Landwirtichaft. Baron Gudenus bezeichnete dies als fehr beherzigens- 
wert, übertrumpfte aber feinen Borredner durch die Empfehlung von 
— Erportprämien für Weizen, wie folche bereits für YJuder 
beftehen. Man fieht demnach, dafs die Agrarier um Mittel und Wege 
zur Berthenerung des täglichen Brotes nicht verlegen find und dafs 
e8 ihnen nicht an gutem Willen fehlt, diefe Wege zu bejchreiten. 

Um die Propagierung des zweiten „großen“ Mittels — der 
Doppelwährung — hat fi) in Defterreich befonders Graf Leopold 
Kolowrat verdient gemacht. Diefer veranlafste im vorigen Herbte 
den böhmischen Feudaladel, eine Kundgebung zugunften der Hebung 
des Silberpreifes zu veranftalten, *) hielt dann über diefe Trage in 
Wien einen Bortrag, dem auch der Aderbauminifter beimohnte, und 
gedenft num einen bimtetalliftifchen ZJweigverein für Defter- 
veich zu gründen, fowie ein Organ zur Bertretung der agrarijchen 
Interefjen herauszugeben. Dajs ferner die bimetalliftifchen Zendenzen 
derzeit im der öfterreichifchen (vecte polnischen) Negterung jtark ver- 
treten find, leuchtet ohneweiters ein, da dod) die Polen, als Agrarter 
par excellence, naturgemäß für billiges Geld jchwärmen. Die An- 
Hänger der Doppelwährung vecrutieren fich aber nicht nur aus den 
Polen und dem böhmischen Feudaladel, vielmehr ift die überwiegende 
Mehrzahl der Landwirte — und zwar in allen Rändern — der Silber- 
Heilslehre zugethan, die meiften freilich nur in derjelben WWerje, in 
welcher ein Zaglöhner, defjen geiftiger Horizont nicht über die Hade 
und den Schubfarren hinausgeht, dem Socialismus huldigt, d. h. fie 
find weit davon entfernt, die Tragweite ihrer Forderungen zu be= 
greifen. Das gibt jedermann zu, der weiß, wel) große Summe ein- 
gehenden Studiums erforderlich ift, um zu einer Klaren Erkenntnis der 
Währungsfrage zu gelangen. Wenn man deshalb diesbezüglich die 
Berantwortung in der Negel nur den Führern aufhalfen und mit 
der bimetalliftiichen Herde nicht allzu ftreng ins Gericht gehen darf, 
jo bleibt die leßtere doch nicht minder gefährlich, da eben im praftifchen 


*) Wir wollen zur Ehre des Prof. Sueß annehmen, dafs fein bimetalliftifcher Antrag, 
den er in der Ie&ten Neichsrathöfeffion eingebradjt Hat, mit agrariihen Tendenzen nichts 
gemein hat. 
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Leben nicht objective Wahrheiten, fondern fubjective Meinungen ent- 
jcheiden. | 


Pas nun den dritten Cardinalpunkt, die Börfe, betrifft, jo 
fann man mit Beftimmtheit vorausfagen, dafs für diefelbe auch in 
DOefterreich böfe Zeiten Fommten werden. Graf 2edebur hat in feiner 
Antrittsrede, die er in Erwiderung der Begrüßung feiner Untergebenen 
hielt, eine flammende Philippifa gegen die Speculation eingeflochten, 
und am 16. April d. 3. theilte er im Abgeorönetenhaufe mit, daj3 
ev eine Neihe von Mafregeln gegen den Terminhandel in Getreide, 
fowie zur Befchränfung diefes Handels in Erwägung ziehen wolle und 
das Einvernehmen mit den anderen Minifterien bereits angebahnt 
habe. Sofern fich diefe Mafregeln auf die thatfächlich nothwendige 
Keform des Börfenwejens bejchränfen, wäre natürlich nichts dagegen 
einzinvenden. Die öfterreichifche Negierung wird aber gemils nicht 
zögern, dem Beifpiele Deutjchlands zu folgen und den Terminhandel 
in Getreide gänzlich zu verbieten, wenn die Majorität des Abgeord- 
netenhaufes dies verlangen follte, was nicht weniger als unwahr- 
fcheinlich ift. ES darf zwar ald jicher angenommen werden, dafs die 
Regierungsfreife, welche doc) — wenn wir etwa von den Minijtern 
abjehen — auch viele jehr gelehrte Männer umfaffen, an der Nüß- 
fichfeit des veellen Terminhandeld nicht zweifeln, umfomehr ald dies- 
bezüglich überzeugende Unterfuchungen von Brofefjor Conrad vorliegen. 
Wenn fie trogden das Qermingefchäft verbieten werden, fo tft dies 
leicht erklärlich. Es war eben immer das A und DO der mitteleuropätjchen 
Kegierungspolitif, den herrjchenden Barteien in wirtfchaftlichen 
Fragen das weiteftgehende Entgegenfonmmen zu bezeugen, um dafür in 
politifehen möglichft freie Hand zu behalten. Deshalb dürfte auch in 
Defterreich die Aufhebung des Setreide-Terminhandels das nächte — 
allerdings wertlofe — Beuteftüc fein, das die Agrarier nach Haufe 
tragen. 

Wir fehen alfo, dafs die öfterreichijchen Agrarier in die Yuß- 
ftapfen ihrer deutfehen Berufscollegen treten und alle Anzeichen darauf 
hindeuten, dafs Defterreich bald der Schauplag einer intenfiven Agrar- 
bewegung fein wird. AngefichtS diefer Vorgänge ift e8 bedauerlich, das 
in weiten Slveifen der Bevölferung ein tieferes Berftändnis für die 
Harmonie, beziehungsweife Disharnıonie der agrarifchen und ftaatlichen 
Intereffen nicht befteht. Man beurtheilt und. verurtheilt einzelne Cr- 
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Icheinungen, wie 3. B. die Erhöhung der Juderprämten, gelangt aber 
faft niemal8 zu einer einheitlichen Auffaffung der Kräfte, welche 
gegenwärtig in der Volfswirtjchaft Defterreih8 um die Dberhand 
ringen, und deshalb aud) nicht zu einem ficheren Maßftab der Beur- 
theilung, an welchem die agrarifchen und fonftigen Beftrebungen ge= 
mefjen werden müffen. Ein jolches Kriterium gewinnt man nur, wenn 
man fich folgende Fragen beantwortet: Il die Behauptung der Agrarier 
richtig, daS fich die gefammte Landwirtfchaft in einer fchweren Nothlage 
befindet? Sind die von ihnen vorgefchlagenen Heilmittel für alle 
Schichten der ländlichen Bevölferung geeignet? Sind diefe Mittel 
mit der Entwidlungstendenz der öfterreihifhen Bolfs- 
wirtfchaft vereinbar? Und wie verhalten fich die SInterefien der 
beiden Meichshälften zu eimander? Der gegenwärtige Zeitpunkt ift 
befonders geeignet, eine genaue‘ Befprechung diefer DVerhältnijfe als 
actuell erfcheinen zu laffen. Defterreich fteht unmittelbar vor den Neu= 
wahlen zum Abgeordnetenhaufe. Auf den Mitgliedern des neuen Bars 
lantente8 wird eine große Verantwortung laften, denn von ihnen wird 
e8 zum guten Theile abhängen, ob Defterreich Bolfswirtfchaft in die 
Wege geleitet wird, die ihr don der Natur vorgezeichnet find. Im 
folgenden wollen wir nun verfuchen, eine befjere Kenntnis diefer Wege 
zu vermitteln. 

Bon den oben geftellten Fragen werden wir die erjte nicht mit der 
wünfchenswerten Klarheit beantworten können. Wir find über die agrarifchen 
Zuftände Deutjchlands unvergleichlich befjer unterrichtet, al3 über diejenigen 
Defterreichs. Diefes entbehrtvor allem der Grundlage für eine tiefere Kenntnis 
der agrarifchen Berhältniffe — einer landwirtjchaftlichen Betriebsftatiftik. 
Aus diefem Grunde ift e8 beifpielsweife — wie wir fpäter jehen 
werden — nicht möglich, von der Verfchuldung des Grundbefites ein 
flares Bild zu erlangen. Die Vertheilung des Grundbefiges läfst fich 
allerdings mit ziemlicher Genauigfeit aus den Zahlen der Orundfteuer- 
ftatiftif erkennen. Ju Jahre 1893 zählte man in Defterreich 4,392.971 
Srundftenerträger; don je 1000 Örumdfteuerträgern entfallen auf die 
Srundfteuerftufe : *) 

bis 1 Gulden 403 
über le, Im 166 


*) Bol. „Defterreihifches ftatiftifches Handbuh“ pro 1894, ©. 89 und „Oefter- 
reihifhe Statiftit" 44. Bd., 1. Heft (Die landwirtichaftlichen Löhne) 8. III ff. 
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Diefe Zahlen geben den Ducchfchnitt für den öfterreichifchen 
Staat, die einzelnen Kronländer weifen aber erhebliche Berfchieden- 
heiten auf. Die Grundbefiger, deren ordentliche Orumdfteuerleiftung 
1 Sulden nicht überfteigt, machen in den deutjchen Alpengegenden (mtit 
Ausjchluf8 von Zirol und Vorarlberg) 16—23 Procent der Orund- 
jtenerträger aus; in Krain 37, im Küftenland 50, in Tirol-Borarl- 
berg 46 Procent; in den Supdetenländern bewegt fich ihr Antheil 
zwifchen 34 und 36 Procent und fteigt in Galizien auf 46, in der 
DBufowina und Dalmatien bi auf 60 Procent. Von den über 1 Guls- 
den zahlenden Grunditenerträgern fonmen in den Alpenländern 45 bis 
58 Procent auf die Größenfategorien bi8 10 Gulden; in SKrain, 
Küftenland und Tirol-Vorarlberg 74—85 Procent; in Böhmen, 
Mähren und Schlefien 64— 71, in Öalizien, Bufowina und Dalmatien 
87— 94 Brocent. Der Grundbefiß zwijchen 10 und 50 Gulden Grund- 
fteirer ift im der erften Gruppe mit 34—44, in der zweiter mit 13 
bis 25, in der dritten mit 23—29 und in der vierten mit 5—7 Bro= 
cent vertreten. 

Aus diefen Zahlen Läfst fich vor allem eine jehr wichtige That- 
jache feftitellen. Die Grundbefiger, deren Grunditenerleiftung höchjtens 
1 Gulden beträgt, find reine Parcellenbefiger, d. h. der Boden, der ihr 
Eigenthum ift, reicht nicht entfernt aus, um ihnen den nothwendigen 
Lebensunterhalt zu gewähren. Dasfelbe fan im großen und ganzen 
von denjenigen behauptet werden, welche 1—2 Gulden Grumdjteuer 
zahlen. Diefe Kategorien von rumdbefigern bejtehen zumetjt aus 
landwirtfchaftlichen ZTaglöhnern, Handwerkern und Yabrifsarbettern, 
die neben ihrer Hauptbefchäftigung ein Stüdchen eigenes Land be- 
bauen, um fi) den Bezug einiger Naturalien ficherzuftellen und 
überfchüffige Arbeitskraft zu verwerten. Diefe Leute confumteren ihre 
Bodenproducte felbft und müljen in der Negel folche noch zufaufen, 


10 Die Agrarfrage in Defterreid). 


weshalb fie gewiis nicht an hohen, fondern an niedrigen Preijen 
der Iandwirtfchaftlichen Broducte intereffiert find. Wenn wir num aud) 
berückjichtigen, dafs fich die oben angeführte Zahl der Grumndftener- 
träger mit der Zahl der Grumdbefiger nicht vollftändig dedt, da erjtere 
deshalb etwas größer fein wird, weil ein Grnndbejiter mehrmals 
Grundftenerträger fein kann, fo werden wir nichtsdeftoweniger jagen 
müffen, dafs in Defterreih mindeftens die Hälfte 
der &rundbefiger niht al3 Landwirte zu betradhten 
ift, d. h. die Zahl derjenigen, welche die Landwirtjchaft auf eigenen 
Boden als Hauptberuf betreiben, beträgt wenig mehr ald 2 Millionen, 
Zu demfelben Nefultate, das für die Benrtheilung der agrarijchen Zus 
ftände jedenfalls von großer Wichtigkeit ift, werden wir fpäter an der 
Hand der Berufsftatiftif gelangen. 

Aber auch von diefen 2 Millionen Grumdbefigern find nicht 
alle an hohen Getreidepreifen intereffiert, was hervorgehoben werden 
mufs, da doch die Fünftliche Hebung der Getreidepreife der Kernpuntt 
dev agrarifchen Beftrebungen ift. Ein Theil derjenigen Grundbefiger, 
die nicht mehr unter den Begriff der „Barcellen“ fallen, jondern jchon 
felbftändige landwirtfchaftliche Betriebe darftellen, productert nämlich gerade 
Setreide ausfchlieglich oder doch ganz überwiegend für den eigenen Bedarf, 
fo dafs die Befiger diefer Güter von den Schwankungen der Getreide 
preife gar nicht oder in faum nennenswerter Weife berührt werden. 
Natürlich ift die Größe eines Gutes, das in der Negel feinen leber- 
ichufs von Getreide erzeugt, nicht überall diefelbe, da diesbezüglich die 
Fruchtbarkeit des Bodens von entfcheidender Bedeutung tft. In Öegenden 
mit wenig ertragsfähigem Boden werden oft 20 Jod kaum hinveichen, 
um eine Bauernfamilte zu ernähren, an fruchtbaren Drten werden 
auch 10 Joch genügen. In Deutfchland nimmt man allgemein an, 
dafs duchfchnittlich ein Betrieb von 5 Hektar nod) nicht Getreide 
für den Verkauf productert, oder doch mur fo wenig, daj8 der Markt 
preis den Ertrag der Wirtfchaft nicht nennenswert beeinflujst.*) Wenn 
wir für Defterreich eine erheblich geringere Bodenfläche als Grenze 
annehmen, näntlich diejenigen Betriebe, welche 10 fl. Grumdjtener 
zahlen, jo ergibt fich aus den früher mitgetheilten Zahlen, daj8 von 


*) Bol. die Denkjchrift des preußifchen Staatsrathes, welche am 27. März 1895 im 
Berliner „Reichs- und Staats-Anzeiger” veröffentlicht wurde; ferner U. Buchenberger: Agrar- 
wejen und Agrarpolitit. II. ©. 618. — Ein Hektar = 0:57 n.»öfterr. Jod). 
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je 1000 Grundftenerträgern 854 in der Negel fein Getreide verkaufen 
und nur 146 von der Lage des Getreidemarftes mehr oder weniger 
berührt werden, dajs alfo in Defterreich kaum 15 Procent 
der Grundbefiger an hohen Setreidepreifen unmittelbar 
intereffiert find. Diesbezüglich Liegen demmac) die Berhältnijfe in 
Defterreich weit günftiger, al8 in Deutfhland, wo rund 1,200.000 
Betriebe — faft ein Viertel dev Gefammtzahl — regelmäßig Getreide 
verkaufen, während dieg in Defterreich nur bei etwa 660.000 Land- 
wirtfchaftlichen Gütern der Fall ift. Diefe bedeutungsvolle TIhatjache 
wird bei den fpäteren Erörterungen im Auge zu behalten fein. 

Wir wenden ung nun zur Betrachtung derjenigen Momente, 
welche al8 Symptome für eine günftige oder ungünftige Zage der 
(andwirtfchaftlichen Bevölkerung dienen fünnen, Es find dies, da für 
die Entwicklung der Kauf- und Pachtpreife der Gitter in Defterreich aus- 
reichende Angaben nicht vorliegen, insbefondere die Zahlen der landwirt- 
ichaftlichen VBerfhuldungs- und Subhaftationg-Statiftil. Diefe Zweige 
der Agrarftatiftik find im Defterreich fehr unvollftändig ausgebildet, und 
der Grund hiefür Tiegt vor allem im dem früher berührten Mangel 
einer landwirtfchaftlichen Betriebsftatiftil. Denn nur auf Grumd diefer 
wäre e8 möglich, genau feftzuftellen, im welchen Maße dev große und 
wie weit der Feine Grundbefig an der Berfchuldung beteiligt ift, worauf 
es doch vor allem anderen anfommt. Die öfterreichifche Statiftit unter 
fcheidet aber nur zwifchen „Landtäflichem“ Grundbefig, d. t. der vormals 
dominicale Befit, welcher in die Land- und Tehentafeln eingetragen tft, und 
„lonftigem" Grundbefis, d. i. derjenige, welcher weder im die Tand- 
und Lehentafeln, noch) in die Stadt, Berg und Eijenbahnbücher eingetragen 
wırde.*) Nun wiffen wir allerdings, dafs im landtäflichen der große 
und im „fonftigen“ der fleine Grundbefig vorwiegt, aber diefe Be- 
griffe fallen nicht volljtändig zufammen, und es fehlt an jedem Nach- 
weis über die VBerfchuldungsverhältniffe der einzelnen Größenfategorien. 
Meberdies ift zu berückfichtigen, dafs der Landtäfliche und „jonftige“ 
Befiz nicht allein den Landwirtjchaftlichen Grundbefts, fonderit aud) 
Haus- und Induftrialbefig umfafst, wodurch die Neinheit des VBildes 








*) Die weiters ausgefchiedenen Gruppen des „Montan-“ und „ftädtifchen“ Befites 
inteveffieren uns hier nicht. — Bei diefer Gelegenheit mag übrigens bemerkt werden, dafs 
man aud) in Deutfchland über die Iandwirtfchaftlihe Verfhuldung nicht befjer unterrichtet ift, 
obzwar eine vorzügliche Betriebsftatiftif ein genaueres Eindringen ermöglichen würde. 
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einigermaßen getrübt wird. Man ift jedoch gezwungen, diefe Fehler- 
quellen zu vernachläffigen. 

Dei der folgenden Darftellung der Verfchuldungsverhäftniffe 
werden wir und in der Pegel auf die Länder mit geordnetem Grund- 
buchswejen befchränfen, da nur für diefe gleichwertige Daten vorliegen. 
E83 find dies Niederöfterreich, Oberöfterreich, Salzburg, Steiernarf, 
Kärnten, Kain, Böhmen, Mähren und Schlefien. In diefen neun 
Keronländern war die Bewegung im Hppothefar- Schuldenftande 
während der 25 Jahre von 1868 bi8 1892 die folgende: *) 


landtäflicher fonftiger 
Belit Belik Zufammen 
Gulden 


Schuldenftand zur Ende d. Jahres 

167 ..22.2.2020%2.181,501.333 1.223,769.396 1.405,270.729 
Bermehrung des Schuldenftandes 

in den Jahren 1868—1892 . 104,244,618 674,441.885 778,686.503 
Schuldenfiand zu Ende d. Jahres 

1892 0 0 0 2 000. . 285,745.951 1,898.211.281 2,183.957.232 


Um die Schwankungen der Bewegung im Schuldenftande zu 
erkennen, haben wir für fünfjährige Perioden die Welativzahlen  be- 
vechnet. Wenn man den Schuldenftand zu Ende deg Jahres 1867 mit 
100 bezeichnet, jo war der Schuldenftand zu Ende deg Yahres : 


landtäflicher fonftiger 

Befit Belit 
1867 1000 100:0 
1872 116% 1047 
1877 1475 1283 
1882 1470 133 9 
1887 160°3 1446 
1892 1574 1597 


*) Für dies und das folgende vergleiche das umfangreiche ftatiftifche Tabelleniverk, 
welches den Beilagen 71O und TIL zu den ftenographifchen Protofollen des Abgeordnetenhaufes 
(XI. Sejfion 1893) angeheftet wurde. Für das Jahr 1893 bringt das Defterr. ftatift. Hand- 
buch, Jahrgang 1894, die entjprechenden Angaben. — Bei der Deurtheilung der Daten mufa 
beriidjichtigt werden, dafs die thatjächliche Belaftung des Nealbefite8 geringer ift als die 
grundbücherliche, welche durch die obigen Zahlen dargeftellt wird, u. zw. insbejondere deshalb, 
weil viele getilgte Forderungen nicht zur Lösung gebracht werden und e8 häufig vorkommt, 
daj8 Simultanhypothefen wiederholt gezählt werden. Die letteven Beträge find oft jehr be- 
deutend. So Waren im Sahre 1880 in Steiermark bei ber Neubelaftung von 16 Millionen 
Oulden 3 Millionen, in Kärnten von 15 Millionen Gulden 13 Millionen Simultanhypothelen. 
Deshalb ift der Laftenftand günftiger, als er oben ericheint. 
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Aus diefen Tabellen ergibt fich zunächit, dafs die gefammte Öy- 
pothefenfchuld des Ländlichen Nealbefies in den genannten Ländern 
über zwei Milliarden Gulden beträgt. Zu einer richtigen Würdigung 
diefer Ziffer gelangt ma erft, wenn diefelbe zu dem Werte des 
ländlichen Kealbefiges in Beziehung gejett wird. XLebterer befteht aus 
dent Eulturlande und Gebäuden verfchtedener Art. Rofchnann-Hörburg 
hat den Wert des ulturlandes auf Grundlage der Annahme be- 
rechnet, dafs der durchjchnittliche jochweife Eataftralveinertrag den 
Zinsertrag des fich mit 5 Vrocent verzinjenden Capitaldwertes von Einen 
Zoch productiven Bodens vorftelle.*) Er ift zu dem Nefultate gelangt, dag 
der fo ermittelte Bodenwert für jene neun SKronländer in runder 
Sunmte 2.750,000.000 Gulden beträgt. Diefe Zahl ift jedoch nicht 
im entfernteften zutreffend, da der eingejchätte Cataftralveinertrag ganz 
allgemein weit niedriger ift, als der thatjächliche Reinertvag, und 
deshalb eine auf dent erfteren bafterende Berechnung zu einem Ergebniife 
führt, das hinter dent wirklichen Werte erheblich zurüdbleibt. Erfreus 
ficherweife ift es aber möglich, die nothwendigen Correcturen wenigjteng 
infomweit vorzunehmen, dafs man ein annähernd richtiges Bild erhält. 
Nacd) den Unterfuchungen von Inama-Sternegg”*) verhält fich der 
Capitalifierungswert — d. ti. eben der 2Ofache Catajtralveinertrag der 
Grundftüde — bei den Lediglich der Grumndftener unterliegenden Er e- 
cutionms objecten zum erzielten Meiftbote***) wie 100 ; 273. Wir 
müffen daher, um den wirklichen Bodenwert zu finden, die von Nojch- 
mann-Hörburg berechnete Zahl mindeftens mit 273 murltiplicteren, 
Demnac) beträgt der Bodenwert rund 75 Milliarden Gulden, welcent 
eine Belaftung von 22 Milliarden gegenüberfteht. Das Nefultat ift 
alfo, dafs der Ländliche Nealbefig — ungerechnet de3 Wertes 
der Gebäuder — in den’ Ländern mit geordneten rundbuchs- 
wefen ducchfchnittlich mit nicht ganz 830 Procent jeines 
Wertes belaftet ift. 


*), 9. Rofhmann-Hörburg: Der Bodenwert Defterreihd. Statift. Monatsjchrift 
1885. ©. 477 ff. 

**) 9, Inama-Sternegg: Die Nealitätenwerte Defterreihd im Yahre 1886. Statift. 
Monatsjhrift 1888. S. 271, ff. Nachtrag (betreffend Tirol und Vorarlberg) ebenda 1889. 
©. 86, ff. 

*3*) Belanntlih werden die Erecutiongobjecte zumeift unter dem Schäbßungs- 
werte zugefchlagen. 

+) Rofchmann-Hörburg berechnet den Wert der ländlichen Gebäude für die genannten 
neun Kronländer auf rund 338 Mill. Gulden. Wir berücfichtigen diefe Summe nit, um und 
einen gemwiflen Spielraum offen zu lajjen. 
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Das ift jedenfall8 eine jehr mäßige Ziffer und eine treffliche 
‚Uuftration zu dem heute fo Häufig gehörten Ausjpruche, dafs die 
Dodenbefiger vom mobilen Capital in „Schuldfnechtichaft“ gehalten 
jeten. Freilich ergibt fich diefes günftige Nefultat nur im großen Durch- 
jchnitte, in einigen DBefißfategorien wird die Berfcehuldung eine viel be= 
deitendere fein. Leider willen wir darüber jo gut wie gar nicht, denn 
die von der öfterreichijchen Statiftif gelieferten Angaben über die Zahl 
und Höhe der intabulierten Sabpoften fünnen für eine nad) Befit- 
grögen abgejtufte Berfchuldungsitatiftit nicht Exrfag bieten. Wenn wir 
erfahren, dajs in den Jahren 1888—1892 im landtäflichen und „jon- 
jtigen“ Befige des gejammmten Defterreich 1,373.568 Oaßpoften in- 
tabuliert wurden und von diefen 1,211.083 Fälle — 86 PBrocent — 
den Betrag von 1000 Gulden nicht überftiegen haben, jo werden wir 
daraus allerdings den Schlufs ziehen fünmen, dafs der Hhpothefareredit 
in den meisten Fällen vom kleinen und mittleren Grundbefige in Ans 
jprucch genommen wurde, Das ift aber doch ganz felbftverftändlich, da 
diefe Grumdbefitfategorien — d. h. diejenigen, welche bi8 50 Gulden 
Srundftener zahlen — über 97 Procent aller Betriebe ausmachen. Ein 
Schlufs auf die wirtfchaftliche Xage derfelben Läfst fich daraus noch 
nicht ziehen, weil eben die Höhe ihres Schuldenftandes nicht befannt ift. 

Einen befjeren Einblik in diefe Frage werden wir bei der Ber 
trachtung dev Berichuldungs-Urfachen gewinnen, über welche die 
öfterreichifche Statiftik fehr danfenswerte Auffchlüffe gibt. 

In den Ländern mit geordnetem Orundbuchswefen betrug die 

gejanmte Neubelaftung: 














Landtäflicher 
Belit 


Sonjtiger 


Befit Zujammen 








In den Jahren Durd) 


Sud een 











Erbtheile und 





15,175.346 | 426,009.751 











träge 

















1868-1892) gerunäentnin 441,185.597 
intabulterte 
1878—1892 | Kaufichillings-| 20,628.183 | 389,721.964| 410,350.097 
reite 
18781892 | „arlehensber- || 995 098.616 |1.152,306.388|1.357,335.004 
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Landtäflicher Sonjtiger 
In den Jahren Durd) DBefit Belit 
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Zufammen 














Sautionen (für 
Bank: und 54,841.364 | 293,489.307| 348,330.671 

1878 — 1892 || Steuerceredite, 
empfang. Hei- 
ratsgut 2c.) 














ie: Auftifteierte 910.379 21,172.843| 22,083.222 
18781892 Pränotationen 

"Ra executive r : 
1878—1892 anuletinnen 6,344.800 | 150,162.642| 156,507.442 




















Aus den Angaben über die unfreiwillige Delaftung, 
welche durch die zwer leßten Gruppen dargeftellt wird, geht unzweifel- 
haft hervor, dafs fic ein Theil der Grumdbefiter, befonders der mitt- 
[even und fleinen, in einer gedrüdten Page befindet. Darauf weist 
aud) die TIhatjache hin, dafs der durchfchnittliche Betrag eines Falles 
für den „fonftigen“ Befiß bei den juftificterten Pränotattonen von 
502 fl. im Sahre 1878 auf 471 fl. im Jahre 1892 gejunfen tft 
und bei den exrecutiven Sutabulationen von 217 auf 138 fl. im den- 
jelben Iahren. Das läfst auf eine Verminderung dev Zahlungsfähig- 
feit einzelner Kreife der Agrarbevölferung jchließen. Wenn jedocd heute 
der Nücgang der Getreidepreife als der erjte und faft allein ausjchlag- 
gebende Grund für die ungünftige Lage der Landwirtichaft Hingejtellt 
wird, wie e8 fehr allgemein der Yal ift, jo muf8 dem entjchteden 
widerfprochen werden. Wir jehen, welch enorme Beträge ald Erbtheile 
und Keftfauffchillinge auf den Gütern laften, und es ift befannt, dafs 
diefe Verfchildungsfategorien, welche doc mit den Marktconjumnceturen 
der Producte nicht im Zufammenhang ftehen, fehr häufig zuv Urjache 
de3 landwirtfchaftlichen Niederganges werden. Die Ziffern der anıt- 
lichen Statiftik Sprechen hier eine deutliche Sprache: Bon allen Fällen 
des Erbganges waren in den 25 Yahren, von 1868—1892, dırcch- 
ichnittlich 56°7 Procent mit Neubelaftung verbunden, und diejer Durc)- 
fchnitt wurde in vielen Jahren bedeutend überftiegen; dabei betrug 
die durchjchnittliche Belaftung des Erbgutes durch den Erbgang 257 
Procent. Und von allen Berfäufen in der Zeit von 1878—1892 waren 
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durchjchnittlich 20 Procent mit Neubelaftung durch Kauffchillingsrefte 
verbunden, wober der durcchichnittliche Kauffchillingsreft von Kaufpreife 
im Mittel der früher genannten nem Kronländer 172 Procent, im 
Böhmen 20°8, in Vorarlberg 29°6 und in Tirol jogar 30:9 Procent 
betrug. Dabet it natürlich innmer zu berüdjichtigen, daj8 außer diejer 
eubelaftung zumeift noch andere, auf dem Gute bereit3 haftende 
Hppothefarfchulden zu übernehmen find. So gejchteht es leicht, dajs 
dem Landwirte von vornherein die Eriftenzmöglichkett benommen ift. 

Es ijt jedenfalls intereffant, aus der früher aufgeftellten Tabelle 
über die procentuale Berfchuldungszunahme zu entnehmen, dafs jowohl 
beim Landtäflichen, als auch bein „fonjtigen“ Befit die größte Zus 
nahme des Schuldenftandes — 30°8 und 23°6 Procent — un die 
Jahre 1872—1877 fällt, alfo in eine Zeit, welche die höchiten Ge= 
treidepreife des Jahrhunderts aufweist. Damals hatten fich mehrere 
Umstände vereinigt, un die Preife der Cerealien auf einen Stand zu 
treiben, der heute beinahe als fabelhaft erjcheint. Sur Jahre 1869 
hatte fich dev Weizenpreis auf dem Wiener Marfte noch zwijchen 
89 und 12 fl. per Metercentner bewegt, 1871 jchwankte er zwifchen 
123 und 15°5 fl. Diefe Steigerung war verurfacht einerfeits durch 
den großen Brotbedarf der aus dem deutfchefranzöfiichen Kriege heint- 
fehrenden Armeen, und andererjeitS wujste damals in Deutjchland 
eine Gefellfchaft Hochadeliger Specilanten ihrer patriotifchen Freude 
über die deutjchen Stege nicht anders Ausdrud zu geben, als durch 
Infcenierung eines großen Werzen- und Kornringes. In den Jahren 
1873/74 hatten dann die mieilten der maRgebenden Productionsländer 
Mifsernten zu verzeichnen, jo daj8 der Weizenpreis 1873 vorüber- 
gehend mit 18°6 fl. notierte, eine Höhe, die niemals wieder erreicht 
wurde, In der ftarken Zunahme dev Berfchuldung während der Jahre 
1872— 1877 fommen eben die mannigfachen Wirkungen und Nach- 
wirfungen der Speculationgkrijis von 1873 zum Ausdrud, an welcher 
fich Hoch und Niedrig, Stadt und Land betheiligt Hatten, und e8 
zeigt fi demnach, dajs hohe Getreidepreife allein noc, nicht die 
Kraft befizen, das Wohlergehen der Landwirte ficherzuftellen, obzwar 
das Gegentheil anzunehmen wäre, wenn man den heute gangbaren 
Behauptungen Slauben jchenfen würde. Dajs aber die Getreidepretfe 
für die Wirtjchaftsbilang der großen Betriebe in den meiften Fällen 
von einfchneidender Bedeutung find, fan natürlich nicht geleugnet wer- 
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den, und die Befiger derjenigen Landwirtfchaftsbetriebe, welche vorzugs= 
weife auf dem Bau der erealien bafieren, find heute wahrlich nicht 
zu beneiden. Ja, man möchte faft zu der Anficht gelangen, dafs die 
Bedeutung der Getreidepreife fogar jtatiftiich erfajst werden fann, 
und zwar in der Kategorie der Berfchuldung durc) Darlehensverträge. 
Berfolgen wir diefelbe in den einzelnen Jahren. Die Neubelaftung 
duch Darlehensverträge betrug : 











Landtäflicher Sonftiger 
Im Jahre Befig Befik 


Se eeett 





— 











1878 10,754.249 | 73,081.012 
1879 13.228.374 | 70.631.046 
1880 12.108.191 | 74.991.226 
1881 8.119.147 | 77.146.697 
1882 8.226.955 | 72.366.943 
1883 15.389.941 *)| 68.295.716 
1884 16.207.678 | 72.106.769 
1885 20.255.800 | 74.620.567 
1886 21.173.664 | 75.232.258 
1887 14.972.044 | 79.373.080 
1888 10.386.342 | 77.244.317 
1889 11.813.606 | 80.078.697 
1890 9.624.922 | 83/367.909 
1891 7.577.200 | 84.803.791 
1892 11.126.303 | 88.966.360 


In die Gruppe der Neubelaftung durcch Darlehensverträge fallen 
alle Aufwendungen für Inveftitionen und Meliorationen. Da jedoch 
in Deiterreich diefer Aufwand notorifch ein jehr geringer ift, Fann mit 
Recht der Schlufs gezogen werden, dafs ein großer Theil der frag- 
lichen Berfchuldungsfategorie Confumtivcredit darftellt, d. h. 
dafs etwaige Wirtfchaftsdeficite durd) Ynanfpruchnahme des Dhpo- 
thefar-Credit8 gededt wurden und demmach im diefer Kategorie zum 
Ausdrud gelangen. Hier ift num beim landtäflichen Belis ein gemiffer 
Parallelismus zwifchen den Bewegungen der Getreidepreife und der 
Neubelaftung offenfichtlih, da die Fälle der Höchiten Neubelaftung mit 
den tiefiten Getreidepreifen in den Jahren 1883—1889 zufanımen- 
treffen. Mit dem Steigen der Preife in den Jahren 1890/91 nimmt 
die Verfchuldung ab und fteigt dann wieder, während die PBreije jinfen. 


* Nach Abzug eines Prioritätsanlehens der Alpinen Montangefellichaft im Betrag 
von 24 Millionen Mark. 
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Der Zufammenhang zwifchen Getreidepreifen und Neubelaftung fann 
jelbftredend nur vielfach überdedt erjcheinen durch einen Mlehr- oder 
Minderaufwand fir Meliorationen 2c., durch den Einflufs, den die 
PBreife der übrigen Yandwirtfchaftlichen Producte anf das Wirtichafts- 
ergebnis ausüben u. f. w. Sofern aber der angedeutete Zufanımen- 
hang hier wirklich zum Ausdrud fommen jollte, was natürlich nicht 
mit Zuverficht behauptet werden fan, wäre er leicht erflärlich, weil 
eben der Großgrundbefig feine Haupteinnahne in der Negel aus dem 
Setreideverfaufe bezieht. Dagegen zeigt fie) beim „jonftigen“ Befit 
im großen und ganzen eine continuterliche Zunahme der 
Peubelaftung, welche feit 1889, aljo feit dem neuerlichen Steigen der 
Setreidepreife, fogar den höchften Stand aufweist. Für die Berjchul- 
dung des fleinen Befies fan eben der Nüdgang der Öetreidepreife 
ebenfowenig einen ausreichenden Erflärungsgrund abgeben, wie der 
Preisfall der Wolle, des Spiritus und Zuders, da der Schwerpunkt 
des bäuerlichen Betriebes gewöhnlich nicht in diefen Productionszweigen, 
Jondern — wie wir Später jehen werden — in der Viehzucht Liegt. 
Und da die Preife der thierifchen Producte bisher im der Wegel be- 
friedigende waren, muj8 der Rüdgang des bäuerlichen Wohlitandes 
-insbefondere „Leichtfinn und Unverftand“ zur Urfache haben. Das 
würde ohne Zweifel entfprechend belegt werden fünnen, wenn Defter- 
veich, gleich den meiften deutfchen Einzelftaaten, gleich) England, Sranf- 
reich und Dtalten, eine landwirtfchaftliche Enquete aufzumwerfen hätte. 
Es ift übrigens fehr bezeichnend, daf8 fich die Vertreter der Landwirt- 
ichaft in Defterreich geradefo wie in Deutfchland zumeift gegen die 
Abhaltung einer Agrar-Enquete ausgefprochen Haben,*) angeblich weil 
eine folche nur „Zeitvergeudung“ (!) jei, in Wahrheit aber, weil die 
Herren befürchten, da8 Dogma von der „gänzlich umderfchuldeten“ 
Kothlage der Bauern fünne allgemein ind Wanfen gerathen. 

Bevor wir in die Beprechung der Viehzuchtsverhältnijje ein- 
gehen, müfjen wir uns noc, mit dev Subhaftattong-Statiftit befafjen. 
In den Yändern mit geordnetem Orundbuchswejen betrug die Zahl 


*) Bergl. die Verhandfungen des üfterr, Abgeordnnetenhaufes iiber die Veranftaltung 
einer landwirtfhaftlihden Enqudte in den Situngen vom 10., 11. November 1895, befonders 
die Eontra-Neden der Abgeordneten Kaifer, Jar u. a. Eine vortreffliche Aede hielt damals 
der Abgeordnete Dr. Marchet, der die Enqudte warm befürmwortete, — Der Aderbauminifter hat 
fi) bereit erflärt, troß de3 ablehnenden Botums des Herrenhaufes die Enquöte durchzuführen, 
feither ift e8 aber davon ganz ftille geworden. 
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der executiv verfauften Ländlichen Realitäten 4990 im „Jahre 1868 
und 8614 im Jahre 1892, e8 ift demmac in diefen 25 Jahren eine 
bedeutende Steigerung eingetreten. Doch mus bemerkt werden, dafs 
die Zahl des Jahres 1892 — und auch die des Jahres 1893 mit 
7572 Fällen — gegen die Ziffern früherer Jahre zurücdgegangen tft, 
für welche über 9000 und auch über 10.000 erecutiv verfaufte Kealt- 
täten nachgewiefen werden. Bon befonderem Intereffe ift jener Theil 
der öfterreichtfchen Subhaftations-Statiftif, welcher die Erecutionsfälle 
nach der Höhe des Meiftbotes abftuft, weil wir hierdurch einen ziemlich 
genauen Einblid in die Frage gewinnen, welche Befitfategorien der 
Bergantungsgefahr in befonders ftarfen Maße unterliegen. Die Öe- 
fanımtzahl der Ereeutionsfälle im Landtäflichen und „jonjtigen“ DBefite 
aller Kronländer betrug während der Jahre 1888—1892, abgeftuft 
nach) Kauffchillingen : 




















Erecutiver Kaufjhilling in Gulden | Zahl der Fälle 
bis 100 9.619 
iiber 100 200 7.364 
92005 44 300 5.598 
ee 400 4.369 
22007", 500 3.685 
TRIER 600 2.879 
ao N 706 2.304 
oT 800 2.119 
HERBUNTN,, 900 1.552 
+, 1.000 2.945 
zujammen „ 1.000 42.434 
über 1.000 ,, 10.000 11.598 
„10.000 ‚„, 100.000 920 
‚, 100.000 22 
Summe... 60.934 





Hieraus ergibt fich zunächft, dafs mehr als zwei Drittheile 
fämmtlicher Fälle auf die Meiftbotgeuppe bi8 1000 fl. entfallen. Auf 
diefe Thatfache wurde mehrfach, auch von der Negterung in Negte- 
vumgsvorlagen, mit befonderer Rithrung hingewiefen, indent man jagte, da8 
jet ein fprechender Beweis für die traurige Lage des Hleineren Yandwirtes. 
Wenn wir jedoc) etwas näher zufehen, ftellt fich die Sache minder fchredfhaft 
dar. Denn unter denjenigen Realitäten, welche ein Meiftbot von höchitens 
1000 fl. erzielten, befinden fi) fehr viele, die als „Parcellen“ be- 
zeichnet werden müfjen, das heißt — wie wir fchon früher ausgeführt 
haben — folche Grundftüde, die ihren Eigenthümern nur ein Neben 
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einfommen gewähren, während die Eriftenz diefer Perfonen auf 
Handarbeit, Gewerbebetrieb u. a. beruht. Sn die Kategorie der Par- 
cellen müfjfen wir — von ganz vereinzelten Ausnahmen abgefehen — 
mindeftend alle diejenigen Fälle einveihen, welche ein Meiftbot von 
höchjteng 500 fl. erzielten, das find 80.685 Fälle. Hieraus ergibt fich 
aber, dafs die Hälfte aller &Erecutionsfälle Berfonen 
getroffen hat, welde nit als Landwirte betrachtet 
werden fönnen — Kleinhäusler, Arbeiter u. f. w. Diefe Exjchei- 
nung ift nicht nur in Defterreich, fondern faft in allen Ländern zu 
beobachten?) und Leicht erflärhih. Es ift allgemein bekannt, dafs 
Arbeiter 2c., wenn fie ein Stüdf Land erwerben, in der Negel den 
größten Theil des Kaufpreifes als Hypothef am Boden haften laffen. 
Wenn dann eine Zeit der Arbeitslofigfeit fommt und fie die Zinfen 
nicht zahlen fünnen, werden fie vergantet. In diefen Exrecutiongziffern 
font daher nicht die Yage der Landwirtfchaft, jondern weit eher — 
wenn wir ind Detail eingehen würden — die Situation des betreffen- 
den localen Arbeitsmarftes zum Ausdrude Das hindert 
jedoch nicht, dafs uns diefe FKleinften Landbefiger, wenn e8 gerade 
paist, als „Landwirte“ aufgemübtt werden. Daf8 aber die Herren 
Hofräthe des Aderbauminifteriums über die Qualität der Parcellen- 
befiger feineswegs tm Unflaren find, Haben fie vor kurzen dargethan. 
‚In dem Motivenbericht zur Negierungsvorlage betreffend die Errichtung 
von DBerufsgenofjenjchaften der Landwirte**) findet fi ©. 37 folgende 
Stelle: „Die Befiger Eleiner Orundparcellen werden oft viel mehr den 
Charakter von Arbeitern oder Gewerbetreibenden, als von Landwirten 
an ji) tragen, und während fie infolge defjen oft weniger in die Lage 
fommen, fih an den wirtjchaftlichen Aufgaben der Berufsgenoffen- 
ichaften zu betheiligen und von denjelben Bortheil zu ziehen, ..... 
fönnten fie andererjeitsS durch ihre numerifche Uebermacht in manchen 
Zändern ermen vielleicht unberechtigten Einfluf8 in der Genoffenfchaft 
gewinnen,“ Woher fommt hier plößlich diefes volle VBerftändnis für 
den nichtelandwirtichaftlichen Charafter der Parcellenbefiser? Das 

*) Bergl. beijpielsweife: Bäuerliche Zuftände in Deutfchland (in Schriften des 
„Bereines für Socialpolitif“), 3 Bd. 1883. In den meiften diefer Berichte wird hervorge- 
hoben, dajs die Kleingütler für alle Wechjelfälle und Eonjuncturen am empfindlichften find. 
Ebenfo in der badischen Engnöte u. a. 

**) 1388 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes, XI. 
Seifion 1896. 
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Küthfel Löst fich, wenn man fieht, dafs es fi in diefer Negie- 
vungsvorlage darum handelt, die mit Örundbefig audge 
ftatteten Taglühner von der Berufsorganijation 
auszufchließen, damitdiecoalterten großen Örund- 
beftger vom den Lleinen bei der Sefjesung Der 
AUrbeitsbedingungen nicht geftört werden!... 

Wenn demnac, das Bild, welches die Statiftif dev Subhafta- 
tionen bietet, feineswegs ein jo trauriges tft, als man gewöhnlich an- 
zunehmen feheint, fo ift e8 doch nicht gerade erfreulich, da in Defter- 
veich von den VBollbauern — als welche etwa diejenigen angenonmten 
werden fünnen, deren Güter ein Meiftbot zwijchen 1000 und 20.000 
Gulden erzielten — in der Zeit von 1888 bi8 1892 ducchjchnittlich 
jährlich 3650 fubhaftiert wurden. Wir werden die Haupturjache diefer 
Erfcheinung in den Verhältniffen der Brehzucht finden. E8 wurde |chon 
oben darauf hingewiefen, dafs diefe die Bafis bildet, auf welcher der 
bäuerliche Betrieb zumeift beruht, und Heute tft das noch in weit 
ftärferem Maße der Fall, als früher, werl dem Bauer durd) die Ber- 
befferung der Commmmicationsmittel Gelegenheit geboten wurde, die 
thierifchen Nebenproducte — Milch, Butter, Eier 2c. — rajcher und 
beffer zu verwerten. Die folgende Tabelle gibt num den ftatiftifchen 
Ausdruf für die Bedeutung, welche der Biehzucht rückjichtlich des 
fleinen und mittleren Grumdbefiges zufonmt.”) 

Bon je 100 Örumbdeigenthümern in Defterreich: 











im Befite von 


Stüde der betreffenden VBiehart Vferden | Rindern | Schweinen 




















befiten 
1 oder 2 18:64 | 4527 | 6819 
3—5 1920 | 332% | 20:80 
6-10 se ee 
11-20 0:36 ie 
91-50 0:30 1:04 0:39 
iiber 50 0:08 0:19 0:03 





Ferner ift zu erwähnen, dafs von je 100 Grumdeigenthümern, 
die int Befige von Ziegen find, 8459 nur 1 oder 2 Stüd haben, 
3—5 Stüde 9:85, mehr als 5 Stüde 5°56, und von je 100 Grumd- 








*) VBergl. 5. Rauchberg: Die Bevölkerung Defterreichs. Wien, 1895. ©. 457 ff. 
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eigenthümern, die Schafe befigen, haben deren 1—5 5547, 6—20 
37:02, 21—50 6'14, über 50 1:37. Durch diefe Ziffern fonımt e8 
Ihlagend zum Ausdind, dafs die Viehhaltung. ganz überwiegend in 
den Händen der Kleinen Grundbefiger liegt und fonac) das Wohler- 
gehen derjelben mit dem Gedeihen der Biehzucht enge verknüpft ift. 
Um jo bedeutungsvoller find die Ergebniffe der letten Biehzählungen. 
. &8 betrug der auf Ninder reducierte Viehbeftand 




















auf 1 Duadrat- auf je 100 
im Sabre im Ganzen filometer der %: 

\) 3 ee aba’ 
1869 10,753.282 36 93 
1880 11,952.218 40 54 
1890 12,287.631 41 51 




















Hieraus ergibt fich die wichtige Thatjache, dafs der Viehbeftand 
in Defterreich feit dem DBeginne der gegenwärtigen Agrarfrifis (von 
1880 bi8 1890) zwar abjolut zugenommen hat, aber im Berhältnis 
zur Devölferung erheblich zurüdgegangen tft, indem auf je 100 Ein- 
wohner im Jahre 1880 noch 54, 1890 nur mehr 51 Stüd Örof- 
vieh entfielen. Das bedeutet: Während in diefer Periode 
die ortSanwefjende Bevölferung um 791 Procent 
zunahbm, bat jich DderViehbeftand nurum 282 Brocent 
vermehrt „m Einzelnen ftellt fi) die Sache aber noch viel be- 
denklicher dar. „ISusbefondere ft hervorzuheben, dafs eine halbwegs 
beachtenswerte Bermehrung der Nindviehbeftändemur in Steier- 
mark, Oalizien und Dalmatien ftattgefunden hat, dagegen in allen 
anderen Sronländern, auch in den Alpengebieten, mehr oder 
weniger ein empfindliher Küdgang eingetreten if. Das ift 
übrigend nicht nur für den Landwirt, jondern auch für den Städter 
von größter Bedeutung, denn die Verminderung des heimifchen Vieh- 
jtapel8 in Verbindung mit den häufigen, oft ganz ungerechtfertigten 
Örenziperren hat die Sleifchpreife auf eine Höhe getrieben, welche für 
die großen Mafjen unerjchwinglich if. Im Defterreich ift das Fleifch 
für die ärmere Bevölkerung nicht Nahrungsmittel, fondern Lurus- 
artifel, und e8 bedarf wohl feiner großen Gelehrjamkeit, um einzu- 
jehen, daj8 diefer Zuftand die phyfifche Entwicklung der Maffen auf 
da8 nachtheiligfte beeinflujst. Ein fprechender Beweis dafür find 
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übrigens die Ergebniffe der Affentierungen, die ich immer ungünftiger 
geitalten. : 

Der Bauer hat alfo die Grundlage feiner Eriftenz; — den 
Bichbeftand — theils abfolut, theils velativ deterioriert, und es famı 
ung demnach) nicht wunder nehmen, daj3 fich die Staffe der Fleinen 
Grumdbefiger da und dort in einer gedrücten Tage befindet. Und die 
Urfachen find „Leichtfinn und Unverfland“. Im allgemeinen Läfst fich 
diefe Ueberzeugung freilich mw aus gelegentlichen Borfüllen und vder- 
einzelten Beobachtungen: gewinnen, bezüglich einiger Alpengebiete 
Defterreichg Liegt aber ein jehr danfenswerter Bericht von Profeljor 
Wilkens vor,*) der die Entwidlung dev Viehzucht in jenen Öegenden 
jahrelang verfolgt hat. Nach feiner Anficht vichtet den Alpenbauer die 
Naturalwirtfchaft zugrunde Die Bauernfitte in den djter- 
veichifchen Alpen duldet es nicht, daj8 Milch und Butter verkauft und 
fo den Dienftboten entzogen werden. Alles wird im Haufe verzehut, 
wodurd dem Bauer eine wichtige Einnahmsquelle verloren geht. Da3 
ift auch der Grund, warum Meolfereigenoffenfchaften, die anderwärts 
äußerst wohlthätig gewirkt Haben, im dem öfterreichijchen Alpen mr 
ganz vereinzelt und nur in Tirol, Vorarlberg und Kärnten vorkommen. 
Der Getreidebau bringt in den Alpen kaum einen Neinertvag, troßden 
baut der Bauer Weizen für den Kuchen, Roggen und Gerfte zum 
Brod, Hafer für das Vieh, ferner Flach für Yeinwand u. j. w., fo 
dafs er faft alle feine Bedürfniffe durch) Eigenproduction dedt. J nz 
folge diejer vielfeitigen Thätigfeit bleibt ev aber 
auf allen Gebieten ein Dilettamt, die Erträge der Zweige 
feiner Wirtfchaft fteden alle unter dem Duchichnittsmaße, und jo 
muss er fchließlich zugeumde gehen. Wenn erjid aufdie Bieh- 
zuhtbejhränfen würde, fönnteergut projperteren, 
freilih müfsteer noch vieles lernen. 

Dazu fonımt, dafs der Bauer fehr häufig nicht einfichtig genug 
ist, um den Berlodungen der „Sagdherren“ zu widerjtehen, und er 
(äfst fich ausfaufen, ohne zu bedenken, dafs er dadurd) den Aft ab- 
fägt, auf welchem ex fitt. So find im Gerichtsbezirt Aflenz 47 Güter, 
welche einen Nindvichbeftand von 820 Stück aufwiefen, in Yagd- 
gründe verwandelt worden. Im Gerichtsbezivt Mariazell wide „die 





*) Die Bewegung des Nindviehftandes don 1880-1890 in einigen Alpengebieten 
Defterreichd. Statift. Monatsfchrift 1892. ©. 309 ff. 
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Kräuterin“, eine Alpe, auf welcher 800 Ninder geweidet hatten, für 
die Jagd eingefriedet. Sm Gerichtsbezirke Zell find 16 Alpen (dev 
fünfte Theil des ganzen Alpengebietes im diefem Bezirke) der Viehzucht 
entzogen worden. Das ganze Karwendelgebivge ift für den Auftrieb 
abgejverrt. In Steyerling hat Fürft Schaumburg-?ippe feit dem Jahre 
1878 feinen Grundbefiß verdreifacht, fein Sagdgebiet umfafst 15.000 
Joh. Im Mühlviertel Hat der Herzog von Coburg-Gotha mehr als 
20 Bauernhöfe aufgefauft. — Das find natürlih nur einige Bei- 
jptele. Obzwar diejelben genügen, um zu erkennen, wie gefährlich die 
Auffaugungstendenz des Großgrundbefiges für den Bauern ift, wollen 
wir doch noch eine Stelle aus einer amtlichen, vom Acderbauntini- 
ftertum herausgegebenen Schrift anführen. Der Berfaffer derfelben 
jchreibt bezüglich Salzburgs:*) „Der gefammte Ninderftand betrug 
nach der Zählung im Dahre 1890 143.484 Stüf und ift fomit 
gegen den Stand vom „Jahre 1880 um 6097 Stüd oder 4:1 Pro- 
cent... gejunfen Diefe Abnahme ift um fo bemerfengwerter, 
als jchon die Zählung 1880 eine Abnahme um 10°6 PVrocent gegen 
1869 aufwies. Die Urfachen diefes nicht bloß zeitweiligen, fondern 
jeit Sahrzehnten conftant beobachteten Nücganges dürften wohl nicht 
allein in den früher angeführten geringeren Futterernten gefunden 
werden, jondern wohl au) in der von der landwirtfchaftlichen Bes 
völferung jchon wiederholt al8 Urfache angegebenen Verringerung der 
Weide duch die für die Waldeultur nothwendigen größeren Schon- 
legungen und duch den überhandnehmenden Berfaufvon 
Alpen an Jagdbefiger“ Dajs mitunter recht umwirdige 
Mittel angewendet werden, um die Bauern zur diefen Berfäufen zu 
bewegen, ift TIhatjache. 

Was Böhmen betrifft, fo ift e8 befammt, dafs in Hopfengegenden 
die Bauern faft ausjchlieglich Hopfencultur betreiben und dadurch ihr 
Wohl und Wehe von diefer einen Pflanze abhängig machen. Diefer 
Dorgang ift aber geradezu ein Hazardpiel, weil der Hopfen fehr 
ftarfen Preisfchwanfungen unterliegt. Es ift jchon vorgefommen, dafs 
in Böhmen ganze Dörfer nad) einer oder zwer:fchlechten Hopfenernten 
an den Betteljtab gebracht waren, was natürlich nichts Erxftaunliches 





*) 3. Zoepf, Verhältniffe der Viehhaltung und Viehzucht in Defterreih. Wien 1894, 
©. 16. — Bl. ud) T. W, Teifen, Das fociale Elend ıc. Wien 1894, ©. 8 if. — NRofegge 
hat da8 Bauernlegen anfchaulich gefhildert in feiner Erzählung: Safob, der Lette. 


F 


Die Agrarfrage in DOefterreich. 25 


ift, wenn die ganze Exiftenz in diefer Weife auf eine Karte gefett 
wird. *) Auc diefe Kreife würden gut thun, wenn fie der Viehzucht 
größere Aufmerffamfeit jchenften, wie denn überhaupt bet allen Auto- 
vitäten darüber feine Meinungsverjchtedenheit befteht, dajs im 
allgemeinen der Bauer bei entfpredhender PBieh- 
haltung und Berwertung der Nebenproducteaud 
heute noch leicht beitehen fann und dajs e8 demjenigen 
Dauer, welcher noch ©etreide für den Markt productert, in den 
meisten Yällen nicht jchwer fallen würde, die wünjchenswerte Reduction 
des erealienbaues vorzunehmen und im Yutterbau 2c. Erfag zu 
finden. Dafür befteht in der Negel nur ein Hindernis: „Yeichtfinn und 
Unverftand.“ Diefes fanın aber durd, Kanigerei und Getreide-Exrport- 
prämien nicht befeitigt werden, da gibt e8 nur ein Mittel: Lehren 
und Lernen. 

Wie fteht e8 aber mit den großen Grundbefigern ? Dafs diefe 
an hohen Getreidepreifen jehr ftarf intereffiert find, ijt jelbftverftändlich, 
und dajs fie eine Menderung der Betriebsrichtung im Sinne der 
Einjchränfung des ©etreidebaues weit fchwerer durchzuführen ver- 
mögen, als der fleine Grumdbefizer, dürfte nicht bezweifelt werden. 
E3 drängt Sich demnach bier die Jrage auf, ob die nterefjen des 
Staates und die der Oroßgrundbefiger bi8 zu dem Grade identisch 
find, dafs diefen — da fie num einmal bis zu einem gewifjen Grade 
auf den Getreidebau angewiefen find — in der von ihnen gewünfchten 
Weife geholfen werden müffe, d. h. durch hohe Getreidezölle oder der- 
gleichen. Das ift aber eine Frage, die einer eingehenden Krörterung 
bedarf. 


2. Die Entwidlungstendenz der Volfswirtichaft 
Defterreidh®. 


nfangs Februar 1896 machte der preußiiche Kandwirtfchaftsminifter 
Freiherr don Hammerftein im preußifchen Landtage folgende 
Aruferung: „Ich erkläre ganz beftimmt, daf8 die gegenwärtige Ne- 
gierung jedenfalls nicht glaubt, die preußifche Monarchie fer ein ‚In= 


*) E38 ift zu beachten, dafs wohl eine Wirtjchaft, die ausfchlieglih Hopfenbau treibt, 
nicht aber eine folhe, die vorzugsweife auf Viehzucht bafiert, ein aleatorifched Moment auf- 
weist, da der Ertrag der Biehhaltung bei richtiger Wirtfchaftsführung relativ geringen 
Schwankungen unterworfen ift. 
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duftrieftant und müfje e8 werden.“ Hierauf folgte ftürmifcher Beifall 
auf der rechten Seite des Haufes. 

Diefer Vorfall ift ungemein bezeichnend für das geringe Maß 
von Berftändnis, das die Agrarier der natürlichen Entwidlung des 
volfswirtfchaftlichen Organismus entgegenbringen, Jedermann, der fich 
ernftlich mit wirtfchaftsgefchichtlichen und ftatiftifchen Studien befajst 
hat, weiß zue Genüge, daj8 einige der modernen Culturländer Längit 
aus dem BZuftande des Aderbauftaates in den des Induftriejtaates 
übergetreten find, d. 5. dafs der Schwerpunkt der Bolfswirtichaft 
diefer Ränder, welchen früher die Landwirtjchaft bildete, heute ganz 
überwiegend in den imduftriellen, commerciellen und den jogenannten 
freien Exrwerbszweigen Liegt. Die treibenden Urfachen diefer Erjcheinung 
find die Handelsbeziehungen, welche von den heutigen Iuduftriejtaaten 
in früheren Cntwielungsitadien angefnüpft worden waren und zur 
Bermehrung, fowie Berbefferung der gewerblichen Thätigfeit Anregung 
gegeben hatten, ferner der Neichthum des betreffenden Landes an Woh- 
und Hilfsftoffen für die Induftrie, befonders an Eifen und Kohle, 
dann die technifchen Fähigkeiten der Bevölkerung und zahlreiche andere 
Momente, in deren Erörterung wir hier nicht eingehen fünnen, da uns 
dies von unferem eigentlichen Thema zu weit abführen würde. Je 
nachdem diefe Wactoven in größerem oder geringerem Dlafe, früher 
oder fpäter vorhanden waren, ift das velative Zurüdtreten der 
agrarifchen ntereffen im den betreffenden Staaten jchon vor 
langem, oder exft feit verhältnismäßig furzer Zeit erfolgt. ©o 
hat fich diefer Umfchwung in England vorzugsweife in der erjten 
Hälfte unferes Sahrhunderts vollzogen, in Deutjchland während der 
70er-Jahre. Dajs aber Deutjchland Heute ein „‚Imduftrieftaat par 
excellence ift, fann nur derjenige leugnen, welcher das Verhältnis der 
wirtichaftlichen Kräfte diefes Landes nicht kennt oder — nicht kennen 
will. Wir begreifen fehr wohl, dafs diefe Thatjache den deutjchen 
Agrariern üufßerft unbequem ift, dagegen fann man nicht einjehen, 
welchen Bortheil fie von einer Erklärung, wie der ded preußijchen 
Landwirtfchaftsminifters, erwarten. Denn ein Wirtfyaftsförper, welcher 
die Tendenz zeigt, feinen Schwerpunft inmer mehr von der agrarijchen 
auf die induftrielle Seite zu verlegen, fanı diesbezüglich wohl gehemmt, 
aber nicht gänzlich daran gehindert werden, wofür Defterreihh — wie 
fich im Folgenden ergeben wird — ein [prechendes DBeijpiel ift. 
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Dafs auch Defterreich fich auf dem Wege zur Induftrialifierung 
befindet, auf welchem England und Deutjchland bereit3 ein großes 
Stücd zurücgelegt haben, ift in weiteren Streifen heute noch) wenig be= 
fannt, vielmehr ift die Anficht weit verbreitet, da]s Defterreich nicht 
aufgehört habe, ganz überwiegend ein Aderbauftaat zu fein. Fir die 
Benrtheilung diefer Frage gibt e8 eime Reihe von Kriterien, von 
welchen die wichtigften folgende find: die Verufsgliederung der Bevöl- 
ferung; die Fähigkeit oder Unfähigkeit der Yandwirtichaft, die heimtjche 
Bevölferung ausreichend und zu erfchwinglichen Preifen mit Lebens 
mitteln zu verforgen; die Entwieklung des auswärtigen Handels und 
die Betheiligung der Erwerbszweige an den öffentlichen Laften. Bir 
gehen nun in die Erörterung diefer Berhältnifje ein. 

Die öfterreichifche Berufszählung vom Yahre 1890 jcheidet die 
Bevölferung in „Berufsthätige“ (den Beruf felbft ausübende) und 
„Angehörige“ (erhaltene Perfonen), ferner tft aus dev (eteren Öruppe 
die „Dausdienerfchaft“ hervorgehoben worden. Demmac wurden 
gezählt: | 


En EEE EERERSEEEEBERSEREBEEERBERES HE 








Angehörige 
ohne 
Hauptberuf 


Hausdie- 
nerichaft 


Berufsthätige 
Perjonen 


u Perjonen 
überhaupt 


Bevölkerung 





Procent der 
Procent aller 
Berufsthätigen 








Land- und 
Forftwirtichaft13,351.379| 55°9 || 8,469.223| 62°4 4,846.240|| 385.916 
Snduftrie || 6,155.510| 25°8 | 2,880.897|| 21"2 3,134.356 140.257 
Handel und 

Berkehr 2:115.313| ..8:9 845.073| 62 || 1,142.142128.098 
Deffentlihem 
Dienfi und 
freiem Beruf || 2,273.211| 94 |) 1,374.094|| 102 747.1111152.006 
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Zujammen |23,895.413|100 13,569.287| 100 | 9,869.849|1456.277 


















































Die in der Lande und Yorftwirtichaft Berufsthätigen 
gliedern fich nad) ihren Arbeits- und Dienftverhältnig folgendermaßen. 
E3 entfallen auf die: 


Selbftändigen 2,006.764 = 237 Procent 
Angejtellten 22.432 = 0°3 i 
Arbeiter (in feftent Dienftverhältnis) 5,615.133 — 66'3 A 
Zaglöhner 824.894 = 97 R 


8,469.223 = 100 Procent 
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Aus der erften Tabelle ergibt fich, dafs die Land» und Yorft- 
wirtfchaft (inclufive Fifcherer und Waffereultur) 55°9 Procent der 
GSefanmitbevölferung ernährt. Der Landwirtfchaft allein gehören 
550 Procent an, und es find denmac) diejenigen im echte, welche 
jo oft mit Nachdrud hervorheben, dafs die Bodencultur in Defterreich 
noch immer mehr als die Hälfte der Bevölkerung befchäftige Wir 
werden jpäter bei Beiprechung der übrigen Kriterien zur Einficht ges 
langen, dafs dieje Thatfache mit der Behauptung, der Schwerpunft 
der öfterretchtfchen Volkswirtfchaft Liege nicht mehr in der Landwirt- 
Ihaft, nur Scheinbar im Widerfpruche fteht, wir werden fehen, dafs 
ung die Ziffern der Berufsftatiftif über die Bedeutung der Boden- 
cultur für den gefammten Wirtfchaftsorganismus feinen Aufichlufs 
geben. Dagegen ift die Entwidlung der Berufsgliederung befonders 
geeignet, uns über die Richtung aufzuklären, in welcher fich die 
Evolutton der Bolfswirtfchaft bewegt. Die dazu erforderlichen Daten 
ltefern die Berufszählungen der Sahre 1869, 1880 und 1890. Für 
1869 Liegt jedody mur die Gliederung der Berufsthätigen vor, nicht 
auch die der Angehörigen und Dienenden. Wir werden deshalb die 
DBejegung der Land» und Horftwirtfchaft für jene drei Fahre durch 
die Ziffern dev Berufsthätigen darftellen und außerdem für die 
Jahre 1880 und 1890 durch die Zahlen, welche angeben wie viel 
Procent dev gefammten Bevölkerung zu diefer Berufsclaffe gehören. 
Auf die Land» und Forftwirtfchaft entfielen demnach Procente : *) 








Im Iahre | Bon allen Bon der 








Berufsthätigen Sefanmtbevölferung 
1869 6718 
1880 63 55 60:69 
| 1890 62-41 55-88 | 








Der Procentantheil der Landwirtfchaft ift bei den Berufsthätigen 
höher al8 bei der Gejanmtbevölferung, weil die Angehörigen und 
Dienenden den Berufsthätigen gegenüber bei der Landwirtjchaft weniger 
ftarf ind Gewicht fallen, al in der Iuduftrie, dem Handel und 
Berfehr. 

In diefen Ziffern gelangt e8 aber deutlich zum Ausdrud, dajs 
die relative Bejegung der Land» und orftwirtfchaft in fortwährenden 


*) Bgl. Rauchberg, a. a. DO. ©. 261. — Die in der Tabelle angeführte Zahl 55°88 
ift nur der genauere Ausdrud für die oben angefette: 55°9. 





Die Agrarfrage in Defterreic). 29 


Nücgange begriffen ift, d. 5. aljo, dafs ein ftetig jinfender 
Bruchtheil der Bevölkerung die agrarifchen Intereffen 
vertritt und ein ftetig wachjender Procentjat bezüglid 
feiner Lebensbedingungen von dem Öedeihen der nicht 
landwirtfchaftlihen Erwerbszweige abhängig wird. 
Nicht minder Klar tritt diefe Entwidlungstendenz in den Diver> 
genzen zutage, welche bezüglich der Berufsgliederung in den einzelnen 
Kronländern beftehen, denn es ift offenbar, dafs die Gebiete, welche 
wirtfchaftlich verhältnismäßig vorgefchritten find, die Etappe dar= 
ftellen, der die übrigen Länder zuftreben. Bon je 100 Perfonen der 
Gefanmtbevölferung entfallen auf die Landwirtichaft in: *) 





iederäftesrei), . 2. 241 | Sirol,., , 
DOberöfterrig . . . . | 502 | Vorarlberg 

Salaburg . » 2». 2.2) 483 | Böhmen 
Sterermank re want nu) 62 5411, Mähren 

Mirnketwr see en, 1:62:61, Schleften 

en na 3, 11 307291 Saligten 

Trieft und Gebiet . . . 81 | Bufowina . 

Sörz und Gradisfa . . | 692 | Dalmatien. ER 
Serien Molerser ee uot-a 0286 In Ganzen . 











Wir fehen, dafs in Niederöfterreich, Salzburg, Trieft und Ge- 
biet, Vorarlberg, Böhmen, Mähren und Schlefin — aljo in den 
culturell entwieeltften Ländern — die Majorität der Bevölkerung nicht 
mehr der Landwirtihaft angehört und auch in Oberöfterreich dürfte 
dies heute bereit8 der Fall fein, da doch obige Ziffern, welche den 
Stand des Jahres 1890 aufweifen, gegenwärtig überholt find. Da- 
gegen ift die relative Bejegung der Landwirtichaft amı größten in 
Dalmatien, Galizien und der Bufowina — in den pafjiven 
Ländern, Wenn wir dies und das früher Gefagte zufanmenfaffen, 
fo werden wir nicht umhin fönnen zu fagen, dafs Dejterreich in all- 
jährlich wachfendenm Maße den Typus eines „mduftriejtaates aus 
nimmt. 

Die Rafchheit, mit welcher fich diefe Entwidlung vollzieht, ift 
umfo erftaunlicher, al3 gerade in Defterreich die größten Anftvengungen 
gemacht werden, diefe natürliche Evolution möglichht zu hemmen, 


*) Bol. Nauchberg, a. a. D. ©. 280. 
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und zwar gefchteht das in folgender Weife. Große induftrielle Unter 
negmumgen werden heute zumteift in der Korn von Xetiengefellichaften 
gegründet. Diefe werden aber in Defterreich noc, immer ald Ber- 
eine behandelt und unterftehen daher dent Bereinsgejebe. 

Dasselbe beftimmt, dafs die Gründung einer Aetiengejellfchaft 
nur auf Grund einer Conceffion des Miniftertums de3 Innern 
erfolgen dürfe, umd ferner, dafs fich diefes Miniftertum vücfichtlic 
aller den Wirfungskreis eines anderen Minifteriums berührenden An- 
gelegenheiten mit legerem ins Einvernehmen zır jegen habe, d. h. alfo 
in unferem Falle: mit jenem Minifterium, welches durch dag Gon- 
cejfionsgefuch irgendwie tangiert wird. Durch diefe Vorjchrift follte 
beifpielsweife dem Yuftizminifterium Gelegenheit gegeben werden, fich 
über den Schub der Gläubiger bei der Tertierung einer Dbligatton 


zu äußern u. f. w. Damit aber das Einvernehmen zwijchen den 


Minifterten nicht auf dem umftändlichen Wege des fchriftlichen Ber- 
fehres erfolge, wurde im Jahre 1853 — ein Yahr nach dem Erlafje 
de8 DVereinsgefeßes — „Das ftändige Comite in Bereinsangelegenheiten 
oder — wie man dasjelbe gewöhnlich bezeichnet — die Berein$- 
Kommiffion gefchaffen. Diefe beiteht aus den Neferenten des 
Minifteriums des Innern, des Finanzminifteriumg, des Handeldntint- 
fteriums, des Juftize und Aderbauminifteriums, welche vegelmäßtg 
zufammentreten, umt fich über die Concefftionsgefuche zu derjtändigen. 
Während aber das Gefeß den Peferenten der vier lettgenannten 
Minifterien nur in denjenigen Fragen eine Stimme zugefteht, welche 
ihr Neffort berühren, hat fich in der DVereinscommiffion die Prarts 
herausgebildet, dafs alle Neferenten über alle Fragen ihr Botunt ab- 
geben, wodurd) die Gewährung des Bonceffionsgefuches nicht mehr 
vom Minifteriun des Innern allein, fondern von fünf Minijterten 
abhängt. | 

Und welche ift die Wirkung diefer Inftitutton ? 

Nicht genug am dem, dafs das Concejfiong-Syftem längft zu 
einem Anachronismus geworden ift, haben fich in der DVereinscom- 
milfion aud) Einflüffe geltend gemacht, die nicht von fachlichen Er- 
wägungen geleitet waren. So ift e8 bejonders der frühere Aderbau- 
nunifter, Graf yalfenhayn, gewejen, der die DVereinscommiffton als 
willfonmmenes Mittel benütte, um feinen induftriefeindlichen Neigungen 
zu fröhnen, inden er die Bildung von Actiengejellfchaften durch feinen 


a 
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Bertreter in der Conmiffton nad; Möglichkeit hintertrieb. Die Motive, 
welche ihn dabei geleitet haben, liegen Elar zutage, denn der Induftrias 
fismus ift nicht nur der Feind der fendalen Weltanfchauung, welcher 
Falfenhayn Huldigt, fondern auch derjenige Factor, welcher die politische 
Bedeutung der Landwirtjchaft ftetig vermindert. Das Soneeffionssyitem 
hat umter diefen Umftänden eine Wirkung hervorgebracht, deren ftatiftt= 
fcher Ausdruf geradezu verblüffend wirft. E83 betrug die Zahl umd 
das Kapital der Actiengefellichaften (ohne Eifenbahnen)”): 


a iin‘ 














Im Jahre geht A Eingezahltes Capital 
1883 | 391 647-0 Mil. Gulden! 

1893 407 0200, A 
Differenz + 16 + 555 Mill. Gulden 





In Oefterreih) ift demmah die Zahl der Actiengefellichaften 
während der 10 Jahre von 1883—1893 um 16 gejtiegen, auf ein 
Jahr entfällt alfo duchfchnittlich eine Bermehrung dev 
Unternehmungen um 16 Xctiengefellfchaften, und das ellt= 
gezahlte Actiencapital Hat in derjelben Zeit um 55°5 Mill. Gulden 
zugenommen, e8 entfallen demnadh auf ein Jahr durd- 
ichnittlih 55 Mill. Gulden! Man würde e3 a priori nicht für 
möglich halten, dafs ein Land mit 24 Mill. Einwohnern, in welchen 
doch ein veges, induftrielles Leben herrjcht, eine fo geringe DBer= 
mehrung der Actiengefellfehaften, die fich längft zur wichtigjten Unter- 
nehmungsform herausgebildet haben, aufweifen fünne. In Deutjchland 
wurden von 1884—1893 über 1600 Xetiengefellfchaften mit einem 
Sapitale von über 1500 Mill. Mark gegründet,”*) und wenn 8 auch 
richtig ift, dafs Deutjchland eine doppelt jo große Bevölferung umd 
vielleicht ein fünfmal größeres Nationalvermögen hat als Defterreich, 
fo fan man die enorme Differenz, welche zwifchen diefen Yändern 
bezüglich der Gründungsthätigfeit beiteht, doc) nicht aus den natür- 
lichen Berhäftniffen, fondern nur aus dem Wirken der Bereingcommilfion 
erklären. Diefelbe hat dem natürlichen Anwachjen der Snduftrie fünft- 
liche, und zwar möglichft enge Schranken gejebt, weshalb der Schlufs 





*) Bgl. Handwörterbud der Staatswiffenichaften I. ©. 136, 137 u. Defter. ftatift. 


Handbuch pro 1894. ©. 230. 
**) Vgl. Handwörterbuh der Staatswifjenichaften, Erfter Supplementband ©. 25. 
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gerechtfertigt ift, dafs die Thätigfeit der DVereinscommiffion 
die Entwidlung der DBerufsgliederung wefentlich beein- 
flufst hat, und zwar im Sinne einer relativen Bermin- 
derung des nicht landwirtjchaftlichen Elementes. Wenn wir 
die foctale Schichtung der agrarifchen Bevölkerung betrachten (fiehe 
die 2. Tabelle diejes Abfchnittes), jo bemerken wir, dafs die ftarfe 
Bejegung derjelben vorzugsweife auf der großen Zahl der Arbeiter 
beruht (über 56 Mill). E8 fann wohl feinem Zweifel unterliegen, 
daj3 fich ein beträchtlicher Theil diefer landwirtfd aftlichen Xrbeiter 
in induftrielle verwandelt hätte, wenn der Entfaltung des Induftria- 
tömu8 ein größerer Spielraum gewährt worden wäre. Das hätte 
zunädhft eine dreifache Wirkung gehabt: e8 wäre die in den natitlichen 
Berhältnifjen begründete Vermehrung des induftriellen Elementes ein- 
getreten, die landwirtjchaftlichen Arbeiter Hätten fich nicht mehr mit 
den minimalen Löhnen begnügen müfjen, welche fie heute bezichen,*) 
und die Landwirtjchaftlichen Unternehmer wären gezwungen worden, 
ihre Betriebe zur Berbilligung der Productionskoften beffer mit Mafchinen 
auszuftatten, ald e8 gegenwärtig der Fall ift. Die BVereinscommiffion 
hat aber nicht mu dies verhindert, fondern auch für zwer weitere Um- 
ftände die moralifche Verantwortung zu tragen. Sie hat dadud, dafs 
fie eine entjprechende Zunahme der induftriellen Unternehmungen un- 
möglich machte, den beftehenden gewerblichen Großbetrieben ein that- 
jächliches Monopol zugeftanden, was fich daraus erfennen läfst, dafs 
der durcchjchnittliche Keinertvag der Aetiengefellfchaften (ohne Eifen- 
bahnen) in den legten Jahren nur einmal unter 8 Procent fanf und 
im Jahre 1893 jogar 9:1 Procent betrug.**, Diefes Monopol hat 
aber zur Yolge, dafs die Fortfchritte der induftriellen Technik in 
Defterreich jehr mäßige find, was fjchon mehrfach feftgeftellt worden 
ift. Ferner tft e8 Thatjache, dafs die quantitative Leiftungsfähigkeit der 
öfterreichischen Snduftrie mit dem Anwachfen des heimischen Confumnts 
nicht gleichen Schritt gehalten hat. Das bewirkte befonders in den 
Jahren 1894/95 eine bedeutende Berfchlechterung der Handelsbilanz 
und ift in letter Linie ebenfalls den Fünftlichen Eindänmen der in- 
duftriellen Entwidlung zuzufchreiben. 

Dies führt uns zur Beiprecdhung des auswärtigen Handels. Bon 





*) Bgl. die früher citierte amtlihe Publication: Die Iandwirtichaftliden LXöhne. 
=*), Dejterr. ftatift. Handbud) pro 1894. ©. 231. 
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 einfchneidender Bedeutung für denjelben ift dev Umstand, da]3 Deiter- 

reich fchon feit langem nicht mehr imftande ift, die heimifche VBevöl- 
ferung ausreichend. mit Brotgetreide, beziehungsweife Mehl, zur ver- 
forgen, vielmehr ift e8 gezwungen, jährlich große Quantitäten diejer 
Artikel zu importieren. Es ift zwar nicht möglich, Defterreichg Mehr- 
bedarf an Gerealien mit abjoluter Genauigkeit feitzuftellen, weil der 
Aufgenhandel der öfterreichifchen Neichshälfte (mit Ungarn und dem 
Zoll-Auslande) nur auf Ummwegen erfajst werden könnte, wogegen jid) 
immer Cinwände erheben lajjen. Da jedoch Ungarn feit dent Jahre 
1881 eine eigene Verfehrsftatiftif”) befitt, welche auch den Waren- 
handel zwifchen Ungarn und Defterreich zur Darftellung bringt, da 
ferner Tegteres fein Nahrungsmitteldeficit zum überwiegendften Theile 
durch) Bezug ungarischer Producte deckt und diefe, wenn fie nad) 
Defterreich defigniert find, hier auch wirklich zurüdbleiben,**) können 
aus den ungarischen Exrportziffern zutveffende Schlüffe auf den Mehr- 
bedarf DefterreichE gezogen werden. Bon Ungarn wurden exportiert in 
Millionen Metercentnern: 


ra ———— 




















In Jahre Weizen ie, Mehl Seiko 
1889 5551 73'6 4618 66°3 
1890 71414 74:9 4'468 695 
1891 6490 82:3 4'812 18:2 
1892 4850 89:6 4973 808 
1893 4'956 310 5.584 812 
1894 | - 5'122 852 5960 758 




















Hieraus ergibt fich, dafs Defterreich gezwungen war, in dem 
[etsten Jahren zur Defung des heimifchen Bedarfes zwiihen 4 und 
5 Mill. Metercentner Weizen und zwifchen 3 und 4 Mill. Meter 
contner Mehl zu importieren, und da e8 auch — obzwar in geringeren 
Mahe — ein Noggendeficit aufweist, befteht die jchmerwiegende 
Thatjache, dafs die Production der öfterreichijchen Landwirtichaft be- 


züglich des eigentlichen Brotgetreides hinter dent heimifchen Bedarfe 


erheblich zurückbleibt. Das Deficit wird, da die Bevölkerung und 


*) „Special - Statiftif des Warenverfehrs Ungarns mit Defterreidh und anderen: 


Sändern.” 


**) Es ift notorifch, dafs Getreide, Mehl, Schweine zc. ungarifcher Provenienz nur: 


ganz aunsnahmsweife in Wien umgejchlagen werden, um ind Ausland zu gelangen. 
3 


e 
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damit der Konjum ftetig wächst, immer größer, was beveit8 aus den 
obigen Zahlen und noch deutlicher daraus hervorgeht, daj8 die ©e- 
fammtausfuhr Ungarns an Cerealien und Mehl nach Defterreich im 
Sahre 1884 nod) 934 Mill. Gulden, 1894 aber 126 Mill. Gulden 
betrug. Was bedeuten diefe Zahlen? Sie jagen uns, daj8 Defterreich 
jchon feines täglichen Brotes wegen Waren exportieren mufs, weil ein 
Wirtfchaftsgebiet im Berfehr mit einem anderen feine Paffiven auf die 
Dauer nicht mit Geld, fondern eben nur mit Waren begleichen fanı, 
und diefe Zahlungsmittel find für Defterreich heute bereit8 überwiegend 
Induftrieartifel. Dafs fich übrigend der ©etreideverfehr des ge 
jammten BZollgebietes in derfelben Wichtung bewegt, beweifen fol- 
gende Ziffern. Die Ein und Ausfuhr von Getreide und Mahl- 
producten der öfterreichifch-ungarischen Monarchie betrug in Millionen 
Metercentnern : 


1891 1894 
Einfuhr 1°9 62 
Ausfuhr 98 7 
Veberfhufs der Ausfuhr 7I 15 


Diefer bedeutende Nüdgang des Ausfuhrüberfchuffes darf nicht 
etwa ungiünftigen Ernten zugejchrieben werden, denn die Gejammternte 
von Weizen, Noggen, Gerfte, Hafer und Mais betrug durchjchnittlich 
in Millionen Metercentnern : 


In den Fahren Sn Defterreid In den Jahren In Ungarn 
1884—1891 646 1886— 1891 1012 
1892-—-1894 676 1892 — 1894 1140 


Dbzwar alfo der Exnteertrag, namentlich in Ungarn, fehr ges 
jtiegen ift, befindet fich) das gemeinfame Zollgebiet doch nahe der 
Örenze, wo e8 feinen Veberfchujs an ©etreide mehr abzugeben hat. 
Das ift unter anderem auc, deshalb von großer Bedeutung, weil 
Defterreich und Ungarn ftarf an das Ausland verfchuldet find umd 
die Schuldzinfen dauernd nur durd) Export von Waren bezahlt werden 
fünnen. Ungarn wird allerdings noc) lange feine ZJahlungsbilanz zum 
größten Theile durd) die Ausfuhr von NRohftoffen vegulieren können, 
in Defterreich aber, das fchon feit Yahren feinen Brotbedarf nicht 
mehr dureh) die eigene Production dedt, Liegt der Schwerpunft des 
Wirtfchaftsorganismus nicht mehr auf der agrarifchen Seite. Das 
geht auch deutlich aus den Ziffern des gefammten auswärtigen 
Handels hervor. Wenn wir, wie e8 die amtliche Statiftif thut, die 
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Waren in „Genufsmittel“, „Hilfsstoffe der Production“ und „Yabri- 
cate” fondern, fo betrug die Ein und Ausfuhr des öjterreichtichsuns 
garifchen Zollgebietes in Millionen Gulden : *) 


Einfuhr Ausfuhr 


1891 | 1892 | 1893 | 1891 | 1892 | 1593 
























































Genufsinittel : 98-2 | 898 | 100°1 || 1905 | 1680 | 2011 
Hilfeftoffe d. Production | 230°3 | 231°0 | 2531 | 1940 |186°9 | 203°9 
abricate 2.11984:4.,|.301:0...816:9: 1402:2,:1867:8.,1.400:5 


Hieraus ift erfichtlich, dafs an der Oefammtausfuhr die Yabrı- 
fate mit mehr al8 50 Procent, und die Hilfsftoffe für die mduftrie 
mit etwa 25 Procent participieven, jo daj8 auf die Genujsmittel faum 
ein Biertel der Ausfuhr entfällt. Wenn wir um berüdlichtigen, dafs 
die ungarische Neichshälfte in das Zollausland mir fehr geringe 
Durantitäten von Yabricaten exportiert, und demnach die Ausfuhr Ddiejer 
MWarenfategorie zum größten Theile auf das Conto Defterreich® zu 
jeen ift, fo erfennen wir daraus, dafs die Ausfuhr Defterreichd ganz 
vorwiegend aus Imduftrie-Artifeln befteht, und daj8 die gewerbliche 
Thätigkeit — da Defterreich wegen der Ernährung feiner Bevölkerung, 
der Bezahlung der Schuldzinjen u. |. w. nothiwendigerweile exportieren 
mus — für diefen Staat von ausjchlaggebender Bedeutung it. 
Mit diefent Sage Läfst fich fceheinbar der Umstand nicht vereinen, daj8 der 
Import von Yabricaten im Steigen begriffen ift, während dev Export 
derfelben ftabil bleibt. Letsterer hat fchon im Jahre 1883 über 400 
Millionen Gulden betragen, fanf dann wieder, und hat erjt im Jahre 
1891 diefe Ziffer wieder erreicht. Das ift auffallend, aber Feinesiwegs 
‚ımerflärlih. Die vielfachen Hemumifje, welche dem Wachsthume der 
Induftrie in Defterreich, bejonders von Seiten der Bereinscommiffion, 
entgegengeftellt werden, haben eben — wie jchon früher hervorgehoben 
wirde — bewirkt, dafs hier die Vermehrung der induftriellen Pro- 
duction von der Zunahme des Confums überholt worden tft, weshalb 
dann für den Export relativ weniger zur Verfügung jtand und mehr 
importiert werden mufste, 

So hat 3. DB, in Defterreich-Ungarn die Eifenproductton fett 
1891 zugenommen, der Export der Metalle und Mafchineninduftrte 
ift ftationär geblieben und der Import hat fich in den Jahren 1891 


*) Bergl. DOefterr. ftatift. HSandbud) pro 1895, ©. 188. 
3* 
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bis 1894 um 1:1 Millionen Metercentner gehoben. Bei der Tertil- 
und Lederimduftrie ergibt fich während desfelben Zeitraumes eine Zu> 
nahme des Erportes un 37.000 Metercentner, die Bermehrung des 
‚Jmportes betrug aber 319.000 Metercentner. Aehnlich Tiegen die Ver: 
hältniffe bet anderen Warengruppen. Dafs diefe VBewegung des 
Warenverfehres eine Fünftlich herbeigeführte ift, fan in Anbetracht 
der Öfterreichifchen Imduftriepolitit wohl feinem Zweifel unterliegen, 
Wenn legtere noch längere Zeit im bisherigen Stile weiter betrieben 
wird, dürfte Defterreich-Ungarn unter vielen anderen Schäden auch den 
zu tragen haben, daj8 die Aufnahme der Barzahlungen in unabjehbare 
Ferne gerückt wird. Diefe Politik fann aber, obzwar fie offenbar darauf 
abzielt, die Thatjache nicht verdeden, dafs Defterreih8 Gegen. 
wart und Zufunft vorzugsweife auf dem Gedeihen dev 
Ynduftrie beruht. 

Diefe Anficht findet noch eine fräftige Stüße — vielleicht die 
hräftigfte — in der Betheiligung der Exrwerbszweige an den öffentlichen 
Yaften. Um zu erfennen, in welchem Verhältnis einerfeit die agrarifche 
und andererfeitS die übrige Bevölferung zur Bedefung der Staatser- 
fordernifje beiträgt, ift c8 am thunlichften, die ländlichen Nealftenern — 
Srumdftener md Hausclafjenftener — zufanmenzufaffen und diejen die 
Summe der Erwerb>, Einfonmen- und Hauszinsfteuer gegenüberzu- 
jtellen, welch Tegtere die divecte Stenerleiftung der nicht-landwirtichaft- 
lichen Bevölkerung darftellen. Wir gelangen dann zu folgender Tabelle*), 
sn Defterreich betrug in Gulden die Eimmahne aus der: 
uud ers Hrn hack une aus er Ber rear Hart rn 














1868 1878 1888 1893 
Griumpfteuer . 35,177.374 | 37,359.824 | 85,356.418 | 85,730.242 | 
Hausclafjenfteuer. 5,300.250 | 5,698.387| 5,553.160| 5,585 439 | 
Summe | 40,477.624| 43,098.211 | 40,909.578| 41,315.681 | 
Erwerbftener . 8,083.163| 9,471.463 | 11,267.486 | 12,067.604 |, 
Einfonmmenftener. 13,087.437 | 20,969.860| 25,392.553 | 29,524.126 
Hauszinsftener 12,358.602 | 17,963.469 | 23,834 233 | 25,701 080 
Sıunmte |83,529.252| 48,404.792| 60,494,272| 67,292,810 


























*) Nah: Defterreichifche Statiftit,. IX. Bd., 4. Heft., und öfterr.. ftatift.. Sandoud.. 
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In diefen Zahlen fommt e8 fchlagend zum Ausdrud, dajs 
die Staatswirtfchaft Defterreichg — foweit die divecten Steuern in 
Betracht fommen — fchon feit faft zwei Decennien überwiegend auf der 
ftenerlichen Leiftungsfähigfeit der nichtzagrarifchen Bevölferung bafiert, 
und die Spannung, welche zwifchen den beiden Steuerfategorien be- 
fteht, ift in fortwährenden Wachjen begriffen: während die Summte 
der ländlichen Nealfteuern ftabil geblieben tft, hat die 
Summe der übrigen angeführten Steuern von 1868 bi 
1893 ftetig, und zwar um circa 100 Procent zugenommen.) 

Die int Zuge befindliche Steuerrefornt wird die Auftheiling der 
direeten Stenerleiftung nocd weiter zugunften dev Yandwirtichaft ver- 
fchieben: die Grumdftener foll um 10, bezw. 15 Procent, die Haus- 
claffenftener um 10, bezw. 12%, Procent hevabgejegt werden, dabei 
werden fait 99 Procent fünmtlicher Grumdbefiger feine Perjonal-Ein- 
fommenfteuer bezahlen, und für den Neft wird nicht das thatjächliche 
Einkommen aus Grund und Boden, fondern der weit geringere Cata- 
ftval-Neinertvag die Benefjungsgrundlage abgeben. Aukerden tft be- 
ichlofien worden, fchon ‚vorher die Grundftener-Hauptjunmte ımı 21, 
Millionen Gulden herabzufegen. 

Befonders die legtere Verfügung ift vielfach umd mit großer 
Heftigfeit angegriffen worden. Wir fünnen ums den nicht anfchliegen. 
Dass heute eine Agrarkrifis vorhanden ift md von diejer in erjtev 
Linie die größeren Grundbefiger betroffen find, darüber befteht wohl 
bei denjenigen, welche urtheilsberechtigt find, fein Zweifel mehr. Wenn 


*) Den größten Theil der Staatdeinnahmen bilden natürlich die indirecten Abgaben. 
Diefelben find von 1295 Millionen im Jahre 18698 auf 2477 Millionen Gulden im Iahre 
1893 geftiegen, — im befonderen die Berzehrungsfteuern von Branntwein, Wein, Bier, Yleiicd), 
Zuder zc. von 472 auf 1037 Millionen Gulden, die Zabakfteuer don 26:9 auf 54:5 Meillio- 
nen Gulden in demfelben Zeitraume. — Der größte Theil diejer Steuern wird aber nicht 
von den Landwirten, auch nicht von den Fabrifanten, fondern von den bejiglojen Bolfs- 
<lajfengetragen, da Hier die große Maffe. der letteren den Ausichlag gibt, obzivar der 
Wohlgabende abfolut mehr an indivecten Steuern zahlt, ald der Arme. Bei der Beurtheilung 
der Steuerleiftung der Landwirte mus ferner beachtet werden, dafs diefe bei den landwirt- 
ihaftligen Nebengewerben (Branntwein- und Zuderproduction) jehr bedeutende Begünfti- 
gungen genießen. Den landwirticaftlichen Brennereien ift ein größeres Contingent zugetheilt, 
al3 den gewerblichen, außerdem beziehen fie Bonificationen von 3—5 fl. per. Heftoliter, und 
Für den Export befteht ein Prämienfonds von 1 Million Gulden. Tie Summe der Zuder- 
Erportprämien ift vor furzem von 5 auf I Millionen Gulden erhöht worden. Wenn man 
diefe Beträge, fowie denjenigen, um welchen die Lebensmittel durd) die Agrarzölle vertheuert 
werden, von den 40 Millionen abziehen wiürde,. welche die Landwirte an divecter Steuer 
zahlen, jo dürfte von Yetteven Taum viel übrig bleiben. 
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e3 aber richtig ift, dafs die Nentabilität der Landwirtfchaft fic ver- 
mindert bat, jo mus es als eine Forderung der Gerechtigkeit be- 
zeichnet werden, die Landwirte nach Möglichkeit zu entlaften. Die 
richtigfte Stenerpolitif ift immter diejenige, welche vorzugsweife die 
leiftungsfährgften Bevölferungskreife — das find alfo in 
Defterreich die (befigenden) induftriellen, commreretellen u. f. w. — 
zum Zragen der öffentlichen Laften heranzieht umd diejenigen Schichten, 
deren Wohlftand gefunfen ift, fowie die Befißlofen thunlichit entlaftet. 
Gerade deshalb aber darf den Wünfchen der Agrarier nach fünftlicher 
Hebung der Getreidepreife nicht Nechnung getragen werden. Durch 
DBertheuerung des Brotes wird der fhwächfte Theil der Bevölkerung 
— der Arbeiter — am härteften getroffen, weil diefer etwa ein 
Drittel feines Einfonmens zum Ankauf von Brot verwendet, 
während dev Wohlhabende fich mit 5—2 und noch weniger Procent 
jeines Einkommens das erforderliche Quantum diefesg Lebensmittels 
verschafft. Eine folche indirecte Beftenerung des Arbeiters tft nicht nur 
im höchften Maße ungerecht, fondern auch; von den jchädlichiten 
Folgen begleitet: die Eigenthumsdelicte nehmen zu, weil noch immer 
ein großer Theil der Devölferung ein fo geringes Einkommen bezieht, 
dafs jede VBertheuerung des Brotes — als des wichtigften Nahrungs- 
mitteld — diefen Schichten nur die Wahl zwifchen Hunger und Dieb- 
jtahl läjst ; und die technifche Yeiftungsfähigfeit des Arbeiters ver- 
vingert fich, weil er infolge der höheren Getreide- beziehungsweije 
DBrotpreife feinen Conjum einfchränfen mus und deshalb fchlechter 
genährt ift. Denn eines fteht feft und ift erft kürzlich wieder durd) 
eine gründliche Unterfuchung*) fefigeftelt worden: Nirgends auf 
der Erde ift bisher bei fteigenden Öetreidepreijen 
der Geldlohn der Arbeiter entfprecdhend der Ber 
thbeuerung der Lebenshaltung erhöht worden GSinft 
aber die Leiftungsfähigfeit der Arbeiter, fo vermindert fich auch die 
der ‚mduftrie und fie wird vom Weltmarkt verdrängt. Damit fchädigt 
man aber gerade denjenigen Erwerbszweig, welcher heute in Defterreich 
— wie in England und Deutjchland — allein die Kraft befitt, den 
Theil der Yaften, der den Echultern der Landwirte mit Nedt abge- 
nommen wird, auf fich zu nehmen, 


*%) Bol. 3. Schoenhof, A history of money and prices ect. News Norf und London 
1896. — 
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Das Schlagwort der „Bodenmillionäre* darf ung nicht irre 
machen. Es ift ja richtig, dafs manche Grumdbefiger nicht nur die 
gegenwärtige, jondern nod) eine Anzahl weiterer Agrarkrifen fpielend 
überwinden würden, weil fie nur einen Theil ihres Einkommens aus 
dem Boden beziehen. ES gibt aber doch viele, bei welchen dies nicht 
der Fall ift, und diefen möge geholfen werden, eventuell durcd) eine 
noch weitergehende Herabfegung der Grundfteuer. Dagegen wäre e3 
ein wirtfchaftlicher Selbftmord, wenn Defterreich durch irgend eine 
Kaniterei 0. dgl. die Leiftungsfähigfeit des Arbeiter herabdrüden 
und dadurch der Induftrie den Lebensfaden abjchneiden würde, denn 
die Entwidlungstendenz der Bolfswirtfchaft Defterreich$ 
geht offenfichtlich dahin, ihren Schwerpunft immer mehr 
in die Induftrie zu verlegen. 

Ein vernunftgemäßes Programm würde aljo lauten: billiges 
Brot, aber möglichfte Verringerung der directen Steuerleiftung des 
Pandwirtes und freie Entfaltung der Yuduftrie.*) 

Wir werden am Schluffe davon jprechen, inwieweit diejes 
Programm Ausfiht auf Verwirklichung hat. Vorerjt dürfen wir 
aber nicht vergefien, dafs Defterreich bezüglich der Handelspolitit u. a. 
feineswegs freie Hand hat, dafs es nur eine Neichshälfte ift, 
während die andere durch Ungarn gebildet wird. Wir müljen daher 
auch das Verhältnis, in welchen diefe beiden Theile zu einander jtehen, 
einer näheren Erörterung unterziehen. 


3. Der wirtfhaftlihe Ausgleidh zwifchen Defter- 
veih und Ungarn. 


ev unbengjame Widerftand der Magyaren gegen den öfter 
veichifchen Centralismus und die Niederlage bei Königgräg haben 
die Wiener Negierung gezwungen, im Jahre 1867 den erjten Ausgleich 
mit Ungarn zu fchließen. Durch denfelben wurde Ungarn neuerdings 


*) Auch die unfinnigen Zucerprämien müfjen endgiltig abgefchafft werden. Man 
bedenke, dafs der Zucder in England infolge der continentalen Erportprämien fo billig ift, 
dafs er dort an Schweine verfüttert wird, mährend in Deutihland, Defterreih-Ungarn 
und Franfreid) der Zuder no) immer ald Genufs-, nidt als Nahrungsmittel be- 
tracjtet werden mufs. — Die einjeitige Begünftigung der Landwirticaftlicen Brennereien 
Yäfst fich ebenfall® nicht rechtfertigen. 
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als jelbjtändiges Staatsgebilde anerfannt und der Umfang der ge- 
meinjamen Angelegenheiten beftimmt. Diefe find die Agenden des 
auswärtigen Amtes fowie das Kriegswefen und unterliegen feiner Ab- 
Änderung, nur da8 Beitragsverhältnis der Neichshälften zu den Koften 
der gemeinfanen Angelegenheiten — die Quote — wird pertodijch 
fejtgefegt. Außerdem wurde bejchloffen, nach gleichen von Zeitzu 
Bett zu vereinbarenden Grundfätsen die Zölle, die indirecten Steuern, 
Münze und Währung fowie gewiffe commercielle Angelegenheiten zu 
behandeln. Lettere Vereinbarungen bildeten den Inhalt de8 Zoll- 
und Handelsbündniffes, das auf zehn Jahre geichlofjen 
wurde umd dor dem Ießten Jahre kündbar war. 


Das Zoll- und Handelsbündnig ift zweimal nach je zehn 
Jahren erneuert worden und gegenwärtig ftehen die beiden Neichshälften 
abermals vor der tage, ob und in welcher Weife die bisherige Gemeinjanı= 
feit de8 Zollgebietes aufrecht erhalten werden folle. Unter den zahlreichen 
Punkten, welche bei den Ausgleich&verhandlungen zur Sprache fommen 
werden, interejftert uns hier diefe Frage vor allen anderen, da ihre 
Vöjung nicht nur den Kernpunkt der ganzen Angelegenheit bildet, fon- 
dern auch für die Geftaltung der induftriellen und (andwirtfchaftlichen 
Berhältniffe von entfcheidendem Einfluffe werden fann. Induftrie und 
Yandwirtichaft haben denn auch nicht gezögert, ihre diesbezüglichen 
Wünfhe und Beichwerden rechtzeitig vorzubringen. Der VI. öjter- 
veichifche Agrartag, welcher im Februar 1896 in Wien abgehalten 
wurde, hat über die Erneuerung des Ausgleiches eingehend verhandelt, 
nachdem Ubg. Profefjor Auguft Kaifer ein ausführliches Neferat er- 
ftattet hatte.*) 

E83 dürfte fich empfehlen, bevor. wir ii die Deiprechung des 
Hauptthemas eingehen, zunächft ein Schlagwort diefes Berichtes fritifch 
zu beleuchten, und zwar umfomehr, als dasjelbe fo fehr im Boritel- 
lungsfreife de8 Oro der Bevölferung eingemwurzelt ift, dafs e8 beinahe 
als umausrottbar erjcheint. Dabei ergibt fich auch Gelegenheit, das im 
vorigen Abjchnitte Gefagte zu ergänzen. 

Wenn die Landwirte fir ihren Erwerbszweig Zolfehuß ır. dgl. 
verlangen, fo begründen fie dies, um e8 den übrigen Devölferungs- 





*) Bgl. Bericht Über die Frage der Erneuerung des öfterr.-ungar. Ausgleiches für 
den VI. öfterreihifchen Agrartag. Bon Prof. Auguft Kai fer, 1896. Derlag des öfterr 
Agrartages. 


= 
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freifen mundgerecht zu machen, vor allem damit, daje die Landwirt: 
ichaft der nächfte und ficherfte Abnehmer der heimijchen Induftrie jet, 
und diefe demnach ein großes Intereffe am dem edeihen der Land 
wirtichaft habe. Wenn fich die Kaufkraft der Landwirte infolge nies 
driger Preife der Bodenproducte vermindert, jo mülje auch) die Induftrie 
darunter leiden, weshalb dieje nicht minder, wie Die Landwirtjchaft, 
an Agrarfchuß interefjtert fet. | 

Diefe Argumentation ift feineswegs neuejten Datums. Sie findet 
fich fchon in den zahllofen Brofchüren, welche in der zweiten Hälfte dev Sieb- 
zigerjahre in Deutfchland zur Propagierung der Getreidezölle erjchtenen 
find, ebenfo im Motivenberichte zuv deutjchen Zollnovelle vom Jahre 1879 
und feither in jeder Schrift, welche eine Bertheidigung des Agrarjchußes 
bezweckt, das Elaborat des Profejjor Kaifer nicht ausgenommen. 

Kichtig ift, dajs der inländijche Markt vor dem auswärtigen 
den Vorzug der größeren Sicherheit Hat und das Map der Kaufkraft 
der Landwirte fir die Iuduftrie 2c. von erheblicher Bedeutung it. 
Wenn daher der Ertrag des Bodens durch Meliorationen gejteigert 
wird, die Viehzucht durch Beredelung der Kaffen beijere Ergebniije 
(iefert und fomit die Landwirte im die Tage fonmen, die übrigen 
Erwerbszweige ftärker zu befchäftigen, jo tft das für beide Theile 
höchft erfreulich und ein volfswirtfchaftlicher Gewinn. 

Wie verhält es fich aber dan, wenn die erhöhte Kaufkraft der 
Pandwirte, beziehungsweife die ftärfere VBeihäftigung von Öewerbe 
und Handel aus der fünftlichen Steigerung de3 Preifes der land- 
wirtfchaftlichen Producte vefultiert ? Jn diefem Falle bedeutet Die 
ftärfere Befchäftigung des nichtlandwirtfchaftlichen Theiles der Be- 
völferung für denfelben nicht einen Gewinn, jondern einen effectiven 
Berfluft Das ift leicht zu erkennen, wenn man auf die daber vor 
fich gehende Vertheilung des Nationaleinfommens etwas näher eingeht. 
Die Landwirte beziehen für ihre Producte den MWeltmarktpreis und 
— in Zuftande des Agrarfchutses — denjenigen Betrag, un welchen 
diefe Waren durd) die Zölle 2c. verthenert wurden. Die legtere Summnte 
stellt gleichfam ein Gefchent der übrigen Erwerbszweige an die Yand- 
wirtjchaft dar, diefe Summe tft e8 aber, welde den 
Randwirten die Möglichfeit gewährt, $nduftrte 
und Sandel ftärfer zu befhäftigen. Mit anderen Worten: 
Die Landwirte nehmen zunächft den übrigen Erwerbszweigen einen 


42 Die Agrarfrage in Defterreich. 


Theil ihres Einfonmens mühelos — ohne ©egenleiftung — ab und 
geftatten ihnen dann, diefen Theil wieder zurüdzuderdienmen. 
Hieraus ift ohmeweiters erfichtlich, dafs der Agrarfchug dem Ganzen 
des nichtelandwirtjchaftlichen Theiles der Bevölkerung feinen Bortheil, 
jondern nur Schaden bringt. Im Einzelnen wird hier allerdings eine 
Differenzierung eintreten. Gewerbliche Unternehmer, welche nur firr den 
inländischen, befonder8 für den localen Markt producteren und ver- 
hältnismäßig theuere Waren erzeugen, werden dann, wenn die erhöhte 
Sauffraft der Yandwirte ihnen zugute fommt, aus den ftärkeren Abfat ihrer 
Prodicte jedenfalls einen Gewinn ziehen, der größer ift al& der Ber- 
luft, den ihnen die Bertheuerung der Nahrungsmittel bringt. Das 
gegen wird bei denjenigen Imduftriellen, welche in erheblichen Maße 
für den Export arbeiten oder billige Mafjenartifel producieren, der 
Berluft den Gewinn bedeutend überwiegen, einerjeit, weil die 
jchlechtere Ernährung der Arbeiter, welche duch die DVertheuerung 
der Lebensmittel bedingt ift, die Arbeitsleiftung Hevabdrüdt und da- 
ducc die Productionsfoften erhöht, und amdererjeitd, weil die ver- 
minderte Kaufkraft der Arbeiter eine Stodung im Abjase der Majjen- 
artifel bewirkt. Der legtere Umftand wird nod) immer viel zn wenig 
beachtet. Käufer induftrieller Producte find doch nicht nur die 
Landıivirte, jondern auch; — und zwar bei den hier in Betracht fonı= 
menden Waren in ausjchlaggebender Weife — diejenigen, welche die 
Yegteren erzeugt haben: die Arbeiter. Wenn diefe aber gezwungen 
find, einen größeren Theil ihres Einkommens für den Anfauf von 
Brot zu verwenden, jo bleibt eben nur ein geringerer für die Dedung 
de3 Bedürfniffes nad) animalischen Producten, Kleidungsjtüden u. |. w., 
woraus fich die angedeuteten Folgen ergeben. Danım, wie jchon früher 
ausgeführt wurde, dev induftrielle Export für den Wirtjchaftsorgants- 
mus Defterreichd don höchjter Bedeutung ift, fanıı es nicht im Yır= 
tereife des Staates Liegen, die Tebenshaltung der Arbeiter hevabzu- 
drüden, und da die Erportinduftie, jowie die Production von Majfen- 
artifeln auch in Defterreich bereitS den Schwerpunkt der gewerblichen 
Ihätigfeit bilden, ift e8 nicht richtig zu jagen, daj8 hier die Induftrie 
am Agrarfchug intereffiert fer.) Man mag diefen Sag drehen und 

*) Wir jehen Hier ganz davon ab, dafs diefe Intereffengemeinschaft, wenn fie wirklich 
vorhanden wäre, nur zwilhen Landwirten und induftriellen Unternehmern beftünde, wäh- 


rend die befitlojen Volfsclaffen den größten Theil der Koften diejes Harmoniefpieles zu 
tragen hätten. 
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wenden wie man will, eine Sophiftif fommt immer wieder zum 
Borjchein. 

Auf diefer grundlofen Behauptung und auf einigen anderen 
ebenfo unzutreffenden Säten baut Brof. Kaifer das Gebäude feines 
Elaborates auf. So jagt er 3.2. (©. 19), die Bedrängnis der Yand- 
wirtjchaft rühre u. a. auch daher, dafs diefelbe „die jchwerfte und eine 
immer höhere Belaftung für den Staat und das Milttärwejen über- 
nehmen müffe“. Es ift in der That ein nicht gewöhnliches Maß von 
Unwiffenheit erforderlich, um mit Nuhe diefe Anficht zu vertreten, voıt 
welcher das directe Gegentheil der Wahrheit entfpricht, d. 5. die De: 
laftung der Landwirtfchaft ift — wie im zweiten Abfchnitt ziffer- 
mäßig nachgewiefen wurde — bedeutend geringer als die der übrigen 
Erwerbszweige, und im Abnehmen begriffen. Auf derjelben Höhe volis- 
wirtichaftlicher Erkenntnis fteht folgender Ausfprud (©. 30): „Delter- 
reich8 Negierung hat lange Zeit bezüglich Errichtung von Actien= und 
Berficherungsgefellfchaften einen fehr richtigen und entjprechend ftreng 
prüfenden Standpunft eingenommen ... es ift gewijs ein Vortheil, 
wenn das Conceffions- und Ueberwachungsrecht des Staates möglichft 
eingehend, ftreng und gewifjenhaft geübt wird.“ Diefe Aeuferung zeigt 
uns, dafs die Induftriepolitif Falfenhayns in den Kreifen dev Agrarier 
die wärnfte Zuftimmung findet, was nad) den früher Öejagten gewils 
niemanden wunder nehmen dürfte. 

Wir wollen e8 mit diefen Beispielen genug fein laffen. Das 
theoretifche Aüftzeug der Agrarier ift befannt, md im vorhergehenden 
ausreichend bejprochen worden, fo dafs es überflüfjig wäre, auf den In- 
halt der Brofchüre Kaifers, die im wefentlichen nichts Neues bringt, 
noch näher einzugehen. Um an das folgende anzufnüpfen, genügt c3 
vollftändig, zu miffen, dafs die Agrarier Defterreichg die wirt 
ichaftliche Trennung der beiden Neichshälften anftreben, um fich dann 
durch hohe Zölle u. dgl. nicht nur vor der ruffiichen und trangocea= 
nifchen, fondern auc) vor der ungarifchen Comcurrenz beftens zu 
ihügen. Nun, wir find zwar nicht der Anficht, daj8 e8 für Defterreich- 
Ungarn vortheilhaft wäre, an die Stelle der handelspolitifchen Einheit 
zwei Zollgebiete zu feten, wir halten es aber für fehr wahrjchein- 
lich, dafs diefe Trennung früher oder fpäter eintreten wird. Wir 
wollen das num näher begründen. 

Die Anfänge der öfterreichifchen Großinduftrie reichen bis in 
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den Beginn des 18. Jahrhunderts. Leopold I, mehr nody Karl VI. 


und dejfen Nachfolger Hatten in Handelspolitifcher Beziehung das jo= 


genannte „Mercantilfyftem“ angewendet, dejjen Wejen darin bejteht, 
daj8 der Import‘ gehindert, dagegen der Export möglichit gefördert 
wird. Für den letteren eigneten fich damals bei den höchft mangel- 
haften Verkehrsmitteln bejonders hochwertige, aljo induftrielle Producte 
(im Gegenfage zu den voluminöfen und verhältnismäßig geringwertigen 
Nohftoffen), weshalb die Gründung von Fabriken in jener Zeit und 
faft während des ganzen 18. Jahrhunderts duch Oewährung von 
Steuerfreiheit, Prämien u. f. w. außerordentlich begünftigt wurde. 
Erft nach der großen franzöfifchen Revolution, als man fich in Defter- 
reich vor den „Habrifsgefindel“, d.h. vor den Arbeitern zu fürchten 
begann und in jedem Yabrifanten einen „Liberalen“ vermmthete, wo- 
runter man damals einen Nevolutionär verftand, erft dann trat ein 
Stillftand in der induftriellen Entwidlung ein, weil einfach, joweit es 
nur angieng, unter dem zünfterifch gefinnten Kaifer Yrvanz I. feine 
Soncejfionen mehr ertheilt wurden. Nach 1835 fett wieder ein Auf- 
ichwung ein, jo daj8 Defterreich im Beginne der zweiten Hälfte umnjeres 
Jahrhunderts bereits eine beachtenswerte Gropinduftrie aufzumeijen 
hatte. Für die weitere Entwicdlung derjelben war die Freihandelspertode 
von 1860—1878 unzweifelhaft nicht günftig, dagegen tt feit der Zoll- 
reform von 1878 der Yortjchritt wieder größer. 

Aus der Gefchichte der Imduftrie der modernen Culturftaaten, 
und nicht am wenigften aus derjenigen Dejterreichs, Läjst fich der 
fundamentale Zehrfat ableiten, dafs fein Land imftande ift, etite rs 
duftrie zu Schaffen, ohne diejelbe während einer gewilfen Zeit vor dent 
auswärtigen Wettbewerbe zu fcehügen. Der Grund dafür Liegt darin, 
dafs ein im Inlande erft im Entftehen begriffener Induftriezweig tn= 
folge de8 Mangel8 an gefchulten geiftigen und Dandarbeitern u. |. w. 
weit thenerer productert, als der ausländische Concurrent, welcher bereits 
eine höhere Entwidlungsitufe erreicht hat. Der Unterfchied der Pro- 
ductiongfoften ift in der Regel jo bedeutend, daj8 er durch die Trans 
portjpejen nicht wett gemacht wird, weshalb der heimjchen Suduftrie 


für die Zeit der Kinderjahre ein Erztiehbungszoll zugeftanden 


werden muj, wenn ihr nicht von vornherein die Eriftenzmöglichkeit 
benonmmen fein fol. Der Mercantilift betrachtete allerdings das ge- 
werbliche Schußfyiten nicht unter dent Gefichtswinfel des „Erztehungs- 
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zolles“, aber die Wirkungen feiner Politif waren in diefer Beziehung 
diejelben. Defterreich wäre ohne Zweifel noch um die Mitte unferes 
Jahrhunderts ein reiner Aderbauftaat gewefen, wenn nicht das Prohibitiv- 
Initen: des Mercantilismngd das Entftehen und Wachjen der Induftrie 
ermögiicht md begünftigt hätte, und dafs der Anduftriefchug auch in 
den legten Decennien für Defterreich nicht antiquiert war, beweist die 
TIhatjache, dafs hier jeit 1878 eine Reihe von Imduftriezweigen ent- 
jtanden ift, die vor der Hollreform tı Defterreich faft unbekannt 
waren, 3. DB. die YFabrication von Nähmafchinen, Farben, chemifchen 
Hilfsitoffen, Kautfchuf u. j. w. Freilich fteht diefer Auffchwung in 
feinen Berhältnis zu den latenten Kräften, welche durch die Ins 
duftriepolitif der Negterung niedergehalten werden, aber er beweist 
doc) auch die Kichtigfeit des Sates, daj8 eine junge Yuduftrie des 
Schutzes bedarf. Die alten Exrportgewerbe Deiterreichs fünnen 
einen folchen fchon entbehren.*) 

Wenden wir uns num zu Ungarn. Diefes ıft noch heute über- 
wiegend Agrarftaat, was anı deutlichjten durch die Ziffern des auswärtigen 
Handels befundet wird. Yun Jahre 1890 betrug in Ungarn die Einfuhr 
von Rohitoffen 97°1 Millionen, von Fabricaten 3884 Millionen Gulden, 
e8 entfielen denmac) von der Gejammteinfuhr auf die Nobftoffe 20, 
auf die Yabricate SO Procent. Su demjelben Zahre betrug die Au 8- 
fuhr von Rohftoffen 372°3 Deillionen, von Fabricaten 1758 Millionen 
Öulden, wobei aber zu berüdfichtigen tft, dafs unter den Yabricaten 
die „Lebensmittel und Conjumartifel“ mit über 100 Millionen Gulden 


*) Man beachte den fundamentalen Unterfchied zwifchen Induftrie- und Agrarzöllen. 
Die erfteren find der Preis für die Schaffung eines neuen Erwerbszweiges. Durd) diefen 
wird das Nationalvermögen jchlieglich in der Negel vergrößert, fo dafs die Induftriezölfe 
indirect einen volfswirtfaftlihden Gewinn bewirken. Bei den Agrarzöllen famı davom 
nicht die Aede fein, ihre einzige Wirkung ift, dafs eine Verfchiebung der Einfommensver- 
theilung zugunften der Landwirte ftattfindet. Dabei ift noch zu berücfichtigen, dafs der 
Ugrarihug fast nur denjenigen Landwirten zugute fommt, welche zur Zeit Jer Einführung 
der Zölle im Befite de3 Bodens find. Da nämlid) Wert und Preis desjelben nad) dem 
Neinertrag bemefjen werden, fanır e8 dem Käufer gleichgiltig jein, ob der Boden mehr oder 
weniger trägt, ex bietet eben — wenn er wirtjchaftlich rvationell vorgeht — einen größeren 
oder geringeren Kaufichilling. Diejenigen aber, welche den Boden zu Luruszweden und ded- 
halb gewöhnlich zu theuer erwerben, fommen doch Hier nicht in Betracht, und diejenigen, 
welche in der Hoffnung auf günftigere Conjuncturen einen irrationellen Preis zahlen, was 
leider jehr Häufig gefchieht, Haben eben die Folgen der Speculation zu tragen. Bei Erb- 
gängen ijt die Verzinfung des Bodencapital® mit und öhne Agrarfchut diefelbe, wenn das 
einzig richtige — der Ertragsmwert — zugrunde gelegt wird; nur das ererbte Capital if 
natürlich im erfteren Falle ein größeres, 
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erfcheinen, fo dafs auf die fonjtigen Yabricate nur 75 Millionen Gulden 
entfallen. An der Oejfammttausfuhr participieren denmach die Nohitoffe 
mit rund 67, die Fabricate mit 33 Procent. Die Ausfuhr (beziehungs- 
weife Mehrausfuhr) von Rohjtoffen ift abjolut in continuterlichen Zu- 
nehmen begriffen, da Ungarn immer mehr von der extenfiven zur intenfiven 
Sultur übergeht, wodurch die Erntemengen 2c. bedeutend geftetgert werdeit.”) 

Das Wohl des ungarischen Staates beruht jedenfalls noch lange Zeit 
borzugsweife aufden Gedeihenderfandwirtjchaft, doch macht fichin Ungarn 
jehr deutlich da8 Beftreben bemerkbar, das induftrielle Element möglichjt 
zu vermehren. Die ungarische Aegierung verfolgt dabet ganz diejelbe 
Politif, welcher in der erjten Hälfte unjered Yahrhunderts die öfter- 
veichifchen Staatsräthe Huldigten.“*) Diefe wie jene haben erfannt, 
dafs eine Bolfswirtfchaft, die hauptfächlich auf Aderbau bafiert, von 
Wind und Wetter abhängig ift und dafs nur eine fräftige Induftrie 
einen dauernden und vafcheren Kortichritt des allgemeinen Wohl- 
ftandes verbürgt. Insbefondere jeit dem Auftreten der oftenropätjchen 
und transoceanischen landwirtfchaftlichen Concurrenz mufste die un- 
garifche Aegierung darauf bedacht fein, wenigitend einen Theile der 
Devölferung neue und lohnendere Erwerbsquellen zu fchaffen, was auch) 
rücfichtlih) der Staatsfinanzen von größter Bedeutung war. 

Diefe Beftrebungen find erfolgreich gewejen. Den fürzeften Aus= 
druck dafür bietet die umgarifche Berufsftatiftif, nach welcher tm Yır= 
duftrie, Gewerbe und Handel bejchäftigt waren: 

im „Jahre 1869 645.964 Berfonen 
RR: IT IAS 
" „1890 1,087.935 n 

Im Yahre 1869, als Ungarn fcehon eine Bevölkerung von 15°5 
Millionen hatte, wurde dafelbft die gewerbliche Thättgfeit noch nahezu 
ausschließlich) von Handwerfern ausgeübt, eine nennenswerte Groß- 
industrie (abgejehen vom Mühlenbetrieb) bejtand damals nicht. Im 
folgenden Zahrzehnte beginnt der Auffchwung der induftriellen Pro= 
duretton Ungarns, welcher fic) dann in Decennium von 1880—1890 


*) Bergl. zu diefem und dem folgenden: A. Deutfch: „25 Fahre ungariicher Finanz- 
und Bollswirtichaft“, Berlin 1892 ;v.Bazant: „Die Handelspolitif Defterreich- Ungarns.“ Leipzig 
1894, ©. 173 ff. und insbejondere den Neferentenentwurf des niederöfterreihifchen Gewerbe- 
vereines „zu einer Denkichrift am das E. F. Handelsminifterium über den Ausgleich mit 
Ungarn 20.” 

°*) Bol. Refjhauer: „Geihichte des Kampfes der Handwerkerzünfte“ zc. 
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außerordentlich fteigert und in den TLetten fünf Jahren ficherlich feine 
Verminderung erfahren hat. E38 ift mangels! zufammenfafjender ftatifti- 
jcher Daten nicht möglich, diefe Entwidlung hier genauer darzuftellen, 
da dies einen zu großen Naum einnehmen wirde Wir müffen uns 
darauf bejchränfen, hervorzuheben, dafs Ungarn im Sabre 1893 über 
3700 Yabrifen (darunter 1639 der Lebensmittel-Induftrie) befaß, von 
welchen der weitaus größte Theil feit 1870 entjtanden ift, und dafs 
beifpielweife im Jahre 1893 52 induftrielle ActiensUnternehmungen 
gegründet wurden (in Defterreich trat eine Dermehrung um 8 ein), im 
Jahre 1894 jogar 75. 

Die ungarische Reichshälfte war alfo vor etwa 25 Jahren be- 
züglich der Imduftrie-Artifel nahezu gänzlich auf Defterreich und das 
Zollausland angewiefen. Als Ungarn nun darangieng, eine eigene Induftrie 
ing Leben zu rufen, ftand e8 vor der bedeutungsvollen Ihatjache, dafs es 
nt der öfterreichifchen Neichshälfte ein SZollgebiet bildete und die 
Ausgleichsbeftimmungen die Errichtung eines Zollfchranfens zwifchen 
Ungarn und Defterreih unmöglic; machten. Eine® war klar: Unter 
diefen Umftänden, bei fchranfenlojen Wettbewerb der öfterreichifchen 
Smduftrte, welche gegenüber der englifchen und deutfchen zwar im 
Nücjtande, aber abjolut doch weit fortgefchritten war, hätte in Ungarn 
nur bet ausnahmsweife günftigen Productionsverhältniffen ein neues 
induftrielles Uuternehmen profperieren fünnen, eine erhebliche Vermeh- 
rung der gewerblichen Großbetriebe und ihre Konfolidierung war aber 
jo nicht zu erwarten. Wenn daher die ungarische Negierung eine größere 
Ausdehnung der Induftrte herbeiführen wollte, fo mufste fie derjelben 
einen Schuß angedeihen lafjen, und diefer durfte den Ausgleichsbe- 
jtimmungen — wenigftend dent Wortlaute nach) — nicht zuwiderlaufen. 
Das gefchah nun durch eine Weihe fpecieller Begünftigungen, welche 
der ungarischen Induftrte zutheil wurden. Diefelben find: Steuerbe- 
fretung, ©ebürenfreiheit, billiges Salz zu Induftriezweden, zuweilen 
frete Ueberlafjung von Grund und Boden, billigfte Eifenbahntarife, 
Devorzugung der heimifchen vor der öfterreichifchen und ausländijchen 
Induftrie rücfichtlich des Staatsbedarfes u. f. w. u. f. w., vor allem 
aber die thatkräftigfte und wohlwollendfte Förderung des Unterneh- 
mungsgeiftes von Seiten der ungarischen Negierung.*) Durc) diefe Be- 


*) Zur Süuftration der ungarischen Induftriepolitif erzählt die genannte Schrift 
de8 niederöfterr. Gewerbevereines folgende Kleine Gejhichte, die e8 verdient, in weiteren 
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günftigungen ift die ungarische Induftrie befähigt worden, die Con= 
currenz der älteren öfterreichifchen zu bejtehen, ohne diejelben wäre 
Ungarn bezüglic) feiner induftriellen Entwiklung — darüber fann 
wohl fein Zweifel herrfchen — heute nod) auf demjelben Standpunfte: 
auf dent e8 fich vor zwei Decennien befand. Deshalb fan man jagen, 
Die Begünftigungen, welde der ungarifhen Ymduftrie 
von der Negierung gewährt wurden, find nur eine andere 
Norm des Erziehungszolles. 

Diefe Bedeutung der ungarischen Iuduftriebegünftigungen hat 
man bisher in Defterreich ganz überfehen oder wenigftens nicht jehen 
wollen. Die öfterreichtichen Fabrifanten find begreiflicherweife über das 
Borgehen der Ungarn fehr erbittert, und ihre bedeutjamfte Kundgebung 
in der Ausgleichsfrage — das Memorandum des niederöfterrerhiichen 
Gewerbevereineg — ftellt troß aller Höflichkeit der Yorm im wejent- 
lichen eine Anklagefchrift dar. Wir aber, die wir im Dienfte feiner 
Partei ftehen, müffen e8 unverhohlen ausfprechen, daj8 e8 doch eine 
gewiffe Naivetät befundet, wenn man glaubt, Ungarn werde jic) 
dauernd wie ein Colonialland exploitieren laffen. Es mag fein, dafs 
die fraglichen Begünftigungen mit dem Geifte der Ausgleichsbeitin- 
mungen nicht ganz vereinbar find, man wird aber doch bet objectiver 
Beurtheilung zugeftehen müffen, daf8 Ungarn — wenn e3 nicht darauf 
verzichten wollte, fi) aus dem precären Zuftande eines reinen Ader- 
bauftaates zu erheben — nicht anders handeln fonnte. E38 wäre aucı 
ein großer Srrthum, zu glauben, daj8 Ungarn nunmehr mit Nücjicht 
auf das Zuftandefonmen der bevorftehenden Erneuerung de3 Ausgleiches 
dva8 Begünftigungsfyften fijtieren werde. Ungarn faun das nicht 
thun, c8 winde ja feine induftriellen Errungenschaften, die mitt bedeu- 
tenden Opfern erzielt worden find, theilweife preisgeben und den feit 
zwei Sahrzehnten eingefchlagenen Weg verlafjen müffen, denn feine Induftrie 
Kreifen befannt zu werden: Ein öfterreihifcher Induftrieller, der in Ungarn eine Yabrif 
gründen wollte, fprad) in diefer Angelegenheit beim ungarischen Handeldminifter vor. Derjelbe 
war nicht anmwejend, weshalb der Induftrielle mit dem Staatsjecretäv conferierte. Tem 
Staatsfecretär erfhien die Sahe wichtig, und er verfpradh, dem Induftriellen noch am jelben 
Tage Bescheid wiffen zu laffen. Wenige Stunden jpäter erjcheint bei dem öfterreichiichen 
Sabrifanten — der fün. ung. Sandelsminifter. ALS der Fabrifant feiner Berlegenheit Darüber, 
dafs der Herr Minifter fich perfünlich bemühe, Ausdruck gab, erwviderte Se. Exrcellenz wörtlid) : 
„Sch bitte, mein Herr, Sie wollen in Ungarn eine Imduftrie gründen, ih bin Ihr 
Agent“... In Ungarn Fennt man eben noch den Dafeinsgrund der Bureaufratie, in Defter- 


reich aber ift diefes Bewufstfein nicht etwa in Verluft gerathen, fondern niemals vorhanden 
gemwejen. 
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befindet. fich noch in den erften Stadien der Entwidlung md wird — 
von vereinzelten Ausnahmen ehe — die EL noch) An 
nicht ausgetreten haben. 


Mit diefen fpeciellen Begkinfligämge der Snduftrie wird eg 
aber allen Anfcheine nach nicht fein Bewenden haben. Diefelben find 
ein viel zu fchwanfender und viel zu ungleihmäßig vertheilter Schuß, 
ale dafs fich die ungarifchen Fabrifanten damit zufrieden geben follten. 
Ihr Streben geht naturgemäß und offenfichtlih auf die handele- 
politijche Trennung Ungarns von Defterreih, und fie haben dabet 
einen mächtigen Bundesgenoffen in der öffentlichen Meinung, die fich 
von Zag zu Tag der Errichtung eines felbftändigen Zollgebietes gün- 
ftiger erweist. Man mufs den nationalen Stolz und den Optimismus 
de38 Magyaren aus eigener Anfchauung fennen, um zu wiffen, wie 
jehr er geneigt ift, fich nicht von nüchternen Erwägungen, fondern von 
Gefühlen leiten zu Laffen. It e8 nicht ungemein. charafteriftifch, dafs 
jogar die ungarischen. Agrarier, welche doch in Handgreiflicher Weife 
an der. Zollunion mit Defterreich. interejfiert find, den Zuftand des 
jelbftändigen Zollgebietes als etwas-eventuell Anzuftrebendes hinftellen ? 
Der ungarische „Landes-AgriculturBerein“, die bedeutendfte agrarifche 
Interefjenvertretung, hat nämlich im November 1895 über. den Aus- 
gleich verhandelt, eine Neihe ganz unerfüllbarer Forderungen aufgeftellt 
und fich beeilt, hinzuzufügen, daj8 die Landwirte Ungarns — wenn 
Ihre Wünfche nicht in vollften Maße Berüdfichtigung finden — fic 
mit aller Entfchiedenheit für das jelbftändige Zollgebiet und gegen 
jede Erneuerung de8 DBerhältnijfes mit Defterreich A der de3 
gemteinfamen Zollgebietes einjegen winden!. 

Wenn man nicht enttäufcht werden wii, wird man 1 fletg in 
erjter Line nicht das, was wünfchenswert ift; fondern das 
wahrjiheinliche im Auge behalten müfjern. Die öfterreichifchen 
Induftriellen dürften daher gut daran thun, fich.mit dem Gedanken 
der bandelspolitifchen Selbjtändigfeit Ungarns. vertraut zu machen, 
Uebrigens wäre diefer Zuftand Feineswegs fo fchredhaft, als er ge- 
wöhnlich dargejtellt wird. Die. öfterreichifche Exportinduftrie braucht 
den Wettbewerb mit dem Auslande auf neutralem Boden nicht mehr 
zu jcheuen, und wenn fie Tüchtiges leiftet, würde fie von dem unga- 
rischen Abfagebiete nichts verlieren. Ungarn fann doch eine Induftrie, 
welche den heimischen Bedarf vollftändig dedt, nicht aus der. Exde 
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ftampfen, und e8 ift umfomehr auf den Bezug: öfterreichtfcher Induftrie- 
artifel angewiefen, als Cigleithanien der wichtigfte und fajt alleinige 
Abnehmer feiner Bodenproducte ift.*) Ein Zurücdrängen der öfterreicht- 
fchen Induftrie. würde nur in dem Maße eintreten, in welchen die 
ungarische erftarkt; diefes Wachsthum der ungarifchen Induftrie wird 
aber jedenfalls erfolgen, mag nun das Zollgebiet gemeinfam bleiben 
oder nicht. Ueberdies fteht e8 ja den öfterreichiichen Yabrifanten frei, 
in Ungarn, wo die ‚Induftriepolitit nicht im Stile Falfenhayns ge- 
handhabt wird, Filialen zu errichten. Einen großen Vortheil für die 
öfterreichifche Induftrie hätte die Trennung don Ungarn unzweifelhaft 
zuc Folge: der öfterreichifche Agrarismus würde die mächtige Stüße 
verlieren, die ex bezüglich der äußeren Handelspolitif in den agrari- 
Schen Intereffen Ungarns findet. Dev Wegnahdem Südojten 
würde gangbarer werden. 


Wenn aber diefe Entwiclung ftattfindet, d. 5. wenn die öfter- 
veichifche Induftrie in weit höherem Maße, als es heute der Fall ift, 
auf den Export ins Ausland (d. i. aud) Ungarn) angemiejen wird, 
dann fann von einem Agrarfchuge — fofern die ftaatlich en ‚Inter 
effen Defterreich® gewahrt werden follen — troß Prof. Katfer Schon 
gar nicht mehr die Rede fein. 

Wir find am Schluffe unferer Ausführungen. Wir jahen, dajs 
unferem Bauer nicht durch Brotvertheuerung, jondern vor allem durch 
die Hebung der Viehzucht zu Helfen ift. Wie viel e8 da noch zu thun 
gibt, erhellt daraus, dafs (mac) einer Aeuferung de Abg. Tekly 
in der Situng des Abgeordnetenhaufes vom 5. November 1895) in 
Böhmen faft der dritte Theil der Gefanmtaren der Wiejen einer 
Melioration bedarf. Nun ift aber Böhmen dasjenige Kronland, welches 
verhältnismäßig am intenfivften bewirtfchaftet wird; wie mag e3 
demnach in den übrigen Provinzen ausjfehen? Wir fanden ferner, 
daf3 der Schwerpunkt der öfterreichifchen Bolfd- und Staatswirtchaft 
nicht mehr in der Landwirtichaft, jondern in der Imduftrie Tiegt und 
daj8 die natürliche Tendenz vorhanden ift, das Llebergewicht der 
legteren ftetig zu vergrößern. Die Zukunft fan die Induftrie zu einer 
7%) Wir wollen hier darauf aufmerffam machen, dafd die von ungarijhen Politikern 
aufgeftellte Behauptung, der ungariihe Weizen genieße vermöge feiner bejonders ftarken 
Rieberhaltigfeit eine Art Monopol, der Wahrheit nicht entjpricht, denn diejelbe Eigenjaft 


weist der in riefigen Duantitäten zur Verfügung ftehende füdruffiihe Weizen auf, bisweilen 
fogar in nocd höherem Maße als der ungarijche. 
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ungeahnten Blüte bringen und dadurch ihre Bedeutung noch aufer- 
ordentlich fteigern. Defterreich befittt nämlich eine Borausfegung für 
die Kraftübertragung, durch welche fie nicht nur Ungarn, fondern aud) 
Deutjchland und England überlegen ift: die Wafferfräfte des 
Gebirges, mit welchen es in verfchwenderifcher Weife ausgeftattet 
tft. Wenn diefes bisher ungenütte Capital zur Production verwendet 
wird, dürfte Defterreich ein gefährlicher Nivale werden.*) 

E58 drängt fid) nunmehr die Frage auf, welche Mittel zuge- 
bote jtehen, um die mannigfachen Hemmungen, welche die natürliche 
Evolution der Bolfswirtfchaft Defterreich8 erfährt, zu bejeitigen. Dajs 
diefe Entwicklung heute aucd) von denjenigen Körperfchaften nicht ent- 
jprechend gefördert wird, welche in erfter Linie dazu berufen wären — 
von den Handels= und Gewerbefanmern — das wollen wir a zwei Bei- 
fptelen zeigen. In der Wiener Handelsfammer ergab fich am 24. Junt 1896 
bei der Abftimmung über einen Antrag, wonad) die Kammer für die 
Befeitigung des Conceffionsiyftens bei Actiengefellfchaften eintritt, dafs 
die Hälfte der anwefenden Kammerräthe den Antrag abgelehnt 
hatte, und nur durch Divimierung des Präfidenten wurde ev zum Be: 
ichlufje erhoben! Ferner: Die Handelskammer von Olmüß entfendet in 
da8 Abgeordnetenhaus zur Bertretung gewerblicher und Handels- 
Intereffen — den Agrarier Prosfomwes! Angefichts diefer Thatjache 
a8 man wirklich jagen, dafs für Defterreich die Einführung des all- 
gemeinen und gleichen Wahlvechtes äufßerft fegensreich wäre, denn diefes 
winde dem Agrarismus zweifellos nicht den Spielraum gewähren, 
welchen er heute vermöge der jogenannten ntereffenvertretung (2) hat. 
Das allgemeine Wahlrecht, das für Defterreich doch nur eine Frage 
der Zeit ift, wird zur Abwehr der agrarifchen Uebergriffe wejentlich 
beitragen, aber vollftändig Fann diefe erft dann fein, wenn e8 gelingt, 
Bürger und Bauer bejjer, als e8 Heute der Fall ift, zu überzeugen, 
dafs ihre Intereffen mit denjenigen der Großgrundbefiger nichts Gentein- 
fanes haben. Die Aufflärung iftes,woraufesvpor allem 
anfommt. Da mujs noch ein großes Stüd Arbeit vollbracht werden, 
und hiezu einen Beitrag zu leiften, war der Zwed unferer Unterfuchung. 


*) Bergl. diesbezüglih das Memorandum des öfterreichiich - ungariihen Gewverbe- 
vereined Seite 100. 
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Bericht des Centralcomites 


über die a 
Thätigkeit des Schweizerischen Wahlreformvereins 
| von 1892 bis Mai 1894. 


Durch Beschluss der Delegiertenversammlung des Schwei- 
zerischen Wahlreformvereins vom 29. Mai 1892 ging die 
Leitung des Vereins an Basel über; der Centralausschuss 
wurde bestellt aus den Herren Nationalrat Paul Speiser, 
Prof. Eduard Hagenbach-Bischoff, Redaktor Eugen 
Wullschleger, Zivilgerichtspräsident Dr. Gustav Brod- 
beck und Advokat Dr. Rudolf Kündig in Basel, und 
den Herren Gerichtspräsident Jean Berthoud in Neuen- 
burg und Jules Gfeller in Bern. 

In derselben Delegiertenversammlung war dem neuen 
Ausschuss der Auftrag erteilt worden, über die Anwendung 
des Proportionalverfahrens auf die Nationalratswahlen beför- 
lich an die Delegiertenversammlung zu berichten. Der leitende 
Ausschuss betraute mit dem Studium dieser Angelegenheit 
sein Mitglied, Herrn Professor Hagenbach, und es legte 
dieser dem Ausschusse im Oktober 1892 seinen Bericht vor; 
derselbe wurde sodann zur Drucklegung überwiesen und 
unter dem Titel „Die Anwendung der Proportionalvertretung 
bei den schweiz. Nationalratswahlen, Gutachten aus Auftrag 


ESTATE 


des leitenden Comitös des schweiz. Wahlreformvereins, ab- 
gegeben von Hagenbach-Bischoff, Basel, Druck der 
Vereinsbuchdruckerei, 1892“ in 1500 Exemplaren den Mit- 
gliedern des Vereins, der Presse und dem Publikum übergeben. 

Der Vorschlag des Herrn Hagenbach beruht bekanntlich 


auf dem System der Listenkonkurrenz mit uninominaler Stimm- 


gebung, so also, dass jeder Stimmberechtigte nur Einen 


Namen zu schreiben hätte und die ganze Schweiz nur Einen 
Wahlkreis bilden würde. Die Besprechung dieses Vorschlages 
erfolgte durch das Initiativcomite für die Einführung der 
Proportionalwahlen des Nationalrates, welches sich kurze Zeit 
nach der Delegiertenversammlung des Wahlreformvereins, 
aber unabhängig von demselben, aus Delegierten verschiedener 
Parteien der Schweiz gebildet hatte, zum Zweck der An- 
bahnung einer Verfassungsinitiative betreffend die National- 
ratswahlreform; unser Verein hatte eine Delegation in diese 
Vereinigung abgeordnet, obschon wir uns nicht verhehlten, 
dass bei den besondern Schwierigkeiten, welche der Ein- 
führung des Proportionalsystems in eidgenössischen Wahlen 
entgegenstehen, ein baldiger Erfolg dieser Bewegung nicht 


zu erwarten sei; die Aufnahme, welche der Vorschlag Hagen- 


bach in den Verhandlungen des Initiativcomites gefunden hat 
und der Verlauf dieser Bewegung ist zu ersehen aus dem in 
diesem Hefte unter der Rubrik „Bund“ abgedruckten Berichte 
des Herrn Redaktors Baumberger an das Initiativcomite, 

Wir sind in unserer Überzeugung, dass die Wahlreform 


zuerst in den Kantonen weitere Fortschritte machen müsse, 


‚bevor ‘sie im Bunde festen Fuss fassen könne, durch den 
Verlauf der Bewegung bestärkt worden. 

An dieser Stelle ist noch des Todes des Herrn Prof, 
Georg von Wyss von Zürich Erwähnung zu thun, welcher 
einer der bedeutendsten Vertreter des Gedankens der Wahl- 
reform in der Schweiz war; er hat sich jeweilen als Ver- 
fechter dieses Fortschrittes erwiesen; im ‘Jahre 1868 regte 
er in einer Eingabe an den .Zürcher Verfassungsrat die 
Einführung der Minoritätenvertretung an und beteiligte sich 
an der Gründung des Vereins für Wahlreform; im Jahre 


1877 brachte er in Verbindung mit zwei hochangesehenen, 


schon vor ihm durch den Tod abgerufenen Staatsmännern, 
den Herrn Professor Salomon Vögelin und Nationalrat 
H. Studer im Zürcher Kantonsrate einen Minoritätsantrag 





betreffend die Proportionalvertretung bei den Kantonsrats- 
_ wahlen ein. Wenn bei seinem Tode von allen Stimmen 
die hohe politische Bildung, der patriotische Sinn, der milde 
_ und nach allen Seiten gerechte Charakter des Verstorbenen 
_ anerkannt wurde, so dürfen wir dies hier darum hervorheben, 
weil gerade diesen Eigenschaften sein Eintreten für ein ge- 
rechtes Wahlsystem entflossen ist. 
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Chronik der Wahlreform 
seit 1892. 
I. In der Schweiz. 
A. Im Bund. 





Bericht 


der 
Mehrheit des schweizerischen Centralcomite für Einführung 
der Proportionaiität bei den Nationalratswahlen 
vorgetragen von 


Herrn Redaktor Baumberger (St. Gallen) 


in der Versammlung vom 20. Dezember 1892. 





Hochgeehrter Herr Präsident ! 


Hochgeehrte Herren ! 


Sie haben im Laufe der Junisession der eidg. Räte ein 
Comite aus allen dem Grundsatze der Proportionalität freund- 
lichen Gruppen der Schweiz gewählt, behufs Ausarbeitung 
eines Inıtiativvorschlages zu Ihren Handen für Revision der 
Bundesverfassung, die Einführung des proportionalen Wahl- 
verfahrens bei den Nationalratswahlen bezweckend. Die ge- 
nannte Kommission ist am. Ende ihrer Thätigkeit angelangt, 
und erlaubt sich, Ihnen, bevor sie ihr Mandat in Ihre Hände 
zurückgibt, hiemit Bericht über dieselbe zu erstatten und 
Ihnen ihre Anträge einzubringen, welche in einen Mehrheits- 
und in einen Minderheitsantrag zerfallen. 

In ihrer ersten Sitzung vom 1. November lagen der Kom- 
mission fünf Anträge vor. 

Der erste derselben schlug das uninominale Verfahren 
nach Hagenbach vor und einen Wahlkreis für die ganze 
Schweiz. 
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Der zweite proponierte eine Initiative in Form einer 
blossen Anregung an die Bundesversamminng zur Abänderung 
des Art. 73 der Bundesverfassung behufs Einführung der 
Proportionalität. 

Der dritte beantragte formulierte Initiative im Sinne der 
Einführung der Proportionalität nach dem sogenannten däni- 
schen System in Kantonen, ‚welche mehr als zwei Vertreter 
zu wählen haben, wobei jeder solche Kanton und Halbkanton 
einen einzigen Wahlkreis zu bilden habe. In Kantonen mit 
zwei oder weniger Vertretern habe das bisherige Verfahren 
zu gelten, mit dem Unterschiede, dass schon im zweiten 
Wahlgange das relative Mehr entscheidend sei. 

Ein vierter Antrag schlug eine formulierte Initiative in 
dem Sinne vor, dass Lemma 3 des Art. 72 zu streichen seı, 
wonach jeder Kanton und Halbkanton wenigstens ein Mit- 
glied in den Nationalrat zu wählen habe, und dass an Stelle 
des bisherigen Art. 73 ein solcher zu setzen sei, welcher die Pro- 
portionalität vorschreibe, dagegen die Bestimmung der Wahl- 
kreise und des Wahlsystems der Bundesgesetzgebung vorbehalte. 

Ein fünfter Vorschlag endlich, wiederum im Sinne der 
formulierten Initiative, wollte Art. 72 und 73 belassen wie 
sie sind und sich auf den Vorschlag eines Art. 72 bis be- 
schränken, lautend: „Die Wahlen in den Nationalrat finden 
statt nach dem Grundsatze der Proportionalvertretung.“ 

Sie sehen, meine Herren, dass Ihre Kommission sich 
von Anfang an einem eigentlichen Embarras de richesse gegen- 
über befand, gegenüber welchem die Hauptaufgabe darin be- 
stand, zu möglichst einheitlichen Gesichtspunkten zu gelangen. 
Hatte auch die erste mehrstündige Beratung einen wesentlich 
nur präparatorischen Charakter, so ergab sie schliesslich doch 
völlige Einstimmigkeit in einzelnen Punkten. 

Einig wurde man in der Sitzung vom 1. November darin, 
1) dass man bei einer Initiative sich nicht mit der blossen 
Anregung begnügen dürfe, sondern einen formulierten Vor- 
schlag einzureichen habe, 2) dass die formulierte Initiative 
die Wahlkreisfrage möglichst zu lösen habe, während die Be- 
stimmung des Wahlsystems der Bundesgesetzgebung zu über- 
lassen sei, 3) dass für den Fall das Hagenbach’sche Uni- 
nominal-System mit einem schweizerischen Wahlkreis beliebe, 
jedem Kanton und Halbkanton wenigstens ein Vertreter von 
Verfassungswegen zugesichert werde. 
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Nicht verhehlen dürfen wir, dass dieses letztere Ver- 
fahren in der Mehrheit der damals Anwesenden in jener 
Sitzung warme Verteidiger fand, welche in ihm die Verwirk- 
lichung einer grossen nationalen Idee der 40er Jahre, eines 
schönen Jugendideals des neuen Bundes sahen, ohne dass 
Jemandens Rechte und Freiheiten beeinträchtigt würden, in 
der Minderheit aber ebenso überzeugte Gegner, welche durch 
dasselbe die Stellung derjenigen Kantone stark beeinträchtigt 
hielten, die eine hervorragend gemischte Bevölkerung auf- 
weisen. | 

Ihre Kommission vertagte sich hierauf bis zum 6. De- 
zember. In ihrer Sitzung unter diesem Datum wurde man 
sich zunächst darüber klar, dass eine formulierte Initiative 
für das uninominale Wahlverfahren und den einen schweize- 
rischen Wahlkreis so gut wie keine Aussichten hätte auf eine 
Mehrheit im Volke und in den Ständen und dass ein bezüg- 
licher Vorschlag nur dazu angethan wäre, die Freunde der 
Proportionalität zu trennen und den Gegnern derselben zu 
einem entscheidenden Siege zu verhelfen. Nach den gefal- 
lenen Voten konnte es nämlich keinem Zweifel mehr unter- 
liegen, dass speziell in einigen gewichtigen Kantonen der 
Westschweiz die Freunde der Wahlreform aller politischen 
Parteien gegen eine derart formulierte Initiative Front machten, 
trotz der Zusicherung mindestens eines Vertreters, und ein- 
zelne in Mehrheit konservative Kantone desgleichen. Die 
Sprecher dieser Gegenden betonen, dass sie mit Recht be- 
fürchten müssten, die Zahl ihrer Vertreter würde mit einem 
solchen Verfahren eigentlich dezimiert, denn dieselbe würde 
nicht nur reduziert, indem bei Feststellung der Vertreterzahl 
die zahlreichen Ausländer nicht mehr in Betracht fielen, 
denen sie die Wohlthaten der Gesetzgebung müssten zukommen 
lassen, sondern des Fernern auch dadurch, dass die nicht 
minder zahlreichen eingewanderten schweizerischen Elemente 
voraussichtlich für Kandidaten ihrer Heimat stimmten, eine 
Argumentation, deren Berechtigung ganz von keiner Seite 
geleugnet werden kann. 

Angesichts dieser Sachlage wurde von einem bezüglichen 
Antrage Umgang genommen. 

Im weitern Verlaufe der Beratung wurde man dann 
einig, dass Art. 72 nicht im den Kreis einer Initiative ge- 
zogen werden sollte, und dass also auch die Lemma 3, wel- 


DIE LI RRZBE 


chem jedem Kanton und Halbkanton mindestens cinen Ver- 
treter zusichert, zu belassen sei, wobei ausdrücklich zu be- 
merken ist, dass am betreffenden Entscheide die Freunde der 
Wahlreform aller politischen Schattierungen beteiligt waren. 

Die Initiativ-Vorschläge bezogen sich also ausschliesslich 
auf Art. 73, in Bezug auf dessen Revision dann die An- 
sichten einigermassen auseinandergingen. 

Die Mehrheit der Kommission (7 Stimmen) einigte sich 
auf den Vorschlag, der schon in Ihrer Juniversammlung ver- 
fochten wurde: 

Neuer Art. 73: Die Wahlen in den Nationalrat 
sind direkte. Sie finden nach dem Grundsatz der 
Proportionalvertretung statt. — Jeder Kanton und Halb- 
kanton bildet einen Wahlkreis. 

Damit ist als selbstverständlich vorausgesetzt, dass Kan- 
tone und Halbkantone, welche nur einen Vertreter und unter 
Umständen auch jene, welche deren zwei besitzen, nach bis- 
herigem Verfahren wählen. 

Die Minderheit der Kommission (5 Stimmen) vereinigte 
sich auf folgende Fassung des Art. 73: 

Die Wahlen für den Nationalrat sind direkte. ie 
erfolgen nach einem Verfahren, welches die möglichst 
genaue Vertretung der schweizerischen Parteien nach 
ihrer numerischen Stärke sichert. Die l’estsetzung des 
Wahlverfahrens, sowie die Bildung der Wahlkreise nach 
obigem Grundsatze ist Sache der Bundesgesetzgebung, 
jedoch dürfen die Wahlkreise nicht aus mehreren Kan- 
tonen oder aus Teilen derselben gebildet werden. 
Diese Minderheit zerfiel aber, trotz Einigung auf diesem 

Antrag, in zwei Gruppen, infolge ungleicher Auffassung über 
dessen Tragweite. Drei Mitglieder der Minorität wollten, 
indem sie ihn annahmen, die Frage, ob nicht aus der ganzen 
Schweiz ein einziger Wahlkreis zu bilden sei, für die Bundes- 
gesetzgebung offen lassen, ebenso die Frage, ob alsdann das 
uninominale Verfahren, wonach jeder Wähler nur einen Kan- 


- didaten stimmen darf, einzuführen sei oder ein anderes; da- 


gegen sollte der Bundesgesetzgebung insofern eine Direktive 
gegeben werden, dass für den Fall, der schweiz. Einer-Wahl- 
kreis in den eidgenössischen Räten nicht beliebe, diese bei 
jeder andern Wahlkreiseinteilung strenge die Kantonsgrenzen 
zu respektieren hätten und weder Teile verschiedener Kantone 
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noch mehrere Kantone als solche verschmelzen dürfen, Zwei 
Mitglieder der Minderheit votierten für diesen Antrag, weil 
sie der Ansicht waren, dass er einerseits einen schweiz. Einer- 
Wahlkreis ausdrücklich ausschliesse, indem er nicht bloss die 
Zusammenschmelzung von Teilen verschiedener Kantone unter- 
sage, sondern auch diejenige mehrerer und damit aller Kan- 
 tone, eine Ansicht, die Antragsteller zwar bestritt, anderseits 
aber im Gegensatze zum Antrage der Kommissionsmehrheit 
der Bundesgesetzgebung die Freiheit wahrte, die Grosskantone 
in mehrere Wahlkreise, zum Zwecke einer grösseren Gleich- 
heit derselben, zu zerlegen. 

In der gleichen Sitzung wurde sodann noch ein neuer 
Antrag über Proportionalität nach Zeit und Zahl eingereicht, 
welcher unter Beibehaltung des bisherigen Wahlsystems jedes 
Mandat in sechs Sitzungsperioden zerlegte, und jeden Kan- 
didaten, der mindestens ein Sechsteil Stimmen erhält, für 
eine solche Periode als gewählt erklären wollte; jene, die 
mehr Stimmen erhalten, wären selbstverständlich auch für 
mehr Sitzungsperioden gewählt, und zwar nach Massgabe der 
Stimmenzahl, welche sie erhielten. Wer ?/s Stimmen erhielte, 
wäre für zwei Sitzungsperioden gewählt ete. Nach eingehender 
Diskussion glaubte aber die Kommission, aus materiellen 
und formellen Gründen auf diesen Antrag nicht eintreten zu 
sollen. 

Das wären die Resultate, welche die Oomite-Sitzung vom 
6. Dezember zeitiste. Vor die Frage gestellt, ob man nicht 
noch eine dritte Sitzung veranstalten wolle, wurde dieselbe 
einstimmig verneint in der Meinung, in Sachen ein Mehreres 
nicht mehr thun zu können und den Entscheid Ihnen an- 
heimzustellen. Wurde auch nicht völlige Einigkeit gezeitigt, 
so hat man sich doch in wesentlichen Punkten geeinigt und 
zwar in folgenden: 
| l. Eine Initiative zu gunsten der Einführung des pro- 

portionalen Wahlverfahrens ist baldigst in Szene zu setzen. 

2. Die Initiative soll sich nicht auf eine Anregung be- 
schränken, sondern einen formulierten Vorschlag einbringen. 

3. Die Frage des Wahlsystems sei der Bundesgesetzgebung 
anheim zu stellen. 

4. Jedem Kanton und Halbkanton sei mindestens ein Ver- 
treter von Verfassungswegen zu garantieren, bezw. Art. 72 
sei nicht in den Kreis der Initiative zu ziehen. 


SEAN 3 BE 


5. Die Initiative sei derart zu formulieren, dass die Un- 
verletzlichkeit der Kantonsgrenzen in Bezug auf Wahlkreis- 
einteilung von Verfassungswegen gesichert werde, sowohl was 
die Unzulässlichkeit der Verschmelzung verschiedener Kantone 
als von Teilen solcher betrifft, immerhin will eine Minderheit 
die Frage des schweiz. Einer-Wahlkreises offen gelassen 
wissen und nur in dem Falle das obige Zugeständnis machen, 
dass die eidgen. Räte vom schweiz. Einerkreise Umgang 
nehmen. 

Nicht einig ist man darin: 

1. Ob die Frage des Einer-Wahlkreises überhaupt offen 
zu lassen sei. (3 St.) 

2. Ob man der Buudesgesetzgebung die Freiheit ein- 
räumen soll, einzelne Kantone in mehrere Wahlkreise zu zer- 
legen. (2 St.) 


Hochgeachteter Herr Präsident ! 
Hochgeachtete Herren ! 


Es wird Sache der Minderheiten sein, ihre bezüglichen 
Anträge zu verteidigen. Der Berichterstatter der Kommis- 
sionsmehrheit kann es aber nicht unterlassen, des loyalen 
Entgegenkommens und der Bereitwilligkeit, mit der sie nach 
mehr als einer Richtung zu Opfern sich bereit erklärten, mit 
warmer Anerkennung zu gedenken. Ihre Anträge selber 
legten ein so beredtes Zeugnis dafür ab, dass wir der Mühe 
enthoben sind, ein Mehreres darüber zu sagen. 

Gestatten Sie mir nun, in möglichster Kürze, den Antrag 
der Kommissionsmehrheit zu begründen, bezw. die Gesichts- 
punkte derselben darzulegen, welche zu dieser Antragstellung 
führten. In erster Linie wurde betont, dass man einen 
Initiativ-Vorschlag aufzustellen habe, auf welchen sich nicht nur 
50,000 oder mehr Unterschriften vereinigen, was ja schliess- 
lich sehr leicht ist, sondern von dem man überzeugt ist, dass 
er in der Abstimmung selber die Mehrheit des Schweizer- 
volles und der schweizerischen Stände: finden wird. Das war 
nicht bloss die Ansicht der Kommissionsmehrbeit, sondern 
auch diejenige der Kommissionsminderheit. Weiter war man 
der Ansicht, dass, um diese zweiseitige Mehrheit zu be- 
kommen, die Kardinalfrage in dieser Angelegenheit, die 
Wahlkreisfrage, klipp und klar tranchiert werden müsse. 
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Bei jeder Unklarheit und Verschwommenheit in dieser Be- 
ziehung glaubte man, wenn am Ende auch eine schwache 
Volksmehrheit, so doch sicher keine Mehrheit der Stände zu 
erlangen. Ein Blick auf die faktischen Verhältnisse musste 
sofort davon überzeugen, wenn man zu den in Mehrheit der 
Proportionalität ohnehin feindseligen Ständen, diejenigen der 
Wahlreform an sich freundlicher Stände addiert, welche bei 
einem Vorschlag, der ihnen nicht genügende Garantien in der 
Wahlkreisfrage bieten würde und deren Lösung dem Wohl- 
wollen oder Übelwollen einer Mehrheit der eidgen. Räte über- 
liesse, ins Lager der Gegner gehen würden. Frage: In 
welcher Weise muss die Wahlkreisfrage gelöst werden, um 
dieser beidseitigen Mehrheit möglichst sicher zu sein? Sie 
haben aus dem Verlaufe der Verhandlungen Ihrer Kommis- 
sion entnehmen können, dass die sehr begründete Befürchtung 
vorhanden wäre, mit der Schaffung eines Einer- Wahlkreises 
eine grosse Niederlage zu erleiden und dass selbst die Kom- 
missionsminderheit sich dieser Befürchtung nicht verschloss, 
indem sie schliesslich diese Frage nur wollte offen gelassen 
wissen. Sobald man aber vom schweiz. Einer-Wahlkreis Um- 
gang nimmt, war die Kommission wieder völlig einig, dass 
nur dann die beidseitige Mehrheit für einen Initiativ-Vorschlag 
erwartet werden könne, wenn derselbe die Verschmelzung 
verschiedener Kantone oder von Teilen derselben ausschliesse ; 
auch der Antrag der Minderheit trägt dieser Ansicht, wenn 
auch nur eventuell, völlig Rechnung. Bei diesem Anlasse 
wollen wir hervorheben, dass auch der Vertreter der Freunde 
der Wahlreform radikaler Richtung sich auf den Standpunkt 
der Kommissionsmehrheit stellte. Man wird vielleicht ein- 
wenden, dass die Kommissionsmehrheit ganz gut den Antrag 
der Kommissionsminderheit hätte acceptieren können, da bei 
der bestehenden Zusammensetzung der Bundesversammlung 
und bei der Opposition der Westschweiz ein schweiz. Einer- 
Wahlkreis in derselben nie durchgedrungen wäre und dass 
alsdann die Unantastbarkeit der Kantonsgrenzen auch im 
Vorschlage der Minderheit wäre garantiert gewesen. Ohne 
diese Annahme des Gänzlichen zu bestreiten, hielt aber die 
Kommissionsmehrheit daran fest, dass in Bezug auf die Wahl- 
kreisfrage eine klare und bestimmte Direktion zu erteilen sei, 
da, wie schon gesagt, nur dann auf Annahme gerechnet 
werden könne und die gesetzliche Ausarbeitung des Vor- 
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schlages von Seite der Räte nicht langen Verzögerungen aus- 
gesetzt sei. Zudem lässt der Antrag der Minderheit die 
zweite Hauptfrage ebenfalls offen, ob aus den einzelnen Kan- 
tonen mehrere Wahlkreise gebildet werden können, oder ob 
jeder Kanton nur einen einzigen Wahlkreis zu bilden habe. 
Die Kommissionsmehrheit legte aber aus später anzuführenden 
Gründen einen Hauptwert darauf, dass auch diese Frage 
im Vorschlage selbst gelöst werde und zwar in letzterem 
Sinne. 

Die weitere Frage ist nun die: Ist der Vorschlag der 
Kommissionsmehrheit dazu angethan, die Mehrheit der Kan- 
tone und der Stände auf sich zu vereinigen? Wenn wir 
diese Frage bejahen und sogar beifügen, dass er der einzige 
Vorschlag zu sein scheint, welcher auf diese Mehrheiten rechnen 
kann, so veranlasst uns dazu lediglich die nüchterne Erwä- 
gung der faktischen Verhältnisse. Wir dürfen mit Grund 
annehmen, dass für einen solchen Vorschlag die liberal- 
konservativen und protestantisch-konservativen Parteien, so- 
wie die katholisch-konservative Partei der Schweiz geschlossen 
eintreten würden, desgleichen die Mehrheit der Liberalen der 
Kantone Luzern, Freiburg, Tessin, St. Gallen und Aargau, 
ferner eine Grosszahl radikaler Wahl-reformfreunde der West- 
kantone. Was die schweizerische Arbeiterpartei anbetrifft, so 
dürfte sie schlimmsten Falls gegenüber einem solchen Vor- 
“schlage sich bei der Unterschriftensammlung passiv verhalten, 
um bei der Abstimmung selber dennoch für ihn einzutreten. 
Aber auch ohne sie würden die obigen Gruppen für eine 
Volksmehrheit genügen. Was die Stände anbetrifft, so dürften 
mit ziemlicher Sicherheit folgende Kantone einen bezüglichen 
Vorschlag annehmen, Uri, Schwyz, Unterwalden, Luzern, Zug, 
Appenzell I.-Rh.. Freiburg, Wallis, Tessin, Genf, St. Gallen, 
Neuenburg, Graubünden, bezw. 12'/» Kantone; wahrscheinlich 
oder doch möglich ist eine Mehrheit in den Kantonen Aargau, 
Zürich, Glarus, Bern und Baselstadt, beim letzteren schon 
deshalb, weil es nie gerne zu lange hinter Genf zurück- 
steht. 

In prinzipieller Beziehung wird man vielleicht einwenden, 
der Vorschlag leide an einer inneren Ungerechtigkeit, da er 
zweierlei \Wahlverfahren schaffe, das proportionale in Kantonen 
mit drei Vertretern und mehr, das bisherige in den andern 
und im fernern dadurch, dass er eine grosse Ungleichheit in 
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Wahlkreisen zulasse durch Schaffung von Wahlkreisen mit 
1 bis auf 27 Vertreter. Was den ersteren Punkt betrifft, so 
gestatten Sie uns zunächst die Verhältnisse praktisch zu prüfen. 
Wenn wir annehmen, dass mit Annahme des Mehrheitsvor- 
schlages auch jene Kantone nach dem bisherigen Wahlver- 
fahren wählten, welche nur zwei Vertreter besitzen, was 
durchaus nicht absolut notwendig geboten ist, so würde das- 
selbe noch in folgenden Kantonen zur Anwendung kommen, 
in Uri, beiden Unterwalden, Zug, Appenzell I.-Rh., Glarus 
-und Schaffhausen, d. h. es kämen von 145 Vertretern nun 
9 Vertreter in Frage und von diesen 9 unbedingt nur wieder 5. 
Nicht genug damit, die parteipolitische Situation im allge- 
meinen ins Auge gefasst, fallen Innerrhoden, Glarus’ und 
Schaffhausen ausser Betracht, die letzteren beiden deshalb, 
weil sie homogen wählen, höchstens dass beim einen Ver- 
treter der Parteiwinkel um etliche Grade mehr nach links 
neigt als beim andern. Innerrhoden fällt darum ausser Be- 
tracht, weil man ihm mit jeder Angliederung an einen andern 
Kanton, sei es St. Gallen oder Ausserrhoden, eine konser- 
vative Vertretung bei der Proportionalität gesetzlich garan- 
tierte. Es kämen also nur noch in Frage die Kantone Zug, 
beide Unterwalden und Uri. Wir geben nun unumwunden 
zu, dass die beiden liberalen Minderheiten dieser Kantone, 
wenn sie zu einem Kreise vereinigt würden, einen Vertreter 
erhielten, aber auch nur einen, denn die Zahl der dortigen 
grundsätzlich liberalen stimmfähigen Bürger beträgt im Ma- 
ximum 2000—2500. Die ganze innere Ungerechtigkeit des 
Vorschlages der Kommissionsmehrheit schrumpft also dahin 
zusammen, dass die liberalen Parteien der Schweiz im ganzen 
einen — sage und schreibe einen Vertreter weniger erhielten 
und dass 2500 liberalen Bürgern in 3 Kantonen die Chancen 
der Proportionalität genommen wären. Diese Ungleichheit 
fällt aber parteipolitisch vollständig ausser Betracht, wenn 
Sie bedenken, dass verschiedene tausend konservative Katho- 
liken der Kantone Baselstadt, Baselland, Neuenburg, Waadt, 
Glarus etc. ebenfalls ohne direkte . Vertretung blieben, im 
ganzen: eine weit grössere Zahl, als diejenige der 2500. Da- 
mit gestaltet sich die Frage so: wollen wir um eines ein- 
zıgen Vertreters von 145 willen eine Sache aufgeben oder 
gefährden, welche wir alle grundsätzlich als eine Wohlthat 
für unser Gesamt-Vaterland betrachten, als ein Postulat 
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politischer Gerechtigkeit und Wahrheit, wollen wir dieses 
einen Vertreters wegen diese Reform auf die lange Bank 
schieben und völlig gefährden? Sie wissen, meine Herren, 
welcher Partei Ihr Referent angehört, und glauben Sie mir, 
wenn dieser eine Vertreter, der in Frage kommt, zufällig 


‚ein konservativer wäre, Referent würde der erste sein, der 


anraten würde, diesen gerne zu opfern um einer so grossen 
und wichtigen Reform willen, es wäre denn, dass von diesem 
einen Vertreter und nur von ihm das Wohl und Wehe des 
ganzen Vaterlandes abhinge, was wir aber als gute Repu- 
blikaner tnd Nicht -Boulangisten niemals annehmen können, 

(Gestatten Sie uns noch einige Worte über den Einwand, 
der Vorschlag der Kommissionsmehrheit sei ungerecht, indem 
er mit der Postulierung der einzelnen Kantone als unteilbare 
(Gresamtwahlkreise eine grosse Ungleichheit der Wahlkreise 
derjenigen Kantone schaffe, in welchen die Proportionalität 
zur Anwendung kommt. Meine Herren, unser Vorschlag 
ist ein Prinzip und zwar eines, das an idealem Gehalte dem 
schweiz. Einer- Wahlkreis am nächsten kommt. Es sind 
historische Kreise, von der Natur und Geschichte unseres 


Vaterlandes gegebene Gebilde und nicht. künstlich ausge- 


zirkelte und durch tausend egoistische Rücksichten abgewogene, 
welche dieser Antrag schafft. Es ist in diesem Falle auch 
kaum richtig, wenn gesagt wird, es sei ungerecht, wenn der 
eine Bürger für 27 Namen votieren könne, und der andere 
nur für 3 etc., denn auch diesen 3 kommt die Wohlthat der 
Proportionalität zu gute und indem der eine für 15 Ver- 
treter und mehr stimmen kann, beeinträchtigt er dem zweiten 
das ihm gewährte Benefizium durchaus nicht und nimmt ihm 
auch nichts davon. Meine Herren, eine Klage nach dieser 
Richtung wäre erst berechtigt, wenn die Bürger des Kantons 
Schaffhausen ein Klagerecht besässen, dass ihre Stadt nicht 
so gross ist, wie die Stadt Zürich, Innerrhoder im gleichen 
Sinne gegenüber St. Gallen, Obwalden gegenüber Bern etc. 
Auf der andern Seite glaubt die Mehrheit Ihrer Kommission 
betonen zu dürfen, dass, abgesehen vom zur Zeit undurch- 
führbaren schweiz. Einer- Wahlkreise keine andere mögliche 
Wahlkreiseinteilung sich in dem Masse an natürliche Verhält- 
nisse anschmiegt, und dem Wesen der Proportionalität freieren 
Spielraum lässt, und dass wiederum kein anderer Vorschlag 
wahre Wohlthat für das gesamte Vaterland wäre. Indem sie 
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den gleichen staatspolitischen und national-schweizerischen 
Wert besitzt wie dieser. Meine Herren, so paradox es klingen 
mag, so ist es doch eine vollgültige Thatsache, dass wir erst 
überall richtige und ganze Kantone schaffen müssen, wenn 
wir einen innerlich bewussten und gesunden nationalen Sinn 
schaffen wollen. Wenn man die Verhältnisse nimmt, wie sie 
thatsächlich sind, so wird man sich der Ansicht nicht ver- 
schliessen können, dass in gar vielen Kantonen noch nicht 
einmal der kantonale Gedanke ausschlaggebend ist, sondern 
es sind die Unterschiede und Rivalitäten zwischen Bezirken, 
Thalschaften etc. Die Beispiele liegen zu nahe, als dass es 
nötig wäre, sie zu zitieren. Indem wir aber jeden Kanton 
zu einem einzigen Wahlkreise machen, schmieden wir gleichsam 
die Glieder des Staatsgedankens fester, wir stellen eine natür- 
liche staatliche Gliederung her und schaffen weitere Gesichts- 
kreise. Und das alles nicht auf Kosten des Bundesgedankens 
und nicht auf Kosten des nationalen, sondern zu dessen 
Hebung und Förderung, einzig auf Kosten eines in der (Fegen- 
wart ungerechtfertigten Lokalpartikularismus. Von diesem 
Gesichtspunkte aus glaubte die Mehrheit Ihrer Kommission 
darauf beharren zu’ müssen, dass das Prinzip der unteilbaren 
Kantonalwahlkreise im Initiativ-Vorschlag selbst gelöst werde, 
und konnte darum den Standpunkt derjenigen Mitglieder der 
Minderheit nicht teilen, welche der Bundesgesetzgebung die 
Freiheit wollte gewahrt wissen, die einzelnen Kantone in 
mehrere Wahlkreise zu zerlegen. 

Wir kommen zum Schlusse.. Herr Präsident, meine 
Herren! Gelangt Ihre Kommission auch nicht mit einheit- 
lichen Anträgen an Sie, so bleibt die Zahl der Differenzen 
doch ganz erheblich zurück hinter der Zahl der Punkte, über 
welche man sich geeinigt hat und die Kommissionsmehrheit 
gibt darum die Hoffnung nicht preis, dass die völlige Einigung 
an der heutigen Versammlung zustande kommt. Sie ist sich 
dessen wohl bewusst, dass auch ihr.Vorschlag nicht voll- 
kommen, sondern ein Produkt allseitiger, aufrichtiger Kon- 
zessionen und vielleicht nur eine Etappe zu einer noch voll- 
kommeneren Durchführung des Grundsatzes der Proportio- 
nalität in der Zukunft ist. Nicht weniger bewusst ist sie 
sich aber auch dessen, dass seine Ausführung, als die wahr- 
scheinlich derzeit allein mögliche, mit zur Gesundung unserer 
politischen Zustände beitrüge und in mancher Beziehung eine 
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darum diese Ausführung als etwas Gutes zu betrachten in 
der Lage ist, bleibt damit einer spätern Zukunft nicht vor- 
enthalten, noch Besseres zu schaffen; diese Zukunft soll auch 
noch etwas zu thun haben. Herr Präsident, meine Herren, 
wir empfehlen Ihnen Annahme des Antrages der Mehrheit 
Ihrer Kommission. 


B. In den Kantonen. 
Zürich. 


Die Delegiertenversammlung des Kantonalverbandes Zäür- 
cherischer Grütli- und Arbeitervereine fasste am 27, November 
1892 einstimmig den Beschluss, der Vorstand sei beauftragt, 
unter Zuziehung von Freunden der Proportionalwahl bald 
einen Gesetzes-Entwurf auszuarbeiten, der als Imitiativ-Vor- 
schlag vor das Volk zu bringen sei. Nachdem sodann unter 
Anhängern der Reform aus verschiedenen Parteien eine Be- 
sprechung stattgefunden hatte, reichte der Vorstand der 
Grütli- und Arbeitervereine dem ie eine Verfassungs- 
initiative folgenden Inhaltes ein: „Die Zahl der Mitglieder 
des Kantonsrates und die Art ihrer Erwählung nach dem 
Grundsatze der Proportionalität bestimmt das Gesetz.“ Dieser 
Vorschlag gelangte am 30. Oktober 1893 im Kantonsrate zur 
Behandlung, unmittelbar nach einem von Vertretern land- 
wirtschaftlicher Kantonsteile ausgehenden, dass die Vertretung 
im Kantonsrate sich nicht nach der gesamten, sondern nur 
nach der schweizerischen Wohnbevölkerung richte. Gegen 
die Initiative der Grütli- und Arbeitervereine wurde von 
Reformfreunden selbst eingewendet, sie stelle die Verwirk- 
lichung des Grundsatzes ins Ungewisse, während sie doch 
andere als proportionale Wahlen untersage. Der Vorschlag 
erzielte bloss 28 Stimmen (von 194 Anwesenden) und wurde 
der Volksabstimmung nicht unterbreitet, da es an der Unter- 
stützung durch ein Drittel der Mitglieder mangelte. Am 
15. September 1891 hatten 49 Aatelioder für Eintreten auf 
den Entwurf eines Gesetzes über proportionale Wahl gestimmt. 


Zürich, 2. April 1894. 
Wyss. 
2 


Berne. 


Les &vönements les plus importants pour notre cause, 
survenus durant le cours des anndes 1892 et 1893, sont la 
rövision de la constitution cantonale et l’essai d’introduire le 
vote proportionnel dans les elections de la commune de 
Berne. 

La commission du grand conseil charg&e de proposer les 
principes ä introduire dans la nouvelle constitution a eu & 
diseuter la question de la representation proportionnelle. Jia 
majorit6 de cette commission n’etait toutefois pas favorable 
aux idöes qui nous sont chöres, car, ä& une proposition d’in- 
troduire le prineipe de la proportionnalite dans les &lections, 
fut aussitöt opposce une autre proposition tendant & interdire 
application de ce principe par la constitution. Les choses 
restörent en l’ötat, c’est-A-dire que la fixation du prineipe qui 
doit regir les &lections depend de la loi &lectorale et non 
d’une disposition constitutionnelle. | 

Une demande d’initiative &manant du parti ouvrier, re- 
clamait le remplacement du systeme ölectoral actuel par un 
proc6d& proportionnel base sur le vote par ardre de preference 
(adaptation de la loi danoise). Ce procede, chaudement re- 
command& par les orateurs socialistes, n’etait pas appuye 
en dehors de ce groupe. Les conservateurs s’y rallierent 
cependant en majorite, de crainte de nuire au principe. 
On peut considörer comme tres favorable la votation qui eut 
lieu dans ces conditions. En effet, le 18 juin 1893, 1443 votants 
se prononcörent pour le vote proportionnel et 2230 contre. 
Si les socialistes avaient eu la sagesse de ne pas röclamer la 
proportionnalit6 pour l’ex6eutif municipal, puis de proposer. 
le systeme pratiqu6 au Tessin, ä& Neuchätel et & Gen?ve, 
issue de la votation aurait pu &tre tout autre. 

Malheureusement pour la cause de la r&forme &lectorale 
le lendemain de la votation se produisaient les troubles ouvriers 
dont le souvenir est encore present A toutes les m&moires. 
Dans ces circonstances il aurait &t€ tömeraire de tenter imme- 
diatement de nouveaux efforts. D’ailleurs, dans sa seance du 
2 Fövrier 1894, le conseil de ville (Stadtrat) a refuse par 26 
voix contre 21, de proceder avant toute decision, & un essai 
public de reprösentation proportionnelle; puis il a repousse 
la proposition d’introduire la proportionnalit6 dans les @lections 
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communales, prösentee parMM. de Muralt et consorts. On peut 
deduire de ces r&solutions, que la pensde de faire une place 
dans le conseil aux socialistes qui se sont solidarises avec 
les &meutiers de Juin 1893 n’est pas encore pres d’etre goütee 
par la majorite de celui-ci. Si cette maniere de voir devait 
se maintenir jusqu’aux prochaines elections gen6rales, il se 
pourrait faire que les conservateurs soient, en fin de compte, 
les prineipales vietimes des övenements de juin 1893, au point 
de vue de la reprösentation dans le Stadtrat. 


Jules @feller. 


Luzern. 


Für das Jahr 1892 sind keine bemerkenswerten Vor- 
gänge im Gebiete der Weahlreformbestrebungen zu ver- 
zeichnen. Se 

Dagegen wurde schon in der ersten Hälfte des Jahres 
1893 ab und zu davon gesprochen, dass der kantonale Grütli- 
verein sich mit dem Gedanken trage, ein Initiativbegehren 
für die Einführung des proportionalen Wahlsystems in Szene 
zu setzen. | | | 

Im letzten Quartale des Jahres wurde in der That zur 
Ausführung des Gedankens geschritten. Auf Sonntag den 
8. Oktober veranstaltete der Vorstand des genannten Vereins 
eine Versammlung von Vertrauensmännern im „Emmenbaum‘“, 
welche einstimmig die Einleitung einer Verfassungsrevision 
im Wege der Volksinitiative zum Zwecke der Einführung 
des proportionalen Systemes für die Grossralswahlen be- 
schloss. Das Initiativbegehren wurde formuliert und darin 
neben dem Grundsatze der Proportionalität gleichzeitig die 
Forderung der Einteilung des Kantones in acht, im Begehren 
genau umschriebene Wahlkreise aufgenommen. 

Am 22. Oktober fand ebenfalls im „Emmenbaum“ eine 
liberale Delegiertenversammlung des 14. Nationalratswahl- 
kreises statt, welche nicht minder einstimmig beschloss, dem 
Initiativbegehren zuzustimmen und dasselbe kräftig zu unter- 
stützen. | 

Von da ab wurde die Unterschriftensammlung derart 
thätig betrieben, dass anlässlich der Wintersession des Grossen 
Rates, welche am 27. November begann, das Initiativbegehren. 
mit über 7000 Unterschriften versehen, bei der Staatskanzleı 


a 


eingereicht werden konnte; die verfassungsmässig erforder- 
liche Zahl beträgt bloss 5000. | 

Nach Vorschrift der kantonalen Verfassung hatte der 
Grosse Rat sofort über das Initiativbegehren Beschluss zu 
fassen, das heisst demselben entweder seine Zustimmung 
zu erteilen und demgemäss die Verfassungsrevision zu be- 
schliessen, oder aber andernfalls die Volksabstimmung an- 
zuordnen. 

Bei der vorberatenden Sitzung der konservativen Fraktion 
des Rates zeigte sich, dass die angesehensten Führer der- 
selben durchweg überzeugte Freunde der Wahlreform ge- 
blieben waren, wie sie dieselbe schon im Jahre 1890 an- 
gelegentlich befürwortet hatten; dabei waltete aber allgemein 
die Meinung ob, dass die verlangte Wahlkreiseinteilung not- 
wendig der Korrektur bedürfe.. Die Versammlung ging mit 
dem Beschlusse auseinander, die Stimmabgabe im Rate selbst 
Jedermann freizugeben. 

Die Verhandlung des Grossen Rates fand am 29. No- 
vember statt und nahm den Hauptteil des Tages in Anspruch. 
Sie war im allgemeinen ruhig und würdig. Das proportionale 
Wahlverfahren ‚selbst wurde von keinem Redner bekämpft, 
wohl aber von verschiedenen die verlangte Wahlkreiseinteilung. 
Aus den Reihen der konservativen Mehrheit wurden mehrere 
Vermittlungsanträge gestellt, welche alle den Zweck hatten, 
die grundsätzliche Frage von dieser Frage der Wahlkreis- 
einteilung loszutrennen. Die Opposition glaubte, mit Rück- 
sicht auf den bestimmten Wortlaut des Initiativbegehrens 
sich hierauf nicht einlassen zu können, was formell richtig 
gewesen sein mag. Aus dem Durcheinander einer Reihe von 
eventuellen Abstimmungen resultierte die Entscheidung, der 
Rat stimme dem Initiativbegehren nicht bei, sondern unter- 
breite dasselbe ohne weiteres der Volksabstimmung. Die 
Entscheidung fiel mit 80 gegen 22 Stimmen; Freunde und 
Gegner des „Proporzes“ waren bei der einen und andern 
Gruppe lustig durcheinander gewirbelt. 

Die Volksabstimmung wurde auf den 17.. Dezember an- 
gesetzt. Die Frist war zu kurz, um eine sehr intensive 
Agitation von hüben und drüben aufkommen zu lassen und 
das wird nicht zu bedauern sein. Beizufügen ist, dass am 
6. Dezember das in Sursee versammelte erweiterte konser- 
vative Centralcomit& nach langer Diskussion mit Mehrheit 
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beschloss, die Verwerfung des Initiativbegehrens zu em- 
pfehlen. — In diesem Sinne fiel auch der Volksentscheid vom 
17. Dezember 1893 aus. Mit 11,018 Nein gegen 9,029 Ja 
wurde das Initiativbegehren verworfen. | 

Es mag am Platze sein, einige Momente zur Erklärung 
dieses Entscheides hier beizufügen. 

1. Vorab müssen wir auf die bestehenden, im Kanton 
Luzern bekanntlich immer noch ziemlich scharf ausgeprägten 
Parteiverhältnisse hinweisen. Ä 

Bei dem grossen Entscheidungskampfe. vom 15. März 
1891 (Verfassungsrevision) war das Stärkeverhältnis dasjenige 
von rund 15,000 zu 10,000, also von °/5 zu */. Im 
Grossen Rate zählt gegenwärtig bei einer Gesamtzahl von 
135 Mandaten die konservative Mehrheit 94, die liberale 
Minderheit 41 Vertreter. Die Mehrheit verfügt also, . wenn 
man jene Abstimmung für das Stärkeverhältnis der Parteien 
als massgebend betrachtet, über rund ein Dutzend Mandate 
auf Kosten der Minderheit zu viel. Dabei wird indessen 
allgemein zugegeben, dass das Schicksal einiger Wahlkreise, 
welche momentan im Besitze der Mehrheit sich befinden, 
wohl für alle Zeiten ein mehr oder weniger unsicheres, von 
Zufälligkeiten abhängiges sein wird. Würden in einigen 
derselben die Würfel anders fallen, dann wäre die Propor- 
tionalität der Vertretung auch so ziemlich genau wieder her- 
gestellt. 

Wenn angesichts dessen die Empfindung von den mög- 
lichen Ungerechtigkeiten des Systemes des absoluten Mehrs 
dank der seit den sechziger Jahren bestelenden Institution 
der kleinen Wahlkreise im Kanton Luzern bislang jedenfalls 
nicht eine besonders intensive war, so ist auf der andern 
Seite natürlich, dass in den Kreisen der Mehrheit eine ge- 
wisse Besorgnis darüber Platz griff, wie überhaupt unter der 
neuen Ordnung die Verhältnisse sich gestalten könnten. Die 
Erfahrung lehrt, dass die Stimmabgabe in Personenfragen 
mit derjenigen in grundsätzlichen Angelegenheiten sich sehr 
oft nicht deckt und so hörte man vielfach die Behauptung 
aufstellen, es lasse sich unmöglich voraussagen, welche Partei 
unter der neuen Ordnung der Dinge die Mehrheit bilden und 
ob nicht die konservative Partei, welche gegenwärtig über 
eine starke Mehrheit im Grossen Rate verfügt, und welche 
nach Massgabe der verschiedenen Abstimmungen in grund- 
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sätzlichen Fragen auch in der That die ausgesprochene Mehr- 
heit im Liande besitzt, dort möglicher Weise sogar im die 
Minderheit sich zurückgedrängt sehen werde. 

Auf der andern Seite sah man auch in liberalen Kreisen 
der Stadt Luzern, deren Vertretung im Rate bis zur Stunde 
eine ganz homogene war, die durch die Einführung des pro- 
portionalen Wahlverfahrens bedingte Anderung dieses Ver- 
hältnisses nicht gerne, indem man vielfach voraussah, dass 
damit zugleich die bisherige festgefügte Organisation der 
Partei für die Zukunft empfindlich gestört und erschüttert 
werden könnte. 

2. Es ist klar, dass solche Kalkulationen bei der öftent- 
lichen Diskussion in der Presse wenig in den Vordergrund 
traten; um so eifriger mag darüber von hüben und drüben 
in den Parteiversammlungen gesprochen worden sein. 

Was während der kurzen Kampagne gegen das vor- 
geschlagene Wahlsystem selbst vorgebracht wurde, beschränkte 
sich im Grossen und Ganzen auf die bekannten Einwendungen: 
das System sei durch die Praxis noch zu wenig erprobt; 
wenn es im Grundgedanken auch gut sein möge, so sei doch 
die beste Art seines Funktionierens auch heute noch nicht 
festgestellt, und das „zügigste“ Argument mag wohl das ge- 
wesen sein, das System sei „kompliziert“, das Volk verstehe 
es nicht, es sei neu und man wolle für einstweilen überhaupt 
nichts Neues. ‚Jedermann weiss, wie gerne diese Argumente 
vom Volke, das im Allgemeinen in politischen Dingen die 
Ruhe der Aufregung und den Neuerungen immer vorzieht, 
gehört und verstanden werden. 

3. Trotz Allem und trotzdem wohl nicht ganz ohne Grund 
darauf hingewiesen wurde, dass in manch’ anderm Kantone 
die Einführung des proportionalen Systemes notwendiger und 
gegebener sein dürfte als im Kanton. Luzern, würde doch 
wahrscheinlich das Initiativbegehren im Volke die Mehrheit 
erlangt haben, wäre nicht darin mit der Forderung der Wahl- 
reform zugleich die Forderung einer bestimmten Wahlkreis- 
einteilung verbunden worden. Freilich konnten sich die 
Initianten darauf berufen, dass die von ihnen vorgeschlagene 
Einteilung die gleiche sei, welche die Regierung im Jahre 1890 
in Verbindung mit dem proportionalen Wahlverfahren eben- 
falls vorgeschlagen hatte. Allein es war bekannt, dass diese 
Einteilung schon damals so ziemlich allgemein als unhaltbar 
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betrachtet worden war und der Misserfolg jener Vorlage war 
ohne Zweifel zum guten Teile auf die vorgeschlagene Ein- 
teilung der Wahlkreise, das heisst auf den Vorschlag allzu 
grosser Kreise zurückzuführen. Es ist hier nicht der Ort, 
auf nähere Details einzutreten, da solche für die mit den 
lokalen Verhältnissen nicht vertrauten Leser kaum verständ- 
lich sein würden. Im Allgemeinen wurde gesagt, dass infolge 
der grossen Kreise die Aufstellung der Kandidaten mehr und 
mehr Sache der Parteicomites werden müsste und dass der 
gewöhnliche Mann dazu Nichts mehr zu sagen hätte. Für 
die einzelnen acht Kreise hörte man bereits Berechnnngen 
aufstellen, welche zu dem Resultate gelangten, dass ganze 
Gruppen von Gemeinden um jede Vertretung kommen würden. 
Die Befürchtungen waren in vielen Fällen nicht ganz grundlos. 
Man wird aber das Gewicht derselben zu würdigen wissen, 
wenn man bedenkt, dass im Kanton Luzern der Wähler 
seinen „Ratsherrn“ vor Allem aus kennen will, weil er in ıhm 
nicht bloss ein von ihm gewähltes Mitglied der Landesbehörde 
erblickt, sondern zugleich seinen persönlichen Vertrauensmann 
und Ratgeber in allen möglichen Angelegenheiten. 

Die Aufnahme der bestimmten und unabänderlichen For- 
.derung der acht Wahlkreise in das Initiativbegehren war ein 
Fehler, der als solcher von verschiedenen Veranlassern der 
Bewegung in der Folge auch erkannt und zugestanden wor- 
den ist. ; 

Nachdem die Bewegung das mitgeteilte negative Resultat 
zu Tage gefördert, hörte man vielfach davon sprechen, dass 
die Initianten sich mit dem Plane tragen, dieselbe unverzüg- 
lich von Neuem aufzunehmen, diesmal jedoch in dem Sinne, 
dass die Frage der Wahlkreiseinteilung der (resetzgebung 
vorbehalten bleibe, oder doch jedenfalls die Forderung der 
acht grossen Kreise darin nicht wieder aufgenommen werden 
solle. 

Es scheint jedoch, dass man von dem Gedanken wieder 
abgekommen sei. Wir glauben, mit gutem Grunde. Nach- 
dem das Volk kaum zur Ruhe gekommen, würde die Bewe- 
gung, in diesem Momente schon wieder in Fluss gebracht, 
einen ungleich energischern Widerstand finden und es ist 
ganz sicher, dass der Misserfolg von gestern heute einer voll- 
ständigen Niederlage Platz machen würde. Im Übrigen be- 
steht eine sehr einfache und sehr praktische Erwägung, welche 
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von einem solchen Vorhaben abraten muss. Würde es selbst 
gelingen, das Begehren um Revision der Verfassung in der 
Volksabstimmung durchzubringen, so würde es gleichwohl 
absolut unmöglich bleiben, die Erneuerungswahlen in den 
Grossen Rat vom Jahre 1895 schon nach dem neuen Wahl- 
systeme vorzunehmen. Dasselbe könnte erst bei der Integral- 
erneuerung vom Jahre 1899 zur Anwendung kommen. Bis 
dahin kann sich aber noch manches ändern; möglicherweise 
werden dannzumal die Wege des „Proporzes“ durch die Ent- 
wickelung der Verhältnisse besser geebnet sein, als das heute 
der Fall ist. So oder anders wird es Jedermann ohne 
weiteres als geraten erachten, mindestens dasjenige abzu- 
warten, was die Wahlen von 1895 bringen werden. 


J. Winiger. 
Zug. 


. Am 18. März 1894 wurde durch Volksabstimmung die 
neue Verfassung des Kantons Zug angenommen mit 1547 Ja 
gegen 458 Nein. Im 5 78 derselben wird folgendes fest- 
gesetzt: 

„Bei-allen Wahlen mit Ausnahme der Wahlen der Ge- 
meindebehörden muss, sobald in einem Wahlkreise mehr als 
zwei Mitglieder in die gleiche Behörde zu wählen sind, der 
Grundsatz des proportionalen Wahlverfahrens (Minderheits- 
vertretung) zur Anwendung kommen. 

Die Wahlen der Gemeindebehörden (Einwohner-, Bürger-, 
Kirchen- und Korporationsräte) werden in offener Abstim- 
mung vorgenommen. Die geheime Abstimmung und das pro- 
portionale Wahlverfahren müssen jedoch zur Anwendung 
kommen, sobald dies von einem Zehntel der Stimmberechtigten 
rechtzeitig bei den betreffenden Behörden unterschriftlich ver- 
langt wird. 

Das Nähere über das proportionale Wahlverfahren be- 
stimmt das Gesetz.“ 


Freiburg. 


Am 14. Mai 1894 hat der Grosse Rat des Kantons 
Freiburg die fakultative Einführung des Proportionalverfahrens 
bei den Gemeinderatswahlen mit 54 gegen 26 Stimmen be- 
schlossen. 
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Solothurn. 


Bei den Erneuerungswahlen in den Kantonsrat im Mai 
1892 verlor die Oppositionspartei die meisten ihrer Sitze, 
Die Wahlen finden in 10 grossen Wahlkreisen statt und so 
ist es möglich, dass in den sogenannten Schicksalskreisen 
eine kleine Stimmenzahl entscheidend ist für die sämtlichen 
Mandate des Kreises. Unmittelbar nach den erwähnten 
Wahlen wurden Unterschriften gesammelt für eine Verfassungs- 
reform in der ausgesprochenen Absicht, dadurch die Ein- 
führung des proportionalen Wahlverfahrens zu ermöglichen. 
Eine Verfassungsrevision ist deshalb notwendig, weil Artikel 
10 der gegenwärtigen Verfassung ausdrücklich vorschreibt, 
dass alle Wahlen nach dem absoluten Mehr stattzufinden 
haben. Weil aber die Verfassungsinitiative nicht eingeführt 
ist, wurde eine Totalrevision verlangt; in der Abstimmung 
vom 15. Januar 1893 wurde dieses Begehren um Totalrevision 
mit 6631 gegen 4943 Stimmen verworfen. 

Mittlerweilen war von Herrn Kantonsrat Fürholz und 
Genossen die Motion gestellt worden, der Regierungsrat sei 
eingeladen, die Frage zu untersuchen, ob nicht durch die 
Einführung des Proportionalwahlverfahrens eine richtigere 
Vertretung der verschiedenen Parteien in den politischen Be- 
hörden des Kantons herbeizuführen sei. Den 21. Juli 1892 
wurde diese Motion vom Kantonsrate erheblich erklärt; von 
den Behörden wurde sie aber im Weitern nicht behandelt, 
weil die Abstimmung über die Revisionsfrage abgewartet 
werden wollte. Später, den 30. Mai 1893 wurde eine fernere 
Motion des Herrn Kantonsrat Fürholz und Mitunterzeichner 
erheblich erklärt, wonach der Regierungsrat eingeladen würde, 
zu untersuchen, ob nicht verschiedene Bestimmungen der 
Verfassung einer Revision unterworfen werden sollen; unter 
den namhaft gemachten Artikeln, welche von den Motions- 
stellern als revisionsbedürftig bezeichnet wurden, erscheint auch 
Artikel 10, der in dem Sinne abgeändert werden solle, dass 
die Einführung des proportionalen Wahlverfahrens ermöglicht 
würde. 

Im Sommer 1893 wurde vom Departement des Innern 
cin Entwurf zu einem proportionalen Wahlverfahren ausge- 
arbeitet, der vom Regierungsrat durchberaten und als „even- 
tueller Gesetzesentwurf für den Fall der Zulassung .des Pro- 
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portionalwahlverfahrens durch die Verfassung“ festgestellt 
wurde. Eine elfgliedrige Kommission des Kantonsrates hat 
im November 1893 beschlossen, es sei auf das Gesetz betreffend 
das proportionale Wahlverfahren einzutreten, aber dasselbe 
solle in Verbindung mit dem Steuergesetz gebracht werden 
und der Kantonsrat beschloss den 30. November 1893, zur 
Behandlung dieser Frage eine ausserordentliche Märzsitzung 
abzuhalten, Inzwischen wurden Vorschläge im Sinne des 
erwähnten Kommissionsbeschlusses ausgearbeitet. In der 
Märzsitzung des Kantonsrates wurden die Vorschläge, weil 
von der Kommission nicht vorberaten, nicht behandelt, sondern 
auf die nächste Maisitzung verschoben. 

Der Vorschlag besteht nun teils in einer Abänderung 
der Verfassung, teils in einem Anhang zu Artikel 10 der Ver- 
fassung. Letzterer Satz würde nun lauten: „Die Wahlen des 
Kantonsrates geschehen nach Proportionalsystem“ und der 
Verfassung soll ein neuer Artikel unter Rubrik „Zusatz- 
bestimmungen“ beigefügt werden mit folgendem Wortlaut 
in Art. 89: So lange die Gesetzgebung in Bezug auf die pro- 
portionale Wahl des Kantonsrates (Art. 10) oder die direkte 
Besteuerung in Verbindung mit der Herabsetzung der Hand- 
änderungsgebühr, der Sporteln und des Salzpreises (Art. 83) 
keine andern Verfügungen trifft, haben bezüglich der Erstern 
die in Anlage A, bezüglich der Letztern, die in Anlage B 
enthaltenen Bestimmungen Wirksamkeit.“ 

Dadurch wird das Schiksal des proportionalen Wahl- 
verfahrens an dasjenige des Steuergesetzes geknüpft. Die 
Vorlage muss zwei Beratungen passieren; wenn auch die 
erste Beratung im Mai stattfindet, die-zweite im Spätsommer 
oder Herbst, so würde die Abstimmung frühestens Ende 
dieses Jahres stattfinden können. Wenn die Kantonskasse 
inzwischen in Folge der Zollinitiative zu Geld kommen sollte, 
so wird auch der Ruf nach einem Steuergesetz nicht mehr 
so laut erschallen und die ganze Vorlage gefährdet sein. 
Die Aussichten auf Einführung des proportionalen Wahl- 
verfahrens sind unter diesen Umständen nicht gerade günstig. 


* * 
* 
Die Bestimmungen über die Kantonsratswahlen, welche 
nunmehr in der Anlage A zu Artikel 89 der Verfassung 
niedergelegt sind, enthalten das proportionale Wahlverfahren. 
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Es seien hier nur die wesentlichsten Punkte berührt, in welchen 
es zum Teil von den andern Systemen abweicht. Das Ver- 
: fahren beruht auf dem System der Listenkonkurrenz und zwar 
in-der Weise, dass nur die Listenstimmen im engern Sinne des 
Wortes bei Ausmittlung der Resultate in Berechnung fallen. 
Die Wahlzahl wird nämlich ermittelt, indem die Zahl der 
gültig abgegebenen Listenstimmen, also der Stimmzeddel mit 
der nämlichen Bezeichnung durch die Zahl der zu treffenden 
Wahlen + 1 dividiert wird. Wenn auf dem Stimmzeddel andere 
Namen stehen, als diejenigen auf der offiziellen Eingabe der 
betreffenden Listen, so sind sie gültig, insofern sie auf einer 
andern Liste angegeben sind und an die Stelle von andern 
gesetzt werden. Die Parteien müssen daher nicht so viele 
Namen eingeben als Wahlen zu treffen sind. Es muss aus- 
drücklich darauf hingewiesen werden, dass es im Kanton 
Solothurn gebräuchlich ist, gedruckte Stimmzeddel, wie sie 
von den Parteien verteilt werden, einzulegen. Das Panachieren 
kommt also bei den jetzigen Zuständen und den grossen 
Wahlkreisen nur ausnahmsweise vor und hat nur den Sinn, 
einem Kandidaten der Gegenpartei ein besonderes Wohlwollen 
zu bezeugen. In diesem Sinne ist das Panachieren zulässig, 
nur muss ein eigener Kandidat gestrichen und nicht etwa 
nur die Liste ergänzt werden. 

Wenn in Folge Division durch die Wahlzahl nicht ge- 
nügend Vertreter herauskommen, so werden die Fehlenden 
der stärksten Partei zugeteilt. Es ist das eine Abweichung 
vom Grundsatz der Proportionalität, wird aber als Konzession 
an das Mehrheitsprinzip betrachtet; es erscheint dies not- 
wendig, weil das Volk dermalen der Proportionalität kaum 
gewogen sein dürfte und weil durch diese Konzession eher die 
Annahme erzielt werden könnte. — Kommen zu viele Ver- 
treter heraus, so fallen sie von derjenigen Liste weg, welche 
die kleinste Bruchzahl hat. Bei Erledigung von Kantons- 
ratssitzen während der Amtsperiode, rückt derjenige mit 
der höchsten Zahl der nämlichen Liste, eventuell derjenigen 
mit der höchsten Bruchzahl u. s. w. nach. Doppelkandidaturen 
sind ausgeschlossen. Im Übrigen sind die Bestimmungen 
denjenigen des bisherigen Verfahrens möglichst angepasst. 
Zur Einreichung der Listen an das Oberamt ist die fünffache 
Zahl der zu Wählenden erforderlich, was ungefähr den bis- 
herigen sogenannten Delegiertenversammlungen entspricht. 
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Im Laufe des Monats April soll eine vom Kantonsrat 
gewählte Kommission die Bestimmungen über das proportionale 
Wahlverfahren in Beratung ziehen, was noch mancherlei 
Änderungen zur Folge haben dürtte. 


Solothurn, 31. März 1894. 
Fr. Jos. Hänggi, Regierungsrat. 
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Bekanntlich ist in der Volksabstimmung vom 22./23. No- 
vember 1890 das Initiativbegehren betreffend Einführung der 
. Proportionalvertretung mit 4217 gegen 2755 Stimmen ver- 
worfen worden. Wenn auch nichts anderes übrig blieb, 
als diesen Volksentscheid anzuerkennen, so war andererseits 
der Umstand, dass °/; der Stimmenden sich entschieden 
für das neue Weahlverfahren ausgesprochen hatten, Auf- 
munterung genug, die Frage nicht ruhen zu lassen und 
bei der nächsten Gelegenheit wieder einen Versuch zu wagen. 
Da nächstens das Gesetz betreffend Organisation der evan- 
gelisch-reformierten Landeskirche revidiert sein soll, so wird 
das Veranlassung sein, die Wahl der Synode nach Propor- 
tionalverfahren in Anregung zu bringen; über den -Erfolg 
dieser Bestrebungen wird erst in einem Re Bulletin be- 
richtet werden können. 

Bei der Besprechung der Leistungen Basels für die 
Proportionalvertretung dürfen wir nicht vergessen die Ver- 
öffentlichung einer Schrift zu erwähnen, welche von einem 
stautsrechtlichen Standpunkte aus in klarer Weise die Grund- 
sätze einer richtigen Vertretung entwickelt; es ist das die 
im Jahre 1893 bei R. Reich in Basel aa: Brochure 
von Herrn Dr. Ed. Kern: „Über die Äusserung des Volks- 
willens in der Demokratie“. 

Hagenbach-Bischof. 


St. Gallen. 


Bei den Verfassungsrevisions-Verhandlungen von 1890 
wurde der Satz in die neue Verfassung aufgenommen: Der 
Gesetzgebung bleibt vorbehalten, das proportionale Wahl- 
verfahren einzuführen. Leider fand der vollständige Antrag 
des Schreibers dieser Zeilen keine Aufnahme, welcher ver- 
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langte, dass gleichzeitig auf dem Wege der Gesetzgebung 
auch die Wahlkreise, welche gegenwärtig für die Grossrats- 
wahlen die zur Proportionalität untauglichen politischen Ge- 
meinden sind, abgeändert werden können. In Folge dessen 
kann, obschon die Verfassung die Einführung des proportio- 
nalen Wahlverfahrens vorsieht, dasselbe thatsächlich doch 
nur auf dem Wege der Verfassungsrevision eingeführt werden. 

In der Frühjahrssession des Grossen Rates im Jahr 1892 
brachte sodann Bezirksammann Guntli einen Vorschlag auf 
Einführung des proportionalen Wahlverfahrens ein, wurde 
aber damit abgewiesen. Daraufhin beschlossen die Vertreter 
der konservativen Partei, auf dem Wege der Verfassungs- 
Initiative eine Anderung des bezüglichen Verfassungsartikels 
anzubahnen in dem Sinne, dass das proportionale Verfahren 
für die Wahlen des Regierungsrates, des Grossen Rates, 
sowie der Gremeinde- und Schulräte einzuführen sei. Als 
Wahlkreise für die Grossratswahlen sollten die bestehenden 
fünfzehn Amisbezürke bezeichnet werden. 

Rasch ging die Unterschriftensammlung von Statten und 
in der Novembersitzung des Grossen Rates konnte demselben 
das Initiativbegehren, unterzeichnet von 15,765 stimmfähigen 
Bürgern, 5,765 mehr als die gesetzlich erforderliche Anzahl 
von 10,000, vorgelegt werden. 

Die Volksabstimmung wurde auf den 29. Januar 1893 
angesetzt. Ein heisser Kampf ging derselben voraus und die 
Stellung der Parteien war eine sehr eigentümliche. Von den 
drei politischen Parteien, welche zur Zeit in unserm Kanton 
vorhanden sind und jeweilen in Aktion treten, verfügen die 
liberale und die konservative über je ca. 17—18,000 Stimmen, 
die demokratische über 5—6,000 Stimmen. Es hat also keine 
der drei Parteien für sich allein eine Volksmehrheit. Mit 
Hilfe der bestehenden kleinen Wahlkreise jedoch und des 
herrschenden Wahlsystems vermochten bis jetzt stets die 
Liberalen eine kleine Mehrheit im Grossen Rate zu erreichen, 
die beim proportionalen Wahlverfahren natürlich verloren 
ginge. Diese Mehrheit meint die liberal® Partei, ohne die 
Unrechtmässigkeit ihres Anspruchs einzusehen, mit allen Mitteln 
erhalten zu müssen. Aus diesem Grunde trat sie, gemäss der 
von der Führerschaft ausgeteilten Parole, geschlossen gegen 
das Initiativbegehren auf, während die konservative Partei in 
ihrer übergrossen Mehrheit dafür stimmte. Von der demo- 
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kratischen Partei liess sich ein Teil, etwa die Hälfte, wesent- 
lich durch die liberalerseits ausgestreute Befürchtung, die 
„Ultramontanen“ möchten durch den „Proporz“ eine Mehrheit 
Eu Grossen Rate bekommen, verleiten, gegen das seit Jahren 
auf dem Parteiprogramm stehende proportionale Wahlverfahren 
Stellung zu nehmen, während die andere Hälfte der Partei, 
namentlich die Arbeiterschaft und: die demokratische Presse 
energisch für die Initiative in die Schranken trat. Auf beiden 
Seiten und in allen Parteien wurde eine so lebhafte und intensive 
Agitation entfaltet, wie seit Jahren in keiner öffentlichen 
Angelegenheit. Die Abstimmung ergab die Verwerfung des 
Initiatirbegehrens mit 22,247 gegen 19,875 Stimmen. 

Es war von Seiten in (regner a proportionalen Wahl- 
verfahrens in der öffentlichen Diskussion namentlich darauf hin- 
gewiesen worden, dass für .eine richtige Vertretung der Par- 
teien auf freiwilligem Wege schon gesorgt werde. Die eben 


stattgefundenen Erneuerungswahlen der kantonalen und Ge- 


meinde-Behörden haben jedoch die für jeden Kundigen längst 
feststehende Thatsache aufs Eklatanteste bestätigt, dass es 
mit dieser gerühmten freiwilligen Proportionalität nichts, aber 
auch gar nichts ist und der Grundsatz der Gerechtigkeit 


nur auf dem Wege der gesetzlichen Proportionalität that- 


sächlich und in einer für Alle befriedigenden Weise durch- 
geführt werden kann. 

Gerade für den Kanton St. Gallen mit seinen vielfach 
verworrenen und zerrütteten Parteiverhältnissen, mit dem 
Unmass von verletzender Ungerechtigkeit, Leidenschaft und 
Verbitterung, die mit dem bestehenden Wahlsystem zusammen- 
hängen, würde die Einführung des proportionalen Wahlver- 
fahrens ein wahrer Segen sein, als das einzige Mittel zur Ge- 
sundung unsrer politischen Zustände und zum friedlichen 
Zusammenwirken aller Parteien. 

Diese Erkenntnis wächst denn auch in immer weiteren 
Kreisen. Wie die Dinge liegen, wird es nicht lange dauern, 
bis der Stein aufs Neue in’s Rollen kommt, und diesmal, 
wenn nicht alle Anzeichen trügen, wird die Bewegung zum 
- Siege durchdringen! | 


St. Gallen, 10. Mai 1894, 
Th. Wirth. 
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Ticino. 

Nel Canton Tieino il principio della rappresentanza 
proporzionale, che dapprima era stato accettato solamente in 
via di compromesso fra i due partiti, ottenne nel 1892, e non 
ostante la vivace opposizione della estrema sinistra della Co- 
stituente guidata dall’attuale Cons. Nazionale Bruni, una de- 
finitiva vittoria, avendo la Riforma Costituzionale del 2 luglio 
di quell’anno, accettata dal popolo il 2 ottobre successivo, 
stabilito che tanto la nomina del Gran Consiglio, ana 
quella del Öonsiglio di Stato, debbano aver eur) col sistema 
del voto proporzionale. 

Lunga e laboriosa fu nel seno della Costituente la discu- 
sione del sistema da adottarsi, anche perch® certi capisaldi 
sı vollero statuire costituzionalmente. 

Tre cose erano fuori di discussione: essere preferibile il 
sistema delle liste concorrenti, — non essere conveniente di 
complicare questo sistema col voto cumulativo, — doversi 
. lasciare all’elettore facoltä di votare per i  eandidati di liste 
diverse, 

Il problema stava nel trovar oe (principalmente nel- 
l’elezione del Gran Consiglio) di assicurare la matematica 
proporzionalitä fra la rappresentanza e la forza numerica dei 
partiti, rendendo qualsiasi sleale manovra impossibile. Singo- 
lari per vero erano le condizioni del Ticino, dove le forze 
dei due partiti si pareggiavano, ed il piü lieve difetto nel 
funzionamento della macchina elettorale poteva essere causa 
di strani risultati: non era quella stessa Costituente, una con- 
traddizione del sistema proporzionale d’ond’era uscita, essa in 
‚maggioranza conservatrice, mentre la maggioranza del popolo 
erasi, per alcuni voti, dichiarata in favore del partito radicale ? 

Il modo di attribuire i rappresentanti che restassero da 
eleggersi dopo eseguito il riparto fra le liste in ragione dei 
quozienti ottenuti da ciascuna, offriva una speciale difficoltä. 
La nomina della costituente del 1891 aveva mostrato quanto 
fosse pericoloso l’attribuire questo complemento .d’elezione 
alla maggior frazione, — e la nomina di quella che stava 
deliberando aveva provato che non garantisce sufflicientemente 
la proporzionalitä l’attribuirlo al gruppo che ha ottenuto il 
maggior numero di voti. 

Molte furono le proposte. Era compreso che una spro- 
porzione tra la forza dei partiti e la rappresentanza degli 
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stessi sarebbe sempre stata teoricamente possibile, finche si 
fossero conservate diverse Circoscerizioni elettorali, a. motivo 
del diverso rapporto fra il corpo elettorale e la popolazione, 
tanto piü in un paese come il Ticino, dove & assai forte 
’emigrazione; d’altra parte pero il ceircondario unico per 
Velezione del Gran Consiglio appariva troppo in antitesi colle 
tradizioni tieinesi, e suscitava le difidenze regionali. L/’in- 
conveniente sarebbe stato diminuito se come base della rappre- 
sentanza, invece della popolazione, si fossero accettati gli elettori 
. Inseritti ın catalogo, — ma interessi regionali e partigiani 
avevano fatto respingere questa proposta, appoggiata da quasi 
tutta la destra. 

Si fini per addottare il sistema D’Hondt-Hagenbach, sta- 
bilendo inoltre costituzionalmente, che il numero delle circo- 
scrizioni elettorali per l’elezione del Gran Consiglio non a 
vrebbe potuto essere superiore a 12, che il numero dei depu- 
tati da eleggersi in ogni circondario avrebbe dovuto essere 
dispari e non inferiore a cinque, che i gruppi che non avessero 
raggiunto il quoziente non avrebbero partecipato al riparto. 

Le altre modalitä vennero lasciate alla legge. 

Ecco il testo dell’ articolo 3 della Riforma, il quale 
rappresenta quanto di meglio seppe escogitare, per rendere il 
risultato delle elezioni matematicamente proporzionale, un 
corpo deliberante animato da un non discutibile desiderio di 
giustizia e da una estrema diffidenza dell’avversario: 

„Art. 38. La nomina dei deputati al Gran Üonsiglio ed 
alla Costituente ha luogo col sistema del voto proporzionale, 
con facoltä all’ elettore di votare per candidati di diversi 
sruppi. Il quoziente elettorale & costituto dalla somma 
complessiva dei voti ottenuti dai diversi gruppi nel rispettivo 
Circondario, diviso per il numero dei deputati da eleggersi 
aumentato di uno. 

„L gruppi che non a raggiunto il quoziente non par- 
tecipano al riparto, 

„ha legge stabilirA le ulteriori modalitä per l’esercizio 
del sistema proporzionale e determinerä le eircoserizioni elet- 
torali che non potranno essere piü di dodici. Il numero dei 
deputati da eleggersi in ogni Circondario dovrä essere dispari 
e non inferiore a cinque.“ | 

(uanto al Consiglio di Stato l’art. 15 della Riforma dispone 
ch’esso verr& nominato „in un unico circondario costituito 
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dell'intero cantone, col sistema del voto proporzionale, con 
facoltä all’elettore di votare per diversi gruppi.“ 

Come si vede vi & fra le due disposizioni una impor- 
tante differenza: nella nomina del Consiglio di Stato la costitu- 
zione non vieta che venga accordato un rappresentante.a gruppi 
che non hanno raggiunto un intero quoziente. 

Il sistema di cui la Riforma aveva nei due citati articoli 
stabilito le linee generali, venne sviluppato dalla /egge per le 
elezioni politiche, del 2 dic. 1892, i cui tratti generali non 
differiscono molto dalla precedente legge per lelezione del 
gran consiglio e della costituente. | 

Ogni gruppo stabilisce la sua lista colla relativa denomi- 
nazione e la deposita presso il Commissario di Governo, 
dieci giorni prima della votazione. 

Nessun candidato puö essere portato in piü d’una lista, 
ne puö essere mantenuto in alcuna contro la sua volontä. 
Solo i candidati delle liste regolarmente deposte sono elegeibili. 
Tutte le liste vengono stampate a cura dell’Autoritä e dis- 
tribuite agli elettori. 

Ogni scheda, stampata o manoscritta, deve contenere 
l’intestazione della lista del gruppo per il quale Velettore 
intende votare: & permessa la radiazione di nomi e facolta- 
tiva la loro sostituzione con altri di diverse liste. 

Ogni elettore dispone di tanti suffragi quanti sono i 
rappresentanti da eleggersi nel rispettivo circondario: se un 
elettore vota per un numero di candidati inferiore a quello 
dei rappresentanti da eleggersi, i suffragi non espressi ven- 
gono calcolati a favore della lista del gruppo per il quale ha 
votato. 

Non & permesso accumulare piü suffragi sul nome di un 
sol candidato. 

Lo spoglio e la proclamazione avvengono in bureaux 
distrettuali pressieduti dal Presidente del rispettivo Tribunale. 

Il quoziente viene determinato nel modo anzidetto, 
trascurata una eventuale frazione. Fatto il riparto in base 
ai quozienti raggiunti, se rimangono uno o piü rappresentanti 
da eleggere, essi vengono assegnati, uno per ciascuno, ai 
gruppi che ottennero alcalmeno un quoziente ed ebbero il mag- 
gior numero di voti: in caso di paritä fra due o piü gruppi decide 
la sorte. Se invece il riparto desse come eletti un numero di 
rappresentanti maggiore di quello stabilito pel eircondario, il 
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quoziente per fare il riparto viene aumentato di una unitä. 
Vengono proclamati eletti quei candidati dı ciascun gruppo, 
che hanno ottenuto il maggior numero di voti: degli altrı, ıl 
bureau forma la lista, per gruppo, collocandoli in ordine de- 
crescente del numero dei voti ottenuti. 

- In caso di sopravenuta vacanza di un seggio, per qualunque 
causa, subentra il primo nella lista dei candidati non procla- 
mati eletti del gruppo cui apparteneva il sostituendo. Il de- 
putato al Gran Consiglio che ha dato le dimissioni, deve, 
dietro sua dichiarazione, essere mantenuto ancora come ultimo 
nella lista dei candidati non proclamati eletti 

Solo quando la lista del gruppo sia esaurita, si procede 
a una nuova elezione, la quale, quando trattisi di un sol 
rappresentante, avviene naturalmente col sistema della maggio- 
ranza assoluta. EN 

La nuova legge venne applicata nel febbraj)o 1893 per 
l’elezione del Consiglio di Stato, e poi nel marzo successivo 
per quella del Gran Consiglio, ed i risultati furono pienamente 
soddisfacenti, dal lato della proporzionalitä della rappresen- 
tanza, tanto che gli avversari del sistema nulla cı trovarono 
a ridire. 

Anche lo sparuacchio della soverchia complicazione & 
oramai distrutto: le operazioni procedettero in tutti i comuni 
colla massima regolaritä e facilitä, ed il popolo si & giä fa- 
migliarizzato col nuovo sistema elettorale, lo comprende e lo 
apprezza. | 

Ma si ebbero invece a constatare, principalmente nella 
nomina del Gran Oonsiglio, alcuni nuovi inconvenianti, dovuti 
in parte, ma non in tutto, alla natura eterogenea di quelle 
coalizioni politiche, che sono i cosidetti partiti storici nel Oantone 
Tieino. 

Aleuni pochi individui, venendo meno alla parola d’ordine 
dei comitati politici del proprio partito, seeretamente fecero 
radiare, dove poterono, il nome di certi candidati ad essi 
sgraditi perch® rappresentanti nel partito una speciale tendenza 
politica, e ruiscirono con tale manovra a lasciar conseguire 
agli stessi un numero di voti inferiore a quello degli altrı 
candidati della lista, e ad impedirne la elezione, che altrimentı, 
per le qualitä personali dei selezionati (la nuova manovra fu 
dai propri autori battezzata selzione) sarebbe stata certa; 
provocando un lungo strascico di ricriminazioni e di sospetti. 
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E vero che a torto si volle fare di eiö speciale aggravio al 
sistema del voto proporzionale, inquantocch& somigliante ma- 
noyra & possibile anche col sistema della maggioranza assoluta, 
ed anzi se ne fece giä uso piü d’una volta nel Tieino, da 
candidati ansiosi di ruiscire; ma gli & perö vero anche che 
la certezza dı non nuocere al proprio partito (perche® i voti 
non espressi vanno ugnalmente a favore della lista) rende 
tali procedimenti sleali piü facili, — e che le conseguenze 
possono, nel sistema proporzionale, essere assai piü gravi. 

Per prevenire tali manovre i comitati dei partiti potrebbero 
stabilire preventivamente quali candidati debbano riuscire 
primi nelle rispettive liste, e probabilmente lo faranno alla 
prima occasione. Ma ciö avrä per conseguenza di aggravare 
’altro diffetto che a ragione si rimprovera alla legge attuale, 
e che consiste nella insufficiente Iibertä lasciata agli eletteri 
Si pronuneiarsi per le persone e non per i gruppi. Ciascuno 
e obbligato ad intestare la propria scheda colla denominazione 
di una della liste concorrenti, e per tale disposizione, anche 
chi non appartiene a nessun gruppo, resta obbligato a votare 
per uno di questi, contrariamente alla propria volontä ed 
opinione. Questo inconveniente che finora non & molto sen- 
tito, diventerebbe grave quando i comitati avessero confiscato 
ogni libertä di scelta per l’elettore. 

Ma questi non sono tali inconvenienti cui non si possa 
portare rimedio: basterebbe probabilmente non prendere in 
considerazione i voti non espressi. 

Intanto giova constatare che la lotta elettorale dello scorso 
anno, quantunque impegnatissima, non fu cosi intemperante 
come le anteriori, — eche il cambiamento dell’indirizzo politico 
del Uantone avvenne senza gravi scosse, ciö che non sarebbe 
certamente stato possibile, se avesse imperato il vecchio 
sistema della maggioranza assoluta. 

Una legge del 2 die. 1892 ha stabilito che la nomina 
del Tribunale d’appello e dei Tribunali di prima istanza debba 
aver luogo col sistema del voto limitato. Le Municipalitä sono 
tutte elette col sistema proporzionale introddotto dalla legge 
del 22 maggio 1891, la quale funziona con generale ed 
fazione, gli unici incovenienti verificatisi essendo devuti alla 
negligenza di comitati che omisero di depositare in tempo 
utile la lista del rispettivo gruppo presso il Commissario: 
anche in questi casi perö lo spirito d’equitä rimediö all’errore, 
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i partiti convennero una lista concordata, le autoritä superiori 
approvarono, e, fatta una sola eccezione, il corpo municipale 
riusci costituto in consonanzo col principio della propor- 
zıonalitä. 

Per tal modo, il principo della equa rappresentanza delle 
minoranze trova nel Cantone Ticino un ossequio completo, 
nella composizione di tutte le autoritä collegialı. 

Il frutto piü indiscutibile & questo, che le nuove autoritä 
inspirono meno diflidenza e meno antipatia alle minoranze, 
e godono quindi di maggior prestigio: l’opinione pubblica sa 
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che il controllo & possibile e si mostra soddisfatta. 


Dr. Rodolfo Bonzanigo. 
Bellinzona, marzo, 1894. 


Die Verfassung und die Gesetze des Kantons Tessin, 
welche Proportionalvertretung oder Minoritätsvertretung vor- 
schreiben, sind: 


La costituenie della republica e cantone del Ticino 
2 luglio 1892. 


Legge per le elezioni politiche 
2 dicembre 1892. 


Legge per le nomine giudiziarie 
2 dicembre 1892. 


Vaud. 


Le Grand Conseil du canton de Vaud a eu & deliberer 
en 1893 sur la question de la reforme &lectorale. Dans sa 
session du printemps, le conseil d’Etat lui a present& un projet 
de loi sur l’exereice des droits politiques, dont une disposition 
accordait aux communes la facult& de faire proc&der aux 
ölections communales suivant le syst@me du vote dit limite, 
ou suivant le mode proportionnel. Ce prineipe qui n’etait done 
pas obligatoire, avait &t& introduit dans la loi pour r&pondre 
A un veu exprimd par le conseil communal de Lausanne. 
Dans la pensece des auteurs de la motion, l’introduction de la 
reprösentation proportionnelle A titre de simple facult& et limitöe 
au domaine communal n’ötait qu’une simple etape sur le 
chemin du progrös electoral. Ils avaient l’espoir qu’il en serait 
de möme que dans le canton de Neuchätel, oü le syst&me du 
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vote proportionnel admis d’abord A titre facultatif pour les elec- 
tions communales a 6t& ensuite applique aux &lections cantonales. 

Dans le cours de la deliberation du Grand Conseil vau- 
dois deux deputes, M. Kaufmann et M. Naef, appartenants 
le premier au parti ouvrier ou socialiste,* le second au partı 
liberal, deposerent une motion tendant A rendre le systeme 
proportionnel obligatoire tant au cantonal qu’au communal. 
Leur motion fut renvoyde pour rapport A la commission chargee 
d’etudier le projet de loi sur l’exercice des droits politiques, 
et, la suite de la discussion concernant cette partie de la loi, 
interrompue pour ötre reprise au mois d’aoüt. 

Notons en passant que le systeme du vote limit6 est en 
usage dans le canton de Vaud depuis de longues anndes pour 
l’election des jures, c’est probablement parce que l’electeur 
vaudois est deja familiaris6 avec ce systeme que le Conseil 
d’Etat le proposait tout en donnant aux communes la possi- 
bilite d’adopter le mode plus perfectionne, dit de la concur- 
rence des listes. C’ötait un moyen d’amener graduellement la 
reforme de nos habitudes &lectorales,. Le gouvernement ce- 
pendant n’entendait pas laisser chaque commune organiser 
les &lections suivant l’un des modes de representation pro- 
portionnelle ä leur gre, il prevoyait dans son projet de loi 
un systeme-type que les communes auraient dü appliquer tel 
quel sans modification. 

On sait qu’une des diffieultes que prösentent les systemes 
de concurrence des listes, c’est de savoir comment completer 
la nomination lorsque le calcul de röpartition a donn& des 
fractions et que le nombre des deputes &lus se trouve inferieur 
au nombre des siöges & pourvoir. L’ancienne loi tessinoise, 
(avant l’adoption de la rögle Hagenbach), attribuait les sieges 
restant & pourvoir aux plus fortes fractions, ailleurs ils sont 
attribu6s & la liste qui a obtenu le plus grand nombre de 
suffrages — les deux syst&mes peuvent aboutir A des anomalies. 
Pour les &viter, le projet du Conseil d’Etat vaudois, amendö 
par la commission du Grand Conseil, resolvait la difficulte en 
‚prenant les candidats qui, dans l’ensemble de l’ölection ont 
obtenu le plus grand nombre de suffrages apres les premiers 
elus. Cette disposition, dont ’honneur revient A M. le depute 
Uuenoud, &tait une concession au systeme majoritaire. 

Lorsque le Grand Conseil a repris le 22 aoüt la discussion 
sur le projet de loi electorale la commission s’est scind6e en trois 
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groupes au sujet des articles relatifs au mode d’election. Un 
premier groupe compose de MM. Dubrit, Martinnoni 
et Gaudard, s’est pose en adversaire de tout systeme 
proportionnel. Un second groupe, compose de MM. Cuenoud, 
Piguet et Jaccard-Deriaz a soutenu le projet du Oon- 
seil d’Etat, c’est-A-dire la facultd pour les communes d’intro- 
duire le vote limit6 ou l’eleetion proportionnelle. Enfin M. 
Kaufmann demandait que le systöme proportionnel fut rendu 
obligatoire pour les @lections communales et cantonales, 

Au nom du premier groupe M. Dubrit a presente un 
volumineux rapport. Pour faire partager son point de vue & 
une assemble&e qui ne demandait, du reste, qu’ä se laisser 
convaincre, il donne essor, suivant son habitude, ä& sa verve 
caustique. Il se raille de ces porleurs de la bonne nowvelle, 
de ces sectateurs de la nouvelle religion electorale. Il repre- 
sente les partisans de la reforme en question comme des 
Fanatises,; il les compare aux moutons de Panurge qui reculent 
pour mieux sauter; il voit dans l’honorable M. Frey, qui 
depuis le discours de M. Dubrit a remplace au (rand 
Conseil de Geneve M. Etienne Dufour, un rival d’Icare, 
le legendaire inwenleur de la navigation aerienne. Il oppose 
aux opinions de Stuart Mill, de Naville, de Ch. Secre- 
tan, de Hagenbach et de Soldati celles d’hommes d’Etat 
et de professeurs suisses, allemands, belges et anglais qui 
n’ont, dit-il, pas &t6 touches de la gräce proportionnelle. 1 
termine enfin son plaidoyer par un morceau ä grand effet oü 
le canton du Tessin est reprösent& sous les traits d’un cheval 
genereux et jeume, imparfaitement dresse, & peine dompte, 
Fougueuxz a Vexces, sinon retif, inaccessible d la douceur, 
rebelle au mors, bondissant follement sous la eravache ei 
l’eperon, et il compare M. le juge federal Soldati & un maitre 
cavalier ! Nous laissons le lecteur juge de la convenance de 
ce ton badin en un sujet aussi serieux, tout en felicitant 
M. Dubrit de son succ?s oratoire. Sans vouloir lui faire tort nous 
nous permettrons de remarquer qu’ilne sembie pas avoir &t€ amene 
& sa conclusion negative par les arguments qu’il enonce, mais 
bien plutöt ötre parti d’une id6e pr&öconcue et avoir ensuite 
cherch& tous les arguments propres A la faire valoir. 11 n’hesite 
pas en effet & declarer qu’il a de Faversion pour la repre6- 
sentation proportionnelle. Son defaut absolu de sympathie pour 
la motion sur laquelle il avait & rapporter se manifeste d’un 
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bout & l’autre dans son m&moire, qui est moins l’expose d’un 
juge impartial qu’un plaidoyer contre la reforme e&lectorale. 

Pour justifier sa these, M. Dubrit allögue qu’il n’existe 
pas moins de treize systömes de repr&sentation proportionnelle, 
et, par un de ces sophismes dont il est coutumier, il en d6- 
duit qu’aucun n’est l’expression de la verit6 et de la justice. 
Cet argument est absolument fallacieux. En effet de ce qu’il 
existe en Europe non pas treize mais au moins vingt ou trente 
codes penaux et autant de codes civils qui different eux aussi 
sur des points tres essentiels, faut-il en eonclure qu’ils sont 
tous irr&mediablement mauvais, renoncer desormais A faire des 
codes et s’en tenir au statu quo? M. Dubrit soutient ensuite 
que les systömes proportionnels aboutissent A des consöquences 
injustes et pour illustrer sa these il fournit trois exemples 
qui, quoique un peu tires par les cheveux, seraient justes A 
teneur de l’ancienne loi tessinoise, mais qui ne pourraient 
pas se presenter sous l’empire du projet vaudois. Nous avons 
eu l’occasion de lui d&montrer son erreur A cet 6gard et il 
a reconnu tr&ös loyalement qu’il s’&tait trompe. Le vice de 
son argumentation sur ce point special n’ayant pas 6t& relev6 
dans la discussion du Grand Conseil, les prötendues anomalies 
qu’il alleguait, ont &gare l’opinion de l’assemblöe. 

Un autre grief que M. Dubrit adresse aux divers sys- 
temes de proportionnalite, c'est d’ötre arbitraires; il en a 
compare quatre et a fait voir qu’ils aboutissaient ä des r6- 
sultats differents. On peut lui röpondre que le m&öme pheno- 
mene se produit dans d’autres domaines; il serait facile de 
trouver quatre lois sur la faillite qui röpartissent de quatre 
manieres differentes les deniers de la masse; doit-on en con- 
clure qu’une loi sur la faillite soit une impossibilit6 ? Dialec- 
ticien de premiere force, M. Dubrit deduit les consöquences 
dernieres d’un prineipe avec une grande vigueur. Si le systöme 
proportionnel est bon, dit-il, on ne doit pas le limiter aux 
elections communales, ni aux &lections cantonales, et il se 
demande si comme couronnement de ledifice, il ne faudrait 
pas &lire d’apres le m&me proc6d& les employes de ladmi- 
nisiration, les professeurs, les garde-champetres et les lau- 
piers? Mais lorsque M. Dubrit passe de l’offensive & la 
defensive, de logicien impitoyable qu’il &tait il devient subi- 
tement opportuniste, il reconnait que certains femperaments 
doivent &tre apportes & la rigueur du principe majoritaire. 
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M. Dubrit pose ce principe que les conseils de la nation 
ne doivent pas se composer _de representants des diverses 
opinions politiques et des groupes sociaux, qu’unissent cer- 
taines communautes d’intör&ts locaux ou &conomiques, ils doivent 
reprösenter le Peuple envisage comme un Tout! comme Sou- 
verain. Cette these-devait le conduire logiquement & proposer 
que ces conseils qui reprösentent l’ensemble du peuple, soient 
nomm6s dans chaque canton par un college unique, ou bien 
admettre le scrutin uninominal. Tl prevoit cette deduction 
que l’on pouvait tirer de sa pr&misse et il y r&pond moins en 
logicien qu’en opportuniste. „Le vrai systeme 6lectoral“, dit-ıl, 
„est la majorite absolue Zemperee par des oe pas 
„trop srandes et par le döveloppement du veritable esprit 
„eivique chez les &lecteurs.“ — Le beau billet qu’a La Chatre. — 
„D’une facon thöorique et absolue“, ajoute-t-il, „le meilleur 
„collöge serait le college uninominal; mais en matiere &lec- 
„torale comme en matiere d’impöt, il faut se garder de l’ab- 
„solu. Rien n’est parfait, rien n’est id&alement juste.“ 

Nous ne poursuivons pas l’analyse et la critique du dis- 
cours de M. Dubrit, ce que nous avons dit indique sufh- 
samment l’esprit qui l’inspirait. Remarquablement &erit, &maille 
de traits piquants, groupant avec un art consomme toutes 
les objections qu’il &tait possible d’opposer au projet du Con- 
seil d’Etat, il a fait une grande impression sur une assemblöe 
dont la majorit& 6&tait assure de perdre une partie de son ef- 
fectif par l’adoption de la motion Kaufmann-Naef. Le 
gouvernement s’est dösintöress6 du debat, il a laisse voir 
clairement que pour lui tout 6tait pour le mieux dans le 
meilleur des mondes, et que s’il avait propos& lintroduction 
facultative d’une reforme en are d’election communale, 
c’etait sans enthousiasme. - 

Apres M. Dubrit, M. Cuenoud a pris la parole; il 
s’est efforce de montrer que la vraie d&mocratie voudrait que 
le peuple püt faire ses affaires lui-mäme ; que cela n’etant pas 
possible, les conseils qui le representaient devaient &tre l’image 
fidele du pays, avec ses diverses nuances d’opinions. Puis il 
fit ressortir l’injustice du systeme de la majorit& absolue. Au 
lieu d’abandonner la composition des conseils aux hasards 
des circonstances ou du moment, pourquoi, dit-il, ne pas as- 
surer par la loı & toutes les opinions le droit & &tre repre- 
sentees; c’est une idee juste, qui arrivera & son heure, La 
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representation proportionnelle, ajoute-t-il, n’est point un moyen 
artificiel ou arbitraire, elle est conforme A la motion de la vraie 
democratie; il faut donc permettre aux communes qui le vou- 
dront ou qui Eeprouveront le besoin d’en faire l’experience. 

M. Kaufmann röfute quelques-uns des arguments de 
M. Dubrit et insiste sur le fait qu’avec l’adoption de sa 
motion les luttes entre partis seront moins vives; partisan 
de l’entente de la conciliation, et de la paix, il estime que le 
systeme proportionnel est le meilleur moyen d’y arriver. L’ex- 
clusivisme, conelut-il, conduit toujours A la violence, l’autori- 
tarısme seul peut &tre adversaire de la representation propor- 
tionnelle ; ceux qui combattent ce syst&me sont des autoritaires 
qui n’en veulent pas pour mener plus sürement le peuple. 

L’impression du rapport de M. Dubrit ayant öt& de- 
mandee, la suite de la discussion fut renvoyee A une seance 
ulterieure. 

Le 25 aoüt elle est reprise. M. l’ingenieur Guillemin 
fait une charge & fond de train contre le principe m&me de 
la reprösentation proportionnelle, „Ce bloc enfarine ne me dit 
rien qui vaille“, conclut-il. La crainte de voir les socialistes 
et m&eme les anarchistes siöger dans nos assemblees delibe- 
rantes, semble &tre le motif de M. Guillemin pour rejeter 
la reforme e&lectorale. Les theories les plus absurdes et. les 
plus dangereuses, dit-il, finissent par faire &cole et on s’habitue aux 
idees les plus saugrenues; il faut donc les empächer de se 
manifester. L’honorable deput6& ne se rend pas compte que 
l’esprit d’exclusiyime, le refus obstin& d’entendre et d’examiner 
certaines revendications c’est precisement qui pousse A l’anar- 
chie. Suivant un mot celebre „c’est l’Eglise qui fait les 
heretiques“, la reforme &lectorale dans le moment actuel serait 
au contraire une soupape de süret£. 

Apres M. Guillemin, M. Naef, l’un des auteurs de 
la motion prend la parole. Il insiste sur la necessit pour une 
assemblee deliberante d’entendre toutes les opinions avant 
de voter; il fait ressortir l’utilit6 et la raison d’&tre des 
partis; „la societe“, conclut-il, „n’est toute entiere ni dans 
le pass& ni dans l’avenir, entendons tous les partis et ne leur 
fermons pas la bouche avant qu’ils P’aient ouverte.“ 

Nous ne pouvons analyser tous les discours prononc6s au 
(rrand Conseil vaudois en cette circonstance. Mentionnons cepen- 
dant encore ceux de M, l’avocat Boiceau et du Dr. Neiss 
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qui tous deux appuyent les motionnaires, et surtout celui de M. 
Ed. Secretan. Le sympathique redacteur de la „Gazette de 
Lausanne“ refute brillamment le rapport de M. Dubrit, il 
deplore le tour ironique que cet ofateur a donn& & son argu- 
mentation. Puis il passe en revue les differents cantons oü 
s’est pos& la question de la r&forme &lectorale et fait toucher 
du doigt les iniquites du systeme majoritaire. Il devoile le 
sophisme qui consiste & confondre les decisions que les &lec- 
teurs sont appeles A prendre & la majorit& de la moiti6 des 
votants plus un, avec les elections qu’ils sont appeles & faire. 
Il n’a pas de peine A prouver que si la souverainete reside 
dans le peuple, la deputation n’est qu’une delegation donn6e 
par les eitoyens actifs A leurs mandataires, d’oü il suit qu’une 
assembl6e lögislative devrait &tre l’image exacte du peuple qui 
l’a elue. Or la reprösentation proportionnelle etant le meilleur 
moyen d’atteindre ce but, on ne saurait la considerer ainsi 
que fait M. Dubrit, comme &tant anti-democratique, antı- 
liberale et anti-patriotique. La multiplicite des syst&mes de 
representation proportionnelle n’est pas une objection valable; 
doit-on renoncer & un but parce que plusieurs voies y con- 
duisent ? Le reproche de complication n’est pas mieux fond&; 
lorsque la representation proportionnelle a et& appliquee pour 
la premiere fois & Genöve, ıl a suffi de deux heures pour 
operer complötement et sans contestation le depouillement de 
l’election de 100 deputes. M. Secretan en terminant son 
discours proteste &loquemment contre la thöse suivant laquelle 
certains groupes devraient ötre totalement exclus des assemblees 
lögislatives. „Nous n’avons“, dit-il, „le droit de confiner A la 
porte qui que ce soit. Le systeme majoritaire a fait son temps, 
il est impuissant des que plus de deux groupes se trouvent 
en presence. 

Le discours de M. Secretan a öte & plusieurs reprises 
vivement applaudi. L’effet en a öt& malheureusement un peu 
attenu& par la sortie maladroite, on pourrait möme dire cy- 
nique, d’un jeune d&pute socialiste, M. l’avocat Panchaud, 
qui est venu döclarer que pour son parti.la representation 
proportionnelle etait un moyen et non un principe. 

Le siege du Grand Conseil e&tait du reste fait et par 
102 voix contre 73 la motion de MM. Kaufmann et Naef 
a et6 ecartöe. Sans vouloir aucunement blämer ses auteurs 
de l’avoir presentee, on peut cependant le regretter ; car, si 
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le Grand Conseil avait eu A deliberer seulement sur le projet 
du Conseil d’Etat, le gouvernement ne se serait pas desin- 
teresse du debat, et il est possible que son projet eüt ete 
adopte& tel quel; une fois ce premier pas fait dans la voie de 
la röforme &lectorale, celle-ci aurait töt ou tard triomph£, 
tandis qu’aujourd’hui elle parait ajournee pour longtemps ; 
souhaitons qu’il n’en soit pas de m&me dans le domaine federal. 
Lausanne, 1 mai 1894, 
B. van Muyden. 


Wallis. 


Im November 1893 wurde mit 11 Stimmen Mehrheit im 
Grossen Rat des Kantons Wallis das Prinzip der Proportional- 
vertretung angenommen. 


Neuchätel. 


Il y a encore des adversaires de la representation propor- 
tionnelle dans le canton de Neuchätel, mais la grande majorite 
des electeurs lui est acquise (uand une cause aussi juste 
que celle-la a triomphe, c’est pour toujours. 

Vous savez que notre nouvelle loi @electorale neuchäteloise 
contient l’article suivant: 

Art. 78. „La presente loi est adoptee & titre d’essai pour 
le terme de trois ans“. 

„Elle sera soumise A un nouvel examen et eventuellement 
ä une revision avant la fin de la prochaine legislature.“ 

Notre Grand Oonseil n’a pas encore abord& l’examen 
prevu par cet article. Il devra le faire cette annee ou dans 
les premiers mois de l’annde prochaine. 
| Tout fait prevoir que cet examen aura pour r£sultat le 

maintien de la loi actuelle avec quelques petites modifications 
de detail. 
Jean Berthoud. 


Geneve. 


Apres avoir occupe toute la legislature de 1890—92, la 
representation proportionnelle, adoptee par le Grand Üonseil 
et ensuite par le peuple, a et& appliquee pour la premiere 
fois & Geneve, le 13 novembre 1892, & l’election des deputes 
au Grand Conseil. 
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Il y avait 100 döputes & &lire en trois colleges @lectoraux; 
34 en ville, 40 & la Rive gauche et 26 & la Rive droite. 

L’essai pratique qui avait ete fait prealablement de la 
nouvelle reforme &lectorale, l’exemple donn& par le canton 
de Neuchätel et les nombreux travaux consacres ä& cette ıim- 
portante question avaient enfin resolu l’ardu probleme de son 
application. Aussi l’operation &lectorale, tant la votation que 
le d&pouillement, s’est-elle accomplie sans la moindre difficulte 
dans toutes les communes du canton. 

Les cingq groupes dont se composait le corps politique 
genevois se sont seuls prösentes A l’election. Les suffrages non 
exprim6s &tant comptes aux listes aussi bien que les suffrages 
exprimes par les noms des candidats, les listes pouvaient sans 
inconvenient porter la totalit& des deputes & &lire ou seule- 
ment une partie. | 


Elles portaient: 
en Ville Rive gauche Rive droite 


Liste d&emocratique 23 ..23 16  candidats 
Liste radicale-lıberale 26 26 ZL. a 
Liste independante 7 22 9 5 
Liste ouvriere 20 20 20 # 
Liste radicale-nationale 17 20 9 ” 


Tous ces groupes ont obtenu une part de representants 
exactement proportionnelle & leur force numörique. Sur les 
100 deputes A elire 


le parti d&mocratique a .obtenu 33 deputes 
le partı radical-liberal » 38 » 
le parti indöpendant (catholique) : a 
le parti ouvrier socialiste > 8 „ 
le parti radical-national | ’ 6 „ 


Voici les chiffres dans chaque collöge: 
Ville de Geneve. 


34 deputes A &lire; 4965 bulletins valables. 
Nombre des suffrages qui pouvaient &tre exprimes: 


34 x 4965 = 168,810 suffrages 
Suffrages declares nuls 182 


Suffrages valables 168,628 
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qui ont 6t& repartis comme suit: 


I. Liste d&mocratique 67,007 suffrages (chiffre electoral) 


1I. „ radicale-liberale 64,485 „ , a 
III. „  independante 9,099 5 E: 
LY. =, '72ouvkiere 19,178 n e: 
V.  „. radicale-nationale 8,484 n ” 


total 168,628 suffrages. 


Ce chiffre divise par 34 deputes & Elire donne pour quo- 
tient @lectoral 4959 plus une fraction de ?*/s« dont il n’est 
pas tenu compte. 

En divisant le chiffre &l&ctoral de chaque liste par le 
quotient 4959, on obtient pour la r&partition proportionnelle: 


I. 67,007 : 4,959 = 13 + un reste de 2,540 


II. 64,485 : 4,959 = 13 + e 398 
IH. 9,099 : 4,959 = 1 + 5 4,140 
IV. 19,173 : 4,959 = 3 + f 4,296 
m Ban 9 lt ; 3,525 


total 31 representants. 
'Les trois siöges vacants ayant &t& attribues aux listes ayant 
les plus forts restes de suffrages non repartis, le rösultat 
definitif a donne & 


la liste d&mocratique 13 deputes 
RE = radicale-liberale 13 r 
H independante 2 
ouvriere 4 A 


= radicale-nationale 2 x 


total 34 deputes. 


Rive gauche. 


40 deputss A &lire; 5378 bulletins valables. 


Ont obtenu: 
I. Liste democratique 62,245 suffrages 
II. ,„ radicale-liberale 77,430 2 
Ill. „  independante 53,104 3 
EM. 2 08T 9,481 5 
V.  „.  radicale-nationale 12,526 ° ,„ 


total 214,786 suffrages. 


ee 


La repartition proportionnelle faite comme ci-dessus a 
donne avec le quotient electoral 5369 


1. 6095 ee 
LI. 77,430: Ss600 2 ea co 2 
IT: 53,104 : 5309 9, 200 
IV. 948T 5300 ee 
v. 20 ss ee) 





total 37 total definitif 40 


| Rive droite. 
26 deputes & &lire; 2,972 bulletins valables. 


Ont obtenu: | 
I. Liste d&mocratique 25,250 suffrages 
1l. „  radicale-liberale 31,141 ; 
III. ,„ independante 10. 383.2.. 
IV. ouvriere 4,567 E 


V.  „. radicale-nationale 5,438 4 
total 77,079 suffrages. 


La repartition avec le quotient 2964 attribue 


a la liste I. 25,250 : 2,964 = 8 + 15388: = 8 
IE... 81,441 ;,2,984. 2 10.2 818000 11 
„.. 128..10,9888 2004 00 Sea a 
„2. 1v A672 000) 
ne ee 


total 23 total definitif 26 


Ont ete ensuite &lus dans chaque collöge les candidats 
ayant obtenu le plus grand nombre de suffrages. 

Les partis democratique et ind&pendant avaient port6 
chacun trois noms communs sur leurs listes dans le collöge de 
la Rive gauche, mais la loi avait oblige les candidats port6s 
& double de declarer d’avance & quelle liste ils desiraient se 
rattacher. A defaut de cette declaration, ils auraient 6t& 
attribues d’office par le tirage au sort et en presence d’un 
mandataire de chacun des groupes intöresses A l’une des listes 
sur lesquelles ils figuraient. 

L’avantage des candidats communs A deux ou plusieurs 
listes est d’assurer leur @lection, mais si les groupes ne sont 
pas egaux en nombre le plus faible benäficie naturellement 
des suffrages qui lui sont donnös par le plus fort. 
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Dans le cas particulier, le parti democratique a perdu 
de ce fait environ 600 suffrages au profit du parti indepen- 
dant. Oe chiffre, sur un ensemble de plus de 200,000 suffrages 
exprimes, n’a pas influence le resultat de la r&partition, mais 
l’exemple montre neanmoins que les partis devront ätre tr&s 
prudents dans leur echange de candidats communs. 

Ajoutons enfin qu’aucune des man@uvres deloyales an- 
noncees, comme & plaisir, par les adversaires de la reforme 
ne s’est produite et que tout a et@ parfaitement correct ainsi 
que le journal /e Genevois a dü lui-möme le renconnaitre. 

Les groupements qui se sont ensuite form6s dans la salle 
du Grand Conseil ont eu pour effet d’enlever la majorit& au 
parti qui a dote le pays de cette importante et öquitable r&- 
forme, mais il y possede encore une force assez imposante 
pour que les autres groupes soient obliges de compter avec 
lui. Bien qu’un vieil esprit de discipline regne encore dans le 
nouveau Grand Conseil, chacun sent cependant trös bien 
qu'il existe, gräce au vote proportionnel, une certaine inde- 
pendance et libert& d’allure qui ne manquera pas d’etre tou- 
jours plus appreciee & mesure que l’on s’accoutumera au 
nouveau mode de votation. 

M. le d&put€ Gavard, un des anciens chefs du parti 
radical, n’a. pas craint de oben trös nettement que la re- 
forme See etait actuellement une chose acquise & Genäve, 
attendu que le peuple ne revient jamais sur un RS lors- 
qu’il le tient. 

Dans les questions d’ordre politique les groupes se sont 
classös comme suit: 


Radicaux-lhberaux 38 
Radicaux-nationaux 6 
Ouvriers socialistes 8 


total 52 deputes. 


De&mocrates 23 
Independants 15 


total 48 deputes. | 


La majorite n’est done que de 4 voix en faveur des 
groupes radicaux, mais cette majorite est suffissante pour em- 
pecher toute atteinte aux lois confessionnelles de 1873 par 
exemple; elle sera peut-&tre suffisante pour voter les projets 
de loi actuellement soumis aux commissions sur la defalcation 


® 
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des dettes hypothecaires et la revision des impöts, mais l’on 
peut &tre assure d’avance qu’avec la forte minorit& que re- 
presentent les deux autres groupes r&unis, les lois adoptees 
ne pourront qu’&tre sages et moderees. 

Il ne faut pas non plus perdre de vue qu’en dehors des 
questions qui touchent au domaine confessionnel, les d&put6s 
catholiques, dits ind&pendants, sont plus portes & suivre l’es- 
prit radical que l’esprit conservateur. Parmi les d&mocrates 
eux-m&mes, la plus grande partie s’est toujours nettement 
prononcee dans le sens r&ellement progressiste, Seuls quelques 
representants de l’ancien regime conservateur tentent encore 
de rösister & l’&volution que subit lentement mais irresistiblement 
la societe moderne. 

La nouvelle loi @lectorale a encore amen& une autre inno- 
vation qui a &t& generalement bien vue du public, c’est celle 
concernant les vacances pouvant se produire parmi les mem- 
bres de l’assemblee l&gislative par suite de deces ou de de- 
mission. Dans ce cas, la loi prevoit que les candidats ayant 
obtenu le plus grand nombre de suffrages aprös les deputös 
elus sont &lus en remplacement. 

Cette mesure est tout & fait logique, car si l’on faisait 
elire, selon l’ancien systöme majoritaire, les d&eputes appel6s 
& occuper les siöges-vacants, la veritable proportionnalite pour- 
rait en ötre troublee, tandis qu’en prenant dans chaque groupe 
oü il y a une vacance le candidat qui vient apres les ölus, 
les partis conservent leur m&me force pendant toute la duröe 
de la legislature. Depuis l’ölection de 1892, il s’est dejä pro- 
duit six vacances qui ont 6t& immödiatement comblees par les 
candidats suppl&mentaires. Ainsi ont 6t6 &conomisees les &lec- 
tions speciales qui, dans les m&mes circonstances, auraient 
autrefois dü &tre faites. 

Il me reste enfin deux remarques & presenter au sujet 
de Yapplication du vote proportionnel. La premiöre consiste 
& recommander aux &@lecteurs de ne pas craindre de marquer 
leurs preferences en faveur de tels ou tels des candidats pre- 
sentes par les comites &lectoräux en tracant sur les listes les 
noms de ceux qu'ils prisent le moins. On aura ainsi l’ex- 
pression toujours mieux indiquee de la volont& des &lecteurs 
et les noms des candidats sortiront de l’urne avec des diffe- 


rences de suffrages plus grandes que si les listes ötaient vot6es 
plus ou moins compactes. 
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La derniere observation concerne le calcul de la röpar- 
tition proportionnelle. On sait les nombreuses publications 
qui ont et& faites relativement au proc&ed&e D’Hondt. Je ne 
veux pas icı rechercher si le proced&e D’Hondt, preconise 
par M. le professeur Hagenbach-Bischoff de Bäle, est 
preferable & la simple methode qui attribue les siöges vacants 
aux plus fortes fractions. Cette derniöre möthode est dans 
tous les cas la plus simple et elle a le grand avantage d’ötre 
comprise par tout le monde Si & Geneve l’auteur de la 
proposition au Grand Conseil avait encore complique la 
question de celle du mode de r£partition, il est plus que 
certain que les adversaires de la proportionnelle s’en seraient 
fait une arme de plus pour l’enterrer complätement. 

Je ne puis en consequence que vivement engager le comit6 
central & poursuivre le but de la röforme &lectorale sans 
s’embarrasser de ce cöt& tres secondaire et insignifiant de la 
question. | 

Une proposition a ete faite au Grand Oonseil de Geneve 
en vue d’introduire la representation proportionnelle aux 
elections communales. Oette proposition a &te repouss& parce 
qu’elle a &te jugee un peu hätive; beaucoup pensent quil 
faut attendre de voir les effets complets qui r&esulteront de la 
nouvelle reforme sur le terrain lögislatif avant de la proposer 
ailleurs, mais ce n’est l& qu’une question de temps et d’op- 
portunite, le systeme proportionnel s’appliquera peu A peu & 
tout corps communal ou politique qui a pour mandat de 
representer aussi fidelement que possible l’ensemble des 
electeurs. 

Rien ne pourra plus desormais entraver la marche de ce 
grand progres qui repose sur l’equite et la justice. 


Alphonse Frey. 
Das einschlägige Gesetz heisst: 
Loi organique sur la repr6sentation proportionnelle pour l’elec- 
tion des deputes au Grand Oonseil, 3 Septembre 1892. 


II. Im Auslande. 


Necrologie. 





Deux faits consid6rables assurent une place importante 
A V’annde 1893, dans les annales de la reforme ölectorale. 
L’un de ces faits s’est produit en Belgique, et l’autre aux 
Etats-Unis d’Amerique: 

Le chef du ministöre Belge, M. Beernaert, s’est pro- 
nonc6 en faveur de la representation proportionnelle avec une 
önergie telle qu'il a declare que si ce principe n’etait pas 
inserit dans les lois, il quitterait le gouvernement. Les autres 
ministres ont declar& que si leur chef se retirait, ils le sui- 
vraient dans sa retraite.!) Ce fait qui a eu en Europe un 
retentissement naturel,?) est le r&esultat des longs et vaillants 
efforts de l’association röformiste de Bruxelles. Les chambres 
belges exercant le pouvoir constituant n’ont pas admis la pro- 
position d’inscrire le prineipe de la repr&sentation ‚propor- 
tionnelle dans la charte fondamentale du royaume, mais elles 
ont vot& un article permettant A la loi de modifier. les cir- 
conscriptions &lectorales de maniöre A permettre l’application 
de ce principe. Ö’est en vue de la discussion et du vote de 
cette loi que le chef du gouvernement a fait connaitre ses 
intentions. La question n’est pas encore resolue; mais, dans 
le cas möme oü un succös lögislatif serait ajourne, on peut 
inscrire ä& Jactif de la reforme un de ces grands succes 
d’opinion qui sont le gage et le moyen des succös legislatifs. 

En presence de la declaration d’un ministre d’&tat qui 
jouit d’une haute consideration, qui exprime l’opinion de 
plusieurs des hommes les plus notables du parlement belge 
et qui, d’accord avec ses collögues, demande pour son pays 
l’adoption des mesures analogues A celles qui regissent main- 
tenant les &lections dans trois cantons de la Suisse, personne 





!) La Representation proportionnelle, Revue Belge, Janvier 1894, page 21. 
2) Voir, par exemple,le journal le Temps de Paris, du 23 decembre 1893. 
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n’oserait plus affubler l’id6ee de la representation proportion- 
nelle des termes «’ulopie, de chimere, de r@verie philosophique. 
C’est ainsi que s’exprimaient, il y a une trentaine d’ann6es, 
un grand nombre de journalistes et d’hommes politiques. 

Quelle que soit l’issue des debats qui vont avoir lieu 
dans le parlement belge, M. Beernaert aura merite l’estime 
et la reconnaissance des partisans de la representation pro- 
portionnelle en Amerique comme en Europe. Ni cette estime, 
ni cette reconnaisance ne lui manqueront. 

Tel est le premier des deux faits de grande importance 
qui ont marqu6, en 1893, les progres de la r&forme &lectorale; 
voici le second: 

On sait que l’exposition universelle de Chicago a 6t6 
l’occasion d’un trös grand nombre de conferences relatives 
aux principales questions agitees de notre temps. Une de ces 
conferences, ayant un caractere international, a &tEe consacree 
ä la question electorale. Elle a eu lieu les 10, 11 et 12 aoüt, 
et ses resultats ont &t& consid6rables. Une ligue americaine 
pour la representation proportionnelle, ligue embrassant les 
Etats-Unis et le Canada, a &t&e fondee. Elle a elu un comite 
de 14 membres appartenant: & divers Etats, et sous ses au- 
spices une Revue a commence & paraitre.') On peut dire 
sans exag6ration, en empruntant des paroles & M. Alfred 
Cridge de San Francisco, un des champions les plus con- 
vaincus et les plus ardents de la reforme, qu’il y a dans ce 
fait „un des mouvements les plus importants et les plus deci- 
sifs de toute l’histoire de la representation proportionnelle“.*) 

Ces deux faits, auxquels il serait facile d’en joindre 
beaucoup d’autres d’une importance moindre, mais ayant le 
möme sens, d&montrent que la cause de la röforme &lectorale 
est pleine de vie. Le terme de necrologie inscrit en tete de 
ces lignes ne la concerne absolument pas. .Mais, dans le 
courant de l’annde 1893, trois des defenseurs les plus fermes 
et les plus utiles de cette cause ont &t& retires de ce monde. 
Le Bulletin de la Societe Suisse doit accorder & leur me6- 
moire un juste tribut d’eloges et de regrets, non seulement 
A cause de la solidarit6 quirelie les hommes qui sont, en des 


!) The proportional Representation Review. Uhicago, Septembre 1893. 
Un troisiöme numero vient de paraitre. 


2) Le journal Hope and Home du 21 octobre 1893. 
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lieux divers, les ouvriers d’une möme @uvre, mais parce que 
tous les trois ont eu avec notre pays des rapports qui ne 
doivent pas ätre oublies Er 

Le 2 fevrier, M. Andr&, ancien ministre d’Etat & 
Copenhague, terminait, A l’äge de 80 ans, sa longue et utile 
carriöre. I] avait fait adopter, en 1855, pour l’election du 
Landsthing danois, une loi &tablissant la representation pro- 
portionnelle par le systeme du quotient. Une loi analogue 
avaıt et& mise en pratique & dater de 1840 pour l’election 
de la municipalite d’Adelaide (Australie meridionale); mais, 
autant que je puis le savoir, M. Andr& n’avait pas connais- 


sance de ce fait, et sa conception a 6&t& spontande. Ü’est de 
’ f 


m&me sans connaitre la loi de 1855 que, en 1859, M. Tho- 
mas Hare a publi& un projet fort semblable ä celui que 
M. Andr» avait fait adopter. par le gouvernement de son 
pays.: La loi danoise n’avait pas attire l’attention; l’ouvrage 
de M. Hare a öt& le point de depart d’un grand mou- 
vement d’opinion en faveur de la reforme dans la Grande- 
Bretagne, dans les colonies anglaises et dans les Etats-Unis 
d’Amerique. 

Le systeme 6lectoral de M. Hare &tait un simple projet; le 
systeme analogue deM. Andrx 6tait une loi, et donnait aux dis- 
cussions une base experimentale. M. Lytton, secretaire de la 
legation anglaise & Copenhague, adressa & son gouvernement, 
en 1863, un rapport sur l’&tat des choses en Danemark, dans 
lequel il comparait les proc6dös de M. Thomas Hare avec 
ceux de M. Andr&. Ce rapport donna & l’euvre de ce 
dernier une notoriete qu’elle n’avait pas eue jusqu’alors. 
M. Lytton 6erivait: „J’ose dire que l’existence de cette loi 
est un des övönements les plus remarquables de l’histoire des 
institutions representatives.“ Puis, sachant que l’on affırmait 
souvent que la repr&sentation proportionnelle est une theorie 
irrealisable, il se bornait A röpondre que cette theorie &tait 
pratiquöe, depuis dix-huit ans, sans offrir aucune difficulte. 
La r6ponse e&tait peremptoire; car la conclusion du reel au 
possible est assurement la plus justifi6e de toutes les con- 
clusions. | 

Avant d’ötre lögislateur et ministre d’Etat, M. Andr& 
avait &t& professeur de mathömatiques, et il n’est pas difficile 
d’&tablir un rapport entre sa carriere scientifique et son @uvre 
legislative. La representation du corps &lectoral est une re- 
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duction, et la pensde qu’une reduction n’est exacte qu’en 
&tant proportionnelle devait s’offrir naturellemennt & l’esprit 
d’un mathömaticien. Il n’est besoin au reste d’aucune culture 
speciale de la pens&de pour comprendre que le systeme ma- 
joritaire produit, non pas la reprösentation, mais la mutilation 
du corps &lectoral. 

L’association röformiste de Geneve s’est mise en rapport 
avec M. Andrx& et a recu de lui des lettres pleines d’utiles 
renseignements et des marques d’une sympathie pre&cieuse. 
La plus importante de ces lettres porte la date du 24 juin 


1868. Les adversaires de la reforme avaient dit, soit & Genöve, - 


soit & Neuchätel que le Danemark, apres avoir admis le 
systeme de la representation proportionnelle, y avaıt renonc£, 
ou &tait sur le point d’y renoncer. L’affirmation etait grave, 
mais sa faussete Egalait sa gravite. M. Andrx nous a mis 
en mesure de le dämontrer, en nous adressant des documents 
precis etablissant qu’aucune proposition legislative ayant pour 
but de detruire ou de modifier le systöme &tablı n’avait et& 
faite, et que les attaques publiques des anciens adversaires de 
la loi avaient totalement cesse. Il a rendu ainsi aux refor- 
mistes suisses un service serieux. 

La -mort de M. Andr& a eu lieu au debut de 1893 
et, ä la fin de l’annee, le 27 decembre, M. Victor Consi- 
derant quittait ce monde & l’äge de 85 ans. 3 

Disciple de Charles Fourier, le chef de l’&cole dite 
soci6taire ou phalansterienne, Victor Considerant attribuait 
A l’influence de son maitre les idees qui l’ont conduit & £tre 
un des plus fervents et des plus habiles initiateurs de la 
representation proportionnelle. Il avait commenc& & &@mettre 
ses id6ees & ce sujet en 1834. Il se trouvait A Grenöve en 
1842, öpoque ou, A la suite d’une premiere revolution, une 
Constituante se trouvait reunie. Sous son influence, un des 
membres de cette assembl&ee, M. Hoffmann, proposa la re- 
presentation proportionnelle des divers groupes d’electeurs. 
L’idee parut si etrange qu’elle n’eut pas d’autre rösultat que 
de provoquer le sourire de l’assemblee. En 1846, une Üon- 
stituante &tait encore r&unie & la suite d’une seconde re&vo- 
lution qui avait fait de James Fazy le puissant directeur 


‘ de la r&publique genevoise. Vietor Considerant se trou- 


vait de nouveau A Geneve. Il profita de l’occasion pour 
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e&mettre encore une fois sa pensee dans une lettre adressee 
aux membres de la Constituante.') 

Le procede &lectoral qu’il indiquait aurait pu ötre meilleur; 
mais la partie de sa lettre consacree & la critique du systöme 
majoritaire et A la nöcessite d’ötablir le caractöre propor- 
tionnel de la representation est un chef-d’euvre de clarte, 
de bon sens et de logique. On y trouve en particulier la 
remarque que, avec le systeme majoritaire que Üonsiderant 
appelle barbare, les groupes d’electeurs vont au scrutin „non 
pour se faire repr6senter chacun suivant son droit et son 
nombre, mais pour se combattre les uns les autres et tächer 
de s’ecraser.“ On y trouve la claire indication de „l’erreur 
sur laquelle sont &chataudes nos absurdes procedes &lectoraux“, 
erreur qui consiste A confondre deux idees parfaitement dis- 
tinctes: celle des deeisions qui ont la majorite pour principe 
et celle de la representation qui n'est vraie que dans la 
mesure oü elle est proportionnelle. | 

Les legislateurs de 1846 n’accorderent pas beaucoup plus 
d’attention que ceux de 1842 A l’idee de la reforme &lectorale. 
Toutefois les efforts de Victor Considörant n’ont pas et6 
perdus. Quelques adherents avaient &t6 gagnös A notre cause. 
Entre ces adherents, il en est un qui merite une mention 
speciale. 

Andre Alliez avait öt6 amen& par Victor Considerant 
aux id6es de l’&cole societaire. Il se separa de cette &cole 
en devenant un chrötien fervent. Mais le changement de ses 
convictions n’altera, ni son amitie personnelle pour l’homme 
dont il n’admettait plus les doctrines, ni son attachement in- 
variable & la cause de la representation proportionnelle. Il a 
et6 A Geneve, comme secr6taire de l’association reformiste, 

des partisans les plus convaincus, les plus zel&s, les plus 
utiles de l’oeuvre de la reforme &lectorale. Cette @uvre, il 
P’avait embrassce avec une ardeur qui tenait de l’enthousiasme 
et une coufiance absolu dans le succös de l’entreprise. Elle a 
ete l’un des plus grands interöts dans sa vie, et les travaux 
qu’il Iui a consacres n’ont &t& interrompus que par la maladie 


I) De 1a sinceritE du Gouvernement represenlatif ou Exposition de 


- Pelection veridique. Brochure in-quarto. Geneve, octobre 1846. — Cette 
brochure etant devenue exträmement rare, M. Charles Bürckli a eu l’heu- 
reuse idee de la faire reimprimer & Zürich en janvier 1892 — prix 


Inc anla librairie de la Societe Suisse du Grütli. 
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qui a amene sa mort le 27 janvier 1883.') Ne en 1808, la 
m&me annee que Considerant, il a quitt& ce monde dix 
ans avant son ami. 

Messieurs Andrx et Victor Considerant avaient de- 
passe les limites ordinaires de la vie humaine. Il n’en est 
pas de möme d’un homme dont nous avons ä regretter la 
perte pr6maturee. M. Genala, ministre des travaux publics 
du royaume d’Italie, est mort subitement dans la force de 
'äge et dans la pleine activitö de sa vie. N& en janvier 1843, 
il avait accompli, depuis quelgues mois, sa cinguantiöme annee 
lorsque, le 8 novembre dernier, une attaque d’apoplexie fou- 
droyante l’a enlev& ä des travaux poursuivis jusqu’ä la derniere 
heure de sa vie, & ses amis consternes et au gouvernement 
italien dont il etait un des membres les plus. universellement 
estimes. | x 

Se trouvant en Suisse, en 1869, M. Genala desira se 
renseigner exactement sur le mouvement qui s’etait produit, 
depuis quelques anndes, pour la röforme &lectorale & Geneve 
et & Zurich specialement. Il se rencontra le 10 septembre 
1869, avec le prösident de l’Association reformiste genevoise. 
Il rentra en Italie riche des renseignements qu'il avait re- 
cueillis et du resultat de ses reflexions. Un volume publie 
en 1871,°) lui fit une place dans les rangs des principaux 
promoteurs de la reforme. Nomm& ensuite professeur de droit 
constitutionnel & l’Ecole des sciences sociales de Florence, il 
eut l’occasion d’initier ses auditeurs & la theorie de la repre- 
sentation vraie. L’occasion d’exercer une action plus &ner- 
gique en faveur de la cause qu’il avait embrassee avec une 
entiöre et ferme conviction ne tarda pas & lui &tre offerte. 
Il fut elu depute en 1874, et fit, & plus d’une reprise, des 
efforts energiques pour faire adopter la representation pro- 
portionnelle. En 1882 specialement, il prononca & ce sujet 
trois discours vigoureux. Il eut le chagrin de n’obtenir qu’un 
resultat mediocre: l’adoption d’un faible element de vote 
limite. ° O’&tait peu; ce’&tait cependant quelque chose. Genala 
voulait beaucoup plus, et sa mort est une perte tres sensible 
pour notre cause. Quand cette cause aura triomph6e, ses 


I) La Revue Belge la Representation proportionnelle a consacre une 
notice biographique & Andre Alliez dans son numero du 15 avrıl 1893. 

2) Della liberta e equivalenza dei Suffragi nelle Elezioni. 1 volume 
in 80%. Milan 1871. 
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compatriotes seraient des ingrats, s’ils oubliaient que Fran- 
cesco Genala a contribu6e, dans une tres large mesure, & 
placer dans le sol politique de l’Italie des germes de Justice 
et de verit& dont l’&tablissement de la representation vrale 
sera l’Eclosion. 

A la mention des trois morts survenues dans le courant 
de l’anndge 1893 dont je viens de "parler, je joindrai celle de 
deux autres deces, l’un tres recent, l’autre d’une date qui, 
sans etre tres one est un peu plus ancienne. Je com- 
mencerai par ce dernier: Ä 

M. Eudore Pirmez, ancien ministre d’Etat de Belgique, 
nd en septembre 1830 est mort le 2 mars 1890. C’etait un 


homme d’un grand ceur, d’une haute intelligence et l’un des 


orateurs les plus &cout6s du parlement belge. Il appartenait 
au parti liberal; mais il n’hesitait pas & rompre avec les de- 
putes de son Jar) toutes les fois que, comme il arrive sou- 
vent, ces deputes demandaient, sous pretexte de lib6ralisme, 
des mesures contraires & la liberte. Toujours l’interdt du 
pays a prime pour lui l’inter&t du parti auquel il appartenait. 
C’est pourquoi, entour&e de l’estime universelle, il n’a jamais 
obtenu les applaudissements sans reserve des hommes chez 
lesquels la passion politigue önerve le sentiment de la justice.!) 

On peut dire que le caractere et les opinions d’Eudore 
Pirmez le predestinaient & accueillir avec empresseinent 
idee de la representation vraie. Il devint promptement en 
effet Yun. des soutiens les plus fermes et les plus notables 
d’une cause qui a Jou6 un grand röle dans ses. pr&occupations 
politiques. Ses discours parlementaires en faveur de la re- 


forme furent nombreux; le premier fut prononc& le 24 janvier 


1878 et le dernier le 24 janvier 1889. 

Ce n’est pas seulement dans le Parlement que se deploya 
V’activite röformiste deM. Pirmez. L’association Belge, fondee 
en mai 1881, put s’honorer des ses d&buts de le compter, non- 
seulement au nombre de ses adherents, mais au nombre des 
membres de son Comitse. Lorsque l’association commenca, en 
janvier 1882, la publication de sa Revue, la Inn 





I) La biographie d’Eudore Pirmez a SE rödigse avec beaucoup de 
details et beaucoup de sympathie par M. Albert Nyosens, 1 volume in 80, 
Bruxelles 1893. — Öette biographie a d’autant plus d’interöt et de valeur 


que le biographe n’appartient pas au parti politique dont M. Pirmez 
faisait partie, 
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proportionnelle, qui entre maintenant dans sa treizieme ann6e, 
il prit une part active dans la direction de ce recueil, auquel 
il accorda une collaboration toujours marquee du sceau de 
sa puissante personnalite. L’absence d’un tel homme se fera 
sentir amerement dans les prochains debats des chambres 
belges au sujet de la loi &lectorale. 

La Belgique, privee des services de M. Eudore Pirmez, 
porte le deuil d’un de ses plus grands citoyens, d’un de ses 
hommes d’Etat les plus consideres Un deuil plus special, 
mais tres intense, vient d’etre inflige aux reformistes belges 
et aux amis de leur cause dans tous les pays. 

Le 2 janvier 1894, on conduisait au cimetiere la de- 
pouille mortelle de M. Jules de Smedt, le promoteur de 
la reforme electorale en Belgique, et le president aim& et 
respecte de l’association pour la representation proportion- 
nelle. | 

C’est le 21 mars 1866 que J. de Smedt, membre de 
la chambre des representants, prononca un discours dans le- 
quel il signala avec önergie les vices du systeme majoritaire 
et indiqua le remöde. A dater de cette &poque, il ne cessa 
pas de mettre au service de la cause de la röforme sa parole 
et sa plume. Servir cette cause devint son idee dominante, 
le principal emploi de sa vie. 

Dans une brochure publiee en 1874, il ecrivait: „La 
grande idee dont je me suis constitu& le trop insuffisant de- 
fenseur ne date que de hier; elle est encore peu connue, peu 
appliquee, mais lä oü elle s’est revelee, elle a seduit tout & 
coup les intelligences d’elite; je dirai möme quelle les a 
passionnees. La verite et la justice de cette röforme doivent 
en effet subjuguer toutes les natures droites et honnötes, et 
provoquer le proselytisme. Puiss6-je avoir 6veill& chez l’un 
ou lautre de ceux qui me feront l’honneur de me lire, le 
desir d’&tudier cette idee et de la propager.“ 

Ce vu se realisa. La lecture des pages de .J. de Smedt 
gagna A sa cause des adherents entre lesquels ıl faut remarquer 
specialement M. Victor D’Hondt, dont le nom est fort 
connu maintenant des reformistes d’Europe et d’Amerique. 
En 1878, M. D’Hondt publia & son tour un 6crit en fa- 
veur de la reforme, et la lecture de cet 6crit gagna comme 
adherent A la.cause M. Albert Nyssens, professeur a ’Uni- 
versit& de Louvain. | 
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En fevrier 1881, Messieurs D’Hondt et Nyssens se 
rendirent chez M. de Smedt et l’engagerent ä& prendre 
Vinitiative d’une Ligue pour la representation proportionnelle. 
La Ligue fut fondee. Son comit6 renferma en nombre egal 
des hommes des deux partis qui se divisaient alors et se 
divisent encore la Belgique. M. de Smedt appartenait par 
ses opinions au cöt& droit du Parlement. Il s’adressa tout 
d’abord A M. Eudore Pirmez, son ami personnel, qui 
siögeait A gauche, et il eut la satisfaction d’obtenir imme6- 
diatement sa collaboration et celle de M. Beernaert qui 
appartenait au m&me parti que lui. L’association etant or- 
ganisöe, M. de Smedt la presida avec un zele dont la per- 
söverance ögala la vivacite, „Il ne cessa pas de combattre 
par la parole et par la plume sur tous les terrains pour 
vulgariser lidee de la reforme. Ses articles, ses brochures, 
ses conferences, ses lettres ne sauraient se compter“. ') 

Au moment de la fondation de l’association reformiste, 
les luttes politiques avaient atteint en Belgique un degr& 
d’acuitö tel que les relations de. la vie privee möme s’en 
trouvaient compromises. Il s’agissait, dans une telle situation, 
de er&er une association mixte, poursuivant dans l’impartialite 
une grande röforme politigque. „Jules de Smedt, homme 
ferme dans ses convictions religieuses et politiques, mais en 
möme temps modere, et ne comprenant pas l’intolerance, fit 
cette grande et bonne chose.“ ?) En servant la cause de la 
röforme &lectorale, il contribua A introduire un &l&ment paci- 
ficateur dans l’esprit de ses compatriotes. | 

Depuis 1892, M. de Smedt vivait retir6 & la campagne. 
Il comptait finir paisiblement sa vie au milieu des champs, 
en se consacrant au bien-ötre de sa commune natale. Mais 
la crise ministerielle dont la question &lectorale menacait le 
pays, le ramena A Bruxelles, & la fin de 1893. Ses derniers 
eftorts furent consacres & la cause qui avait &te le grand 
inter&t de sa vie, et ne furent interrompus que par une 
maladıe de quelques jours qui amena sa fin terrestre., 

Le succös de son @uvre, suceös dont il n’a jamais d6- 
sespere, sera-t-ıl prochain? On peut l’esperer; mais dans le 
cas meme oü cette esperance serait dögue par un ajournement, 





) Discours de M. Jules Öarbier aux fungrailles de M. de Smedt. 
2) Notice de M. Albert Nyssens dans la Representation proportionnelle 
de janvier 1894. | 
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tous les partisans de la reforme &lectorale associeront le 
nom de M. Jules de Smedt ä& ceux de Messieurs Pirmez et 
Beernaert dans le sentiment d’une juste reconnaissance. 
J’ai rappele, & l’occasion de leur deces, les noms de cing 
partisans de la representation proportionnelle dont nous devons 
honorer la mö&moire. La meilleure maniere d’honorer la 
m6moire d’hommes qui ont travaille pour une bonne cause, 
c’est de suivre leur exemple et de continuer leurs travaux. 


Geneve, 20 fevrier 1894. 
Ernest Nawville. 


Wir fügen hier noch einige Korrespondenzen und Notizen 
bei über die Fortschritte der Proportionalvertretung im Aus- 
lande während der letzten zwei Jahre, ohne dabei auf Voll- 
ständigkeit Anspruch zu machen, 


Belgique (Üorrespondance originale). 


Dans notre pays, la representation proportionnelle a fait 
de tr&s rapides progres, surtout depuis l’avenement du suffrage 
general-et plural. L’opinion parait conquise et le triomphe 
final des idees reformistes semble certain. 

Il y a, dans tous les partis, des partisans et des adver- 
saires de la representation proportionnelle. 

Le groupe socialiste, dans ses Congres et par son journal, 
Le Peuple, demande la reprösentation proportionnelle. Cependant 
certains socialistes des regions industrielles du Hainaut et de 
Liege repoussent notre reforme. 

Le groupe progressiste soutient la vraie r&forme electorale. 
MM. Janson et Feron sont des proportionnalistes convaincus. 
La Reforme, avec MM, G. Lorand ct Hermann Dumont, 
le Journal de Gand, Express, de Liege, defendent nos id6es. 
Mais quelques progressistes et surtout quelques radicaux 
socialisants nous combattent dans la Chronigue et dans un. 
journal peu repandu, La Justice, & tendances socialistes, Le 
Uongres progressiste s’est prononc& en faveur de la represen- 
tation proportionnelle et bon nombre de deputes du groupe 
ont vote naguere pour le principe de notre röforme dans les 
sections de la Chambre. 534 : 

‚Le groupe liberal, plus conservateur, est trös favorable 
& la repr6sentation proportionnelle dans ses el&ments flamands, 
il est m&me favorable aussi dans la masse de ses membres 
et par ses journaux La Flandre liberale, de Gand, le Journal 
de Bruges, le Journal de Mons, le Precurseur, d’Anvers, 
U Etoüle beige et ÜIndependance beige, de Bruxelles. Mais les 
principaux deputes de ce parti, M. Fröre-Orban etM. Bara, 
sont les adversaires decides de nos projets contre lesquels 
ils objeetent l’emiettement des partis et l’affaiblissement du 
pouvoir. MM, Graux, Sainctelette, Vanderkindere, 
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DeMot, Huysmans, etc., partagent le sentiment de leurs chefs 
politiques, Ces liberaux majoritaires disposent du journal 
peu lu La Liberte, de Bruxelles, de La Meuse et du Journal 
de Liege. Citons parmi les reformistes marquants appartenant 
A ce groupe M. le senateur comte Goblet d’Alviella, MM. 
Olin, Heyvaert, Couvreur, Jottrand, Delvaux, Dele- 
court, J. Carlier, MM. Grosfils et Anspach, de&putes. 

Le parti catholique est divise sur la representation pro- 
portionnelle. Les majoritaires ont pour chef M. Woeste, 
assiste de MM, Helleputte, Schollaert, Coremans, de 
.. Moreau, etc. Ils disposent dejournaux locaux comme /Kscaut, 
d’Anvers, /a Patrie, de Bruges, ’Ani de ÜOrdre, de Namur, 
le Courrier de l’Escaut, de Tournai, et du journal peu repandu 
le Courrier de Bruxelles. Les associations conservatrices d’An- 
vers, de Namur, de Dinant, de Bruges, de Tournai, etc., sou- 
tiennent le syst&me majoritaire. Les r&formistes de Droite ont 
pour chef M. Beernaert, assiste de MM. de Burlet, de Smet 
de Nayer, Begerem, de M&rode, les ministres actuels, 
de MM. les deputes Alb. Nyssens, Loslever, Eeman, 
Janssens, etc., de MM. les sönateurs Lammens, baron Sur- 
mont, Limpens, etc. Les journaux.r6eformistes sont les plus im- 
portants organes de la presse catholique Je Journal de Bruxelles, 
le Bien Public, de Gand, le Patriote et le National, de 
Bruxelles, /mpartial, de Gand, la Gazetie de Liege et de 
nombreux journaux locaux comme la Gazetle du Centre, de 
la Louviere, /e Pays Wallon, de Charleroi, /e Bien du peuple, 
de Liege, /e Pays, de Tournai, etc., ete. Les associations 
conservatrices de Bruxelles, de Gand, de Liege, de Mons, de 
Charleroi, de Soignies, de Verviers, de Nivelles, ont emis des 
veux en faveur de notre röforme. | 

Le groupe d&mocratique du parti catholique est en general 
favorable & nos idees. Cependant le prösident de la Ligue de- 
mocratique M. Helleputte est un adversaire decide de la 
representation proportionnelle et soutient la representation des 
interöts. Les journaux de ce groupe et les associations 
ouvrieres catholiques defendent 6nergiquement notre reforme 
avzc MM. Michel Levie, L&on Mabille, et les demo- 
crates catholiques de Liege, de Bruxelles et des Flandres. 

L’Universite catholique de Louvain, & la presque una- 
nimite de ses professeurs, a exprim& son adhesion A la re- 
presentation proportionnelle. 
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Notre reforme a donc pour elle le sentiment general 
du pays. Mais un grand nombre de deputes nous sont 
hostiles. 

On sait que le gouvernement a prösente un projet de loi 
r6alisant la reprösentation proportionnelle. Les sections de la 
Chambre y ont fait mauvais accueil. 

Assuröment quelques rares deputes ont trouve& le projet 
insuffiisant et l’ont repouss& pour ce motif. 

Mais la plupart des deputes qui se sont declares hostiles 
ötaient des majoritaires averes. @uelques-uns ont renforc6 
leur opposition et ont combattu le projet avec violence dans 
l’espoir d’amener la chute du Ministere Beernaert. Parmi 
ceux-ci figurent de nombreux deputes liberaux, mais aussi 
des deputes catholiques, appartenant aux elements r&actionaires, 
exaltes ou protectionnistes de la Droite, ou simplement desireux 
de garder leurs si6eges et ceux de leurs amis. 

A la suite de ce vote, le Ministere Beernaert tout entier 
a donne sa de@mission. 

Le Roi a beaucoup insiste pour que M. Beernaert restät au 
pouvoir. L’honorable ministre des finances a maintenu sa de- 
mission et s’est retir6 avec son collögue de la Justice M. 
Lejeune. 

Les nouveaux ministres des finances et de la justice, 
MM. de Smet de Nayer et Begerem nous sont favorables 
de m&me que tous les autres membres du cabinet dont le 
chef est maintenant M. Jules de Burlet, ministre de /’In- 
terleur. 

La question de larepresentation proportionnelle est ajournee, 
Mais elle reviendra bientöt & l’ordre du jour. Car il est ab- 
solument impossible de maintenir le scrutin de liste tel qu'il 
existe en Belgique avec des distriets variant de 18 & 1 depute. 
On reconnait, en general, ’impossibilit& pratique du vote uni- 
nomimal A raison de la densite et l’accroissement rapide de la 
population dans certaines r&gions et aussi A raison de la regle 
constitutionnelle qui veut un depute par 40,000 h. La division 
des grands distriets a &t& vaguement pr&conisee par MM. Frere- 
Orban et Weste, mais elle n’a aucune chance d’&tre accueillie 
et les catholiques des villes combattront önergiquement toute 
proposition de ce genre. La representation proportionnelle 
n’a pas la majorit& absolue A la Chambre des deputes, mais 
c’est elle qui, des trois solutions possibles, compte encore de 
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loin le plus d’adhörents. Le Senat est favorable A notre 
röforme avec le Ministere et le Roi. 

Les &lections prochaines seront 6tranges et presenteront 
de singulieres anomalies. Ainsi, & Bruxelles, la Droite aura 
peut-&tre de 110 & 130,000 voix et n’aura pas un deput6 
sur 18. A Anvers, les catholiques auront 11 sieges par 
70,000 voix environ, les liberaux atteindront & peu pres autant 
de voix et n’auront aucun @lu. La Gauche devra se livrer 
pour triompher ou pour lutter dans des conditions serieuses 
aux pires compromissions entre liberaux, progressistes, radicaux, 
socialisants, socialistes. | 

On croit, en general, que tres peu de deputes liberaux 
moderös et conservateurs siegeront encore ä la future Cham- 
bre. Ils est vöeritablement etrange de constater qu’en Bel- 
gique le parti liberal moder& soit, par ses deputes tout au 
moins, l’adversaire decid& et opiniätre de la representation 
proportionnelle, alors que seule cette reforme pouvait sauver 
une partie des deputes de ce groupe et leur assurer encore 
un beau röle dans les destinees du pays. 

On comprend que certains membres fanatiques de la 
Droite aient voulu garder le systöme majoritaire qui leur 
röussit si bien A l’heure actuelle. Il est plus difficile d’expliquer, 
dans les conditions oü ils se trouvent, que des hommes de 
la valeur de. MM. Fröre-Orban, Bara, Gaux, Vanderkindere, 
se soient obstinöment attaches au systöme majoritaire. Ils 
_ semblent devoir porter par lä-möme en face de leur parti et 
devant l’histoire une lourde responsabilite. | 


Bruxelles, le 28 Mars 1894. 


Die oben erwähnte Abstimmung in den 6 Sektionen der 
zweiten Kammer, welche den Minister Beernaert zur Nieder- 
legung seines Amtes veranlasste, hatte bei 13 Stimmenthal- 
tüngen und 15 Abwesenheiten 75 Stimmen gegen und 49 
Stimmen für Einführung der Proportionalvertretung ergeben. 


Dänemark (Originalkorrespondenz). 


In Dänemark hat die Frage der Proportionalvertretung in 
den letzten Jahren zwei kleine positive Fortschritte gemacht. 
1. Am 28. Februar 1890 beschloss der Folketing (die zweite 
Kammer des Reichstages) bei der Wahl der Kommissionen 


Se 


u. drel. die proportionelle Verteilung nach dem D’Hondt- 


schen Verfahren anzuwenden. Dem Präsidenten der Kammer 


giebt jede Partei an, wie zahlreich sie ist und welche Ver- 
treter sie in der Kommission wünscht; darauf wird dann so- 
gleich ohne weitere Wahl die Kommission bestellt. Der Stadt- 
rat von Kopenhagen, dem das D’Hondt’sche Verfahren zu 
neu und ungewohnt war, hat vor einem halben Jahr für die 
Kommissionswahlen das veraltete System Andrä eingeführt, 


da dasselbe in Dänemark seit langer Zeit bei den Wahlen 


zum Landsting (der ersten Kammer des HEICHTBERS) zur An- 
wendung kommt. 

2. Für die Einführung der Proportionalvertretung bei 
der Wahl des Kopenhagener Stadtrates sind dem Reichstage 
Vorschläge eingegeben worden, und die Stimmung ist für 
Annahme derselben günstig. Wenn dennoch die Durchführung 
dieser Neuerung noch etwas länger auf sich warten lässt, so 
kommt das daher, dass bei der Aufstellung eines neuen Wahl- 
gesetzes noch andere sehr bestrittene Fragen, wie die Aus- 
dehnung des Wahlrechtes, die Anwendung des Census u.a.m. 
eine ernstliche Rolle spielen. 


Kopenhagen, den 28. Februar 1892. 
Fredrik Bajer. 
Deutschland. 


In Deutschland, das während längerer Zeit der Frage 
der Proportionalvertretung gegenüber sich ziemlich kühl und 
gleichgültig verhalten hat, sind in neuerer Zeit an verschie- 
denen Orten, in der Zeitungspresse, in besonderen Broschüren 
und in politischen Versammlungen Stimmen laut geworden, 
welche auf die Nachteile und Ungerechtigkeiten des noch all- 
gemein zur Anwendung kommenden Wahlverfahrens aufmerk- 
sam machen und die Vorteile der Proportionalvertretung oder 
der Verhältniswahlen hervorheben. 

Der veröffentlichte Vortrag des Herrn Prof. Heinrich 
Rosin aus Freiburg i. B. „Minoritätenvertretung oder Pro- 
portionalwahlen“, Berhn 1892, beabsichtigt ohne Voreinge- 
nommenheit für oder wider lediglich vom Standpunkte der 
staatswissenschaftlichen und politischen. Wissenschaft aus die 
Minoritäten- und Proportionalvertretung nach ihrem System, 
ihrer Verbreitung und ihren Gründen zu beleuchten, während 
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die Schriften der Herrn Karl Gageur „Reform des Wahl- 
rechtes im Reich und in Baden“, Leipzig 1893, und Franz 
Meyr „das proportionale Wahlverfahren“ (Separatabzug aus 
den „Historisch-politischen Blättern“, III. 4.5.6. [1893]) mit 


‘ Wärme und Überzeugung für die Einführung eines neuen ge- 


rechten Wahlverfahrens, das allen Parteien eine ihrer Grösse 
entsprechende Vertretung zusichert, in die Schranken treten 
und dabei die Mängel des jetzigen Wahlverfahrens an schla- 
genden Beispielen nachweisen. Die Unbilligkeiten, welche in 
Deutschland die Einerwahlkreise erzeugen, treten auch deut- 
lich hervor in der offiziellen Statistik der Reichstagswahlen 
von 1893, wie das auch Herr Gageur in einem Artikel der 
belgischen Zeitschrift „La Representation proportisnnelle® ge- 
zeigt hat. Sehr beachtenswert ist auch ein längerer Artikel 
in den „Hamburger Nachrichten“ vom 6., 7., und 9. Februar 
1894; auch haben noch mehrere andere politische Blätter 
Deutschlands wie die „Allgemeine Zeitung“, die „Strassburger 
Post“, die „Frankfurter Zeitung“, der „Reichsherold“ ihre 
Spalten der wichtigen Frage der Wahlreform geöffnet. In 
Königsberg arbeitet eifrig für die Sache Herr R. Siegfried; 


‘er beschäftigt sich zur Zeit mit einer umfassenden biblio- 
‚graphischen Übersicht über die Litteratur betreffend Propor- 


tionalwahl und Minoritätenvertretung, welche jedem, der sich 
in der einschlägigen Litteratur umsehen will, zur leichten und 
schnellen Orientierung helfen soll. Seine Bestrebungen möchten 
wir der freundlichen Berücksichtigung und Unterstützung bes- 
tens empfehlen. Auch hat die sozialdemokratische Partei 
die Proportionalvertretung auf ihr Programm genommen und 
bespricht gelegentlich die Frage in ihren Parteiorganen. 

Dass man in Deutschland aus dem akademischen Studium 
der Frage heraus auch auf den praktischen Boden über- 
getreten ist, beweist der erfreuliche Umstand, dass am 
3. Dezember 1893 der Badische Landtag den Antrag der 
freisinnigen Fraktion, die Einführung des direkten Landtags- 
wahlrechtes unter Verwirklichung der Proportionalvertretung, 
einer besonderen Kommission überwiesen hat. 


Frankreich. 


Wenn auch- in den letzten Jahren im gesetzgebenden 
Körper Frankreichs keine Anträge für Wahlreform im Sinne 
| 5 
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der Proportionalvertretung eingebracht worden sind, so ruht 
in diesem Land die Frage doch nicht, und es sind mehrere 
darauf bezügliche bedeutende Arbeiten erschienen. 

Herr A. Simon, Munizipalrat in Fontaines sur Saöne, 
hat in seiner Schrift „de la veritable representation ou cate- 
chisme &lectoral“ sowie in seinem „tableau statistique des 
elections legislatives frangaises de 1893“ auf die grossen Un- 
billigkeiten aufmerksam gemacht, welche die Wahl der De- 
putiertenkammer in Einerwahlkreisen nach sich zieht, und als 
einziges richtiges Mittel zur Abhülfe die Proportionalvertretung 
empfohlen. Sehr gründliche Studien in dem gleichen Sinne 
sind auch angestellt worden von Herrn Professor Maurice 
Vernes in Paris, dem in Fragen der Wahlreform sehr be- 
wanderten Schreiber der französischen Gesellschaft für das 
Studium der Proportionalwahlen; als die passendste Wahlart 
für die französische Deputiertenkammer empfiehlt er Rück- 
kehr zur Listenwahl nach Departementen mit Anwendung der 
Proportionaivertretung. Sehr lesenswert sind auch die mit 
feiner Beobachtungsgabe und genauer Kenntnis der Verhält- 
nisse geschriebenen „lettres d’un parlementaire* von Paul 
Laffitte, die zuerstin der „Revue bleue“ erschienen sind und 
neuerdings als besonderes Buch veröffentlicht wurden; be- 
sonders die Abschnitte über die Wahl des Pariser Stadtrates 
und die Minoritätenvertretung kommen dabei für uns in Be- 
tracht. Schon früher im Jahre 1888 hatte derselbe Verfasser 
in seinem Buch „le suffrage universel et le regime parle- 
mentaire“ auf .die Vorzüge der Minoritätenvertretung auf- 
merksam gemacht. In technischer Hinsicht sind auch noch 
interessant die Studien, welche Herr S6verin de la Chapelle 
in Quingamp in seinen Schriften über die „liste fractionnaire“ 
und Herr Oberst J. Curie in Versailles in seinen Abhand- 
lungen über die Proportionalverteilung bei Wahlen nieder- 
gelegt hat. 


Italien. 


Bekanntlich wurde im Jahre 1882 für die Wahlen der 
italienischen Kammer das System der Einerwahlkreise ersetzt 
durch das Listenscerutinium, wobei eine kleine Konzession an 
die Minoritätenvertretung in dem Sinne gemacht wurde, dass 
in den 35 Wahlkreisen zu 5 Vertretern die Wähler nur vier 
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Namen schreiben durften. Im Jahre 1891 wurde das Listen- 


scrutinium wieder durch das System der Einerwahlkreise er- 
setzt, und damit fiel auch für die Parlamentswahlen die Mino- 
ritätenvertretung; die beschränkte Stimmgebung blieb jedoch, 
allerdings in sehr geringem Grade, für die Communalwahlen, 
so wie sie im Jahre 1889 war eingeführt worden. 

Wie in Deutschland und Frankreich machen sich nun 
aber auch in Italien die Unbilliekeiten der Wahl in Einer- 
wahlkreisen auf’s Neue geltend; in dieser Hinsicht ist be- 
sonders lehrreich eine Studie von Francesco Racioppi 
im diesjährigen Märzhefte der belgischen Zeitschrift „La re- 
presentation proportionnelle“, in welcher die bedeutende Un- 
gleichheit der an verschiedenen Orten auf einen Abgeordneten 
kommenden Wähler und die durch willkürliche Wahlgeometrie 
einföormig gestalteten Wahlkreise besonders betont werden; 
die durch diese Umstände hervorgerufene Unzufriedenheit 
wird nicht ermangeln, immer mehr das Verlangen nach einer 
auf das Prinzip der Gleichheit der Wähler sich gründenden 
Wahlreform zu steigern. 


Amerika. 


Die praktischen Amerikaner haben schon längst die 
Minoritätenvertretung an verschiedenen Orten eingeführt und 
in neuerer Zeit auch der Proportionalvertretung ihre Auf- 
merksamkeit geschenkt; es sei hier nur erwähnt, dass ım 
August 1893 in Chicago ein internationaler Kongress für die 
Frage der Proportionalvertretung tagte, dass eine ameri- 
kanische Gesellschaft für Wahlreform entstanden und eine 
amerikanische Zeitschrift „The proportional representation re- 
view“ gegründet worden ist und seither regelmässig erscheint, 
und dass in San Francisco das Blatt „The Star“ und die von 
dem eifrig für die Wahlreform wirkenden Alfred Cridge 
redigierte Zeitung „Hope and Home“ sich besonders die Ver- 
breitung der Grundsätze einer gerechten proportionalen Ver- 
tretung bei den verschiedenen Wahlen zum Ziele gesetzt 
haben. Auch ist für Gesellschaften z. B. für das Mechanic’s- 
institute die Wahl des Vorstandes nach Proportionalverfahren 
eingeführt worden. 


Aus diesen Mitteilungen über die Proportionalvertretung 
im In- und Auslande ergiebt sich, dass die Bestrebungen für 
Einführung einer Wahlart, welche allen Richtungen und 
Parteien eine ihrer Grösse entsprechende Vertretung giebt, 
überall da sich geltend machen, wo das Volk am öffentlichen . 
Leben teil nimmt; und wenn auch diese Frage zeitweise durch 
andere wichtige Aufgaben des öffentlichen Lebens in den 
Hintergrund gedrängt wird, oder gegenüber der ausschliesslich 
vorgehenden Herrschaft der Mehrheitspartei unterliegt, so wird 
sie dadurch nicht beseitigt; es lässt sich nicht läugnen, dass 
der Widerwille gegen die Einseitigkeiten und Ungerechtig- 
keiten des jetzt noch allgemein angewandten Wahlverfahrens. 
und die Erkenntnis, dass nur durch eine grundsätzliche An- 
derung der Weahlgesetzgebung geholfen werden kann, stets 
weitere Kreise ergreift, und .das berechtigt zur sichern Hoff- 
nung auf den endlichen Sieg. 
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Nicht um vielleicht eine Variante des zeitgemäßen Themas „4'/, Monate 
Kommiffionsarbeiter” zu geben, jondern um den Lejern diefer Denkjchrift den 
Meg zu beleuchten, auf dem die Verfaffer der Vorlage zu ihren Vorjchlägen 
gelangt find, follen nachitehende Aufzeichnungen dienen, aus denen jedenfalls 
hervorgeht, daß es an einem vedlihen und beharrlihen Bemühen, etwas praftiich 
Brauchbares zu jchaffen, nicht gefehlt hat, während ein thatkräftiger Joealismus 
bei dem ganzen Werke als Leitmotiv vorfchmwebte. 

Nahdem im Mai 1892 der Generalverfammlung des Münchener Sour: 
naliftene und Schriftitellervereins der Antrag vorgelegen hatte, die Gründung 
einer für Jjämmtlide deutjde Sournaliften und Shriftiteller 
beftimmten Benfionsanftalt in Angriff zu nehmen und zu dem Behufe 
einen allgemeinen deutjhen Schriftitellertagnah Münden ein: 
‚zuberufen, jollte jih duch eine glückliche Fügung der Umftände diefer Gedanke 
jchneller der Verwirklidung nähern, als die Ffühnften Hoffnungen gegangen 
waren. Bom 8.—10. Dftober v. 3. trat nämlich auf Anregung der deutjchen 
Schriftftelergenofienihaft ein deutjcher Saurnaliiten: und Shrift: 
ftellertag in Dresden zufammen, welcher beichloß: | | 

1. im Sahre 1893 in Münden einen allgemeinen deutihen 
Sournaliften: und Schriftftellertag abzuhalten, 

2. mit den Vorarbeiten hiefür, jpeziell mit Feftjeßung der Tagesordnung, 
den Münchener ournaliften-u® Schriftiteller- Verein zu betrauen. 

Außerdem faßte die gleichzeitig in Dresden tagende Deutihe Schrift- 
tellergenofjenfhaft am 9. Dft.v. 3. in höchft anerfennenswerthem Ver: 
sicht auf die Verwirklihung einzelner Wünfche und aller Sonderinterefjen in 
ihrer General-Berfammlung einen einftimmigen Befchluß in dem Sinne: 

„Sm Sintereffe des unbeeinträchtigten Zuftandefommens des großen Werkes 
ihrerjeits von der jagungsgemäßen Gründung einer Penfionsfafje bis auf weiteres 
Abftand zu nehmen und dagegen für das Selingen diejes hoben Zieles für 
alle Berufsgenofien — unbefchadet ihrer Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigfeit 
zu beftehenden Vereinen oder Verbänden — bei dem 1893 ftattfindenden allges 
meinen Kongrefje mit allen Kräften einzutreten.” 

Da zu erwarten ftand, daß fowohl der deutfhe Shriftftellerver- 
band wie der Nuguftinus: Verein der deutjhen fatholifhen Prejle 
diefem rühmlichen Beifpiele von Selbftverleugnung folgen und mit Ausführung 
der ihrerfeits geplanten Penfionsanftalten für die eigenen Mitglieder mindeitens 

Er biß zum Münchener Schriftitellertage zumarten würden — was Sich erfreulicher 
2 Weile un, we hat! — fo zögerte der Münchener Sournaliitens 


m, 
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und Schriftftellerverein nicht, den ihm ehe Kutrg annehmen, As ; 

denselben mit aller Energie durchzuführen. ze 
Zunächft wurde vom Verein ein Nundfchreiben an fänmttiche im deutfchen 

Keihe fowie in Defterreich beftehenden literariihen Bereine erlaffen, in dem 

diefelben um einjchlägiges Material, insbejondere um ihre eigenen Sabungen 

und Nechenschaftsberichte, erfuht wurden, und das Vorftandsmitglied Herr 

2. Viered nad Leipzig entjandt, um fi) dort mit dem befannten Verficher- 

ungstechnifer Heren Dr. Wolf, deffen gründliche theoretijche Kenntniffe bereits 

bei mehreren Benfionsanftalten die praftiiche Feuerprobe beftanden hatten, über 

‚die Örundlagen zu verftändigen, auf denen die geplante Anftalt am ficherften 

errichtet werden fünnte. Das Ergebniß diefer Beiprehung legte Herr PViered 

einem Artikel zu Grunde, der das Thema „Hilfe für die Invaliden und. 

Veteranen von der Feder” behandelte und zugleich die wichtigften Grund- 

jäße jfizzirte, auf denen fich die jet vorliegenden Sabungen aufbauen.*) 
Mittlerweile war jeitens der erjuhten Bereine ein Theil des ge= 

wiünjchten Materials eingegangen und fonnten am 1. November 1892 die eigent- 

- lichen Vorarbeiten beginnen, die vorläufig von einer „freien Kommiffion“ aus 

Mitgliedern des Münchener Sournaliftene und Schriftitellervereins fowie des 

Bezirksvereins München des Deutichen Schriftitellerverbandes betrieben Dun 

A [ben gehörten folgende Herren an: 

| 1. Bh. Fried, Chefredakteur des „Münchener Zremdenbfatt", 

2. ®. Dendel, Skhriftiteller, 

3. Hans Kaftner, Redakteur, Vertreter der „Franff. tg. © 

4. Karl Klopfer, Schriftiteller, 5 

5. Bh. Pfahler, Nedtspraftifant und Schriftftellfer, 

6. DB. VRrager, Mitarbeiter der „Allg. Ztg.”, 

7. Zocza Savits, Kal. Schaufpielregiffeur und Shriftiteller, 

8. Gg. Shaumberg, Schriftiteller, 

I..M. Shmidt, Kal. Hofrath, Schriftfteller, 

0. 2. Viered, Herausgeber und Nedakteur der ‚Wörishofer Blätter”. 


sn den Sigungen, die am 1., 9., 13. und 24. November flattfanden, 
wurden die Grundprinzipien des Entwurfs nach verschiedenen Gefichtspunften | 
‚erörtert umd das vorhandene Material in der Weife vermwerthet, daß jedes 
Kommilftionsmitglied über einen Theil der Alten Bericht erftattete und die: 
jenigen Dinge bejonders hervorhob, weldhe für die gemeinfame Arbeit von 
Nugen jein Fönnten. Während 3. B. die fympathifche Bezeichnung „Ruhegehalt“ 
aus den Sapungen des für Penfionsverbände mehr örtlichen Charakters als 
Mufteranftalt zu empfehlenden Kaffeninftituts des Wiener Sournaliften- und 
Shhriftitellervereins „Concordia“ entnommen wurde, waren e3 namentlich 
die. Sagungen des Deutfhen Bühnengenoffenfhaft, der Allge 

*) Der Artikel erfchien zuerft in Nr. 97 Beilage der „Wörishofer Blätier“ vom 


23. Dfober 1892 und wurde vom „Recht der Feder”, Tomie von mehreren a DE 
Zagesprelle daraus abgedrudt. 
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zieherinnen und des Allgemeinen dbeutihen Mufiferverbandes, 
fowie der Statutenentwurf einer Renten: und Penftonsanftalt für Deutfhe 
bildende Künftler, melde für die Drganijation von Bereinigung und Kaffe, 
insbefondere aber deren verfiherungstechniiche Grundlagen, beachtenswerthe An- 
haltzpunfte boten. Außerdem wurden die jämmtlichen fonft zur Verfügung 
ftehenden Satungen und Nechenichaftsberichte, vor allem das „Statut der Ben: 
fionsfafje für Deutihe Schriftiteller”, (Berlin 1878, ohne Angabe eines Verlegers, 
herausgegeben vom „Vorftand der Penfionzkaffe für Deutfche Schriftiteller”: 
Georg Hiltl, Herm. Holdheim, Dr. H. Kletke, Paul Lindau, Dr. Mar Ring, 
N. Traeger, Dr. 2. Wolff, Dr. Zuelzer), ferner verfchiedene Vrodüren und 
handfchriftlihes Material, jowie eine Neihe einfchlägiger Artikel der „Deutjchen 
Scriftfteller-Zeitung”, der „Deutihen Preffe”, des „Net der Feder”, und 


der „Allg. Künftler: und Schriftfteller- Zeitung”, in denen mit Nahprud für 


die Gründung der Venfionsanftalt eingetreten war, in Erwägung gezogen. 


Bon bejonderem Interefje war die Kenntnißnahme von der im Mai 1892 
erfolgten Gründung eines nationalen Benjionsfonds für die deutjd: 
amerifanifche Brefje, den eine Reihe von Freunden und Gönnern fogleich 
mit anfehnlihen Summen ausgeftattet hatte, fo Henry Billard und ©. W. 
Child: (‚‚Vhiladelphia Yedger’‘) mit je 10,000 Dollars, während die Herren Dem. 
Dttendorfer, (New:Norker Staatzzeitung), Jakob Schiff, Loeb & Co., Georg 
Ehret und Andere größere Schenkungen zugefagt hatten. Leider war indefjen 
troß wiederholter Zufchriften an den Präfiventen des amerifanifchen National- 
Verbandes deutfcher Zournaliften und Schriftfteller etwas Näheres über Die 
feitherige Entwiclung diefes Unternehmens nicht zu erfahren, wie denn auch jonft 
über die einjchlägigen Verhältniffe bei der auswärtigen, namentlich englifchen 


und franzöfiichen Breffe, jowie über die feit fünfzig Jahren in Deutfhland untere 


nommenen Verfuche, eine Drganifation und Regelung des Unterftügungswejens 
des deutichen Schriftitellerftandes herbeizuführen, fein ausgiebiges Material zur Ver: 
fügung ftand und troß manigfacher Bemühungen auch nicht zu befchaffen war. So 
mußte denn unjere Denfichrift ohne die beabfihtigte Beigabe einer Weberjicht über 
diefe intereffanten Thatfachen hinausgehen, und e8 einer jpäteren Gelegenheit vorbe- 
halten bleiben, über diejelben die Nächftbetheiligten zu unterrichten. Um jo erfreu: 


Ticher und erfprießlicher war die Unterftügung, welche die Verfafer dagegen durch 


Hrn. Dr. Wolf fanden, der ihnen jeder Zeit in ausgiebigiter Weije mit Kath 
und That zur Seite Stand. 

Kahdem Hr. W. Hendel frankfheitshalber aus der Kommiliton aus: 
geichieden war, trat am 24. November Hr. Advofat Nüdiger derjelben bei. 
Sn diejer GSitung wurde beiähloffen, den Lebtgenannten im Verein mit 
Hrn. 2. Viered mit der Abfaffung eines vollftändigen Statutenentwurfs zu 
beauftragen, welcher Auftrag denn auch im Laufe des Monats Dezember voll: 


zogen wurde, jo daß fih zu Weihnachten der fertige Entwurf in den Händen 
i; En NE des Ich ‚„Ausichuffes für das Benfionsftatut”' befand. 





Smewurf der Haungen der Penfionsanftalt 
deuifher Donrnaliften und Schrifilteller. 


I. Abfdnitt. 
Mame, Bwek und Sib der Anfall. 


So 
Die Penfions-Anftalt deuticher Sonrnaliften und Schriftiteller hat den 
Zwed, ihren Mitgliedern einen Nuhegehalt zu fihern. 
Die Mitglieder der Anftalt bilden eine Vereinigung nad) den Beitimmungen 
des bayeriihen Gejeges vom 19. April 1869, die I Stellung von 


- Bereinen betr. 


Sit der Anftalt it München. 
8:2: 


Fürforge für die Hinterbliebenen. 

Mit der Anftalt wird eine Sterbefafje für deutihe Sournaliften. 
und Schriftiteller verbunden, für die befondere Satungen ausgegeben werben. 
Außerdem ift von der Anftalt, fobald deren Vermögen genügend gefräftigt ift, 
eine befondere Benfiongfafje für Wittwen und Waifen deutjcher 
Sonrnaliiten und Schriftfteller in’ Leben zu rufen. | 


LI. Asfdnitt. 
Mitgliedfdhaft. 


Se 
Berechtigung zur Mitgliednjchaft. 


Mitglieher Fönnen, ohne Unterschied des Gefchlechts, alle deutjche Sournalilten 
und Schriftfteler werden, die das fünfzigfte Lebensjahr noch nicht überschritten haben 


| und jich im Befiß der bürgerlichen Chrenrechte befinden. Unter denjelben Voraus: 


jegungen fönnen auch andere Verfonen, von denen eine Förderung der Anftalts- 
zwede zu erwarten fteht, mit Sun. des Auffichtsraths die RGEDISEN 
erwerben. ho 
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| Pflichten der Mitglieder. 
Die Mitglieder jcheiden fih nach der Höhe ihrer Beiträge in drei Klafjen. 
Die Wahl der Klafje ijt freigeftellt. 
Das Gintrittägeld beträgt in der I. Klaffe 10 M, in der IL. Klaffe 20 M, 
in der III. Klafje 30 M. | 


An ordentlichen Beiträgen find monatlih zu entrichten in der I. Klafje 
2.50 M, in ber IL. Klaffe 5 M, in der II. Klaffe 10 M Diefe Beiträge 
fönnen duch eine einmalige, nach den Aeznungsgnundlagen der Anftalt feftzu: 
ftellende Einzahlung erjeßt werden. 


Wer nah zurücdgelegtem 30. Lebensjahr der Anftalt beitritt, ift ver: 
pflichtet, die ordentlichen Beiträge mindeltens für die Zeit vom Beginne des 
31. Lebensjahres bis zum Aufnahmemonat mit 6°), Zinjen von jeder Monats- 
rate feit deren Fälligkeit nachzuzahlen ; doch ift Niemand verpflichtet, auf mehr 
als 10 Sahre nachzuzahlen. Natenweife Entrichtung Fan geftattet werden. 

Durch die Nadzahlung werden die gleichen Nechte erworben, wie fie mit 
dem Alter verbunden find, bis zu dem zurüd die Nachzahlıng geleiftet wird 
(fiehe Tabelle). | 
| Sedes Mitglied übernimmt die Pflicht, nah Kräften zur Beranftaltung 
von Fejtlichfeiten und Vergnügungen beizutragen, durch deren Erträgnifje außer: 
ordentliche Einnahmen für die Anftalt erzielt werden. Erreichen in einem Jahre 
diefe Einnahmen nit eine Summe, die einem Betrage von 10 M. für jedes 
am Sahresfchluffe vorhandene Mitglied gleichfommt, jo ift der Fehlbetrag durd) 
Umlage zu deden. Bon diejer Tann durch Beichluß der Hauptverfammlung aus 
bejfonderen Gründen Umgang genommen werden. 

Die Mitglieder find verpflichtet, ihre ordentlichen Beiträge innerhalb der 
erften Woche jeden Monats, fowie die obenerwähnten Umlagen (Abf. 6 diefes $) 
pünktlich zu entrichten und für alle durch ihre Säumigfeit entftandenen Koften 
nebit den jabungsgemäßen Zinfen aus den rüdjtändigen Beträgen aufzufommen. 


Bo 
Nechte der Mitglieder. 


Ale Mitglieder haben aktives und paflives Wahlreht für die Haupt: 
verfammlung und für die Drtsausfchüfle. ($ 11 Abf. 2). 

Die Anftalt gewährt, vorausgefebt, daß jaßungsgemäßen Berpflicht: 
ungen erfüllt find: 

1. nach zehnjähriger Dauer der Mitgliedfhaft (Wartezeit) einen Nubes 
gehalt an jolhe Mitglieder, welche entweder mindeitens das jechzigite Lebeng- 
jahr vollendet haben oder zu einer früheren Zeit invalid geworden find, d. h. 
den nothmwendigen ftandesgemäßen Unterhalt duch ihre Thätigfeit nicht mehr 
all, erwerben vermögen. 








2. außerordentliche Zuwendungen nad) Maßgabe des S 38, abi. 1. “ 


Die Wartezeit wird auf fünf Sabre abgekürzt, wenn der Eintretende 
mindeftens für fünf. Sahre Nahzahlungen einjchließlih der jabungsgemäßen 
Binfen Teiftet. | 

Mitglieder, die vor Ablauf der Wartezeit auf ihren Antrag für invalid 
erklärt werden, erhalten ihre ordentlichen Beiträge unverkürzt zurüd. | 

Alle vorftehend aufgeführten Leiftungen find Einkünfte der Empfänger, die 
fie auf Grund der Fürforge der Anftalt beziehen; fie find daher gemäß 8 749 
der. deutjchen Zivilprozeßordnung der Pfändung nicht unterworfen und Fönnen 
. von den Empfängern jelbft vechtsgiltig weder verpfändet, noch an Dritte irgendwie 
übertragen werben. | 


86. 


Uebertritt in höhere und niedere- Beitragsflafien. 


Der Uebertritt von einer niedrigeren in eine höhere Klafje fteht jedem Mit: 
gliede frei. Sedoch erhält es den Zufhuß aus dem Invalidenfonds ($ 30) 
nur dann nad der höheren Klaffe, wenn es derjelben fünf Sahre lang ange- 
hört hat. / | 

Ver in eine höhere Klaffe übertritt, hat den Unterfchied zwifchen dem 
Eintrittägelde und den Beiträgen der beiden Klaffen vom Beginn feiner Mit- 
gliedjchaft bis zur Zeit feines Webertritts mit 6 Prozent Zins nadhzuzahlen. 
Dieje Pflicht bezieht fih auch auf die Nachzahlungen. (8 4 Ab. 4). Raten: 
weile Entrihtung der Nachzahlungen wegen Uebertritts fann gegen weitere 


Berzinfung der rüdftändigen Beträge mit 6 Prozent geftattet werden, doch 


erfolgt die Webernahme in die höhere Klafje erft nad Entrihtung fämmtlicher 
Theilzahlungen. BES 

Ein Mitglied fann jederzeit aus einer höheren Klajie in eine niedrigere 
eintreten, hat aber dann feinerlei Nüczahlung feiner bis dahin geleifteten höheren 
Beiträge, fondern nur deren Anrechnung auf etwaige Nücjtände, fowie auf 
laufende und fällig werdende Beiträge zu beanspruchen. 


SEN 
Erwerb der Mitgliedfchaft. 


Die Aufnahme erfolgt durch den Vorftand auf Grund der von dem An: 
tragiteller abgegebenen Erklärungen und beigebrachten Nachweile, und tritt mit 
Hahlung des Eintrittsgeldes und des eriten Monatsbeitrages in Kraft. 

Die Mitgliedfchaft beginnt mit dem eriten Tage des Monats, in welchem die 
Aufnahmsurkunde ausgeftellt it. Re 

Dem Abgewiefenen fteht innerhalb drei Monaten das Recht zu, Berufung 
an den Auffichtsrath einzulegen. Gewährt der Legtere die Aufnahme, jo wird 


der Beginn der Mitgliedfchaft nach dem Tage des Abweilungsbeichlufjes beftimmt. e 
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I Berluft der Mitglienjhaft. 

Die Mitgliedfchaft endigt: 

1. durch freiwilligen Austritt; | 

2, durch Erklärung der Invalidität vor Ablauf der Wartezeit; 

3. durch den Ausschluß. 

Der Ausigluß eines Mitgliedes Tann erfolgen: 

a) wenn es viflentlic) falfche Angaben gemacht hat, die eine Benad): 
theiligung der Anftalt herbeizuführen geeignet Iind; 

b) wenn es mit feinen Zahlungen länger als ein Pierteljahr nad 
erfolgter fehriftliher Mahnung im Kücitande blieb, und auch jeine Ber: 
fegung in eine niedrigere Klafie nach Maßgabe feiner bisherigen Einzahlungen 
nicht möglich ift. 

Die auf Grumd der Iit. b Ausgefchloffenen erhalten bei Eintritt ihrer 
Invalidität oder ihres jechzigiten Lebensjahres eine Nente aus dem Leibrenten 
fonds (8 28) zugebilligt, die ihren eingezahlten ordentlichen Beiträgen entiprieht. 

Dem Ausgefchloffenen fteht unter Ausihluß des Nechtsmweges da6 Recht 
der Berufung an den Auffichtsrath und von diefem an die Hauptverfammlung 
zu. Die Berufung tft jedesmal innerhalb eines Monats nad) der mittelft einge: 
jchriebenen Briefes erfolgten Mittheilung des Ausichluffes einzulegen, hat jedod _ 
feine aufjehiebende Wirkung. 


| Sg 
| | Ruhegehaltsempfänger. 
Nuhegehaltsempfänger verlieren ihr Stimmredt und find von der Ver: 
pflichtung befreit, ordentliche Beiträge zu zahlen. 


ll. 
Ehrenmitglienjihaft. 
Die Ehrenmitgliedjchaft fann von der Hauptverfammlung jolhen Perjonen 
verliehen werden, die fic hervorragende Verdienfte um die Anftalt erworben haben. 


DI. Afmift. 
Organifation der Bereinigung. 


8 11. 
Ortsverbände umd Ortsansjchüfje; Kartellvereine und Ginzelmitglieder 
außerhalb diefer Organijationen. 
Die Bereinigung gliedert fi in Drtsverbände. Ein Drtsverband Fann 
Mitglieder aus verfehiedenen Orten umfaffen. An einem Orte fönnen mehrere 
Drtsverbände beitehen. | 








Wenn mindeftens fünf Mitglieder der Anftalt im gleichen Orte wohnen, find 
fie gehalten, einen Ortsverband zu bilden und einen Ortsausfhuß zu wählen. 
Die Wahl diejes Drtsausfchuffes erfolgt auf die Dauer des Gejhäftsjahres 
der Anftalt. | 

yournaliftene und Schriftfteller-Vereinigungen Fönnen mit dem DVorftande 
der Anftalt vereinbaren, daf fie die Aufgaben eines Drtsverbandes übernehmen. 
Sole Vereinigungen heißen Kartellvereine. | 

Mitglieder, die vereinzelt im Sn= oder Auslande wohnen, oder fonft nicht 
in der Lage find, einem Drtsverbande oder Kartellvereine beizutreten, haben ihre 
Beiträge nah Weifung de5 Vorftands abzuliefern. : 


$ 12, | 
Aufgaben der Ortsausfchüfie. 


Die Ortsausschüffe haben die Anmeldungen neuer Mitglieder beim Bor: 
ftande, die Einhebung und Ablieferung der Beiträge der Mitglieder, jowie der 
außerordentlichen Einnahmen für Rechnung der Anftalt zu bejorgen, alle Ver: 
 fügungen des Vorftandes pünttli zu erfüllen, die in ihrem Bezirke beanz 
tragten Snvaliditätserflärungen zu begutachten und für. die Beranftaltungen 
Sorge zu tragen, aus denen fich die in S 4 Abi. 6 vorgefehenen außerordent: 
lichen Einnahmen ergeben follen. N | | ar 

Für die richtige Ablieferung aller für die Anftalt vereinnahmten Gelder 
‚haften die betreffenden Ortsverbände oder Kartellvereine. 


8215, 
Borftand. 

Der Borftand beiteht aus fünf von der Haupt-Berfammlung gewählten 
Mitgliedern, die in München ihren Wohnfit haben. Alljährlich jheidet eines 
von diefen fünf Mitgliedern aus. Die ausgejchiedenen Mitglieder find wieder 
wählbar. | | . 

Die Mitglieder des Vorftandes wählen alljährlich unter fich ihren Obmann. 


8 14. 


Nedhte und Pflichten des Vorftandes. 


Der Borftand hat die Anftalt nad Maßgabe der Gejege und Sabungen 
zu leiten und gerichtlich wie außergerichtlich zu vertreten. Die nicht ausprücdlich 
dem Auffihtsrath oder der Hauptverfammlung vorbehaltenen Aufgaben der 
Verwaltung find vom Vorftand zu erfüllen. | 
Die Erledigung der Gefchäfte erfolgt nad einer vom Auffichtsrath zu 
genehmigenden Geichäftsordnung. 
Der DVorftand ift in feiner Gejhäftsführung an die Beichlüffe der Haupt: 
verfammlung und in den Fällen des 8 16 Nr. 4 an die deg Auffichtsrathes 
gebunden. | ER 











| - Me Willenserklärungen werden mit der Firma „PBenfionsanftalt Deuticher 
Sournaliften und Schriftiteller (a. ®.)" umd der Unterfrift des Obmanns 
oder feines Stellvertreters, und eines zweiten Mitgliedes des Vorftands rechte 
verbindlich gezeichnet. 


SL 
Auffichtsrath. 


- Der Auffichtsrath befteht aus fünfzehn von der Hauptverfammlung gewählten 
Mitgliedern. Von diefen fünfzehn Mitgliedern jcheiden alljährlich drei nad 
einer beftimmten Neihenfolge aus. Diejelben find wieder wählbar. | 

Der Auffihtsrat) wählt aus jeiner Mitte den Vorfigenden, den Schrift: 
führer, jowie deren GOtellvertreter. s 

Der Auffihtsrath it bejchlußfähig, wenn alle Mitglieder rechtzeitig delanen | 
wurden und mindeitens fünf anmwejend find. 

Die Beichlüffe werden mit einfacher Mehrheit gefaßt. Bei Em 
gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. N 

Die Erlafje des Auffihtsrathes müjjen vom Vorfigenden und Schriftführer 
oder deren GStellvertretern gezeichnet fein. 

Die Mitglieder des Auffichtsrathes dürfen nicht aleichzeitig Mitglieder des 
Borjtandes fein. 


8 16, 
Nechte und Pflichten des Auffichtsrathes, 


Dem Auffichtsrathe obliegt die Auffiht über die gefammte Anftalt, ins 
befondere hat er: | 
1. duch zwei jeiner Mitglieder jährlich mindeitens eine Kafjenprüfung 
vorzumehmen ; 5 
2. nah Schluß des Nechnungsjahres eine Prüfung der Sahresrehnung, Pk 
Bilanz, Inventur und fonftigen Abjehlüffe zu bewirken; 
3. die Sicherheit der Anlage der vorhandenen Kapitalien zu prüfen; 
| 4, die in diefen Saßungen zugelafjenen Derufungen gegen Beichlüffe des 
- Borftands zu entjcheiden ; 
5. der Hauptverfammlung einen eingehenden PBrüfungsbericht vorzulegen; 
6. die Mitgliedfchaft des VBorftands bei Eintritt von Erledigungen bis 
zur nächften Hauptverfammlung zu ergänzen; | 
7. gegebenen Falles die Einberufung einer Hauptverfammlung zu vers 
anlajien; 
8. einen bejonderen Ausfhuß einzufeßen, der die VBolmachten zur Yaupte 
verjammlung zu prüfen bat. 
NEN Außerdem bat der Aufifchtsrath alle ihm font in diefen Sabungen zu: 
gewiejenen Aufgaben zu erfüllen. (8 3, 14, 17.) 
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Entjhädigungen der Mitglieder des Aufjichtsrathes und des Vorftandes. 
Die Mitglieder des Auffichtsrathes und des Vorftandes beffeiden Ehren: 
ämter. Baare Auslagen find ihnen zu vergüten. Den Mitgliedern des Vor: 
ftandes fann außerdem vom Auffichtsrath eine angentefjene Entjehädigung 
für Heitverfäumniß und Mühewaltung zugebilligt werden. 


818, 
Hauptverfammlung. 


Die Gejammmtheit der Mitglieder übt ihre Rechte in der Hauptverfamms 
lung aus, die jährlich mindeftens einmal ftattfindet. 

Die ordentlihe Hauptverfammlung wird womöglich im Laufe des dritten 
Duartales abgehalten. ni 

| Außerordentliche Hauptverfammlungen müffen berufen werden, fo oft der 

Auffichtsrath oder der Vorftand fie für nothwendig erachten, außerdem aber 
auch, wenn eine joldhe von mindeftens einem Zehntel der Mitglieder beim Vor: 
tand unter Angabe des Zwedes und der Gründe jchriftlich beantragt wird. 

geit, Ort und Tagesordnung einer jeden Hauptverfammlung müffen minde- 
ftens vier Wochen zuvor in den hiezu beftimmten Blättern ($ 38) befannt 
gemadt werden. N | 

Anträge von Mitgliedern für die ordentlihe Hauptverfammlung find 
jpäteftens bis zum erften Mai beim Vorftand Iohriftlich einzureihen und dann 
auf die Tagesordnung der nächften Hauptverfammlung zu jegen. 


8 19. | 
Zheilnahme an der Hauptverfammlung und Abgeordnetenwahl. 


Die Theilnahme an der Hauptverfammlung fteht allen Mitgliedern frei, 
jedoh wird das Stimmrecht der Mitglieder nicht unmittelbar, [fondern durch 
Abgeordnete ausgeübt. Als Abgeordneter Fann jedes Mitglied gewählt werden. 
Sobald vom Auffichtsrathe eine Hauptverfammlung ausgefehrieben ift, 
haben baldmöglichft die Abgeordnetenwahlen ftattzufinden, für die ordentlichen 
Hauptverfammlungen im Mai jeden Sahres. 

Die Zahl der Abgeordneten richtet fih nach der Zahl der Auftraggeber. 
„seder Ortsverband oder KRartellverein hat für je fünfzig Mitglieder einen Ab: 
georoneten und defjen Stellvertreter zu wählen. Vereine, die weniger als fünfzig 
Mitglieder haben, wählen einen ‚Abgeordneten. 

Ueber die Abgeordnetenwahl ift ein Protofoll aufzunehmen, das ent: 
halten muß: i ER 
1. die Namen der Anwefenden und die Bahl aller ftimmfähigen Mit: 
glieder; 1 

2. die Anzahl der abgegebenen Stimmen und wie viele davon fih auf 
jeden Abgeordneten vereinigt haben; a 
3, die Namen der Abgeordneten und ihrer Stellvertreter. 
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Nach jeder Neuwahl von Abgeordneten ift eine von dem Leiter ber 
MWahlhandlung und dem Schriftführer beglaubigte Ausfertigung des Protokolls 
an den Porftand einzufenden. Auch wird jedem Abgeordneten eine von 
denfelben Perjonen beglaubigte MWahlbeftätigung ertheilt. 


8.20. 
- Wahlprüfung der Abgeordneten. 


Bei Eintritt in die Hauptverfammlung haben die Abgeoroneten ihre Bes 
glaubigung dem Prüfungsausichuffe ($ 16, Ziff. 8) einzureichen. 


8 21. 
Stimmübertragung und Entjhadigung der Abgeordneten. 


Ein Abgeordneter oder deijen Stellvertreter, der verhindert ift, in der 
Hauptverfammlung zu erfcheinen, fann feine Stimme einem anderen Abgeoroneten 
durch Schriftliche Erklärung übertragen. Kein Abgeordneter darf aber mehr als 
fünf Stimmen abgeben. | 

Die NReifekoften der Abgeordneten werden von deren Wahlkörpern beftritten. 


8:22. 
Leitung der Hauptverfammlung. 


Den Borfib führt in der Negel der Vorjigende des Auffichtsraths oder 
deifen Stellvertreter. Der Hauptverfammlung fteht jedoch frei, aus ihrer 
pitte außer den Schriftführern auch den Vorfigenden zu wählen. 


8 23. 
| Beihlupfühigfeit. | 
Die ordentlide Hauptverfammlung ift befehlußfähig, foren fie fagungs- 
gemäß einberufen wurde, eine außerordentliche nur dann, wenn außerdem mins 
deftens ?/; der Mitglieder vertreten it. | 
ft eine außerordentliche Hauptverfammlung nicht beichlußfähig, To it 
innerhalb fechs Wochen eine andere anzuberaumen, die dann unter allen Umjtän= 
den befhlußfähig ilt. 
Zur gültigen VBeihlußfaffung ijt abjolute Stimmenmehrheit der anmejen: 


den Abgeordneten erforderlih. Bei Stimmengleihheit ilt der Antrag abgelehnt. 


Zur Aenderung der Sakungen ift ein Beihluß erforderlih, für den 
fi mindeftens 2/3 der in der Hauptverfammlung vorhandenen Stimmen erklärt 
haben. Auflöfung der Anftalt kann von der Hauptverfammlung nur mit 
41, Mehrheit bejchlofien werden. . 


ROHR 
Protofolle. 
Das Verzeiniß der Erjhienenen und die Bejchlüfje der Hauptverfamms 
lung find in ein Protofollbuch einzutragen. Die Unterzeichnung der Protofolle 
tfolgt nad den gejeßlichen Beftimmungen. 





Be Yale i 
DE Re Er  TARLRINSERTEE 





Kr are) ehr NEE a gs En EN 
4 ART ü PM NG he Be et 
ah 2 z LER 15 S Re g 
Saat TR Fir Ta EN Kr 
ASIRE? au) an, l ER HTSR 
N Eee ı — allen 
h 


828 en 
Befugnifje der Hauptverfommkung. 


Der Hauptverfammlung obliegt die Entjcheidung über die ihr in diefen 
Saßungen zugewiejenen Angelegenheiten (8 4,,8,.28, 29, 30, 31, 32, 38, 39), 
insbejondere aber: 

1. Die Entgegennahme der vom Borftande zu ftellenden Jahresrechnung 
und des vom Auffichtsrathe zu erftattenden Prüfungsberichtes und die Er: 
teilung der Entlaftung; 

2. Die Wahl der Mitglieder des Vorftandes und des Auffichtsrathes: 

3. Die Entjheidung über die beanftandeten Abgeordnetenwahlen. 


8 26, 
Wahlen der Mitglieder des Auffichtsrathes und des Vorflandes. 


| Die Mitglieder des Auffichtsrathes und des Vorftandes werden jedesmal 
Durch Stimmzettel gewählt. Wurde beim erften Wahlgange eine abfolute 
Mehrheit nicht erzielt, jo findet eine engere Wahl zwijchen denjenigen ftatt, 


welche die meilten Stimmen erhielten. Bei Stimmengleichheit entfcheivet das 
2098. f 


IV. Abfänitt. 
Organifation der Kafle. 


8 27. 
Grundfüglihe Bejtimmungen. 

Die Kaffe wird vom Borftande einheitlich verwaltet, zerfällt aber rech- 
neriich in vier Fonds, nämlich: | 

1. Leibrentenfonds ; 

2. Snvalidenfonds ; 

3. Nejervefonds ; 

4. Nuhegehaltszufhuß: und Unterftügungsfonde. 


} Aus diefen Fonds wird der Nuhegehalt bezahlt. 


8 28. 
Seibrentenfonds. 
Dem Leibrentenfonds fließen Zu: 
1. 5]. der ELOE Beiträge und der ent|prechenden Künttalbabinbinge, 
9 
; 2. d]g der Nachzahlungen ($ 4 Abi. 4 u. 5), 
3, die Zinjen und Zinfeszinfen der Kapitalien diefes Fonda. > BR 
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= ... Imbalidenfonds. 
Dem Invalidenfonds fließen zu: 
1. !/e der ordentlichen Beiträge und der entiprechenden Kapitalsabfindungen, 


2. die nad) Mahgabe des $ 4 Abf. 6 erzielten außerordentlichen Einnahmen, = 


3, Legate, Schankungen und fonftige Zuwendungen, die nicht ausdrüd- 
(ic) für einen andern Zwed betimmt wurden, 

4. die Zinfen und Zinfeszinfen der Kapitalien Diejes Fonds, 

5. alle Einnahmen, die von der Hauptverfammlung für diefen Fonds 
beftimmt wurden. | 

8 30. 
Berechnung der Nuhegehalte. 

Der Rubegehalt jest fih zufammen: ' 

1. aus der Leibrente, die fih aus der den Sabungen angehängten 
Tabelle ergibt und aus dem Leibrentenfonds entnommen wird, jomwie 

2. aus einem Zufchuffe aus dem Invalidenfonds, der nah Maßgabe der 
verfügbaren Mittel von der Hauptverfammlung für längftens drei Jahre fejtge- 
legt wird. | 

Bei Berehnung der Nenten kommen nur die Sahre in Anjab, für 
welche Beiträge geleiftet wurden. Der vierteljährige Nentenbetrag wird auf 
volle Mark abgerundet und am 1. Januar, 1. April, 1. Suli und 1. Dftober 
den NRuhegehaltsempfängern im Voraus ausbezahlt. | 

Die alljährlich zur Auszahlung der Snvalidenzufchüfje vorhandene Summe 


wird an die einzelnen Auhegehaltsempfänger nah dem Verhältniß ihrer 


Klaffenangehörigkeit vertheilt und zwar nad) den Berhältnißzahlen 2, 3, #. 


8.81. 
Zehnifhe Bilanz. | 
Bor Beginn der erften Auszahlung und darnadh von drei zu drei Jahren 
foll nad den Grundjäßen der Wahrjheinlichkeitsrehnung eine techniihe Bilanz 


über das gefammte Anftaltsvermögen aufgeftellt werden. SIft das rechnungs: 


mäßige Vermögen Tleiner als das vorhandene, jo tt ein Ueberihuß vor: 
handen, im entgegengejeßten Falle aber ein Tehlbetrag. In beiden Fällen 
Hat der Vorftand unter Zuziehung des Auflichtsratbg, nöthigenfallse nach Ans 
hörung von Sachverftändigen, der Hauptverfammlung die Fahdienlichen Anträge 
zu unterbreiten, um den vollen Ausgleich von Soll und Haben herzuftellen. 
Die Hauptverfammlung hat hierüber zu befchließen. 


| SEP 
Nejervefonds. 
Um die Sicherheit des Auhegehaltsbezuges für die bei diefer Anftalt Ber: 


| fiherten außer allen Zweifel zu ftellen, wird ein Rej ervefonds gebildet, 
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der nur dann angteifbar it, wenn bie wohlerworbenen Nechte der Mitglieder 
jonit auf feine andere Weife Dedung finden Eönnen. | | | 
Sn diefen Fonds fließen: / | 
1. die Eintrittsgelder der Mitglieder ($ 4 Abf. 2.), 
2. die Zinjen und Zinjeszinfen der Kapitalien diefes Fonds, | 
3. die von der Yauptverfammlung außerdem hierzu beftimmten Gelder. 


8.39. = 
Nuhegehaltszufhußg- und Anterftügungsfonds. 
Diejer Fonds wird aus auberordentlihen Einnahmen der Anftalt nad 
 Derhluß der Hauptverfammlung gebildet und dient namentlich folgenden Zweden : 
| 1. einen Zufhuß zum NRubegehalt- zu gewähren, wenn diejer durchaus 
unzulänglich erjicheint ; S 

2. die Beiträge für in Noth befindliche Mitglieder vorzufhießen, die ihren 
Verbindlichkeiten gegen die Anftalt mindeftens 5 Jahre nachgelommen find; 

3. in bejonders dringenden Fällen eine Unterftüßung an bisherige Mit- 
glieder zu gewähren, die vor Ablauf der Wartezeit wegen Invalidität ausge: 
Ihieden find. | | | 

Bd, | 
Sicherung des Anftaltsnermägens. | 

Die für die laufenden Ausgaben nicht erforderlichen Gelder find in 
pupilarifh ficheren Werthen anzulegen. Für Aufbewahrung derjelben find 
in der Gefchäftsordnung ($ 14 Abj. 2) die erforderlichen Beitimmungen zu 
treffen. | | | 


V. Abfnift, 
Schluß: und Hebergangsbeflimmungen. 


8 35. 
Bejondere Cinnahmequellen. 
Um den Invalidenzufchuß erhöhen, Towie den Nuhegehaltszufcuß- und 
Unterftügungsfonds ($ 33) ausftatten zu fönnen, haben Borftand und Auffichtg- 
tath für Erjhließung möglichit vieler Einnahmequellen zu forgen. 


8 36. 
Dereinigung mit anderen Anftalten. | 
Der Boritand ift befugt, mit Zuftimmung des Aufjihtsrathes, vorbehaltlich 
der Genehmigung der Hauptverfammlung und nach technifher Prüfung der 
Leiftungsfähigkeit der betr. Kaffen, mit Kartellvereinen Berträge abzufchließen, 
welche die völlige oder theilweife Verwaltung der Venfionge oder Sterbefaffen 
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biefer Berne, fowie deren. gänzliche Berfchmelzung durch Webertragung der ges 
fammten Rechte und Berbindlicfeiten auf die Penfionsanftalt Deutiger Zourna- 
liften und Schriftfteller zum Gegenftande haben. 


887. 
Rechnungsjahr. 
Das Nehnungsjahr beginnt mit dem erften April jeden Jahres. 


8 38. 
Befanntmarhungen. 


Die Blätter, in denen die Bekanntmachungen der Anftalt zu erfolgen 
haben, bejtimmt die Hauptverfammlung. 


$ 39. 
Anflojung der Anftalt. 


Anträge auf Auflöfung der Anftalt, die aus der Mitgliedjchaft hervor 
gehen, find nur dann zu berücfichtigen, wenn fie von mindeltens dem fünften 
Theile der Mitglieder unten Angabe der Gründe geftellt werden. 

Anträge auf Auflöfung der Anftalt find vor der Aufforderung zur Abs 
geordnetenwahl durch dreimalige Bekanntmachung in den hiezu beftimmten Blättern 
zur Kennntniß der Mitglieder zu bringen. . 

Wird die Auflöfung der Anftalt beichlofien ($ 23, 4), jo erfolgt fie durch 
ven Vorftand, der berehtigt ift, im Falle eintretender Erledigung fich jelbft zu 
ergänzen. | | 

Zunächft werden die Gläubiger der Anftalt befriedigt. Hierauf find nah 
ven Grundjägen der Wahrjcheinlichkeitsrechnung die Werthe der Nuhegehälter 
aller zur Zeit der Auflöfung vorhandenen Ruhegehaltsempfänger zu beftimmen. 
St die Summe diefer Werthe Fleiner als das Vermögen der Anftalt, jo find 
jene Werthe den Auhegehaltsempfängern baar auzzubezahlen oder einer joliden 
Nentenanftalt zur ferneren Zahlung der Ruhegehälter zu überweilen. Der übrig 
bleibende Theil ift duch ein Kuratorium fo lange zu verwalten, bis ein anderer 
Berein von deutfhhen Schriftftellern eine neue Venfionsanftalt in’ Leben ruft. 
Diejem Inftitute joll fodann das vorhandene Vermögen überwiefen werden. 

SH dagegen die Summe der obengenannten rechnungsmäßigen Werthe 
größer als das Vermögen der Anftalt, jo find die Werthe der Auhegehälter im 
Verhältniß des rechnunngsmäßigen Vermögens zu dem wirklichen zu ermäßigen, 
und dieje ermäßigten Werthe den Nuhegehaltsempfängern baar auszuzahlen oder 
einer joliden Rentenanftalt zur Zahlung einer ermäßigten Nente zu überweifen. 


S 40. 
Nebergangsbeitimmungen. 


Die im erjten halben Jahre nad) Gründung der Anftalt eintretenden Mit: 
I un an feine Altersgrenze gebunden. 





Die Mitglieder der Kartellvereine haben ohne weitere Förmlichkeit Anz . 
Jjpruh auf Aufnahme, fofern jte innerhalb des eriten halben Jahres diefelbe 


beantragen. 


Die Gejchäftsthätigfeit beginnt mit der Gründungsverfammlung, die im 


a „ul 1893 in München ftattfindet. Die Gründungsverfammlung bat einen 


Ausihuß von zehn Perfonen zu wählen, der fofort einen fünfgliederigen Vor: 
Hand einzufeßen und die Gejchäfte der Anftalt als Auffichtzrath bis zu der im 
‚Sabre 1894 zufammentretenden erften ordentlichen Hauptverfaminlung zu führen 
bat. Diefer Ausihub hat das Necht der Zumahl für den Erledigungsfall. 
Die Nuhegehaltszahlungen beginnen am erften April 1903. Die Rechte 


ber Mitglieder, deren Nuhegehalt bereits nach fünfjähriger Wartezeit beginnt 


(8 5, Ab. 2), werden hiedurch nicht berührt. Sollte der Stand des Anftalts- 


- vermögens ein bejonders günftiger fein und nach übereinftimmender verficherz 


ungstechniiher Berechnung von drei anerkannten Sadverftändigen es zulafjen, 
jo Tann der Beginn der Zahlungen don im Jahre 1898 erfolgen. 









Auszug aus der Tabelle für den Zeibventenfonds. 


Entworfen von Dr. Wolf in Leipzig. 


Gintrittsalter 20 Jahre. Gintrittsalter 25 Jahre. 





































































































































































































Daner der) Erworbene Jahresrenten für Dauer Der | Erworbene Jahresrenten für 
Beitragd- | die Monatsheiträge Beitrng- die Monatsdeitrüge 
Yeiftung | __ leiftung 
in Jahren | u. 2,50 | Ko IM 10. || in Iapren| u. 250 | # 5.— | 10.— 
waren , era Women WE a Au, 
10 16.28 32.57 65.13 | 10 17.37 34.75 69.50 
13.029931 58.63 | 117.25 15 31.86 63.72 | 197.45 
20 47.99 95.99 | 191.97 20 53.43 | 106.85 | 213.71 
25 75.79 | 151.58 303.17 25 8710 | 174.20 | 34840 
weh 119.21 | 238.42 | 476.83 30 1 14312 | 28623 | . 572.47 
35 | 19148 | 282.85 | 765.71 35 243.79 | 487.50 |. 975.17 
40 | 321.24 | 642.48 | 1284.96 40 4143.64 | 887.28 | 1774.56 
ENT 578.90 | 1157.81 | 2315.62 45 897.86 1795.73 | 8591.46 
50 1 1164.55 | 2329.10 | 4658.21 
Cintrittsalter 30 Jahre. Eintrittsalter 35 Jahre. 
N. M. N. N. N. M 
10 18.86 87.73: 75.45 10 20.88 41.76 83.52 
15 2:5 35:40 70.80 | 141.60 15 40.38 80.76 | 161.52 
BR 61.23 | 1922.45 | 244.91 20 72.82 | 145.64 | 291.27 
25 104.18 | 20837 | 2164| 2% | 131.11 | 262.28 | 524.46 
30 | 181.39 | 362.78 |.. 725.56 30 946.82 | 493.63 | 987.26 
35 334.63 | 669.26 | 1338.53 35 1 509.81 | 1019.62 | 2039.23 
40° 682.94 | 1365.89 | 2731.78 
Gintrittsalter 40 Jahre. Gintrittsalter 45 Jahre. 
M. M. M. Me. NM. NM. 
10 1.28.68 47.35 94.71 10 27.72 55.44 | 110.87 
15 47.68 95.37 | 190.73 15 58.82 | 117.65 | 285.80 
72021 90,88.) 181.65 | 368.30 27) 120.55 | 2411 | 482.22 
35 176.45 | 352.90 | 705.80 25 260.83 521.66 | 1048.33 
30 371.08 | 742.08 | 1484.16 sure | 











Gintrittsalter 50 Jahre. 























Gintrittsalter 55 Jahre. 























NM. M. M M. M. 
10 33.721 6744 | 134.88 10 42.95 85.90 | 171.79 
15 107.82 | 215.64 | 481.29 
15 76.71 | 153.41 | 306.83 
Eurer re Eintrittsalter 60 Jahre. 
20. 17438 | sasıze | oral MER IM | M. 
10 58.25 | 116.51 | 233.01 











Sulacdfen 


über den Statuten-Entwurf für Die Penfions-Anftalt deutjher Zournaliften 
und Shhriftiteller. ; 
Der vorliegende Statuten-Entwirf für eine Penfions-Anftalt beutfcher 
„‚ournaliften und Schriftiteller ift Fein PWhantafiegebäude, das als erftes feiner 
Art erft in der Praxis fih als lebensfähig zu erweijen hätte, jondern es muß 
ausdrücklich betont werden, daß diefer Entwurf im engen Anflug an ähnliche 
Snjtitute entitanden ift, die fich duch jahrzehntelanges Blühen und Sedeihen 
bereits bewährt haben. Er ift ein ernftes Wert bejonnener Männer und darf 
mit Fug und Recht Anspruch auf eine vorurtheilsfreie und verftändige Prüfung 
erheben. | 
Der Entwurf ruht vor allen Dingen auf verfiherungstehnifder 
DBajis, er hat alfo Nücgrat und bietet für alle Zufunft die fichere Gewähr, 
daß die Benfionsanftalt die übernommenen Verpflichtungen immerdar wird er: 
füllen fönnen, weil Leiftungen und Gegenleiftungen im richtigen, wohl abges 


wogenen Berhältniffe ftehen. Es ift zwar richtig, daß die Penfionsanftalt nit 


durch unnatürlich niedrige Beiträge, denen viefige Leiltungen gegenüberftehen, 
Mitglieder loden will, wie jo viele Kafjen vor ihr gethan, aber dafür wird 


ihr nah menfchlihem Ermeffen auch das beflagenswerthe Schiefal fo mander- 


andern Anftalt erfpart bleiben, nicht halten zu fönnen, was fie verfprodhen hat. 
Und überdies muß man bedenken, daß in ganz Deutichland Feine Berficherungs- 
gejellichaft beiteht, welche den deutfchen Sährififtelleen auch nur im Entfernteften 
ähnliche Vortheile böte, jowohl was die Höhe der Leiftungen ala auch die 
 Schmiegjamfeit an die Bedürfniffe und berechtigten Wünfche der Mitglieder betrifft. 
E3 it zunähft nur die Snvaliditäts- und Altersperjorgung 


in Ausfiht genommen und man darf dies als eine jehr weile Beihränfung. 


bezeichnen, weil man die Kräfte leicht zerjplittert, wenn man fich zu viel auf 


ein Mal vornimmt. St erft diefe Abtheilung unter Dah und Fad, jo wird 


die yftematifche Angliederung anderer DBerlicherungszweige (Reliktenverforgung) 
nur eine Frage der allernächften Zeit fein. 

Wie jucht nun der Entwurf die Alterg: und Snvaliditätsverficherung zu 
erreichen ? | 

Nah dem Mufter der Benfionsanftalt der deutihen Bühnengenoffenichaft 
und der Penfionsanftalt für deutfche Lehrerinnen und Erzieherinnen, welche die 


regelmäßigen Beiträge in 3%, und U, vefp. in °/ıo und "io theilen, folen 
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Hier die ordentlichen Beiträge zu >/, einem Rentenfonds und zu '/, nebft einem 


Theile der außerordentlichen Einnahmen dem Snvalidenfonds überwiefen werden, 
fo daß zwifchen den obengenannten Anftalten, deren Zwedmäßigfeit und Lebens: 
fähigkeit Schon feit langen Sahren erwiejen ift, die goldene Mittelitraße gehalten 
wird. Aus dem Nentenfonds jol nun bei überfommener dauernder Arbeits: 
unfähigfeit — wer vermöcdte einen geeigneteren Zeitpunkt vorzufhlagen? — 
und Tpäteltens beim vollendeten 60, Zebensjahre eine Leibrente gewährt werden, 
die um jo Höher ausfällt, je länger das Mitglied die ordentlichen Beiträge 
entrichtet hat, und der „snvalidenfonds fol gleichzeitig eine Invaliditätsrente 
leijten, die für junge und alte Mitglieder unverändert gleich bleibt. Auf 
diefe Art dient man zugleich der Gerechtigkeit und der Kameradschaft, denn man 
gibt den älteren Mitgliedern höhere Leibrenten, hilft aber gleichzeitig durch bie 
fonftante Snvalidenrente den unglüclihen Genoffen auf, die durh Scidjals- 
Ihläge frühzeitig invalid werden und die höhere Leibrente nicht errreichen fönnen. 

Eine jolde Kombination ift auf das Lebhafteite zu befürworten, denn fie 
hat fi bei den jchon erwähnten Anjtalten auf das Vorzüglichite bewährt. 
Würde man eine bloße NRentenanftalt ins Leben rufen, jo würden die Bezüge 
bei vorzeitiger Invalidität erfchredend gering ausfallen und feine nennenswerthe 
Hilfe bieten; und wollte man eine reine Penfionsanftalt jchaffen, jo würden 
beim Mangel aller Erfahrungen über die Invaliditätsverhältniffe von Schrift: 
jtellern außerordentlihe Schwankungen in den Bezügen eintreten müfjen, die 
unter Umjtänden auf das Bitterfte empfunden werden würden. 


Die Wartezeit, welche feine derartige Anftalt entbehren kann, ift voll: 
fommen ausreichend auf 10 Jahre feitgefegt worden. Sn diefer Zeit fammelt 
die Anftalt ihre erften Kapitalien an und fommt fo in den Befiß der Kräfte, 
weldhe den in Ausfiht geftellten Leiftungen den nöthigen NRücdhalt geben. 
Was aber von den allereritien Mitglieder nothwendig gefordert werden muß, 
werden jpäter eintretende nur gerecht und billig finden fönnen. Aus diejen 
Grunde it auch eine 5Sjährige Wartezeit zu wiederholen, wenn ein Mitglied 
aus niederer Klafje in eine höhere tritt. Denn fonft fönnte der gar nicht une 
wahrjcheinlihe Fal eintreten, daß ale Mitglieder beim Eintritt die niedrigfte 
Klafje wählen und erft, wenn fie binnen fürzefter Frift die Arbeitsunfähigteit 
herannahen fühlen, Aufnahme in die böchite Klafje fuchen. Das würde einen 
argen Mißitand geben, dem die Kaffe auf die Länge der Zeit nicht gewachlen wäre. 

Tehnifhe Bilanzen, welche den Renten: und Invalidenfonds umfafjen 
jollen, fieht der Entwurf alle 3 Jahre vor, was als vollfommen hinreichend, 
aber auch als unerläßlih zu gelten hat. Denn eine vereinzelte technifche 
Bilanz, wie forgfam und umfichtig fie auch angelegt fein mag, giebt immer 
nur ein Augenblidsbild und erft mehrere in regelmäßigen Zeitabjchnitten ange- 
ftellte technische Unterfuhungen geben zuverläffigen Anhalt, ob die finanziellen 
Verhältniffe in aufs oder abiteigender Linie fich bewegen. 

Sch glaube im Borftehenden an den hervorftechendften Punkten des Ent: 
mwurfs gezeigt zu haben, daß er die volle Gewähr in fih trägt, Nechte und 





Pflichten der Mitglieder fowohl nad Seite der Sicherheit als nad I 

Gerechtigkeit in der beiten Weile zu regeln. Daffelbe zeigt fih aber uhin 
allen untergeordneten Einzelheiten und man darf daher von diefem Entwurfe 
nach beftem Willen und Gewiljen jagen, daß er vorzüglich geeignet ill, 
die Grundlage für eine lebensfräftige Nenten- und Benfions 
anftalt deutjcer Sournaliften und Schriftfteller zu bilden. 

Möge diejer Anftalt die thätige Theilnahme der deutjchen Shhriftiteller: 

welt und Gottes reicher Segen bejchieden fein! 


Zeipzig, 11. März 189. | 
| Dr. Wolf, 


vereibdeter Sachverjtändiger für da Rehnungd- 
mwejen in Verficherungsangelegenheiten beim 
‚Königlichen Amtsgericht zu Leipzig. 








Begründung. 


Wie bereits einleitend bemerkt wurde, Eonnten die Verfafjer der Vorlage e3 
nicht als ihre Aufgabe anjehen, ein für ewige Zeiten paffennes Gefeß für die 
zu begründende Vereinigung aufzuftellen, fondern fie mußten darauf bedacht fein, 
eine den jegigen Bebürfnifjen entiprechende fihere Grundlage zu Ihaffen, 
auf welcher fih der fpätere Ausbau den Wünfhen und Bebürfniffen der 
Mitglieder entiprehend, vollziehen fünne. Diefem naturgemäßen Entwicel- 
ungsgange vorzugreifen, jchien um jo weniger rvatbjam, als fich weder 
vorherjehen ließ, wie hoch fich annähernd die Zahl der Mitglieder belaufen, 
noch aus welchen Gruppen der literarijchen Welt fie vorzugsweife fih jammeln 
wird, mithin die wichtigiten Thatumftände für die Geftaltung der ganzen An: 
ftalt no vollkommen unbefannt waren, und namentlich auch die Einnahme: 
quellen, aus denen das Anftaltsvermögen hauptfächlich gefpeilt werden fol, 


aus maheliegenden Gründen nur nah einer Richtung hin feftgelegt werden 


fonnten, nämlich bezüglich der eigenen Beiträge der Mitglieder. So wurde 
denn alles irgendwie Entbehrlihe aus dem erften Entwurfe geftrichen und die 
Enticheidung einer Neihe von eingreifenden Fragen, wie die der weiten oder 
engen Begrenzung der Aufnahmeberechtigung, der theilweien Entfehädigung der 
Vorjtandsmitglieder, der Beftimmung der Anftaltsorgane, vor allem andern aber 
der bejonderen Einnahmequellen fowie der Fürforge für die Hinterbliebenen, 
der Zukunft überlaffer. Nachdem ohnehin eine zehnjährige Wartezeit für den 
KRuhegehaltsbezug vorgefehen ift, aljo annähernd ein volles Zahrzegnt vergangen 
jein muß, ehe die Anftalt für eine nennenswerthe Anzahl von Nuhegehalts- 
empfängern in Wirkjamkeit zu treten vermag, jo ift auch vollfonmen Zeit 
gegeben, um den Ausbau der Satungen nah den angegebenen Richtungen hin - 
in aller Ruhe zu vollziehen und zugleich überall da die beffernde Hand anzu: 
legen, wo die Berfaffer mit ihren Vorfchlägen nit das Richtige getroffen 
haben jollten. 

Die VBorfrage, weldhe an den vorbereitenden Ausjchuß herantrat, war 
die, ob man ein jelbftftändiges Unternehmen jchaffen oder den An: 
ihluß an eine beftehende Anftalt vorziehen follte? Es fehien unbedingt 
gerathen, jih für Erjteres zu entfcheiden. Eine Reihe von Berufszweigen, 
die ähnlihe Anftalten für ihre Angehörigen in’s Leben riefen, wie 3. B. 


 2ehrerinnen und Erzieherinnen, Schaufpieler und Mufiker, haben mit größtem 








Erfolge fih ganz auf eigene Füße geltellt, während umgekehrt der im Sabre 1877 n 


verjuhte Anjhluß einer deutfchen Schriftitellerpenfionsfafje an die Vaterländifche 


Lebensverficherungsgefellihaft in Elberfeld einen unzweifelhaften Mißerfolg 


hatte. Ausichlaggebend mußten aber zwei Erwägungen fein, die Koften-: 


erjparniß auf der einen und die in Ausficht ftehende Hebung des 


ganzen Standes auf der andern Seite. Die großen Verficherungsaftien- 
gejelljchaften, melde bei der Angliederung allein in Frage fämen, arbeiten 
Jänmtlich mit einem theuren Verwaltungsapparat, der in jedem Falle einen 
anjehnlihen Bruchtheil der gefammten Einnahmen verihlingt. Es mag dies 
bei Anitellung eines hochbezahlten anjehnfichen Dermwaltungsförpers, insbejon- 
dere aber bei den hohen Summen, welche die Provifionen von Haupt: und 
Unteragenten erheifchen, unvermeidlich fein, für unfere Zwede fhien es aber 
durhaus geboten, von dem günftigen Umftande Nugen zu ziehen, daß fi) ganz 
gewiß eine große Anzahl von Perfonen finden wird, die eg ih zur Ehre an- 
rechnet, die Gefchäfte der Anftalt unentgeltlich zu beforgen, namentlich aber 
alles vollfommen überflüifig zu machen, was dem foitjpieligen Agentenapparat 
ber Gefelligaften entipricht. Diejes Eingreifen der Mitglieder jelbjt hat aber 
zugleich noch den weiteren, umnvergleichlich höheren Nuten, daß damit ein praf: 
tijches Arbeitsfeld erften Nanges zur Förderung der eigenen Standesintereffen 
gegeben it, und auf diefe Weife in der Penfionsanftalt zugleich Die materielle 


Grundlage zur endlichen Durchführung der jo lange vergebens angejtrebten 


Einigung des gefammten deutjhen Schriftftellerftandes ! De 
Bon diefen Gefichtspunften ausgehend, wurde die Vorlage fo, wie fie jet 
üt, feltgefeßt, zum Theile nach Maßgabe von Kompromiffen zwifchen den ih 
bei einzelnen Fragen diametral gegenüberftehenden Meinungen. Nachdem «8 
indefjen gelungen , Ihließlih für alle ftrittigen Fragen eine Fajlung zu finden, 
welche die einftimmige Annahme der jeßigen Vorlage durch die betheiligten 
Ausihüffe ermöglichte, eriheint auch die Annahme gerechtfertigt, daß Diefelbe 
im Großen und Ganzen zwedertiprechend ausfiel und fowohl nad) ihrer ver: 
fiherungstechnifchen Grundlage wie nach ihrem höheren Standeszwede in der 
Praris fich bersähren wird. | | | 


18 


sm erften Abjchnitt find die Vejtimmungen über Namen und Siß der 
Anjtalt, deren rechtlichen Charakter und die Anjtaltszwede zujammengefaßt. 


as zunähft den Namen angeht, fo ift es nicht gelungen, ein pafjendes 
deutfches Wort für „Benlionsanftalt“ ausfindig zu machen. Namentlich erfchien 
das vorgefchlagene: „U erjorgungsanftalt“ theilö zu weitgehend, theils auch 
anitößig, weil man in vielen Gegenden wenigitens fich unter einer „Verforgungs- 
anftalt”" nur ein Armenhaus vorftellen kann. Das Wort „ubegehaltsanitalt“ 
wäre vielleicht die einfachite Verdeutihung, wenn um jeden Preis das Fremd- 
wort vermieden werden fol. Den Verfaffern war es weniger um den Namen, 


der nur Schall und. Rau ift, als um die Sade zu thun. Es erjchien daher e* 
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au ein müßiger Streit, ob die Schriftiteller. den Zournaliften im Namen vorauf- 

gejtellt werben oder ihnen nachfolgen jollen. Ausichlaggebend war die Erwägung, daß 
fih die deutjchen literarifchen Vereine wohl ausnahmslos „ournaliltenz und 
Schriftftellervereine” nennen, ebenfo der „Sournaliftene und Schriftitellertag” 
es ift, auf dem im Suli d8. 3s. die Begründung der Anftalt vollzogen 
werden jJol. | 

Kein Zweifel deftand darüber, daß die Form eines anerfanınten 
Vereins nah dem bayerijchen Gejege vom 19. April 1869 die geeignetite 
wäre. Cs gibt fein Reiche: und fein deutfches Landesgefeß, nach dem fich die 
Korporationzrehte jo bequem und jo fiher erreichen laffen, wie nad 
dem genannten Gejege, nach deijen Beftimmungen auch Thon mehrfach Penfiong- 
anftalten mit Erfolg ihre Sagungen eingerichtet haben, 3. B. die „Bavaria“ 
in Münden. Damit war zugleid aub München al® Sig der Anitalt 
gegeben, eine Ortswahl, für die auch andere Zwecmäßigfeitsgründe Iprechen, 
die hier nicht weiter erörtert zu werden brauchen, nachdem gerade von Der: 
jenigen Stadt aus, die im deutjchen Neiche den erften Anjpruch darauf hätte, 
Siß diefer Anftalt zu werden, von der Neich&hauptftadt aljo, fich bisher noch alle 
Etimmen für die Verlegung nah München ausgeiprohen haben, und ein Wett: 
bewerb um die außerordentlich hohe Arbeitslaft, die mit dem ganzen Unter: 
nehmen fortgejeßt verbunden fein wird, ruhig abgewartet werden fann. 

Die Anftalt fol in erfter Linie einen Nubhegehalt für die einzelnen 
Mitglieder gewähren, und die Fürforge für die Hinterbliebenen 
erft dann in Angriff nehmen, wenn völlig ausreichende Mittel für den Haupt> 
zwed zur Verfügung ftehen. Es fei an diefer Stelle nur bemerkt, daß zwei 
völlig verschiedene PVerficherungszwede, einmal die einer Leibrentenver- 
Jfiderung vom Tage der Invalidität oder des vollendeten 60. Lebensjahres, 
und fodann die Verjiherung eines Kapitals für den Todesfall, 
nicht verquidt werden fönnen, weil nämlich eine fichere, rechneriiche Grundlage 
für einen derartigen Proteus zu fhaffen einfach nicht angeht und die Ber 
fiherten leicht in ihren Hoffnungen betrogen werden Fönuten. Es erichien 
daher ralhfam, mit dem ferner liegenden, mejentlih höhere Mittel 
beanjpruchenden Zmwece der Hinterbliebenenverforgung einen günftigen Zeitpunkt 
abzuwarten und zu dem Behufe dieje Anftalt möglichit zu Fräftigen. Die Er> 
fahrung bat übrigens gelehrt, daß, fo laut die Rufe nach der Fürforge für Die 
Hinterbliebenen im Anfange auch zu ertönen pflegen, die Zahl derer, welche 
ernftlih gemwillt find, die entfprechenden hohen Opfer zu bringen, doch nicht allzu 
groß zu fein pflegt. So war e3 bei Begründung der deutjhen Bühnen 
genofjenfhaft, die mit etwa 8000 Mitgliedern ins Leben trat und Doc 
ichließlich nur — 120 Verficherte für die Hinterbliebenenverficherung aufzumweifen 
bat, obgleich man deren Snslebentreten ftürmijch verlangt hatte! Dieje geringe Ziffer 
erklärt fih aus der Thatfache, daß die Fürforge für die Hinterbliebenen, wenn 
fie auf diefen Namen irgendwie begründete Anfprüche machen will, allermin= 
dejtens mit doppelt jo hohen Beiträgen rechnen muß, als fie die eigene Pen: 
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fionirung erheifcht, in Folge deffen für bie Mehrzahl | einfach unericwinglih i | 
- wird, andererjeits daraus, daß ein großer Theil der Mitglieder entweder gar nicht 
verheirathet ift oder feine Kinder bereits verforgt hat. Es darf gewiß auch nit 


überjehen werden, daß ein ganz hübiches Stüd „Fürforge für die Hinterbliebenen” 


Schon in dem Umftande liegt, daß der Ernährer einer Familie für den Reit feines 


Lebens dafür Vorjorge trifft, daß nicht Schulden gemacht werden müfjen, wie in den 
meiften Familien der minder glücklich fituirten Klafjen, wo für die abnehmende 
Ermwerbsfähigfeit des Familienoberhaupts feine Benfion den Ausgleich jchafft. 


En Für das dringendfte Bedürfniß beim Tode des Familienoberhaupts wird aber 


” dur die Sterbefajfe gejorgt, weldhe unverzüglich in Angriff genommen und 
laut $ 2 fogleich mit der PBenlionsanfialt verbunden wird. Für diejelbe haben 
 befondere Sagungen als Anhang der vorftehenden zur Ausgabe zu gelangen. 


I. 
Mitglienichaft. 


Keine Frage hat wohl größere Schwierigkeiten verurjacht, als die der. 


 Mitgliedfchaft. Und warım? Weil es galt, diametral gegenüberftehenden Auf: 


 fafjungen gerecht zu werden. Dieje Meinungen waren in ber Sauptfache, 
folgende: 


a) Es dürften ausichlieglih Schriftfteller und Sontrtaliften aufgenommen 
werden, welche dies ihrem Berufe nach find und von diefer Thätigfeit allein 


oder doch vorzugsmweile ihren Lebensunterhalt ziehen, und 


b) e8 müfje, um eine lebensfähige Anftalt zu gründen, eine möglichft 
breite Bafis geichaffen werden, jo daß nicht nur alle Schriftiteller und Sour: 
nalilten ohne Unterfchied, jondern namentlih auch Verleger, Beamte eines 


Berlages oder einer Kedaktion, jomwie zur Literatur und Prefje in fördernder 


Beziehung ftehende Perjonen in der Anftalt Aufnahme finden Fönnten. 

N Für erftere Meinung wurde geltend gemacht, daß gerade durd) das Be: 
ftehen einer gewilfen Art von „Aud:Schriftftelern” und „Auch-Sournaliften“ 

ein Krebsjchaden vorliege, indem dieje als Nebenbejchäftigung publiziitifch Thätigen 


dem eigentlichen Ermwerbe mit der Weber die Nahrung entzögen und die Lebens: 
haltung der Schriftfteller herunterdrüdten. Außerdem fei die Anftalt weit 
weniger auf die Beiträge der Mitglieder, al® auf die außerordentlihen Zu: 


mwendungen und jonjtigen Einnahmen, die der Breffe ala folcher zuflöffen, bafirt 
und daher durch Zulafjung von Berfonen, welche nicht von Beruf Schriftfteller 
oder Sournaliiten jeien, eine Schmälerung der Einnahmen der allein Berechtigten 
gegeben. Enolich) werde die Anftalt ihrem ideellen Awede nicht mehr entipreden, 
den Mittelpunkt zur Hebung der gefammten Standesintereffen abzugeben, wenn 
fie nicht ausjchließlih den Standesgehörigen im engften Sinne diejfes Wortes 
vorbehalten bliebe. 
| Gegen dieje Auffafjung jchien aber eine Reihe von Gegengründen zu |predhen: 
1. Es mußte gerechte Bedenken erregen, die Saßungen einer für deutjche 


Schriftjteller bejtimmten Anjtalt herauszugeben, in der 3. B. ein Goethe, 
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der befanntlich Herzogl. Tachfen-weimarifcher Minifter war, ein Schiffer, dev 
Vrofeffor war, und ein Lejfing, der einen Bibliothefarpoften inne hatte, feine 
Aufnahme hätten finden Fönnen, und die von den jet Lebenden Männer wie 


. B. Helmhols, Virhomw, Brentano, v. Wildenbrud und Wichert von der | 


Theilnahme ausschließen würde. 

3. Das Statut vom Jahre 1877, das doch auch gewiß aus einer jorge 
fältigen Erwägung der Verhältniffe hervorgegangen ift, läßt einfach „deutihe 
Scähriftfteller* zu, ohne die ftrengen Merkmale der Berufs: und Gemerbamäßig: 
feit daran zu fnüpfen. | 

3. Dur) die Penfionsanftalt allein läßt fich die joziale Frage des Schrift: 
ftelleritandes noch nicht Löfen, vielmehr müffen die meiften Mißftände für die 
eigentlichen Berufsorganijationen vorbehalten werden. Be 

4, Wenn auch Mitglieder, ohne felbft Berufefchriftiteller oder Berufas 
journaliften zu fein, an den Wohlthaten der Anftalten theilnehmen, jo zahlen 
fie doch nicht nur mit, jondern fie müfjen auch für ihren Theil an der Herbei= 


führung von außerordentlichen Einnahmen mitwirken. Gerade dieje Elemente 


haben fi in den Lofalvereinen vielfach fehr gut bemährt und meift den Kaflen 
derjelben Beiträge geleiftet, ohne ihrerfeits Anfprüche auf diejelben zu erheben. 
5. Diejelben Elemente haben auch den örtlichen Vereinigungen, wie z. B. dem. 
Frankfurter, Breslauer oder Münchener Zournaliftene und Schriftiteller-Vereine, 
den Charakter als Berufsvereine nicht beeinträchtigt, Jondern Direft zur Kräftigung 
diefer Organifationen und damit jedenfalls indirekt au zur Hebung des Ein: / 

Huffes und Anfehens des gejammten Standes beigetragen. Ä 
6. Die Organifation der fatholifchen Breffe, wie jte der „uguftinus: 


Nerein" in Köln darftellt, umfaßt außer den Redakteuren und Mitarbeitern A 


mit der Feder auch die Verleger und Nedakftionsbeamten. Cs erihien zum 
mindeften umpolitifh, eine große, viele Hunderte von Perjonen umfafjende ©es 
meinfhaft von Berufsgenofjen, die ihre Geneigtheit zum Anichluffe duch ein 
Mitglied des Ausschufles jelbft hatte erklären laffen, von vorneherein auszus 
schließen, ohne wenigftens den Verfuch zu machen, für diejelbe in disfen Sabungen 
Kaum zu Schaffen. 
Aus der Abwägung diefer beiden Standpunkte it der Text des 8 3 der 

PBorlage entitanden. | 

-&3 beftand fein Zweifel darüber, daß Frauen, die mit der Feder thätig 
find, innerhalb diefer Sagungen vollfommen gleiche Nechte und Pflichten haben 
Sollen wie Männer; daß nur ehreuhafte Standesangehörige, feine Nevolver: 
Sournaliften u. dgl. Aufnahme finden dürfen, und daß Spurnaliften und Schrift: 
fteller, die zugleich Verleger find, dadurd ihr Necht zur BZulafjung zu Diejer 
Anftalt nicht verlieren dürfen. | 

 Endlih war man fi) darüber im Klaren, daß die zuleßt gewählte Faljung 
der Entwicklung in feiner Weife vorgreift, mithin ihon der Gründungs: 
verfammlung es ermöglicht, dem erftgewählten Berwaltungsausfehuffe die Richt: 
H nur bezüglich der Aufnahme der Mitglieder ganz Far vorzufchreiben, und 
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authentisch zu erklären, von welcher Gattung von Perfonen diefe erfte Haupt: 
verfammlung angenommen wiljen will, daß durch fie „eine Förderung der Anz 
Htaltszwede" zu gemwärtigen jteht. 

Die vorgefchlagene Faffung würde alfo von jedem Standpunkte aus gut: 
geheißen werden Fönneıt. 

Zu erwähnen bliebe noch, daß der urjprünglide Entwurf die unfın der 
vorliegenden Schwierigfeit in der Weife verfucht hatte, daß er nur die Berufs- 
Schriftfteller und Berufsjournaliften als ordentlihe Mitglieder betrachtet willen 

wollte, während alle anderen Gruppen als außerordentlihe Mit: 
glieder ohne aktives Wahlrecht gedaht waren. Der Ausfhuß glaubte 


fh indeffen auf den Standpunkt der gleichen Nehte und gleichen Pflichten 


fielen zu Sollen, mweßhalb nur die eine a von aktiven Mitgliedern 
gejchaffen wurde. | 

Die Altersgrenze wurde, verfältmißmäßig ehr hoch, auf dag 50. Leben 
jahr angejegt, indem erfahrungsgemäß zur Literatur und Preffe ein großer 
Bructheil erft im höheren Lebensalter ‚Übertritt, Namentlich dürfte dies auf 
FSahichriftiteler zutreffen. Be 


SA, 

Bei der Fehr verjchiedenartigen wirthichaftlichen Drop der. Betheifigten 
Schien es unumgänglich, auc; verfchienene Beitragsklaffen zu jchaffen, wobei an: 
genommen wurde, daß in der Kegel Berfonen von einem geringeren Einfommen 
in die 1. Klaffe, Perfonen mit einem mittleren Einlommen in die 2. Klafe, 
Beffergeftellte in die 3. Klafje fih aufnehmen lafjen werden. 

Die vermögensrechtlihen Pflichten der Mitglieder beitehen 

1. in Zahlung eines Eintrittsgeldes von M 10.— für die 1., M 20.— 
für die 2. und M. 30.— für die 3. Alaffe; | 

2. in 2eiftung ordentlider Monatsbeiträge, die gemäß den bei anderen 
‚ähnlichen Anftalten üblichen und bewährten Süßen mit M. 2.50, M 5.— 
und M 10.— angemefjen beziffert fein dürften und Feinesfalls eine unerjchwing- 
liche Höhe haben; 

3. in der Garantie einer außerordentlihen Sahreseinnahme der An: 
ftalt aus Feten und ähnlichen VBeranftaltungen, wodurch eine außerordentliche 
Einnahme von jährlihd 10 M auf jeves am Jahresihluß vorhandene Mitglied 
für die Anjtalt erzielt wird. 

Obgleih im Nothfall eine Umlage ausgeichrieben werden ni um einen 
etwaigen Ausfall aus diefer Einnahmequelle zu deden, jo ift doch für die 
Mitglieder nur eine geringe Gefahr vorhanden, daß fie zu diejer Pflicht von 
Erxtraftenern herangezogen werden, wenn anders fie die Nothwendigfeit, auf 
dieje Weife fortgejegt Gelder aufzubringen, vollflommen begreifen und es dem= 
gemäß an einer energischen planmäßigen Thätigfeit dafür nicht fehlen laffen.. 

Der wenig zahlreihe Verein „Dresdener Preife” hatte in 7 Sahren eine 
Einnahme von AM 40,000 aus derartigen Veranftaltungen; der „Münchener 
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 Kournaliftene und Schriftiteller-Verein” erzielte vor einigen Jahren aus einem 
einzigen Seite einen Neinertrag von über M 11,000, endlich fand in Hamburg 
duch die Bühnengenoffenihaft ein großer Bazar ftatt, der.allein HM 70,000 
für die humanitären Zwede eintrug. Wenn die Männer der Prefje nur einiger: 
maßen zujammenhalten, können fie mit Leichtigkeit jährlih Qunderttaufende auf 
diefe Weije zufammenbringen und dadurch dem Snvalidenfonds eine glänzende 
Einnahme fihern. Bei der Bühnengenojenjchaft ift es Übrigens in 20 Jahren 
faum ein Mal vorgefommen, daß eine Umlage erhoben werden mußte, jo 
reichlih pflegte diefe Einnahmequelle zu fließen, der 3. B. aud eine lofale 
Bühnenpenfionsanftalt (Münchener „Theater am Gärtnerplaß*) den Lömwenantheil 
eines Vermögens von AM. 115,000 verdankt, das fie fih in zwei Jahren für 
ihre eigene Penfionsanftalt gefammelt hat. 

Außer den Beiträgen müffen Neueintretende, die älter als 30 Jahre find, 
TRahzahlungen leiften, wie dies den Nechnungsgrundlagen der Anjtalt ent: 
fpricht. Diejelben jollen indeffen auch ratenweife geleiftet werden fönnen, um 
den Eintritt jo viel als möglich zu erleichtern. Sollte ein Mitglied bei Eintritt 
feines Nuhegehaltsbezuges noch mit Nachzahlungen im Nüdftande fein, jo muß 
es fih gefallen laffen, daß ihm fo viele Raten des ganzen Ruhegehaltes ein: 
behalten werden, als die Nüdjtände nebft Zinfen ausmahen, d. h. daß es 
unter Umftänden erit einige Jahre jpäter in den Genuß feines Nuhegehaltes 
gelangt, was in Verbindung mit der hohen Zinsverpflichtung für Nüchtände 
wejentlih dazu beitragen dürfte, Seven zur möglihft pünktlihen Zahlung der 
Beiträge und Nachzahlungen anzufpornen. 


Die Nahzahlungen, jowie der jechsprozentige Zinsfuß für die Nüdjtände 


find nad den Rehnungsgrundlagen der Anftalt um deswillen eine Nothwendig- 
feit, weil einestheils die der Anftalt verloren gegangenen Zinjen, anderntheils 
der fogenannte Sterblihfeitsgewinn zu erfegen find. Von 100 Mitgliedern 
nämlich, die fih vor 10 Sahren verfichert haben würden, würden doch jo und 
jo viele geftorben fein, die ihre Einzahlungen gemwifjermaffen auf die Ueber: 
lebenden vererbt hätten. Wenn fih nun erft heute 100 Mitglieder mit zehn: 
jähriger Nachzahlung: verfichern, jo entgeht der Anftalt diejer Sterblichkeits- 
gewinn und er muß daher direft von den Neueintretenden erjebt werden. Nah 
Anficht des BVerficherungstechnifers Herren Dr. Wolf würde e& angehen, für 
die Geltungsdauer der Webergangsbeftimmungen ($ 40) auf die Nachzahl 
ungen wenigiten® theilweife zu verzichten, jedenfalls aber von einer jechsprozentigen 
Berzinfung der einzelnen Naten feit ihrer Fälligkeit abzufehen, weldhe Eintritts- 
erleichterung unter Umftänden noch vorgenommen werden Fann. 


85% 
Die Nehte der Mitglieder beftehen hauptfählih im aktiven und 
pajfiven Wahlrecht, jowie im Nuhegehaltsbezug. | 
Die Anftalt beruht auf den Grundfägen der Nentenverfiherung auf 
Gegenfeitigfeit in der Form, daß den Ueberlebenden die nicht bezogenen Nenten 


RE, 3 rt 
EN u Ta Te i 
PA Fr % a a u, dan x 





oder Beritorbenen. zuwachen. Dies gilt inhefen nur. . für ven einen om, 


beftandtheil des Ruhegehalts, der dem Leibrentenfonds entnommen wird, und 


nad Maßgabe der angehängten Tabelle ein Eonftanter bleibt, während zu 
diefem eriten Beltandtheil in jedem Falle noch ein zweiter tritt, die variable 
Snvalidenrente nämlih, die nach Maßgabe der vorhandenen Mittel für 
1—3 Jahre aus dem Invalivenfonds bewilligt wird. Es ift anzunehmen, 
‚ jedenfalls nad) den bei der Bühnengenofjenihaft gemachten Erfahrungen zu 
hoffen, daß diefer Zufhuß ein recht anfehnliher und unter Umftänden fich höher 
belaufen wird wie die eigentliche Leibrente, bejonders wenn der betreffende 
 Nuhegehaltsempfänger vorzeitig invalid wurde. Soweit hierzu im Einzelfalle 
ein dringender Anlaß vorliegt und vor allem auch die nöthigen Mittel vor- 
handen find, fann zu diefen beiden regelmäßigen Beftandtheilen des Ruhegehalts 


> noch ein außerordentlicher Zujhuß aus dem „subegehaltszujgußfondg” bin: 
 zutreten. 


63 erichien angebracht, jedem Mitglieb unterjchiedslos mit dem vollendeten 
60. Lebensjahre den Hafen des Nuhegehaltsbezugs zu eröffnen und den Nachweis 
‚der Invalidität nur für Jüngere zu verlangen. Es hat für Jeden etwas un- 
gemein Behagliches, wenn er weiß, daß ihm in feinen alten Tagen der tube: 
gehalt in jedem Falle ficher ift und er deshalb zweifellos feine 
 bejjere Sparanlage madhen fann, als wenn er in die Ben: 
 Sionsanftalt eintritt; wie fehon ausgeführt, forgt er auf diefe Weife 
unter Umftänden ziemlich ausgiebig für feine Hinterbliebenen, befonders wenn 


- ihm ein langes Leben bejchieden ift und er vielleicht Sahrzehntelang von den 


MWohlthaten der Anftalt Gebrauh madt. 

Die Wartezeit („Karenzzeit*) beruht auf verfiherungstechnifhen Grund: 
lagen. Durch diefelbe wird der Nachweis eines beftimmten Gejundheitszuftandes 
erübrigt. "Dadurch, daß die Nachzahlungen die Wartezeit auf 5 Jahre ab: 
fürzen, wenn mindeftens 5 Sahre Nachzahlungen geleiitet wurden, wird die 
unangenehme Nothmwendigfeit diefer Beitimmung für Die Meilten fiher jehr. 
viel annehmbarer gemacht. | 
| Der lebte Abjab des Paragraphen will es verhüten, daß die Anftalt nicht. 
etwa für die Gläubiger ihrer Mitglieder arbeitet, fondern daß. ihre Wohlthaten 
. nur den NRuhegehaltsempfängern jelbft zu Gute fommen. && find die Leiftungen 
der Anjtalt daher unpfändbar erklärt worden (res extra commereium). 
Während dieje Beitimmung aber ganz unzweifelhaft nach der Nihtung wirkfam 
wird, daß die Anftalt ausschließlich an den Berechtigten auszuzahlen hat und 
die allenfallfigen Anfprüche Dritter an fällige Ruhegehaltsraten nicht anerkennt, 
jo bleibt es leider zweifelhaft, wie weit Nuhegehälter vor Pfändungen gemäß 
der deutichen Zivilprozekordnung geihügt werden Eönnen. 

Der einjchlägige $ 749 lautet nämlich feinem ganzen Terte nad: 

Ss 749. Der Pfändung find nicht unterworfen: 

1. Der Arbeits- oder Dienftlohn nach den Beftimmungen des Neichsgelebes vom 

21. uni 1869. 

2. Die auf gejegliher VBorichrift beruhenden Atimentenforberungen, ET Ir 








” Ei de nafinbeh Ginfünfte, Bilde ein Schuldner aus Stiftungen oder font 
auf Grund der Fürforge und Freigebigfeit eines Dritten bezieht, infoweit der 
Schuldner zur Beftreitung des nothdürftigen Unterhaltes für fi, feine Che: 
frau und jeine noch unverforgten Kinder diefer Einkünfte bedarf. 

4. Die aus Kranken=, Hilfs oder Sterbefaffen, insbejondere aus Knappichafts- 
fafien und Kaffen der Knappichaftzvereine zu beziehenden Hebungen. 

-5. Der Sold und die Invalidenpenfion der Unteroffiziere und Soldaten. 

6. Das Dienfteinfommen der Militärperfonen, welche zu einem Mobiltruppentheile 
oder zur Befagung eines in Dienft geftellten Kriegsfahrzeuges gehören. 

7. Die Benfionen der Wittwen und Waifen und die denjelben aus MWittwen- und 
MWaifenkaffen zufommenden Beträge, die Erziehungsgelder und die Siludien- 
ftipendien, jomwie die Benfionen invalider Arbeiter. 

3. Das Dienfteinfommen der Offiziere, Militärärzte und Ded-Dffiziere, der Bes 
amten, der Geiftlichen und der Lehrer an öffentlichen Lehranftalten; die Benfton 
diefer Perfonen nach deren BVerfegung in einftweiligen oder dauernden ruhe 
ftand, fowie der nach ihrem Tode den Hinterbliebenen zu gewährende Gterbes 
oder Gnadengehalt. 

Wenn au fein Zweifel darüber befteht, daß die Leitungen der Pen: 

fionsanftalt unter Ziffer 3 infoferne fallen, ala fie fortlaufende Einkünfte find, 
die der Empfänger auf Grund der Fürjorge eines Dritten, nämlid der An: 
ftalt, bezieht, jo kann man do nicht verbürgen, daß auch das Gericht fich 
diefer Auffaffung anjchließt, und darum wird es fich empfehlen, die Biffer 7 
in’3 Auge zu faffen und eine Nenderung dahin anzuftreben, daß fie künftig lautet: 
Abi. 7. Die Penfionen der Wittwen und Waifen und die denjelben 
aus Wittwen: und Waifen-Kaffen zulommenden Bezüge, die Erziehungsgelder 
und die Studienftipendien, fowie die Alters: und Invalidenpenfionen der Arbeiter, 
Künftler, Bühnenangehörigen, Kaufleute, Sournaliften, Schriftfteller und fonjtigen 
Brivatperfonen. 

Es wird Aufgabe des Vorftands und Auffichtsrathe fein, eine derartige 
Henderung des Artifela 749 möglichft bald herbeizuführen, um die Nuhegehälter 
fiher unpfändbar zu machen. 


8 6. 

Die Beftimmungen bezüglich des Uebertritt3 von einer zur andern Klafje 
find fo jelbftverftändlich, daß fie wohl faum der Erläuterung bedürfen. Wichtig 
ift e&, diefen Webertritt zuzulafjen, weil fih die öfonomifche Lage einzelner Mit- 
glieder während der Dauer ihrer Mitgliedfhaft verichlechtern kann und durch 
diefe Beftimmungen 3. B. ein Mitglied, das feine Zahlungen eine Reihe von 
Sahren in IT. Klaffe leiftete, in die angenehme Lage kommen kann, ohne no 
einen Pfennig ferner zahlen zu miüfjen, bis zum Bezuge feines Nuhegehalts 
beitragsfrei in IL ev. in I. Klaffe der Anftalt anzugehören. Wer die Wechjel- 
fälle des Lebens fennt, wird die außerordentliche Bedeutung diejes Paragraphen 
»u würdigen wiffen. Umgefehrt ermöglicht der Uebertritt in die höhere Klafie 
dem in beffere Verhältniffe Geftiegenen auch, fich einen höheren Nuhegehalts: 
bezug zu fichern, umd fteht es zu wünjchen, daß alle anfänglic in nievere Klaffen 

a fh Bl Da ie in die höchfte Klaffe SUlIORLndeN mögen! 
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Es erfihien indeffen nothwendig, für den Bezug des Invalidenzufchuffes nad 
ber höheren Kaffe nochmals eine fünfjährige Wartezeit einzuführen, um e8 zu 
 verhüten, daß nicht etwa Webertritte in höhere Klafjen exit Turz vor Eintritt 
der thatfächlichen Invalidität gemacht werden, was die Anftaltzintereffen weiente 
(ih beeinträchtigen würde. 


SR | 

Die Aufnahme der Mitglieder fol ftets dur den Vorftand 
erfolgen und bei Berfonen, die nicht zweifellos Schriftiteller oder Sournaliften find, 
an die Zuftimmung des Auffichtsraths gebunden fein. Auf diefe Weife wird 
erreicht, daß die Grundfäge, nach denen bei dev Aufnahme und Ablehnung verfahren 
wird, einheitliche find, und auch die Begriffe „Scriftfteller” und „Sournalift‘ 
im Sinne diefer Sabungen ihre unzmeideutige Feltltellung finden. In ber 
 PBraris werden hierüber nur jelten Zweifel betehen, zumal ja jedem Aufnahme: 
 Iuftigen der Nachweis obliegt, in welcher Weife er jelbit als „giterat” angejehen 
wißfen will. Da die Anmeldung mit Ausnahme derjenigen Fälle, wo fein Drts= 
ausfchuß vorhanden ift, durch Vegteren erfolgen muß (8 12 Abf. 1), jo ift in der 
Kegel bis zu einem gemiffen Maße jchon hierdurch Vorjorge getroffen, daß 
Verfonen, die nicht in die Anftalt gehören, überhaupt nicht zur Anmeldung 
gelangen, und wird die Unannehmlichkeit einer Ablehnung hoffentlid nur jelten 
einzutreten haben. 

Der Aufzunehmende muß einen‘ Anmeldebogen ausfüllen, worin er Die | 
 Sabungen als für ihn verbindlich anerkennt, und fich außer über feine literarijchen 
Qualitäten, über fein Alter und in Zweifelfälen au über jeine Unbes 
Scholtenheit ausweifen. Bon einem Gefundheitsattefte haben die Verfafler | 
dagegen Abftand nehmen zu jollen geglaubt. Die Beicheinigungen über Ge: 
jundheit und Krankheit find in der Negel von einem zweifelhaften MWertbe, 
befonders dann, wenn wie bier die Mitglieder im Sn= und Auslande zerftreut 
leben und der Vorftand abfolut nicht in der Lage ift, die Ausiteller diejer 
 Beugniffe zu würdigen. UWebrigens ift das Gefundheitszeugniß auch völlig ent= 
behrlih, da zur Verhütung des Eintretens bereits Direlt ea Glemente ja 
die Wartezeit vorgejehen ift. 

Die Mitglievihaft beginnt am erften Tage desjenigen Monats, in dem 
die Aufnahmeirkunde ausgeitellt wurde. Borauzjegung ift die erfolgte Zahlung 
des Eintrittsgeldes, des erften Monatsbeitrags und der Nachzahlungen ($ 4 
Abi. 4), Toferne feine Stundung der lebteren gewährt wurde. 5 

Die Ablehnung kann mit und ohne Angabe von Gründen erfolgen. In 
beiden Fällen fteht dem Abgewiefenen frei, binnen drei Monaten an den Auflichts- 
vath Berufung einzulegen, der dann endgiltig über die Aufnahme entjcheidet. 


8 8. 
Die Mitgliedfchaft kann durch freiwilligen Austritt jeder Zeit ihr 
Ende finden. Der Austretende verliert damit feine Einzahlungen und alle 
lonftigen Anfprüche an das Anftaltsvermögen. Im Falle er den Wiedereintritt 
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Kahl, wird er de neu eindirlenon Witgfieh behanbett, doch wird von node- 
maliger Zahlung eines Eintrittsgeldes Abftand genommen werden fünnen. So 
jtreng Ddieje Beftimmung zu jein jcheint, jo nothmwendig ilt fie bei dem etwas 
neroöfen Charakter zahlreicher Angehöriger unjeres Standes. Wer einmal 
Mitglied it, Soll es lebenzlänglich bleiben, auch wenn ihm vielleicht diefe oder 


jene Anoronung des Vorftands verfehlt erjcheinen folte, Ein jeder muß feine Ni 


eigene Perjon unter das große Ganze freiwillig unterordnen, wenn das 
- Ichwierige Werk wirklich erfolgreich durchgeführt werden foll! 

Mer in die traurige Lage fommt, vor Ablauf der Wartezeit in. 
valid zu werden, thut am beiten, jeine Beiträge bis zum Ablauf der Warte: 
zeit fortzuzahlen und danach jeine Snvaliditätserflärung erft herbeiführen zu 
lafjen, weil er aladann mit verhältnißmäßig geringen Opfern in feinen regel- 
mäßigen Nubhegehaltsbezug eintreten fann. Diefes Verhalten wird den in Noth 
befindlichen Mitgliedern, die ihre Verpflichtungen gegen die Anftalt minbeftens | 
5 Jahre lang erfüllt haben, durch Einrichtung des Unterftügungsfonds (8 33) 
erleichtert, aus dem die Beiträge für diefe nothleidenden Mitglieder vorgefchoffen 
werden können. Sollte auch diefer Ausweg verfagen, jo muß der Betreffende 
allerdings jeine Smvalivitätserklärung nachjuchen und erhält in diefem Falle 
nah S 5 Abi. 4 feine ordentlichen Beiträge unverfürzt zurüd. Außerdem 
fönnen ihm in außerordentlichen Fällen nad) Maßgabe des $ 33 Abf. 3 no 
aus dem Unterftüßungenfonds Zumendungen gemacht werden. 

Beim Ausgefhloffenen handelt es fich um zwei Möglichkeiten: ent: 
weder erfolgte der Ausihluß auf Grund eines betrügerifhen Verhaltens 
zum Schaden der Anftalt, in welchem Falle er alle jeine Ansprüche verliert, 
oder auf rund des Nihtzahlens der Beiträge. 

Sn Ießterem Falle muB der Betreffende, dem es ja übrigens freigeftanden 
hätte, um Stundung jeiner Beiträge einzufommen oder deren vorfhußweise 
Leiftung aus dem Unterflüßungsfonds zu beantragen, zurähft in eine niedri- 
gere Beitragsflafje verjeßt werden, fofern dies überhaupt möglich ift. Aber 
auch wegen Nichtzahlens verlieren Ausgefchloffene ihre Anfprüche nicht, 
jondern erhalten eine ihren Einzahlungen entjprechende Nente aus dem. 
Leibrentenfonde. Freilih wird diefe Nente fehon aus dem Grunde von dem 
normalen Ruhegehalte fich jehr wefentlich unterfcheiden, weil die Zulhüffe aus 
dem snvalidenfonds — der variable Beftandtheil des Nuhegehalts — in Weg: 
jal fommen und von einer Zulage aus dem Nuhegehaltszufchußfonds 8 39) 
erft recht Feine Ntede fein Fann. ! 

Dem Ausgejchlofienen joll der NRehtsmweg abgefhnitten werben, 
weil jonft die Anftalt unter Umftänden in läftige Prozeffe verwickelt werden 
fönnte. Wer die Sagungen bei der Aufnahme unterfchreibt, verzichtet. dadurd) 
gegebenenfalls auch auf gerichtliche Vertretung feiner Anfprüde. Die Beftimmung 
dürfte bei diejer Anftalt, die nur für Standesgenofjen berechtigt if, und nur 
in fo jeltenen Fällen überhaupt ein Ausfehlußrecht hat, faum etwas Bedent- 
ee Ho, RB 
un 32 
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Die Ruhegehaltsempfänger. find mit diefem Paragraphen ols eine be- 
fondere Klafje passiver Mitglieder eingeführt, denen aber fein direkter 
. Einfluß auf die Gefchide der Anftalt mehr zufteht. Es erfchien hart, die Veteranen, 
die vielleicht Jahrzehnte lang mit ihrem Herzblut für die Anftalt gekämpft 
haben, vollfommen aus dem Anftaltsverbande Toszutrennen und fie lediglich 
formaljuriftifh als „Anftaltsgläubiger” zu behandeln. Unter Umfjtänden werden 
die Beteranen der Anftalt auch jehr gemwichtige Dienfte leiten fünnen. 3 
Ihien daher gerecht, ihnen fowohl den Siß in den Drtsverbänden wie in der 
Hauptverfammlung zu belafjen, und gewiljermaßen als Gegenleiftung dafür 
ihnen auch noch die Verpflichtung aufzuerlegen, in Höhe von M 10.— für 
jedes am Zahresichluffe vorhandene Mitglied für außerordentlihe Einnahmen 
im Sinne des $ 4 Abi. 6 aufzufommen. Aus der Natur diefer Verpflichtung, 
die jchon oben Elar gelegt wurde, ergibt fih, daß fie für die Betroffenen un: 
gemein wenig drüdend ift und im fchlimmften Falle zu einem geringfügigen 
Abzuge an dem Rubegehalt führen twird, während der Nugen diejer Beltimmung 


für die finanzielle Lage der ganzen Anftalt ein ziemlich großer if. Einen 


Stand von 1000 Nuhegehaltzempfängern angenommen, bedeutet dies 3. B. 
eine Mehreinnahme von jährlich AM 10.000 fir den Snvalidenfonds, für deren 
rihtigen Eingang nunmehr auch alle Veteranen perjönlich interefjirt find. 


8 10. 


zu epfeumitälienetn fönnen jowohl Mitglieder der Anftalt ala Gönner 


derjelben erwählt werden. Borausjegung find hervorragende Leiftungen um die 
Anftalt, die unter Umftänden auch rein finanzieller Natur fein fönnen. Andere 
Rechte als den Bel eines Diploms erwirbt das Ehrenmitglied nicht. 


II. 

Die Drganijation der Vereinigung ift in der Weile gedacht, daß die Mit: 
glieder in der Regel fih zu Ortsverbänden zufammenshließen jollen und 
die Behörden diefer Drtsverbände, die Ortsausfhüjje, die wichtigften 
VBerwaltungsaufgaben vollziehen. shnen liegt e3 ob, die, "Mitglieder jelbft zu 
organifiren, ihre Aufnahme zu begutachten, die Beiträge vun ihnen einzuziehen 
und an den Borjtand abzuliefern, die Anträge auf Snvaliditätserklärung zu 
begutachten und endlich — zuleßt der Neihe, aber nicht dem Nange nad — für die 
feftlichen VBeranftaltungen Sorge zu tragen, aus denen fi alljährlich mindeftens 
A. 10.— für jedes am Jahresihhluffe vorhandene Mitglied an außerordent- 
lichen Einnahmen für die Hauptfafje ergeben follen. 

Die Drtsausfhüfle find alfo die eigentliche Seele der ganzen Vereinigung, 

in ihnen lebt die Drganijation und von ihrem Eifer hängt in eriter Linie das 

Gedeihen der ganzen Anftalt ab. Auf diefe Weile wird Sicher der el 
Schriftitellerftand genau diejenige Benftonsanftalt haben, die er verdient; „‚n 


der verdient, ein Nuhg’halt zu erleben, der’s jährlich no. erobern, m ur ee N 
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2. könnte} man it, 1 sg ai biefe: größe Yufgabe der Ortsausschüffe den Dichter 
variiren! 

63 war die Meng der Berfaiter, daß die ziemlich zahlreichen deutfchen 
„‚ournaliftene und Schriftftellervereine, die im großen deutichen Spracdhgebiet 
zur Zeit bejtehen, als ‚‚Kartellvereine‘ in diefe Organifation Sämmtlich eintreten 
und die lebenskräftigften „Drtsverbände" abgeben jollten. Daher die Be: 
ftimmung des $ 11 Abf. 3. PVerfehlt wäre es gewefen, wenn die Anftalt fi} nicht 
jo weit als nur möglid auf die bejtehenden Vereine und Verbände hätte ftügen 
wollen, diefe zugleich dadurch Fräftigend, ftatt ihnen durch Snslebenrufen neuer 
Organijationen gewiffermaßen Konkurrenz zu machen. Die beftehenden Ber: 
einigungen Tönnen in der That ehr leicht die Aufgaben der Kartellvereine 
übernehmen, da fie hierzu nach jeder Richtung über die entfprechenden Kräfte 
verfügen ; insbejondere find fie es, die auch genügende Erfahrungen und Vers 
bindungen bejiten, um zwedgemäße Beranftaltungen zu Gunften der Pen: 
fionsanftalt alljährlih zu treffen. Wenn der richtige Geift zum Durchbruch) 
fommt, jo, wird ein reger Wetteifer zwijchen den einzelnen Drten entftehen, 
alljährlich das höchfte Erträgnif für die Anftalt abzuliefern, und diejer Kon: 
furrenzfampf wird fich dadurch vortheilhaftvon anderen unterfcheiden, daß er 
feinen Mitwirkenden beeinträchtigt, vielmehr fogar zum Vortheile des Unter: 
legenen ausfchlägt. 


gu 8 11 ift noch zu bemerken, daß ein direfter Zwang für die Mit: 
glieder, fich den Drtsverbänden anzufchliegen, nicht gut eingeführt werden konnte. 
Es fteht zu erwarten, daß die Mitglieder, jehon um ihr Wahlreht nicht ein- 
zubüßen, die Vereinigung in Drtsverbände ohne Weigerung vollziehen werden. 
Der Borftand hat jedenfalls die Mitglieder an den einzelnen Orten anzuhalten, 
mit Bildung von DOrtsausfhüllen vorzugehen und nöthigenfalls die Mitglieder 
von mehreren Drten zu einem Drtsausfhuß zufammenzufügen. Wo aber die 
Mitglieder jelbit fich nicht vereinigen wollen, wird es jchwer fein, fie zur Liebe 
zu zwingen. Man denke nur an Kleinere Orte, wo z.B. nur zwei Blätter beftehen, 
deren Schriftleiter fih häufig gerade fehr feindlich gegenüberftehen; wie jollte 
es da möglich jein, deren Zufammenjchluß in einen Verein herbeizuführen? 
Allerdings jteht zu hoffen, daß der gemeinfame Zwecd mildernd auf die Gegen: 
jäße wirken und wie auch jchon in den beftehenden Sournaliften= und Schrift: 
ftellervereinen Biele zufammenführen wird, die fich fonjt unnahbar gegenüber: 
Itanden. 

Die Zulafjung mehrerer Drtsverbände an einem Drte dürfte den derzeitigen 
Berhältnifien entiprehen. Möchte die Einigkeit in unferem Stande jo jchnelle 
und große Fortichritte machen, daß diefe Möglichkeit niemals eintritt, Fondern 
alle Mitglieder an einem Drte auch nur ein Verein zufammenhält! 


Zu 8 12. 
Da die Drtsausfhülle nur die ausführenden Organe des Borftands find, 
| u; 12 N 1) jo wird die Zeitfeßung einer Gejchäftsorbnung zwijchen ihnen 
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und dem Borftand Keinen een begegnen, mente ie Be ge 8; 


welche Einnahmen abzuliefern oder als örtlicher Nefervefonds etwa zurücizubes | ; 


halten jind, durch gegenfeitige billige Nückfihtnahme Teicht ihre Kegelung finden. 
Nöthigenfalls find Normatiobeftimmungen hierüber an der Hand der gewonnenen 
Erfahrungen aufzufegeıt. 


8 13 und 14. 


Der Borftand fol möglichft ungeftört in der Verwaltung arbeiten und 
fih daher nur alle 5 SZahre erneuern, wobei jedesmalige Wiederwahl zuläfftg 
it. Die Reihenfolge des Ausicheideng wird anfangs dur das Loos, fpäter 
dureh die Dauer der Dienftjahre geordnet. Da in der Regel niemals mehr 
als ein BVorftandsmitglied ausfcheidet, To läuft der ganze Berwaltungg: 
mehanismus ununterbrochen weiter und die Störungen find vermieden, Die 
eine plögliche Erneuerung des ganzen Vorftands öfters mit fich dringt. 

Borausgejegt ilt Hierbei, daß der Vorftand zur vollen Zufriedenheit der 
Mitglieder arbeitet und alljährlich feine Entlaftung durch die Hauptverfammlung 
bewilligt erhält, denn deren Verweigerung würde naturgemäß den Rüdtritt des 
‚gejammten Vorjtands zur Folge haben. Die Bereinigung hat es aljo ftets in 
der Hand, eine ihr nicht genehme Verwaltung von ihrem Bolten zu entfernen. 
| Dem Borftand obliegen fänmtliche Gefchäfte, die nicht ausdrüdlich andern 

Organen vorbehalten find. Seine Thätigfeit wird durch eine Gejhäftsordnung 
geregelt, die mit dem Auffichtsrath vereinbart it. Es hätte zu weit geführt, 
alle Gejchäfte des Vorftands in den ae jelbft aufzuführen. Diefelben 
ind namentlich die folgenden: 


| 1. Die Aufnahme neuer Mitglieder und die jährliche Einreichung des 
alphabetifh georoneten Mitgliederverzeichniffes beim Gericht. 


2. Die oberfte Leitung der fortgefegten Propaganda für Sl Der. 
Mitgliederzahl und der Abihluß von Kartellverträgen. 


3. Die Feltfeßung der Nuhegehälter, Leibrenten, Sterbegelder und Unter: 
übungen, fowie deren Anweilung an die Berechtigten. 


4, Die Verwaltung des gefammten Anftaltsvermögens und Die Eriliebung 
neuer Sinnahmequellen für. die Anftalt. 


d. Die monatlihe Einreichung des Kaffenberichtes und der Sikungs: 
protofolle an den Auffichtsrath. | 


6. Die Legung der Jahresrehnung, Aufftellung der Inventur und Bilanz, 
jowie die Einreichung derfelben an den Auffichtsrath. 


Mi 7. Die Herbeiführung einer periodifchen technifchen ln der Bernge: 
fähigkeit der Anftalt. ($ 31.) 


8. Die Anftellung der Beamten der Anftalt. 


9. Die Feitjeßung einer Gefhäftsordnung für den Borftand, die Beamten ; 


der Anftalt und für die Ortsausschüffe. | 
10. Die Feititellung der von den Kafjabeamten zu eitenben Birgfhatn. B 














11. Die Beihlußfaffung über Stundungsgejude der Beiträge von 
‚Mitgliedern, die nach mindeftens 5jähriger treuer Pflichterfüllung gegen Die 
Penftonsanftalt in eine außerordentliche Nothlage geriethen. | 
| Dana wird es den Voritandsmitgliedern an einer umfänglichen Arbeits- 
(aft niemals fehlen und es auch rechtfertigen, daß den am meiften in Anipruc 
genommenen Vorftandsmitgliedern für Beitverfäumniffe und Mühewaltung ent: 
iprechende Entf hädigungen ausgeworfeu werden. Sollte die Anftalt unter ihren 
Mitgliedern palfende Kräfte finden, die folde Dienfte ohne Entgeld übernehmen 
fönnen, jo fann natürlich auch diefer Betrag erjpart werden; dem entjpricht 
der Mortlaut des $ 17. | 


Bezüglich des Aufjihtsrathg ($ 15 und 16) ft lediglich zu bemerken, 
daß er ala jelbftftändige Körperichaft neben dem Vorftand zur Veberwadhung der 
Gejhäftsführung, jowie für die in den Sagungen erwähnten Berufungen als obere 
Anftanz vorgefehen ift. Die jegt vorgefehlagene Organijation beruht auf der natür: 
lichen Vorausfegung, daß die fämmtlichen zentralen Rerwaltungsorgane möglichft 
beieinander fich befinden. Es fteht aber auch nichts im Mege, den Auffichts- 
vath ganz oder theilweife 3. ®. nah Berlin zu verlegen und mit dem 
höhften Bertretungsförper des gejammten deutjhen „Jours 
naliften: und Schriftftellerftandes, der ja hoffentlich heuer nod ins 
Leben treten wird, zu identifiziven. In diefem Falle bedürfte es lediglich einer 
Abänderung des 8 15 in der Weife, dab die Zahl der Auffihtsrathamitglieder 
entfprechend vermehrt und etwa eine Abordnung des Auffichtsrathes zur Wahr: 
nehmung der fortlaufenden Gejhäfte in Münden ftändig beauftragt wird. 


Eh rl, 
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Hauptnerfammlung. 


Die 88 18—26 bedürfen kaum einer eingehenden Begründung. Sie 


(chnen fi) an die allgemein in derartigen Vereinigungen über Generalverfamm- 
Tungen üblihen Beftimmungen an, in $ 18 Abj. 3 an den Wortlaut des Gejehes. 

Die Hauptverfammlung Joll jedesmal im Sommergquartal an demjenigen 
Drte ftattfinden, wo der Sournaliftene und Schriftitellertag abgehalten wird. 
Die Vorbereitungen zu beiden find von dem am Tagungsorte beftehenden 
„Kartellvereine” gemeinfam vorzunehmen. 

Seder Ortsverband oder Kartellverein hat Das Recht, auf je 50 Mit 
glieder der Anftalt einen Abgeordneten zu entjenden, für den jedes Mal auf) 
gleich ein Stellvertreter erwählt werden joll. 

‚Die beglaubigte Ausfertigung des Wahlprotofolls ijt dem Borftand mit 
‚zutheilen und dem Gewählten eine beglaubigte Wahlbeftätigung als Mandat 

 mitzugeben. Es eridhien zwedmäßig, eine Stimmübertragung an andere Abge: 
ordnete zuzulaffen, jedoch feine Häufung der Stimmen über die Zahl von fünf 
hinaus, weil fonft bei jchwach befuchten Verfammlungen eine Terrorifirung duch 
Einzelne denkbar wäre. 
Die Beftimmungen des 8 22 und $ 24 find die des Gelebes. 
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Die ordentliche Hauptverfammlung ift an feine Befhluffähigkeitssiffer ger = 


bunden, während für außerordentliche Hauptverfammlungen es unerläfitg ericheint, a 


dagegen vorzubeugen, daß etiva wichtige Aenderungen der Sakungen nur von 
Bertretern einer Kleinen Minderheit der Mitglieder bejchloffen werden. Außer: 
ordentliche Hauptverfammlungen follen überhaupt nur ganz jelten zujammen: 


treten und in diefen wichtigen Ausnahmefällen wird es aud an den nöthigen 


Abgeoroneten zur Beihhlußfähigkeit nicht fehlen. 

Die Beftimmungen der $S 25 und 26 gehen von dem Gedanten aus, 
die Hauptverfammlung mit einer Weberhäufung mit Geichäften zu verjchonen 
and fie nur auf diejenigen Aufgaben zu bejhränten, die ihr im. jelbft 
zugemwiefen find. 


IV. 
Die Organifation der Kafie beruft auf einer rehnerifhen 
| Trennung der einheitlich verwalteten Anitaltsfonds. 
| Der Leibrentenfonds beruht ausfhließlih auf den Einzahlungen 
ber Mitglieder. Aus ihm fließt den Nuhegehaltsempfängern diejenige Leibvente 
su, die fünf Sechfteln der gemachten Einzahlungen an ordentlichen Beiträgen 
entipriht. An Stelle der ordentlichen Beiträge fann au Die einmalige 
Kapitalsabfindung treten, für die nach den Kechnungsgrundlagen der Anftalt 
die genauen Ziffern auszuredhnen und in einer bejonderen Tabelle ven Sabungen 
anzuhängen find. Sm diefen Fonds gehören auch fünf Sedjitel der jaBungs- 
 gemäßen Nachzahlungen. Für die Einrichtung desselben waren die bei allen 
Kentenanftalten gebräuchlichen Grundfäge maßgebend. | 


Sn den Snvalidenfondg fließt das lebte Sechltel der Ein: und Nade 
sahlungen, das die Vergürung des Berficherten an die Anftalt dafür vorftellt, daß er 
feine Rente auch in dem Falle beziehen ann, daß er vor Eintritt feines 60. Lebenz- 
jahres invalid wurde und daher auch mit Zahlung feiner Beiträge aufhört. 
Dem Snvalidenfonds fließen außerdem eine Reihe von anderen Einnahmen zu, 
um auf diefe Weife für den Auhegehaltsempfänger eine wejentlich höhere Rente 
zu ermögliden, als er aus feinen eigenen Einzahlungen allein jemals erhalten 
Tönnte. 

Fir Ausftattung des Refervefonds find die Eintrittsgelver beftimmt, 
auch wird e3 unerläßlich fein, einen Theil der VBermädhtniffe und Schanfungen, die 
der Anftalt zufallen, demfelben zu überweifen, um den Wirthichaftsgrundjäßen 
eines guten Hausvaters in jeder Beziehung zu entiprecen. 

Fir den Wohlthätigfeitsfonds endlich, der in $ 33 eingerichtet 
ift, müffen die Einnahmequellen exit gefchaffen werden, doch läßt fi erwarten, 
daß gerade diefer Fond der populärfte der ganzen Anjtalt werden wird, und 
daß ihm fogar die Mittel reichlich zufließen werden! Diejer Fonds, der nichts 
vom DVerficherungscharafter an fih hat, fondern rein humanitärer Natur ift, 
wird nur den wirklich Nothleidenden zu Gute fommen und wird berufen jein, 
Ichwere Leiden zu lindern, ohne dem Empfänger den Stachel mitzugeben, daß 
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er ein Almofen erhalten hat. In diefem Sinne wird auch die Prayis noth- 
wendig werden, niemals die Namen derjenigen, denen die Wohlthaten diejes 
Fonds zu Gute famen, Öffentlich zu nennen, fondern in den Berichten lediglich 
die bezahlten Beträge auszumeifen. Nur die Nevijoren müflen bei der Kaflen- 
prüfung die Duittungen und die Berechtigung zum Empfange prüfen. 

Die rechnerifche Trennung der vier Fonds bietet natürlich nicht Die ges 
vingfte Schwierigkeit; die beiden Hauptfonds jtehen injoferne no in einem 
näheren Zufammenhange, als fie zufammen den „Ruhegehaltsfonds“ bilden. 

Ror allem andern find aus den Einnahmen der Anftalt natürlich die Ver: 
waltungskoften zu entnehmen. Hiefür find bei Berechnung der angehängten 
Tabelle von vorneherein 4°], der ordentlichen Beiträge in Abrechnung gebracht. 
Ein etwaiger Mehrbedarf ift aus den verjchievenen außerordentlihen Einnahmen 
zu entnehmen. Exit nach Dedung der jämmtlichen Berwaltungskfoften fönnen 
Zumeifungen an die einzelnen Anftaltsfonds vorgenommen werden. 


Zu 8 30 ift zu bemerken, daß mit alleiniger Ausnahme des Falls des 
Ausschluffes eines Mitglieds wegen Nihtzahlung der Beiträge ($ 8 Ab. 3) 
niemals aus dem Leibrentenfonds allein, fondern aus dem Leibrenten- und Ins 
validenfonds der Ruhegehalt gewährt wird. Der Ruhegehalt fol fi aljo itet3 
aus dem feften Beftandtheile des $ 28 und dem variablen des S 29 zur 
fammenjeßen. 

Bei Berechnung des Invalidenzufchuffes aus S 29 wird ein Unterjchied 
bezüglich der Dauer der Mitgliedfhaft nicht gemacht, vielmehr die alljährlich 
vorhandene Summe nad Verhältniß der Zahlen 2, 3, 4 unter die Klafjen 1, 
2, 3 vertheilt. | | 

Nach dem Verhältniß der Leiftungen der 3 Klaffen an die Anftalt, müßte 
erhalten an jeder zuc Vertheilung gelangenden Keichamark: 

1. Rlaffe 0.142857, es erhält aber auf diefe Weife 1. Klafje 0.222222 
Ze aaaln , emiin. on „2. Klafje 0.333333 


Bella, un inknr 9. Blofje 0.444444 
1.000000 1.000000 


Pit anderen Worten, die in der höchften Klaffe Verficherten Eommen um 
etwa 41/5 I gegen die 2. Klaffe und nahezu 8 JS gegen die 1. Klaffe un: 
günftiger weg als bei einer Vertheilung nad Maßgabe der Leiftungen dev 
3 Rlaffen. Es beruht diefes Theilungsiyftem auf einen Kompromiß. 3 
fehlte nicht an Stimmen, die eine vollfommen gleihmäßige Auf: 
theilung des Snvalidenzufhuffes für wünjcenswerth hielten, in 
der Erwägung, daß Jeder möglihft nach feinen Kräften leiften und nach jeinen 
Bebürfniffen empfangen fol und für die Berechnung des Snvalidenzufchufles 
ja dorausfihlid nur zum geringften Theile die eigenen ordentlichen Beiträge 
und Nachzahlungen in Betracht fämen. Gegen diefen. Bertheilungsgrundjaß 
 fprach aber das jehr aemwichtige Interefje der Anftalt, die höheren Klafjen nicht 

jo ungünjtig zu behandeln, daß die Neigung, denfelben anzugehören, noth- 
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wendig darunter leiden ui C3 oihe daher das el für die 


dritte Klaffe von M 40 auf M 30 ermäßigt, und dürfte auf diefe Weile ein ü 


annehmbarer Ausgleih zwifchen den verfchiedenen Sntereffen gejchaffen fein. 


Die Invalidenzufhüffe follen in der Regel auf 1—3 Jahre bewilligt e 


werden, jedenfalls nie länger als bis zur nächften tehnifhen Bilanz ($ 31). 
Diefelbe hat die Bedeutung, daß die Nechnungsgrundlagen der Anitalt fortgejebt 
geprüft werden, um die Zahlungsfähigkeit der Anftalt und die jichere Erfüllung der 









wohlerworbenen Anfprüche der Ruhegehaltsempfänger außer jeden Zweifel zu n 


ftellen. Diefe technifche Prüfung fol fih auf alle Fonds der Anftalt eritreden 
und es namentlich auch bewirken, daß der „variable" Beitandtheil der Ruhe: 
gehälter in Wirklichkeit möglichft ebenfalls zu einem „Eonftanten“ werde, 
d.h. daß die gewährten Jnvalidenzufhüffe von vorneherein nit zu hoch und 
nicht zu niedrig bemeffen werden, feinenfalls aber verringert zu werden brauchen. 
Dies alljeitige Gefühl der Sicherheit, das durch Beftehen der Einrichtung des 
8 31 hervorgerufen wird, dürfte Mühe und Koften reichlich lohnen, die mit 
derartigen zeitraubenden Arbeiten unzertrennlich verbunden find. 

‚Sm Vebrigen wird die Siherung des Anftaltsvermögens (von 
der in $ 34 gehandelt wird) hauptfächlih in der Gefhäftsordnung liegen, 
die zwifchen Vorftand und Auflichtsrath zu vereinbaren ift. Aber jelbjtver- 
ftändlich werden biefür die Grundfäge gelten, daß 

1. nur Werthpapiere erften Nanges für die Anftaltsfonds herangezogen 
werden dürfen; 


2. daß diefelben einem der eriten Banfinftitute des Seide unter Ber 


obadhtung aller Vorfihtsmaßregeln in Verwahrung gegeben werden und nie: 
mals von einzelnen Berjonen abgehoben werden Fünnen; | 

3. daß die verfügbaren baaren Gelder niemals in der Handkafje der Anftalt 
aufbewahrt werden dürfen, jondern ftets in laufender Nechnung bei derjenigen 
Bank einbezahlt werden müfjen," welhe auh die Werthpapiere der Anftalt in 
Verwahrung hat. | 

Für jedes grobe Berfhulden würden Vorjtandse: und Auffihtsrathamitglieder 
Ihon fraft Gejebes perjönlich haftbar fein. Nöthigenfals ift von denjenigen 
 Berjonen, denen die Verfügung über die Anjtaltsgelder obliegt, entjprechende 
Sicherheitsleiftung zu verlangen. 


V. 

Die Erfhließung befonderer Einnahmequellen fteht mit Recht 
obenan bei diefem allgemeinen Theilefunferer Sagungen. Was für Einnahme: 
quellen fich noch für die Jechite Großmacht ergeben werden, entzieht fich jeder Bor: 
herfage. Im Ausihuß wurden folgende erörtert, eine Vejchlußfaflung indeljen 
hierüber aus Zwedmäßigfeitsgründen, namentlih auch wegen der Kürze der 
verfügbaren Zeit, noch vermieden: 


1. Einmalige und fortlaufende Zufhüffe der Verleger undjonftiger 


Freunde von Literatur und PBrejje. Laut einer Mittheilung in Nr. Ei x 
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a Deultaer Breffe” vom 17. onen 1889 beliefen fih Ichon damals 
die Zeifnungen deutfcher. Verleger für eine vom deutjchen Schriftiteller-Verband 
zu gründende Altersverforgungsanitalt für deutiche Schhriftiteller auf AM. 13,000. 
Sie würden natürlich ganz andere Summen erreichen, wenn die zum Beitritt 
Eingeladenen fchon vor der thatlächlich vollzogenen Anftaltsgründung ftehen würden. 
2. Einnahmen aus Lotterien, wie eine folhe 3. B. in Berlin, ebenfalls 

vom deutfchen Scähriftitellerverband, fchon jeit längerer Beit geplant ift. 

3. Einführung der Sitte, daß jeder Verfafler ein oder mehrere ‚Pflicht: 
eremplare” feiner Schriften der Anftalt zuweift, die dadurch für ihre 
Peranftaltungen ein werthvolles Material an die Hand befäme. 

4, Vorftelligwerden bei den gefeßgebenden Faktoren des deutjchen Neichs, 
daß die Strafen aus Prepdelikten der Anftalt zufließen, nach Analogie 
der Beftimmungen, die z. B. bei DVerftößen gegen das Verbot des Trud- 
ivitems beftehen. 

5. Einführung einer Rekfamenkuer, d. i. der freiwilligen Leiftungen 
Solcher, welhe die Preffe für ihre Zwede in Anfprud genommen haben, 
ohne für diefen Dienft den betreffenden Blättern eine direkte oder indirefte 
Entfhädigung zu Theil werden zu laffen — eine freiwillige Abgabe, welche 
von denen, die den hohen Werth einer redaktionellen Erwähnung ihrer Firma, 
Fabrifationsmethode, Prämitrung u |. w. u. |. w. zu würdigen wilfen, gerne 
gezahlt werden wird. 

Alle diefe möglichen Einnahmequellen und noch andere wurden im Aus: 
ichuffe beiprochen und fanden theils eine zuftimmende, theils eine ablehnende 
Aufnahme feitens der einzelnen Redner. Zur Einführung wird daher Feine 
diefer Einnahmequellen direft empfohlen, vielmehr bleibt es den berufenen 
Drganen der Anftalt zur gegebenen Zeit überlaffen, diejelben zu prüfen und 
das geeignet Erfcheinende durchzuführen. 

Der 8 36 will dem Gedanken Ausdrud geben, daß möglichit alle dem 
gleichen Zwede dienenden PBenftonsanftalten, Sterbefaflen u. j. mw. mit unferer 
Anftalt verfchmolzen werden follten. Beftehende Kafjen können dabei unbe: 
ichadet diefer Vereinigung ala örtlihe Zufhußfafjen ihre Somdereriftenz 
fortführen und ihren Mitgliedern die wohlerworbenen Nehte fichern. | 

Das Rehnungsjahr der Anftalt (8 37) erjchien zwedmähig auf 

- die Zeit vom 1. April bis 31. März verlegt, weil die ordentlichen Haupt: 
verfammlungen am pafjendften in den Monaten Juli bis September veranitaltet 
werden dürften. 

Es erfihien geboten, die Auflöfung der Anftalt ($ 39) foviel als 
möglich zu erjchweren umd zugleich dafür Sorge zu tragen, daß für diejen Fall 
die Rechte der Mitglieder beftens gewahrt bleiben. Die gemachten Vorjchläge 
Iprechen für fich felbit. 

Die Webergangsbeftimmungen ($ 40) dürften ausreichen, um das 

 Smelebentreten der Kaffe, wie es beabfihtigt ift, im Juli 1893 zu ermögs 
ir u nach an fol die Gründungsverfammlung nad) el 
DR VER ER ERIREN ; 


Annahme der Saßungen ‚gleich einen provif orif hen Ausfhuß wählen, a 
der die Anftalt thatfächli in’s Leben ruft und deren Gejchäfte bis zur erken 4 
ordentlihen Hauptverfammlung im Jahre 1894 leitet. Im erften Sahre wid 





e3 hauptfählich darauf anfommen, eine vecht Fräftige Propaganda zu entwideln a 
und eine möglichft große Anzahl von Mitgliedern zu gewinnen. Das dankbarfte 7 


Material hierfür werden offenbar die Rartellvereine abgeben, deren Mit: 
glieder in der Hebergangszeit ohne weitere Förmlichkeit Aufnahme finden 


jolten. Auch jchien es gerecht und Flug, für Ddiefe Zeit von der Alters 


grenze ganz abzusehen, d. h. die alten Herren, welche aufgenommen fein 


wollen, ohne Bedenken willfommen zu beißen. Freilich fann unter. Um 


-fländen eine ziemliche Belaftung ber Anftalt aus diejer PBraris hervorgehen, 


allein diefem Nachteile iteht das Preftige gegenüber, das die Anftalt gerade. 


durch diefes Entgegenfommen gegen die vorhandenen Veteranen von der Jeder 
davonträgt. Die Legteren werden fich als befonders eifrige Freunde der Anftalt 
erweijen und durch ihren Eifer den finanziellen Nachtheil ausgleichen. Webrigens 


bleibt ja auch für die alten Herren die Wartezeit beftehen, die auf feinen 


Fall, auch wenn die Nachzahlungen berücfichtigt werden, unter 5 Jahre finfen 
darf. Eine übermäßige Belaftung des ganzen Unternehmens fteht alfo faum 
zu befürchten, befonders dann, wenn die jüngeren Leute, wie zu hoffen fteht, von 
Nord und Süd, von Oft und Weft zu dem großen Werke in Schaaren herbeiftrömen 
and die Gründungsmitglieder der Anftalt nicht blos nad) Hunderten, jondern 
gleih nah Taufenden zählen follten. Dies zu erleben, würde den Der: 


faffern diefer Arbeit eine befondere Freude machen und für ihre Bemühungen 


| den Shönften Lohn bedeuten! 





Kaffe. "Bericht 


Penfiuns-Anftalt bentfiher Innrnatiften und 
Srheiftfeller. 


Am 27. November 1892, einem Sonntag, fand im Saale des Kunft- 
gewerbehaujes dahier in Sachen Orimdung einer PenfionssKafja für die deutfche 
Sournaliftene und Schriftftellerwelt, Abends 8 Uhr die erfte Verfammlung ftatt, 
weldhe vom Müncpener Sournaliftene und Schriftfteller-Verein einberufen 10T: 
den war. 

Nah Schluß der Sigung, in welder die Gründung Diefer Kafja ein: 
ftimmig bejchloffen wurde, begab fih eine Anzahl Herren in den Münchener 
Kathökeller, um die ftattgehabte Gründung bei einigen Flajchen Rebenblut zu feiern. 

Einer der anweenden Herren Faufte Bregeln und kam dabei auf den 
Gedanken, die leßtverbleibende Breßl zu Gunjten des Penfionsfonds auf ameri- 
fanijche Weife zu verfteigern. 

Das Nejultat Diejer Berfleigerung ergab eine Gefammt-Summe von 
M. 23.20, welcher Betrag mithin als Gründungsfonds der Penfions-Kafia zu 
betrachten if. 

E3 wurde ferner bejchloffen, diefe M 23.20 bei der hiefigen jtädtijchen 
Sparfafja anzulegen und Faufte ich am 28. November das Sparfaffenbud E, 
Jr. 118,065. Unterm 21. Januar wurden mir von Herrn Wilhelm Brager 
als Exrträgniß einer Wette weitere M 2.50 und unterm 27. Sanuar von der 
Nedaktion des „Münchener Tagblattes” abermals M. 25.— als Erträgniß 
einer Sühne übergeben, welche Beträge auch jofort angeleat wurden. 

Der heutige Stand des Vermögens der Penfiong-Kafja it M. 50.75. 

Gebe Gott jeinen Segen zu dem fehönen, edlen Werfe! 


München, 25. Februar 1893. 
5. Schuh, 


| proviforifcher Kajjter. 
Das vorgelegte Sparfaffabuc weiit 


A 50.75 Einlage auf. 
Minchen, 25. Februar 1896. 


&. Böheim, H. Mayr, 
Nedaktenr. Redakteur. 
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An Die deufihen Journaften id Schrift 
des In- und Austandes. ; 


Kolleaen! 


Prach jahrelangen vergeblichen, aber immer wiederholten Bemühungen it endlich 
der wichtige Schritt zur Verwirklichung einer Drganijation gelungen, die dem deutjchen 
Schriftiteller- und Journaliften-Stande für feine unermüdliche Thätigfeit auf dent idealen 
Gebiete des deutfchen Schriftthums die fo lange fchmerzlich vermißte Grundlage, Den 
unentbehrlichen feften Rückhalt fchaffen joll. Der Entwurf des Benfionsitatuts tjt fertig 
gejtellt, die Gewähr, daß er in’S Leben treten wird, gegeben, das Gelingen des Werkes 
weifelloS. A | Y 
u Unnöthig und überflüffig, verehrte Kollegen, tft es, bier noch einmal darzulegen, 
unter welchen Schwierigkeiten, Mühen und Sorgen aller Art wir h13 dahin unverdrojien 
und — mit freudigem Stolze dürfen wir es jagen! — mit treuen, aufopferndem Wleike 
der Aufgabe gerecht geworden find. Hüter und Pfleger des veutjchen Bolfsthums auf dem 
ung angewiejenen Gebiete der Deffentlichkeit zu fein. 

ber während wir, vielfach aufgerieben durch ven Kampf mit den niederdrücenden 
Sorgen des Alltaglebeng, unferen Aufgaben oblagen, famen wir nicht dazu, das Beifpiel 
der Mitglieder anderer Berufsarten, die fich zu gegenfeitigem Schuß und fräftiger Selbit- 
hilfe in feiten Verbänden organifirten, nachzuahmen; bis in die neueite Zeit gelangten 
wir iiber vereinzelte, meiftens auf Iofale Vereinigungen befchränfte, durch Zwiftigfeiten 
vielfach behinderte Beftrebungen nicht hinaus. Eine gemeinfame Organijation zu ichaffen, 
wollte nicht gelingen. 

Diefe Kämpfe find aber nicht unnüg gewefen. Sie haben gezeigt, wie geholfen 
werden, wo Hand angelegt werden muß. &3 mußte vor allen Dingen für die Veteranen’ 
und Smvaliden der geiftigen Arbeit geforgt, es mußte einen Zuftande dev Dinge, ver 
den fleißigen und rüftigen Arbeiter der Feder mit Kummer und Bangigfeit den Tagen 
deg Alters, der Arbeitsunfähigkeit engegenfehen ließ, ein Ende gemacht werden. 

Kollegen! Dies Ziel ıfjt erreicht! 

Zahlreiche Sournaliften und Schriftiteller, die angejeheniten KRorporationen und 
Verbände haben ung fchon ihre Mitwirkung zugefagt. An Euch, ift es nun, Euch ohne 
 Ansnahme uns anzufchließen und auf dem Allgemeinen Jonrnalijten- und Schriftiteller- 

tag in München, der am 2, 3., 4. md 5. Juli Diejes Jahres ftattfinden wird, Die 
legte Hand an das Werk zu legen, das unfere Stellung nad außen ehrenvoller und un- 
abhängiger zu geitalten und damit auch den idealen Beftrebungen, denen wir umfere, 
Ihätigfeit, jeder nach feinem beften Vermögen, zumenden, neuen Aufjehwung zu geben 
bejtimmt tft. 
1 Wir rufen Euch Allen fehon jegt ein herzliches Glüf auf und Willfommen in 
Bayerns jchöner Hauptitadt zu! 
Münden, im März 1893. 


Der Haupfausfhuß 
der Feflsereinigung für den „Allgemeinen deuffihen Journafiften- und 
Sihriftilellertag“. | et 


Ri Der erfte Bräfident: Der zweite Präfident: 
07. Ritter von Schmädel Dr. Ba. Birth 
Eriter Borjißender C hriftftelfer, Herausgeber der „Münch. Neuejt. Nachr.‘ 
des Münchener Sournalijten= und SchriftitellersBereing. und der „Annalen des deutjchen Reiches”. 
Der dritte Bräfident: 
Ba, Chr. Pettet 
Chefredakteur der „Allgemeinen Zeitung‘. 
Der erite Schriftführer: Der zweite Ccihriftführer: 
il. Sri Hans Hajtner 
Chefredakteur des „Minchener Fremdenblattez‘, Nedakteur u. Vertreter der „Frankfurter Zeitung”. 


Gg. Schaumberg, Generalfetretär. 
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Sur acfl. Beachtuna. 


Sm Intereffe der vereinfachten Gejhäftsführung wird gebeten, alle auf 
den Münchener Sournaliften: und Schriftftellertag bezüglichen Anfragen nur an 
den Eriten PRräfidenten des Hauptausschuffes, Herın 3. Ritter v. Schmäbdel, 
Münden, Dachauerftraße 15, dagegen alle auf das Benfionzftatut fomwie den 
Leipziger Abgeordnetentag bezüglihen Zufchriften an den Erften Vorfigenden 
des Ausschuffes für das Penfionzftatut, Herrn 2. VBiered, Münden, Witteler 

bacherftraße 3 zu richten. Ya 
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4 Entwurf der Sabungen . . i j 

i I. Abihnitt. Name, Bwed und Sit der Anal 
IT. Abfehnitt. Mitgliedfhatt » . 0. 
III. Abichnitt. Organifation der Bereinigung 
IV. Abjhnitt. Organifation der Rafie u 
v. Abiehnitt. Schluß- und tlebergangsböftinunenden 

- Auszug aus der Tabelle für den Leibrentenfonds Re 

| E oniaditen des Herrn Dr. a in-Lemzig Di 

: eotindunge u 

nr Sojaneiht u Me 

Aufruf zum Fournaliften- und Schriftftellertag in München 

Mittheilung . v nd x ; 
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Die Lebensversicherung hat im Jahre 1891 in Oesterreich-Ungarn einen völlig, 
normalen Verlauf genommen; besondere Vorkommnisse sind nicht zu verzeichnen, es wären 
denn die über „Equitable“ und „New-York“ bekannt gewordenen Thatsachen, welche geeignet 
sind, jeden ernstdenkenden Mann von einer Versicherung bei diesen Gesellschaften zurück- 
zuhalten. Bei der „New-York“ wurde eine erschreckende Misswirth: ch it. von dem Haupt- 
cassier dieser Anstalt selbst aufgedeckt und das Versicherungsamt in Albany sah sich 
schliesslich gezwungen, eine Untersuchung der Anstalt einzuleiten. Das Versicherungsamt 
musste woll die Misswirthschaft des Präsidenten Beers und die zu hohe Bewerthung einiger 
Anlagen um etliche Millionen Dollars zugestehen, sonst war aber der Bericht überaus rosig 
gefärbt. Wie beim Ringtheaterbrande heisst es dort: Alles gerettet! (?) — Bezüglich der 
„Equitable“ stellte sich im Jahre 1891 heraus, dass sie in den Policen für Deutschland 





RE ” . . D ER . . . 
und Oesterreich einen Passus eingeschmuggelt, der es ihr ermöglichen sollte, die Gewinnst- 


ergebnisse zu kürzen und erst als die preussische Regierung ihr mit der Concessions- 
Entziehung drohte, erklärte sie diesen Beisatz als annullirt. Vor Kurzem wurde weiters 
festgestellt, dass die „ 1 s land die Prämien um 4 bis 17 Percent erhöht 


hatte, um ihrem Hamburger General-Agenten aussergewöhnlich hohe Bezüge zuweisen zu 
können. Derselbe tritt jetzt zurück und erhält aus den Mehrzahlungen der Versicherten 


eine lebenslängliche Pension von circa M. 600.000 iährlich. 
Das sind die Gesellschaften, welche den Versichernden die unmöglichsten Ver- 


sprechungen über die Ergebnisse machen, die bei ihnen zu erwarten sind, während sie 
in Wirklichkeit ein Viertel aller Prämien sofort für Spesen verschwenden und schon dadurch 
concurrenzunfähig sind. Aber sie appelliren an die Spielwuth der Menge, während die 
europäischen Anstalten nur auf die Vernunft der Versichernden wirken wollen, und daraus 
erklärt sich, weshalb ihre Concurrenz so unangenehm berührt. 
| Unsere statistische Arbeit enthält diesmal um zwei Gesellschaften mehr als im 
Vorjahr, es sind dies „Allianz“ und „Mutual“. . Die „Allianz“ wurde in Wien als Actien- 
Gesellschaft mit einer Million Gulden, wovon 50 Percent eingezahlt sind, in’s Leben gerufen 
und hat die Versicherung kleiner Capitalien gegen wöchentliche Prämienzahlung in ihr 
Programm aufgenommen. Die „Mutual“, Lebensversicherungs - Gesellschaft in New-York 
arbeitet in Oesterreich seit dem Monate Juni 1890. Neuerdings haben „Union“ aus London 
und die überaus rührige „Victoria“ aus Berlin ihre Geschäftsthätigkeit auf Oesterreich ausge- 
dehnt, doch werden die ersten Specialberichte dieser Gesellschaften erst Ende 1892 ausgegeben. 
Die Zahl der einheimischen Anstalten beträgt nunmehr 19 und zwar zehn Actien- 
und neun Gegenseitigkeits-Anstalten. Die in Oesterreich concessionirten ausländischen Ver- 














 sicherungs-Gesellschaften haben die Zahl von 22 erreicht und konnten wir ihre Ergebnisse 
' diesmal nahezu ohne approximative Berechnung behandeln, nachdem die Ausweise über- 
- sichtlicher geworden; sowie in den Vorjahren sind die ausländischen Gesellschaften am 





 Schlusse unserer Arbeit separat behandelt. 
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Es waren 1890 folgende 19 einheimische Gesellschaften thätig: 
Betreibt die 
Name, Direolägneeitz ee 
Assieurazioni Generali... 0.1.0, Triest 1834 Actien-Gesellschaft 
Riunione: Adriatcas a 2 2. x 1856 a | 
ADBREIIN. s en. Wien , 1859 x 
Erste ungar. Versicherungs -Gesellschaft . . Pest 1863 * 
Desterrrichischer bhomix in... mn Wien 1865 u 
Domanı u DE a N h 1868 
Messer Donciereg a. a 4) See Pest 1869 & 
Ung.-franz. Versicherungs-Gesellschaft . . . “ 1880 S, 
Wiener Lebens- und Rent.-Vers.-Anst. . . . Wien 1882 5 
IN EV NE U Sn. 4 1890 Es 
ADS N an En ee 5 1839 Gegens. Gesellschaft. 
Aula en... a 1860 N 
Beamtenverein 1 Re ga 1865 og 
Ey EN EEE NR Se EN Prag 1869.12. 
N N. Sn R 1869 5 
ranssylyaliar., "2. u Wa Hermannstadt 1869 5 
CODEORaBa en... 2.00 en ae ReiehonDers 1570 N 
Krakauer Versicherungs-Gesellschaft . . . . Krakau 1874 R 
lelaverein a... Se Se a Wien 1879 


Die von den österreichisch-ungarischen Lebensversicherungs-Gesellschaften 1891 
neu realisirten Versicherungen umfassten 112:54 Millionen Capital-Versicherungen gegen 
99:04 Millionen im Vorjahre; die Production war überhaupt grösser als in irgend einem 
früheren Jahre. Den Versicherungsstand haben wir wie alljährlich in vier Gruppen eingetheilt 
und zwar a) Capital-Versicherungen, b) Gegenversicherungen, ec) Renten und d) Ueber- 
lebens-Associationen mit unbestimmter Auszahlungssumme. Als Capital - Versicherungen 


nehmen wir alle Versicherungen an, die im Ablebensfalle oder bei Erreichung eines 


. bestimmten Alters fällig werden und selbstständige Verträge bedeuten; behufs grösserer 
Uebersichtlichkeit haben wir die Entwicklung der Erlebens-Versicherungen abgesondert 
dargestellt, dagegen in den vergleichenden Statistiken die Capital-Versicherungen wie 
früher vereinigt. Die Gegenversicherungen sind zwar Todesfall-Versicherungen, bilden 


aber keine selbstständigen Verträge, sondern blos eine Ergänzung der Assvciationen 


oder Erlebens-Versicherungen, erfordern in Folge dessen nur eine Prämie von '/,—3/, Per- 
cent jährlich, also blos den vierten oder sechsten Theil der Prämie für eine reguläre 
Todesfall-Versicherung, mussten deshalb als nicht gleichwerthig ausgeschieden und separat 
behandelt werden. | 


Tabelle I zeigt die Geschäftsbewegung der Todesfall- und gemischten Ver- 
sicherungen im Jahre 1891 bei den einheimischen Gesellschaften, wobei wir bemerken, 


dass unter „gemischt“ solche Versicherungen zu verstehen sind, die bei Erreichung eines 


bestimmten Alters oder im Falle früheren Ablebens zahlbar werden. Die Geschäftsbewegung 
war 1891 in Gulden: 


a end Gegenseitige Sen 
esellschaften Ansta nn ; 

Neue Abschlüsse. . . .. ., .64,775.398 14,396.532 79,171.929 
Fallig wurden en ne EB OLERTE 2,121.487 8,040.365 
Vorzeitig gelöst wurden . . . 31,878.198 6,841.030 38,719.228 
Versicherungs-Stand Ende 1891 369,155.365 128,138.370 497,293.735 
Zuwachs 1891 . . . . .. 26.978.322 5.434.015 82,412.337 
FahN 1330: TE 2 1 R9LE00T, 5,506.031 ...24,397.058 

M 1889 42.24: 2,00 22109,373 4,687,338° 772° 2505 15,816.706: 


LEBE N :4,965.743: 54... 28.180.45802 





er RATE 3 x $ 5 3 ; a e > : ” * 5 
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Die en des Netto-Zuwachses um 9 Millionen Gulden ist.in erster Linie 
' auf den Zuwachs der „Allianz“ zurückzuführen, sodann weisen „Generali“, „Erste Ungarische“ 
und „Phönix“ höhere, Ziffern aus. Die wechselseitigen Anstalten verzeichnen dagegen einen 
kleinen Rückgang. Die Sterblichkeit verlief günstig, indem zwar entsprechend der Zunahme 
des Versicherungsbestandes um fl. 260.000 mehr zur Auszahlung gelangten als im Vor- 
jahre, aber nahezu um fl. 800.000 weniger gegen die Erwartung, wie wir später sehen werden. 
Die vorzeitigen Austritte absorbirten 48:9 Percent der neuen Abschlüsse gegen 52°4 resp. 
62:1 Percent in den Vorjahren, wo der Reorganisation der „Ungarisch- -Französischen“ 
. bedeutende Abfälle vorausgingen. Nach Ausschluss der Daten dieser Gesellschaft betrugen 
die vorzeitigen Lösungen 1888—91 564, 55'3, 49-9 und 47°8 Percent. Vereinigt man die 
die Todesfall- und Erlebens-Versicherungen aus Tabelle I und U, so erhält man gesammte 
Capital- a lsuerhngen in. Gulden: 


Gesellschaften ne ER. 
mn, mn — 
Neue Abschlüsse .: 87,188.832 .. .25,352.101 112,540.033 
Fällig wurden .. :. 8,743.432 2,933.397 11,676.829 
Vorzeitig gelöst wurden . 2.044, ‚602.548 12,286.154 56,588.122 
Versicherungs- Stand Ende 1891 511 ‚093. 462 186,795.660 697,888.122 
Zuwachs 1891 33,842.853 10,132.550 43,975.403 
“ 1890 27,515.241 9,552.925 37,068.168 
„1889 23.248.592 6,912.444 29.161.036 
4 1888 28,122.058 8,431.600 36,553.658 


Erlebens-Versicherungen (Tabelle II) werden nur von wenigen Gesellschaften 
in grösserem Umfange abgeschlossen, während die Mehrzahl der Gesellschaften in Folge 
der ungünstigen Zinsverhältnisse sich nach Möglichkeit auf den Betrieb der Todesfall- 
Versicherung beschränkt. Ausser dem „Anker“ hat der „Giselaverein“ sehr günstige Re- 
sultate auf diesem Gebiete zu verzeichnen, dessen Zuwachs vergrösserte sich gegen das 
Vorjahr abermals. 


‚ Vergleicht man den Nettozuwachs mit jenem der früheren Jahre, so muss man in 
Rechnung ziehen, dass seit 1888 die garantirten Associationen des „Anker“ einbezogen 
sind, welche in den Vorjahren fehlten. Seit 1873 betrug der Zuwachs an Capital-Versiche- 
rungen in Gulden: 


a) Oesterreichisch-ungarische Gesellschaften 





a en en — 6b) Ausländ. 
Zuwachs Abfall Gesellschaft. 
nn er um nun ur an ren Nettozuwachs Zuwachs 
Ges. Vers.-Summe Ges.  Vers.-Summe en a er? 
1873 . 20 24,086.301 3 4,185.022 .. 19.901. | 
1874 17 12,600.912 7 9,073.264 3,927.648. 4.600.000 
1875 14 11,441.796 7 11,520.776 Si 9807| 
1876 10 7,244.077 8 8,162.478 — 918.401 4.000.000 
1877 . 11 4,311.558 5 3,540.893 770.665 5,500.000 
3789 15 8.281.166 2 122.198 8,158.968 5,500.000 
1879 . 18 _14,357.386 Di nn 14,357.386 8,000.000 
1880 . 19  28,151.657 ei Er 28,151.657 9,000.000 
1881... 19. 28,194.186 2  4,500.000 23,694.186 12,500.000 
1532: 19 31,207.963 2 1,469.159 29,738.804 12,000.000 
1883 . 19 _29,379.920 1 430.954 28,948.966 14,500.000 
1884... 19 _27,395.732 -— _ 27,395.732 12,100.000 
1885 20 28,496.538 = — 28,496.538 11,100.000 
1886 29 251 ‚576. 079 _ — -31,576.079 12,400.090 
1887 192.82, ‚830. 226 E= — 32,830.226 15,250.000 
1888 19 36, 553.658 — — 36,553.658 14,152,.000 
1889 17 33.352.520 2  4,191.484 29,161.036 12,221.000 
1390 16 :37,827.674 2 759.506 37,068.168 14,343.000 
1891 18 44 276. 798 1 301.395 43 ‚975. 405  1)25, ‚931. 000 


Dies Balstellung umfasst 19 Jahre und ergibt sich für 1891 der höchste 
‚Zuwachs, nämlich fl. 43,975. 403; es wäre zu wünschen, dass nunmehr nach Consolidirung 


il 1) Dabei fl. 2,000.000 wahrscheinlicher Zuwachs in Ungarn bei „New-York“ und a 
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der Verhältnisse die jährliche Steigerung des Versicherungsbestandes in progressiver Form 
erfolgte, wie es bisher im Grossen und ‚Ganzen der Fall gewesen. ‚Es war nämlich der 
ale iroguwachs bei den | 

‘ 8) Einheim. Anstalten » Ausland: Gesellsch. 





im Jahresdurchschnitte in Gulden as 
1877 Ne N ne AO -..8,020.000 
1878-82 2.2 24 2:10, .00..70.22120,320.200 9,400.000 
1883-87. u 8 210° B0 00 2 2u29,849,508 12,366.800 
1885-90 ° 7. 2%. ,.%0 .082084,260,.954 13,572.000 
1891 one 1) 25.731.000 2 


Im Jahre 1873 war der Versicherungsstand der einheimischen Gesellschaften, 
die Anker-Associationen inbegriffen, rund fl. 240,000.000, Ende 1891 dagegen fl. 697,898.122. 
Die Steigerung für diesen Zeitraum beträgt 457°9 Millionen Gulden oder 24:1 Millionen 
Gulden im Jahresdurchschnitte. Diese Ziffern ergeben, wie sehr die Resultate der letzten 
Jahre über den Durchschnitt hervorragen, und dass der Wettbetrieb der ausländischen Ge- 
sellschaften in dieser Richtung nicht ungünstig gewirkt hat. 


Die nunmehr folgende Aufstellung zeigt die gesammte Geschäftsbewegung seit 
1876; bemerkt muss aber dazu werden, dass der Nettozuwachs hier nicht in allen Fällen 
der Differenz zwischen neuen Abschlüssen und den Abfällen entspricht, nachdem in dem 
Zuwachse einige Portefeuille-Uebertragungen enthalten sind, weiters im Jahre 1886 das. 
Portefeuille der ‚‚Entreprise des pompes funebres“ abgefallen ist und der „Anker“ 1890 
seinen Versicherungsbestand durch Auflassung der doppelten Rechnung um fl. 6,678.265 
reducirte. 1890—91 entstand eine Differenz von ca. 2:48 Millionen Gulden dadurch, dass 
wir die garantirten Associationen der „Wiener Lebens- und Rentenversicherungs-Anstalt“ 
im Verhältnisse zur Prämien-Einnahme richtig stellten, nachdem die „Wiener“ bei diesen 
Versicherungen jede Police, für welche die erste Rate bezahlt worden, auch bei Sistirung 
der Zahlungen voll einstellt. Ä 
Fällige Fällige Vorzeitig 








N | Erlebens- Ablebens- gelöste Vers.-St. Vers.St. 
Eh een mn nie mn mama mine mu am Schlusse der ausl. 
schlüsse Capitals -Versicherungen der Jahre Ges. 
in Millionen Gulden österr. Währ. 

nn nn ann nam — au un un | 

1 CN OPER ES EN RE 30:00 0:80 4:00 36'68 255°83 8:60 

Ve WTA 3287 0'55 4:24 2181 256°60 14:10 

Bauen... HR 3711 081 4:33 2381 26476 19:60 

NS a Pr Et 42:29 0:89 4:65 22:39 286'48 2760 

I NR ne RR 65°40 1313 4:97 31.177 314:63 36:60 

ol Ka Re 69:83 144 5:03 39:67 338'33 49:10 

NOSDm 129.288 bll 4095 368'07 61:10 

BD N A Le Re 18:87 1:58 5°46 42:87 397'02 7560 
EeloR ur U 75:02 2:27 5:78 39:58 42442 86:10 
NN. 78:42 1:80:2,027.10:29 41:83 452:92 9720 
EREL INR ARR SEE RE 8440 2.61 6:29 43:91 48224 10968 
ROT Non 89:35 2:91 6:28 47:33 516:12 12293 
i BON 2 NR RE RE AN 99:18 327 744 5191 *)595°67 135.39 73 
 Keiske he. SE AS re 91:54. 3:16 8:18 5104  *)624-84 149.23 
BR I 99:04 2:86 8:24 50:87 ”)\65581 162:84 

Re SS N 112:54 364 8:04 56'89 *)69789  2)193°32 


Wir haben früher den vorzeitigen Abfall von Versicherungen im Verhältnisse zu 
den neueren SE geprüft; Hiese Tabelle gibt Gelegenheit zur. en weleins 4 









da findet man, dass die Percentualziffer der Voraeidech) Versicherungslösungen Allmälik ab-- 
nimmt. Sie betrugen in Percenten des mittleren Versicherungsbestandes der Jahre 1876 bis 


1888: 14'4, 107, 9:1, 8:1, 10°3, 114, 10°9, 10°6, 9:1, 9:0, 8°9, 8-9, 87, in den Jahren 1889 
bis 1891 je 7°9 Pegeeit. 





*) Inclusive der garantirten Associationen des „Anker“. — )) Dabei fl. 2,000. 000 wahrscheinlicher 
Zuwachs in Ungarn bei „New-York* und , mugunnblEr — 2) Dabei nee Geschäft der „Equitable. 





Nachdem wir bisher die Geschäftsentwicklung der gesammten österreichisch- 
ungarischen Lebensversicherungs-Gesellschaften verfolgt haben, gelangen wir nun zur Unter- 
suchung, welcher Antheil den einzelnen Anstalten daran zufällt. Die folgende Tabelle 
zeigt nun, welchen Aufschwung die einzelnen Gesellschaften seit dem Jahre 1875, also 
seit 17 Jahren, genommen haben. Die Totalziffern des hier sich ergebenden Nettozuwachses 
stimmen. mit den früheren Aufstellungen nicht überein, weil hier die Entwicklung der 
‚garantirten Associationen des „Anker“ seit 1875 mit einbezogen sind, was in den bisherigen 
Aufstellungen nur bezüglich der Jahre 1838 bis 1889 der Fall gewesen. Die Capital- 
Versicherungen betrugen in Millionen Gulden: 





Betreibt 
die Stand am Der Versicherungszuwachs vertheilte 

‚Lebens- Schlusse_ der sich auf die Jahre 
vers. seit Jahre m En 
1891 Er 1876/81 1882/4 1885/7 1888/90 1891 
reneraliv., a. 21 rag 1894 132.2 54:9 107 17'6 22:3 18'6 81 
Anker.: Hr . .. 1860 +)45°2 31'6 3:3 2:9 45 6°8 2:1 
„. garantirte Assoc. 000 64:8 1:8 84 12:3 15:3 20:8 60 
I. Ungärische, .» .  '...1863 670 290 1169 70 34 64 43 
Beamtenverein. . . . 1865 62:5 24:0 10°8 81 9.3 81 2:2 
Riunione. . ... 1865 621 23:6 29 61 12:9 12:6 39 
Oesterreich. Phönixs) . 1865 50:3 as Re 50 12 
gar - Ass on sus, 17, . > > 81 —11 —08 
Janus. N. a, r1939 all 180 2:6 54 3:3 11 0:7 
5 Ueberträge SE 50 2 = a == En Ion 
Krakauer . 21374 23:6 42 el 54 2:0 34 1'6 
Wr. L- u.R. _V. A. 1981 5)22:6 — E— 8:9 73 175 14 
Donau. ‘.. .. . 1868 219 10°5 2:0 3:0 2:6 2:6 12 
Ungarisch- „Französische . 1880 18:7 — 11'2 67 43 —31 .—0:3 
AnStria rosa se 1800 19:0 11'6 3:3 23 04 0:9 0°5 
Konriere 2:22 2.%° 25.1869 18:9 61 40 a A, 7 1'6 
Sana. en, 2421860 195 3) 23:2 27 3:0 4:0 17 
Giselaverein. .. „2.1880 140... — — 0:9 61 4:3 27 
Praha a... 2, 3 2,22... 1869 6:0 ‘9 1:0 0°5 1'2 22 0'2 
Blamar 011,29 24.5 1890 5:2 = _ — — — 5:2 
Bercordia 0... ...7..0.,:1870 54 0:6 0°5 0°5 1:5 19 0:5 
0:1 — 





Transsylvania . .........1869 27 14 1:0 - 02 
56974 2463 964 1016 1100 1028 44:0 
Wir ‚versuchen jährlich festzusetzen, inwieweit die Frauen an der Todesfall- 
Versicherung betheiligt sind und konnten wir diesmal bei 13 Gesellschaften constatiren, 
dass dieselben 143.660 Männer und 39.075 Frauen versichert haben, um 8613 Männer 
und 215 Frauen mehr gegen das Vorjahr. Die Frauen bilden demnach mehr als ein Fünftel 


des Versicherungsbestandes; es waren nämlich versichert bei: 
+ gegen 1890 


Männer Frauen Percent 
\ RER — 0 Männer Frauen 
a e een DT 
7 Actien-Gesellschaften . . . . 84.766 15.764 = 15'7 5.476 a | 
6 wechselseitige Gesellschaften . 55.148 18.425 = 46:5 +3.218 —-169 
2 wechs.. Ges Kl. Ver rl, 3.746 4.386 —= 56°6 — sl — 63 
143.660 39.075 = 214 —-8,613 -+215 


Die Actien - Gesellschaften, welche die grösseren Versicherungssummen auf- 
suchen, haben die wenigsten Frauen versichert, während bei den kleinen Versicherungen 
die Frauen überwiegen. Die Betheiligung der Frauen an der Todesfall-Versicherung ist 
eben bei jenen Gesellschaften eine bedeutendere, welche ihre Theilnehmer in den unteren 
Bevölkerungsschichten finden, wo die Frau an dem Unterhalte der Familie mitarbeitet. 





1) Inclusive des Portefeuilles der „Securitas“. — ?) Inclusive des Versicherungsstandes der 
„Azienda“. — 3) Inclusive der Rückversicherungen, welche der „Phönix“ in den früheren Jahren vom Versiche- 
rungsstande in Abzug brachte. — #) Nach Abzug von fl. 6,678.265 doppelt gerechneten Versicherungssummen. 


— 5) Bei der „Wiener“ - haben wir die garantirten Associationen um 22 Millionen verringert, indem 
wir die von der Anstalt nicht durchgeführten Reductionen bei Auflassung der Prämienzahlung approximativ 
auf Grund der Prämien-Einnahme so hoch bewerthen; die Versicherungssumme ist nun um diesen Betrag zu 


niedrig gegen die Zuwachsziffern. 


EA PEIEETNEN k 








In der Arbeiter- Bersikonne bei dem kleinen Gewerbetreibenden Ontstehr oe Ableben 2 
der Frau eine Einkommens-Verminderung, die durch die Assecuranz gedeckt werden soll, | 
während in den besser situirten Kreisen, wo die Frau sich auf die Verwaltung des Haus- 
wesens beschränkt, verhältnissmässig selten Versicherung der Frauen eintritt. Die Mehr- 
zahl unserer Gesellschaften hat seit Jahren bereits das Streben, Versicherungsbeträge unter 
fl. 1000 nicht abzuschliessen und so macht sich allmälig eine Abnahme der Frauenversiche- 
rungen bemerkbar. Wir lassen hier einige Ziffern folgen, welche zeigen, wie verschieden 
die Zahl der Frauenversicherungen bei den einzelnen Gesellschaften ist; es waren Ende 


1891 versichert bei: 
Männer Frauen- : Männer Frauen 





Erste Ungarische .. .. , "29.387'.8.468.' Slavia cu 220,020 20909793 915 
Anker u 12. 8ATNEETO „kleine: Versich.: +. 9,582772:827 
Tanus a a du. 8.0 .15:66%.087.D0D0 0 Peaaee 4.697 673 
Austria, 1.0. 13.674 5.634 „... kleine ‚Versich.  ...2..1.164 2.059 


Während: beim „Anker“ blos 11'1 Percent der Versicherten Frauen sind, weist 
der r „Janus‘‘ 32:5 Percent Fralenveratibenung aus und bei den u Verse ann der 
„Slavia“ und „Praha‘ überwiegt das weibliche Risico.. 

Gegenversicherungen führen 10 Gesellschaften in ihren Berichten an, und zwar 
abgesondert von den normalen Todesfall-Versicherungen; wo dies nicht der Fall ist, wurden 
uns von den Verwaltungen die diesbezüglichen Daten freundlichst zur Verfügung gestellt. 
Eine Ausnahme bildet der. „Janus“, der mit den Gegenversicherungen auch die temporären 
Todesfall-Versicherungen und seit 1889 sogar die gemischten Versicherungen zusammenlegt. 
Warum der „Janus“ eine solche Unklarheit in der Bilanz einführt, wollen wir nicht unter- 
suchen; eine Ausscheidung der gemischten Versicherungen ist uns nicht möglich, weshalb 
wir den gesammten Betrag unter Gegenversicherungen!) einstellten. Ende 1890 waren 
bei den 10 Gesellschaften 44.534 Policen mit fl. 72,056.077 Versicherungssumme in Kraft, 
um fl. 2,862.546 mehr gegen das Vorjahr, wogegen die Policenzahl um 445 zurückging.- 
Auf die einzelnen Anstalten entfallen SEE ch non in Gulden: 








Stand Ende + gegen Stand Ende —+ gegen 

1891 — 1890 1891 — 1890 

nen Frutpstene un Dee Verena et 
Anker ©... ....58119,853 + 2,783.817 Phönix: .2.%.05099.819 — 689.507 
anti... y 2. 29.886.520. 952.675 Traha.. 2 2200000204440 — 178.665 
ANiener 1.2.1... 2, 079106, A D6RBla 2 Goneordian220..:1988.965 — 112.260 
Ausıma.. 1.0... 2.008.550. ..270.018, Transsylvania . 128.882 + all 

Slarıay 2:....:,311266. 75.212 436 A Fonciere . ... =, 125.215 — 

| 72,056.077  _-+2,862.546 


Die Rentenversicherung hat auch 1891 nur geringe Fortschritte gemacht; mit 
Ausnahme der „Krakauer“, welche ein Gut im Werthe von circa Nie Millionen Gulden als 





!) Wir halten uns inszu um so Derseer nachdem die Beimischung der „Alternativen-Versiche- 
rungen“ sonderbarer Weise einen negativen Erfolg ausweist; es waren nämlich in den „Janus“-Bilanzen als zeit- 
weilige Versicherungen angeführt: 


Versicherungs- Erwartungs- Per- 

summen mässige cent 

Sterblichkeit 

a — ; 

1888 fl. 8,067.027 fl. 58.126 = 0:72 
1889 „ 8.437.909 n„ 44.610 = 0'52 
1890 n 8,928.945 „ 45.152 = 0-50 
1891 n 9,886.520 „. 51.604 = 0:52 


Nach den bisherigen Erfahrungen sollte die erwartungsmässige Sterblichkeit steigen, wenn zu Gegenversiche- 
rungen „Alternativen-Versicherungen* hinzukommen. Hier zeigt sich das Gegentheil, ein Rückgang von 0:72 auf 
0:52 Percent. Allerdings stimmt auch bei anderen Combinationen die Berechnung der Sterblichkeit nicht, denn 
für gegenseitige Versicherungen weisen die „Janus“-Bilanzen aus: 


Versicherungs- Erwartungs- Per- 
summen mässige cent 
ee Sterblichkeit — 
Namen, un’ 

1888 2 10795.101 fl. 22 0384 = 127 
1889 „n 1,622.921 n 42.167 = 2:60 
1890 n 1 528.979 n: 89.329 = 2.31 
1891 „ 1,414 90%. n 34.918 = 2°47 


Diese Ziffern zeigen die Correetheit der Berechnungen des „Janus“ in einem ganz eigenthümlichen Lichte. 





sieben Anstalten trat sogar eine Verringerung des 
Rentenversicherungen in Kraft in Gulden: 


IT f Ruf, De) ab 
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einen nennenswerthen Zugang aus. Bei 


Renteneinlage | übernahm, weist keine Gesellschaft | 
Rentenbestandes ein. Ende 1891 waren 


Stand Ende Zuwachs Stand Ende Zuwachs 
1891. geg.1890 1891 geg. 1890 
Generali 193.950 -—-4.932 | Beamtenverein "112-918 5.045 
Riunione n . 133.775 8.322 =ı.benst. . 277.780 13.188 
Ungarisch-Französische . 89.431 —1.536 | Krakauer . 98.214 71.716 
Phönix . 67.226 —-11.743 | Slavia 1.746 en 
Anker . ... 66.078 8.861 „a Pen.” 65.917  —1.324 
I. Ungarische 40.834 10.383 | Janus 66.960 —1.170 
Donau . 34.999 1.309 | Austria 47,354 1.720 
Wiener. 21.585 1.120 | Concordia. 2.230 150 
Foneiere 9.600 = 340. Pvuaha”. 1.418 1.118 
Allianz . .1.817 1.317 | Transsylvania 200 — 
659.295 23.889 674.035 90.443 





al 1.333.330 Jahresrente + fl. 87.060. gegen. 1890.) 
Einde 1891 waren 6695 Policen über fl. 1,333.330 Jahresrenten in Kraft, um fl. 87.060 
mehr als im Vorjahre; davon enfallen auf die eigentlichen Rentenversicherungen 3559 Policen 
mit fl. 737.156 fälliger und fl. 252.477 aufgeschobener Rente; ausserdem weisen Beamten- 
verein und „Slavia* 3336 Pensions-Versicherungen über fl. 343.697 Jahrespensionen aus 
Die Ueberlebens-Associationen sind. auf den Aussterbe-Etat gesetzt, da von den 
neun Gesellschaften, welche noch solche verwalten, blos die „Transsylvania“ eine Steige- 
rung der Versicherungssumme um A. 33.798 ausweist. Laut Tabelle IIl waren Ende 1891 
noch 20.775 Policen in Kraft mit fl. 21,945.589 gezeichnetem Capital gegen fl. 25,271.733 im 
Vorjahre. Diese Verringerung um fl. 3,326.144 ist nahezu ausschliesslich durch Fälligkeiten 
herbeigeführt worden, denn es gelangten fl. 2,821.610 zur Auszahlung, während an Ein- 
lagen blos fl. 619.809 geleistet wurden. Fonds waren Ende 1891 in der Höhe von Gulden 
15,338.399 vorhanden, um fl. 1,529.228 weniger gegen das Vorjahr. na 
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Die einzelnen Versicherungsformen sind in den Tabellen dieser 


Möglichkeit detaillirt dargestellt, doch enthält Tab 
lung mit Schwierigkeiten verbunden wäre; es sind 
gemischte und gegenseitige Versicherungen. 
rungsarten vereinigen die meisten Gesellscha 
theilung der neuen Abschlüsse und Fälligkeiten auf 
zustellen ist. Dagegen ist der Nettozuwachs aus 
welche ein Gesammtbild des Lebensv 
irten Gesellschaften bietet; 
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Die Geschäftsbewegung 
ften im Geschäftsberichte, weshalb die Ver- 
die einzelnen Combinationen nicht fest- 
der folgenden Aufstellung ersichtlich, 
ersicherungs - Geschäftes der 
es war der Versicherngsstand 1891 in Gulden: 














Ueberlebens-Associationen in Gulden Tab. III 
ersicherungsbestand | imö Vaud 
Oest.-ungar. n Meuude is91 ; 4 oder — Einlagen eh Nmsele Kuhn 
Lebensvers.- : gegen 1890 || !" Jahre || jm Jahre || am Schlusse 
Gesellschaften Ä Gezeichnete 1891 1891 1891 — oder — 
Policen Beträge gegen 1890 
Anker 9.796|16,607.611 — 1,624.790 498.767|11,3855.432 1I.690. 427 12 353.814 
Oest. Phönix . 552 185.282 — 118.273 71021, SR R9.S.kO 160.328 || — 106.905 
Pest. Fone. . .\, 1.042! 457.455 — 72.565 2.367 40.184 111.170 || — 24.308 
Janus sun: 350 475.206 — 121.108 9.039 5.544 302.276 || — ' 53.749 
AUSDERA.FN, .:: 760| 245.004|-— 32.232 12.250 44.047 239.839 | — 23.043 
Praha 991 500.995, — 283.975 12.243| 352.176 622.408 || — 309.867 
Slavia 6.175| 2,970.506| — 950.263 60.4241| 759.262 1,812.434 || — 619.781 
Transsylv. 250 94.4051 + 33.798 5.339 3.028 65.919 | + 5.312 
Concordia 859 409.125| — 156.736 11.618 12.122 367.298 | — 43.074 
Summe 1891 . 20.775|21,945.589 —-3,326.144 619.809|]2,821.610 15.338.399 1,529.228 
1990. 26.0481 25,271.733 —5,833.823 675.735|4,975.253 16,867.629 — 2,512.406 
re Ke)e 32.500 31,105.558 —4,905.500 867.857 4,3846.695 19,380.035 —2,572.274 
ae? Iolserae 38.328|36,011.058 -- 3,154.058 1,003.226 2,749.952 21,952.308 — 745.445} 


Statistik nach 
. I einige Combinationen, deren Thei- 
dies einfache Todesfall-Versicherungen, 
dieser drei Versiche- 


in Oesterreich - Ungarn 
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a) Bei den österreichisch-ungarischen Actien-Gesellschaften: 


- Polieen Versicherungs- Zuwachs in den Jahren We 
en 1891 1890 1884-91 
Ablebens =.Ver&k. ./ı. . 97,961 179,743.441 1,527.480 1.751.032 21.494.150 
Sterbecassen.-Vers. . . 30.455 3,680.343 . 3,680.343 Re en 
Ab- und Erl.-Vers. . . 69.355  177,694.125 21.982.714  17,455.684 126,541.610 
Gegenseitige Vers. -. . 7.836 8,037.458 —162.22] — 315.410 —1,886.197 
Gegenversich... . .... 31.435 58,382.856 2,362.123 3,975.916 15.400.940 
Erlebens-Vers. . . . 77.694 141,937.097 6,864.531 8,624.213 73,889.311 
Associations- Vers. . . 11.390 17,250.348 —-1,815.628 —4,144.461 —-27,067.667 
Spinnen Cap.-Vers. . 325.526 586,725.668 34,389.342  27,346.974 208,302.147 
vers Ä 1.547 659.295 —3.383 19.172 174.752 
b) Bei den österreichisch -ungarischen Gegenseitigkeits-Anstalten: 
Polie Versicherungs- + in den Jahren \ 
; olicen 
; summen ee) nn en 
bens - V VE VE DL I 
Ablebens - Vers. . . . \ 523.28 \ N | 
Sterbecassen-V. . . . 14.968 2.063.733 62.4625 162.629  25,648.262 
Abs Brk-N..00:,. 17.996 .23,868.301 2,977.798 2,440.675 14.295.341 
Gegenseitise, V. ... „.. 7.125 5,583.103 — 172.838 97.282. .2.2)1:.812,207 
Gesenversich. .. . ;.. 13.099 13,673.221 500.423 — 273.561 —2,965.395 
Erlebens-Vers.. . . . 54.418 58,657.290 4,698.535 4,046.894 2) 32,106.564 
Associations - Vers. . . 9.385 4,695.2411 —-1,510.516 —1,689.362 . 9,659.156 
VERS u « 207.572 206,164.11l 9,122.458 7,589.003 3) 61,237.833 
Rent.-Vers. . 5.598 830.034 102.318 32.868 539.489 
c) Bei den ausländischen Gesellschaften, österreichisch-ungarisches Geschäft: 
Capitals-Vers. . . . ? 193,315.956 __25,930.917 13,599.608 117,765.956 
Totale IE Ten Sn % 985,205.735 69,442.717  48,536.575 387,305.926 
Rent.-Vers. . . ? 1,489.329 98.935 52.040 714.241 


Der Nettozuwachs des abgelaufenen Jahres überragt weitaus jenen des Vorjahres, 
indem einerseits die normalen Versicherungen höhere Plus auswiesen, andererseits die 
‚ Associationen geringeren Abfall verzeichneten als 1890. Wie alljährlich, so weisen auch 
diesmal die „Gemischten Versicherungen“ den stärksten Zugang aus, nämlich 24-9 Mil- 
lionen Gulden bei den österreichisch-ungarischen Anstalten, also 57:2 Percent des ge- 
sammten Zuwachses. Seit 1883 steigerten sich die nach dieser Combination versicherten 
Summen um 140-8 Millionen, während im gleichen Zeitraume die gewöhnlichen Todesfall- 
Versicherungen nur um 47 Millionen zunahmen. Besonders scharf tritt der Gegensatz beider 
Versicherungsformen bei den Actien-Gesellschaften hervor, wo die gemischten Versiche- 
rungen die sechsfache Steigerung der einfachen erfuhren. 

| Der totale Versicherungsbestand erreichte inclusive der Ergebnisse der in Oester- 
reich-Ungarn concessionirten ausländischen Gesellschaften Ende 1891 die Höhe von 985 
Millionen Gulden, wovon in den letzten acht Jahren allein 387 Millionen zugewachsen sind. 

Wenn man untersuchen will, welche Gesellschaftsclassen die einzelnen Versiche- 
rungs-Combinationen benützen, so bieten die hier berechneten Durchschnitte ziemlich ver- 
lässliche Anhaltspunkte hiefür. Im Nachfolgenden sind die durchschnittlichen Versicherungs- 


summen für die letzten Jahre dargestellt; es verzeichneten: ; 


Mittlere Versicherungssummen in Gulden ö. W. 
esse, ] 


a) Actien-Gesellschaften b) Gegenseitige Anstalten 

ea on nn ren ea u 

Ablebens-Versich 1708 1751 1774 1846 2 Sn 1067 

Sterbecassen-Versich.. . — — Kerı 1292 916 925 892 138 

Ab- und Erlebens-Vers. . 2872 2803 2694 2562 Re 1377 1309 1326 

Gegenseitige Versich.. . 987 999 1013 1026 641 767 753 784 

Gesenversieh, 4: . ,. 71908 1563 1742 1858 840 931 894 1044 

Erlebens-Vers. . . . . 1574 1639 1709 1827 360.,.271171 1164 1078 
Associationen . . ... 1988 . 1338 1433 1515 505 488 485 501° 

TBENLEn NE. Een LLANT 412 400 426 179 147 117 148 
Durchschnitt. A SR 51794 1791 1867 1800 863 909 922 9397 

» ohne Sterbecase — wu — 1977 — ee 1055 





S. x “ Mae R en VERS SE RnB EN beim „Janus“. — 2) Davon fl. 3,500.000 Uebertragungen beim 
„Janus“. — *) Davon fl. 5,000.000 beim „Janus“. _ h SG Ca 
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Der Versicherungsdurchschnitt weist 1891 bei den Actien-Gesellschaften eine 
wesentliche Erhöhung aus, wenn man von den Sterbecassen-Versicherungen absieht, die 
1891 von der „Allianz“ und der „Ungarisch-Französischen‘“‘ in umfangreicher Weise 
betrieben wurden; auch die wechselseitigen Anstalten zeigen gute Fortschritte in dieser 
Richtung. 

Wir gelangen nun zu den Einnahmen und Ausgaben, welche im Berichtsjahre 
eine befriedigende Entwicklung genommen haben; dieselben sind in Tabelle IV zusammen- 
gestellt mit Ausnahme der Associationen, deren Hauptdaten aus Tabelle III ersichtlich 
sind. Gegenüber den Vorjahren haben sich bei den österreichisch-ungarischen Gesellschaften 


die einzelnen Einnahmeposten erhöht in Gulden: 


Prämien-Einnahmen für: 


Einnahmen Zuwachs in den Jahren 
m ——  —— en rn sun un Na EEE EEE EEE 
1891 1891 1888/90 1885/87 
Todesfall- und gemischte Versicherung 18,558.343 1.211.391 3,346.747 2,241.570 
Erlebens-Versicherung . | 7,453.390 565.237 577.868 1,588.743 
Rentenversicherung 1,174.562 561.047 °—208.049 382.994 
Associations-Einlagen ; 619.809 — 55.926 —406.508 306.864 
27,806.104 2,281.749 3,310.058 4,520.171 
dazu: . 

Zinsen-Einnahmen 6,850.937 454.412 | 1 sscala 

Coursgewinne 430.687 416.301 479.562 RER: 
Zinsen der Associationen . 672.573 — 152.768 — 158.752 — 250.000 
Totaleinnahmen 35,760.301 2,999.694  4,801.195 5,607.114 


Der Prämienzuwachs bei den Capitals-Versicherungen steht im Verhältnisse zur 
Geschäftszunahme; die Renteneinlagen zeigen seit Jahren zum ersten Male wieder eine 
verhältnissmässig bedeutende Steigerung; sie haben sich gegen das Vorjahr nahezu verdoppelt. 
Bemerkenswerth erscheint es, dass die „Krakauer“, welche 1891 eine bedeutende Renten- 
einlage erhielt, diesen Betrag in ihrem Einnahmen- und Ausgaben-Conto nicht eingestellt 
hat, sondern die Rentenreserve, welche Ende 1890 mit fl. 62.501 figurirte, anfangs 1891 
um fl. 900.000 höher einstellte. Bei Einbeziehung dieser Rente würden sich die Renten- 
einlagen für 1891 auf circa 25 Millionen erhöhen gegen fl. 613.515 im Vorjahre. Immerhin 
weisen die Prämien ein Plus von fl. 2,281.749 aus, welche Ziffer in keinem der Vorjahre 
auch nur annähernd erreicht wurde. | 


Von den Prämien-Einnahmen, inclusive jener der Associationen, entfielen in 
Gulden auf die 


1891 1890 1889 1888 1887 1886 


Se u KV — u —— 


21,078.305 19,284.510 18,541.450 17,662.538 16,712.129 15.478.705 
6,727.799 6,239.845 5,996.553 5,790.040 5,502.168 5,150.319 


Actien-Gesellschaften . 
Gegenseitigen Anst. 


Innerhalb des letzten Quinquenniums zeigen die Prämien-Einnahmen ein Plus von 
7:18 Millionen Gulden, wovon auf die gegenseitigen Anstalten nur fl. 1,577.000 entfallen. 


Coursgewinne wurden im Betrage von fl. 430.685 erzielt gegen fl. 14.386 im Vor- 
jahre; nachdem jedoch diese Post durchaus nicht realisirte Gewinne enthält, sondern 
meistentheils nur die Coursschwankungen der im Besitze der Gesellschaften befindlichen 
Werthpapiere ausdrückt, so besitzen sie keine allzugrosse Bedeutung. Wie sehr sie in den 
einzelnen Jahren varüren, ergibt sich daraus, dass sie betrugen: 1884 fl. 963.645, 1885 
fl. 532.503, 1886 fl. 318.637, 1888 fl. 892.337, 1889 fl. 132.721, 1890 fl. 14.386 und 1891 
Gulden 430.685; dagegen trat 1887 ein Coursverlust von fl. 2,488.000 ein, wovon jedoch 
nur fl. 465.177 im Gewinn- und Verlusteonto verrechnet wurden. 
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- Die Kinn haben. in den letzten Jahren folgende Verwendung erhalten: 
An die Versicherten: | | 
‚1891 1890 1889 1888 1887 
Auszahl. nach Ableben ..... 7,829.129 7,599.298 7,517.567 7,086.494  6,155.811 
.„ m Folge Erlebens . 3.552.945 3,095.186 : 2,925.677 2,881.063 . 2,983.695 
für :Renten , war 529.377 525.036 503.133 468.236 524.468 
EA „ Associationen. . 2,821.610 4,975.253 4,346.695 2,749.952 4,642.575 
r „ Rückkäufe 1,441.436 1,249.339 1.166.430 1,234.693 .1,156.694 
- Prämien-Reserve-Zuwachs 11 ‚967. 957 11, 164.951: 10,168.197 ‚9, ‚268. 192 8, 891.695 


—| "529. 228 EN 607.429 70: ‚72.274 — "745. 445 N 516.235 
26,613.226 26,001.634 24,055.425 22,893.185 21,838. 08. 


Vermögen der Associationen 


Prämien-Einn. f. eig. Rechnung 26, 274.311 24, 508.583 23 575. 9238. 22, 541.578 21 ‚381. 389 
Auszahlungen u. Weglagen i in | 
Percenten der eigenen Prämien 101'30 106°09 10204 10151 10234 


Die Auszahlungen in Folge Ablebens der Versicherten erforderten fl. 7,829.129, 
um fl. 230.000 mehr als im Vorjahre, während die Todesfall-Prämien um fl. 1,211.891 zuge- 
nommen haben. Die Sterblichkeit war im Allgemeinen sehr günstig und übertraf nur in 
vereinzelten Fällen die Erwartung. In Tabelle V haben wir die Sterblichkeit bei den ein- 
zelnen Gesellschaften behandelt und zeigt die Tabelle, dass die nach Todesfällen gezahlten 
Summen 1883—1885 um 4:34 Percent, 1886—1888 um 8:12 Percent, 1889 --1891 um 















































6:35 Percent, 1891 allein um 937 Percent gegen die Erwartung zurückblieben. Mit Aus- 
Tab. .W. 
Sterblichkeit im SE gegen die Erwartung in Pöreeätes der er- 
Namentieh Jahre 1891 wartungsmässigen Sterblichkeit in den Jahren 
Gesellschaften 
| | ne 1891 | 1889/91 | 1886-88 1888 —85 
Generali bis fl. 1000 . | 396) 223.877|| — 570 + 2:58|| -+ 499 1 584 
= E über fl. 1000 341| 1,548.555| — 5°73/ — 9:47) —10'46 " 
= IRiunione Adriatica . 471)  664.940| —12°46| — 7:38| — 2:28 ,| + 184 
S [Anker Männer 315! 790.457|| —20'83! —13°58| —12'64 ' 13-57 
=t.7,. Frauen | 56) 58.114 —15-82) + 0:59) 11-60 
c is Ung. Vers.-Ges. . || )460| 831.307 —11:02| — 7:62] —12°97 — 18:73 
5 Oesterr. Phönix . 595 663.444) — 6'344 5:89 ? ? 
" Donau 2 2835| 389.946 3:00) — 2:26 — 4:87 —-11:58 
‚© |Pester Fonciöre . 134 192.470 + 2:37 — 6'81| —14'81 — 17:47 
5 I Ung.-franz. Vers.-Ges. 123| 179.077) 0664 2:06| —-14'76 —18'37 
* Wr. Lebens- u. R-V.-A. 40) 126.300) —11'24, — 1374| —30'98 —29°19 
Allianz . 96 23.445| — 915| — — = 
3.310| 5,686.932| — 9:10) — 6°54| — 783 — 441 
Janus A 488| 457.112] — 11'801 — 5:67) —+- 2:66 — 174 
5 JAustria Männer 305, 158.776/413°:80| + 8:40| — 0:57 
S| ,° Frauen 1601 33.191 —23-85| —ı8-39| — 9:78 |%-+ 15:88 
37 „.. ‚sonst. Todesf. w 1) 150 40.410) —30°62 % £ 
En Beamtenverein 771)  842.307| —12:57 —12°99| —16'15 — 18:13 
$ asp 46, 61.900 —-22:20) — 2842| —26°99 4:95 
a Sterbecassen“ 56 5.0501 4-36°67|-+13:66| --20'26 IS 
= [Slavia 190|  181.861|| — 3:92) — 0:97| —12'49 16-84 
a Sterbecassen 109 27.414 +118°46|4-79451| —+-90'63 | Ei 
sol Transsylvania- 50° 46.0621 4-.10:56 4 8:03) —+- 7:02 4:79 
5 [Concordia i 21 21.158 —56°88| —35°65| — 2456 — 12°45 
Krakauer Vers.-Ges. 1185| 213.045 — 481 + 948 — 6'60 — 10:23 
| 2.459) 2,0%8.286 10:33] — 6°08| — 8:50 — 427 
5.769| 7,775.218|| — 9:37| — 6385| — 8:12 — 4:34 


Be f;; *) Geschätzt. 
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nahme des Jahres 1887 zeigt das Berichtsjahr die günstigsten Sterblichkadbe Eili im 


letzten Jahrzehnte. Es verzeichneten 


Versichertes ar gegen die 
Todesfälle Capital Erwartung 
Vers.-Capital 
De nn m 
Gulden Gulden 
Actien-Gesellschaften . 3.310 5,686.932 —569.297 
Gegenseitige Anstalten 2.459 2,088.286 — 234.475 
Summen für 1891 . 5.769 7,775.218 —803.772 
» „ 1890 5.694 17,539.824 — 546.122 
sn 7.1889 5.451 7,348.806 — 507.343 
5 1888 5.072 7,082.690 —448.415 
4 “1887 4.799 6,022.017 —813.171 
» 3.886 4.706 5,985.908 — 473.585 
„ „ 1885 4.790 - 5,899.052 — 169.576 
1884 4.456 5,504.047 — 240.566 


Gleichwie in den Vorjahren, 
E rhlichkeit in Bezug auf die Zahl der Personen, 


dagegen ein 


zeigt sich bei einigen Gesellschaften eine Ueber- 


Minus, was die fälligen 


Summen anbelangt, ferner weisen die kleinen Versicherungen eine bedeutend höhere Sterb- 


lichkeit aus, So 2. B. weist aus: 


Sterblichkeit + gegen die Erwartung 
Personen Capital Personen Capital Percent 
a sn el ni ne emsremes mamma nem; man en onen una 
Gulden Gulden 

Slavia . ECK 190 181.861 —21 — 7401 = 3:92 
„. . Sterbecasse 109 27.414 —-30 —14.865 = 11846 
Praha . Hd 46 61.900 -—23 —17.669 = 22:20 
„  Sterbecasse 56 5.050 +13 + 1355 = 3667 


Ueber die Sterblichkeit der versicherten Frauen veröffentlichen blos „Anker“ 


und „Austria“ Details, 


Frauen gestorben, gegen 


und 3 Frauen weniger, 


‚und zwar sind 1882—1891 beim „Anker“ 2876 Männer und 469 
die Erwartung 173 Männer 


bei der 
um 320 Männer 


„Austria“ 
mehr, 


starben im gleichen Zeitraume 3173 Männer und 1648 Frauen, 
um 87 Frauen weniger, als die Erwartung bestimmte. 

Zu den übrigen Ausgabeposten ist wenig zu bemerken; 
derten fl. 1,441.486 = 0'89 Percent der Prämien-Reserven. 

An die Rückversicherer wurden fl. 1,531.798 — 8:25 Percent der Todesfall-Prämien 
abgegeben. Die Ausgaben für Provisionen, Kosten und Steuern erforderten fl. 5,009.159, um 
fl. 489.000 mehr als 1890, welches Plus durch die Steigerung der neuen Abschlüsse herbei- 
geführt wurde; in Percenten der Totaleinnahmen waren die Spesen 14:5 Percent gegen 145 
respective 14°9 und 16 Percent in den drei Vorjahren. 
| Die Prämien-Reserven erhielten fl. 11,967.957 zugewiesen, um fl. 800.000 mehr als 
im Vorjahre und betrugen am Jahresschlusse fl. 143,664.936. Nach Deckung aller Bedürfnisse 
verblieben fl. 2,606.124 Ueberschuss, der sich in folgender Weise gebildet haben dürfte (wir 
sind hiebei theilweise auf Schätzungen angewiesen, nachdem die betreffenden Details nicht 
bekannt sind) es ergaben Gewinn in Gulden: | 


:die Rückkäufe erfor- 





1891 1890 1889 

a) Geringere Sterblichkeit : 2 803.772 546.122 307.343 
b) Zinsenüberschuss nach Dotirung der Prämien- 

Reserven mit durchschnittl. 41,9% Zinsen. .1,060.000 1,084.000 1,070.000 
c) Goursgewinne nr "430.687 14.386 131.721 
d) Prämienzuschläge 311.665 445.185 538.471 
Gewinn für 1891 2,606.124 2,089.643 2,047.535 

» 1890 2,089.643 

» „..1889 2 .047. 774 

» „ 1888 2.515.774 

r LET. 1,459.855 

R „..., 1886 1,989.565 

A Rote) 1,916.887 

5 „. 1884 1,936.045 
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| Von dem Ueberschusse entfällt weit mehr als die Hälfte auf das Zinsenconto und 


auf Coursgewinne; die Zinseinnahmen resultiren zum grössten Theile aus der Verzinsung 
. der Actien-Capitalien und Vermögens-Reserven; der eigentliche Geschäftsgewinn war daher 


im Allgemeinen ein sehr wenig befriedigender. 


Seit dem Jahre 1873 haben sich die Hauptpositionen der Einnahmen und Aus- 
gaben exclusive jener der Associationen in folgender Weise entwickelt: 


/ Zinsen und Fäll. Ver- . Prämien- Ueber- 
Prämien Coursgewinne sicherung. Reserven schüsse 
Einnahmen 


na MEIelsle1nloun ech Gr den 





1a7S et. ? ? 4:57 3342 0:39 
IST nern 9: 3 .4'56 36'14 071 
STORE SC ? ? 4:65 38:96 0:64 
ISTB San 1.032080 2:34 4:94 41:87 0:68 
SET 9875 271 5'29 4450 0:98 
IS7S mr 1086 2:67 556 4577 1'21 
18797225..2072.1046 3:11 557 49:89 1:16 
1880, Seren 12:12 3:38 6:05 5384 1'38 
185 ma 192:48 371 6°59 57:29 1'76 
1902 801022, 32..218:26 3'86 668 6191 141 
ISO ee 1456 3:95 115 65:14 1'66 
TOB4 nn. AB 4:58 7:69 13:94 1:94 
18884 2.2.20. 1716 4:98 874 80:67 1'93 
LS a 920g 4'82 9:09 8657 199 
180100 er 197] 4:95 9:45 93:86 1'46 
1888 21 ..522:45 6:48 2:10:5971#,2.109°12 2:52 
18891) . RE HZFOT.: 6:06 1095 119:30 2:05 
189 792.77 .5.24°85 641 11'22 130°87 2:09 
IS ne Rn. 929219 3#20:28 11:91 143'66 2:61 


In den Jahren 1879—91 gestalteten sich die Einnahmen und Ausgaben derart, 
dass nach Abzug der Rückversicherungs-Prämien fl. 250,020.000 als Prämien, fl. 71,190.000 
an Zinsen und Coursgewinnen eingingen; davon wurden zu Gunsten der Versichersen ver- 
wendet: fl. 127,270.000 für fällige Ver ieh erunden, fl. 14,010.000 für Rückkäufe, fl. 97,473.000 
als Prämien-Reserve beseitigt und fl. 7,340.000 den Versicherten als Gewinn restituirt. In 
Totale wurden demnach 98:44 Percent der Prämien zu Gunsten der Versicherten verbraucht. 


Die einzelnen Ausgabsposten gestalten sich in den Jahren 1876—1890 in her 
centen der Gesammt-Einnahmen: 


Auszahlungen für: | 
1876 1878 1880 1882 1884 1886 1888 1890 1891 


Todesfälle. . . . 9202 793:62329:3 2 287. .979...268:. 24:5 243 227 
Erlebens - Versicherungen 40 59 68 8:3 86 110 9:8 3:32.10: 
Fällige Renten . . , . 46 47 2:3 2:] 1:8 1'8 1'6 17 1'6 
Rückkäufe SE TR 81 5:8 4] 4:2 4:3 4:3 4:0 4:2 
a EERRERO 4:4 5'5 4:0 3a 37 3.1 32 44 
Spesen : . . rin 156.216: 51657158155 149 148° 1858 
Abschreibungen . NR =; 1:0 50 0:88:07 1:1 ' 

Reinsenmar neu enges 9:5 9:2 82 37 87 87 67 67 
Reservezuwachs. . . . 2120 158 30 31 275 272 320 BIT EAN 


100 100 100 100 100 100 100 100 100 


‚Tabelle VI enthält die Activen der 18 einheimischen Lebensversicherungs- 
Gesellschaften, von welchen 10 Anstalten auch die Elementar- Versicherung betreiben; für 


diese haben wir die gesammten Fonds eingestellt und ergibt sich aus der olgknden Ta- 


belle VII, inwieweit die Fonds für die Elementarbranchen zu haften haben. Am Schlusse des 
Jahres 1891 erreichten die Fonds die Höhe von fl. 215 ‚156.444, gegen fl. 200,710.555 
im Vorjahre; die Steigerung betrug demnach 15 Millionen Gulden, gegen 8°6, 44 und von 


8 Millionen Sn in den drei Vorjahren. 
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Das Vermögen vertheilte sich Ah die einzelnen Anlagen in Klserder Weise £ 


in Gulden: 


Stand Ende 
1891 

Cassa- und Bankeinlagen 12,114.087 
Immobilien . 26,884.604 
Wertheffecten . . 121,763.256 
Hypothekar-Darlehen 25.403.851 
Lombard h 358.436 
Escompte 1,920.983 
Policendarlehen 15,186.047 
Rückversicherungs-Gesellsch. . 362.115 
Agenten und Filialen 8,211.275 
Diverse 2,912.438 
215,117.092 

Dazu ungetilgte Kosten 639.354 


gas 
1891 
+ 1,514.439 
1 1.973.647 
1 8,726.253 
+ 2,921.685 
—_ 871.592 
+ 144.328 
2. 1,110.868 
—.. 545.525 
364.467 
— 318.616 


—-15,026.939 
=... 18.957 


Fr in- den Ba 


| 1890 
— 1,719.923 
— 1,004.226 
-+10,257.269 
+ 26.042 
2.100394 
256.147 
-- 1,203.530 
-— 587.226 
11.781 
— 757.306 
—- 8,753.146 
— 58.392 


a u 
....1880/9 
— 2,175.834 


+ 801.086 


—-46,101.639 
—-11,371.840 
— 1,116.285 
— 2.414.719 
+ 5.412.365 
— 1,284.516 
+ 645.366 
212° ,701.281 
—-57,442.273 
— 913.910 


Nahezu sämmtliche Anlagearten haben 1891 eine Vermehrung erfahren; in erster 
Linie natürlich die Effecten, welche Anlage von den Gesellschaften favorisirt wird. Diese 
Erscheinung lässt sich seit einer Reihe von Jahren beobachten; in den letzten 12 Jahren 
investirten die österreichisch-ungarischen Lebensversicherungs-Gesellschaften von 81'1 Mil- 
lionen Gulden Vermögenszuwachs 65:1 Millionen = 86'3 Percent in Werthpapieren. Wir 
‚haben uns bei jeder Gelegenheit dagegen ausgesprochen, dass die Gesellschaften einen so 
grossen Theil ihrer Fonds in Werthen anlegen, welche bei einem Courssturze grosse Ver- 
luste herbeiführen können; seit 1880 sind die Werthpapiere von 42 Percent der Gesammt- 
fonds auf 56°5 Percent gestehen das ist durchaus kein normales Verhältniss. 
| Die "Werthpapiere setzten. sich aus folgenden Effeetengattungen in Gulden 


zusammen: 
+ in den Jahren 


a a ren aan 


up 1891 1890 


1889 

Oesterr.-ungar. Staatspapiere . 40,407.000  -+1,325.000 —+-3,302.000 -+-3,880.000 

. Eisenbahnpapiere . 32,961.000 -+4,790.000 —+2,091.000 —+-1,830.000 
Pfandbriefe . 28.192.000  --1,648.000 — 426.000 -1-3,650.000 
Diverse Papiere ...2.14498.000 484.000 2,502.000 —1,680.000 
Papiere in fremder Währung . - ...11,847.000  —- 649.000 -+2,058.000 — 564.000 
Darauf haftende Zinsen 560.000 — 171.000 — ae 
121,763.000 -+8,725.000 +9,527.000 -1-7,116.000 


Nach ihrem Ursprunge setzten sich die Werthpapiere der Gesellschaften zu- 


sammen aus: 
Sven + in den Jahren 





m 


| ey 1891 "90 1889 
Oesterreichischen Werthpapieren 50,702.000 --3,817.000 —-1,285.000 —-1,910.000 
Ungarischen R 58,662.000 -+4,438.000  —-8,754.000 —-9,590.000 
Fremdländischen 4 11,839.000 -- 641.000  —-2,058.000 —- 564.000 


Der höhere Zinsfuss, den ungarische Papiere abwerfen, veranlasst die Gesell- 
schaften, sie zur Investition zu verwenden; dabei ist zu bemerken, dass die Effeeten der 
ungarischen Gesellschaften nahezu durchgehends aus ungarischen Werthen bestehen. 

Von den übrigen Anlageformen erhöhten sich Darlehen auf Hypotheken um 
fl. 2,921.685, Immobilien um fl. 1,973.647, Cassa- und Bankeinlagen um fl. 1,514.439. Die 
Policen-Darlehen zeigen einen etwas geringeren Zuwachs wie im Vorjahre; am Jahres- 
schlusse hafteten auf die bestehenden Versicherungen fl. 15,186.047 = 9:55 der Prämien- 
Reserven, was auf keine übergrosse Sl uncE des Bene seitens der Ver- 
sicherten hindeutet. 

Die Post „Ungetilgte Kosten“ figurirt nur noch bei wenigen Gesellschaften und 
vermindert sich bei diesen von Jahr zu Jahr; wenn trotzdem 1891 eine kleine Erhöhung 
um fl. 18.957 hiebei eintrat, so rührt dies davon her, dass die neu etablirte „Allianz“ 
fl. 87.513 an Organisations-Kosten etc. zur Vorschreibung bringen musste; ohne DER Umstand 
wäre eine Verminderung nm fl. 68.556 .zu verzeichnen gewesen. 






Zr Die Veränderungen der Werthanlagen seit 1877 waren  erkanfiu den Be: 
 sammten Vermögensstandes: 3 
. E 1877. 1880 1888 1886 1889 1890 1891 


a 
Slpeskelar es I 135.124, .]2:5 
MWerthellecten. 2, nn 2382 420 495 508 535 563 564 
Policendarlehen ee 5:5 56 : 60 6°6 70 70 
Darlehen auf Hypotheken . . . - 10:1 82 7:6 883: 214.12 2.188 
schffeeten. ou. 19 17 0:9 0:4 0:6 0:6 02 
= „Wechsel. 2...2..7..50.,83 3:1 39 11 0:9 0:9 0.9 
Ausst. bei Genossensch. . : . . . 24 15\ 

‘2 2) 5: 4 51 

3 Dane ee. 84 84 J ! - . ne 
; SS Büekvers.:Ges... .. 020. N 1'2 19 2:1 0:2 0:5 0:2 
EN N & "892 916 919 930 934 942 946 
BoAusst, bei Agenten... in ei 82 53 4:9 4:5 4:1 3:9.%...3:8 
ae ee 12 
Mohihem. ae ee 0 0:3 03 02 0:1 0:1 01 
ME m mn nn 


9:0 77 75 64 6:3 5:5 51 
er Umgerlste Spesen... . 2... =2.09 07 0:6 06 0:3 0:3 0:3 
100 100 100 100 100 100 100. 


Diese Aufstellung zeigt, dass die verzinslichen Werthe jährlich einen grösseren 
Theil der Activen absorbiren, während die Ausstände bei Agenten und Diverse nahezu 
constant bleiben, percentuell sogar bedeutend zurückgehen. So haben sich Agenten-Ausstände 
seit 1877 von 8:2 auf 3-8 Percent der Activen reducirt. ur 
| Bei den Passiven der Gesellschaften, in Tabelle VII zusammengestellt, unter- 
scheiden wir drei Arten von Verpflichtungen, nämlich: 1. die Prämien-Reserven der Ver- 
sicherten, 2. die unbeglichenen Schäden und 3. die den Actionären gehörenden Cap italien 
“resp. bei den Gegenseitigkeits-Anstalten die über die Verpflichtungen hinaus vorhandenen 
Reservefonds. Die Prämien-Reserven haben wir bereits besprochen, die für FElementar-Ver- 
sicherungen vorhandenen Prämien- und Schadenreserven waren Ende 1891 fl. 11,989.640. 
"Das eingezahlte Actiencapital erhöhte sich 1891 um fl. 750.000, indem der „Anker“ 
aus der Gewinn-Reserve fl. 250.000 zur Erhöhung des eingezahlten Actiencapitals ver- 
wendete und die „Allianz“ mit fl. 500.000 Einzahlung neu hinzutrat. 
Be Vermögens-Reserven waren für fl. 18,464.798 am Jahresschlusse vorhanden, gegen 
fl. 17,128.135 im Vorjahre, haben also um fl. 1,336.668 zugenommen, obgleich der „Anker“ 
fl. 250.000 seiner Vermögens-Reserve entnahm. Die Vermögens-Reserven überragen bei den 
Actien-Gesellschaften das eingezahlte Actiencapital, wenn man die „Allianz“ nicht in 
Rechnung zieht. 
Nachdem Actiencapital und Vermögens - Reserven Superdeckungen für die Ver- 
pflichtungen gegen die Versicherten darstellen, so ist es von Interesse, aus der folgenden 
Aufstellung zu ersehen, in welchem Verhältnisse die Capitalskraft der Gesellschaften zu 
ihren Verpflichtungen sich stellt; es besassen: 


Prämien- u. Schaden- Actiencapitalu. Ver- 

Reserven mögens-Reserven 
9 Actiengesellschaften . » . . . - 132,995.441 32.932.694 = 248 
9 Gegenseitige Anstalten . . 39,731.625 5,671.304 = 143 
Ä 172,727.066 38.603.998 — 225 


Von den Ueberschüssen, ‘inclusive jener der Elementarbranchen bei 10 Gesell- 

schaften, erhielten die Actionäre fl. 1,820.248, die Versicherten fl. 1,349.185 zugewiesen. 

Das Erträgniss der Actien war um fl. 440.000 günstiger als im Vorjahre, wo die ungün- 
stigen Ergebnisse in den Elementarbranchen beeinträchtigend wirkten. 


aa 


N ee LI VER FARB 
RUFEN 


Die an die Actionäre yerikeikie: Summe entspricht einer Verzinsung von. 13 2 


Percent der Baareinschüsse und setzte sich aus folgenden Gewinnstquellen zusammen: 


5 Percent von fl. 13,373.600 Actiencapital . . = 668680 = 5 Percent Dividende 
5 nn 0m13,089,444  Vermögensreserve . =, 65442 = 49 . N 
Keschäftsgewina ra. rs nk une A070 7 N e 


EEE TE Er er u uamenner 
1,820.243 —= 13:6 Percent Dividende 


Von dem Erträgnisse der Actionäre entfallen dieser Aufstellung zufolee fl. 497.248 
auf den Gewinn aus dem Geschäfte, während 72:5 Percent der ganzen Summe gegen 884 
im Vorjahre aus den Zinsen der Baareinschüsse und Vermögensreserven gebildet wurden. 





Die Zahl der in Oesterreich concessionirten ausländischen Lebensversicherungs- 
Gesellschaften vermehrt sich alljährlich; so enthält unsere Aufstellung für 1891 zum ersten 
Male die Ergebnisse der „Mutual“, Lebensversicherungs- Gesellschaft in New-York, für die 
Zeit vom August 1890 bis Ende 1891 und neuerdings haben „Union“ in: London und 
„Victoria“ in Berlin ihre Thätigkeit in Oesterreich begonnen. Unter den 20 Gesellschaften, 
die in Oesterreich 1891 concessionirt waren, sind 9 deutsche, 4 französische, 4 ameri- 
kanische, 1 englische, 1 belgische und 1 niederländische. 

Die „Caisse Generale“, „Le Phenix“ und „Lübecker“ schliessen keine neuen Ge- 
schäfte ab, wogegen die „Vaterländische in Elberfeld“ neuerdings in Oesterreich arbeitet. 
Von den 20 Gesellschaften haben „Gresham“, „Phenix“ ‚ „Aigle“ ‚„New-York“, „Equitable“, 
„New-Yorker Germania“, „Mutual“ und „Niederländische“ ihre Thätigkeit auf Ungarn aus- 
gedehnt und enthalten die folgenden Tabellen auch die Ergebnisse in Ungarn, soweit uns 
dieselben bekannt sind. Leider scheinen die Ausländer in Ungarn nicht verpflichtet zu 
sein, die Höhe ihres dort bestehenden Versicherungsbestandes zu publieiren, weshalb wir 
bei der „New-York“ und „Equitable“ approximative Ziffern hiefür einsetzen mussten. 

Die Production der ausländischen Gesellschaften war 1891 in Oesterreich- Ungarn 
weit umfangreicher, als im Vorjahre;, es gelangten für fl. 38 ‚437.592 neue Policen zur Aus- 
stellung. Hiezu die Abscldisce der „New-York“, „Equitable“ und „Niederländischen“ in Ungarn 
mit rund 4 Millionen Gulden angenommen, erreichte die Produetion 42-4 Millionen Gulden, 
um circa 10 Millionen mehr als im Vorjahre; an diesem Plus participirte der „Gresham“ 
mit 2:5 Millionen Gulden. 

Der Nettozuwachs betrug fl. 25,930.917, wobei der Zuwachs von „New-York“ 
und „Equitable* in Ungarn mit 2 Millionen Gulden angenommen ist und war derselbe 
gleichfalls um mehr als 10 Millionen Gulden höher als 1890. In Percenten der neuen 
Abschlüsse war der Nettozuwachs 62-8 Percent gegen 56'7, respective 51:7 Pereent in den 





beiden Vorjahren, was ein günstiges Zeichen ist, da es eine wesentliche Abnahme der 


vorzeitig gelösten Versicherungen bedentet. 

Der Capital-Versicherungsbestand war Ende 1891 fi. 193,315.956; insgesammt 
waren in Oesterreich - Ungarn Capital - Versicherungen während der jelzken Jahre in 
Kraft in ‚Gulden: 





Oesterr.-ungar. !) ‚ Ausländische 
Gesellschaften Gesellschaften Summen 
men Sn — Fe Arme 
129310, 22.2412.957.810 75,550.000 488,507.810 
3 Ute Er a 479,400.080 97,211.346 576,611.426 
18872... ,215584,109,675 122,934.343 677,037.018 
1889... .. . 624,836.578 150,213.1272) _775,049.7052) 
LBS 653,811.3393) 162,835.735#) 818,647.0743)*) 
1891 Werd a 193,315.956°) 891,204.078°) 
') Inelusive der. garantirten Associationen des „Anker“. — 2) Inclusive der Versicherungen der 
„New- York“ in Ungarn. — 3) Nach Abzug von fl. 6,678.265 doppelt gerechneten Summen. — #). Ohne a 
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Paternelle*. — 5) Inclusive der Versicherungen der „Equitable« in Ungarn. ig 
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In Oesterreich-Ungarn betrugen im Jahre 1891 in Gulden 





























Bl Ausländische | Stand am Schlasse des 
= Lebensversicherungs-Gesellsehaften a he Jahres Zuwachs gegen 
in Oesterreich-Ungarn Policen Capital- Policen Capital- 1890 
Versicherungen Versicherungen 
La Royale; Beige; ... .: ...; 1.101 . 839.653 | 3.118 3.638.194 37.380 
Bremer Lebensversicherung !) 50 63.247 142 186.424 6.024 
Frankfurter Lebensversich. . 48 46.200 334 393.700 — 13.300 
Germania RE 702 2,140.350 | 5.406 16,644.051 1,422.367 
Gothaer Lebensversicherung ') 227 1,360.350 | 2.606 | 17,140.230 765.120 
Leipziger Lebensversich. ') 346 1,355.060 | 2.808 | 13,858.500 881.823 
Lübecker Lebensversicherung — _- 49 126.311 —8.667 
Nordstem . ©... 00. 76 346.737 | 269 |  1,671.760 155.821 
3 SERtEUArter or a Lena. 83 436.083 581 3,845.000 193.000 
- Yaterlandische. „3. 81. el 74 330.750 143 493.205 294.500 
The Gresham ?) 3.150| 10,132.600 | ? | 3)60,230.000 | 94,500.000 
Bene, 02 je «ash. 588,882. +? -4,482.927 | 1,482.000 
Caisse Generale '..." ». 88 || 3 = ? 823.223 | — 57.356 
NETT. 6 a 28 139.760 2 1,925.680 || — 158.310 
L’Urbaine f ) 300, *) 1,100.000 ? 4) 5,000.000 | 9% 725.000 
Niederländische DT 692.273 | 1.067 2,114.445 488.391 
5 en bloc übernom. — Be ? 1,692.801 | — 89.682 
‚Equitable, Oesterreich . . . 825 4,122.000 ? 11,536.625 | 2,796.625 
New-York, Oesterreich . . | *) 8001  4,335.947 ? 23,067.790 || 3,809.791: 
New-Yorker Germania '!)?) . 837 3,3858.200 | 1.711 6,245.590 1,500.390 
The Mutual?) . . 51.080) 5) 6,100.000 | ? 5.200.000 || 95,200.000 
Summen 10.269] 38.437.592 | 2? | 180,315.956 || 23,930.917 
Equitable Ungarn‘... ...- ? ? a? *) 5.000.000 | A 
New-York Ungarn . . . . RR ? ? *) 8,000.000 | : 


























Die hier verzeichneten Versicherungssummen der ausländischen Gesellschaften 
variiren zum Theile gegen die vorhergehenden Aufstellungen; die Ursache liegt darin, 
dass mehrere Anstalten in Goldwährung versichern und der Umrechnungscours nahezu 
jährlich wechselt. 

Ueber Rentenversicherungen liegen nur wenige Daten vor, denn blos 6 Anstalten 
ertheilen in ihren Ausweisen Auskunft darüber, ob sie Renten versichert haben; es ver- 
zeichnen für Ende 1891 Jahresrenten: „New-York“ fl. 12.573 (+ 795), „Germania“ 
fl. 12.743 (+ 1816), „Niederländische“ fl. 851, „Royale Belge“ fl. 1548, „Urbaine“ fl. 546; 
wobei die eingeklammerten Zahlen den Zuwachs gegen 1890 zeigen. Die „Equitable“ wies 
. Ende 1891 für fl. 8574 Renten aus. 

Die Einnahmen und Ausgaben betrugen in Gulden: 


1891 1890 1889 

mn m? m mn mn? 

Prämien-Einnahmen ®) . . 8,230.995 6,827.711 6,257.288 

Zinsen-Einnabhmen . 1,106.975 . 1,000.450 875.066 

Kal, 5 2 9,337.970 7,828.161 7,132.354 

davon wurden verwendet für: 

fällige Versichernng . 2,404.231 1,741.169 1,314.075 

Rückkäufe . 317.068 268.204 248.295 

Kosten Ka . 1,868.653 1,423.750-  1,329.958 

Prämien-Reserve-Zuwachs . 4,095.527  3,513.070 3,495.946 

{ | Er 8.685.479 6,946.195 6,388.274 

| . „verbleibt Ueberschuss 652.491 881.970 744.080 
N ). Approzimativ. — 1) f, 1 = Mark 17 oder Frances 21. — 2) Inclusive des Geschäftsstandes in 


Circa. — 5) Vom 1. Juli 1890 bis Ende 1891. — ®) 1891 incl. des ungarischen Geschäftes der „Equitable#, 
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er Die Prämien für eigene Rechnung erhöhten sich 1891 um mehr 1 Million Gulden, 


_ wenn man die neu hinzu gekommenen Prämien-Einnahme der „Equitable“ in Ungarn in 


Abrechnung bringt; in Percenten der versicherten Capitalien waren die Prämien 4'27 Per- 


cent. Die Zinsen-Einnahmen steigerten sich um fl. 106.525. Bei 5 Gesellschaften fehlen in 


- den Einnahme-Conten. die Zinsen-Einnahmen, was uns unrichtig erscheint, denn die Zinsen 


bilden ja einen Hauptfactor zur Reservesteigerung und das schliessliche Ergebniss muss 


immer um den Betrag der nicht verrechneten Zinsen ungünstiger ausfallen. 

‘Das Wachsthum der ausländischen Gesellschaften in Oesterreich-Ungarn ergibt 
sich auch aus der folgenden Aufstellung, welche nachweist, dass der Antheil derselben an 
den gesammten Prämien-Einnahmen in Oesterreich-Ungarn 1875 nur 1’5 Percent war, 1891 
dagegen 228 Percent erreichte. 


Es betrugen die Prämien-Einnahmen und Associations-Einlagen in Gulden bei: 


Prämien der 
Ausländer in 


Oesterr.-ungar. Ausländischen 


Anstalten ‘ Anstalten Summen ae 
: Bee Malern: Prämien 
1875 . 11,800.000 179.228 11,979.228 1:5 
1876 . 11,728.000 337.898 12,065.898 2:8 
1877. . 11,247.900 552.319 11,800.219 4:7 
1878 . 11,756.900 763.716 12,520.616 61 
1879 . 12,163.600 1,076.267 13,239.867 81 
1880 . 13,923.600 1,422.763 15,346.363 9:3 
1881 . 14,358.000 1,907.688 16,265.688 117 
1882 . 15,205.800 2,378.961- 17,584.761 13:5 
1883 . 16,607.957 2,965.130 19,573.087 15°2 
1884 . 17,684.477 2,479.816 21,164.293 16°4 
1885 . 19,603.226 3,918.4577 23,521.683 16:7 
1886 . 20,628.866 4,465.205 25,094.071 178 
1887 . 22,214.297 5,040.493 27.254.790 18:5 
1888 . 23,452.578 5,639.167 29,091.745 19-4 
1889 . 24,538.003 6,257.288 30,795.291 20:3 
1890 . 25.524.355 6,827.711 '32,352.066 211 
1891 . 27,806.104 8,230.995 36,037.099 22:8 


Für fällige Versicherungen wurden fl. 2,404.231 = 29:2 Percent der Prämien veraus- 
gabt gegen 25°5 Percent resp. 21 Percent in den beiden Vorjahren. Die Fälligkeiten betreffen 
vorzüglich Todesfall-Versicherungen, da mit Ausnahme des „Gresham“ nur geringe Summen 
für Erlebens-Versicherungen bezahlt wurden. Der Schadensatz war 1891 der höchste, welcher 
bisher zu verzeichnen war, dürfte jedoch noch weitere Steigerung erfahren, da mit zu- 
nehmendem Durchschnittsalter der Versicherungen die Fälligkeiten naturgemäss steigen. 


Seit 1883 wurden für fällige Versicherungen verausgabt in Gulden: 


1883 597.313 — 18-4 Percent 1888 1,207.747 — 21:6 Percent 
18834 503.989 = 144 , 1889 1,319.075 = 210 ,„ 
18855 696.386 = 177  „ 1890 1,741.169 = 235 , 
18856 878.711 = 196 „ 1891 2,404.231 = 292 , 





1837 1,126.826 = 223 %„ 


Spesen und Steuern erforderten fl. 1,868.653, das sind 22:7 Percent der Prämien- 
Einnahmen gegen 20°8 Percent respective 21 Percent in den Vorjahren, die Steigerung der 
Spesen ist auf die Etablirungskosten der „Mutual“ zurückzuführen, ohne diese ergeben sich 
nur 21 Percent Spesen. 


Ueberschuss realisirten 10 Gesellschaften im Betrage von fl.'874.111, während 
9 Compagnien mit fl. 218.620 Verlust abschlossen; bemerkt sei hier, dass wir den Gewinn 


in allen Fällen um die im Betriebsjahre an Versicherte bezahlten Dividenden erhöhten, 
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166.52 522 
505.390 
677.949 


‚613.293 
811.379 


893.681 


„1,029.995 
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Prämien-Reserven waren Ende 1891 
- Gulden mehr, als im Vorjahre; 
Reserven 18351891: 


871.111 


fl. 28,598. 260° ran um 41 Minionen 
in Percenten der Versicherungssummen waren die Prämien- 
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9,107, 12, 1228 13:7, 14:7, 148 Percente, 
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Im Verlage von 


WILHELM BRAUMÜLLER, 
k. und k. Hof- und Universitäts-Buchhandlung in Wien, 


sind erschienen: 





DER ÜBERGANG ZUR GOLDWÄHRUNG. 


Untersuchungen 
über die Wertprobleme der österr.-ungar. Valutareform. 
Von 
PROF. CARL MENGER. 
ET: »8...71802730,9,, 00: = sa N). 








DIE -ZUKUNFE DES SIEBERS. 


Von 
PROF. Dr. EDUARD SUESS. 
or. 82 1VE 1227.58: 1802,23 Do 2oike 52 ot 











DIE ZURINER DES SOEDE 


Von 
PROF. Dr. EDUARD SUESS. 
er: 8... VL77389°82: 21877 04.0° 8:M. 





DIE AUFNAHME DER BAARZAHLUNGEN 
in Oesterreich-Ungarn. 
Ein Compromiss -Vorschlag von 


PIHEIPPFSWESTRHAF: 
81..8..1206”8.1892. 2. Sokr 2 03. 





DIESGEED UND CREDITIHEORIE 


Peel’schen Bankacte. 
Von 
PROFESSOR Dr. ADOLF WAGNER. 
gr..8. XXIX. 320'S. 1862. 2fl.—=4M. 
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© DIE CONVERSION 


- ÖFFENTLICHER SCHULDEN. 


——  — 


TEIEORETISCH. DARGESTELLT 


VON 


Dr. ALOIS KÖRNER. 





WIEN unD LEIPZIG. 
BEER EER MI BRAUMUÜLLER 


K, U. K, HOF- UND UNIVERSITÄTS-BUCHHÄNDLER, 


1893. 








Vorwort. 


Den Zweck nachfolgender Abhandlung bildet die theoretische 
Darstellung der Conversion öffentlicher Schulden. 


Abgesehen von der hohen Bedeutung, welche diese Materie 
als Theil der Finanzwissenschaft in den Augen des Fachmannes 
unter allen Umständen beanspruchen darf, liegt auch für den ca- 
pitalbesitzenden Laien, den Staatsgläubiger, im allgemeinen und 
insbesondere in der jetzigen Epoche, in welcher manchen euro- 
päischen Staaten neue Conversionen unmittelbar bevorstehen, ein 
unbestreitbares Interesse vor, sich mit Begriff und Wesen einer 
Einrichtung vertraut zu machen, deren Wirkung auf sein Renten- 
einkommen ihm nur allzu fühlbar wird und auf diese Weise so 
manche gegen diese Einrichtung noch tief eingewurzelte auf irr- 


thümlichen Anschauungen beruhende Vorurtheile zu beseitigen. 

Dem theoretischen Charakter der Abhandlung entsprechend 
wurden praktische Beispiele nur in geringer Anzahl — soweit es zur 
Erleichterung des Verständnisses nöthig erschien —, herangezogen. 
Dass dieselben ausschliesslich der englischen F inanzgeschichte ent- 
nommen sind, findet seine Begründung darin, dass wir England, 
dem classischen Boden der Entwicklung des Credits- und Staats- 
schuldenwesens, auch die Ausgestaltung der Conversionsidee ver- 
danken und dass die diesbezüglichen englischen Verhältnisse inter- 
national bekannt sind. 

So möge denn vorliegendes Werkchen sein Ziel erreichen und 
zur Erkenntnis des Wesens der Conversion sein Scherflein bei- 
tragen! 


WIEN im November 1892. 


Der Verfasser. 
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Entstehung der Staatsschulden. 


»Either the nation must destroy 
public credit; or public credit 
will destroy the nation.« 


[Hume, Essays, vol. II p. 145. 


\V enn in einer Privatwirtschaft Vermögen und Einkünfte zur 
Bestreitung vorhandener Bedürfnisse nicht ausreichen, sieht sich 
der Wirtschaftsherr gezwungen, durch Aufnahme eines Darlehens 
fremde Capitalien zur Deckung seines Geldbedarfes heranzuziehen. 
Als Entgelt für die gewährte Benützung dieser Capitalien, als 
Prämie für die Gefahr des Capitalsverlustes und theilweise auch 
als Commissionsgebür (Vermittlungsgebür) für die Zubringung 
der Capitalien, zahlt der Darlehensnehmer jährlich eine bestimmte 
Summe, welche, in Percenten des dargeliehenen Capitals ausge- 
drückt, der Zins genannt wird. 

Die nach Percenten bemessene Höhe des Zinsfusses wird 
durch die obgenannten drei Factoren — Marktpreis des Capitals 
(Capitalsmiete), Gefahr des Capitalsverlustes (Risico) und Ver- 
mittlungsgebür — bestimmt. 

Auch die Staatswirtschaft kommt in gewissen Fällen in die 
soeben geschilderte Lage der Privatwirtschaft. Wenn das staat- 
liche Vermögen und die staatlichen Einkünfte, — in erster Linie 
die Steuern — zur Bestreitung des für die Erreichung der Staats. 
zwecke erforderlichen Aufwandes nicht auslangen, bleibt auch 
dem Staate Nichts übrig, als im Wege der Aufnahme von Schulden 
__ Staatsschulden — zu fremdem Capital seine Zuflucht zu nehmen. 
Die Steuer belastet die Gegenwart zu Gunsten der Zukunft, die 
Staatsschuld belastet die Zukunft zu Gunsten der Gegenwart. 
Die rückzahlbare Schuld bildet den Urtypus der Staatsschuld. 
Für die gewährte Capitalsnutzung zahlt wie der Private so auch 
der Staat Zinsen, deren Höhe ebenso wie bei dem Darlehen an 
Private durch die obengenannten drei Factoren Capitalmiete, 
Risico und Vermittlergebür bestimmt wird. 


Körner, Conversion öffentl. Schulden, I 


Das Moment, von welchem der Staat bei Aufnahme von An- 
leihen, jedoch nur insoweit die Capitalsvorstreckung eine frei- 
willige ist, Gebrauch macht, ist der öffentliche Credit. Dieser 
Credit ist je nach den Umständen grösser oder geringer und wird 
durch das Vertrauen der Staatsgläubiger in die Zahlungsfähigkeit 
und ‘den Zahlungswillen des Staates als ihres Schuldners bestimmt. 

In kriegerischen Zeitläuften oder bei Deficiten, welche Fälle 
gewöhnlich den Anlass zur Aufnahme von Anlehen bilden, ist der 
Credit des Staates naturgemäss geringer und das Risico des 
Gläubigers höher; diesem Umstande wird durch die grössere Ge- 
fahrprämie Rechnung getragen, welche in der Erhöhung des Zins- 
fusses, zu dem das Anlehen contrahiert wird, ihren Ausdruck findet. 
Auch der Capitalmietpreis selbst kann in solchen Fällen, nament- 
lich bei kriegerischen Ereignissen, eine mitunter nicht unbedeutende 
Steigerung erfahren, weil zu diesen Zeiten die Nachfrage nach 
Capitalien grösser wird, das Angebot hingegen gleich bleibt oder 
sich sogar noch vermindert. Was endlich die Vermittlergebür 
anbelangt, so wird auch sie bei Aufnahme öffentlicher Schulden 
anlässlich eines Deficits oder kriegerischer Ereignisse nicht mit 
Unrecht eine Steigerung erfahren, welche durch die in solchen 
Fällen nöthige erhöhte Anstrengung bei Vermittlung des Credit- 
geschäftes ihre Erklärung und damit auch ihre Rechtfertigung 
findet. 

Die Zwangslage des Staates in Fällen der Anlehensaufnahme 
wie die soeben angeführten gibt noch zu einem anderen Vorgange 
Anlass, den wir analog auch bei Privatschuldnern beobachten 
können, welche sich im Momente äusserster Verzweiflung in 
Wucherhände werfen. Sowie ein Wucherer sich beispielsweise 
für den bar dargeliehenen Capitalsbetrag von 60 oder 80 die 
Summe von 100 zur Rückzahlung verschreiben lässt, selbstver- 
ständlich bei gehöriger Verzinsung nebenbei, so wurde in vielen 
Fällen der Aufnahme von Staatsanlehen dem Gläubiger die Schuld- 
urkunde nicht über den wirklich bar dargeliehenen, sondern über 
einen weit höheren Capitalsbetrag ausgefertigt. 

Erhält der Staat für seine Schuldurkunden das in ihnen ver- 
briefte Capital von den Gläubigern wirklich bar ausgezahlt, so 
emittiert er das Anlehen al pari; ist das vom Staate thatsächlich 
in Empfang genommene Capital geringer als jenes, worauf die 
Schuldtitel lauten, so findet eine Emission des Anlehens unter pari 
statt und je verzweifelter die Lage des Staates war, umso grösser 
wird die dem Gläubiger zu Gute kommende Differenz zwischen 
dem wirklich erhaltenen und dem nominellen Schuldcapitale sein. 


Die ersten, wenn vielleicht auch nicht die zahlreichsten Fälle 
der Emission von Staatsanlehen unter pari bietet uns die Finanz- 
geschichte Englands. Als Beispiele mögen hier bloss einige der 
in den Jahren 1794 bis 1796 aufgenommenen Anlehen angeführt 
und hiebei bemerkt werden, dass die bezüglichen Daten einer von 
der königlich grossbritannischen Regierung vor kurzem heraus- 
gegebenen und dem Verfasser in liebenswürdigster Weise zur 
Verfügung gestellten amtlichen Publication über die Geschichte 
und den Stand der englischen Staatsschuld entnommen wurden, 
somit authentisch sind. 

Das englische Anlehen vom I. Februar 1794 (Act 33 Geo II. 
c. 28): wurde in der Weise emittiert, dass jeder Zeichner von 
72 £. in Münze Schuldverschreibungen über Ioo &£. in 3°/,igen 
Consols erhielt, wodurch ein nominelles Schuldcapital von 6,250.000 £ 
in 3°/,igen Consols geschaffen wurde, während der Staat that- 
sächlich nur ein Capital von 4,500.000 &£ bar erhielt. 


Bei Emission des Anlehens vom I. Februar 1795 (Act 34, 
Geo. III. c. I) erzielte der Staat ein Barcapital von 11,000.000 &. 
Jeder Zeichner von Ioo &£ erhielt hiefür I0O0 £ in 3°/,igen Consols, 
25 £ in 4P/,igen Consols und eine Ännuität von II s5 d für 66}, 
Jahre. Für das Barcapital von 11,000.000 £ wurden somit emittiert 
11,000.000 £ 3°/,iger Consols, 2,570.000 £ 4P,iger Consols und 
62.791 £ 13 s 4 d in Annuitäten, ablaufend mit dem Jahre 1860. 

Die Subscribenten des Anlehens vom I. Februar 1796: (Act 
35. Geo Ill. c. 14) erhielten für je IOO £ Barcapital IOO £ in 3°/,igen, 
3326s8 din 4°),igen Consols, eine Annuität von 8s 6.d für 
65!/, Jahre und eine Zusatzannuität von I s. Dem wirklich vom 
Staate in Empfang genommenen Capitale von 18.000.000 £ standen 
sonach an Schuldverschreibungen in 3°/,igen Consols 18,000.000 £, 
in 4°/,igen Consols 6,000.000 £ und an Annuitäten 85.500 £ ge- 
genüber. 


Der gleiche Vorgang und ein sogar noch grösseres Missver- 
hältnis zwischen bar erhaltenem und verbrieftem Capital ist hin- 
sichtlich der zahlreichen in den Jahren 1798, 1799, 1800 u. Ss. w. 
emittierten englischen Staatsanlehen zu verzeichnen. So instructiv 
auch die bezüglichen Daten namentlich dadurch sind, dass sie im 
Zusammenhalt mit den Thatsachen der Weltgeschichte die Rück- 
wirkung kriegerischer Ereignisse auf den Staatscredit und das 
Staatsschuldenwesen genau erkennen lassen, so muss sich (der 
Verfasser ihre Anführung und Besprechung mit Rücksicht auf die 
enggezogenen Grenzen gegenwärtiger Abhandlung versagen. 
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Die Aufnahme von Staatsanlehen zu ungünstigen Bedingungen 
ist von den Theoretikern stets mit Recht auf das Schärfste verur- 
theilt worden. Sie mag trotzdem in vielen Fällen ein Gebot der 
Nothwendigkeit und ein Ausfluss staatserhaltender Klugheit ge- 


wesen sein, welche unter zwei Übeln — dem Untergange des 
Staates und der Anleihensaufnahme zu diesen ungünstigen Be- 
dingungen — mit voller Berechtigung das kleinere wählte. Das 


Verhältnis zwischen Wucherer und verzweifeltem Schuldner, wel- 
ches oben erwähnt wurde, lässt sich zwar als erklärendes Analogon 
für die Darstellung der Anlehensaufnahme unter pari verwenden, *) 
unrichtig und gehässig wäre es jedoch, die Festsetzung derart un- 
günstiger Anlehensbedingungen unter allen Umständen als Wucher 
zu bezeichnen, denn das, was ın einem Falle ungerechtfertigte Aus- 
beutung des Schuldneis ıst, wird in einem andern Falle zur noth- 
wendigen Massregel für den contrahierenden Gläubiger. Je ver- 
zweifelter die Nothlage des Staates, je geringer sein Credit, umso 
berechtigter ist das Verlangen seiner Gläubiger nach Cautelen und 
Prämien. Dem Gläubiger zumuthen, er möge von diesen absehen, 
heisst ihm eine Opferwillickeit zumuthen, welche in Geld- und 
Creditsachen nicht am Platze ist und die er möglicherweise mit 
seinem eigenen Ruin bezahlen würde. Der Vergleich, den ein 
französischer Finanzschriftsteller schlechthin zwischen den in Noth- 
lage gerathenen Staaten, die ein Anlehen unter pari emittieren und 
den verschwenderischen Söhnen vornehmer Häuser, welche in 
Wucherhände fallen, anstellte, hinkt ärger, als selbst einem Ver- 
gleiche gestattet ist. Nicht jeder in Nothlage gerathene Schuldner 
ist ein Verschwender, nicht jeder Gläubiger, der sich gegen den 
Verlust sicherstellt, ein Wucherer. Es ist nur recht und billig, 
dass der grösseren Gefahr auch die grössere Gefahrprämie ent- 
spreche. 


*) Von manchen Schriftstellern wird diese Analogie überhauptin Abrede ge- 
stellt. Vergleiche Bluntschli, (Allgemeines Staatsrecht 7. Buch, cap. VL, Staats- 
credit): »Eine Eigenthümlichkeit dieser Verträge des Staates ist es, dass die 
Wuchergesetze darauf keine Anwendung leiden. Wenn demnach die Staats- 
gläubiger höhere Zinsen zugesichert erhalten, als sie von Privatschuldnern 
fordern dürften oder eine geringere Summe einzahlen, als der Nennwerth der 
Obligationen beträgt, so werden sie nicht etwa des Wuchers schuldig; denn 
der Staat ist eine so grosse Macht, dass es ungereimt wäre, denselben dem in Pri- 
vatnoth gekommenen armen Schuldner an die Seite zu stellen und vor der Hart- 
herzigkeit der Wucherer durch die Gesetzgebung zu schützen. Die wahre Ge- 
fahr ist hier doch die entgegengesetzte, dass der Staat seine Macht im Ver- 
folge zum Nachtheil der Gläubiger benutzen werde.« 
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In den von uns bisher behandelten Fällen der Aufnahme von 
Anlehen wurde zur Voraussetzung genommen, dass die Vorstre- 
ckung der Capitalien seitens der Gläubiger eine freiwillige sei. 
Die Eingehung von Staatsschulden ist aber unter gewissen Voraus- 
setzungen auch in Form eines Zwangsanlehens möglich. Einen 
derartigen Zwang kann der Staat nur auf seine eigenen Unter- 
thanen ausüben, daher können Zwangsanlehen nur im Inlande zur 
Zeichnung aufgelegt werden. Anlehen dieser Art sind nament- 
lich zu Ende des 18. Jahrhundertes in verschiedenen Staaten Eu- 
ropa’s und zwar mitunter ausdrücklich als Ersatz für die Steuern 
— Kriegssteuern — ausgeschrieben worden. Aus dem Gesichts- 
punkte der freiwilligen oder zwangsweisen Capitalsvorstreckung 
hat man denn auch die Staatsschulden in freiwillige und Zwangs- 
schulden eingetheilt. 

Fine andere mit der soeben behandelten in gewissem Zusammen- 
hange stehende Eintheilung der Staatsschulden, welche namentlich 
zu Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts bei den Theoretikern 
sehr beliebt war, ist die Scheidung zwischen auswärtigen und ein- 
heimischen Staatsschulden, je nachdem die Staatsgläubiger Aus- 
länder oder Unterthanen des contrahierenden Staates waren. An 
diese Eintheilung knüpft sich hinsichtlich verzinslicher Staatsschulden 
die Frage, ob die verzinslichen auswärtigen oder die verzinslichen 
einheimischen Schulden bei einem mit Schulden beiderlei Art be- 
lasteten Staate früher zu tilgen seien. Die Frage wurde von den 
sie behandelnden Autoren dahin beantwortet, dass in diesem Falle 
die Tilgung der auswärtigen Staatsschulden früher einzutreten 
habe, »denn je länger eine verzinsliche Schuld unbezahlt bleibt, 
desto höher steht durch die Verzinsung zum Nachtheile des Schuld- 
ners der Aufwand, den sie verursacht und es ist unzweifelhaft besser, 
dass ein Staat in dieser Lage des Schuldners gegenüber einem 
einheimischen als gegenüber einem Ausländer in Verlust stehe«”) 
mit anderen Worten, dass die Zinsenlast des Staates einem In- 
länder zu Gute komme. 

Der berühmte Ausspruch Hume’s, den wir unserem Capitel 
vorangestellt haben, »dass die Nation den öffentlichen Credit — das 
Staatsschuldenwesen — vernichten müsse, weil sie andernfalls selbst 
von ihm vernichtet werden würde« hat im Laufe der Zeiten zahl- 
reiche Gegner gefunden. Man hat insbesondere die Staatsschulden 
für einen Zuwachs des Nationalcapitales in dem Sinne hingestellt, 
„als ob bei Abwesenheit dieser Schulden die Nation um den 


*) Ehrenthal, Schuldenwesen. 
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Schuldbetrag ärmer wäre. Ein geistvoller französischer Financier — 
Boisbertrand — hat geradezu behauptet, dass die öffentliche Schuld 
mit Unrecht eine Schuld genannt werde, dass sie diesen Namen 
nur bedingt — nur im Falle der Überschreitung gewisser Grenzen — 
verdiene. 


Von Hume bis zu Boisbertrand ist ein weiter Weg .... die 
Wahrheit liegt in der Mitte. 


IE 


Eintheilung der Staatsschulden. 


Bei der Aufnahme von Anlehen kann der Staat entweder die 
Pflicht zur Rückzahlung des Schuldcapitals (mit oder ohne Ver- 
zinsung) oder bloss die Verpflichtung zur jährlichen Verzinsung 
dieses Capitals übernehmen. Hienach theilen sich die Staatsschulden 
in rückzahlbare und in nicht rückzahlbare. Wurde die rückzahl- 
bare Schuld auf kurze Frist aufgenommen, so bildet sie eine Form 
der sogenannten schwebenden Schuld (Tresorscheine, Salinen- 
scheine). Hat die Rückzahlung der Schuld erst nach längerer Frist 
stattzufinden, so zählt das Anlehen zur fundierten Schuld. Zur 
fundierten Staatsschuld gehören ausser den soeben erwähnten rück- 
zahlbaren langfristigen Schulden auch noch die nicht rückzahlbaren 
Schulden, welch letztere gewöhnlich mit dem Namen Rentenschuld 
bezeichnet werden. Diese nicht rückzahlbaren Schulden, bei welchen 
dem Gläubiger lediglich die fortdauernde Bezahlung jährlicher 
Zinsen versprochen ist, können entweder mit dem Vorbehalte des 
staatlichen Aufkündigungsrechtes oder ohne einen solchen Vor- 
behalt eingegangen werden. 


Steht dem Staate das Aufkündigungsrecht bezüglich einer 
Rentenschuld zu, so ist ihm die Möglichkeit gewahrt, sich durch 
Rückzahlung des Nominal-Schuldcapitals von der weiteren Zins- 
verpflichtung zu befreien. Hat sich der Staat hingegen bei Con- 
trahierung der Rentenschuld das Aufkündigungsrecht nicht vor- 


behalten, so fehlt die Möglichkeit einer derartigen Capitalsrück- 
zahlung. 
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Die Frage, ob eine Rentenschuld als kündbare oder nicht 
kündbare aufgenommen wurde, erhält dann eine besondere Be- 
deutung, wenn dem Staate die Verzinsungsbedingungen drückend 
und lästig werden und er sich dieser Last zu entledigen strebt. 
Drückend wird aber die Rentenzahlungspflicht insbesondere dann, 
wenn der Rentenzinsfuss gegenüber dem am Capitalsmarkte gel- 
tenden Zinsfusse unverhältnismässig hoch ist. In diesem Falle 
beruft bei der kündbaren Schuld der Staat seine Gläubiger ein- 
fach zusammen und zahlt ihnen das Nominal-Schuldcapital wirklich 
zurück oder bietet wenigstens die Rückzahlung ernstgemeint an. 
Hiegegen können die Staatsgläubiger nichts einwenden, denn das 
Kündigungsrecht ist eben Vertragsbedingung, möge sie ausdrücklich 
oder stillschweigend gesetzt sein. Auf diese Weise kann bei der 
kündbaren Rente der Staat den Gläubiger zwingen, die Leistung 
von ihm anzunehmen, widrigenfalls sich der Gläubiger mit den 
anderweitigen diesfälligen Dispositionen des Staates zufriedengeben 
müsste. 

Beı nıcht rückzahlbaren Schulden hingegen wäre die Aufkün- 
digung und Rückzahlung an den Gläubiger vertragswidrig und 
eine arge Rechtsverletzung. Hier ist der Staat, wenn er sich der 
Zinsenlast zu entledigen strebt, auf den guten Willen seiner Gläu- 
biger angewiesen; er kann nicht zwingen, sondern muss bitten. 
Als einziger Ausweg in dieser Noth bleibt ihm der Rückkauf seiner 
Schuldurkunden an der Börse, aber nicht mit der festen Maximal- 
Grenze des Nominal-Capitals, sondern nach dem schwankenden 
Börsencourse, welcher gerade dann infolge der gesteigerten Nach- 
frage nach derlei Schuldtiteln vielleicht sogar über pari gestiegen 
sein wird. Diese einfache Erwägung bestimmt die Entscheidung 
der Frage nach dem gegenseitigen Wertverhältnisse der kündbaren 
und der nicht kündbaren Rentenschulden hinlänglich dahin, dass 
der kündbaren Rentenschuld, nicht nur unbedingt der Vorzug 
zu geben ist, dieselbe vielmehr auch als Normal-Typus der Ren- 
tenschuld empfohlen werden muss. 

Als in manchen Staaten gebräuchliche und beliebte Abarten 
der staatlichen Rentenschuld sind die Annuitäten- und die Leib- 
renten-Schulden des Staates hervorzuheben. Bei beiden ist die 
Rentendauer zeitlich begrenzt: bei der Annuität absolut durch den 
Ablauf einer im Voraus bestimmten Zeit z. B. 66 Jahre, bei der 
Leibrente durch die Dauer des Lebens einer bestimmten Person. 

Als Beispiel eines Staatsanlehens mit Annuitätenzahlungs-Ver- 
pflichtung sei hier bloss das englische Anlehen vom I. Februar 
1790 per 187000 £ (Act 29, Geo III, c. 37) genannt, bei welchem 
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jedem Contribuenten von 100 £ eine Annuität von 7£9sod 
für 18 %/, Jahre vom 5. April 1789 angefangen, verbrieft wurde. 
Der ganze Annuitätenbetrag, zahlbar halbjährig am 5. April und 
10. October jedes Jahres, belief sich auf 14001 £ ı2 s6.d. 


Unter demselben Datum wie dieses Annuitäten-Anlehen wurde 
(Act 29, Geo III, c. 41) das englische Tontinen- (Leibrenten-) An- 
lehen von 1789 im Betrage von 1,002.500 £ aufgenommen, dessen 
letzter Überlebender am 31. October 1887 gestorben ist. 


Die Frage, ob die Eingehung eines Schuldverhältnisses in 
Leibrentenform für den Staat empfehlenswert sei, hat verschiedene 
Beantwortungen gefunden und viele Staaten haben thatsächlich 
die Leibrente unter den Bestandtheilen ihrer öffentlichen Schuld 
nicht aufzuweisen. 


Ohne an diesem Platze für oder gegen die Einführung der 
Leibrente als Form der Staatsschuld Stellung zu nehmen, sei bloss 
darauf hingewiesen, dass derjenige Staat, welcher sich einmal für 
die Aufnahme der Leibrente unter die Formen seiner öffentlichen 
Schuld entschieden hat, in den diesbezüglichen Einrichtungen Eng- 
lands ein geradezu mustergiltiges System vorfindet, in welchem 
die reichsten praktischen Erfahrungen, .durch eine höchst ent- 
wickelte wissenschaftliche Theorie abgeklärt, als leitende Princi- 
pien genommen wurden. Der Gedanke, die Leibrente als Form 
der Staatsschuld zu benützen, ist auf englischem Boden entstanden. 


England, das Reich, in welchem dank der eminent praktischen 
Veranlagung seiner Bürger und der Fürsorge einer einsichtsvollen 
Verwaltung die Praxis des öffentlichen Credits- und Versicherungs- 
wesens in allen seinen Zweigen seit Jahrhunderten sich freier ent- 
wickeln konnte, als in den europäischen Continentalstaaten, Eng- 
land, das die ersten Autoritäten auf dem Gebiete wissenschaftlicher 
Behandlung der einschlägigen Materien aufweist, hat durch eine 
geniale Verschmelzung des öffentlichen Credits- und des Lebens- 
versicherungswesens die Frage, wie Leibrenten als Formen der 
Staatsschuld und als Mittel zur Tilgung derselben benützt werden 
können, einer glücklichen Lösung zugeführt. Eine imponierende 
Autorität wie Dr. Richard Price, ein politischer Arithmetiker ersten 
Ranges, ist zugleich Verfasser geistvoller und höchst instructiver 
Aufsätze über öffentliches Schuldenwesen, des »Appeal to the public 
on the subject of the national debt« und des als Capitel III seiner 
berühmten »Observations on reversionary payments etc. and on 
the national debt,« veröffentlichten Aufsatzes »of public credit and 
the national debt,« einer Abhandlung, auf welche zurückzukommen 
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wir im Verlaufe unserer Darstellung mehrfach Gelegenheit finden 
werden. 

Bis zum Jahre 1808 war für die Gebarung des Leibrenten- 
fonds in England keine staatliche Aufsichtsbehörde bestellt, sondern 
die fallweise nöthigen Anordnungen über Verwaltung und Investition 
des Fonds-Capitales dem Schatzkanzler überlassen. Das englische 
Leibrenten-Gesetz (Act 48. Geo Ill, c 142.) vom Jahre 1808 über- 
trug die Agenden der »Life Annuities< an die Commission für 
Reducierung der National-Schuld. Als oberster Grundsatz für das 
gegenseitige Verhältnis der Leibrentenschuld und der anderen 
Staatsschulden-Gattungen wurde aufgestellt, dass es jedem Eigen- 
thümer von consolidierten oder reducierten 3°/,ıgen Stocks freistehen 
solle, dieselben bei der obgenannten Commission zu überreichen 
behufs Umtausches gegen eine begrenzte Annuität, abhängig von 
der Lebensdauer entweder einer einzelnen Person oder zweier 
Personen und des Überlebenden von ihnen. 

Als Massstab für die Berechnung der Lebensdauer der Leib- 
renteninhaber beider Geschlechter wurde die »Northampton’sche 
_ Mortalitäts-Tabelle«, ein Werk des berühmten politischen Arith- 
metikers Dr. Price, zu Grunde gelegt. Die durch Ankauf von 
Leibrenten gewonnenen Capitals-Beträge an Staatsschuld-Titeln 
werden in den Staatsschulden-Tilgungsfond (Sinking Fund) über- 
nommen und die auf diese Capitalien entfallenden Zinsen für 
Rechnung dieses Fonds ausbezahlt. Zum Zwecke des exacten 
Altersnachweises der Leibrentenwerber ist ein System minutiöser 
Vorsichtsmassregeln geschaffen. Über die Transactionen des Fonds 
soll jährlich an das Parlament Rechnung gelegt werden. 

Der ökonomische Erfolg eines Leibrentenplanes als eines 
Mittels zur Tilgung der Staatsschuld ist vorzüglich von der Richtig- 
keit zweier Annahmen abhängig: 

I. von der Wahrscheinlichkeit einer Courssteigerung der 
Staatspapiere, gegen welche die Leibrenten eingetauscht wurden, 
für die Dauer dieser Leibrenten. 

2. von der richtigen Schätzung der Lebensdauer jener Personen, 
von deren Leben die Leibrente abhängig ist. 

In letzterer Beziehung weist die von Dr. Price im Jahre 1782 
verfasste Northampton’sche Mortalitäts-Tabelle Mängel auf, welche 
von der englischen Staatsschuldenverwaltung verbessert worden 
sind. 

Sämmtliche der in Vorstehendem angeführten Arten der Staats- 
schuld bedürfen urkundlicher Grundlagen. Speciell hinsichtlich 
der Beurkundung von Rentenschulden herrscht in den einzelnen 
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Staaten grosse Verschiedenheit. Das französische System der In- 
scription besteht in der Eintragung der Rente in das Grosse Buch 
der Staatsschuld, worüber eine Bescheinigung ausgestellt wird, 
aus welcher das Recht auf den Bezug eines bestimmten Betrages 
jährlicher Rente hervorgeht. 

Das österreichische System beispielsweise ist, hievon abwei- 
chend, gekennzeichnet durch die Ausfertigung bestimmter auf den 
Nominal-Betrag des Capitales ausgestellter Obligationen, welche bei 
der nicht rückzahlbaren Schuld nur die Zinsverpflichtung und nicht 
die Pflicht zur Capitals-Rückzahlung ausgedrückt enthalten. Trotz- 
dem nun beispielsweise die auf Ico Gulden lautende Renten-Obli- 
gation dem Gläubiger nur den Anspruch auf den Bezug jährlicher 
Zinsen dieses Nominal-Schuldcapitales, niemals aber auf Capitals- 
Rückzahlung selbst gibt, hat die Obligation dennoch einen Capitals- 
wert. Der Umstand nämlich, dass durch den Besitz der Obligation 
der jährliche Bezug einer Rente gesichert ist, gibt dem Titre den 
Handelswert, als dessen Ausdruck der Rentencours an der Börse 
erscheint. 

Beide Systeme, das der Inscription und das der Obligations- 
Ausfertigung kennen Schuldtitres, die auf Überbringer und solche, 
die auf Namen lauten. 

Ebenso, wie bei Ausstellung von Rentenurkunden durch 
Private, war auch bei der Beurkundung von Staatsschulden das 
Erste und Ursprüngliche die Ausfertigung der Rentenurkunde auf 
eine bestimmte Person. Das Inhaber- (au porteur-) Papier kommt 
zeitlich später. Privatrechtliche Forschungen haben die Priorität des 
Namenpapieres unumstösslich bewiesen. Durch die Bedürfnisse des 
Börseverkehres begünstigt, hat sich das Überbringer-Effect zu 
jener führenden Rolle emporgeschwungen, welche ihm — dem 
Objecte und Substrat der Speculation — heutzutage zukommt, 
während das Namenpapier mehr den Interessen des ständigen 
Rentenbesitzes zu dienen bestimmt und zu diesem Zwecke in den 
einzelnen Staaten mit besonderem Rechtsschutze ausgestattet ist. 
(Vergleiche beispielsweise für Österreich die vom Verfasser im 
Jänner- und Februar-Hefte 1892 des österr. Central-Blattes für Ver- 
waltungspraxis veröffentlichten Aufsätze über den Rechtsschutz 
des österr. Staatsrentencapitales I. und I. 





I. 


Das Verhältnis des Staates zu seinen Gläubigern, 
juristisch betrachtet. 


Das Verhältnis, in welches der Staat zu seinen Gläubigern 
durch die Aufnahme von Staatsschulden tritt, wird von der herrschen- 
den Lehre als streng privatrechtliches bezeichnet. *) 

Die Frage, unter welches Institut des Privatrechtes sich die 
Contrahierung der Staatsschulden juristisch subsumieren lässt, ist 
für die rückzahlbaren und für die nicht rückzahlbaren Schulden 
verschieden zu beantworten. 

Ist die Staatsschuld rückzahlbar — mögen hiebei Zinsen be- 
dungen sein oder nicht — so liegt juristisch ein Darlehensvertrag 
vor und die über diesen Vertrag ausgefertigte Urkunde ist ein 
Schuldschein. 

Ist die Staatsschuld jedoch nicht rückzahlbar, sondern wurde 
dem Staatsgläubiger bloss die Bezahlung einer jährlichen Rente 
versprochen, so ist das Rechtsverhältnis ein Rentenkauf. 

Bei der kündbaren Rente ist das Kündigungsrecht des Staates 
(selbstverständlich correlativ mit der Pflicht zur Rückzahlung des 
Nominalcapitals der gekündigten Rente) als Vertragsbedingung 
gesetzt, dem Gläubiger hingegen ein derartiges Kündigungsrecht 
nicht vorbehalten. 

Bei der unkündbaren Rente fehlt der Vorbehalt des Kündigungs- 
rechtes gänzlich, vertragswidrige Kündigung aber wäre ein Rechts- 
bruch, dessen sich der Staat, der berufenste Hüter des Rechtes, 
am wenigsten schuldig machen darf. 

Zur Geschichte des Rechtsinstitutes des Rentenkaufes verdient 
kurz bemerkt zu werden, dass seine ersten Anfänge nachgewiese- 
nermassen bis ins ıI. Jahrhundert zurückreichen. 





*) „Man hat in neuerer Zeit die Contrahierung (von Staatsanleihen) als 
einen Act der politischen Staatsgewalt bezeichnet [Schmitthenner, Staatsrecht, 
S. 360] und daher auch viele Staatsschulden dem Privatrecht zu entziehen .... 
versucht. Allein.... mit Unrecht. Der Credit freilich, den der Staat benützt, 
ist ein öffentlicher .... und es ist ein Act der Staatshoheit, wenn der Staat im 
einzelnen Falle zur Eingehung von Darlehensschulden sich entschliesst .... 
Aber das Darlehen selbst ist nicht ein Ausfluss der Staatshoheit, denn die 
Privaten, welche dem Staate ihre Capitalien vorstrecken, sind dazu nicht ver- 
pflichtet und das Geschäft, welches sie abschliessen, ist ein wesentlich privat- 
rechtlicher Vertrag«. [Bluntschli Staatsrecht (7. Buch. 6. cap. S. 534)]. 
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Zu jener Zeit kam, wenn auch nicht vielleicht — wie behauptet 
wurde — in der Absicht das damals herrschende Zinsverbot zu 
umgehen, ein Rechtsgeschäft auf, welches darin bestand, dass 
jemand einem Anderen ein Capital hingab und sich dafür die 
Bezahlung einer ewigen Jahresrente ausbedang. 

Die Rentenbestellung (Rentenkauf) erfolgte ursprünglich — 
wenigstens in Deutschland — bei hypothekarischer Sicherstellung 
der Rente auf Grund und Boden (als Reallast). 

Diese Urform der Rente erfuhr sodann im Laufe der Jahr- 
hunderte durch die Bedürfnisse des Verkehrs verschiedene Aus- 
gestaltungen. Von der Sicherstellung auf Grund und Boden wird 
in gewissen Fällen in dem Masse Umgang genommen, als der 
Personalcredit seine Wirkung zu äussern beginnt, in anderen 
Fällen wird statt der ewigen Rente, dem Ewiggeld, eine Rente auf 
Lebenszeit constituiert. 

Urkunden über derlei Renten — »Rentenbriefe« — wurden ur- 
sprünglich auf den Namen des Käufers ausgestellt. Sie bilden 
die ursprüngliche und älteste Erscheinungsform des Namen-Papieres. 
Das Überbringereffect tritt erst später auf. Seine Bezeichnung 
als Inhaber-Papier rührt von der bei Rentenbriefen üblich ge- 
wordenen Formel her, welche lautete:. «Auf des Briefes wissent- 
lichen getreuen Inhaber,« später wohl auch schlechtweg: » Auf den 
Inhaber.« 

Nach der Dauer der Rentenpflicht ergeben sich zwei Haupt- 
formen der Rente: die ewige Rente (Ewiggeld) einerseits und die 
zeitlich beschränkte Rente andererseits. 

Letztere wird Annuität genannt, wenn ihre Dauer absolut 
durch Ablauf einer im voraus bekannten Zeitfrist bestimmt 
erscheint, und Leibrente, wenn sie von der Dauer des Lebens 
einer bestimmten Person abhängig ist. 

Die juristische Natur der Leibrenten- und Tontinen-Schulden 
ist durch die der Terminologie des Privat-Rechtes entnommene 
Bezeichnung dieser Schulden hinlänglich klargestellt. 
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IV. 


Begriff und Wesen der Conversion, finanz- 
wissenschaftlich und cıvilrechtlich erörtert. 


Suppose farther, that the scheme, 
by keeping up public credit, and throw- 
ing money every year into the hands 
oflenders, enables government to bor- 
row at I £ per cent less interest, than 
would be otherwise required, that is 
at 4 instead of 5 per cent. In these 
circumstances, there would arise a 
present saving to the kingdom of 
50000 &£. per ann; for the interest of 
ten millions at 4 per cent is 50000 £ 
less than the interest of nine millions 
at 5 per cent. 


[Price: Preface to the third edition of the Ob- 
servations on Reversionary Payments. 


Behufs Erlangung des finanzwissenschaftlichen Begriffes der 
Conversion kann wiederum die Privatwirtschaft zum Ausgangs- 
punkte der Darstellung genommen werden. 

Hat der Private ein Darlehen unter Bedingungen aufgenommen, 
welche infolge geänderter Verhältnisse — Sinken des Zinsfusses 
durch grösseres Angebot an Capital, durch grössere Creditfähigkeit 
des Darlehenswerbers u. s. w. — ıhm drückend zu werden be- 
ginnen, so verwehrt ihm nichts, von der günstigen Constellation 
Nutzen zu ziehen und seinem Gläubiger die drückendere (z. B. 
höher verzinsliche) Schuld aufzukündigen, weil er in jedem Momente 
andere Capitalisten findet, mit welchen er einen neuen Darlehens- 
vertrag zu günstigeren ‚Bedingungen z. B. zu einem geringeren 
Zinsfusse abzuschliessen in der Lage ist. 

Die Herabsetzung des Zinsfusses wird für den Privaten in den 
meisten Fällen der Antrieb zur Rückzahlung der alten und Contra- 
hierung neuer Schulden sein. 

Für den Staat sind die Fälle, in denen er so wie der Private 
an die Tilgung der alten und Aufnahme einer neuen Schuld denkt, 
mannigfaltiger. Allen diesen Fällen kommt aber als gemeinsames 
Merkmal zu, dass der Staat in ihnen die Gelegenheit benützt, seine 
Lage zu verbessern und seine Verpflichtungen minder drückend 
zu gestalten. 
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Wollte man eine Eintheilung derartiger Fälle versuchen, welche 
sich für den Staat ergeben können, so könnte man sie scheiden: 

I. in Fälle, wo die Verpflichtung aus dem Darlehens- (Renten-) 
Vertrage dem Staate drückend wird, und 

2. ın Fälle, wo. die Erfüllung dieser Verpflichtung dem Staate 
unmöglich wird. 

I. Drückend; wird die Verpflichtung des Staates aus dem Schuld- 
verhältnisse insbesondere — analog wie die Verpflichtung des pri- 
vaten Darlehensnehmers — beim Sinken des Zinsfusses. 


Die Elemente, nach welchen sich die Höhe des Zinsfusses auf 
dem Capitalsmarkte richtet — Entgelt für die hingegebene Capitals- 
nutzung, Gefahrprämie und Vermittlergebür — wirken auch auf die 
Höhe des thatsächlichen Zinsfusses der Staatsrente, welcher stets 
die Tendenz zeigt, mit jenem des Capitalmarktes gleich zu werden, 
ungefähr so, wie das Niveau der Flüssigkeit in communicierenden 
Gefässen die gleiche Höhe aufweist. 


Mathematisch bestimmt sich der Zinsfuss durch das Verhältnis 
des jährlichen Zinsbetrages zum Capitale, wie dies schon der 
Ausdruck — z. B. »fünf pro Cent« andeutet, bei welchem dieses 
Verhältnis auf das Capital »Hundert« reduciert ist. 

Der Zinsfuss fällt sonach, wenn der jährliche Zins bei gleich 
hohen Capitalsbeträgen kleiner wird, oder, wenn der Capitalsbetrag, 
welcher zur Sicherung eines jährlichen Zinses in gleicher Höhe 
erforderlich ist, grösser wird. 


Der Zinsfuss steigt umgekehrt, wenn der jährliche Zins bei 
gleich hohen Capitalsbeträgen grösser wird, oder, wenn der Capitals- 
betrag kleiner wird, welcher zur Erlangung eines jährlichen Zinses 
gleicher Höhe erforderlich ist. 


Die jährliche Zinssumme, zu deren Leistung der Staat aus 
dem Staatsschuldverhältnisse verpflichtet erscheint, ist für die ganze 
Dauer des Bestandes der Schuld bestimmt und bleibt eine und 
dieselbe. Bei der fünfpercentigen Rente beispielsweise zahlt der 
Staat, solange die Rentenschuld besteht, fünf Geldeinheiten als 
Zinsen von hundert Geldeinheiten Capital. 


In dem Verhältnisse, welches uns den Zinsfuss mathematisch 
darstellt, ist nun bei Staatsschulden der jährliche Zinsbetrag für 
die ganze Dauer des Bestandes der betreffenden Schuldgattung fix 
und invariabel; variabel hingegen ist der Capitalsbetrag, welcher 
zur Erlangung des jährlichen Zinses erfordert wird. Das Sinken 
oder Steigen dieses Capitalbetrages bedeutet ein Steigen oder 
Sinken des Zinsfusses. 
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Selbstverständlich ist an dieser Stelle unter dem Worte Ca- 
pitalbetrag nicht das Nominalcapıtal der Schuldurkunde zu ver- 
stehen, (denn dieses bleibt unverändert und fungiert nur als Mass- 
stab für die Höhe der Rückzahlung), sondern jenes Capital, welches 
im Handelsverkehre für die Rentenurkunde gezahlt wird und als 
dessen Ausdruck der Cours des Papieres erscheint. 


Wenn nun auf dem Geldmarkte Capitalsanlagen zu fünf vom 
Hundert seltener und schliesslich gar nicht mehr vorhanden sind, 
so dass sich der Darleiher mit Vier vom Hundert begnügen muss, 
der Zinsfuss daher fällt, so wird man auch die Staatsrente zu einem 
Preise kaufen, welcher — durch den Courswert des Papieres aus- 
gedrückt — so hoch ist, dass die fixe invariable Rente jährlicher 
Fünf im Verhältnisse zu diesem Courswerte einen Zinsfuss nicht 
mehr von fünf, sondern bloss von vier Percent darstellt. 

Die Frage: welches Capital gibt eine jährliche Zinssumme von 
fünf, wenn hundert Geldeinheiten Capital vier Geldeinheiten Zinsen 
tragen, findet in der Proportion: 


RE FENDT 
ihren Ausdruck, und ist, da sich 
x = 125 


herausstellt, dahin zu beantworten, dass ein Capital von 125 er- 
forderlich ist, um sich eine jährliche Rente von 5 zu verschaffen. 
Der Cours der Staatsrente wird hienach auf 125 steigen. 

Das theoretische Beispiel hat — der Deutlichkeit und Einfach- 
heit halber — mit eclatanten Zifferansätzen operiert. In der Wirk- 
lichkeit wird die Überschreitung des Nominal-Capitales der Rente 
durch den Courswert, das Steigen des Courses über pari, gewöhn- 
lich kein so bedeutendes sein oder richtiger: der Staat wird nicht 
warten, bis die Courssteigerung so beträchlich geworden ist. Die 
Thatsache, dass der Cours das Nominale überschritten hat und 
dass diese Differenz — wenn auch vielleicht nicht so bedeutend 
wie im obigen Beispiele, doch andauernd zu Tage tritt, ist ein un- 
widerleglicher Beweis für das Sinken des Zinsfusses auf dem Ca- 
pitalsmarkte und hienach vollkommen geeignet, dem Staate die 
Anlehensbedingungen der seinerzeit zu höherem Zinsfusse aufge- 
nommenen Schuld nunmehr drückend erscheinen zu lassen. 

Drückend werden die Bedingungen des Schuldverhältnisses 
für den Staat beispielsweise auch dadurch, dass sie ihm verwehren, 
das Renteneinkommen des Staatsgläubigers mit einer Steuer, einem 
Abzuge aus dem Titel der staatlichen Finanzhoheit zu belegen. 


Ist die Rente mit der ausdrücklichen Bezeichnung als steuerfreie 
ausgegeben worden, so wäre die nachträgliche Besteuerung der- 
selben vertragswidrig und ein Rechtsbruch, der für den Credit 
des Staates die ungünstigsten Folgen nach sich ziehen könnte. 

2. Als Beispiel dafür, dass dem Staate die Erfüllung der Schuld- 
verpflichtung in der verabredeten Weise überhaupt unmöglich 
werden kann, wäre der Fall der Währungsänderung anzuführen 
z. B. der Uebergang zur Goldwährung, wenn die Staatsschulden 
bisher in Silber oder Papiergeld verzinslich, beziehungsweise rück- 
zahlbar waren. 

In Fällen, wie die soeben aufgezählten, wird der Staat eine 
ihm dargebotene Gelegenheit, seine Lage als Schuldner zu ver- 
bessern und seine Lasten minder drückend zu gestalten, nicht un- 
benützt vorübergehen lassen. Aus der capitalistischen Welt selbst 
werden ihm Anbote zugehen, ihm zu günstigeren Bedingungen 
Geld zu verschaffen. Der Staat wird seine drückenden Schulden 
in minder drückende umzuwandeln trachten. Das Mittel hiezu 
bietet die Conversion. 

Wörtlich genommen bedeutet Conversion einer Schuld ledig- 
lich die Umwandlung der Schuld in eine andere bei Veränderung 
der Schuldbedingungen. Der finanztechnische Sprachgebrauch 
engt dıesen Wortbegriff dahin ein, dass unter Veränderung bloss 
die Erleichterung, nicht aber auch die Erschwerung der Schuld- 
bedingungen verstanden wird. 

Zerlegt man die Operation, welche den Namen Conversion 
führt, in ihre Elemente, so findet man, dass sie besteht: 

I. aus der Rückzahlung einer alten Staatsschuld, 

2. aus der Aufnahme einer neuen Schuld, welche zu minder 
drückenden und darum für den Staat günstigeren Bedingungen 
eingegangen wird. 

Diese beiden Elemente zusammengenommen sind für den 
Begriff der Conversion wesentlich. Statt nun aber, wie der nächst- 
liegende Gedanke wäre, die beiden Theile der Operation auf ver- 
schiedene Personen zu beziehen, nämlich dem Gläubiger A seine 
Forderung rückzuzahlen und mit dem Gläubiger B ein neues 
Schuldverhältnis unter günstigeren Bedingungen einzugehen, kann 
der Staat die Operation vereinfachen. Er bietet dem Gläubiger A 
die freie Wahl zwischen Rückzahlung des Capitals der alten 
Schuld und Eingehung des neuen Schuldverhältnisses. 

Hienach lässt sich die Conversion definieren als die Contra- 
hierung einer neuen Staatsschuld zu günstigeren Schuldbedingungen 
an Stelle einer alten zu minder günstigen Bedingungen einge- 
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Sangenen, verbunden mit dem Wahlrechte der alten Staatsgläubiger 
zwischen Capitalsrückzahlung al pari und Eingehung des neuen 
Schuldverhältnisses. Dieser Begriff wird gewöhnlich mit dem 
Ausdrucke Conversion verbunden. In der Mehrzahl der Fälle 
wird der Vortheil des neuen Schuldverhältnisses für den Staat 
darin liegen, dass der Zinsfuss der neuen Schuld niedriger ist als 
jener der alten. Begriffswesentlich ist aber dieses Moment nicht. 

An diesem Punkte der Darstellung angelangt, erscheint es 
zweckmässig, eines Ausdruckes zu gedenken, welcher sich trotz 
seiner Ungenauigkeit eingebürgert hat und dem Publicum einen 
ganz irrigen Begriff von dem Wesen der Conversion beizubringen 
geeignet ist. Man sagt gewöhnlich — und der Ausdruck ist auch 
in finanziellen Journalen gang und gäbe — der Staat setze die 
Zinsen herab, er reduciere den Zinsfuss und spricht so beispiels- 
weise von einer Reduction der 5°/,igen Rente. Dieser Ausdruck 
ist mit Vorsicht zu verstehen. Die Zinsen der alten Staatsschuld 
werden nicht herabgesetzt, denn diese alte Schuld wird überhaupt 
nicht weiter verzinst, sondern bar rückbezahlt und es wird dem 
Gläubiger nur die Möglichkeit offen gelassen, statt des Nominal- 
Capitals der alten Schuldurkunde eine Urkunde der neuen Staats- 
schuld in Empfang zu nehmen. Die Zinsen der alten Schuld 
werden also nicht reduciert, sondern die neue Schuld zu einem 
niedrigeren Zinsfusse constituirt. 

Was reduciert wird, ist die Zinsenlast des Staates, nicht aber 
die Zinsen der alten Schuld. 

Object der Conversion kann nicht nur eine Rentenschuld, 
sondern auch eine rückzahlbare Schuld sein. Die Begriffe »Con- 
version« und »Rückzahlbare Schuld« schliessen einander keines- 
wegs aus. 

Häufiger wird die Conversion jedenfalls bei Rentenschulden 
vorkommen und hier liegen die typischen Fälle ihrer Anwendung. 
Darum soll auch von nun an im weiteren Verfolg der Darstellung 
lediglich von der Rentenschuld die Rede sein. Die hinsichtlich 
derselben gewonnenen Ergebnisse der Untersuchung finden sodann 
auf die rückzahlbare Schuld sinngemässe Anwendung. 

Was die juristische Classificierung der Conversion anbelangt, 
so kann dieselbe nur bei Auseinanderhaltung jener beiden Elemente 
erfolgen, aus welchen die Conversion zusammengesetzt ist. 

Die Capitals-Rückzahlung ist juristisch Solution, Leistung, 
Zahlung. Versteht man aber unter Zahlung die Leistung des- 
jenigen, was man zu leisten schuldig ist, so muss constatiert werden, 
dass der Staat durch Rückzahlung des Capitales der Rentenschuld 
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sogar mehr thut, als wozu er verpflichtet ist, denn seine Ver- 
pflichtung besteht nur in der immerwährenden Rentenleistung; 
bei der Capitals-Rückzahlung macht der Staat als Schuldner von 
dem ihm auf Grund des Vertrages einseitig zustehenden Kündı- 
gungsrechte Gebrauch. 

Die Aufnahme der neuen Schuld bei Eintritt eines neuen 
Staatsgläubigers ist ein Darlehensvertrag oder ein Rentenkauf 
je nach der Natur der neuen Schuld, wie dies oben in Capitel Ill 
auseinandergesetzt wurde. 

Entscheidet sich der alte Staatsgläubiger, von seinem Wahl- 
rechte Gebrauch machend, nicht für die Capitals-Rückzahlung, 
sondern für die Eingehung des neuen Schuldverhältnisses und 
Empfangnahme eines Titre der vom Staate zu günstigeren Be- 
dingungen contrahierten z. B. niedriger verzinslichen Schuld, so 
liegt ein Neuerungsvertrag. (Novation) vor. Das Wesen des Neue- 
rungsvertrages besteht in der Aufhebung eines Vertragsverhält- 
nisses und Errichtung eines neuen solchen Verhältnisses zwischen 
denselben Personen. Die Aufhebung der alten Verbindlichkeit: 
[»quum ex praecedenti causa ita nova constituatur, ut prior peri- 
matur« sagen die römischen Quellen] gehört zu den begrifisbe- 
stimmenden Merkmalen der Novation. Hienach gelangt man auch 
auf juristischem Wege zu dem bereits oben in anderer Weise 
gewonnenen Ergebnisse, dass die Bezeichnung der Conversion 
als einer Zinsenreduction nicht zutreffend ist, denn die alte Schuld 


hat überhaupt zu bestehen aufgehört, sei es durch Rückzahlung 
oder durch Novation. 
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Die Conversion als Pficht und Recht 
des Staates. 


Die Aufnahme einer niedriger verzinslichen Schuld an Stelle 
der höher verzinslichen, hat eine Herabsetzung jener Summe zur 
Folge, welche der Staat jährlich als Zinsen seiner Schuld (oder 
richtiger gesagt als Renten, denn bei der nicht rückzahlbaren 
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Schuld kann von Zinsen, welche ein Capital voraussetzen, nur 
uneigentlich die Rede sein) seinen Gläubigern zu leisten ver- 
pflichtet ist. 

Belief sich das Nominalcapital der alten Schuld beispielsweise 
auf Ioo Millionen, welche bei einem Rentenzinsfusse von fünt 
Percent den jährlichen Aufwand eines Betrages von 5 Millionen 
zur Erfüllung der Rentenverpflichtung erforderten, so wird die Ver- 
zinsung der neuen im gleichen Capitalsbetrage, aber zum Zinsfusse 
von vier Percent aufgenommenen Schuld jährlich bloss 4 Millionen 
erheischen. 

Es resultiert hienach für den Staat aus der Conversion eine 
bedeutende Ersparnis, welche den Steuerträgern zu gute kommt. 
Diesen letzteren gegenüber hat der Staat die Pflicht, die Conversion 
durchzuführen, wenn die Vorbedingungen dazu gegeben sind. Er 
befindet sich hiebei in einer von der des Privatmannes wesentlich 
verschiedenen Lage. Den Privatmann wird im analogen Falle nur 
sein eigener Vortheil veranlassen, statt eines hoch verzinslichen 
Darlehens ein niedriger verzinsliches aufzunehmen; von einer 
Pflicht hiezu kann bei Privaten nicht die Rede sein. Der Staat 
aber, dessen Einkünfte zum grössten Theile durch jene Abgaben 
repräsentiert sind, welche er aus dem Titel der Finanzhoheit von 
den Bürgern erhebt, ist es den Steuerträgern schuldig, ihre Lasten 
möglichst leicht zu machen. 

Hinsichtlich der Frage, ob die Conversion principiell vom 
Rechtsstandpunkte zulässig sei, herrschte in früheren Zeiten grosse 
Meinungsverschiedenheit. Die Gegensätze in den diesbezüglichen 
Anschauungen traten insbesondere dann mit Schroffheit einander 
gegenüber, wenn es galt, anlässlich der bevorstehenden prak- 
tischen Durchführung einer Conversion zur Frage Stellung zu 
nehmen. Eın beredtes Zeugnis hievon geben die Debatten, welche 
von der französischen Kammer in den ersten Decennien des 19. 
Jahrhundertes anlässlich ‚der Durchberathung verschiedener Con- 
versionsprojecte wiederholt geführt worden sind. 

Als hauptsächlichstes Argument gegen die Legalität der Con- 
version wurde vorgebracht, dass das Anbot einer gleichzeitigen 
Rückzahlung der Schuld nicht genügend erscheine, weil die im- 
merhin unwahrscheinlichen, aber doch möglichen Optierungen des 
grösseren Theiles der Rentenbesitzer für die Rückzahlung es illu- 
sorisch machen könnten und dass daher ein Anbot dieser Art 
nicht jenem wirklichen Anerbieten der Rückzahlung gleichkomme, 
welches das Privatrecht zur Befreiung von der Schuldverbind- 
lichkeit erfordert. Zur Würdigung der Stichhältigkeit dieses Ein- 
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wandes genügt vorerst der Hinweis darauf, dass der Staat mit 
seinem Anerbieten der Rückzahlung sich den Gläubigern gegen- 
über in der analogen Lage befindet, wie eine Bank, welche Noten 
ausgegeben hat, in dem Falle als die Banknotenbesitzer dieselben 
zur Einlösung an den Cassenschaltern der Bank präsentieren. In 
beiden Fällen handelt es sich nur darum, den ersten Anprall der 
Rückzahlungswerber, den run, wie die Engländer sagen, auszu- 
halten. Sobald dieser überstanden, ist Zeit gewonnen und damit 
Alles gewonnen. 

Mit der Ausübung des Kündigungsrechtes durch den Staat 
müssen Massregeln Hand in Hand gehen, welche die wirkliche 
Rückzahlung gewährleisten. Der französische Minister Villele stützt 
seine Behauptung von der Rechtmässigkeit der Aufkündigung und 
des Remboursements auf den seither vielfach citierten goldenen 
Satz: »Il &tait encore de notre devoir de nous assurer les moyens 
d’operer en r&alit& le remboursement, s’il Etait r&clame, car la 
justice de la mesure, comme sa r&eussite, reposait sur cette possi- 
bilite.«e Die Gerechtigkeit und der Erfolg der Ausübung des 
Rückzahlungsrechtes beruhen auf der Möglichkeit, diese Rück- 
zahlung thatsächlich zu bewerkstelligen. 

In den obenerwähnten Debatten der französischen Kammer 
ist auch das Recht des Staates zur Aufkündigung und Rückzahlung 
überhaupt in Frage gestellt worden. Dem gegenüber haben die 
Partisane der Conversion den Satz aufgestellt, dass dieses Recht 
dem Staate immer unantastbar, unveräusserlich und unverjährbar 
zustehe, dass die bürgerlichen Gesetze keinen Fall kennen, in 
welchem eine Schuld unablösbar sei, und dass auch hinsichtlich 
der ewisen Renten diesbezüglich keine Ausnahme bestehe. Zur 
Unterstützung dieser Ansicht wurden mit grossem Aufgebote juri- 
stischer Gelehrsamkeit privatrechtliche Untersuchungen geführt 
und deren Ergebnis — die Ablösbarkeit jeder Rentenschuld — wie 
es z. B. für das italienische oder richtiger für das bestandene 
neapolitanische Recht der Autor Grimaldi gewonnen hat, auf das 
Schuldverhältnis des Staates per analogiam angewendet. 

Wenn wir, was in diesem Falle namentlich mit Rücksicht auf 
den internationalen Charakter der Staatsschulden — (zu den Staats- 
gläubigern zählen nicht bloss Unterthanen des contrahierenden 
sondern Capitalisten aller Nationen) — das Richtige ist, 
die Rentenablösbarkeit nicht von dem einseitigen Standpunkte 
irgend eines positiven Rechtssystems, sondern nach allgemeinen, 
Rechts- und Billigkeitsgrundsätzen beurtheilen, so können wir 
unser Votum dahin: formulieren, dass bei Staatsschulden die Ab- 
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lösbarkeit überall dort präsumiert und als vorbehalten angenommen 
werden muss, wo dieselbe nicht ausdrücklich ausgeschlossen ist. 
Eine Rentenschuld ohne Rückzahlungs- (Aufkündigungs-) Recht ist 
an und für sich nichts der Vernunft widerstreitendes, aber das 
Kündigungsrecht des Staates müsste ausdrücklich ausgeschlossen 
worden sein, wenn man eine Rente als unkündbare bezeichnen 
wollte. Bei unkündbaren Renten leistet übrigens der Rückkauf 
der Schuldtitres an der Börse allerdings unvollkommen die Dienste 
der Rückzahlung des Schuldcapitales. 

Berechtigt ist sonach der Staat zur Durchführung der Con- 
version nur hinsichtlich jener, aber auch hinsichtlich aller jener 
Schulden, bei deren Aufnahme er sich des Kündigungsrechtes 
nicht ausdrücklich begeben hat. Sobald er von diesem seinem 
Rechte Gebrauch macht, geschieht Niemandem ein Unrecht: qui 
jure suo utitur, nemini facit injuriam. 

Verschieden von der Frage, ob und wann der Staat zur Con- 
version berechtiget sei, ist die Frage nach der Billigkeit dieser 
Operation den alten Staatsgläubigern gegenüber. Diesbezüglich 
wird nur allzu oft der Meinung Ausdruck gegeben, dass der Staat 
durch die Conversion jene Staatsgläubiger mit schnödem Undank 
ablohne, welche ihm in den Zeiten seiner höchsten Noth mit ihren 
Capitalien hilfreich beigesprungen seien. Dieser Vorwurf bedarf 
einer näheren eingehenden Untersuchung, zum Zwecke welcher 
wir auf das in Capitel I über die Entstehung der Staatsschulden 
Gesagte zurückgreifen müssen. 

Die Emission einer Anleihe kann hienach entweder unter pari 
oder al pari erfolgt sein; ihre Rückzahlung anlässlich der Con- 
version erfolgt al pari. Dieser letztere Umstand bedeutet für jene 
Gläubiger, welche dem Staate eine geringere, als die in der Schuld- 
urkunde ausgedrückte Summe wirklich bar dargeliehen haben, einen 
Gewinn, dessen Höhe durch die Differenz zwischen Emissionscours 
und Nominale der Rente bestimmt wird. Hienach wird der ursprüng- 
liche Gläubiger, welcher dem Staate wirklich in der Zeit seiner 
Bedrängnis geholfen und das Capital dabei riskirt hat, beim Rem- 
boursement anlässlich der Conversion mehr erhalten, als er seiner- 
zeit dem Staate vorstreckte. Dieses »Mehr« bedeutet für ihn eine 
Bonification. Die Bonification wird — (wir behandeln immer noch 
die unter pari emittierte Rente und nehmen ein continuirliches Steigen 
der Rentencourse über den Emissionscours zur Voraussetzung) — 
umso geringer, je später der Gläubiger durch Erwerbung einer 
Urkunde der unter pari emittierten Schuldgattung in das Verhältnis 
eines Gläubigers zum Staate getreten ist und wird schliesslich gleich 
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Null, wenn das Papier zum pari-Course erworben wurde; dann hat 
der Gläubiger keinen Vortheil, aber auch keinen Schaden. 

Genau ebendieselbe, wie die Stellung des Gläubigers in diesem 
letzten Falle ist die Situation des ursprünglichen Gläubigers bei 
einer Schuld, deren Titres al pari emittiert wurden. Die Renten- 
emission al pari weiset auf ein geringeres Risico des contrahierenden 
Gläubigers hin; dem geringeren oder mangelnden Risico entspricht 
der Mangel der Bonification. Genau soviel, als der Gläubiger der 
‚ al pari emittierten Schuld dem Staate seinerzeit an Capital bar ge- 
geben hat, genau soviel erhält er zurück. Die Rückzahlung be- 
deutet auch für ihn keinen Vortheil und keinen Schaden. 

Wir gelangen nunmehr zur Betrachtung der Lage jener Staats- 
eläubiger, welche die Rente zu einem das Nominale übersteigenden 
Course erworben haben — (ob die Rentenemission unter parı oder 
al pari erfolgt war, ist hier gleichgiltig) — und welche nunmehr 
durch ihren Schuldner, den Staat, vor die Alternative der Rück- 
zahlung des Capitals al pari oder der Novation, Schulderneuerung, 
zu geringerem Zinsfusse gestellt werden. In der Rückzahlung des 
Capitals al pari liegt keinerlei Schädigung dieser Gläubiger durch 
den Staat. Dadurch, dass der Gläubiger eine Rente jährlicher 5 
vom Ioo um einen höheren Betrag als 100 z. B, um 125 ankaufte, 
hat er indirect zugestanden, dass er sich mit einem Zinsfusse von 
4 Percent begnüge. Es ist für ihn genau ebensoviel, als wenn er 
eine 4 percentige Rente um 100 gekauft hätte. Für ihn ist die 
jährliche Rente 5 wert 125, oder was dasselbe ist, die Rente von 
4 wert 100. Diese 100 bekommt er durch die Capitalsrückzahlung 
vom Staate bar ausbezahlt und kann sich damit anderswo auf dem 
Geldmarkte eine Capitalsanlage zu 4 vom Hundert suchen, wenn 
er es nicht vorzieht, von der Barrückzahlung überhaupt abzusehen 
und statt ihrer eine neue Schuldurkunde lautend auf IO0 mit einem 
jährlichen Rentenertrage von 4 anzunehmen, somit durch Novation 
zum Staate in ein Verhältnis zu treten, welches ihm genau die- 
selbe Rente abwirft, wie seinerzeit die von ihm zum Course 125 
angekaufte 5 percentige Rente von 100 Nominale. 

Aus der hiemit beendeten Darstellung aller hinsichtlich der 
Situation des Staatsgläubigers offen stehenden Möglichkeiten ergibt 
sich als praktische Folgerung, dass gegen die Conversion auch 
vom Billigkeitsstandpunkte kein begründeter Einwand erhoben 
werden kann. Hinsichtlich des Zeitpunktes der Conversion hin- 
gegen und hinsichtlich der Bemessung des Zinsfusses der neuen 
Schuld hat der Staat allerdings seinen Gläubigern gegenüber gewisse 
Pflichten — nicht Pflichten des Rechtes, aber Pflichten der Billigkeit. 


VI. 


Zeitpunkt der Conversion und Bemessung 
des Zınsfusses der neuen Schuld. 


Die Ansicht, dass der Staat durch eine Conversion die Herab- 
setzung der Capitalsmiete, des laufenden Zinsfusses am Geld- 
markte bewirken könne, war früher weit verbreitet. 

Diese Ansicht ist jedoch unrichtig, sie beruht auf der Ver- 
wechslung von Ursache und Wirkung. Das Sınken des Zinsfusses 
der Staatsrente ist nicht die Ursache, sondern die Wirkung des 
Sinkens des laufenden Marktzinsfusses. 

Der Zinsfuss der Staatsrente ist wohl ein Index für den Stand 
des Zinsfusses am Geldmarkte, aber eben nicht mehr als ein Index ; 
der laufende Marktzinsfuss wird durch gewaltsame Operationen 
nicht beirrt, denen der Zinsfuss der Staatsrente unterworfen 
worden ist. 

Grimaldi bemerkt in seinem Werke »Osservazioni sulla con- 
versione delle rendite pubbliche« hinsichtlich der Opportunität 
der Conversion richtig, dass der Staat keine Macht habe, auf die 
Herbeiführung des günstigen Zeitpunktes bestimmend einzuwirken: 
»si sostiene da alcuni che abbassandosi l’interesse delle pubbliche 
rendite viene proporzionalmente ridotto linteresse del danaro 
nelle transazioni private; noi dubitiamo grandemente di questo 
mirabile potere; noi crediamo, che la riduzione dell’ interesse ...... 
deve essere l’espressione di fatti conosciuti, incontestati e non di- 
pendere da una operazione artifiziale, per quanto ingegnosa essa 
sia. Deve in una parola prima annunziarsi nelle convenzioni 
private. Ora lunica cosa ad esaminarsi & questa, quale & la 
ragione dell’ interesse tra noi nelle transazioni private ?« Wir 
haben die Stelle wegen ihrer prägnanten Ausdrucksweise im Ori- 
einale angeführt. Sie enthält die treffliche und bündige Wider- 
legung der oben als unrichtig bezeichneten gegentheiligen Ansicht. 

Zugegeben kann höchstens das Eine werden, dass durch die 
Conversion namentlich jener Schulden, welche im Inland placiert 
sind, ein vorübergehender Einfluss auf den Capitalszinsfuss am 
Geldmarkte nach der Richtung hin ausgeübt wird, dass eine De- 
pression dieses letzteren Zinsfusses eintritt. Aber diese Erschei- 


— 2141 — 


nung kann und wird nur eine ephemere sein und der Wiederein- 
tritt normaler Verhältnisse am Geldmarkte wird die Bemühungen 
des Staates nur zu bald ad absurdum führen. 

Der Staat kann also nicht den laufenden Zinsfuss des Marktes 
nach seinem Rentenzinsfusse und durch denselben regeln, sondern 
muss umgekehrt bei Bestimmung seines Rentenzinsfusses, daher 
auch bei Vornahme der Conversion sich nach dem laufenden 
Capitalmietpreise richten. | 

Der Zeitpunkt, in welchem der Staat an die Vornahme einer 
Conversion (in dem gewöhnlichen Begriffe dieses Wortes: »Auf- 
hebung der alten, zu minder günstigen Bedingungen eingegangenen 
und Contrahierung der neuen Schuld zu vortheilhafteren Bedin- 
gungen«) denken kann, ist dann als eingetreten zu erachten, wenn 
die Course der Rente das pari überschritten haben und sıch 
dauernd über pari erhalten. Dies ist das nächstliegende und un- 
trüglichste Kennzeichen. Die Bemessung des richtigen Zeitpunktes 
bedarf aber auch entsprechender Rücksichtnahme auf die Ver- 
hältnisse des Geldmarktes im In- und Auslande. Allgemeine 
Normen hiefür lassen sich theoretisch nicht aufstellen; es wird 
Sache der Praktiker, der Finanzmänner sein, die Constellation am 
in- und ausländischen Capitalsmarkte der richtigen Würdigung 
und Beurtheilung zu unterziehen. Einen Anhaltspunkt hiebei von 
nicht zu unterschätzendem Werte bietet der Vorschlag eines 
deutschen finanzwissenschaftlichen Schriftstellers »als Massstab 
für die Bemessung des staatlichen Rentenzinsfusses jenen Zinsfuss 
anzunehmen, welcher bei soliden Anlagen auf Privatcredit gegen 
hypothekarische Sicherheit in der Metropole und in den capital- 
reichen Städten des Landes der gewöhnliche ist, weil nur diese 
Capitalsanlage bei Aufkündigung öffentlicher Schuldcapitalien für 
die grosse Mehrheit der Staatsgläubiger in Frage und Wahl kommen 
kann« vorausgesetzt, dass der Staatscredit fest gegründet ist. 

Wie verschieden die Frage nach der momentanen Höhe des 
Zinsfusses in einem Lande beantwortet werden könne, dafür gibt 
uns die auch von Grimaldi erwähnte Meinungsdifferenz zwischen 
den Mitgliedern des französischen Kabinetes im Jahre 1836 an- 
lässlich der damals projectierten Conversion, ein merkwürdiges 
Beispiel, welche Meinungsdifferenz schliesslich zur Demission 
zunächst des Finanzministers und dann successive des ganzen 
Ministeriums führte. 

Während der erstere behauptete, dass in Paris die Bankhäuser 
ersten Ranges Fonds zu 4 Percent zurückweisen und dass ein 
Anlehen zu 4 Percent vielleicht zu 98 placiert werden könne, war 
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die Gesammtmeinung seiner Ministercollegen eine ganz andere 
(siehe Moniteur vom 5. Februar 1836 suppl.) »Beträgt der Zinsfuss 
wirklich 4 Percent? Wir behaupten, dass es unmöglich sei, dies 
auf genügende Art für einen Menschen von Verstand zu beweisen 
d’une maniere satisfaisante pour des hommes de sens)« 

»Nichts ist schwieriger zu bestimmen als der Zinsfuss für den 
Privatcredit. Man nehme Bordeaux, Marseille, Paris und bald 
wird man auf ein und demselben Bankplatze ein Haus finden, 
welches Anlehen zu 3 Percent bekommt (beispielsweise zu Bor- 
deaux); neben solchen Häusern steht wieder die Bank von Frank- 
reich, welche zu 5—6 Percent escomptiert. Zu Paris wiederholen 
sich diese Erscheinungen. Es ist also sehr schwer, den Zinsfuss 
des Privatcredits gerecht und richtig zu bestimmen. Für den 
Staatscredit ist dies aber noch schwieriger, denn der Wechsel 
des Vertrauens ist geradezu verwundernswert und vom Momente 
abhängig.«e — — — 

Haben wir den Zeitpunkt bestimmt, in welchem die Con- 
version für den Staat möglich wird, so schliesst sich hieran 
die weitere Frage, wie lange der Staat mit der Durchführung der 
Conversion noch zuwarten solle, wenn die Verhältnisse ihre Zu- 
lässigkeit indicieren. Hiebei ist zur Voraussetzung genommen, 
dass diese Verhältnisse keine ephemeren, sondern dauernde ge- 
worden sind. | 

Nehmen wir an, der Staat habe als Rente seiner Schuld 5 vom 
100 fortgezahlt, während der Zinsfuss am Capitalsmarkte auf 4 vom 
100 gesunken sei; der Staat habe die Conversion nicht durch- 
geführt und es sei ein weiteres Fallen des Zinsfusses bis auf 3 vom 
100 eingetreten. Nun findet sich der Staat zur Durchführung der 
Conversion bewogen und proponiert entsprechend den Verhältnissen 
des Geldmarktes seinen Gläubigern alternativ mit der Rückzahlung 
eine neue Anleihe mit 3 percentiger Rente. Wählt nun der Gläu- 
biger die Capitalsrückzahlung und hält infolge dessen um eine 
neue Capitalsanlage Umschau, so wird er am Markte bloss An- 
lagen zu drei vom Hundert finden, also gegen früher mit einem 
Schlage zwei vom Hundert einbüssen. Wählt er hingegen nicht die 
Capitalsrückzahlung, sondern die Novation zum Zinsfusse von 
3 Percent, so wird ihn der Übelstand genau so treffen: er hat 
wiederum statt fünf vom Hundert jetzt blos drei vom Hundert als 
Rente. | 

Aus dem Dargestellten ergibt sich von selbst die Pflicht des 
Staates, bei Wahl des Zeitpunktes der Conversion die eben ange- 
deuteten Interessen der Gläubiger gebürend zu berücksichtigen. 
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Hat nun aber der Staat einmal dennoch den richtigen Zeit- 
punkt für die Conversion unbenützt verstreichen lassen und hat 
sich dadurch eine beträchtliche Differenz zwischen dem Zinsfusse 
der Staatsrente und dem laufenden Marktzinsfusse herausgebildet, 
so ist es ein Gebot der Billigkeit für den Staat seinen Gläubigern 
gegenüber, den Zinsfuss der neuen Schuld durch wiederholte 
Conversionen langsam dem Marktzinsfusse zu nähern. Wer über 
mehrere Stufen einer Treppe herabspringt, wird eine bedeutende 
Erschütterung verspüren, welche vermieden werden kann, wenn 
er eine Stufe nach der andern nimmt. 

Trifft den Gläubiger die Verminderung seines Rentenein- 
kommens langsam, so wird er eher im Stande sein, sich mit dem Ge- 
danken einer Einschränkung seines Wirtschaftsaufwandes vertraut 
zu machen und eher andere Erwerbsmittel ausfindig machen können, 
als wenn sich sein Renteneinkommen mit einem Schlage so be- 
deutend vermindert. 

Als ein weiteres Gebot der Billigkeit den Gläubigern gegen- 
über, ist zu bezeichnen, dass die Finanzverwaltung, sobald die 
Course der Staatsrente über pari gestiegen sind, eine bindende 
Erklärung über ihre Absichten bezüglich der Conversion abgebe. 





VL. 
Die Conversion als Mittel zur Unificierung der 
Staatsschulden. 
Nehmen wir an — (die Finanzgeschichte der europäischen 


Staaten bietet hiefür Beispiele in beliebiger Menge) — es bestehe 
in einem und demselben Staate gleichzeitig eine grosse Anzahl 
verschiedener Staatsschulden-Gattungen. Zu verschiedenen Zeiten 
entstanden, tragen sie eine jede das charakteristische Gepräge 
jener Epoche an sich, in welche ihre Constituierung, ihr Ursprung 
fällt. Sie sind Kinder ihrer Zeit. Das charakteristische Moment 
einer Credit-Epoche und der in diese fallenden Anleihe liegt in 
den Anleihebedingungen. Weil sich nun besonders in dem Zins- 
fusse einer Schuld die Lage des Staats-Credits zur Zeit der Geld- 
beschaffung widerspiegelt, werden die einzelnen Schuldgattungen, 
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namentlich wenn die einen von ihnen in Kriegsjahren oder sonst 
bewegten, unsicheren Zeitläuften, die anderen in Friedenszeiten 
contrahiert wurden, eine grosse Verschiedenheit hinsichtlich ihres 
Zinsfusses aufweisen. 

Soll nun der Staat diese seine verschiedenen Schuldgattungen 
zu gleicher Zeit und derart convertieren, dass an die Stelle all’ dieser 
verschiedenen Schulden eine neue einheitliche Staatsschuld tritt, soll 
er die Conversion mit der Unificierung seiner Schuld verbinden ? 

Die Frage ist von den Fachmännern Frankreichs — jenes 
Staates, der neben England die hervorragendsten Spezialisten ın 
dieser Materie aufweist — verschieden beantwortet worden. Auto- 
ritäten wie Germain und Marquis von Audiffret erklären sich rück- 
haltslos als Verfechter der Unificierung, während ein so namhafter 
Theoretiker wie Labeyrie den entgegengesetzten Standpunkt ver- 
tritt, allerdings, wie später gezeigt werden soll, mit einer bedeut- 
samen Einschränkung seınes ablehnenden Votums. 

Als Quintessenz aller Einwendungen, welche gegen die Uni- 
ficierung der Staatsschuld überhaupt vorgebracht wurden, lässt sich 
der Gedanke bezeichnen, dass die Schuld eines Staates nicht ein- 
heitlich sein könne, »weil der Ursprung ihrer einzelnen Gattungen 
ein verschiedener ist, der Credit des Staates gewechselt hat und 
die Titres der. Schuldödaher' verschieden sein. werden je nach 
ihrem Ursprunge« — ein Gedanke, den wir an die Spitze des 
gegenwärtigen Abschnittes gestellt haben, den wir rückhaltslos 
acceptieren, aus dem wir aber trotzdem die Unzulässigkeit der 
Unificierung abzuleiten nicht im Stande sind. Die Verschiedenheit 
des Staatscredites und daher auch des Schuldzinsfusses war vor- 
handen im Zeitpunkte der Aufnahme der einzelnen Schuldgattungen ; 
wozu aber diese aus einer vielleichtfernen Vergangenheit stammende 
Verschiedenheit unbedingt fortschleppen in die Gegenwart und Zu- 
kunft hinein, wo all’ den verschiedenen Schuldgattungen der gleiche 
Credit des Staates und die‘ gleichen Verhältnisse des Geldmarktes 
gegenüberstehen ? 

Freilich wird die Unificierung kein dauerndes Ergebnis in dem 
Sinne haben, dass sie auch für die Zukunft die Constituierung einer 
in ihren Bedingungen von der bereits bestehenden Schuld ver- 
schiedenen neuen Staatsschuldgattung zu verhüten vermöchte. 
Die Zukunft wird vielmehr auch nach durchgeführter Unificierung 
neue Titres schaffen, Kinder ihrer Zeit, bei deren Ausgabe einem 
allfällig inzwischen eingetretenen Wechsel des Credits durch Ver- 
änderung des Zinsfusses u. s. w. entsprechend Rechnung getragen 
werden wird und muss. Diese Titres wären auch emittiert worden, 
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wenn man die alte Staatsschuld nicht unificiert hätte, würden aber 
dann die bedeutende Menge von Schuldgattungen der alten Schuld 
bis zur Verwirrung vergrössert haben. 

Was eine zu grosse Anzahl gleichzeitig bestehender verschie- 
dener Schuldgattungen — zu verschiedenen Bedingungen aufge- 
nommen, vielleicht in verschiedenen Währungen verzinslich und 
unter verschiedenen Civil- und Verwaltungs-Rechtsnormen stehend 
— bedeutet, lässt sich kurz zusammenfassen: eine Last für den 
Staat, der bei Verwaltung seiner Schuld all diese mannigfachen 
Verschiedenheiten zu berücksichtigen hat und eine Vexation für 
alle Gläubiger des Staates, denen man ein Specialstudium der für 
jede Schuldgattung geltenden mitunter geradezu contradictorischen 
Bestimmungen (z. B. hinsichtlich Zinsenlauf, Verjährung u. s. w.) 
nicht zumuthen kann, und welche andererseits durch Unkenntnis 
dieser für jede Schuld vielleicht abweichend geltenden Normen 
zu Schaden kommen. 

Die Gegner der Unificierung haben bei ihrem Votum in erster 
Linie französische Staatsschuldverhältnisse im Auge, somit viel- 
leicht kein so buntes Bild, wie es ein Tableau der Staatsschulden- 
gattungen in anderen europäischen Staaten zu Anfang oder um 
die Mitte des neunzehnten Jahrhundertes geboten hätte. Anderen- 
falls würden sie ihre Ansicht vielleicht geändert haben. 

Aber selbst diese Gegner geben ausdrücklich zu, »dass es 
bedauerlich sei, 5%, 41a, 4°), und 3%, ige Schulden zu gleicher 
Zeit zu haben und räumen ferners ein, dass es das Klügste ist, 
eine Unificierung in langsamem Tempo durch wiederholte Conver- 
sionen durchzuführen, eine Ansicht, der auch wir beitreten und ın 
welcher, da sie aus dem Munde der Gegner kommt, ein bedeut- 
sames Zugeständnis für die principielle Zulässigkeit und den Wert 
der Unificierung liegt. 


VIH. 


Die sogenannten »sechs Principien der Con- 
version« nach Labeyrie. 


Labeyrie, ein französischer Finanzmann und Autor des grössten 
bisher veröffentlichten wissenschaftlichen Werkes über Conver- 
sionen, welches wir schon mehrfach zu citieren Gelegenheit hatten, 
stellt der Besprechung der einzelnen Conversionsarten ein Capitel 
voran, in welchem er Grundsätze anführt und eingehend erörtert, 
die er die »allgemeinen Principien der Conversion« nennt. 

Wir geben diese Grundsätze genau in der Reihenfolge Labey- 
rie’s wieder und werden bei ihrer Aufzählung sehen, dass dieselben: 

theils unerlässliche Vorbedingungen für das Zustandekommen 
einer Conversion, 

theils wesentliche Begriffsmerkmale jeder Conversion, 

theils endlich Bedingungen für das Gelingen der Conversion 
darstellen, somit ihre Zusammenfassung unter der gemeinsamen 
Bezeichnung »Principien der CGonversion« eine ziemlich willkür- 
liche ist. 

I. Der erste Grundsatz ist, »dass das Anerbieten der Rück- 
zahlung ernsthaft und aufrichtig gemeint sein muss.« »Der Staat,« 
sagt Labeyrie, »welcher die Bedingungen des zwischen ihm und 
seinen Gläubigern bestehenden Vertrages abändern will, hat nur 
ein legitimes Mittel zur Verfügung; dieses ist... . die Rückzahlung. « 

In der Formulierung dieses Grundsatzes liegt eine Polemik 
gegen die namentlich von französischen Finanzmännern (Laffitte) 
vertretene Ansicht, dass der Vertrag des Staates mit seinen Gläu- 
bigern ein aleatorischer sei. Dieser Irrmeinung gegenüber verdient 
obiger Grundsatz besonders hervorgehoben zu werden, umsomehr 
als das Anerbieten der Rückzahlung zu den wesentlichen Merk- 
malen des Begriffes der Conversion zählt, und unter denselben 
auch in unserer Darstellung behandelt wurde. 

I. Die der Convertierung zu unterziehende Rente muss in ihrem 
Course das pari überschritten haben. Dieser Satz, in welchem 
eine unerlässliche Vorbedingung für die Anwendungsfähigkeit der 
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Conversion überhaupt statuiert wird, ist inhaltsgleich mit dem auch 
von uns aufgestellten Erfordernisse des Sinkens der thatsächlichen. 
Rentenverzinsung unter ihren nominellen Zinsfuss. 


III. Die Staatspapiere; welche im Tauschwege an Stelle der 
Titres der alten convertierten Schuld treten, müssen einen Wert 
haben, welcher dem pari der letzteren mindestens gleichkommt. 


IV. Der Staat muss mit der Alternative der Rückzahlung seinen 
Gläubigern die Erfolgung eines neuen Titre proponieren, das den 
Rentenbesitzern einen actuellen und unmittelbar realisierbaren Vor- 
theil gewährt. 

V. Die Propositionen, welche der Staat anlässlich der Con- 
vertierung seinen Gläubigern macht, müssen einfach, klar und prä- 
cise sein. 


VI. Eine Conversion muss obligatorisch und allgemein sein 
und sich auf alle Titres beziehen, welche zusammen eine Schuld- 
gattung bilden. 


Die unter III bis VI angeführten Principien sind in Wirklich- 


keit theils Bedingungen, ‚theils Rathschläge für das Gelingen der 
 Conversions-Operation. 





IX 
Arten der Conversion. 


Aus dem Verhältnisse des Nominalcapitales der neuen zu dem 
Nominalcapitale der alten Schuld ergeben sich theoretisch 3 Arten 
der Conversion. 


I. Erfolgt der Staat für jeden Titre einer alten Schuld einen auf 
den gleichen Nominalbetrag lautenden Titre der neuen Schuld mit 
jenem KRentenzinsfusse, welcher dem laufenden Zinsfusse des 
Capitalmarktes ungefähr entspricht, so wird hiedurch der Gesammt- 
Capitalsbetrag seiner Schuld nicht erhöht. Diese Art der Con- 
version heisst Conversion mit gleichbleibendem Staatsschuldcapitale 
und wird auch mit Beziehung auf die Höhe des Rentenzinsfusses 
von manchen, insbesondere französischen, Fachschriftstellern als 
Conversion al pari (nämlich des laufenden Zinsfusses) bezeichnet. 
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II. Erfolgt der Staat für jeden Titre einer alten Staatsschuld 
einen auf einen höheren Nominalbetrag lautenden Titre der neuen 
Schuld z. B. für 100 an Capital der alten Schuld 133 an Capital 
der neuen Schuld, aber diese 133 zu einem geringeren Renten- 
zinsfusse als der laufende ist, so wird hiedurch der Gesammtcapitals- 
betrapsiseiner Schuld’erhöht.. Diese‘ 2. Art der Conversion, bei 
welcher der Zinsfuss des neuen Anlehens unter dem Zinsfusse des 
Geldmarktes steht, kann als »Conversion mit Erhöhung des Schuld- 
capitales« oder mit Beziehung auf den Rentenzinsfuss als »Con- 
version unter pari« bezeichnet werden. 

IH. Erfolgt der Staat endlich für jeden Titre seiner alten Schuld 
einen auf einen geringerenNominalbetrag lautenden Titre des neuen 
Anlehens, z. B. für 100 bloss 80, aber diese 8o mit einer höheren 
Verzinsung (Rente) als dem laufenden Zinsfusse entsprechen würde, 
so wird hiedurch der Capitalsbetrag der Staatsschuld herabgesetzt. 
Diese 3. Hauptform der Conversion ist als »Conversion mit Herab- 
setzung des Schuldcapitales« oder nach ihrem Erfinder August 
Lambert als »Lambert’sches System der Conversion« zu bezeichnen. 

Wir gehen nunmehr zur eingehenderen Darstellung der spe- 
ziellen Eigenthümlichkeiten jeder der 3 angeführten Arten über. 


ad I) Die Conversion mit gleichbleibendem 
Schuldcapitale. 


Ptzder Cours der 5°/, igen Rente im Nominale von 100 bis 
auf 125 gestiegen. (Wir wählen absichtlich der Einfachheit halber 
wieder die Ziffern unseres obigen Beispieles, Seite 15), woraus 
sich mittelst der Formel: 


IS -NODK, 


x 4, d. h. eine thatsächliche Verzinsung der Staatsrente mit 
4 Percent ergibt, so wird der Staat seine Gläubiger zusammen- 
berufen und bei Anwendung des Systems der Rentenconversion 
mit gleichbleibendem Schuldcapitale jedem Gläubiger folgende Er- 
wägung vorhalten: 

»Die Rentenurkunde, welche dermalen auf dem Markte 125 
kostet, bietet dem Gläubiger eine jährliche Rente von 5; das ist 
genau so viel, als wenn er eine Rentenurkunde hätte, welche auf 
100 lautet, 100 kostet und ihm eine jährliche Rente von 4 trägt.« 

Der Staat wird sonach dem Gläubiger den Umtausch eines 
jeden 5%,igen Titre der alten Schuld im Nominalwerte I0ooO gegen 
einen 4°,igen Titre gleichfalls von Ioo Nominale des neuen Staats- 
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anlehens proponieren und der Gläubiger wird in der überwiegen- 
den Mehrzahl der Fälle auf diesen Vorschlag eingehen, denn die 
Verzinsung wie sie das neue Staatspapier ihm bietet, ist jener 
Verzinsung gleich, welche derzeit am Capitalsmarkte üblich ist. 
Selbstverständlich muss das erwähnte Umtauschanbot des Staates 
zugleich mit dem Anbote der Rückzahlung gestellt, und dem Gläu- 
biser die Wahl zwischen beiden Eventualitäten offen gelassen 
werden. Dies ist zum Begriffe der Conversion überhaupt wesentlich. 

Wollen wir den praktischen Erfolg einer derartigen Conver- 
sion mit gleichbleibendem Schuldcapitale kurz und bündig aus- 
drücken, so kann es folgendermassen geschehen: der Staat hat 
die Zinsenlast seiner Schulden nach Massgabe der Verhältnisse 
des Capitalsmarktes entsprechend vermindert und sein Schuld- 
capital unverändert gelassen. 

Die Vortheile dieser Conversionsart liegen auf der Hand. 
Sie bedeutet für den Staat eine oft beträchtliche Ersparnis in der 
Gegenwart — daher eine Entlastung der Steuerträger, — sie er- 
möglicht neue Conversionen in der Zukunft bei stetem Anschlusse 
an die Bewegung des laufenden Marktzinsfusses und lässt das 
Nominalcapital der Staatsschuld unverändert. Sie besitzt den bei 
einer finanziellen Operation nie hoch genug anzuschlagenden Vor- 
zug der Klarheit, Einfachheit und der leichten Verständlichkeit 
für den Staatsgläubiger, auch wenn dieser kein erfahrener Finanz- 
mann ist. Namhafte Autoritäten auf dem Gebiete der Finanz- 
wissenschaft und Finanzpolitik haben denn auch in Würdigung 
aller dieser Vorzüge, denen fast keine Schattenseiten gegenüber- 
stehen, diesen elementaren Vorgang der Gonversion vertreten und 
empfohlen, so dass derselbe eine lange Reihe von Fällen seiner 
praktischen Anwendung aufzuweisen hat. 

Die erste wichtige Reduction der jährlichen Zinsenlast der 
National-Schuld mittelst einer solchen Conversion würde in Eng- 
land unter Pelham im Jahre 1749 durchgeführt. 

Im Jahre 1748 belief sich die englische Nationalschuld, fundiert, 
und nicht fundiert, auf 78,293.313 £., von denen ungefähr drei Vier- 
theile zu 4 Percent verzinslich waren. Die Beendigung des öster- 
reichischen Erbfolgekrieges in diesem Jahre führte eine Wert- 
steigerung der Staatspapiere herbei und im Jahre 1749, als der 
Gours..der' 315), igen: undı/der 4, igen‘ Titnes?uüber -parı waneer- 
achtete der Schatzkanzler Pelham den Zeitpunkt für die Conver- 
sion der Vierpercentisgen gekommen. In der Debatte im Hause 
der Gemeinen stellte Mr. Pelham die bemerkenswerte Ansicht auf, 
dass eine Zinsenminderung nicht viel anderes sei, als Rückzahlung 


von ebensoviel an Capital; die Regierung könne nicht die Zinsen- 
rate der Staatsschuld heruntersetzen, ohne jenen Gläubigern, die 
sich damit nicht einverstanden erklären, die Barzahlung anzubieten 
und diese Barzahlung erfordere einjährige Kündigung. 

Weil nun die Dreipercentigen al pari und die Dreieinhalb 
percentigen über pari notierten, so sollte die Zinsenrate der Vier- 
percentigen nach I2 Monaten auf 3'/, Percent reduciert und letztere 
Verzinsung für sieben Jahre garantiert werden, nach deren Ablauf 
eine weitere Reduction auf 3 Percent statthaben sollte. 

Die Conversion wurde nach dem Projecte Pelham’s durch- 
geführt und erzielte eine jährliche Zinsenersparnis von 272067 &. 
für fünf Jahre von 1750 an, 350.101 £ für die zwei folgenden 
Jahre und 544134 &. nach 1757. 


ad II) Die Conversion mıt Erhöhung des Nominalcapıtals 
der Staatsschuld. 


Das Wesen der »Conversion mit Erhöhung des Nominalcapitals 
der Staatsschuld« besteht darin, dass der Staat, wenn die Bedin- 
gungen für das Zustandekommen einer Conversion überhaupt vor- 
liegen, also beispielsweise die Course der 5percentigen Rente über 
parı gestiegen sind, seinen Gläubigern alternativ mit der Capitals- 
rückzahlung die Eingehung eines neuen Schuldverhältnisses zu 
einem Zinsfusse vorschlägt, welcher unter dem laufenden Markt- 
zinsfusse liegt. So wird also beispielsweise die 5percentige Rente 
nicht in eine 4perzentige — was dem laufenden Zinsfuss ent- 
sprechen würde — sondern in eine 3percentige Rente convertiert. 

Um keine Schädigung seiner Interessen zu erleiden, muss der 
Gläubiger bei dieser Conversion ein so grosses Capital an 3per- 
centiger Rente bekommen, dass es dem Capital von Ioo in 4per- 
centiger Rente Äquivalent ist, also 133'/, an Capital in der neuen 
3percentigen Rente. Ein Capital von dreihundert in 5percentiger 
Rente wird sonach in ein Capital von vierhundert in 3percentiger 
Rente convertiert. 

Das soeben durchgeführte Beispiel giltspeciell für Conversionen 
in eine consolidierte (fundierte) Schuld und müsste bei seiner 
Anwendung auf Conversionen in eine rückzahlbare Schuld insofern 
eine kleine Abänderung erhalten, als dem Gläubiger des Capitales 
von Ioo in 5percentiger Rente an Capital der neuen (rückzahlbaren) 
Schuld nicht 133'/, sondern mit Rücksickt auf den höheren Wert 
von Titres der rückzahlbaren Schuld etwas weniger erfolgt werden 
würde. 
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Ein Umstand von grosser Wichtigkeit, welcher bei Anwendung 
dieser Conversionsart seine Wirkungen praktisch äussert, und 
deshalb auch in unserer theoretischen Darstellung nicht mit Still- 
schweigen übergangen werden darf, ist die ungleiche Capitali- 
sation der verschiedenpercentigen Renten-Gattungen. 

Die Capitalisationsdifferenz der verschiedenen Rentengattungen, 
welche in den trotz gleicher Solidität der Papiere unproportionierten 
Coursen der drei-, vier-, und fünfprocentigen Renten in ein und 
demselben Zeitpunkte ihren Ausdruck findet, ist eine Erscheinung, 
auf welche schon Dr. Price in seiner Abhandlung of Public Credit 
and the National Debt (5. Ausgabe S. 19I Anm. a. und 192) hin- 
weist. 

»The 3 per cent stokcs were [oct. 25th 1781] at 55V, and the 
price of the 4 per cent stocks which in order to bear a propor- 
uonable price ought to have been 73%, was 70°/,.« In ein und dem- 
selben Zeitpunkte stand hienach der Cours der 3percentigen Stocks 
ım Verhältnisse höher als der Cours der 4percentigen, diese letz- 
teren wiesen also den ersteren gegenüber ein Capitalisationsplus 
auf, denn je höher der Cours, umso nıederer die Capitalisations- 
ziffer. 

Das Wesentliche dieser stets wiederkehrenden Erscheinung 
liegt darin, dass die nieder verzinslichen Renten höhere Course, 
also eine niedrigere Capitalisation zeigen als die höher verzins- 
lichen Renten. 

Bei Wiederaufnahme des obigen Beispiels wäre es nun das 
Capitalisationsminus der 3percentigen Rente, von welchem’ der 
Staat anlässlich der Conversion Gebrauch machen und durch ent- 
sprechende Bemessung der Höhe des den Gläubigern zu erfol- 
genden Nominalcapitales der neuen Schuld Nutzen ziehen könnte. 
Mit Zuhilfenahme und Berücksichtigung dieses Momentes kann 
augenblicklich sogar eine Zinsenersparnis erzielt werden, welche 
grösser ıst als bei der Conversion mit gleichbleibendem Schuld- 
capitale. 

Die Frage, ob die Aufnahme einer neuen Staatsschuld zu 
niedrigerem als dem laufenden Zinsfusse bei Vermehrung des 
Nominal-Schuldcapitals für den Staat räthlich und empfehlenswert 
sei, hat verschiedene Beantwortungen gefunden. 

Die Partisane der Conversion mit Erhöhung des Nominal- 
schuldcapitales stützen ihre Ansicht mit der Behauptung, dass das 
Anwachsen des Capitals dem Staate minder lästig und drückend 
ist als die momentane Belastung durch die Zinsen, welche er für 
seine Staatsschuld bezahlt. Die Ersparnis, welche bei dieser Con- 


versionsart der Staat an jährlichen Zinsen erziele, sei regelmässig, 
die mit der Conversion verbundene Mehrbelastung, welcher sich 
der Staat für den Fall der Rückzahlung des angewachsenen Schuld- 
capitals aussetzt, ungewiss und eventuell. Indem sie die verschie- 
denen möglichen Fälle ins Auge fassen, welche sich aus dem Ver- 
hältnis des Rentencourses der neuen Schuld zu dem Emissions- 
course derselben ergeben, gelangen sie zu dem Ergebnisse, dass 
die Vermehrung des Capitals der Staatsschuld in der weitaus über- 
wiegenden Anzahl der Fälle dem Staate effectiv keinen Heller 
kostet und führen zur Unterstützung dieser Meinung die Wahr- 
scheinlichkeitsberechnungen einer Autorität wie Laplace *) an. 

Die entgegengesetzte Ansicht vertreten gewichtige Fachmänner 
wie Robert Hamilton, Dr. Price und Steward unter den Engländern, 
der Italiener Grimaldi und der französische Finanzschriftsteller 
Labeyrie, welche die Conversion mit Erhöhung des Nominalcapi- 
tales der Staatsschuld unbedingt verurtheilen. 

Unter den hiefür vorgebrachten Argumenten verdient wegen 
seiner Eigenartigkeit insbesondere jenes hervorgehoben zu werden, 
dessen sich Grimaldi bedient, indem er die Wirkung der Staats- 
schuldentilgung mit dem Zinsfusse der Staatsschuld zusammenhält, 
und hienach zu dem Ergebnisse gelangt, die Schuldentilgung sei 
eine umso raschere, je höher der Zinsfuss des zu tilgenden Schüld- 
capitales ist. 

»Hundert Millionen mit einer Verzinsung von jährlich 6 Per- 
cent — sagt er wörtlich — werden schneller von einer Amorti- 
sations- (d. h. Tilgungs-) Casse, welche mit einer Million Rente 
dotiert ist, rückgekauft und getilgt werden, als wenn die Verzin- 
sung der Staatsschuld eine nur dreipercentige wäre«””). Es ist 
sonach nicht nützlich den Zinsfuss herabzudrücken, und das Ca- 
pital anwachsen zu lassen. Wir treten jener Ansicht, die sich 
gegen Gonversionen mit Erhöhung des Schuldcapitals ausspricht, 
vollinhaltlich bei und halten den Anhängern und Freunden dieser 
Conversionsart bloss die Frage entgegen, welche Grimaldi in seinem 
Werke aufwirft: »Wenn die Capitalserhöhung der Staatsschuld, 
wıe die Freunde der Conversion mit Erhöhung des Nominalcapi- 
tales behaupten, wirklich etwas bloss Theoretisches und praktisch 
Bedeutungsloses, also in Wirklichkeit eine Chimäre ist, warum 
wird sie den Staatsgläubigern als Lockspeise gleichsam wie eine 
Compensation für die infolge der Conversion eingetretene Min- 








*) Grimaldi p. 34. 
%*) Grimaldi p. 50. 
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derung des Zinseneinkommens hingestellt? Es ist denn doch 
nöthig, dass sie einen realen Hintergrund und praktischen Vortheil 
für die Staatsgläubiger in sich schliesse. 


Worin dieser Vortheil bestehe, darüber hat sich der franzö- 
sische Deputierte Masson als Berichterstatter über das Conver- 
sionsproject des Ministeriums Villele treffend folgendermassen 
ausgesprochen: Sie bedeutet für den Staat die Verbindlichkeit 
100 Francs an Stelle von 75 zurückzuzahlen, sobald er bei einer 
neuerlichen Zinsfussminderung und Conversion zum Remboursement 
schreiten will, weil aber der Staat auf lange hinaus die Rückzahlung 
des erhöhten Schuldcapitales weder bewerkstelligen können noch 
wollen wird, so bedeutet sie in letzter Linie den für eine lange 
Zeit geleisteten Verzicht des Staates, seinen Gläubigern die Schuld- 
capitalien zurückzuzahlen. 


Die Conversionen mit Erhöhung des Nominal-Schuldcapitales 
sind eine Erfindung der haute finance. Das System ıst nicht so 
einfach, klar und allgemein verständlich wie das unter I skizzierte. 
Französische Finanzschriftsteller sagen anlässlich der theoretischen 
Besprechung dieses Systems geradezu, dass es von Personen er- 
funden und patronisiert wurde, in deren Interesse es liege, die 
staatlichen Finanzen so viel als möglich in Unordnung zu bringen, 
zu verwirren und die gewagtesten Finanzoperationen zu empfehlen, 
N kurz, um im Trüben fischen zu können. Der Ausspruch 
ist hart, für die Mehrzahl der concreten Fälle vielleicht unverdient 
hart, aber ein Körnchen Wahrheit mag in demselben einge- 
schlossen sein. 


Zur unparteiischen Kritik dieses zweiten Conversionssystems, 
dessen Urheber in der englischen Finanzwelt zu suchen sind und 
das nachgewiesener Massen von England nach Frankreich im 
zweiten Decennium des neunzehnten Jahrhunderts importiert wurde, 
verdient bemerkt zu werden, dass diese Art der Conversion aller- 
dings namentlich bei entsprechender Benützung des oben erwähnten 
Capitalisationsminus der nieder verzinslichen Rente eine grössere 
Zinsenersparnis als die Conversion mit gleichbleibendem Schuld- 
capitale erzielt, dass aber diese Zinsenersparnis auf Kosten des 
Capitales der Schuld stattfindet. Die Staatsgläubiger werden 
sich durch den Verkauf ihrer neuen Schuldtitel und durch den 
hiebei erzielten Coursgewinn für die Rentenminderung wenigstens 
theilweise schadlos halten können; eben diese Thatsache weist 
aber darauf hin, dass die Rentenbesitzer, die Rentiers im besten 
Sinne des Wortes, welche die Staatsschuldtitres als Capitalsanlage 


in festen Händen haben, dieser zweiten Conversionsart gegenüber 
in einer minder guten Position stehen als die Speculanten. 

Diese und die fernere Erwägung, dass das System der Con- 
version mit Erhöhung des Nominalcapitales der Staatsschuld an 
Deutlichkeit, Einfachheit und Allgemeinverständlichkeit hinter jenem 
der Conversion mit gleichbleibendem Capıtale weit zurücksteht, 
können mit Recht als Cynosur für die Bestimmung des gegen- 
seitigen Wertverhältnisses beider Conversionssysteme verwendet 
werden. 


Das Beispiel einer Conversion mit Erhöhung des Capitals 
und Herabsetzung des Zinsfusses der Staatsschuld bietet uns aus 
jüngster Zeit die englische Conversion vom Jahre 1884. 


Den Anlass hiezu gab die Budgetrede des Schatzkanzlers 
Mr. Childers, welche mit Rücksicht auf den Umstand, dass der 
Cours der zweieinhalbpercentigen Stocks binnen zwei Jahren 
(1882— 1884) von 86 auf 9I gestiegen war, während sich der Cours 
der [3°/,igen] Consols im gleichen Zeitraume auf der durchschnitt- 
lichen Höhe von 101—102 hielt, die zweieinhalbpercentigen Stocks 
als das Papier der Zukunft bezeichnete. 


Das Conversionsgesetz [Act 47. und 48 Vict. c. 23] ermächtigte 
den Staatsschatz, 2°/,/,ige und 2!/,/,ige Stocks behufs Umtausches 
der 3°/,igen zu schaffen. Das vom Staatsschatze zu bestimmende 
Nominalcapital der neuen Titres sollte bei den 2°/,°J,igen nicht 102, 
bei den 2!/,°,igen nicht 108 für je 1oo Capital der 3"/,igen über- 
steigen. Beide neuen Schuldgattungen, die 2°, und 2"), Ligen 
Stocks sollten bis 5. Jänner 1905 nicht tilgbar sein, von da an aber 
unter gewissen Beschränkungen nach einmonatlicher Kündigung 
al pari rückgezahlt werden können. 


Unterm 8. August 1884 verlautbarte das Schatzamt, dass die 
Bank von England ermächtigt sei, zu jeder Zeit vom 2. September 
bis zum 17. October 1884 einschliesslich, Anmeldungen der Inhaber 
von Consols, reducierten und neuen 3°,,igen Stocks zur Conver- 
sion in den gesetzlich gestatteten Maximalbeträgen entgegen zu 
nehmen. 


Ein Inhaber von ı00 £ 3°/,iger Stocks gab bei Annahme des 
Convertierungsvorschlages an Zinsen jährlich 3 £ auf und empfieng 
dafür 2 £ ı6 s I d per Jahr, wenn er Io2 zweidreiviertelpercentige 
oder 2 £ 14 s wenn er 108 zweieinhalbpercentige Stocks dafür 
nahm; das reducierte Interesse war bis 1905 garantiert. 


Bei Entgegenhalt der alten Su Schuld 
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ad III) Die Conversion mit Verminderung des Nominal- 
capıtals der Staatsschuld. 


Wir benützen abermals die Supposition, dass die 5%/,ige Rente 
den Curs 125 erreicht habe, was eine faktische 4°, Ige Verzinsung 
ergibt. In diesem Falle könnte der Staat seinen Gläubigern alter- 
nativ mit der Capitalsrückzahlung die Erfolgung neuer Schuldtitres 
mit einerVerzinsung, diedem laufenden Zinsfusse entspricht (I.System) 
odersogar unter deln laufenden Zinsfusse steht, (Il. System) propo- 
nieren. Der Staat thut aber keines von beiden. Er macht vielmehr 
seinen Gläubigern [selbstverständlich gleichfalls alternativ mitdem An- 
bote der Rückzahlung] den Vorschlag, ihnen die jährliche Rente 5 un- 
geschmälert fortzuzahlen, wenn sie dafür einwilligen, dass er diese 
Rente von 5 nicht vom Capitale 100, sondern vom Capitale 80 zahle. 
Labeyrie|p. 145] qualificiert den Vorgang bei dieser Conversion richtig 
als »continuation du möme interöt, mais moyennant une compen- 
sation,« wobei das Wort Compensation allerdings nicht im streng 
juristischen Sinne zu verstehen ist. Dieser Vorschlag ergibt durch 
die Formel 
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eine jährliche Verzinsung von 61, Percent. Der Staat steigt mit 
seinem Rentenzinsfusse über den gewöhnlichen Zinsfuss hinauf, 
dafür vermindert er jedoch sein Schuldcapital und zwar speciell 
in unserem Beispiele um Ein Fünftel. 

Dieses System wurde — nach Angabe Labeyrie’s — im Jahre 
1824 von August Lambert in seiner Schrift »System der franzö- 





sischen Anleihen oder Reduction der Nationalschuld« vorgeschlagen 
und mag daher nach seinem Erfinder das Lambert’sche Conver- 
sionsproject genannt werden. 

Dieses dritte System der Conversiof wird von Theoretikern 
und Praktikern in gleichem Masse stiefmütterlich behandelt, als 
blosse Theorie ohne praktische Anwendbarkeit hingestellt, oft auch 
ganz übergangen. 

Mag man auch über den praktischen Wert dieses Systems 
nicht unberechtigte Zweifel hegen, so erfordert doch die wissen- 
schaftliche Darstellung der Conversionstheorien mit mathematischer 
Nothwendigkeit seine Besprechung, da erst hiedurch die Eintheilung 
der Conversionssysteme auf Vollständigkeit Anspruch machen 
kann. 

An dieser Stelle sei bemerkt, dass bis jetzt die theoretische 
Dreitheilung der Conversionssysteme noch nicht gebräuchlich war, 
sondern gewöhnlich die Conversion mit gleichbleibendem Schuld- 
capitaleund die Conversion mit Erhöhung des Schuldcapitales als 
Hauptarten der Conversion angeführt, sodann noch einige specielle 
Gattungen derselben genannt, und das 3. System höchstens an- 
hangsweise sozusagen als rudimentärer Ansatz erwähnt wurde. 

Diese bisher üblich gewesene Aufzählung mag dem Stande 
der Praxis entsprechen, zur strengen Wissenschaftlichkeit fehlt ihr 
jedoch der Eintheilungsgrund, als welchen wir das Verhältnis des 
Nominalcapitales der alten zu dem der neuen Schuld genommen 
haben und bei dessen Anwendung sich die angeführten drei Haupt- 
arten der Conversion ergeben, unter deren eine sich jeder Fall der 
Conversion subsumieren lässt. 

Als (wohl der erste) Fall praktischer Anwendung der dritten 
Conversionsart ist die englische Conversion von 1830 zu verzeich- 
nen. Der damalige Schatzkanzler Mr. Goulburn beantragte die 
Conversion der Vierpercentigen mit Rücksicht auf die grosse Ca- 
pitalsanhäufung und das Fallen des Marktzinsfusses »looking at 
the great accumulation of capital and to the diminished rate of 
interest in the public markets for all public and private securities.« 
Es wurde jedem Inhaber von Icoo &£ 4°/,iger Stocks von 1822 ent- 
weder 

100 £ 31/0), Stocks [garantirt gegen neuerliche Conversion 

für I0O Jahre] — 
oder 

70 £ neuer 5',iger Stocks, garantirt für 42 Jahre — 
proponiert, beide Vorschläge — alles in Betracht gezogen — von 
gleichem Werte. 
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Wir finden also hier die Conversion mit Verminderung des 
Schuldcapitals alternativ mit einer anderen Conversionsart vorge- 
schlagen. >Selbstverständich war den dissentirenden Bondholders 
die Capitalsrückzahlung gesichert. (Act ıı Geo IV, c 13 und 
Act-II<GeorlV, e20r 


Die Conversion ergab bei einem zu convertierenden 


Capitale von "mi me NR 
bare Schuldrückzahlungen an die Dissenters . . 2,880.915 
und.hienaeh, conyertierten. Rest. un. vi 150,790.176 
Hieraus wurden geschaffen 3’), ige Stocks . . 150,119.609 

DIE SIOCHS 2... 20 ee 469.398 
und hiedurch bei Entgegenhalt der früheren Zin- 

Senlast peninten. 0.1 Wu Sera 0,031.607 
ündeder neuen Zinsenlast. per fe ee 5,277.055 
eine Zinsenersparnis-von =, 2 Ver 753-952 
erzielt 


Die Einwendungen, welche vom Standpunkte der Praxis gegen 
die Anwendbarkeit dieses dritten Systems der Conversion erhoben 
werden, gehen hauptsächlich aus der Erwägung hervor, dass der 
Staat im Falle der praktischen Durchführung dieser Conversions- 
art sich für längere Zeit des Rechtes auf Rückzahlung der Capi- 
talien seiner neuen Schuld begeben muss, weil sonst niemand die 
Renten der neuen Schuld, über welcher das Damokles-Schwert 
der Rückzahlung schwebt, kaufen und weil schon anlässlich der 
Convertierung eine grössere Anzahl alter Staatsgläubiger nicht für 
die Novation, sondern für die Rückzahlung des alten Schuldcapi- 
tales optieren würde. Aus diesem Grunde wurde denn auch bei- 
spielsweise im oben angeführten speciellen Falle die neu creierte 
5',ige Rente für 42 Jahre gegen die Rückzahlung garantiert. 


Trotz dieser Einwendungen geben schliesslich selbst die Gegner 
die Möglichkeit der Anwendung dieser Conversionsart mit gewissen 
unerlässlichen Modificationen zu, deren Bestimmung im speciellen 
Falle den Männern der Praxis überlassen bleiben muss. 
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X. 
Rückblick auf die Eintheilung der 


Conversionssysteme. 


Die im Obigen behandelte Eintheilung der Conversionssysteme, 
welche als Eintheilungsgrund das Verhältnis des Nominalcapitales 
der alten zu dem Nominalcapitale der neuen Schuld nimmt, lässt 
sich tabellarisch darstellen wie folgt: 
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Verhältnis des Name Verhältnis des | Mit Rücksicht auf 
Nominalcapitales das d nn jq | [II Bezeichnung 
der alten zu dem _ en I der 
der neuen Schuld | Conversionsart Fianstuße Conversion als 























Das . . Der Zinsfuß der 3 
Nominalcapital a. 2 Schuld nd 
der neuen Re a ee ist gleich al pari 
ist gleich dem der S en. dem knfarden er 
alten Schuld ı —p ale Marktzinsfufje au pP ir] 





Das C . „ | Der Zinsfuß der | Conversion unter 
Nominalcapital heluns‘ AR. neuen Schuld ist pari 
der neuen INc Yen = er niedriger als der | [conversion au- 
ist grösser als das | < N sie laufende dessous 
der alten Schuld Pal eo ee re Marktzinsfuß du pair] 





Das 
Nominalcapital 
der neuen 
ist kleiner als das 
der alten Schuld 








Conversion mit 
Herabminderung 
des (Nominal-) 
Schuldcapitales. 
(Lambert’sches 
System) 


Der Zinsfuß der 
neuen Schuld 
ist höher als der 
laufende 
Marktzinsfuß 





Conversion über 
pari 
[conversion au- 
dessus du pair] 





Aus Vergleichung der Relationen in den Rubriken I und IH 
ergibt sich, dass sich das Nominalcapital der neuen zu dem der 
alten Staatsschuld umgekehrt so verhält, wie der Zinsfuss der 
neuen Schuld zu dem laufenden Marktzinsfusse. 

Alle drei Arten der Conversion haben das Sinken des Markt- 
zinsfusses unter den Zinsfuss der alten Schuld zur Voraussetzung. 


X 


Die bisher üblich gewesenen Eintheilungen 
der Conversion. 


Nach Darstellung der Conversion und ihrer Eintheilung von 
dem von uns gewählten Standpunkte aus, welcher als Eintheilungs- 
grund das Verhältnis des Nominalcapitales der neuen zu jenem 
der alten Staatsschuld benützt, ist es unsere Pflicht, auch auf die 
bisher üblich gewesenen Eintheilungen der Conversionssysteme 
einen prüfenden Blick zu werfen. 


Das Werk »Th£orie et histoire des conversions de rentes« von 
Labeyrie kennt zwei Hauptsysteme der Conversionen: die »Con- 
versions en rentes au pair« und die »Conversions en rentes au- 
dessous du pair.« 


Neben diesen beiden Systemen, von denen das erste unsereı 
»Conversion mit gleichbleibendem Schuldcapitale,« das zweite un. 
serer »Conversion mit Erhöhung des Schuldcapitales« entspricht, 
werden von Labeyrie als weitere Kategorien noch conversions 
avec soultes und conversions en rentes amortissables angeführt, 
[welche in That und Wahrheit bloss durch die Praxis ausgestaltete 
Abarten sind, und je nach ihrer Natur in eines der obigen zwei 
Systeme passen, wie der Autor (5. 131 d. Werkes) offenherzig 
selbst zugibt], weiters die Conversion in Annuitäten, in Leibrenten, 
Conversion mit Capitalsreduction (vergleiche die 3. Gruppe un- 
serer Eintheilung) und die sogenannten conversions differ&es (Sy- 
steme von M. J. Laffitte und vom Marquis von Audiffret), welchen 
als insbesondere im französischen Boden wurzelnden Abarten und 
Spielarten der Conversion der vaterländische Autor mit Recht eine 
geistvolle und höchst instructive Betrachtung widmet, auf welche 


näher einzugehen uns der enge Rahmen unserer Monographie 
verwehrt. 


Wir ersehen aus dem Angeführten, dass jenes grosse und be- 
rühmte Werk, welches sich » Theorie der Conversion« nennt, einer 
theoretischen Eintheilung der Conversionssysteme überhaupt er- 
mangelt, und dass sich die Labeyrie’sche Darstellung der Con- 
versionssysteme ohne Zugrundelegung eines theoretischen Ein- 
theilungsgrundes in eine blosse Aufzählung der in der Praxis, ins- 


besondere in der Finanzpraxis Frankreichs, am häufigsten vorkom- 
menden Conversionsarten auflöst. 

Die Menge dieser Arten ist aber unerschöpflich; heute be- 
stimmt, kann sie durch den nächsten Tag wiederum vermehrt wer- 
den. Der Combination des Praktikers erschliesst sich hier ein 
weites Feld. Alle Arten lassen sich jedoch unter das eine oder 
andere unserer drei Systeme subsumieren. 

Grimaldi, ein italienischer Fachmann, dessen Werk osser- 
vazioni sulla conversione delle rendite publiche (Napoli, Tipo- 
grafia Flautina, 1836) wegen der darın vertretenen gesunden und 
richtisen Ansichten wiederholt erwähnt wurde, führt in seiner 
allerdings vorzugsweise für Praktiker berechneten Darstellung der 
Conversionsarten an: 

I. Rentenreductionen (er gebraucht den Ausdruck, dem da- 
maligen Sprachgebrauche gemäss, gleichbedeutend mit Conversion) 
mit Zwangsrückzahlung und ohne Capitalsvermehrung. (Cap. III.) 

2. Rentenconversionen mit Zinsenverminderung, Schuldcapitals- 
vermehrung und Zwangsrückzahlung. (Cap. IV.) 

und 3. Rentenconversionen mit Zinsenverminderung, Schuld- 
Capitalsvermehrung, aber ohne Zwangsrückzahlung. (Cap. V.) 

Diese Eintheilung kann augenscheinlich nicht Anspruch darauf 
machen, eine erschöpfende genannt zu werden. 

F. Nebenius, der Autor des im Jahre 1837 veröffentlichten 
Werkes »Herabsetzung der Zinsen der öffentlichen Schuld« kennt 
eine zweifache Reduction der Zinsen — (wir wollen seinen Aus- 
druck hier beibehalten, obschon wir dessen Ungenauigkeit bereits 
oben S. 17 gezeigt haben) nämlich: 

I. Die Reduction der Zinsen der öffentlichen Schuld auf den 
laufenden Zinsfuss ohne Capitalserhöhung, und 

2. die Reduction der Zinsen unter den laufenden Zinsfuss ohne 
Capitalserhöhung. 

Diese beiden Arten sind theoretisch in das System I unserer 
Eintheilung »Conversionen mit gleichbleibendem Schuldcapitale« 
einzureihen. Von der Conversion mit Capitalserhöhung ist bei 
Nebenius überhaupt nicht die Rede. 

Die hiemit beendete Aufzählung der bei anderen Autoren ge- 
bräuchlichen Eintheilungen — wenn man den Ausdruck Einthei- 
lung überhaupt anwenden darf — spricht wohl am besten für den 
Wert unseres Eintheilungsgrundes und des mit seiner Zuhilfenahme 
erlangten trichotomischen Systemes. 


XI. 


Das Steigen des Marktzinsfusses und seine 
Wirkung auf dıe Staatsrente. 


For the higher the interest, 
the sooner will a sinking fund 
pay off the principal. 


[Dr. Brite, of Publ.credp 127} 


In den bisher behandelten Fällen bot stets das Sinken des 
laufenden Marktzinsfusses Veranlassung zur Schuldumwandlung 
entsprechend jener ziemlich allgemein üblichen, jedoch nicht 
streng wissenschaftlichen Auffassung, welche den Begriff der 
Conversion auf die Fälle der Eingehung einer nieder verzinslichen 
an Stelle einer höher verzinslichen Schuld einschränkt. 


Wır haben bereits oben gezeigt, dass eine Conversion nicht 
blos in solchen Fällen vorliege, dass sie vielmehr (nach dem ge- 
wöhnlichen finanzwissenschaftlichen Sprachgebrauche) auch überall 
dort als vorhanden anzunehmen sei, wo die Bedingungen des 
neuen Schuldverhältnisses für den Staat günstiger sind als jene 
des alten, möge nun dieser Vortheil für den Staat in der niederen 
Verzinslichkeit oder in welch’ immer anderen Umständen z. B. 
in der Steuerpflichtigkeit des Renteneinkommens aus der neuen 
Schuld gegenüber der Steuerfreiheit der alten gelegen sein. Wenn 
wir nun trotzdem aus allen diesen Fällen die Eingehung des neuen 
als eines nieder verzinslichen Schuldverhältnisses besonders her- 
vorgehoben und eingehend behandelt haben, so geschah dies 
deshalb, weil sich Fälle der letztbezeichneten Art in der Praxis 
am häufigsten ereignen und finanzwissenschaftlich wegen des 
Studiums der Wechselbeziehungen zwischen Zinsfuss und Capital 
der Staatsschuld die bei weitem interessantesten sind. 


Wir gelangen nunmehr zur Besprechung des umgekehrten 
Falles: der Lage, in welcher sich der Staat befindet, wenn der 
laufende Zinsfuss den nominellen Zinsfuss der Staatsrente über- 
steigt. 

Gewährt der Staat seinen Gläubigern vom Capitale 1oo die 
Rente 4 und steigt der laufende Marktzinsfuss auf 5 Percent, so 
wird, weil jeder Capitalist und Rentner eine Capitalsanlage zu 


5 Percent sucht, für die nominell auf 100 lautende Schuldurkunde 
des Staates, welche bloss das jährliche Renteneinkommen 4 abwirft 
auf dem Markte nur jenes Capital bezahlt werden, welches bei 
dem Zinsfusse von 5 Percent den Zins 4 trägt, d. i. also nach 
der Formel 
221,2 -.100% 5, woraus’sich 
Kr So 
ergibt, ein Capital von 80. 


Der Fall, dessen Voraussetzungen wir soeben dargestellt haben, 
hat hierin eine unverkennbare Ähnlichkeit mit dem Lambert’schen 
Conversionssysteme (dem System IlI unserer trichotomischen Ein- 
theilung), darf aber mit demselben nicht verwechselt werden. Bei 
dem Lambert’schen System fällt der Marktzinsfuss und trotzdem 
lässt der Staat seine Rente steigen, obschon er sie herabsetzen 
könnte, und vermindert dagegen im Compensationswege das Capital; 
hier hingegen steigt der Marktzinsfuss und diesem Steigen accom- 
modiert sich der Staat durch Erhöhung seiner Rente. 


Die Behandlung und theoretische Einreihung eines derartigen 
Falles bietet unverkennbare Schwierigkeiten. 


Mit dem Begriffe der Conversion lässt sich nicht operieren, 
denn bei dem Zugeständnisse der Alternative zwischen Capitals- 
rückzahlung al pari und Schuldnovation mit Capitalsverminderung 
und Zinsfusserhöhung wird fast jeder Gläubiger das erstere wählen 
weil es ihm zum offenbaren Vortheile gereicht. Auf diesen Fall 
passt vielmehr das von Nebenius (a. a. O., Cap. 9, Seite 45 ff.) vor- 
geschlagene Verfahren des Rückkaufes jener Schulden, welche zu 
niedrigem Zinsfusse aufgenommen sind, tief unter parı, entsprechend 
dem Marktzinsfusse, also in unserem Beispiele der Rückkauf der 
4°/,igen Rente im Nominale von Ioo zu dem Börsencourse 80 und 
die Aufbringung der für diesen Rückkauf erforderlichen Capitalien 
durch ein neues Anlehen, dessen Nominalcapitalien den wirklich 
dargeliehenen Beträgen gleich oder nahe stehen und zu einem 
höheren Zinsfusse verzinst werden. 


Die Gläubiger werden in den Rückkauf der alten Schuldtitel 
zum Börsencourse, also unter pari, fast sämmtlich einwilligen, weil 
sie sonst eine weitere Entwertung ihrer Titres zu befürchten haben. 


* 
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Der Abschluss der Darstellung des soeben behandelten Falles 
bietet uns naturgemäss den Übergang zu einer anderen wissen- 
schaftlichen und praktischen Verwertung jener Wechselbeziehung 
zwischen Zinsfuss und Capital, derzufolge eine Erhöhung des 
ersteren die Verminderung des letzteren bewirkt und umgekehrt. 


Die bereits an anderer Stelle erwähnte und von Grimaldi als 
Argument gegen die betreffende Conversionsart ins Treffen ge- 
führte Ansicht, dass eine Herabsetzung des Zinsfusses der Staats- 
schuld bei Erhöhung des Nominalcapitales derselben eher hinderlich 
als fördersam für die Action der Staatsschulden-Tilgungs-Casse 
(des Tilgungsfondes) sei und dass andererseits die Erhöhung des 
Zinsfusses am Markte diese Action wesentlich erleichtere, hat ihren 
Erfinder, den englischen Finanzschriftsteller Steward, zudem Vor- 
schlage veranlasst, das Capital der englischen Staatsschuld zu ver- 
mindern und dafür die Zinsen zu erhöhen. So sollten nach seiner 
Meinung die 3°/,igen englischen Stocks successive in 4',ige und 
dann in 5°/,ige umgewandelt, das Capital dagegen hiedurch fort- 
schreitend vermindert werden. Diese Conversion der niederver- 
zinslichen in eine höher verzinsliche Schuld sollte stattfinden ohne 
Rücksicht auf die Tendenz des Marktzinsfusses, das heisst: ohne 
das Steigen desselben abzuwarten. Hierin liegt der Unterschied 
zwischen diesem und dem unmittelbar vorher behandelten Falle, 
in welch’ letzterem die Erhöhung des Staatsrenten-Zinsfusses von 
dem Steigen des Marktzinsfusses abhängig gemacht war. 


Die Ansichten Steward’s werden von einer zweiten englischen 
Autorität, Dr. Price, vollkommen getheilt. Price stellt in seiner 
geistvollen Abhandlung »of Public Credit and the National Debt,« 
welche als Capitel 3 seiner Observations on Reversionary Pay- 
ments etc. erschienen ist, (fünfte Ausgabe, London 1792) den Satz 
auf, und begründet denselben, dass das Steigen des Capitalzins- 
fusses den Rückkauf, also die Tilgung der Staatsschuld erleichtere 
und in dieser Hinsicht vortheilhaft sei. »Bei der Tilgung der 
Staatsschulden,« sagt Price, »werden aus dem niedrigen Preise 
derselben beträchtliche Vortheile gezogen ...... Ein Krieg würde 
die Staatsschuldentilgung beschleunigen und dies umsomehr, je 
länger er dauern und je höher er den Zins des Geldes heben 
würde.« (of Public credit, p. 201, 202.) 


Auf derselben Anschauung beruht jener vielcitierte Ausspruch 
eines gefeierten englischen Schriftstellers, der die Vortheile der 
Eingehung höher verzinslicher Schulden zu einer Zeit erörterte, 
als die englischen Renten dreipercentig waren: »Wenn alle eng- 
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lischen Renten zu fünf vom Hundert convertiert werden könnten 
bei Wahrung der Möglichkeit ihres Rückkaufes al pari, so würde 
der Nation aus dieser finanziellen Massregel ein bedeutender Vor- 
theil erwachsen.« 


XI. 
Durchführung der Conversion. 


Zum Behufe der Durchführung einer Conversionsoperation 
stehen dem Staate zwei Wege offen; entweder die Durchführung 
in eigener Regie oder mit Zuhilfenahme eines Unternehmers, sei 
derselbe nun eine Einzelperson oder ein Syndicat von Bankiers. 
Welchen von diesen beiden Wegen der Staat im gegebenen Falle 
einschlagen wird, ist davon abhängig, ob er hinreichend grosse und 
unmittelbar disponible Geldmittel besitzt oder nicht; im ersteren 
Falle wird die Inanspruchnahme des Unternehmers wegfallen 
können, wogegen sie anderenfalls zum Gebote der Nothwendig- 
keit wird. 

Anlässlich fast jeder grösseren Conversionsoperation taucht 
in dem betreffenden Lande eine Reihe von Broschüren auf, nicht 
wissenschaftlichen, sondern praktischen Inhaltes, welche sich mit 
der Frage nach der für diesen concreten Fall am besten passen- 
den Art der Durchführung und nach den Mitteln hiezu beschäf- 
tigen und wohlgemeinte, mehr oder minder richtige Rathschläge 
für die Lösung der Frage enthalten. 

Derlei Broschüren haben mitunter das Gute, dass sie eine 
oder die andere Seite des Stoffes auch theoretisch erörtern, so zu 
einer wissenschaftlichen Behandlung der Conversionsfrage nach 
einer oder der anderen Richtung hin indirect ihren Beitrag leisten, 
und sich dadurch neben dem praktischen auch ein wissenschaft- 
liches Verdienst erwerben. 

Die zahlreichen englischen, französischen, deutschen und 
italienischen Broschüren, welche anlässlich concreter Conver- 
sionsfälle in den betreffenden Staaten publiciert wurden, näher 
anzuführen und zu würdigen, widerstreitet dem rein theoreti- 
schen Charakter vorliegender Schrift und würde insbesondere 
auch ein Eingehen auf die speciellen Verhältnisse der einzelnen 


Staaten und ihrer jeweiligen Finanzlage zur Zeit der betreffenden 
Conversion bedingen, wobei der Rahmen unserer Darstellung über- 
schritten werden müsste. 

Mitunter begegnet man in derlei Broschüren Rathschlägen, 
die Durchführung der Conversion betreffend, welche so vortrefflich 
sind und eine so glückliche Lösung verschiedener hiebei in Be- 
tracht kommender heikler Fragen ermöglichen, dass sie deshalb 
der Vergessenheit entrissen zu werden verdienen. 

Als Beispiel wollen wir hier aus der grossen Menge von 
Schriften, welche die Durchführung der Conversion für concrete 
Fälle behandeln, insbesondere eine herausheben, welche in dem 
bekannten economistischen Verlage Guillaumin & Co. in Paris 
(demselben, aus welchem auch das Werk Labeyrie hervorgieng) 
im Jahre 1882 erschienen ist, und als deren Autor am Schlusse 
O. de Chanier genannt wird. Die Broschüre betitelt sich: Con- 
version du 5 pour Ioo, betrifft französische Verhältnisse und be- 
handelt in ihrem 3. Theile die Frage, welches der Vorgang bei 
der Conversionsoperation selbst sein müsse, um ihr den vollen 
Erfolg zu sichern und den Staat dem geringsten Risico für jenen 
Fall auszusetzen, dass eine schwere politische oder finanzielle Crisis 
mitten im Zuge der Operation unerwartet ausbrechen würde. Der 
Autor beschäftigt sich insbesondere damit, ein Mittel zu finden, 
welches gestattet, allen Eventualitäten die Stirn zu bieten, welche 
immer sie auch seien. 

Nach einem kurzen Blick auf die Lage und das Vorgehen an- 
derer Staaten, welche die Conversion entweder in eigener Regie 
oder unter Inanspruchnahme der Dienste eines Syndicates mäch- 
tiger Bankiers durchführten, spricht der Verfasser für den speciellen 
Fall der Conversion der fünfprocentigen französischen Rente im 
Jahre 1882 seine Überzeugung aus, dass die beiden im allgemeinen 
üblichen Arten der Durchführung hier nicht am Platze sind; die 
erste nicht, weil die in Frage kommenden Summen zu gross sind, 
als dass der Staat über die entsprechenden hiefür erforderlichen 
Mittel verfügen könnte und weil der Typus der 5percentigen Rente 
einheitlich ist, daher die Operation nicht derart nach Serien ge- 
theilt werden kann, wie z.B. beider Schuld der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, welche ihre 6percentige Rente in Serien aus- 
gegeben hatten und daher successive eine Serie nach der andern 
zur Heimzahlung einberufen konnten; die zweite nicht, weil die 
Bankiers, deren Mithilfe der französische Staat zur Durchführung 
der Conversion in Anspruch nehmen müsste, für ihre Mühewaltung 
solche Bedingungen stellen würden, dass der aus der Operation für 


den Staat resultierende Vortheil bedeutend vermindert wäre und 
weil diese Bankiers, falls man sie trotzdem zur Mitwirkung heran- 
zöge, beim Ausbruche der gefürchteten Krisis dem gänzlichen 
Ruin preisgegeben wären. 

In dem Bestreben, ein Auskunftsmittel zu finden, welches all’ 
den möglichen Nachtheilen begegnet, tritt nun der Autor der ci- 
tierten Broschüre mit dem Vorschlage hervor, die Regierung möge 
an Stelle einer formellen Verpflichtung dem rentenbesitzenden Pu- 
blicum gegenüber bloss eine bedingte Verpflichtung übernehmen, 
das heisst anstatt sich ausdrücklich und ohne Vorbehalt zur Rück- 
zahlung der 5 percentigen Rente al pari zu verpflichten, möge man 
sozusagen lediglich die Androhung dieser Rückzahlung über den 
Häuptern der Rentenbesitzer schweben lassen. 

Der praktische Wert dieses Vorschlags liegt, wie der Propo- 
nent richtig bemerkt, darin, dass der Staat, welcher eine formelle 
Verpflichtung zur Bar-Rückzahlung für den Fall der Nichtannahme 
seines Conversionsanbotes nicht übernommen hat, im Fall des Ein- 
trittes einer Krise vor Abwicklung des Conversionsgeschäftes ruhig 
bessere Zeiten abwarten, und die Operation auf dieselben vertagen 
kann, während bei unbedingter Rückzahlungsverpflichtung das 
Remboursement statthaben müsste und, den Fall der Krisis voraus- 
gesetzt, von allen Gläubigern gewählt werden würde — zum Un- 
heil des Conversionsprojectes und des Staates selbst. 

In dem billigen und gerechten, kein Interesse der Staatsgläu- 
biger verletzenden Vorschlage einer bedingten Übernahme der 
Rückzahlungsverpflichtung und hiemit einer bedingten Conver- 
sion liegt ein bedeutsames Moment, welches umsomehr hervor- 
gehoben zu werden verdient, als die Voraussetzungen seiner An- 
wendung — und daher diese Anwendung selbst — in einem an- 
deren Staate sich leicht wiederholen können. 
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Schlusswort. 


Mit dem Abschlusse des vorstehenden Capitels ist die Dar- 
stellung nunmehr auf jenem Punkte angelangt, wo die Anwendung 
der von der Theorie aufgestellten Sätze in der Praxis beginnt. 


Die Theorie hat Begriff und Wesen der Conversion bestimmt, 
die Begründung dieser hochwichtigen finanziellen Operation vom 
Standpunkte der Vernunft, des Rechtes und der Billigkeit dar- 
gethan, die verschiedenen möglichen Arten ihrer Durchführung vor 
Augen gestellt und eine jede derselben auf ihren Wert unter- 
sucht. 


An der Hand der theoretischen Auseinandersetzungen wird 
es leicht sein, sich in der Praxis der Conversionen zurecht zu 
finden, jeden einzelnen Conversionsfall in seinem Wesen zu er- 
fassen, auf den ihm entsprechenden Typus zurückzuführen und 
demgemäss zu classificieren. 

Zu der reichen Fülle instructiver Beispiele, welche uns die 
Finanzgeschichte der verschiedenen europäischen Staaten aus der 
Vergangenheit bietet, neue hinzuzufügen, wird einer nicht zu fernen 
Zukunft bestimmt sein. 
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Einleitung. 


Lu den wichtigsten Momenten, welche auf die Lage des Ge- 
werbetreibenden, Fabrikanten und Kaufmannes Einfluss nehmen, 
gehört zweifellos das jeweilig geltende Steuersystem; haben aber die 
Abgaben eine so bedeutende Höhe erreicht, wie in Oesterreich, so 
kann geradezu Wohl und Wehe der Bürger von der Beschaffenheit 
des Steuerwesens bedingt werden. Und das österreichische Abgabe- 
System ist mangelhaft. Das wird nicht nur von der gesammten 
öffentlichen Meinung, sondern von der Regierung selbst zugestanden- 
Seit mehr als drei Jahrzehnten ist stets von Neuem der Versuch 
gemacht worden, diesen Uebelstand zu corrigiren; sehon vor 
Beginn der parlamentarischen Aera sind Verbesserungsvorschläge 
gemacht worden, in den letzten 25 Jahren haben sich Reformvor- 
schläge an Reformvorschläge gereiht, ohne dass der alte Schutt 
aufgeräumt werden konnte, Als nun am 19. Februar 1892 der 
gegenwärtige Finanzminister den „Gesetzentwurf, betreffend die 
directen Personalsteuern“, vorlegte, durfte man sich der Erwartung 
hingeben, dass nunmehr die lang ersehnte Reform unseres Abgabe- 
wesens zur That werde; die Hoffnungsfreudigkeit war so gross, 
dass vielfach eine der Regierungsvorlage günstige Stimmung platz- 
griff, noch bevor Gelegenheit genommen war, dieselbe einem Studium 
zu unterziehen. 

Uns liegt ein Gesetzentwurf vor, welcher, auf jahrelangen Er- 


hebungen und Prüfungen beruhend, sich zur Aufgabe setzt, ein dem 
1 
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heutigen wirthschaftlichen Zustande entsprechendes Steuerwesen zu 


schaffen; die Vorlage will die bisherige Erwerb- und Einkommen- 
steuer beseitigen und an deren Stelle eine Reihe von neuen und neu- 
artigen Gesetzesbestimmungen treten lassen. Sofort drängt sich uns 
die Frage auf, ob der Entwurf gegenüber dem bisherigen Gesetz 
einen Fortschritt bedeutet; es sei deshalb mit‘ einigen Worten 
das gegenwärtige Erwerb- und Einkommensteuer-Gesetz skizzirt. 

Die wichtigsten Bestimmungen unseres Erwerbsteuer-Gesetzes 
finden sich in dem Erwerbsteuertarife. Derselbe enthält eine Reihe 
von Steuerquoten, welche innerhalb der weitesten Grenzen 
nach freiem Ermessen der Finanzbehörde dem Ge- 
werbetreibenden vorgeschrieben wurden. Es’ konnte demnach 
einem Steuerpflichtigen der Betrag von fl. 5:25 oder von fl. 315 
(im „Ordinarium*) auferlegt werden, ohne dass eine präcise 
gesetzliche Anordnung den geringeren oder den höheren Satz be- 
gründet hätte. So wurde bisweilen der Steuersatz auf den doppelten 
und mehrfachen Betrag erhöht, nur weil die „Vertrauensmänner* 
sich in diesem Sinne geäussert hatten. Allerdings waren den Be- 
hörden sehr allgemein gehaltene Instructionen an die Hand gegeben ; 
dieselben lauteten jedoch so unbestimmt und hingen so wenig mit 
den ökonomischen Verhältnissen des Betriebes zusammen, dass nicht 
mit Unrecht über Willkürlichkeit der Bemessung geklagt werden 
konnte. Die Einkommensteuer wurde nach dem Ertrage be- 
messen, und zwar (wenn wir die kleinsten Steuerträger ausser Acht 
lassen) mit zehn Percent des Ertrages. Diese Höhe der Abgabe, die 
noch durch die Zuschläge für das Land, die Gemeinde, die Handels- 
und Gewerbekammer eine Steigerung erfuhr, war jedoch so bedeutend, 
dass die wenigsten Unternehmungen sie hätten ertragen können; 
die Bevölkerung war gezwungen, einen Theil des Einkommens zu 
verheimlichen, und zwar mit Wissen der F inanzverwaltung. Es hing 
wieder von dem Ermessen der Behörde ab, um welchen Betrag 
das Einkommen höher angenommen wurde, als es fatirt worden war. 

Dazu kommt aber noch, dass die Erwerb- und Einkommen- 
steuer in einem unglückseligen Zusammenhang standen. Es musste 
eine „Einkommensteuer“ wenigstens in der Höhe eines Drittels der 
Erwerbsteuer bezahlt werden, wenn auch die Unternehmung nach- 
weisbar verlusthringend gewesen ist, und andererseits wurde die Er- 
werbsteuer erhöht, wenn sie zu weit hinter der Einkommensteuer 











'zurückstand. Wir könnten noch eine lange Reihe von Gesetzes- 
bestimmungen anführen, welche unser Abgabesystem als vollständig 
verfehlt erscheinen lassen würden, eine solche Aufzählung läge indess 
ausser dem Rahmen dieser Schrift. 

Nur in Kürze seien deshalb die wichtigsten Punkte an- 
geführt, an welchen ein Reformwerk anzuknüpfen hätte. Zu- 
nächst muss Sorge getragen werden für eine Entlastung der 
schwächsten Elemente und die Heranziehung der luerativsten 
Unternehmungen, insbesondere solcher Personen, die sich bis- 
her gänzlich oder zum Theil der Steuerpflicht entzogen haben ; 
das Gesetz muss klar und präcise, Jedermann verständlich sein ; 
die Abgabe ist derart zu normiren, dass der Bürger jederzeit aus 
dem Gesetze entnehmen kann, ob die Vorschreibung correct sei 
oder nicht, die Bemessungsgrundlage ist bekanntzugeben ; die 
Gleichheit der Staatsbürger vor dem Gesetze soll auch gegenüber 
der Finanzverwaltung Geltung haben, eine verschiedenartige Be- 
handlung der Gewerbetreibenden in diesen oder jenen Theilen des 
Staates ist principiell unzulässig; das Steuersystem muss sich zur 
Aufgabe machen, mit dem wirklichen Ertrag der Unternehmung, 
beziehungsweise mit dem Einkommen, in Harmonie zu. stehen, 

Wir müssen sofort erklären, dass der vorgelegte Gesetzent- 
 wurf einer dieser Anforderungen in keiner Weise entspricht: Die 
Regierungsvorlage ist nämlich so unklar gefasst und für einen mit 
dem Steuerwesen nicht näher Vertrauten so schwer verständlich, dass 
selbst eine wiederholte Lectüre die grosse Masse kaum darüber 
unterrichten wird, wie künftighin das Abgabewesen beschaffen sein 
soll. Wir haben uns deshalb zur Aufgabe gemacht, den Inhalt des 
vorliegenden Gesetzentwurfes möglichst einfach und klar darzustellen, 
zugleich aber auch die Mängel blosszulegen, an welchen der 
sesetzentwurf leidet; so entstand der „Kritische Führer durch den 
Steuer-Gesetzentwurf“. Er soll dem Gewerbetreibenden, Fabrikanten 
und Kaufmann den Weg durch das Labyrinth der Regierungsvorlage 
weisen und deren Fehler und Vorzüge beleuchten. 
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I. Einrichtung des Gesetzentwurfes. 


Die Regierungsvorlage trägt die Bezeichnung „Gesetzentwurf 
betreffend die direeten Personalsteuern‘. Der Gesetzentwurf behan- 
delt daher nicht die auf die Consumption gelegten Abgaben, sondern 
nur solche, welche von den Steuerzahlern selbst (direct) getragen 
werden sollen, u. zw. nur die Personalsteuern, im Gegensatze zu 
den Realsteuern, nämlich den Grund- und Gebäudesteuern. Die bis- 
herigen Personalsteuern waren enthalten in dem Erwerb- und Ein- 
kommensteuer-Gesetz, welch’ letzteres auch die Rentenbezüge und 
Besoldungen umfasste. Die Regierungsvorlage nimmt nun eine 
strenge Scheidung der einzelnen Steuerarten vor, indem der Ent- 
wurf in den einzelnen Hauptstücken eine allgemeine Erwerbsteuer, 
eine Steuer für die der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen 
Unternehmungen, eine Besoldungssteuer, eine Rentensteuer und eine 
Personal-Einkommensteuer statuirt. Uns interessirt vornehmlich die 
allgemeine Erwerbsteuer und die Personal-Einkommensteuer. 

Die allgemeine Erwerbsteuer (die Bezeichnung „allgemein* 
‚soll lediglich‘ einer Verwechslung mit der bisherigen Erwerbsteuer 
vorbeugen) umfasst im Grossen und Ganzen dieselben Unterneh- 
mungen und Geschäfte wie das bisherige Erwerb-Steuergesetz ; die 
zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unternehmungen, 
Actiengesellschaften etc. werden jedoch selbständig behandelt. 
Indess kennt die Regierungsvorlage eine Anzahl von Steuerbefrei- 
ungen, ähnlich wie sie von den Abgeordneten Plener und Consorten 
in Vorschlag gebracht worden sind ; es werden nämlich von der 





allgemeinen Erwerbsteuer befreit: Näherinnen, Wäscherinnen und 
Büglerinnen, insofern sie nur in der Wohnung ihrer Kunden oder 
zu Hause ohne Gehilfen arbeiten, ferner „Hausindustrielle“, welche 
mit höchstens zwei Personen des eigenen Hausstandes, also ohne 
fremde Hilfsarbeiter, industrielle Erzeugnisse für den Unternehmer 
herstellen oder bearbeiten; freigelassen ist ferner die Ertheilung des 
Privatunterrichtes und die Schriftstellerei, wenn dieselben als- Neben- 
' beschäftigung betrieben werden und zur Deckung des Lebensunter- 
haltes nicht ausreichen. Dies die wichtigsten Fälle gänzlicher Steuer- 
befreiung, welche für Gewerbetreibende Bedeutung haben. Sehr 
wichtig ist die Bestimmung, dass „dürftige“ Gewerbetreibende, welche 
ihr Gewerbe ohne Hilfsarbeiter oder nur mit einem Gesellen oder 
mit einem Lehrling ausüben, jeweilig für ein Jahr von der Steuer- 
entrichtung befreit werden können; diese Befreiung bleibt also 
dem freien Ermessen der Steuercommission vorbehalten. Falls ein 
Hilfsarbeiter verwendet wird, ist ein Beschluss mit Zweidrittel- 
Mehrheit der Commissionsmitglieder erforderlich. Die Befreiung ist 
demnach nicht so weit gehend, wie die von den genannten Ab- 
geordneten beabsichtigte. Bemerkenswerth ist noch, dass Dürftigkeit 
für die Befreiung vorausgesetzt ist; in welchem Falle diese Be- 
dingung als vorhanden anzunehmen sei, sagt der Gesetzentwurf 
nicht. An dieser Stelle sei auch angeführt, dass der Finanzminister 
ermächtigt ist, gewisse Unternehmungen, welche gemeinnützigen 
Zwecken dienen, wie Volksküchen, Volksbäder u. dgl. von der 
Steuer zu befreien. | | 

Die Regierungsvorlage umfasst den eigentlichen Gesetzes- 
text und den Tarif; ersterer enthält die allgemeinen Normen, nach 
welchen die Abgabe vorgeschrieben werden soll, letzterer die Be- 
träge, welche auf die verschiedenen Unternehmungen zu entfallen 
haben. 

Der Tarif erfordert einige allgemeine Erläuterungen. Während 
der bisherige Erwerbsteuer-Tarıf für die fünf Hauptbeschäftigungs- 
Abtheilungen, z. B. Fabriken, Künste und Gewerbe u. Ss. w. nur 
wenige Quoten enthält, hat sich die Regierung bei Feststellung des 
neuen Erwerbsteuer -Tarifes zur Aufgabe gemacht, ein möglichst 
vollständiges Verzeichnis der verschiedenen Gewerbe, Fabriken und 
Handelsunternehmungen anzufertigen und für jede dieser Beschäfti- 
gungen die zu zahlende Steuer besonders festzusetzen. Um daher 








den Tarif den betreffenden Steuerbetrag für bestimmte Ge- 
schäfte zu ermitteln, ist es nothwendig, aus den eirca 2000 Posi- 
tionen, welche der Tarif anführt, jene herauszufinden, welche in 
dem gegebenen Falle Anwendung zu finden haben. Im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt ist diese Ermittlung allerdings keine leichte, 
da dem Tarif ein alphabetisches Verzeichnis mangelt; diese 
Aeusserlichkeit ist es jedoch nicht allein, welche die Feststellung 
des nach dem Tarif entfallenden Betrages erschwert. Das Gesetz 
enthält nämlich die Bestimmung, dass in der Regel von jeder 
Art der Unternehmung oder Beschäftigung (desgleichen von jeder 
Betriehsstätte, jeder Zweigniederlage etc.) eine besondere Steuer zu 
bemessen ist. Es muss sich daher der Gewerbetreibende, der 
Fabrikant und der Kaufmann jedesmal fragen, ob sein Geschäft 
nicht unter mehrere der im Tarif getrennt angeführten Beschäfti- 
gungen falle, weil dann mehrere Erwerbsteuern zu entrichten sind. 
Diese Bestimmung des Gesetzes ist von einschneidender Bedeutung 
für das Gewerbe. Nach dem bisherigen Gesetze sollte von jeder 
Gattung eine selbständige Steuer erhoben werden. ‚Bis zum Ins- 
lepentreten der Gewerbenovelle hatte diese Anordnung geringe Be- 
deutung. Da sich die Gewerbebehörde um die etwa miteinander 
vereinigten Gattungen der Geschäftsthätigkeit gewöhnlich nicht zu 
kümmern hatte, wurde auch- seitens der Steuerbehörde der Ver- 
einigung von Betrieben in einer Hand kein besonderer Werth beigelegt; 
in den letzten Jahren haben jedoch die Steuerträger die Erfahrung 
gemacht, dass die Gewerbenovelle in Bezug auf das Steuerwesen 
für den Strebsamen sich keineswegs günstig erweise, denn so oft 
constatirt werden konnte, dass ein Geschäft mehrere Gattungen 
umfasse, wurden auch mehrere Steuern eingehoben; so hat die Ge- 
werbenovelle zu einer Vermehrung und deshalb auch zu einer Er- 
höhung der vorgeschriebenen Steuern geführt. | 

Der Entwurf spricht nun nicht von Gattungen, sondern von 
Arten der Beschäftigung. Es ist deshalb anzunehmen, dass 
die Finanzverwaltung nunmehr viel strenger unterscheiden und 
einen Gewerbetreibenden, der nicht ausschliesslich immer und 
immer die gleichartige Waare erzeugt, auch mehrfach besteuern 
wird. Ein solches Vorgehen hätte aber bedeutende nachtheilige 
Wirkungen für Jedermann, der einigermassen vorwärts strebt. Jeder 
Gewerbetreibende versucht seine Geschäftsthätigkeit zu erweitern; 
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das geschieht nun nicht in der Weise, dass er seinen Betrieb 
quantitativ ausdehnt, denn eine solche Steigerung der Thätigkeit 
hängt ja von der Kundschaft ab. Die Versuche, vorwärts zu 
kommen, sind vielmehr stets darauf gerichtet, neue Methoden in 
Anwendung zu bringen oder Waaren zu erzeugen, welche bisher 
noch nicht in derselben Unternehmung erzeugt worden sind, das 
ist aber eine neue Art der Beschäftigung und müsste daher, nach 
dem Entwurfe, der Steuerbehörde Veranlassung geben, eine neue 
Steuer vorzuschreiben. Dies umsomehr, als der Entwurf in einem 
ganz unscheinbaren Paragraph vorschreibt, dass, wenn ein Gewerbe 
im Tarif mit einer allgemeinen und mit einer besonderen Bezeich- 
nung vorkommt, die Bestimmungen für die besondere Bezeichnung 
anzuwenden seien; so kommt zum Beispiel die Bezeichnung Ga- 
lanteriewaaren-Erzeuger im Tarif vor, der Tarif enthält aber auch 
die besonderen Bezeichnungen „Holz- und Galanteriewaaren - Er- 
zeuger“, „Leder -Galanteriewaaren-Erzeuger‘, „Bronzewaaren - Ver- 
fertiger“. Wenn daher ein Gewerbetreibender diese drei nicht selten 
mit einander verbundenen Arten der Galanteriewaaren-Erzeugung 
vereinigt, zahlt er drei Erwerbsteuern. 

Eine solche Bestimmung ist aber geeignet, jeden Fortschritt 
ım Gewerbe einzudämmen. Allerdings wird für den Fall eine Aus- 
nahme gemacht, dass der Ertrag einer Beschäftigungsart nicht 
zum Lebensunterhalt des Gewerbetreibenden hinreiche, indess ist diese 
Bestimmung sehr dehnbar —- wie gross ist das Erfordernis des Lebens- 
unterhaltes? Diesen Betrag hat noch Niemand festgestellt, und wenn ihn 
die Steuerbehörde festsetzen sollte, so ist es wieder das freie Er- 
messen, welches hier eine grosse Rolle zu spielen hätte. Es sollte 
deshalb eine derartige, nur mit Chicanen verknüpfte Bemessung 
überhaupt nicht stattfinden, und der Gewerbetreibende als solcher, 
ohne Rücksicht auf die Unterarten seines Geschäftsbetriebes, die 
dem Erfolge .seiner Arbeit entsprechende Steuer zu bezahlen haben. 

Die Verbindung der gewerblichen Erzeugung mit dem Handel 
bedingt regelmässig die Vorschreibung einer Erwerbsteuer sowohl für 
das Gewerbe wie für die Handelsthätigkeit, falls letztere einen er- 
heblichen Umfang erreicht. Dieser Art einer besonderen Besteuerung 
von Handel und Gewerbe kann man die Zustimmung ertheilen, 
falls nicht jeglicher Verschleiss fremder Producte zum Anlass einer 
Steuerbemessung für den Handel genommen wird. Es wird hier so- 
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wohl Rücksicht zu nehmen sein auf die Grösse der als Neben- 
beschäftigung betriebenen commerziellen Thätigkeit an sich, als auch 
auf das Verhältnis derselben zu dem eigentlichen Gewerbebetriebe. 


II. Der neue Massstab für die Höhe der Steuer (,„Arbeits- 
kräfte‘“). 


Die bisherige Erwerbsteuer wurde nach freiem Ermessen 
der Finanzorgane vorgeschrieben. Die in den Instructionen ent- 
haltenen „Merkmale“ waren zu allgemein, als dass sie einen rich- 
‚tigen Anhaltspunkt für die Vorschreibung hätten liefern können. 
Sie waren aber auch zum Theil unrichtig; dies gilt insbesondere 
von der Höhe des Wohnungs- oder Geschäftszinses, auf welchen 
vornehmlich die Wiener Steuer-Administrationen Rücksicht zu 
nehmen pflegten, denn der Miethzins wird nicht von der Ertrags- 
fähigkeit des Geschäftes bestimmt, sondern von der Art desselben. 
Gewisse Branchen erfordern Localitäten an den belebtesten Plätzen, 
andere wieder Räume von sehr grossem Umfange; solche Gewerbe 
müssen hohe Zinse zahlen, selbst wenn das Geschäft wenig ren- 
tabel ist. Der vorliegende Gesetzentwurf sucht nun für die meisten 
Gewerbe und Fabriken einen neuen, einheitlichen Besteuerungs- 
Massstab zu schaffen. Dieser Massstab sind die verwendeten 
Arbeitskräfte, d. h. die Steuer soll umso höher sein, je mehr 
menschliche oder sonstige Kraft im Betriebe verwendet wird. Bei 
der Schwierigkeit, Massstäbe für die Erwerbsteuer zu finden, ist 
der in Vorschlag gebrachte noch der einfachste und beste, wenn- 
gleich nicht übersehen werden darf, dass er keineswegs überall an- 
wendbar und auch sonst nicht einwandfrei ist. 

Was ist nun eine Arbeitskraft? Nach dem Tarif wird ein 
im Betrieb verwendeter erwachsener Arbeiter als eine solche 
Einheit angesehen, hiebei ist jedoch kein Unterschied zwischen 
männlichen und weiblichen Arbeitern gemacht. Diese Gleichstellung 
der beiden Geschlechter können wir nicht billigen. Es gibt zwar 
Productionsarten, bei welchen die Arbeitspersonen gewissermassen 
wie Theile der Maschinen fungiren und das Mädchen die gleiche 
Leistung zu Stande bringt, wie der Mann; dies sind jedoch Aus- 
nahmsfälle, welche lediglich in der Grossindustrie vorkommen. Für 
die allermeisten Gewerbe und Fabriken bedeutet die weibliche Hand 
eine viel geringere Kraft als die männliche, wie sich auch aus 








der verschiedenen Lohnhöhe ergibt. Es wäre deshalb entsprechend, 
dass auch bei der Steuerbemessung die weibliche Arbeitskraft nur 
der Hälfte der männlichen Kraft gleichgesetzt werde. 

Gewisse Arbeitskräfte werden nach dem Tarife einer halben 
gleichgestellt, das sind nämlich Arbeiter, die das 69. Lebensjahr 
überschritten haben, und solche, welche mit Körpergebrechen be- 
haftet sind, die ihre Leistung wesentlich beeinträchtigen. 

Die geringere Bewerthung der alten Arbeiter ist selbst- 
verständlich. Ein Mann, der bis in sein Greisenalter im Betriebe 
thätig war, wird nicht leicht entlassen, wenn auch seine Fähigkeiten 
zum grössten Theil erloschen sind. Diese Verminderung der Arbeits- 
kraft tritt jedoch regelmässig vor dem 65. Lebensjahre ein, oft 
schon vor dem 60. Es empfiehlt sich deshalb, die Grenze, von 
welcher ab die Arbeitskraft nur zur Hälfte gerechnet wird, schon 
bei dem 60. Lebensjahre beginnen zu lassen; anderenfalls würde 
alte Fabriksarbeiter das Schicksal der Arbeitslosigkeit häufiger treffen 
als bisher. 

Während in den eben genannten Fällen die Arbeitskraft nach 
dem Gesetzentwurfe zur Hälfte gerechnet werden muss, ist die 
Steuereommission ermächtigt, Taglöhner und andere Lohnarbeiter 
der gemeinsten Art und jugendliche Hilfsarbeiter, deren 
Leistung hinter der eines Erwachsenen zurücksteht, je einem halben 
Arbeiter gleichzustellen. Da also die Commission lediglich ermächtigt, 
aber nicht verpflichtet ist, zwischen solchen Kräften und erwachsenen 
Arbeitern einen Unterschied zu machen, kann ein jugendlicher Hilfs- 
arbeiter, ein Lehrling und selbst ein Lehrmädchen ebenso bei Be- 
rechnung der Steuer gezählt werden, wie der geübteste Arbeiter. 
Diese Bestimmung müsste zu schwerwiegenden Ungerechtigkeiten 
führen, sie ist aber auch an sich verfehlt. In der That ist. die 
Arbeit eines Lehrlings jener einer erwachsenen Arbeitskraft niemals 
gleichzuhalten, und auch der jugendliche Arbeiter (bis. zu 16 Jahren) 
ist nicht so tüchtig, wie der im Betriebe herangereifte Mann. Wenn 
daher die Lehrlinge nicht vollständig bei der Zählung der Hilfs- 
arbeiter ausgeschlossen werden sollen, könnten dieselben nur etwa 
zu einem Vierttheil den übrigen Arbeitskräften gleichgestellt werden, 
die übrigen jugendlichen Arbeiter mit der Hälfte; jedenfalls aber 
müsste dieses Zählungsverhältnis im Gesetze angeordnet sein und 
nicht dem Ermessen der Steuercommission überlassen bleiben. 
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Wenn die Regierung mit den angeführten Bestimmungen der 
Haltung allzu vieler Lehrlinge einen Damm entgegensetzen will, so 
möge dies durch ein Gewerbegesetz geschehen; das Steuergesetz 
bietet für derartige gewerbepolitische Intentionen keinen Raum. 

Hilfsarbeiter höherer Kategorie werden doppelt gezählt. Es 
sind dies: Werkführer, Mechaniker, Buchhalter, Cassiere, Zeichner, 
Vorarbeiter, Handlungsreisende u. s. w. Der Fabrikant selbst (nicht 
der Gewerbetreibende) oder der Director wird regelmässig fünf Ar- 
beitskräften gleichgehalten, eine für kleinere Fabriken sehr wichtige 
Bestimmung. Für den Fall, dass ein Gewerbe wegen körperlicher 
oder geistiger Beschaffenheit des Inhabers durch einen Geschäftsführer 
betrieben werden muss, kommt dieser nicht in Anschlag; dasselbe 
gilt für die Fortführung eines Geschäftes für die Witwe des früheren 
Inhabers. Eine ähnliche Bestimmung hat Anwendung zu finden, 
wenn. der Gewerbetreibende in einer Betriebsstätte nicht selbst 
thätig ist. 

Wir haben bisher nur von den persönlichen Arbeitskräften 
gesprochen, aber auch die thierischen und mechanischen Kräfte 
werden gezählt. Die thierische Kraft (ein Pferd u. dgl.) wird je 
zwei Arbeitskräften, eine mechanische Pferdekraft wird im Fabriks- 
betrieb je fünf Arbeitskräften, im gewerblichen Betrieb je drei Arbeits- 
kräften gleichgehalten, 

Bei Gleichstellung der verwendeten motorischen Pferde- 
kraft mit fünf Arbeitskräften scheint das faktische Verhältnis der 
Maschinenarbeit zur menschlichen ein wenig überschätzt worden zu 
sein, und insbesondere ist hier ausser Acht gelassen, dass sehr viele, 
namentlich die kleinen und mittleren Betriebe, für den Motor nicht 
regelmässige Verwendung haben, dass aber die Steuerbehörde 
nicht geneigt sein dürfte, die diesbezüglichen Angaben der Unter- 
nehmer für wahr zu halten. Weiters kommt der Verlust an Maschinen- 
kraft auf dem Wege von dem Motor bis zur Werkzeugmaschine und 
der Kostenbetrag für Bedienung und Feuerung in Betracht. 

Alle angeführten Arbeitskräfte werden nach der durchschnitt- 
lichen Verwendung innerhalb eines Jahres berechnet. Wenn 
also ein .Gewerbetreibender durch 6 Monate des Jahres 10 Arbeiter 
und durch 6 Monate 14 Arbeiter beschäftigt, ist eine durchschnitt- 
liche Verwendung von 12 Arbeitern der Steuerbemessung zu Grunde 
zu legen. Die Berechnung der Pferdekräfte geschieht nach dem 
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wirklichen Verbrauch, wie er im Durchschnitte stattfindet ; wenn also 
der Besitzer einer Maschine von fünf Pferdekräften im Durchschnitte 
nur drei Pferdekräfte in Verwendung bringt, hat derselbe hinsichtlich 
dieses Motors, wenn es sich um einen gewerblichen Betrieb handelt, 
eine für neun (3 X 3) Arbeitskräfte zu bemessende Steuer zu zahlen. 
Die Berechnung dieses Durchschnitts wird indess auf grosse tech- 
nische Schwierigkeiten stossen, zumal der Entwurf nicht angibt und 
wohl auch nicht anzugeben vermag, auf welche Weise die Berech- 
nung erfolgen soll. 

Einige auf die Berechnung der Arbeitskräfte bezüglichen Bestim- 
mungen seien hier noch angeführt. Personen, die nur zeitweilig in Ver- 
wendung kommen, werden nach der Zeitdauer der Arbeit in Rechnung 
gestellt. Die Ehegattin und die Kinder des Gewerbetreibenden bleiben 
dann ausser Betracht, wenn sie nur gelegentlich im Geschäfte Bei- 
hilfe leisten. Gehören einer Firma mehrere Gesellschafter an, so 
wird jeder derselben, der bei der Geschäftsführung thätig ist, mit 
Ausnahme eines Gesellschafters, als höherer Hilfsarbeiter gerechnet. 
Sehr wichtig ist die Bestimmung, dass Haus-Industrielle, welche ein 
Unternehmer beschäftigt, dessen Hilfsarbeitern zugezählt werden, ohne 
Rücksicht darauf, ob jene selbständig besteuert sind oder nicht. Es 
wird also gewissermassen der hausindustrielle Betrieb als Neben- 
betriebsstätte angesehen. Gegen diese Anordnung liesse sich im 
Prineip nichts einwenden, wären nicht die Bestimmungen über die 
Zählung der Hilfsarbeiter, wie erwähnt, so überaus rigoros. Zieht 
man nun in Betracht, dass die Familien-Zusammensetzung der Haus- 
Industriellen eine ganz eigenartige ist, dass hier die Frauenarbeit 
überwiegt und die Verwendung von Kindern überaus häufig ist, so 
kann, wenn nicht die allgemeinen Bestimmungen über Hilfsarbeiter - 
eine wesentliche Aenderung erfahren, die Gleichstellung der haus- 
industriellen Arbeitskraft mit den Fabriks- und gewerblichen Arbeitern 
zu einer Ueberlastung führen. Merkwürdigerweise enthält das Gesetz 
keine Bestimmung rücksichtlich der Strafhausarbeit. 

Was die Pferdekräfte betrifft, so wird den Anforderungen der 
Fabrikshygiene insoferne Rechnung getragen, als der für dieselbe 
nothwendige Verbrauch in die Berechnung nicht einzubeziehen ist. 

Wir haben angeführt, dass die Zählung sämmtlicher Hilfskräfte 
nach dem durchschnittlichen Stande derselben während eines 
Jahres durchzuführen 'sei. Diese Jahresperiode soll jedoch nach der 
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Regierungsvorlage nicht mit dem Kalenderjahre zusammenfallen 
sondern am 1. Juli beginnen und mit dem 30. Juni des folgen- 
den Jahres abschliessen. Dies hätte zur Folge, dass speciell für. die 
der Steuerbehörde vorzulegenden Tabellen eine ganz selbständige 
Aufstellung gemacht werden müsste. Der Unternehmer, welcher 
heute bereits durch die Aufschreibungen für die Kranken- und Un- 
fallversicherung ausserordentlich in Anspruch genommen ist, müsste 
daher zum Zwecke der Steuerbemessung abermals Tableaux an- 
fertigen und könnte nicht einmal jene Ziffern verwenden, die er 
für die Versicherungs-Anstalten aufgestellt hat, da die Zeit von der 
Mitte eines Jahres bis zur Mitte des anderen massgebend ist. Eine 
solche Vermehrung der lästigen und mit Kosten verbundenen Ge- 
schäfte wäre wohl zu vermeiden. 

Es erübrigt uns nur noch in einem Beispiele zusammen- 
zufassen, wie die Zählung der „Arbeitskräfte“ zu erfolgen hat. 

Die Unternehmung gehöre einer Firma mit zwei Gesellschaftern 
an, die Fabrik beschäftige : 


50 erwachsene Arbeiter männlichen und weiblichen Geschlechtes, 
1 Zeichner, 

1 Werkführer, 

6 Lehrlinge, 

10 andere jugendliche Arbeiter (im Alter von 14—16 Jahren), 
4 Taglöhner ; 

in Verwendung stehen ferner: 
2 Pferde und 
1 achtpferdekräftige Maschine, von welcher im Durchschnitt 


6 Pferdekräfte benützt werden. 


Die Zahl der bei der Steuerbemessung in Rechnung zu stellenden 
Arbeitskräfte würde dann etwa folgendermassen festzustellen sein: 


1 Unternehmer (— 5 Arbeitskräften) . 5 Arbeitskräfte 
1 Unternehmer (= 2 x ji 2 ’ 
50 Arbeiter ed 5 Wa 50 x 

1 Zeichner (= 2 R ji 2 5 

1 Werkführer (= 2 > N y 
bekehrlinse (a5 Arbeitskraft}... 22.0.2. 8(00 . 


Fürtrag . . 64 Arbeitskräfte 


Reh 5, 








Uebertrag . . 64 Arbeitskräfte 
10 andere jugendliche Arbeiter (a 1 Arbeitskraft ?). 10 (?) \ 





4 Taglöhner (a ?/, Arbeitskraft?). . ... . + : 29) e 
9 Pferde (4 2 Arberiskräfte),. 0. u u a > 
6 verwendete mechanische Pferdekräfte (ä 5 Ar- 
Berka... Se 15 
zusammen . . .„ 110 Arbeitskräfte. 


Indess könnten, wie erwähnt, auch die Lehrlinge und Tag- 


‚löhner als ganze Arbeitskräfte gerechnet werden, in welchem Falle sich 


die obige Summe auf 115 erhöht; ferner könnten die übrigen jugend- 
lichen Hilfsarbeiter nach Ermessen der Behörde je zur Hälfte gemessen 
werden, wodurch sich die Summe auf 105 redueiren würde. 

Die vorstehenden Ausführungen behandeln die Zählung der 
Arbeitskräfte, wie dieselbe in der Regel stattzufinden hätte; es 
sind jedoch gewisse Ausnahmen zugelassen. In gewissen Fällen 
können nämlich die nach der Anzahl der Arbeitskräfte bemessenen 
Steuern unter den Satz, welcher sich aus der Berechnung ergibt, 
herabgesetzt werden, und zwar bis auf die Hälfte. Diese Ermässigung 
tritt ein, wenn der Betrieb nicht ununterbrochen ausgeübt wird, 
wobei jedoch jene Unterbrechungen, die für gewisse Gewerbe 
durch den Wechsel der Jahreszeit regelmässig bedingt sind, aus- 
geschlossen bleiben. Auf die Baumeister zum Beispiel dürfte also 
diese Ausnahmsbestimmung keine Anwendung finden, 

Ferner kann die Reduction der Steuer auf die Hälfte ein- 
(reten, wenn das Gewerbe in solchen Räumlichkeiten und mit 
solchen Betriebsmitteln ausgeübt wird, die hauptsächlich zum Be- 
triebe der Landwirthschaft oder eines anderen Gewerbszweiges be- 
stimmt sind. Praktisch ist diese Bestimmung daher nur für solche 
Gewerbe, welche von Landwirthen als Nebenbeschäftigung ausgeübt 
werden, und es ist kein Grund zu finden, weshalb die eigentliche 
Gewerbebevölkerung ungünstiger behandelt werden soll, alsdie land- 
wirthschaftliche. | 

Eine weitere Ermässigung der Steuer bis auf die Hälfte kann 
auch dann eintreten, wenn ein Gewerbe mit unvollkommeneren 
Werkzeugen als den gemeinüblichen betrieben wird, und wenn 
der Steuerträger durch körperliche oder geistige Leiden auf die 
Dauer in seinem Gewerbe beeinträchtigt erscheint; in letzieren 











Fällen jedoch nur dann, wenn er nicht mehr als drei Hilfsarbeiter 


verwendet. 

Ganz ausnahmsweise kann auch in anderen Fällen der 
Steuersatz auf die Hälfte vermindert werden, jedoch nur durch 
einen Beschluss der Steuercommission mit Zweidrittel-Mehrheit. 

Die Steuerbeträge können jedoch auch um die Hälfte erhöht 
werden, wenn eine Unternehmung mehr als 200 Arbeitskräfte be- 
schäftigt, wobei zu beachten ist, dass hier nicht etwa die Zahl 
der Arbeiter allein in Frage kommt, sondern auch die Summe der 
verwendeten Pferdekräfte, so dass unter Umständen auch bei einer 
Fabrik mit 100 Arbeitern die Steigerung der normalen Abgabehöhe 
stattfinden könnte. Ein zureichender Grund für diese Abweichung 
von den Normalsätzen lässt sich nicht angeben, und wenn eine 
grössere Fabrik höhere Erträgnisse liefern sollte als eine kleinere, 
hat ja der Inhaber an Personal-Einkommensteuer nicht nur absolut, 
sondern auch relativ mehr zu zahlen. Ausnahmsweise kann auch 
aus anderen Gründen als wegen Verwendung von mehr als 200 Ar- 
beitskräften die Erhöhung bis auf die Hälfte stattfinden, wenn der 
Beschluss mit Zweidrittel-Mehrheit gefasst wird. 

Wenn wir Eingangs dieses Abschniltes erwähnt haben, dass 
die Benützung der Arbeitskräfte zu Massstäben für die Bemessung 
im Allgemeinen als richtig zu bezeichnen ist, darf doch wohl nicht 
übersehen werden, dass bei sehr hohen für die einzelnen Arbeits- 
kräfte normirten Sätzen und bei strengem Vorgehen der Bemessungs- 
Commission die Arbeiterschaft zu Schaden kommen könnte. Es ist 
zu befürchten, dass im Hinblicke auf den Steuer-Modus die Unter- 
nehmungen ernstlicher als wie bisher darauf achten werden, dass 
die Zahl der verwendeten Arbeiter keine allzu hohe sei. Fa- 
briken, welche gegenwärtig im Falle einer Geschäftsstockung ihr 
Personale, so weit es anging, in Stellung beliessen, könnten sich 
veranlasst sehen, alle Arbeiter, die nicht unbedingt nothwendig er- 
scheinen, sofort zu entlassen. 

Was die Bestimmung anbelangt, dass bei Verwendung von 
300 Arbeitskräften der Steuersatz um die Hälfte erhöht werden 
könne, ist mit dem Schichtenwechsel zu rechnen, durch welchen 
eine Umgehung des Steuergesetzes versucht werden dürfte. Für 
sämmtliche Unternehmungen und deren Arbeiter kommt angesichts 
des besprochenen Massstabes die Frage der Arbeitszeit-in Betracht, 
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eine Frage, welche umso schwieriger werden wüsste, je höher das 
Steuergesetz oder die Steuerpraxis die Verwendung eines Arbeiters 


überhaupt bewerthet. 


III. Die ausser den Arbeitskräften vorgesehenen Massstäbe 
für die Steuerbemessung. 


Während regelmässig, sowohl für Gewerbe als für Fabriken 
und auch für zahlreiche Handels-Unternehmungen, die „Arbeitskraft“ 
allein oder vorwiegend der Steuerbemessung zu Grunde liegt, sah 
sich die Regierung veranlasst, für gewisse Fälle andere Merkmale 
zu bestimmen, nach welchen die Abgabe zu bemessen wäre. Es 
soll demnach die technische Einrichtung des Betriebes als Maassstab 
dienen, wie dies schon gegenwärtig nach der Praxis der‘Finanz- 
behörden geschehen ist. 

So wären nach dem Tarife Webereien nach der Zahl der 
verwendeten Hand- und Kraftstühle zu besteuern, derart, dass gewisse 
Sätze für jeden Stuhl in Anwendung zu kommen haben; Spinnereien 
sollen nach den Spindeln, Druckereien nach den Hand- oder Schnell- 
pressen, Papierfabriken nach der Breite der Papiermaschine, Glas- 
fabriken nach den Hafen besteuert werden. Für manche Productions- 
Unternehmungen ist die Abgabe nach der Menge des Productes zu 
berechnen, z. B. bei der Bierbrauerei nach der. Anzahl Hektoliter 
gebrauten Bieres, wobei natürlich ein Unterschied zwischen dem 
geringgrädigen und mehrgrädigen Bier gemacht wird; desgleichen wird die 
Branntwein-Brennerei, die Essig-Erzeugung, die Malz- und Sodawasser- 
Fabrikation, die Zucker - Fabrikation und die Ziegel-Brennerei nach 
dem hergestellten Product besteuert. Beim Schankgewerbe erfolgt die 
Bemessung nach der Höhe des Ausschankes; bei Fleischern und 
Selchern nach der Menge des geschlachteten Viehes. An einer 
späteren Stelle werden wir auf diese besonderen Arten der Steuer- 
bemessung noch zurückkommen. 

Eine von den geschilderten Methoden ganz abweichende Art 
der Steuerbemessung tritt dann ein, wenn die Abgabe nach dem 
abzuschätzenden Ertrage festzustellen ist. Diese mit der 
bisherigen Steuerbemessung verwandte, jedoch von derselben wesent- 
lich abweichende Art der Besteuerung tritt dann ein, wenn der Tarif 
dies für die betreffenden Kategorien vorschreibt. Dies ist der Fall 
bei dem Grosshandel und bei allen anderen Handels-Unternehmungen 








mit einem Anlage- und Betriebscapital von mehr als fl. 200.000. 
Nach dem Ertrag hat ferner die Abgabe zu erfolgen, wenn die 
Steuercommission diesen Modus für ein Unternehmen geeignet hält. 
In einem späteren Abschnitte werden wir ausführlicher auf die 
Ertrags-Besteuerung zurückkommen. 


IV. ale freie Ermessen der Behörde bei Anwendung des 
Tarifes. 


Wir hatten bei vorstehenden Ausführungen zu wiederholten 
Malen Gelegenheit gehabt, auf die der Steuerbehörde, beziehungs- 
weise der Steuercommission zustehender Befugnisse hinzuweisen. 
Die Steuereommission hat nach dem Gesetz, obwohl der Tarif 
sehr genaue Bestimmungen über das Ausmaass der Abgabe enthält, 
nach freiem Ermessen ihre Entscheidung zu fällen. Der wichtigste 
Fall des freien Ermessens tritt jedoch ein bei Feststellung des im 
Tarife für jedes einzelne Gewerbe normirten Betrages. 

Wir haben dargelegt, dass zumeist die Anzahl der im Be- 
triebe durchschnittlich verwendeten „Arbeitskräfte“ für die Steuer- 
behörde massgebend sei. Wie hoch ist nın der für die einzelne 
Unternehmung festzustellende Steuerbetrag? Derselbe ist im Tarife 
für jede Arbeitskraft der Unternehmung angegeben, jedoch nicht 
unabänderlich festgestellt. Der Tarif fixirt lediglich die Grenzen, inner- 
halb welcher die Bemessung zu erfolgen hat, so z. B. sagt der 
Tarif, dass die Besteuerung von Maschinenfabriken derart zu erfolgen 
habe, dass für jede Arbeitskraft mindestens 2 fl., höchstens 
8 fl., vorzuschreiben sind. Wenn also auch die Anzahl der Ar- 
beitskräfte schon berechnet ist, weiss der Steuerpflichtige keines- 
wegs, wie hoch die ihm vorzuschreibende Gewerbesteuer sein wird ; 
denn, wenn der Fabrikant ‚100 Arbeitskräfte verwendet, kann nach 
den eben angegebenen Sätzen die Steuer 200 fl. oder auch 800 fi. 
betragen; zu dem kommt, dass (ausnahmsweise) der Steuerbetrag 
bis auf die Hälfte herabgesetzt oder bis auf das Doppelte erhöht 
werden darf, so dass möglicherweise die Bemessung bis auf den 
Betrag von einem Gulden für jede Arbeitskraft herunter oder bis 
‚auf den Betrag von 16 fl. hinaufgehen, also für unseren Maschinen- 
fabrikanten 100 fl. bis 1600 fl. betragen kann. Es handelt sich 
nun darum, welchen Betrag die Commission in Anwendung ZU 


bringen hat. 
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Nach dem Entwurfe soll diese Feststellung seitens der Com- 
mission erfolgen nach der „Ertragsfähigkeit des Gewerbes des be- 
treffenden Steuerpflichtigen im Verhältnis zur Ertragsfähigkeit der 
Gewerbe der anderen Steuerpflichtigen desselben Bezirkes‘, d. h. 
es sollen nach den der Finanzbehörde bekannten Umständen er- 
mittelt werden: 

1. ob das betreffende steuerpflichtige Gewerbe einen grossen 
oder kleinen Ertrag abwerfen kann und 

2. ob diese Ertragsfähigkeit grösser oder geringer als die 
Ertragsfähigkeit anderer Gewerbetreibenden sei. 

Nach dem angegebenen Beispiele (Maschinenfabriken) besteht 
zwischen dem höchsten und niedrigsten Betrage der Steuer eine 
Spannung von 2 bis 8 fl, welche (ausnahmsweise) noch gesteigert 
werden kann. Dieses Verhältnis des höchsten und niedrigsten Satzes 
kehrt regelmässig wieder; die Commission kann nach dem 
Tarife einer bestimmten Unternehmung nach freiem Ermessen einen 
Betrag vorschreiben, welcher eventuell viermal, ausnahmsweise aber 
auch 16mal so hoch ist als der niedrigste. Dieser Spielraum 
ist nun unseres Erachtens ein viel zu weiter und nur geeignet, 
das Vertrauen in die Gesetzlichkeit der Vorschreibung vollkommen 
zu erschüttern. Jeder Einzelne muss fürchten, dass ihm innerhalb 
der tarifmässigen Grenze ein zu hoher Betrag vorgeschrieben werden 
könne. Nun war es gerade die Unbestimmtheit des bisherigen Er- 
werbsteuer-Gesetzes, die dessen Beseitigung so wünschenswerth 
erscheinen liess; wird aber der Steuercommission auch nach dem 
neuen Tarife Gelegenheit gegeben, die Abgabe innerhalb so weiter 
Grenzen festzustellen, so kann Niemand mit Beruhigung der künftigen 
Besteuerung entgegensehen. 

Wenn das Gesetz vorschreibt, dass die Zuweisung des Steuer- 
satzes nach der Ertragsfähigkeit zu erfolgen habe, so ist dies ein 
viel zu schwankender Anhaltspunkt, als dass er zur Beurtheilung 
des steuerpflichtigen Unternehmens seitens der Steuercommission, 
aber auch viel zu schwankend, als dass er — zur Beurtheilung der 
Steuercommission seitens der Steuerpflichtigen verwendet werden 
könnte. Das Verhältnis „zur Ertragsfähigkeit der Gewerbe anderer 
Steuerpflichtigen“ ist nicht minder schwer zu erfassen. 

Es ist vollkommen richtig, dass die _Finanzorgane nicht 
mechanisch einen unabänderlichen Satz für jegliche Unternehmung 
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'in se, bringen können; aber dem freien Ermessen kann 
unmöglich ein so weiter Spielraum, wie der im Tarife vorgesehene, 


eingeräumt werden. Wenn deshalb für die Arbeitskraft oder für 
die sonstigen Maassstäbe der Abgabe ein Spielraum mit einem 
Maximum und Minimum, das sich zu einander verhält wie 1:2, 


normirt wird, hätte immerhin die Bemessungs-Commission Gelegenheit, 


allen regelmässig vorkommenden Spielarten eines Gewerbes Rechnung 
zu tragen, zumal, wenn ausnahmsweise noch unter den Mindest- 
satz hinunter oder auf den doppelten Betrag hinaufgegangen werden 
kann. Ein so grosser Abstand zwischen den höchsten und niedrigsten 
Steuersätzen, wie sie der Tarif nach der Regierungsvorlage enthält, 
wird in der Bevölkerung stets Misstrauen hervorrufen. 


V. Die Besteuerung der Gewerbe. *) 


Wir gehen nun daran, die für gewerbliche Unternehmungen, 
Fabriken und Handelsgeschäfte in Aussicht genommenen Bestim- 
mungen darzulegen. 

Was die Abgabebemessung für eigentliche Gewerbe anbelangt, 
muss hier zunächst festgehalten werden, dass der Begriff der letzteren, 
insoferne er für die Besteuerung in Betracht kommt, sich mit dem 
landläufigen und gewerberechtlichen Begriff nicht vollständig deckt. 
Unter die II. Abtheilung des Tarifes (‚mit Rücksicht auf den Be- 
triebsort zu besteuernde productive Gewerbe und Beschäftigungen ©) ge- 
hören nämlich zunächst die nicht fabriksmässig betriebenen Gewerbe. 
Da nun regelmässig jene Unternehmungen, welche mehr als 20 Arbeiter 
beschäftigen, schon .als fabriksmässig im Sinne der Gewerbeordnung 
angesehen werden, dürften seitens der Finanzbehörden sehr viele 
Betriebe, die heute noch als gewerbliche gelten, unter die Fabriken 
eingereiht werden; weiters werden aber auch nach dem Entwurfe 
als Fabriken die mechanisch betriebenen Productionsgewerbe ange- 
sehen und es bleibt lediglich dem Ermessen der Commission anheim- 
gestellt, eine mechanisch betriebene Unternehmung dann als Gewerbe 
zu besteuern, wenn motorische Kräfte nur in verhältnismässig geringem 
Umfange verwendet werden. 

| Die im Tarif für „Gewerbe* vorgesehene Bemessungs-Grund- 
lage ist eine complieirte; es kommt hier in Betracht der Sitz des 


*, |I. Abtheilung des Tarifes. 
29% 





Gewerbes Beuiebsnn: ), das Verhältnis zum Abnehmer, die Zahl 
der Hilfsarbeiter, die Art der Unternehmung, die Feststellung der 
„Grundtaxe‘ und die Bemessung der „Tariftaxe“. 

Der Sitz des Gewerbes ist insoferne von Bedeutung, als der 
Tarif unterscheidet, ob die Unternehmung sich in Wien oder in 
einem anderen Orte befindet, und ob jener mehr als 10.000 oder 
weniger als 1000 Einwohner hat. Es wird nämlich die Steuer ver- 
schieden bemessen werden, je nach der Grösse des Ortes; wäre 
z. B. für ein bestimmtes Unternehmen die Steuer in Wien mit 
50 fl. zu bemessen, so hätte unter ganz gleichen Umständen die 
Abgabe in Prag, Brünn oder Graz (Städte mit über 10.000 Ein- 
wohner) 40 fl., in Orten mit weniger als 10.000 und mehr als 
1000 Einwohnern 30 fl. und in Orten mit weniger als 1000 Ein- 
wohnern 25 fl. zu betragen; es werden mithin die Gewerbe nach 
Ortsclassen besteuert. Diese Differenzirung ist eine vollständig 
ungerechtfertigte, dem Principe der Gleichmässigkeit der Steuer 
widersprechende. Zur Zeit der Einführung des Erwerbsteuerpatentes, 
im Jahre 1812, mag diese Unterscheidung einige Berechtigung gehabt 
haben; mit dem Prineip des Entwurfes, die Unternehmungen nach 
ganz bestimmten Merkmalen zu besteuern, lässt sie sich nicht mehr 
in Einklang bringen. Durch das Ortsclassensystem würde eine 
Ungleichheit der Productions - Bedingungen geschaffen werden, 
die geeignet wäre, die Betriebsamkeit der grossen Städte zu stören, 
ja selbst hier einzelne Gewerbe zu vernichten; es hiesse die Absatz- 
verhältnisse vollkommen verkennen, wollte man das Ortselassen- 
System gutheissen. Wir können diesbezüglich zwei Arten von 
Gewerben unterscheiden: solche, welche für den grossen Markt, 
und solche, welche für den Bedarf in der nächsten Umgebung 
der Betriebsstätte thätig sind. Jene Gewerbe, welche für den 
grossen Markt ihre Waare erzeugen, sind von dem Betriebsorte 
allerdings insoferne abhängig, als in grösseren Städten die Mieth- 
zinse, die Löhne und der Lebensbedarf höher sind. Solche Ge- 
werbetreibende bringen ihre Erzeugnisse wegen dieser Verhältnisse 
unter ungünstigeren Bedingungen zum Verkaufe als der Unter- 
nehmer, der. sein Geschäft auf dem Dorfe oder in der kleinen 
Stadt betreibt; würde auch noch die Steuer zu seinen Ungunsten 
höher bemessen werden, so wäre dies ein Grund mehr, die Lage 
des Gewerbestandes in den Städten zu verschlimmern. Für jene 
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Gewerbe aber, welche nicht für den grossen Markt, sondern lediglich 
für den Bedarf des Umkreises thätig sind, kommt die Ausdehnung 
des Betriebsortes ebenfalls nicht in Betracht. Ein Schneider. z. B. 
kann doch nicht den Bedarf der ganzen Stadt, und wenn sie 
auch klein wäre, decken, er kann anderseits, wenn er auch in der 
Grossstadt domicilirt, von der Ausdehnung des Betriebsortes nicht 
profitiren, er arbeitet eben nur für den Kundenkreis, das ist 
aber stets ein ganz kleiner Theil der Bevölkerung. Ertragsfähig 
ist regelmässig jenes Gewerbe, welches billig produeirt und Viel zum 
Verkaufe bringt. Diese Momente sind jedoch in der Grossstadt 
keineswegs günstiger als anderwärts, insbesondere lässt sich nicht 
der geringste Grund für eine höhere Besteuerung der Wiener Ge- 
werbe als jene in anderen Orten mit über 10.000 Einwohner anführen, 
und wenn man einen Gewerbetreibenden aus Prag oder Brünn 
fragen würde, welche Umstände er anzuführen vermag, die eine 
geringere Besteuerung seines Geschäftes entsprechend erscheinen 
lassen, so würde er kaum eine Antwort finden; dazu kommt aber, 
dass erwiesenermassen die sociale Frage in den grösseren Städten viel 
schärfer hervortritt als anderwärts und die hieraus erwachsenen 
Schwierigkeiten durch die beabsichtigte Differenzirung im Steueraus- 
maasse noch verschärft werden könnten. Wir können deshalb dem im 
Tarif beibehaltenen Ortsclassen-System, das künftig noch viel nach- 
theiliger wirken müsste, als bisher, keineswegs unsere Zustimmung 
geben. | 
Das Verhältnis zum Absatz ist ein Unterscheidungsmerkmal 
welches der Tarif neu einführt. Es wird nämlich die Steuer anders 
bemessen, je nachdem der Betrieb ein selbständiger ist oder der 
Gewerbetreibende im Auftrage von Kaufleuten oder Producenten ar- 
beitet. Der Tischler z. B., welcher ein Kundengeschäft hat, wäre 
höher zu besteuern als ein mit derselben Gehilfenzahl thätiger 
Tischler, der: seine Arbeiten für den Möbelhändler oder Möbelerzeuger 
herstellt, und zwar beträgt die Mehrleistung an Steuer etwa ein 
Drittel. Wenn auch das Kundengeschäft an dem einzelnen Stücke 
mehr verdienen lässt als die Herstellung für Kaufleute, Commissionäre 
oder andere Unternehmungen, ist doch zu beachten, dass ersteres 
mit grösserem Risiko und mit mehr Spesen verbunden zu sein 
pflegt, es ist aber auch in Erwägung zu ziehen, ob nicht durch 
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diese Verschiedenartigkeit der Besteuerung die directe Verbindung: 
des Producenten mit der Kundschaft erschwert würde. 

Wie die Hilfsarbeiter zum Zwecke der Steuerbemessung zu 
zählen sind, wurde bereits dargestellt, für die Gewerbe ist aber 
noch speciell ein Unterschied gemacht, je nachdem mehr oder 
weniger als fünf Hilfsarbeiter in Verwendung stehen. Die Steuer ist‘ 
nämlich im ersteren Falle nicht nur im Verhältnis zur Zahl der 
Hilfsarbeiter höher, sondern es wird noch. ein gewisser Betrag 
hinzugeschlagen. | 

Die verschiedenartigen Unternehmungen sind in Gruppen 
(Tarifposten) zusammengefasst und für jede derselben verschiedene‘ 
Steuerbeträge angeordnet; wir erinnern hier jedoch an die 
an früherer Stelle erörterte Bestimmung, dass im Allge- 
meinen jede Art des Betriebes mit einer besonderen Steuer zu 
belegen ist. 

Wir kommen nun zur neuen Unterscheidung einer Grundtaxe 
und einer Betriebstaxe. Die Grundtaxe ist jene Steuer, welche der 
Gewerbetreibende ohne Rücksicht auf die Zahl der verwendeten 
Arbeiter zu entrichten hat (obwohl diese Taxe verschieden ist für 
Unternehmungen mit mehr oder weniger als fünf Hilfsarbeitern), sie 
ist aber gleichzeitig die Basis für die Bemessung der Betriebstaxe; 
wenn z. B. für einen bestimmten Fall die Grundtaxe mit einem 
Betrag zwischen 8 und 32 fl. zu bemessen wäre, ist dem betreffenden 
Gewerbetreibenden eine Abgabe innerhalb dieser Grenzen vorzuschreiben 
und daneben eine Betriebstaxe. Diese Betriebstaxe wird bemessen 
nach der Anzahl der verwendeten Hilfsarbeiter, und zwar ist letztere 
für jeden Hilfsarbeiter regelmässig mit einem Betrage festzusetzen, 
welcher zwischen der Hälfte und dem Anderthalbfachen des Mindest- 
betrages der Grundtaxe liegt. Nach dem eben angegebenen Beispiel 
wäre daher die Betriebstaxe für jeden Hilfsarbeiter zwischen vier 
und zwölf Gulden zu berechnen. vr 

Demnach ist die Betriebstaxe von der Grundtaxe abhängig, 
und zwar von dem im Tarife angegebenen Mindestbetrage der 
letzteren. | 

Wir wollen nun ein Beispiel für die Grundtaxe anführen in 
jener Form, wie der Tarif dieselbe enthält. Wir wählen das Ge- 
werbe der Handschuhmacher (Tarifpost 32): 














Die Grundtaxe beträgt 























"in Orten mit einer Bevölkerung von 
Unterabtheilungen |,000 Einw.| 1001 bis |jüber 10.000) N 
oder und | zoom Kamm Wien 
weniger | Einw. von Wien 
besondere Maassstäbe | 1. kr.) fl. |kr.| fl. |kr.| N. |kr. 








' In jeder Colonne ist der niedrigste und der 


höchste Betrag eingesetzt, mit welchem die 
Grundtaxe bemessen werden darf. 








„) wenn die Gewerbetreiben- 
den im Auftrage von Produ- ! 
centen derselben Producte, 
von Händlern mit denselben. 
oder für deren Agenten ar- 
' beiten, insbesondere, wenn | 
























































sie die Roh- u. Hilfsstoffe von 

den genannten Unternehmern 

zur Bearbeitung übernehmen 

1. bei Verwendung von nicht 
mehr als fünf Hilfsarbeitern 1 |50 1 |80 2 140 3 1 
& 6|—| 71201 97/601 12 |— 
2. bei grösserem Betriebe 3 | — 3,60 4 80 6I- 
| ’ ae 12 | —| 14 |40|| 19 |)20| 241 — 

b) beiselbständigem Betriebe 

1. bei Verwendung von nicht 
mehr als fünf Hilfsarbeitern 2 150 SEND 4 — 5|— 
| 10 '—| 12 |— | 16 | —|| 20 | — 
2. bei grösserem Betriebe 41—|.4[801.:61|0| 81—- 
Be 16.1 19 |20\ 25 60| 32 | — 




















Man ersieht zunächst, wie complieirt sich die Auffindung der 
Grundtaxe für das einzelne Gewerbe gestaltet. Um den Leser ın 
den Tarif einzuführen, untersuchen wir, welche Grundtaxe der 
Handschuhmacher zu zahlen hätte, wenn er das Gewerbe in Wien. 
mit 10 Hilfsarbeitern betreibt und sein Geschäft „selbständig“ führt 
(Kundengeschäft). Da es sich um einen Wiener Gewerbetreibenden 
handelt, kommt hier nur die letzte Colonne in Betracht, und zwar 
ist die Bestimmung 5b) 2 (bei selbständigem Betrieb, bei grösserem 
Betrieb) anzuwenden. An jener Stelle finden sich die Ziffern 8 und 32 
untereinander, d. h. der niedrigste Betrag der Grundtaxe ist 8 fl., 
der höchste 32 fl.; allerdings müssen wir sogleich hinzufügen, dass, 
wie "bereits erwähnt, ausnahmsweise über diese Grenzen hinaus- 
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gegangen werden kann. Wir nehmen jedoch einen normalen Fall 
an und fragen, welche Grundtaxe der Handschuhmacher mit 10 Hilfs- 
arbeitern zu zahlen hat. Die Commission kann nach freiem Er- 
messen zwischen 8 und 32 fl. wählen; da die Abgabe 8 und 32 fl. 


e 


für solche Betriebe gilt, welche mehr als 5 Hilfsarbeiter ver- 


wenden, können wir dem Handschuhmacher mit 10 Gehilfen unmög- 
lich die Grundtaxe von 8 fl. in Aussicht stellen; da aber bei Ver- 
wendung von mehr als 20 Gehilfen schon die Besteuerung der Unter- 


nehmung als Fabrik platzzugreifen hätte, können wir die Grundtaxe 


auch niedriger als mit 32 fl., demnach in der Mitte zwischen 
8 und 32 fl. annehmen. Der Betrag von 18 fl. mag etwa unter 
den vorausgesetzten Verhältnissen zutreffen. 

Welche Betriebstaxe hat nun der Gewerbetreibende zu ent- 
richten ? Der Tarif enthält zumeist die Bestimmung: „für jeden Hilfs- 
arbeiter den halben bis anderthalbfachen Mindestbetrag der Grund- 
taxe“. Es ist jedoch hier genau zu unterscheiden, an welcher Stelle 
sich diese Notiz befindet; da wir in dem vorstehend abgedruckten 


Auszuge aus dem Tarife vier verschiedene Betriebsarten zu unter- 


scheiden hatten, selbständige und nicht selbständige Betriebe, jedes- 
mal mit mehr oder weniger als 5 Hilfsarbeitern, haben wir auch mit 
vier verschiedenen Grundiaxen zu rechnen. Für jene Gruppe (Tarif- 
post 32), welcher der Handschuhmacher angehört, ist nun die 
Bestimmung: „für jeden Hilfsarbeiter der halbe oder anderthalbfache 
Mindestbetrag der Grundtaxe*, für jede dieser Betriebsarten die gleiche, 
folglich die Betriebstaxe selbst je nach den vier Betriebsarten verschieden. 
Es richtet sich also für das angegebene Beispiel die Betriebstaxe 
nach dem Betrage von 8 fl., so dass dieselbe zwischen 4 und 12 fi. 
zu bemessen wäre; welcher Satz innerhalb dieser Grenze zu 
wählen ist, das bleibt wieder dem freien Ermessen der Steuer- 
commission überlassen. Nehmen wir an, die Commission würde den 
Mittelsatz wählen, also 8 fl., so kämen zu bemessen für unseren 
Gewerbsmann: 


An ;Grundtaxe . aa an 
an Betriebstaxe für 10 Hilfsarbeiter -. » ... 2.2580, 
zusammmen an allgemeiner Erwerbsteuer . . >. 2... 698. 


Hiebei muss jedoch festgehalten werden, was oben betreffs 
der Hilfskräfte gesagt wurde, dass nämlich die Hilfsarbeiter zum 











Theil nur zur Hälfte, zum Theil doppelt in Rechnung kommen und 
die Pferdekraft eines Motors im Gewerbebetrieb drei Hilfsarbeitern 
gleichgehalten wird. 

Eine den meisten Tarifposten beigesetzte Anmerkung besagt, 
dass der Steuersatz um ein Drittel des im Tarife angeführten Maxi- 
malbetrages erhöht werden kann, wenn ein reich ausgestattetes 
Waarenlager gehalten wird, die Lage der Betriebsstätte sehr günstig, 
die Concurrenz beschränkt ist, wenn sehr werthvolle Produkte erzeugt 
werden u. s. w. 

Um die Bedeutung des freien Ermessens der Steuercommission 
in das richtige Licht zu stellen, wollen wir nun an einem 
Beispiele zeigen, welcher der Minimal- und der Maximalbetrag sei, 
den ein Gewerbsmann entrichten müsste. Wir nehmen hiebei gleichfalls 
das Beispiel eines Wiener Handschuhmachers, bei welchem also die 
Grundtaxe zwischen 8 und 32 fl. zu bemessen ist. Derselbe be- 
schäftige sechs erwachsene Arbeiter, zwei Lehrlinge, eine untergeordnete 
Hilfskraft und einen Motor von 1!/, Pferdekräften, von welchen eine 
Pferdekraft regelmässig im Durchschnitte verwendet wird. 

'. Im günstigen Falle werden der Lehrling und der untergeordnete 
Hilfsarbeiter als halbe Hilfskräfte in Anschlag gebracht ; dann beträgt 
die Zahl der Hilfsarbeiter einschliesslich des Motors 101/,; werden jedoch 
sowohl die Lehrlinge als auch der untergeordnete Hilfsarbeiter nicht 
zur Hälfte in Rechnung gebracht, so. macht die Summe 12- Hilfs- 
arbeiter aus. Im Et Falle kann nun folgendermassen gerechnet 
werden. 


DOLERGS ED AL RS a er 
Bewiebstaxe für 101, Hilfskräfte 4 4 IL... , 2049 5 


allgemeine Erwerbsteuer 50 fl. 





Im ungünstigen Falle würde die Ban ergeben: 


Grundtaxe . . . a ES | 
Betriebstaxe für 12 Hilfskräfte a 2 Da 


allgemeine Erwerbsteuer 176 fl. 





Demnach kann unter gleichen Betriebsverhältnissen die Com- 
mission einen Betrag vorschreiben, welcher 31/,mal so gross ist, 
als der niedrigste, ohne dass wir einen Ausnahmsfall herangezogen 
hätten, der beiweitem grössere Abstände bewirken würde. 


Wir sehen aus diesem Beispiele, wie complieirt die Berechnung 
der Steuer und wie abhängig die Vorschreibung von dem freien 
Ermessen der Finanzbehörde ist. Nach beiden Richtungen sollte 
eine Verbesserung des Tarifes erfolgen. 

Wir wollen, da wir einen Auszug aus dem Tarife (Tarif- 
post 32) gegeben haben, einzelne Gewerbe anführen, auf welche die 
oben tabellarisch angeführten Daten Anwendung finden. Es sind dies: 
Anstreicher, Bandmacher, Blumenmacher, Börtelmacher, Buchbinder, 
Cartonnage-Arbeiter, Dachdecker, Decorateure, Drechsler, Federn- 
schmücker, Firmenmaler, Galanteriewaaren-Erzeuger, Glaser, Hand- 
schuhmacher, Horn- und Beinknöpfe-Erzeuger, Hutmacher, Klavier- 
bauer, Kravattenmacher, Kunstblumen-Erzeuger, Lackierer, Zimmer- 
maler, Meerschaumwaaren - Erzeuger, Perlmutterknöpfe - Erzeuger, 
Posamentierer, Stockmacher, Stuccaturer, Tapezierer, Wäsche-Er- 
zeuger. | 

Wir müssen hier abermals aufmerksam machen, dass jede 
Art der Unternehmung einer selbständigen Besteuerung unterworfen 
werden kann. Wenn nun auch derselbe Arbeiter nicht zweimal zu 
zählen ist, wären jedenfalls für eine complieirtere Unternehmung 
mehrere Grundtaxen zu entrichten. Gehören nun aber die mit 
einander vereinigten „verschiedenartigen“ Gewerbe nicht derselben 
Tarifpost an, so wäre die Berechnung eine sehr schwierige, denn, 
da die Minimalbeträge der Grundtaxe, nach welcher sich die Betriebs- 
taxe zu richten hat, verschieden festgesetzt sind, müsste ermittelt 
werden, wie viele von den Hilfsarbeitern der einen und wie viele 
der anderen „Art“ des zusammengesetzten Betriebes angehören. 

Wir haben die umfangreiche Tarifpost 32 ausführlich er- 
örtert und eine Reihe von Gewerben, welche unter dieselbe fallen, 
angeführt; bei Besprechung der übrigen auf das Gewerbe bezüg- 
lichen Bestimmungen können wir uns kürzer fassen. Einzelne 
Tarifposten nehmen auf die Unterscheidung der Selbständigkeit oder 
Nicht-Selbständigkeit des Betriebes keine Rücksicht; dies ist der 
Fall bei der Tarifpost 34. Dieselbe unterscheidet sich jedoch auch 
dadurch von der bereits erwähnten, dass ein Betrieb auch schon 
dann als „grösserer* angesehen wird, wenn mehr als drei Arbeiter 
verwendet werden; Minimal- und Maximalbeträge der Grundtaxe 
sind hier bei kleineren Betrieben fl. 5 und 25, bei grösseren Betrieben 
10 und 40 fl. in Wien. Unter diese Tarifpost fallen u. A. Asphalt- 
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Erzeuger, Farben-Erzeuger, Kaffeebrenner, Lack-Erzeuger, Siegellack- 
Erzeuger, Tinten-Erzeuger u. s. w. 

Eine gleiche Form, wie die Tabelle der Tarifpost 32, hat jene 
der Tarifpost 36, nur dass die Beträge um etwa ein Drittel höher 
sind; hieher gehören: Bandagenmacher, Bettwaaren-Erzeuger, Bi- 
jouteriewaaren-Erzeuger , Bronzewaaren - Verfertiger, Fächermacher, 
Färber, Goldarbeiter, Graveure, Gürtler, Maler und Vergolder, 
Mechaniker, Porzellanmaler u. s. w. | 

Bei Architekten, Ingenieuren, Baumeistern etc. (Tarifpost 33), 
ferner bei Bildhauern und Kunstmalern (Tarifpost 38) fallen die 
Betriebsunterschiede ganz hinweg. Es wird jedoch ein Unterschied 
gemacht zwischen technisch oder künstlerisch gebildeten und 
anderen Hilfsarbeitern; erstere werden mit doppelt so grossen Be- 
trägen in Rechnung gestellt wie letztere. 

Vorzüglich nach Art und Zahl der verwendeten Maschinen 
werden Buchdrucker, Kupferdrucker, Lithographen, Steindrucker 
u. s. w. besteuert, u. zw. betragen die „Mindest“- und „Höchst“- 
Sätze in Wien für jede Handpresse 5 und 20 fl, für jede Schnell- 
presse 12 und 48 fl. Die bei der Presse verwendeten Hilfsarbeiter 
bleiben bei der Steuerberechnung ausser Betracht. | 

Diese Differenzirung der Pressen scheint nicht vollständig den 
Betriebsverhältnissen zu entsprechen. Eine Handpresse leistet auch 
nicht annähernd halb so viel wie eine Schnellpresse. Wenn nun 
auch für gewisse Fälle bei ganz grossen Unternehmungen eine 
Erhöhung des Satzes vorgesehen ist, lässt die angeführte Unter- 
scheidung die Rücksichtnahme auf kleinere Gewerbsleute vermissen. 

Verschieden von anderen Gewerben wird das der Maurer, 
Deichgräber und Erdarbeiter besteuert in Bezug auf die Betriebs- 
taxe. Hier richtetsich dieselbe nämlich nicht nach dem Minimalbetrag der 
örtlich verschiedenen Grundtaxen, sondern es wird für jeden Hilfs- 
arbeiter ohne Unterschied des Betriebsortes ein Betrag zwischen 
1 fl. bis 4 fl. 50 kr. vorgeschrieben werden. | 

Wie das Ortsclassen-System sich selbst ad absurdum führt, 
zeigen die Tarif-Bestimmungen für Photographen (Tarifpost 49). Es 
werden nämlich auch jene Betriebe, welche Photographien für den 
Handel herstellen, nach der Grösse des Ortes besteuert. Nun gibt 
es aber zweifellos kleinere Städte, man denke an Salzburg, Inns- 
bruck, Meran, in welchen die Herstellung von Commereial-Artikeln 


seitens der Photographen schwunghaft betrieben wird. In solchen Orten 
bildet die Umgebung der Stadt ein Monopol ganz Weniger, oft Einzelner. 
Das Geschäft und der Ertrag ist hier von der Seelenzahl ganz 
unabhängig. 

Ganz sonderbar ist eine Bestimmung der Tarifpost 53 für 
das Schneider- und Modistengewerbe. Hier wird nämlich den bereits 
erwähnten vier Kategorien noch eine fünfte beigesetzt für ‚renom- 
mirte Facon-Schneider, Uniformschneider, Damenkleidermacher, 
Modisten u. s, w.“ Der Tarif rechnet also mit dem Renommee als 
einem feststehenden Massstabe. Dasselbe kann jedoch begreiflicher- 
weise nur durch Verwaltungsorgane, also die Steuercommission, con- 
statirt werden. Insofern der renommirte Gewerbsmann steuerfähiger ist 
als ein anderer Schneider, reicht unseres Erachtens der gegebene Spiel- 
raum zwischen dem Einfachen und Vierfachen, der noch ausnahms- 
weise erweitert werden kann, vollständig aus. Sollte indess das 
Renommee auch im Tarife speciell seine Werthschätzung finden, so 
darf dies sicherlich nicht vom Gesichtspunkte der Ortsclassen aus 
geschehen. 

Im Tischlergewerbe (Tarifpost 35) werden die Bau- und Kunst- 
tischler von allen übrigen insofern ausgenommen, als die Grundtaxe 
für dieselben ebenso hoch bemessen wird, wie für andere Gewerbe 
derselben Kategorie bei grösseren Betrieben, und zwar ohne Rück- 
sicht darauf, ob der Bau- oder Kunsttischler selbständig oder nicht 
selbständig thätig ist. Ein hinreichender Grund für diese ungünstige 
Behandlung der Kunst- und Bautischlerei lässt sich nicht leicht 
anführen. | 

Wir haben versucht, ein Bild von den wichtigsten Bestim- 
mungen des Tarifes, sofern dieselben auf das eigentliche Gewerbe 
Bezug nehmen, zu entwerfen, wir haben auch gesehen, dass die 
Autoren sich bemühten, den verschiedenartigsten Betriebs-Verhält- 
nissen Rechnung zu tragen. Wir können aber nicht umhin, unser 
Urtheil dahin abzugeben, dass der gemachte Versuch, die Steuer 
mit der Betriebsart und mit den Betriebs-Verhältnissen in Ueberein- 
stimmung zu bringen, nicht völlig geglückt ist... Auf einzelne hier 
in Betracht kommende Momente haben wir bereits hingewiesen. 
Am Schlusse dieses Capitels sei nur noch die eine Bemerkung 
gestattet, dass  der-Farif,; eben-weil-er- so- zahlreiehe- Verhältnisse - 
gleichzeitig zu erfassen sucht, in den Fehler der Schablone verfallen 














musste. Fast überall finden wir die gleiche Proportion hinsichtlich 
der Ortsclassen, fasst überall die gleiche Unterscheidung der Betriebe 
je nach Verwendung von mehr oder weniger als fünf Hilfsarbeitern, 
regelmässig musste die Betriebstaxe in ein ganz bestimmtes Ver- 
‚hältnis zur Grundtaxe gebracht werden. Das sind Mängel, welche 
dadurch hätten vermieden werden können, dass der Tarif einfacher 
construirt worden wäre. Ein Theil der in der Tarifirung enthaltenen 
Mängel liesse sich unseres Erachtens beseitigen, wenn die Betriebs- - 
taxe erst bei einer gewissen Anzahl von Hilfsarbeitern, etwa von mehr 
als fünf, erhoben, und der Betrag, welcher auf diese fünf Hilfs- 
arbeiter zu entfallen hätte, in die Grundtaxe von vornherein einge- 
rechnet würde. Für den kleinen Mann könnte so der Inhalt des 
Tarifes bedeutend leichter verständlich gemacht werden; es würde 
dann auch wohl der Uebelstand beseitigt werden können, dass die 
Gehilfenzahl in solchen Betrieben für die Steuer den Ausschlag 
gibt, bei welchen die Hände keineswegs die Ertragshöhe be- 
stimmen. ' 
Schliesslich weisen wir auf die eingangs des Capitels gemachten 
‘Bemerkungen hin, dass zahlreiche Unternehmungen, welche als Ge- 
werbe bezeichnet zu werden pflegen, künftig als fabriksmässige 
besteuert werden dürften. Wir können uns deshalb einige Erörterungen, 
die hier bereits am Platze wären, für den folgenden Abschnitt vor- 


behalten. 


VI. Die Besteuerung der Fabriken. 


; Die 1. Abtheilung des Tarifes (‚ohne Rücksicht auf den Be- 
triebsort zu besteuernden Gewerbe und Beschäftigungen“) umfasst 
die fabriksmässig betriebenen Gewerbe, die mechanisch betriebenen 
Productionsgewerbe, sofern letztere nicht wegen Geringfügigkeit der 
verwendeten motorischen Kräfte als ‚Gewerbe‘ zu besteuern sind, 
und endlich eine Reihe von Unternehmungen, welche häufig in 
grossartigem Style betrieben werden, wie Sägen, Bierbrauereien, 
Branntweinbrennereien, Cementfabriken, Glashütten, Malzfabriken, 
Getreidemühlen, Papierfabriken, Spinnereien, Webereien und Andere. 

Die Abgabebemessung der von uns unter der Bezeichnung 
Fabriken zusammengefassten Unternehmungen ist zumeist eine 
einfache, es entfällt die Eintheilung nach Ortsclassen gänzlich und 
die Bemessungsgrundlage ist lediglich die Zahl der Arbeitskräfte; 





hiebei sei nur wiederholt, dass unter Arbeitskräften nicht etwa 
nur die Zahl der Arbeiter zu verstehen ist, vielmehr die Summe 
der Arbeitskräfte aus einer umständlichen Berechnung, in welche 
speciell auch die motorischen Pferdekräfte einzubeziehen sind, sich 
ergibt; ferner ist gegenwärtig zu halten, dass der Fabriksleiter 
(Unternehmer oder Director) fünf Arbeitskräften gleichgehalten wird. 

Für die meisten Unternehmungen ist nun der Tarifsatz derart 
angegeben, dass der niedrigste und der höchste Betrag, der für 
jede Arbeitskraft vorzuschreiben ist, bei der betreffenden Tarif- 
post angegeben erscheint. Das Verhältnis zwischen dem Minimum und 
Maximum ist ausnahmslos das von 1:4; wenn also z. B. bei 
Handschuhfabriken für jede Arbeitskraft als niedrigster Betrag 
2 fl. 50 kr., als höchster 10 fl. angeführt ist, kann für eine 
Unternehmung, welche zusammen 100 Arbeitskräfte beschäftigt, eine 
allgemeine Erwerbsteuer zwischen 250 und 1000 fl. vorgeschrieben 
werden, (Ausnahmsweise steht der Bemessungs-Commission die Herab- 
setzung auf 125 fl. und die Erhöhung bis auf 2000 fl. zu.) 

Wir wollen nun die Mindest- und Höchstsätze, welche für 
jede Arbeitskraft bei den wichtigsten Fabriken im Tarif angegeben 
sind, hieher setzen, | 


Minimum 
u. Maximum des 
Steuerbetrages Ä 
für jede Arbeits- Bei den Unternehmungen: 
kraft 
fl fl. DA 
1..— 4— Bessemerhütten, Cellulose-Faabriken, Drahtstiften- 
Fabriken, Eisenblechwalzwerke, Eisenhämmer, 
Fussboden-Fabriken, Hammerschmieden, Hoch- 
öfen, Nagel-Fabriken, Nieten-Fabriken, Parquetten- 
Fabriken, Roheisengewinrung, Schrauben-Fa- 
_briken, Sensenschmieden; | 
1:50 .6.— Appreturen, Fabriken zur Erzeugung von Börteln, 


Schnüren und Litzen, Eisengiessereien, Fabriken 
zur Erzeugung von Möbeln (aus gebogenem Holz), 
Fabriken zur Erzeugung von Strickwaaren, Tuch- 
Appreturen, Tuchscherereien, Wollband-Fabriken, 
Zündhölzchen-Fabriken ; 








- Minimum 
u. Maximum des 
Steuerbetrages 
für jede Arbeits- 





kraft 

Ir fl. 
DI 
250.410. 
a 12- 
Be 10 


Bei den Unternehmungen: 


Bauschlossereien, Blaudruck-Fabriken, Fabriken 
für lackirte Blechwaaren, Cement-, Beton- und 
Stuceaturer-Fabriken, Dynamit-Fabriken, Eisen- 
constructions-Werkstätten, Fabriken zur Erzeu- 
gung von Eisen- u. Stahl-Kurzwaaren, Färbereien, 
Filz-Fabriken, Kammwaaren-Fabriken, Fabriken 
zur Erzeugung von Klempnerwaaren, Fabriken 
zur Erzeugung von verzinnten und emaillirten 
Kochgeschirren, Maschinen-Fabriken, Metall- 
waaren - Fabriken, . Schlosserwaaren - Fabriken, 
Spielwaaren-Fabriken; 


Fabriken zur Erzeugung von Bändern aus Seide 
oder mit Seide gemischt, Bleistift-Fabriken, 
Fabriken zur Erzeugung von Buchbinderarbeiten, 
Chocolade-Fabriken, Cravatten-F abriken, Fez- 
Fabriken, Goldleisten-Fabriken, Handschuhfabriken, 
Fabriken zur Erzeugung von Holzgalanteriewaaren, 
Fabriken zur Erzeugung von Knöpfen und Galan- 
teriewaaren, Kunstblumen-Fabriken, Metall-Galan- 
teriewaaren - Fabriken, Möbeltischlereien, Papier- 
Tapeten - Fabriken, Stock - Fabriken, Wäsche- 
Fabriken. 


Bandagen-Fabriken, Ceresin- und Ceresinwaaren- 
Fabriken, Fächer - Fabriken, Kerzen - Fabriken, 
Kunstschlossereien, Lampen-Fabriken, mechani- 
sche Werkstätten, Paraffın-Fabriken, Steinmetz- 
waaren-Fabriken, Fabriken zur Erzeugung von 
Wasserleitungs-Gegenständen. 


Bilderrahmen-Fabriken, Fabriken zur Erzeugung 
von feinen Bronzewaaren, Damenmäntel-Fabriken, 
Frauenkleider-Fabriken, Mieder-Fabriken, Spiel- 





Minimum 
u. Maximum des 
Steuerbetrages 
für jede Arbeits- Bei den Unternehmungen: 
kraft. 
fl. ki: 
karten-Fabriken, Fabriken zur Erzeugung von 
Vergolderwaaren; 
5.— 20.— _ Bettwaaren-Fabriken, Billardfabriken, Decorateure, 


Fabriken zur Erzeugung von Gürtlerwaaren, 
Clavier- Fabriken, Leder - Galanteriewaaren - Fa- 
briken, lithographische Anstalten, photographische 
Anstalten, Riemerwaaren-Fabriken, Sattlerwaaren- 
Fabriken, Fabriken zur Erzeugung von Stahlstichen, 
Tapezier-F'abriken. 


Wir konnten keine vollständige Liste der in den Tarif- 
‚posten 1 bis 7 angeführten Unternehmungen hiehersetzen, aber 
selbst die als Beispiele verzeichneten Kategorien zeigen, dass die 
Ertragsfähigkeit allein bei Einreihung in die höher besteuerten 
Tarifposten nicht den Ausschlag gegeben haben kann; während 
die erste Tarifpost mit dem Einheitssatze von einem bis vier 
Gulden zumeist solche Betriebe anführt, welche, auf dem Lande 
gelegen, sich billigerer Arbeitskräfte und wohlfeilerer Grundpreise 
erfreuen, enthalten die letztgenannten Tarifposten mit den höchsten 
Einheitssätzen jene Fabriken, welche häufig sich noch in den 
Städten vorfinden, relativ hohe Arbeitslöhne zu zahlen haben und 
in den Miethzinsen eine sehr bedeutende (Miethzins-) Steuer 
entrichten. Es wird schwer fallen, einen Fabrikanten zu über- 
zeugen, dass er einen Minimalbetrag für jede Arbeitskraft per 
3, 4 und 5 fl, eventuell aber für jede Arbeitskraft 12, 16 oder 
20 fl. zu zahlen hat, ohne dass ein Ausnahmsfall vorliegt, 
während er den minder besteuerten Tarifposten zugehörige Unter- 
nehmungen kennt, die sich viel rentabler erweisen. Es scheint, 
dass die Regierung bei Einreihung der Fabriken in die ver- 
schiedenen Tarifelassen die Absicht vor Augen hatte, jene Be- 
triebe, die bisher als Künste und Gewerbe nach Ortselassen der 
"Abgabe zu unterwerfen waren, bei der neuen Tarifirung von dem 











an 


Gesichtspunkte aus zu behandeln, ob sie sich vorwiegend in 
grösseren Städten oder auf dem Lande etablirt finden. So 
würde das wenigstens für Fabriken formell beseitigte Orts- 
classen-System unter einem anderen Namen auch im neuen Steuer- 
tarif wiederkehren, Eine solche ungleichmässige Abgabebemessung 
hätte nicht nur eine Benachtheiligung der in den Bevölkerungs- 
Gentren befindlichen Fabriken zur Folge, es könnte hieraus auch 
ein sehr erheblicher volkswirthschaftlicher Nachtheil erwachsen. 
Während nämlich die minder besteuerten Fabriken mit einfacherer 
Technik wegen der Nähe der Rohproductionsstätten, wegen des 
Materialgewichtes und aus anderen Gründen die Concurrenz des 
Auslandes zu ertragen vermögen, würde eine so weitgehende 
Ueberlastung, wie sie für andere Unternehmungen beabsichtigt ist, 
die Verdrängung der einheimischen Waaren von dem einheimischen 
Markte durch die notorisch unter weit günstigeren Steuerverhält- 
nissen hergestellten Erzeugnisse des Auslandes nach sich ziehen. 
Die Regierung hat es nicht für nöthig gefunden, die krassen 
Unterschiede zwischen den Steuersätzen der verschiedenen Tarif- 
posten durch Vorlage von statistischen Materialien zu begründen ; 
solange dies aber nicht geschehen ist, werden die Erwerbs-Unter- 
nehmungen eine so weitgehende Differenzirung der Abgaben nicht 
für motivirt halten. 

Die Verschiedenheit der Abgabebemessung wird sich speciell 
auch dann unangenehm fühlbar machen, wenn der Betrieb ein 
und derselben Unternehmung zum Theile in die eine, zum Theile 
in die andere Tarifpost fällt, und demnach eine Scheidung der 
Arbeitskräfte (einschliesslich der motorischen Kraft) nach der Zu- 
gehörigkeit der Betriebs-Art zu verschiedenen Tarifposten er- 
folgen müsste. So hätte ein Schlosserwaaren-Fabrikant zu unter- 
suchen, wie viele Arbeitskräfte sich lediglich mit (gewöhnlichen) 
Schlosserwaaren und wie viele sich mit Kunstschlosserwaaren 
beschäftigen, da erstere mit 2 bis 8 fl., letztere mit 3 bis 12 fl. 
in Rechnung kommen; ja er müsste seine eigene Person in zwei 
Theile spalten: den Schlosser und den Kunstschlosser, da er ja 
selbst fünf Arbeitskräften gleichgehalten wird, die aber von der 
Steuercommission verschiedenartig zu behandeln wären. 

Bei der fabriksmässigen Erzeugung von chirurgischen, opti- 
schen, pharmaceutischen, physikalischen oder wissenschaftlichen 
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Instrumenten, von CGhronometern, Pendeluhren, Regulatoren, Stutz- 
und Taschenuhren, tritt die Besteuerung nach dem abzuschätzen- 
den Ertrag ein, wenn Präeisions-Instrumente erzeugt werden. 

Bei Bierbrauereien wird die Steuer nach der Zahl der Hekto- 
liter, die im Jahre gebraut werden, bemessen, so dass gewisser- 
massen eine neue indirecte Steuer statt der bisher directen zu 
erheben wäre, nur dass nicht für jeden Hektolitergrad die Be- 
messung erfolgt, sondern lediglich für mehr als 10grädiges Bier 
ein um die Hälfte höherer Betrag als für mindergrädiges vorge- 
schrieben wird. Allerdings ist auch hier der Spielräum zwischen 
dem einfachen und vierfachen Betrag beibehalten, so dass, bei 
‘einem Ausstoss von mehr als 10.000 Hektolitern, für jeden Hekto- 
liter höhergrädiges Bier die Steuer zwischen 0'6 und 0'24 fl. be- 
messen werden kann. 

Gleichfalls nach dem erzeugten Producte erfolgt die Besteue- 
rung der Branntwein-Brennereien und die Bereitung von trinkbarem 
Branntwein etc., ferner von Essig. 

Cementfabriken, Kalk- und Gyps-Brennereien etc. werden 
zwar nach der Menge des Productes besteuert, doch wird ein Unter- 
schied gemacht zwischen der Bereitung von Baukalk und Gyps einer- 
seits, von Düngkalk, Portland-Cement und ähnlichen werthvolleren 
Producten andererseits; bei den ersteren betragen die Steuersätze 
für je zehn Metercentner des Productes 0:04—0'20 fl., bei letzteren 
0:08—0'32 fl. 

Malzfabriken haben für je zehn Metercentner erzeugten Malzes 
030—1'20 fl. zu zahlen, der Mindestbetrag der Steuer muss 
jedoch 50 fl. ausmachen. 

Getreidemühlen werden je nach der Grösse nach verschiedenen 
Massstäben der Abgabe unterworfen. Mühlen mit einer Betriebs- 
kraft von nicht mehr als sechs Pferdekräften werden für jeden 
Mahlgang mit 2'50—10 fl. belegt; bei allen anderen 
Mühlen ist die Abgabe nach der Zahl der verwendeten Arbeits- 
kräfte zu bemessen, und zwar mit 1:20 —4'80 fl. für jede Arbeitskraft. 

An dieser Stelle sei auf eine Unklarheit des Gesetz-Entwurfes 
bezüglich der Zählung der Arbeitskräfte hingewiesen. Nach $ 37 
der Vorlage kommen nämlich in Rechnung die „zum steuerpflichtigen 
Betriebe verwendeten Arbeitskräfte‘. Es ist nun aus dieser Styli- 
sirung nicht zu ersehen, ob die zum Transport des Productes be- 











nützten Kräfte bei der Steuerbemessung mitzuzählen sind; wäre 
dies der Fall (und die bekannte Interpretations-Praxis der Finanz- 
behörden lässt dies vermuthen), so hätte eine Mühle, die von der 
Bahnstation entfernt gelegen ist, viele Pferdekräfte zur Spedition 
des Mehles benöthigt, daher unter ungünstigen Bedingungen be- 
trieben wird, einen grösseren Steuerbetrag zu leisten als eine 
günstiger gelegene Mühle. Jedenfalls wäre eine diesbezügliche 
Klarstellung des Gesetztextes nothwendig. 

Nach der Maschinen - Dimension erfolgt die Bemessung 
bei Papier-, Halbstoff- und Pappen-Fabriken, indem der Steuersatz 
für jeden Gentimeter Arbeitsbreite der Papier- oder Pappen- Maschine 
festgestellt erscheint. Diese Anordnung entspricht nicht vollständig der 
Ertragsfähigkeit der Papier- und Pappen-Fabriken. Die Arbeitsbreite 
der Maschine ist ein Massstab der Leistungsfähigkeit, derselbe 
müsste aber mit anderen combinirt werden, welche die Menge des 
Productes bestimmen. Die Mindest- und Höchstsätze für jeden 
Gentimeter der Maschine betragen bei dem Fabriksbetriebe der 
Holzstoff-Erzeugung 025—1 fl., bei Herstellung von unsatinirtem 
Papiere mit Surrogaten, von Pack- und Druckpapier 1—4 fl, von 
satinirtem Papier mit Surrogaten, Pack-, Druck- und Schreibpapier 
1:50—6 fl., endlich bei Herstellung von surrogatfreiem Papier, 
insbesondere Brief-, Bücher-, Schreibpapier etc. 3—12 fl. Bei 
_Handbetrieb erfolgt die Besteuerung für jede Bütte mit 8—32 fl. 

Nach der Productionsmenge werden auch besteuert die Soda- 
wasser-Erzeugung, die Erdöl-, Erdwachs- und Petroleum-Gewinnung, 
ferner die Ziegelbrennerei. | 

Zuckerfabriken (Herstellung von Rohzucker) haben für je 
zehn Metercentner des erzeugten Productes 040 —2 fl., Zucker- 
Raffinerien für je zehn Metercentner raffinirten Zuckers 0 30—1'20 fl. 
zu zahlen; bei Vereinigung der Rohzucker-Fabrikation mit der 
Raffinerie erfolgt die Besteuerung für jede der beiden Betriebsarten 
besonders, 

Für Spinnereien und Webereien war die Besteuerung. nach 
Spindeln, beziehungsweise Stühlen schon in der bisherigen Praxis ein- 
geführt. Die Regierungsvorlage knüpfte an dieselbe an, so dass 
die technische Einrichtung der Fabriken nunmehr den ausschliess- 
lichen Massstab der Abgabe-Bemessung zu bilden hat. Wegen der 
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Wichtigkeit der Betriebe: setzen wir diese Bestimmungen voll- 
ständig hieher: N 


Die allgemeine Erwerbsteuer ist für je 100 Spindeln zu 


bemessen bei der 
mit dem 
niedrigsten höchsten 
Betrage von 


f. il. 

a) baumwollspinnerei. .. . nu 00 un 20 
b) MWachsspinnerei , lee a Le 32 
c) Schafwollspinnerei: N 
1. ‚Streichgarnspinnereil any 2200 We en 20 

2," Kammgarnspinnerei un... Di 40 
@)..Jutespinnerein, ul ne 20 80 
e) Hanfepinnerel na 0 60 


Seidenspinnereien werden stets der Abgabebemessung nach dem 
Ertrage unterworfen, 

Die in vorstehenden sechs Gruppen nicht speciell angeführten 
Spinnereien werden nach den Sätzen jener Gruppe der Abgabe 
unterworfen, welcher sie dem Material nach angehören. 

Für Webereien gelten folgende Bestimmungen, Die allgemeine 
Erwerbsteuer ist zu bemessen: 


mit dem 
niedrigsten höchsten 


bei der Massstab des Steuersatzes Betrage sch 

; l. fl. 
a) Leinenweberei 1. für jeden Handstuhl 0:80 320 
Baumwollweberei | 2. ,„ ,  Kraftstuhl 1:60 640 


b) Schafwollweberei: 
1. bei PEARSENDE | 
v.Schafwolltücheln ; 
u, leichten Streich- 1. 
und Kammgarn- ‘ 


v 
v 


Handstuhl 1:50 6— 
on 5.0 ‚Kraltstanl 3— 12 


stoffen 


2, bei Erzeugung I 
von glatten u. | NT 
musterten Sommer- I Is ‚„ Handstuhl 2 — 8 — 
und Wintertuchen | 2: » ,  Kraftstuhl #— 16 — 
und feinen Kamm- | 

J 


garnstoffen 








mit dem 
niedrigsten höchsteu 


bei der Massstab des Steuersatzes Belase von 

EEE fl 
Einen. Handstuhl 2— 08 
ee ee 
Be, „ . Handstuhl 2 — — 
Br neweben ae Krafisiahe ig 
a Carmiwahent \ er, „ .. Handstuhl 250 10 — 
2, nel Kraftetuhl 5— 20° 

f) Teppichweberei: 

Weberei v. schwer. | 1. „ ‚os Handstuhl. 1,3 ar 12° 
Möbelstoff., Shawls 2. , „  Kraftstuhl 6— 2 24 — 
Stoffvorhängen ee Smyrnastuhll 10° —  40°— 


(Der etwa verwendete Motor kommt selbstverständlich nicht 
weiter in Betracht). 

Bei Herstellung gemischter „Gewebe ist der Steuersatz mit 
Berücksichtigung des Verhältnisses der verwendeten Materialien 
und sonstigen die Steuerkraft der Unternehmung beeinflussender 
Momente festzusetzen. Speciell bei Herstellung nicht glatter Leinen- 
und Baumwollwaaren kann der Steuersatz um ein Drittel des 
Maximalbetrages erhöht werden. 

Die Herstellung von Modewaaren kann gleichfalls zu einer 
Erhöhung der Sätze Anlass geben, und zwar bei Erzeugung von 
Tuehen und feinen Kammgarnstoffen bis um die Hälfte, bei der 
Erzeugung von Seidenwaaren bis auf das Doppelte des Maximal- 
betrages. iM 
Bei Vergleichung dieser Sätze mit den bisher üblich gewesenen 
zeigt sich, dass zwar die Mindestbeträge der bisherigen Steuer- 
praxis im Ganzen entsprechen, dass aber die Höchstbeträge für 
die betreffenden Fabriken eine Steuer-Erhöhung bis auf das Doppelte, 
das Drei- oder Vierfache bedeuten würden. Ob angesichts der 
mächtigen CGoncurrenz, welcher sich die österreichische Industrie 
zu erwehren hat, eine derartige Belastung thunlich sei, 'möge der 
Finanzminister beim Handelsminister erfragen, 

Auf die einzelnen angeführten Tarifsätze näher einzugehen, 
ist wohl nicht nothwendig; nur sei betont, dass die specielle 
Mehrbelastung der Modewaaren-Fabriken der durchschnittlichen Er- 
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tragsfähigkeit nicht entspricht. Allerdings mag das eine oder das andere 
Mal ein Modestoff, der besondere Anerkennung findet, den Ertrag 
während einer Saison bedeutend erhöhen, im Ganzen aber wird ein 
derartiger Zufallsgewinn durch die mit der Modewaaren-Erzeugung 
verbundenen Gefahren vollständig aufgewogen. Dazu kommt aber 
noch, dass sich keine einzige Fabrik als Modewaaren - Fabrik 
charakterisiren lässt. | 

Zu den in diesem Capitel erörterten Bestimmungen über 
fabriksmässige und andere hieher gehörige Betriebe sei nur das 
Eine hinzugefügt, dass sich die in Vorschlag gebrachten Sätze, 
wenn wir das Mittel zum Vergleiche mit der bisherigen Besteuerung 
wählen, als ausserordentlich hohe erweisen. Wenngleich es gegen- 
wärtig noch so schwer fällt, sich ein Bild von der künftigen Be- 
lastung des einzelnen Unternehmens zu entwerfen, wird aus der 
Betrachtung der Mindest- und Höchstsätze doch klar, dass die 
Fabrikation eine fast unerschwingliche Last auf sich zu nehmen 
hätte. Insbesondere kommt für» die fabriksmässigen Betriebe in 
Betracht, dass grundsätzlich jede Art und jede Fabriksstätte 
einer besonderen Steuer zu unterwerfen ist und dass demzufolge 
die Steuer-Erklärung mit grossen Schwierigkeiten verbunden sein 
dürfte. 


VII. Die Besteuerung des Handels. 


Zunächst sei bemerkt, dass von den nach der III. Abtheilung 
des Tarifes als Handelsgewerbe zu besteuernden Unternehmungen 
der Grosshandel und alle anderen Handelsgeschäfte mit mehr als 
200.000 fl. Anlage- und Betriebscapital ausgenommen sind, indem 
diese nach dem abzuschätzenden Ertrage mit der Gewerbeabgabe 
belegt werden, 

Auch die Besteuerung des Handels erfolgt nach Ortsclassen, 
so dass unter sonst gleichen Verhältnissen in Wien die Steuer um 
ein Viertel höher zu bemessen wäre als in anderen Städten mit mehr 
als 10.000 Einwohnern. Wir haben uns über das Ortselassen-System 
bereits geäussert und fügen hier nur hinzu, dass, nach unserer Ansicht, 
der Gewinn aus Handelsunternehmungen keineswegs von dem 
Betriebsorte abhängen muss. Auch bei Handelsunternehmungen 
wird eine Grundtaxe und eine Betriebstaxe unterschieden. Rück- 
sichtlich der letzteren müssen wir bemerken, dass eine hohe Be- 











messung der nach der Zahl der Hilfsarbeiter zu berechnenden 
Taxe zur Folge haben könnte, dass der Detaillist relativ mehr zu 
zahlen hätte als der Engrossist. Bei den meisten Kategorien wird 
unterschieden zwischen geringem und grösserem Betriebe; den 
letzteren wird aber ein Geschäft auch schon dann zugezählt, wenn 
mehr als drei Hilfsarbeiter in Verwendung stehen. Während im 
Allgemeinen durch eine Reihe von Anordnungen des Tarifes oder 
durch die relative Geringfügigkeit des Abstandes zwischen der 
Grundtaxe für die beiden Betriebe der Sprung von der Grundtaxe 
für kleinere Betriebe bis zu der der grösseren nicht allzu bedeutend 
ist, bilden gewisse Tarifposten bemerkenswerthe Ausnahmen; 
so beträgt die Grundtaxe für Ankündigungs-Anstalten, Annoncen- 
Bureaux u. dgl. „bei geringfügigem Betriebe“, wenn nicht mehr 
als drei Hilfsarbeiter verwendet werden, 8 bis 32, „bei grösserem 
Betriebe“ aber schon 80 bis 320 il. 

Die Tarifirung der Handelsgewerbe ist so verschiedenartig, 
dass wir nur die wichtigsten Tarifposten zur Darstellung bringen 
können. Nach Tarifpost 79 wird die Grundtaxe für Galanterie- 
waarenhändler, welchen eine lange Reihe sehr wichtiger Handels- 
unternehmungen gleichgestellt werden, verschieden bemessen: 


1. bei geringem Waarenvorrathe und Verkauf geringwerthiger 
Producte, einfach ausgestatteter Verkaufsstätte und bei Beschäftigung 
von nicht mehr als drei Hilfsarbeitern; 


2. bei reichhaltigem® Waarenvorrathe oder Verkauf werth- 
vollerer Producte oder besser ausgestatteter Verkaufsstätte (!), 
oder bei Verwendung zahlreicherer Hilfsarbeiter, jedoch nicht 
mehr als zehn; 


3. bei Verwendung von mehr als zehn Hilfsarbeitern. 


Die Mindest- und Höchstsätze betragen in Wien im ersten 
Falle 5 bis 25 fl., im zweiten 60 bis 240 fl., im dritten 200 
bis 800 ll. 

Die Betriebstaxe wird im ersten Falle für jeden Hilfsarbeiter 
mit dem Mindestbetrage der Grundtaxe bis zum Dreifachen der- 
selben, also mit 5 bis 15 fl, bemessen; im zweiten und dritten 
Falle beträgt die Betriebstaxe für jeden Buchhalter, Disponenten, 
Procuristen oder Handlungsreisenden 20 bis 60 fl., für andere 
Hilfsarbeiter 10 bis 30 fl. 
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Bei Verwendung von Wagen und Pferden zur Zufuhr der 
Waaren an die Kunden ist jedesmal ein Pferd zwei Hilfsarbeitern 
gleichzuhalten ; der Kutscher kommt dann als Hilfsarbeiter nicht 
in Anschlag. | 

Es sei erwähnt, dass auch die vorstehenden Beträge unter 
den Mindestbetrag hinabgesetzt oder über den Meistbetrag hinauf- 
gesetzt werden können. Wenn wir von diesen Ausnahmsfällen 
absehen, würde für ein unter Tarifpost 79 fallendes Unternehmen 
mittlerer Art, welches vier gewöhnliche Hilfskräfte und einen Buch- 
halter beschäftigt, mindestens zu zahlen sein: 


An}Grundiaxe.... 2,4, SL DR ee OU 
„ Betriebstaxe für vier kewähnleht Hilfsarbeiter lan: 
n 3 “einen Buchhalter... 2.00. a AR 


an allgemeiner kirwerätenar 120 fl. 


der zulässige Höchstbetrag würde Ber 


An.Grundtaxe. 0... 0. 0, N ET! 
„ DBetriebstaxe für vier Serühnliohe Hilfterbeittr 120° 
& i „ einen Buchhalter . . 607% 


an allgemeiner a PITPNETER 420 fl. 


(Die vorstehenden Daten gelten lediglich für Betriebe an 
festen Betriebsstätten.) 

In gleicher Weise sind zu besteuern: Händler mit Band- 
waaren, Baumwollwaaren, Betten, Bijouteriewaaren, Bildern, 
Cravatten, Currentwaaren, Drechlerwaaren, Farben und Oel, 
Schmuckfedern, Glas, Gold- und Silberwaaren, Handschuhen, Haus- 
und Küchengeräthen, Holzwaaren, Kleidern, Kurzwaaren, Manufactur- 
waaren, Modewaaren, Papier und Schreibrequisiten, Schuhen, 
Taschnerwaaren, Uhren, Webewaaren und viele Andere, 

Wir machen hiebei aufmerksam, dass die besundere Be- 
steuerung jeder Betriebsart auch für die Handelsgewerbe gilt. 
Wenn also ein Kaufmann z. B. Betten und Decken führt, dürften 
ihm zwei Grundtaxen vorgeschrieben werden. | 

Einen ganz eigenthümlichen Modus der Besteuerung enthält 
der Tarif für Gemischtwaaren-Händler. Dieselben werden den 
Gemischtwaaren-Verschleissern gegenüber gestellt, für 
welche die Grundtaxe in Wien 10—50 fl. und die Betriebstaxe 
9—20 fl. beträgt. Die eigentlichen Gemischtwaaren-Händler werden 
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| verschiedenartig mit der Abgabe belegt, je nachdem sie weniger 
oder mehr als zehn Hilfsarbeiter beschäftigen; im ersteren Falle 
beträgt die Grundtaxe 60—240 fl., im letzteren 200-800 fl. in 
Wien; die Betriebstaxe ist in Wien für jeden Buchhalter, Procu- 
risten oder Handlungs-Reisenden, ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Hilfsarbeiter, mit 20—60 fl., für jeden anderen Hilfsarbeiter mit 
10—30 fl. zu bemessen. Bei Verwendung von Wagen und Pferden 
zur Zufuhr der Waaren an die Kunden ist jedes Pferd zwei Hilfs- 
arbeitern gleichzuhalten. (Der Kutscher kommt dann als Hilfs- 
arbeiter nicht in Anschlag.) “ 

Die Verschiedenartigkeit des Gemischtwaaren-Handels liess 
eine Tarifirung nach äusseren Merkmalen besonders schwierig er- 
scheinen, ob aber die Bestimmung, dass die Beschäftigung von 
weniger oder mehr als zehn Hilfsarbeitern eine so verschiedenartige 
Bemessung zur Folge haben solle, entspricht, mag dahingestellt 
bleiben. 

Die Eigenthümlichkeit der Besteuerung des Gemischtwaaren- 
Handels (Tarifpost 82) besteht indess darin, dass in dem Tarife 
der Versuch gemacht wird, diese Gattung des Handels in ver- 
schiedene Arten zu zerlegen; es werden nämlich 68 verschiedene 
Branchen dieses Handelszweiges aufgezählt. Als Beispiele hiefür 
führen wir an: Droguenhandel in Verbindung mit anderem Handel, 
Golonialwaaren-Handel in Verbindung mit anderem Handel, Galan- 
teriewaaren-IHandel in Verbindung mit anderem Handel, Huthandel 
in Verbindung mit anderem Handel, Kunstblumen-, Schnitt- und 
Baumwollwaaren-Handel, Modewaaren-Handel in Verbindung mit 
anderem Handel, Spiel- und Zuckerwaaren-Handel, Uhren-, Musik- 
werke-, Lampen- und Glaswaaren-Handel, Victualien- und Geschirr- 
Handel, Wäschewaaren-Handel in Verbindung mit anderem Handel, 
Zucker- und Kaffee-Handel. Es ist nun überaus schwer fest- 
zustellen, ob die im Tarife aufgezählten Gombinationen des Gemischt- 
waaren-Handels alle Geschäfte dieser Gattung in sich schliessen ; wir 
halten es indess für wahrscheinlich, dass es der Steuersommission 
gegenüber einzelnen Gemischtwaaren-Händlern gelingen wird, den 
Nachweis zu erbringen, es falle ihr Geschäft unter keine der 
68 Arten. Sollen denn etwa für das eine Gemischtwaarengeschäft 
zwei Erwerbsteuern bezahlt werden? Die Regierungsvorlage ist hier 
sicherlich zu weit gegangen; ob eine Unternehmung als eine Gemischt- 





waaren-Handlung anzusehen sei, kann eben nur die Verwaltung 
beurtheilen; eine so umfangreiche Tabelle, wie die vorgelegte, 
dürfte nur Finanzorgane und Steuerträger verwirren. 

Die Schwierigkeit, Tarifpost 82 in Anwendung zu bringen, 
wird übrigens noch dadurch erhöht, dass der Handel mit jenen 
Artikeln, die regelmässig Gegenstand des Gemischtwaaren-Ver- 
schleisses oder -Handels sind, einer selbständigen Besteuerung 
unterworfen werden kann (siehe insbesondere Tarifpost 78). 

Die Bestimmungen über den Buchhandel und verwandte 
Gewerbe (Tarifpost 72) bestimmen, dass Verlagsbuchhändler in 
Orten unter 50.000 Einwohnern gleichfalls nach Ortsclassen 
der Besteuerung unterworfen werden, und zwar beträgt die Grund- 
taxe in Städten mit mehr als 10.000 und weniger als 50.000 
Einwohnern 32 bis 128 fl., die Betriebstaxe ist mit 8 bis 32 fl. 
zu bemessen; dagegen werden Verlagsbuchhändler in Orten über 
50.000 Einwohnern nach dem Ertrage besteuert. Diese Tarifirung 
ist ein classischer Beweis gegen die Anwendbarkeit des Orts- 
elassen-Systems. Die Ertragsfähigkeit des Verlagsgeschäftes ist in 
der That ganz und gar unabhängig von dem Betriebsorte. Es gibt 
in ganz kleinen Städten Verleger, welche einen Welthandel be- 
treiben, Den Verlag nach äusseren Merkmalen besteuern zu wollen, 
scheint überhaupt ein nutzloses Beginnen; wenn aber die Abgabe- 
bemessung nach dem Ertrage nur in Städten mit über 50.000 Ein- 
wohnern platzgriffe, würde dies eine willkürliche Unterscheidung 
zwischen gleichartigen Unternehmungen bedeuten. 

Hinsichtlich der Abgabe von Dienstvermittlungs-An- 
stalten(Tarifpost 75) wird unterschieden, ob nur gewöhnliche Gesinde- 
und Arbeiterposten vermittelt werden oder ob sich die Vermittlung 
auch auf höhere Dienstposten erstreckt, Die Ertragsfähigkeit der 
Unternehmung steht indess nicht in .direeter Beziehung zur Art 
der vermittelten Posten. 

Spediteure (Tarifpost 90) haben nach dem Entwurfe bei 
geringem, hauptsächlich localem Betriebe und Verwendung von 
nicht mehr als vier Hilfsarbeitern 12 bis 60 fl., bei grösserem 
Betriebe 60 bis 240 fl. in Wien an Grundtaxe zu bezahlen; die 
Betriebstaxe macht in ersterem Falle für höhere Arbeitskräfte 
12 bis 36 fl., für andere Hilfsarbeiter 6 bis 18 fl., in letzterem 
Falle für höhere Hilfskräfte 20 bis 60 fl., für andere Hilfsarbeiter 
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10 bis 30 fl. aus. Die meisten Spediteure werden indess noch 
eine zweite Erwerbsteuer zu zahlen haben; wenn nämlich die 
Spediteure eigene Fuhrwerke halten, sind sie gleichzeitig als Fuhr- 
leute zu besteuern.. | 

Die Erwerbsteuer für das (Frachten-)Kleinfuhrwerk beträgt, 
wenn nicht mehr als sechs Zugthiere verwendet werden, für jedes 
Pferd in Wien 3 bis 12 fl.; für das {Frachten-)Grossfuhrwerk, 
wenn mehr als sechs Zugthiere verwendet werden, wird eine 
Grundtaxe von 20 bis 80 fl. in Wien eingehoben und eine Be- 
triebstaxe für jedes Zugthier im Betrage von 3 bis 12 fl. Ferner 
sind gewöhnliche Möbelwagen je zwei Pferden, die zum Eisen- 
bahntransporte eingerichteten Wagen je vier Pferden zleichzuhalten. 
(Die auf den Fuhrwerksbetrieb bezüglichen Sätze gelten nur für 
den ganzjährigen Betrieb, bei kürzerer Dauer können dieselben 
bis auf die Hälfte ermässigt werden.) 


Das Gastgewerbe erfährt in der IV. Abtheilung eine 
besondere Steuerbehandlung. Bezüglich der Dienstleistungen und 
anderer Unternehmungen verweisen wir auf die V. Abtheilung des 
Tarifes. Aus der letzteren heben wir nur Tarifpost 120, betreffend 
das Verleihen von Motoren (und anderen Maschinen, mit Aus- 
schluss von Dreschmaschinen und Wäscherollen), hervor. Die Grund- 
taxe beträgt für dieses Gewerbe in Wien 8 bis 32 fl., die Be- 
triebstaxe pro Hilfsarbeiter 4 bis 12 fl. Dampfkraft-Vermiether haben 
für jede vermiethete Dampf-Pferdekraft in Wien 3 bis 12 fl. zu 
entrichten. 


VII. Die Besteuerung nach dem Ertrage. 


Wir haben angeführt, dass für gewisse Unternehmungen, 
sei es kraft Anordnung des Tarifes, sei es zufolge des Be- 
schlusses der Erwerbsteuer - Commission, die Steuerbemessung 
nicht nach den äusseren Massstäben, wie wir dieselben nach den 
Bestimmungen der Abtheilungen I bis V des Tarifes zur Darstellung 
brachten, stattfinden solle, sondern die Abgabebemessung nach 
dem abzuschätzenden Ertrage vor sich zu gehen hat. Hieher gehören 
ein grosser Theil der chemischen Industrie, Pachtungen, Bergwerke, 
Seidenspinnereien, die Erzeugung von Präcisions-Instrumenten, die 
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in grösserem Styl betriebenen Baugewerbe, die freien Künste der 
Bildhauer und Maler, der Grosshandel, ferner das Banquiergeschäft, 
der Buchhandel, der Effectenhandel, grössere Agentien u. s. w. 
Nur scheinbar wird für solche Unternehmungen die bisherige 
Methode der Abgabebemessung beibehalten, die in Aussicht ge- 
nommene Besteuerung nach dem abzuschätzenden Ertrage hat 
eine ganz neuartige Grundlage. 

Die Abschätzung erfolgt (auf Grund von Erwerbsteuer-Erklä- 
rungen) nach dem thatsächlich erzielten durchschnittlichen Ertrage 
der beiden letzten Geschäftsjahre. (Das bisherige Einkommensteuer- 
Gesetz liess den Durchschnitt aus drei Jahren ziehen.) Der Ertrag 
selbst, welcher der Steuerbemessung zu Grunde zu legen ist, wird 
jedoch in anderer Weise erhoben als bisher. Zu den Betriebsaus- 
lagen gehören nämlich nach dem Entwurfe auch die Ab- 
schreibungen, also die Werthverminderung des Inventars 
oder Betriebs-Materials, ferner die durch den Betrieb verursachten 
Substanz-, Curs- und anderen Verluste. Mit dieser Bestimmung 
hat der Entwurf eine mit den volkswirthschaftlichen Grundsätzen 
in Widerspruch stehende Ungereimtheit des bisherigen Ge- 
setzes beseitig. Dagegen gestattet auch die Regierungsvorlage 
nicht den Abzug der bezahlten oder berechneten Zinsen 
von eigenen und fremden Capitalien, die im Geschäftsbetrieb 
Verwendung finden. Der Geschäftsmann wird sich mit letzterer 
Bestimmung nicht befreunden können, und in der That sollte die 
Passirung der Passivzinsen von Geschäftsschulden in das neue 
Gesetz Eingang finden. Ein praktischer Grund, weshalb dies nach 
dem Entwurfe nicht geschehen ist, lässt sich nicht angeben; 
dagegen muss der Widerspruch hervorgehoben werden, der sich 
mit Bezug auf die Besteuerungsgrundlage zwischen der Behandlung 


von Einzel-Unternehmungen und den zur öffentlichen Rechnungs- | 
legung verpflichteten Unternehmungen, (Actiengesellschaften u. dgl.) 
ergibt; bei letzteren nämlich werden die geleisteten Passiv- 2 


zinsen grundsätzlich von dem bilanzmässigen Ueberschuss in 
Abzug gebracht und nur ganz specielle Ausnahmen statuirt. 
Während also Actiengesellschaften u. dgl. hinsichtlich der 
Passivzinsen eine Begünstigung erfahren haben, soll der ein- 
zelne Geschäftsmann dergleichen Begünstigungen nicht theilhaftig 
werden ; dies kommt aber umsomehr in Betracht, als der Steuer- 
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satz für erstere Gesellschaften nicht erhöht, wohl aber die Be- 
steuerungsgrundlage ein wenig schmäler gemacht worden ist, da- 


gegen mittlere und kleinere Fabriks- und Handelsunternehmungen 
zweifellos eine höhere Steuer als bisher werden zu zahlen haben. 
Wir sind in der Lage, die Ersparungen anzugeben, welche die zur 
öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unternehmungen nach 
den Daten für das Jahr 1890 durch die Passirung der Passiv- 
zinsen erzielen werden 

Die Summe dieser Passivzinsen beträgt bei den 


Gulden 
Lransport- Unternehmungen. 1... u... 0.26% 274.775 
DNB DE en le. 20,4066.747 
Spar- und Vorschussvereinen . . . 2 2 2200. 2,71.7.210 
GOnNue oe N. 15307 
Productivgenossenschaften . . . 2. 222.20. 471.474 
industriellen Actien-Unternehmungen . . .... 1,288.179 
Versicherungsgesellschaften . . . 2. 222.202. 4.925 
Gewerkschaften 0 an rn 49.607 


Summa 24,860.424 


In dieser Aufstellung sind jene Zinsen nicht inbegriffen, 
bezüglich welche die künftige Passirbarkeit zweifelhaft ist. 

Es sind also rund 25 Millionen, um welche sich die 
der Steuerbemessung zu Grunde liegenden Gewinnsaldi für die zur 
öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unternehmungen redueiren 
werden. Die zehnpercentige Steuer dieses Ausfalles, also rund zwei- 
einhalb Millionen, werden demnach die übrigen Steuerträger aufzu- 
bringen haben, und es unterliegt keinem Zweifel, dass diese Last 
zum grossen Theile den geschäftlichen Einzel-Unternehmungen wird 
aufzuerlegen sein ; allerdings ist die Besteuerung unserer Actienge- 
sellschaften keine geringe, es wäre aber nicht gerecht, auf Kosten 
der übrigen Staatsbürger jenen eine Reduction der Abgabe zuzu- 
gestehen; das Richtige wäre zweifellos, die Passirung der Passiv- 
zinsen bei sämmtlichen Unternehmungen gleichmässig einzuführen. 

Selbstverständlich ist bei Ermittlung des steuerpflichtigen 
Reingewinnes jener Betrag, welcher bereits durch die Grund- oder 
Gebäudesteuer getroffen ist, von den Einnahmen auszuscheiden., 

Der so gefundene durchschnittliche Reinertrag wird jedoch 
nicht immer unverändert als Basis der Abgabebemessung ge- 
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wählt. Der Entwurf enthält nämlich ($ 44) die Bestimmung, dass 
die Erwerbsteuer-Commission, „mit Rücksicht auf die ..... ein- 
getretenen oder ... . bevorstehenden Veränderungen der Betriebs- 
verhältnisse“ den voraussichtlichen Ertrag auch mit einem höheren 
oder geringeren Betrag als dem zweijährigen Durchschnitt ab- 
schätzen kann. Diese Neuerung könnte von den verderblichsten 
Folgen für den Geschäftsmann begleitet sein, sie führt die Will- 
kür in das Steuersystem ein. Welche Commission könnte ein 
Urtheil darüber abgeben, ob der Geschäftsertrag sich voraus- 
sichtlich zum Besseren oder Schlechteren wenden werde, ins- 
besondere der Geschäftsertrag eines bestimmten einzelnen Unter- 
nehmens? Wenn eine ziffermässig festgestellte und geprüfte Be- 
steuerungsgrundlage ‚nach freiem Ermessen“ abgeändert werden 
kann, gibt es überhaupt keine ordentliche Steuerverwaltung mehr. 

Die Bestimmung, dass der ämtlich geprüfte und für richtig 
befundene Reinertrag lediglich im Hinblick auf die voraussichtlichen 
Geschäftsverhältnisse der Zukunft abgeändert werden könne, muss 
aus dem Entwurfe getilgt werden. 

Die Bemessung der Abgabe von der nach dem Ertrage zu 
besteuernden Unternehmung erfolgt nicht nach fixen Sätzen. Die 
Percentsätze sind erstens progressiv, zweitens dehnbar; progressiv 
in dem Sinne, dass bei höheren Erträgnissen für je 100 fl. ein 
grösserer Betrag zu zahlen ist als bei kleineren, dehnbar in 
dem Sinne, dass bei einer bestimmten Ertragshöhe die Fest- 
stellung der Steuer innerhalb gewisser Grenzen von der Commission 
gewählt werden kann. So ergibt sich folgende Tabelle: 

Der Steuersatz ist zu bemessen 


mit Percenten von 


bei einem Ertrage von wenigstens höchstens 
bis einschliesslich 40001, en ar 2) 3 
über. 1000 #.. bis/2000. nen cn nee 35 
1.2000 57753000 Enz 2 4 
4 BO00 N, OR 45 
>, >4000 31415000: Silke a 5 
9,8000 53217,1776000 5 2. tea 5°5 
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Wenn also z. B. der Geschäftsertrag mit 3500 fl. abgeschätzt 
worden :ist, beträgt die Erwerbsteuer mindestens 87 fl. 50 kr., 
höchstens 157 fl. 50 kr. Bei einem Geschäftsertrag von 10.000 fl. 
wäre der Minimalbetrag an allgemeiner Erwerbsteuer 400 fl., der 
Maximalbetrag 600 Äfl. (selbstverständlich können diese Sätze 
auch nicht ausnahmsweise erhöht oder verringert werden, zu be- 
achten bleibt jedoch, dass, wie oben auseinandergesetzt wurde, 
wegen voraussichtlicher Veränderungen der Betriebsverhältnisse 
die Steuercommission einen höheren Ertrag als den fatirten der 
Bemessung zu Grunde legen kann). | 

Da die Bemessung nach dem Ertrage innerhalb gewisser 
‘Grenzen nach freiem Ermessen zu erfolgen hat, musste der Gesetz- 
Entwurf Anhaltspunkte für die Wahl des Percentsatzes geben. Der 
$ 46 ordnet in dieser Hinsicht an, dass die Höhe der Abgabe 
abhängig gemacht werden solle von der Mitwirkung des Capitales 
im Geschäftsbetriebe; der Steuerbetrag soll umso niedriger .aus- 
fallen, je mehr das Geschäftsverhältnis von der persönlichen 
Thätigkeit des Steuerpflichtigen abhängt, und umso höher, je 
grösser die Bedeutung des Capitals ist. Weiter soll beachtet 
werden, ob fremdes Capital das eigene Capital des Steuerpflichtigen 
überwiegt. Auf diese und „sonstige Umstände“ hat die Commission 
bei der Wahl des. Steuersatzes innerhalb der scalamässigen Grenzen 
Rücksicht zu nehmen. Die angeführten Momente sind in der That 
berücksichtigungswerth, es ist aber sehr die Frage, ob die Steuer- 
commission in der Lage sein wird, denselben entsprechend Rechnung 
zu tragen, insbesondere wird die Frage schwer zu beantworten 
sein, ob im Geschäfte fremdes Capital das eigene überwiegt. Würden 
die Passivzinsen von dem Ertrage abrechenbar sein, so würde 
der Geschäftsmann die Höhe der fremden Gelder, die in seinem 
Geschäfte Verwendung finden, gerne mittheilen; da er aber nach 
dem vorliegenden Gesetzestexte keinen Anspruch auf diese Passirung 
hat und lediglich gewärtigen kann, dass die Commission auf diese 
Geschäftsschulden „Rücksicht‘* nehme, wird er sich nicht leicht 
entschliessen, seine Capitalsverhältnisse offen darzulegen. Bei 
grösserem Schuldenstande könnte ja eine solche Erklärung mit 
Gefahr für den Credit verbunden sein. 

Das bisherige Gesetz enthielt eine wichtige Bestimmung rück- 
sichtlich solcher Geschäftsleute, die mehrere Unternehmungen neben- 





einander betreiben. War nämlich ein Geschäft verlustbringend, so 
durfte dieser Verlust von dem Reinertrag des gleichzeitig betriebenen 
zweiten Geschäftes in Abzug gebracht werden. Wenn also z. B. 
‘ein Unternehmen während eines Jahres 2000 fl. Verlust aufwies, 
ein anderes in denselben Händen befindliches aber 6000 fl. Rein- 
ertrag, so war diesem Geschäftsmann nur eine Einkommensteuer 
von einem Reingewinn per 4000 fl. vorzuschreiben. Eine derartige 
Bestimmung enthält der vorliegende Gesetz-Entwurf nicht; dagegen 
normirt die Regierungsvorlage im $ 46 Folgendes: „Betreibt ein 
Steuerpflichtiger ausser dem nach dem abzuschätzenden Ertrage zu 
besteuernden Gewerbszweige auch andere, der allgemeinen Erwerb- 
steuer unterliegende Gewerbe oder Beschäftigungen, so hat die 
lirwerbsteuer-Commission bei der Besteuerung des ersteren auch 
auf das Erträgnis der letzteren in der Art Rücksicht zu nehmen, 
dass sie auf den steuerpflichtigen Ertrag des erstgenannten Erwerbs- 
zweiges die Steuersätze derjenigen Ertragsstufe anwendet, welche 
durch die von der Commission zu beurtheilende Gesammtsumme 
der bezeichneten Erträge erreicht wird.* 

Diese complieirte und dem Laien wohl ganz unverständ- 
liche Bestimmung bezieht sich auf die Anwendung der oben an- 
geführten Scala für die Besteuerung nach dem Ertrage, und zwar 
für den Fall, dass Jemand zwei oder mehrere Geschäfte betreibt, 
von welchen eines ‚nach dem Ertrage“ zu besteuern ist. Wenn 
nämlich beispielsweise ein solches Unternehmen, das einen Ertrag 
von 2-— 3000 fl. abwirft, neben irgend einem anderen Geschäfte 
betrieben wird, ist für das erstere nicht unbedingt der Steuer- 
satz zwischen zwei und vier Percent zu wählen, denn wenn das 
daneben betriebene Geschäft ebenfalls 2-— 3000 fl. abwirft, ist 
für das erstere der Percentsatz so zu bemessen, als ob dasselbe 
4-— 6000 fl. Gewinn brächte, mithin nicht zwischen zwei und 
vier Percent, sondern zwischen 3 und 5'5 Percent. Selbstver- 
ständlich wird dennoch das zweite Geschäft ganz selbständig be- 
steuert, in den meisten Fällen also nach äusseren Massstäben. 

Der einfache Geschäftsmann wird diese Bestimmung niemals 
verstehen; es wird ihm klar sein, dass er für zwei Geschäfte 
zwei Steuern zu zahlen hat, er wird es auch begreiflich finden, 
dass ihm eine persönliche Einkommensteuer nach der Summe 
der aus seinen verschiedenen Geschäften resultirenden Summe der 
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Einkommenbeträge zahlen muss, niemals aber wird er einsehen, 
warum er für ein Geschäft deshalb einen höheren Satz entrichten 
muss, weil er noch ein zweites Geschäft betreibt, das bereits 
besteuert ist. Die angeführte Bestimmung, dass bei Besteuerung 
des Geschäftsertrages einer Unternehmung jene Percentsätze anzu- 
wenden seien, die für die Summe der Geschäftserträgnisse mehrerer 
Unterehmungen festgestellt sind, ist nichts Anderes als eine 
Doppelbesteuerung des zweiten oder dritten Geschäftes, denn 
wenn für dieses zweite oder dritte Geschäft bereits die Erwerb- 
steuer gezahlt ist, kann die Erhöhung der Steuer von dem ersten 
Geschäfte nur jenen zur Last geschrieben werden. Eine solche 
Doppelbesteuerung ist nicht nur an sich verwerflich, sondern 
auch von Nachtheil für die Entwicklung des Gewerbes überhaupt, 
sie bedeutet eine Proscription aller strebsamen, auf Erweiterung 
ihrer Thätigkeit bedachten Geschäftsleute. 

Man sollte annehmen, dass der Entwurf wenigstens für die 
Besteuerung nach dem Ertrage das Ortselassen-System fallen lasse, 
dessen Unhaltbarkeit wir bereits erörtert hatten; aber obgleich die 
Ertragsbesteuerung sich für die grosse Masse der Gewerbe-Unter- 
nehmer als Einkommensteuer darstellt, hat die Regierungsvorlage 
anch für die Besteuerung nach dem Ertrage die Unterscheidung 
nach Ortschaftsgrössen beibehalten. Dieselben 1000 Gulden, die 
ein derart besteuerter Geschäftsmann verdient, werden also mit 
einer verschieden hohen Abgabe belegt, je nachdem das Gewerbe in 
Wien oder an einem anderen Orte seinen Sitz hat. Wenn z. B. 
ein Verlagsbuchhändler mit fünf Hilfsarbeitern nachgewiesenermassen 
2000 fl. verdient, muss er in Wien an Erwerbsteuer mindestens 
180 fl. entrichten, in Prag dagegen nur 144 fl.; der gleiche 
Geschäftsertrag wird also’ in Wien mit 25 Percent höher belastet ; 
das heisst gleiche Grössen mit ungleichem Maasse messen, 


IX. Die Erwerbsteuer-Commission. 


Zu wiederholten Malen mussten wir der Erwerbsteuer-Com- 
mission Erwähnung thun; es sind dies die mit der Bemessung der 
Abgabe betrauten Organe. Bisher waren es lediglich Staatsbeamte, 
welchen das Bemessungsgeschäft oblag. Die Regierung hat nun 
ein vollkommen richtiges Prineip in Anwendung gebracht, indem 
sie die Mitwirkung der Bevölkerung selbst an der Feststel- 
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lung des Steuerausmasses für die einzelnen Geschäftsleute in 


Vorschlag brachte; allerdings ist dies in einer Weise geschehen, 


welche wir keineswegs billigen können. Die Zusammensetzung 
der Steuercommissionen für jeden Veranlagungsbezirk (für je eine 
grössere Stadt, beziehungsweise einen politischen Bezirk) ist folgende: 
Ein Viertel der Mitglieder ernennt der Finanzminister, ein Viertel 
wählt die betreffende Handelskammer, die restliche Hälfte wird 
von den Steuerpflichtigen der Stadt oder des Bezirkes aus ihrer 
Mitte gewählt. Der Vorsitzende wird gleichfalls vom Finanzminister 
ernannt. Das Wahlrecht der Steuerpflichtigen ist derart festgesetzt, 
dass jeder Erwerbsteuerpflichtige männlichen Geschlechts, der das 
24. Lebensjahr zurückgelegt hat und sich im Vollgenusse der 
bürgerlichen Rechte befindet, an die Urne treten kann. Frauen 
und Minderjährige üben das Wahlrecht durch Bevollmächtigte aus. 
Mithin steht das Wahlrecht Jedermann zu, dessen Selbständigkeit 
nicht durch die Gesetze geschmälert erscheint. An der Zusammen- 
setzung der Commission ist also der grosse Fabrikant in derselben 
Weise betheiligt wie der Maronibrater oder die (durch ihren Bevoll- 
mächtigten vertretene) Näherin. 

Lediglich eine Ausnahme findet sich in dem Entwurfe bezüg- 
lich der Theilhaber eines Gewerbes; denselben soll nämlich 
zusammen nur eine Stimme zustehen. Wenn also eine Handels- 
unternehmung oder Fabrik einer Gesellschaftsfirma gehört, haben 
die Gesellschafter, selbst wenn die Firma protokollirt ist, nur eine 
Stimme, beziehungsweise es haben alle Gesellschafter bis auf einen 
aus ihrer Mitte keine Stimme. Auf diese Weise wird ein Theilhaber 
der grössten Fabrik von der Wahl ausgeschlossen, an welcher der 
Greisler oder Trödler sich betheiligen darf. Der Grund L Zurück- 
setzung lässt sich nicht angeben. 

Inwieferne ist nun die so zusammengesetzte Steuercommission 
geeignet, den einzelnen Unternehmern das entsprechende Maass 
der Abgabe zuzutheilen? Wir können annehmen, dass die Ver- 
treter der Handelskammer, welche aus Geschäftsleuten aller Kate- 
gorien zusammengesetzt ist, in der Commission ein objectives 
Verhalten zeigen werden; das Gleiche müssen wir von jenen Mit- 
gliedern annehmen, welche die Regierung ernennt. Dagegen er- 
klären wir unumwunden, dass die aus der Gesammtzahl der Er- 
werbsteuerpflichtigen gewählten Commissionsmitglieder nach unserer 
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Ueberzeugung nicht geeignet sein werden, bei Veranlagung der Steuern 
das richtige Maass in Anwendung zu bringen; diese Mitglieder, 
welche aus der Gesammtzahl aller Erwerbsteuerpflichtigen hervor- 
gegangen sind, können lediglich als Repräsentanten der allerkleinsten 


Geschäftsleute angesehen werden, Dass diese Behauptung keine 
willkürliche ist, zeigt die vor zehn Jahren im Deutschen Reiche 
vorgenommene Gewerbeaufnahme. Jene statistische Erhebung schied 
nämlich die Gewerbe-Unternehmungen in solche mit einem Inhaber 
(aber ohne Gehilfen und Motoren) und in solche mit Gehilfen, Motoren 
und Mitinhabern; da zeigt es sich nun, dass von sämmtlichen 
Betrieben 67:1 Percent ohne Gehilfen und Motoren arbeiten ; 
6—50 Gehilfen hatten nur 2:9 Percent, mehr als 50 Gehilfen 
sogar nur 0'3 Percent aller Unternehmungen. Für Oesterreich 
gibt es keine genauen Erhebungen dieser Art; wenn wir aber die 
deutschen Daten benützen, so müssen wir uns auch gegenwärtig 
halten, dass notorisch in Deutschland der Grossbetrieb zu einer 
beiweitem höheren Entwicklung gelangt ist als in Oesterreich, 
so dass wir mit Sicherheit annehmen können, es sei das Ueber- 
wiegen der kleinsten Betriebe hier noch viel bedeutender als dort. 
Da nun sicherlich die zur Wahl Berufenen stets solche Per- 
sonen in die Commission entsenden werden, die ihnen gesell- 
‚schaftlich nahe stehen, unterliegt es keinem Zweifel, dass die aus 
der gewerblichen Bevölkerung gewählten Commissions-Mitglieder 
‚ausschliesslich Vertrauensmänner des kleinsten Mannes sein werden, 
Und nun sollen diese Persönlichkeiten bei Zumessung der Steuer- 
quote sich von objectiven Gesichtspunkten leiten lassen. Das er- 
scheint ganz unmöglich, zumal die Unbestimmtheit einer Reihe von 
‚Anordnungen des Tarifes, wie des Gesetzestextes der Willkür den 
breitesten Raum gestattet. Die Commissions-Mitglieder werden sehr 
gut wissen, dass, wie noch später erwähnt werden soll, von der 
ganzen Stadt oder dem Bezirke eine bestimmte Summe an Er- 
werbsteuer aufzubringen sei, sie werden sich gegenwärtig halten, 
‚dass, wenn ein Fabrikant um 1000 fl. mehr zahlt als seinem 
Geschäftsertrag entspricht, die übrigen Steuerträger um diesen 
Betrag weniger zu zahlen haben, und so muss es kommen, dass 
man bestrebt sein wird, die mittleren und grösseren Betriebe zu 
überlasten, um den kleinsten einen Vortheil zuzuwenden. Diese 


 "Consequenz muss umso sicherer zutreffen, als der kleine Ge- 
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schäftsmann nicht einmal ahnt, mit welchen Lasten und Gefahren 
der grössere Concurrent zu kämpfen hat; er sieht immer nur die- 
Grösse des Betriebes, nicht aber den Gewinn- und Verlustsaldo ; 
selbst bei dem besten Willen könnte die richtige Steuerhöhe nicht 
immer gefunden werden, weil die kleinsten Geschäftsleute keinen 
genügenden Einblick in die Verhältnisse der grösseren Unter- 
nehmungen besitzen. 

Es ist nun bemerkenswerth, dass die Regierungsvorlage, 
obwohl sie zahlreiche Bestimmungen des neuen preussischen Er- 
werbsteuergesetzes benützt, nicht auch die Norm für die Zu- 
sammensetzung der dortigen Steuercommissionen in Anwendung ge- 
bracht hat. Jenes Gesetz theilt nämlich die gewerbesteuerpflichtigen 
Betriebe in vier Classen ein; die I. Classe umfasst die Betriebe. 
mit einem jährlichen Ertrage von mehr als 50.000 Mark oder einem. 
Anlage- und Betriebscapital von mehr als einer Million Mark, die 
ll. Classe jene mit einem Ertrage von 20.000—50.000 Mark oder 
einem Anlage- und Betriebscapital von 150.000 bis eine Million Mark, 
die III. Classe die Betriebe mit einem Ertrage von 4000 —20.000 
Mark oder einem Anlage- und Betriebscapital von 30.000-—150.000- 
Mark, die IV. Classe jene, welche noch weniger Ertrag oder An- 
lage- und Betriebscapital aufweisen. Die Veranlagung (Vor- 
schreibung) für diese Classen erfolgt nun bei der II., II. und IV. 
Classe derart, dass nur die der betreffenden Classe an- 
gehörigen Steuerpflichtigen den Steuerausschuss wählen, welcher 
die Auftheilung der Steuersummen vornimmt; für die I. Cläasse 
werden ein Drittel der Ausschuss-Mitglieder von dem Finanzminister 
ernannt, zwei Drittel von dem Provinzial-Ausschuss, beziehungs- 
weise für Berlin vom Magistrat und der Stadtverordneten-Versamm- 
lung gewählt. Das preussische Gesetz nimmt eben auf die 
sociale Schichtung der Gewerbsunternehmer Rücksicht, unsere 
Vorlage würde dagegen nur den socialen Kampf anfachen. Wir 
können deshalb der Zusammensetzung der Steuercommission in 
der vorgeschlagenen Form nicht unsere Zustimmung ertheilen. 

Die Art und Weise, wie die Commission zusammengesetzt 
wird, ist aber umso wichtiger, als dem freien Ermessen der- 
selben ein ausserordentlich weiter Spielraum gelassen ist. 

Es sei noch bemerkt, dass die Wahl der Commissions-Mit- 
glieder in den Städten Wien, Prag, Graz, Triest, Brünn, Lemberg, 











Xrakau, Linz, Salzburg, Klagenfurt, Laibach, Troppau und Czerno- 
. witz direct erfolgt, in den politischen Bezirken durch Wahlmänner. 
Das erste Mal sind alle jene zur Wahl berufen, welche bisher 
‚eine Erwerbsteuer (oder Einkommensteuer II. Classe) von einer 
selbständigen Erwerbs-Unternehmung entrichtet haben. Die Wahl 
kann unter gewissen Umständen abgelehnt werden. Die Commis- 


sions-Mitglieder werden regelmässig auf vier Jahre ‘berufen, am 
Ende eines jeden zweiten Jahres scheidet die Hälfte der Mitglieder 
aus. Die Commissions-Mitglieder, welche nicht Staatsbeamte sind, 
‚haben Anspruch auf Vergütung ihrer Reisekosten. 

Grössere Städte oder Bezirke können in Sectionen getheilt 
werden, für welche je eine selbständige Commission, beziehungs- 
weise Commissions-Abtheilung, zu bilden ist. Die Bedeutung dieser 
'Theilung werden wir noch an einer späteren Stelle erörtern. 


X. Die Repartition und Contingentirung der Erwerbsteuer. 


Man versteht unter Gontingentirung einer Steuer die Fest- 
‚stellung jener Summe, welche alle Steuerpflichtigen des Landes, 
‚des Bezirkes oder eines sonstigen Gebietes aufzubringen haben; 
'Repartition ist die Auftheilung der festgestellten Summe auf 
‚die betreffenden Steuerträger. Der Entwurf hat die Contingentirung 
für ganz Oesterreich und für die politischen Bezirke und grossen 
Städte in Aussicht genommen. An dieser Stelle haben wir nur 
-das Contingent für die einzelnen politischen Bezirke und die im 
‘vorigen Abschnitt genannten Städte zu besprechen. 

Bisher wurde den einzelnen Gewerbs-Inhabern eine Erwerb- 
und Einkommensteuer vorgeschrieben, ohne dass die Summe dieser 
‘Steuern eine. bestimmte Höhe erreichen musste; je nachdem die 
Bemessungen durchschnittlich hoch oder niedrig waren, ergab sich 
‚ein grösserer oder geringerer Steuer-Ertrag. Nach dem Entwurfe 
‚soll die Summe, welche von den Gewerbsleuten einer Stadt oder 
-eines politischen Bezirkes aufzubringen ist, im Voraus festgestellt 
werden; hiebei ist zu beachten, dass eine ganz neue Abgabe, 
«die Personalsteuer, eingeführt wird und die Besteuerung der Renten 
‚auf neuer Grundlage erfolgt. Da diese beiden Abgaben, insbesondere 
.die erstere, einen ziemlich hohen Betrag abwerfen werden, konnte der 
Entwurf „Nachlässe“ an den übrigen Abgaben in Aussicht stellen, 
‚Für die der allgemeinen Erwerbsteuer unterworfenen Betriebe ge- 





staltet sich der Nachlass derart, dass, solange nicht der Gesammt- 


betrag aller Personalsteuern erzielt ist, von der Summe der seitens 
der Erwerbsteuerpflichtigen zuletzt gezahlten Erwerb- und Einkommen- 
steuer 20 Percent in Abfall kommen; es ist also, wenn wir uns: 
die Frage vorlegen, wie viel Erwerbsteuer die Wiener Unternehmungen 
zu zahlen haben, zunächst festzustellen, welcher Betragan bisheriger 
Erwerb- und Einkommensteuer (sammt ausserordentlichem Zuschlag): 
von den Einzelunternehmungen zusammen aufzubringen ist. 

Dieser Betrag ist die Summe der Erwerb- und Einkommen- 
steuern (sammt ausserordentlichem Zuschlag), die alle Einzel- 
Unternehmungen zusammen im Jahr 1893 bezahlen *). Demnach hat 
die Regierung bei Vorlage des Gesetz-Entwurfes einen Betrag als- 
Basis gewählt, welcher erst in Zukunft festzustellen sein wird. Auf 
diese Weise ist die Belastung der Gewerbs-Unternehmungen abhängig 
gemacht von der durchschnittliichen Höhe der Bemessung, die- 
unsere Finanzorgane für das kommende Jahr in Anwendung bringen 
werden; eine strenge Praxis, für dieses Jahr angewendet, würde: 
deshalb ausschlaggebend sein für alle Zukunft. Aber noch ein zweiter 
Umstand muss hier beachtet werden, dass nämlich die im Jahre: 
1893 zu erzielenden Erwerb- und Einkommensteuern auf Grund 
des alten Gesetzes erhoben werden; diese aber sind bekanntlich 
mangelhaft. So wird die Ungerechtigkeit in der Vertheilung der 
Steuerlast, welche in dem alten Abgabe-Systeme ihren Grund 
hatte, für dıe Zukunft insofern stabilisirt, als wir das Verhältnis 
der Belastung verschiedener Bezirke und Kronländer ins Auge 
fassen ; insbesondere wird das Missverhältnis, welches zu Ungunsten 
der Reichshauptstadt gegenüber den anderen Theilen des Staates 
besteht, nicht corrigirt. Was nun den „Nachlass“, der zunächst 
mit 20 Percent in Aussicht genommen ist, anbelangt, ist nicht 
etwa eine durchschnittliche Ermässigung der von den einzelnen 
Steuerpflichtigen zu zahlenden Abgabe zu erwarten; man darf eben 
nicht vergessen, dass neben der allgemeinen Erwerbsteuer auch 
eine neue Einkommensteuer und ferner eine Rentensteuer ein- 
geführt wird. 





*) Es werden von der Gesammtsumme die Steuern der Hausir- und 
Wandergewerbe in Abzug gebracht und für die verpachteten Gewerbe die 
seitens der Pächter gezahlten Steuern nur zur Hälfte in Rechnung gestellt. 








Der so für das Jahr 1893 festgesetzte Betrag bleibt jedoch. 
nicht unverändert; er wird für den Beginn der Wirksamkeit des 
neuen Gesetzes (für die Jahre 1894 und 1895) um 24 Percent 
erhöht. Für die Folge steigt sodann der von der Stadt oder dem 
politischen Bezirke aufzubringende Betrag von zwei zu zwei Jahren 


um je 48 Percent. Diese Steigerung ist in der regelmässigen 
Zunahme der Bevölkerung nicht begründet. Die Regierung nimmt 
auf Grund der bisherigen Erhöhungen des Steuer-Ertrages an, 
dass die Betriebsamkeit aus anderen Gründen sich in diesem Ver- 
hältnisse steigere. Eine positive Begründung dieser Annahme lässt 
sich jedoch nicht liefern, denn die in den letzten Jahren erfolgte 
Erhöhung des Steuer-Ertrages konnte zufolge des freien Ermessens 
der Finanzbehörde eintreten, ohne dass die Geschäftsverhältnisse 
sich gebessert hätten. | 

Es ist selbstverständlich, dass die Summe der von der Er- 
werbsteuer-Gommission bemessenen Beträge niemals genau das 
Contingent, welches für die Stadt oder den Bezirk festgestellt 
worden ist, erreichen wird; die Summe wird entweder kleiner oder 
grösser sein. Es ist deshalb, sobald das Bemessungsgeschäft 
beendet ist, der Percentsatz zu berechnen, um welchen dieselbe 
hinter dem Contingent zurückbleibt oder dasselbe übersteigt, und 
der für den einzelnen Betrieb ursprünglich vorgeschriebene Betrag 
um diesen Percentsatz zu erhöhen oder zu ermässigen. 


XI. Die Contingent-Commission. 


Die Contingentirung des Steuerertrages für einzelne Städte und 
Bezirke auf Grundlage der Ergebnisse der alten Erwerb- und 
Einkommensteuer würde zur Folge haben, dass in Zukunft wie 
bisher gewisse Theile des Reiches zu hoch und andere verhält- 
nismässig zu niedrig belastet sind; um diesem Uebelstande abzu- 
helfen, schlägt der Regierungsentwurf die Schaffung der Contingent- 
Commission vor, welche berechtigt sein soll, den von den ein- 
zelnen Städten und Bezirken in der geschilderten Weise aufzu- 
bringenden Betrag herabzusetzen oder zu erhöhen, jedoch nur 
derart, dass der Gesammtbetrag für ganz Oesterreich unverändert 
bleibe. Jede Hinauf- oder Herabsetzung des Contingents für ein 
gewisses Gebiet müsste also eine entsprechende Veränderung in 
der Belastung der übrigen zur Folge haben. Wir haben es 
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hier mit einer Behörde zu thun, der ausserordentlich weitgehende 


und auch politisch wichtige Aufgaben zufallen. Diese Commission 
besteht nach der Vorlage aus neun Mitgliedern; drei derselben 
soll das Herrenhaus, drei: das Abgeordnetenhaus und drei der 
Finanzminister ernennen. Es ist klar, dass der Regierung der 
weitestgehende Einfluss auf die Zusammensetzung der Commission 
zusteht. 

Der Entwurf enthält verschiedene Bestimmungen über die 
Art und Weise der seitens der Commission herbeizufühenden 
Aenderungen, je nachdem dieselben zu Beginn der Wirksamkeit 
des Gesetzes oder in einem späteren Zeitraume vorgenommen 
werden sollen. Zu Beginn der Wirksamkeit des Gesetzes kann 
die Entlastung einer Stadt oder eines Bezirkes dann beschlossen 
werden, wenn zahlreichen Gewerbsleuten Steuerfreiheit zuerkannt 
werden musste; aus anderen Gründen als den genannten kann 
nur durch Stimmeneinhelligkeit der Commission eine Ermässigung 
eintreten. Für die folgenden Perioden ist ein anderes Stimmen- 
verhältnis erforderlich. RN | 

Dass ein Beschluss mit Stimmeneinhelligkeit erfolgen wird, 
ohne dass die Regierung ihren Einfluss geltend macht, ist nicht 
anzunehmen. Wir können deshalb diesen Fall, weil derselbe mit 
der politischen Lage im Zusammenhange steht, ausser Acht lassen. 
Praktische Bedeutung bat nur der einfache Beschluss, das Con- 
tingent wegen eintretender Steuerbefreiungen zu reduciren. 

Nach unserer Meinung hat der Entwurf nicht das Richtige 
getroffen, wenn er die eintretenden Befreiungen zum Anlass, und 
zwar zum hauptsächlichsten Anlass nimmt, Veränderungen in den 
contingentirten Beträgen vorzunehmen ; die Ueberlastung einzelner 
Gebiete resultirt nicht aus der en solcher Geschäftsleute, 
welche wegen Geringfügigkeit ihrer Betriebe besser unbesteuert blieben. 
Vielmehr charakterisirt ein überlastetes Gebiet der Umstand, dass 
ım Allgemeinen zu hohe Quoten an Erwerbsteuer oder zu hohe 
Beträge als Grundlagen der Einkommensteuer gewählt worden 
sind. Hiebei macht es keinen Unterschied, ob im Bezirke zahl- 
reiche kleine Gewerbsleute existiren oder nicht. Nehmen wir an, 
in einem Bezirke würden 1000 Fünfguldenmänner von der Ab- 
gabe gänzlich befreit werden, so hätten alle übrigen zusammen 
um 5000 Gulden mehr zu leisten; diese Summe käme. fast gar 















nicht in Betracht, wenn die ‚Vorschreibungen durchschnittlich 
niedrig waren. ‘ Eine Reduction des Contingentes wäre hier ganz 
unnöthig. Wird anderseits eine Stadt mit durchschnittlich hoher 
Einschätzung, wie z. B. die Stadt Wien, um den Betrag von 
000 Gulden entlastet, weil 1000 Gewerbsleute befreit werden 
mussten, so tritt durch diese Massregel keineswegs eine ent- 
sprechende Aenderung in der Steuerlast für die grosse Zahl aller 
Uebrigen ein. Die Reduction des Contingentes hätte ihren Zweck 
gleichfalls verfehlt. Man muss eben unterscheiden zwischen der 
Ueberlastung solcher Gewerbetreibenden, die eventuell ganz von der 
Abgabe loszuzählen sind, und der Ueberlastung eines Bezirkes; 
zwischen jener und dieser braucht keineswegs ein Zusammenhang zu 
bestehen und besteht auch in den seltensten Fällen. Angesichts einer 
Steuerreform muss die Frage, ob ein Bezirks-Contingent vermindert 
oder erhöht werden soll, so gestellt werden, dassman untersucht, ob bei 
Anwendung des neuen Gesetzes sich die Erträgnisse in den ver- 
schiedenen Theilen des Reiches nicht ganz anders gestellt hätten ; 
dann würde man aber zu ganz anderen Massstäben für die Ver- 
änderung : der Contingente gekommen sein, als zur Zählung der 
eintretenden Befreiungen. 

Wir bemerken übrigens, dass der Entwurf keinerlei sicheren 
Anhaltspunkt gibt, in welchem Falle die Befreiungen das berechnete 
Contingent abändern sollen, ob die absolute oder relative Zahl jener, 
ob die Summe der in Abfall kommenden Beträge im Verhältnis 
zur Gontingenthöhe u. s. w. den Ausschlag zu geben haben. 

Nach Ablauf der ersten zwei Jahre, also vom Jahre 1896 
angefangen, können Veränderungen des Contingents nur durch einen 
Beschluss mit Zweidrittel-Majorität der Stimmen herbeigeführt werden 
und, wenn die Veränderung 10 Percent des Contingentbetrages 
übersteigen soll, nur mit Stimmeneinhelligkeit. 


XII. Die Repartition innerhalb der Städte und Bezirke. 


Wir haben oben angeführt, dass grössere Städte oder Be- 
zirke in Sectionen getheilt werden können, für welche selbständige 
Erwerbsteuer-Commissionen (beziehungsweise Commissions-Abthei- 
lungen) zu bilden sind. Diese Massregel ist nicht von geringer 
Bedeutung. Der Entwurf bestimmt nämlich in Paragraph 57, dass 


die Repartition des Contingents auch dann nach  Veranlagungs- 
bezirken zu erfolgen hat, wenn die Eintheilung in mehrere Sectionen 
vor sich geht, d. h. mit anderen Worten, für jede Section erfolgt 
die Bemessung durch verschiedene Organe, die Sectionsbe- 
messungen werden aber gegenüber dem Contingent als gleich- 
artig angesehen. Um dies zu erläutern, nehmen wir an, es würde 
für die 19 Stadtbezirke Wiens je eine Commission bestellt 
werden. Begreiflicherweise wird die Praxis derselben ver- 
schiedenartig sein, und in einzelnen Bezirken eine relativ hohe 
Bemessung, in anderen eine relativ niedrige erfolgen. 'Wird nun 
die Summe der in sämmtlichen Stadtbezirken vorgeschriebenen 
Beträge gezogen und ergibt sich, dass (zufällig) die Vorschreibungen 
den für die Stadt Wien contingirten Betrag genau erreichen, so: 
hätten, trotz der Contingentirung, jene Bezirke einen Vortheil, deren 
Commission durchschnittlich mässig bemessen hat und jene einen 
Nachtheil, wo hohe Bemessungen stattfanden. Das Gleiche träte 
ein, wenn das Contingent nicht erreicht oder überschritten würde. 
Daraus folgt nun, dass die (zur Hälfte aus der Bevölkerung ge- 
wählten) Commissionen für die einzelnen Stadtbezirke ein Interesse: 
daran hätten, in ihrem Bezirke so niedrig als möglich zu bemessen. 
Würden jedoch in einem Bezirke die Vorschreibungen vollkommen 
correct ausfallen, in den anderen Bezirken aber zu niedrig, so: 
hätte jener die Steuern zu bezahlen, welehe in diesen zu wenig: 
vorgeschrieben worden sind. Wir müssen deshalb verlangen, dass bei 
der Sectionseintheilung der Städte und Bezirke auch das Contingent 
für die einzelnen Sectionsgebiete selbständig festgestellt werde, 


XIII. Einige weitere Bestimmungen über die allgemeine: 
Erwerbsteuer. 


Die allgemeine Erwerbsteuer ist in denjenigen Gemeinden 
vorzuschreiben, in welchen die Unternehmung betrieben wird. Da” 
nun jede Betriebsstätte, jede Zweigniederlage u. s. w. besonders 
zu besteuern ist, werden ausgedehntere Unternehmungen eine 
grössere Anzahl von Vorschreibungen zu gewärtigen haben und 
die Erwerbsteuer - Erklärung wie die Prüfung der Bemessungs- 
Elaborate sehr umständlich sein. 














..Die  Erwerbsteuer-Erklärungen sind nach der Regierungs- 


vorlage in ähnlicher Weise abzufassen wie bisher. Es ist jedoch 
zu bemerken, dass, wenn ein Steuerpflichtiger die Erklärung in der 
vorgeschriebenen Frist trotz erfolgter Androhung der Rechtsfolgen 
nicht überreicht, er das Recht verwirkt, gegen die Bemessung eine 
Berufung (Recurs) einzubringen, es müsste denn sein, dass er nach- 
weisen kann, es falle ihm kein Verschulden zur Last. 

Die für jeden einzelnen Steuerpflichtigen bemessenen Steuer- 
sätze werden in ein Register eingetragen, das bei der Steuer- 
behörde, sowie bei dem Gemeindevorstande öffentlich auf- 
zulegen ist. Diese Anordnung kann nicht gebilligt werden. Bei 
guten Veranlagungsgrundsätzen wird der Pflichtige gegenüber der Be- 
hörde gern die Wahrheit sagen, der Oeffentlichkeit gibt man aber die 
Geschäftsresultate nicht preis. Die Bestimmung könnte sogar zur 
Folge haben, dass iediglich wegen der Publieität der Steuersätze 
eine Irreführung der Bemessungsorgane versucht werde. 

Bei neu entstehenden Unternehmungen beginnt die Steuer- 
pflicht mit dem Quartal, in welchem der Betrieb begonnen wurde. 
Es wird also der bisherige Missstand, dass bei Geschäfts-Eröff- 
nungen die Steuer für das ganze Semester zu bezahlen war, 
wenigstens zum Theil beseitigt. Während der zweijährigen Ver- 
anlagungs-Periode, d. i. innerhalb der Zeit, für welche jeweilig die 
Steuer vorzuschreiben ist, kann in der Regel der bemessene Steuer- 
satz nicht abgeändert werden ; Ausnahmen treten ein bei wesent- 
lichen Betriebsstörungen durch Tod oder Krankheit des Inhabers, 
durch Brandunglück, Ueberschwemmungen oder andere ausser- 
ordentliche Unglücksfälle. Geschäftsverluste sind demnach an sich 
kein Anlass zur Reduction der Steuer innerhalb der genannten Zeit. 


XIV. Die Personal-Einkommensteuer. 


Die von der Regierungsvorlage in Aussicht genommene Per- 
sonal-Einkommensteuer ist eine neuartige, von der bisherigen „Ein- 
kommensteuer“ wesentlich verschiedene Abgabe. Sie ist bestimmt, 
das gesammte Einkommen der einzelnen Staatsbürger, ohne Rück- 
sicht auf die Quellen, aus welchen dasselbe fliesst, zu treffen, und 
insbesondere auch jene Personen zur Beitragsleistung herbei- 
zuziehen, die bisher der Besteuerung entgehen. Eine richtige 
Personal-Einkommensteuer entspricht dem Zwecke, die Beiträge 








nach Massgabe der Leistungsfähigkeit der Steuerträger einzuheben, 
am vollkommensten. Wir können deshalb die nach vieljährigen 
vergeblichen Versuchen abermals in Vorschlag gebrachte Einführung 
einer derartigen Steuer nur gutheissen; es sei auch hier bemerkt, 
dass dieser T'heil des Gesetz-Entwurfes fast gar keinen Anlass zur 
Kritik gibt. 

Der Personal-Einkommensteuer unterliegen alle Staatsbürger, 
soweit nicht staatsrechtliche oder ähnliche Erwägungen der Be- 
steuerung entgegenstehen. Die Behandlung der Ausländer bedarf 
in dieser Schrift keiner Erörterung, 

Es muss besonders hervorgehoben werden, dass jeder ein- 
zelne Bürger steuerpflichtig ist; wenn also mehrere Personen Mit- 
inhaber eines Geschäftes oder Hauses sind, sind die Einkommens- 
verhältnisse für Jeden besonders zu ermitteln. ' Eheleute, welche 
in gemeinschaftlichem Haushalte leben, werden jedoch zusammen 
nach der Summe ihrer Einkommen der Besteuerung unterworfen. 

Befreit von der Personal-Einkommensteuer sind jene Per- 
sonen, deren Einkommen den Betrag von 600 fl. nicht übersteigt, 
indess tritt die Befreiung auch bei höherem Einkommen ein, wenn 
Jemand eine gewisse Anzahl von Familienmitgliedern zu erhalten 


hat oder sich aus anderen Gründen in prekärer wirthschaftlicher 
Lage befindet. 


Als Einkommen gilt die Summe aller Einnahmen (mit Ein- 
schluss des Miethwerthes der Wohnung im eigenen Hause) nach 
Abzug der für das Einkommen verwendeten Auslagen, der Ab- 
schreibungen der Schadenversicherungs - Prämien, der Lebensver- 
sicherungs-Prämien, soweit letztere den Betrag von jährlich 100 Al. 
nicht übersteigen, der gesetz- oder vertragsmässig bezahlten Kranken-, 
Unfallversicherungs- und ähnlicher Beträge, der directen Steuern 
sammt Zuschlägen, mit Ausnahme der Personal-Einkommensteuer, der 
Zinsen von Geschäfts- und Privatschulden. Diese, aller- 
dings nur summarisch angegebenen Daten für die Berechnung des 
Einkommens zeigen, dass die Redaction des Entwurfes sich von 
liberalen Grundsätzen leiten liess, 

Die Personal-Einkommensteuer ist progressiv, das heisst, je 
höher das Einkommen, desto grösser der Theil, welcher an den 

-- Staatsschatz zu entrichten ist. Aus der umfangreichen Tabelle des: 
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8 207 setzen wir nur einzelne Beispiele hieher, fügen jedoch den 
approximativ berechneten Percentsatz des Steuerbetrages hinzu. 
Die Personal-Einkommensteuer beträgt: 


bei einem Einkommen Steuer Percent 

von bis fl. circa 
fl fl. 

600 625 3.60 06 
80) 850 6.80 0:8 
1000 1100 10.— 10 
1500 1600 20. — 1:3 
2000 2200 34. — 1:6 
‚3000 3300 62.— 20 
4200 4600 101.— 2:3 
5000 5500 129.— 25 
6000 6500 163.— 26 
7000 7900 199. 27 
S000 8500 235.— 28 
9000 9500 275.— 2:9 
10000 11000 329. — 30 
15000 16000 510. — 38 
20000 22000 730.— 34 
50000 52000 1914. — 38 


Demnach steigt die Abgabe von 0'6 bis gegen 4 Percent. 
Der Entwurf nimmt bei Anwendung der Scala zunächst Rück- 
sicht auf die Anzahl der Familienmitglieder. Besitzt nämlich ein 
Haushaltungs-Vorstand, dessen Einkommen 2000 fl. nieht über- 
steigt, in grösseren Orten ausser der Ehegattin mehr als zwei 
Familienmitglieder, so wird für jedes derselben, jedoch mit Aus- 
schluss von zweien, von dem Einkommen .ein Betrag von 25 fl. 
in Abzug gebracht. Wenn also in Wien ein Familienvater von 
' sechs Kindern ein Einkommen von 700 fl. bezieht, werden zum 
Zwecke der Steuerbemessung von diesem Betrage 100 fl. (4X25) 
in Abzug gebracht. Da nun das Einkommen von 600 fl. noch 
steuerfrei ist, bleibt ein solcher Bürger von der. Personal-Ein- 
kommensteuer befreit. 

Ist die Leistungsfähigkeit eines Steuerpflichtigen, dessen 
Einkommen 5000 fl. nicht übersteigt, aus anderen Gründen als. 
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wegen der grossen Anzahl von Familienmitgliedern beeinträchtigt, 
so kann gleichfalls eine Ermässigung der Steuer eintreten, und 
bei einem Einkommen von nicht mehr als 675 fl. auch Befreiung 
von der Abgabe stattfinden. 

Die Feststellung der Einkommensteuer besorgen Schätzungs- 
Commissionen, welche in Städten und Industrialorten mit 
mehr als 10.000 Einwohnern Ortscommissionen, soferne sie für den 
Umfang eines politischen Bezirkes bestellt sind, Bezirkscommissionen 
heissen. Jede Schätzungs-Commission besteht aus vier bis acht 
Mitgliedern und einem vom Finanzminister ernannten Vorsitzenden. 
Die Mitglieder ernennt zur Hälfte gleichfalls der Finanzminister; 
die andere Hälfte wird in den Städten und Industrialorten von 
der Gemeindevertretung, in den politischen Bezirken von den Ge- 
meindevorstehern des Bezirkes gewählt. In den Gemeinden mit 
mehreren Wahlkörpern soll eine derartige Vertheilung der Com- 
missions-Mitglieder vorgenommen werden, dass jeder Wahlkörper 
in der Schätzungs-Commission vertreten ist. Wählbar sind nur 
Steuerpflichtige männlichen Geschlechtes, welche das vierund- 
zwanzigste Lebensjahr zurückgelegt haben und sich im Vollgenusse 
der bürgerlichen Rechte befinden. Bei der erstmaligen Wahl 
sind jene Personen wählbar, welche an direeten Steuern 
sammt ausserordentlichem Zuschlag zuletzt 30 fl. entrichtet haben 
oder der Einkommensteuer zweiter Classe unterworfen gewesen 
sind (also Beamte und Bedienstete). Die Wahl erfolgt auf die Dauer 
von vier Jahren; am Ende des zweiten Jahres scheidet die Hälfte 
der ernannten und der gewählten Mitglieder aus. Jeder Commis- 
sion wird vom Finanzminister ein Finanzorgan als Referent bei- 
gegeben, welchem nur dann ein Stimmrecht zusteht, wenn er zu- 
gleich Commissionsmitglied ist. Die Veranlagung (Vorschreibung) 
der Personal-Einkommensteuer erfolgt regelmässig seitens jener 
Schätzungs-Commission (beziehungsweise Steuerbehörde), in deren 
Sprengel der Steuerpflichtige seinen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt hat. 

Zur Vorbereitung des Steuervorschreibungs-Geschäftes haben 
die Steuerbehörden ein Verzeichnis jener Personen anzufertigen, 
welche vermuthlich einkommensteuerpflichtig sind. Zu diesem Zwecke 
haben die Besitzer bewohnter Häuser in der Form von Zins- 
Fassionen Verzeichnisse aller im Hause wohnenden Personen mit 


















N 


Angabe der Namen, der Berufs- oder Erwerbsart und des Mieth- 
zinses vorzulegen. Hiebei müssen wir bemerken, dass auf diese 
Weise den Hausbesitzern eine höchst verantwortungsvolle und kaum 
in ausreichender Weise zu erfüllende Aufgabe gestellt wird; ins- 
besondere wird es den Besitzern grösserer Gebäude in volksreichen 
Städten kaum möglich sein, verlässliche Angaben über die Erwerbs- 
art der Miethparteien zu machen. 

Die einzelnen Steuerpflichtigen haben überdies Beke n.nt- 
nisse einzubringen (oder auch mündlich zu Protokoll zu geben). 
In denselben sind die feststehenden Bezüge für das betreffende 
Steuerjahr und die veränderlichen Bezüge nach den Verhältnissen 
des Vorjahres zu bekennen, ferner aber auch anzugeben, wieviel 
von dem a Einkommen aus dem Grundbesitze, aus Gebäuden, 
aus selbständigen Erwerbs-Unternehmungen und Beschäftigungen, 
aus Dienst- und Lohnbezügen, aus anderen Einnahmsquellen (Capi- 
talien, Werthpapieren, Renten u. s. w.) fliesst; bei den drei ersten 
dieser Special-Angaben ist auch zu bemerken, welcher Betrag an 
Steuern, Zinsen oder sonstigen Lasten bei Berechnung des Gesammt- 
Einkommens abgezogen wurde. | 

Um die jedenfalls ziemlich umständliche Anfertigung des 
Bekenntnisses nicht Jedermann aufzuerlegen, ermächtigt der Entwurf 
den Finanzminister, solche Personen von der Einbringung der 
Fassion zu befreien, welche niebt mehr als 1000 fl. Einkommen 
beziehen. Wer das Bekenntnis innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist nicht überreicht, verwirkt das Recht, gegen die Bemessung 
zu berufen (zu recurriren); jedoch muss vorher dem Steuerpflichtigen 
eine Aufforderuug zukommen, welche auf diese Rechtsfolge hinweist. 

Die Steuerbehörde hat die Bekenntnisse vorläufig zu 
prüfen, allenfalls durch Einvernehmung der Steuerpflichtigen oder 
anderer Personen richtig zu stellen und sodann der Commission 
vorzulegen. Die eigentliche Prüfung der Bekenntnisse obliegt der 
Steuercommission. 

Die Schätzungs-Commission hat alle Befugnisse einer Steuer- 
behörde. Ihr obliegt die eigentliche Prüfung der eingelangten 
Fassionen. Die Commission ist ermächtigt, Steuerpflichtige zur 
Angabe oder Erneuerung ihres Bekenntnisses aufzufordern und den 
Steuerpflichtigen auf seinen Wunsch oder von Amtswegen zum 
persönlichen Erscheinen vorzuladen. Hier sei bemerkt, dass dem 








Steuerpflichtigen wohl anheimgestellt werden muss, sich durch 
einen Rechisfreund vertreten zu lassen, denn zahlreiche bei der 
Steuerbemessung vorgekommene Ungerechtigkeiten sind auf un- 
geschickte Angaben der Steuerträger selbst zurückzuführen. Die 
Schätzungs-Commission kann die Steuerpflichtigen zur Aufklärung 
der gemachten Angaben auffordern, sie kann Sachverständige oder 
Auskunftspersonen ihren Berathungen beiziehen. 

Auf Grund der gepflogenen Verhandlungen setzt die Commis- 
sion für jeden Steuerpflichtigen den Steuerbetrag fest. Sollte die 
Höhe des Einkommens nicht ziffermässig genau ermittelt werden 
können, so hat die Commission insbesondere die Grösse des Auf- 
wandes, den der Steuerpflichtige macht, und speciell des Wohnungs- 
Aufwandes zu berücksichtigen, 

Es soll nämlich der Personal- ae regel- 
mässig einem Einkommen entsprechen, welches aus der Höhe des. 
Miethzinses zu ermitteln ist. Zu diesem Zwecke ist dem Gesetz-. 
Entwurfe eine Tabelle angeschlossen, welche für verschiedene Orte 
das Verhältnis feststellt, in welchem das der Besteuerung zu Grunde 
zu legende Einkommen zum Miethzinse stehen soll. 

In Wien muss dieser fictive Einkommensbetrag ausmachen: 


bei einem jährlichen Wohnungs-Aufwande (Miethzins) von dem Wohnungs-Aufwande 


bis 500 fl. ... das 4fache 
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Wer demnach für seine Wohnung 1200 fl. Miethzins hezahlt, 
muss derart besteuert werden, dass der Bemessung ein Einkommens- 
betrag von mindestens 7200 fl. zu Grunde gelegt wird; der In- 
haber einer Wohnung, welche 2500 fl. kostet, wird so besteuert, 
dass sein Einkommen mindestens mit 17.500 fl. angenommen wird. 

Dieses Prineip ruft schwerwiegende Bedenken hervor, Es ist 
geeignet, die richtige Anwendung der Personal-Einkommensteuer 
vollkommen zu vereiteln, denn es birgt die Gefahr in sich, dass 
die Finanzorgane sich darauf beschränken werden, den bequemen 
Schlüssel, den die Tabelle an die Hand gibt, mechanisch an- 
zuwenden, statt die Höhe des wirklichen Einkommens zu ermitteln. 








Thatsächlich kann keineswegs regelmässig ein nothwendiges 
Verhältnis zwischen der Höhe des Einkommens und des Mieth- 
zinses festgestellt werden. Personen mit zahlreichen Familien- 
mitgliedern, insbesondere mit bereits herangewachsenen Söhnen, 


benöthigen unbedingt grössere Wohnungen. Die Wohnräume sind 
sehr häufig mit den Geschäftslocalitäten in engster Verbindung, 
und selbst dort, wo es nicht auf den ersten Blick wahrnehmbar 
ist; der Arzt, der Advocat, der Künstler, der Schriftsteller, der 
Zeichner, sie alle verwenden einen Theil der Wohnung direct 
oder indirect zu geschäftlichen Zwecken, selbst wenn sie für 
letztere eigene Räume besitzen. Endlich aber darf nicht über- 
sehen werden, dass Geschäftsleute sehr häufig deshalb theuere 
Wohnungen miethen, weil sie genöthigt sind, in unmittelbarer 
Nähe des Geschäftes zu wohnen, da eine grössere Entfernung 
von den Geschäftslocalitäten mit grossen Nachtheilen verbunden 
wäre. Dass die Steuercommission das Einkommen eines Mannes, 
der für seine nur Wohnzwecken dienenden Räumlichkeiten 1000 fl. 
bezahlt, nicht mit 1500 oder 2000 fl. ansetzen wird, ist selbst- 
verständlich. Es ist aber leicht möglich, dass der Inhaber einer 
Wohnung von 1000 fl. Miethzins in der That nur 4000 fl. oder 
auch weniger reines Einkommen bezieht. Es würde sich deshalb 
empfehlen, von der Aufstellung einer solchen Relation zwischen 
Miethzins und Einkommen ganz abzusehen und die Berücksichtigung 
des Wohnungsaufwandes gegebenen Falles der Commission zu 
überlassen. ; 

Auch die Ergebnisse der Einkommensteuer-Schätzung sind 
gleich den Bemessungsresultaten der allgemeinen Erwerbsteuer zu 
veröffentlichen. Hinsichtlich dieser Anordnung gilt dasselbe, was 
rücksichtlich der Publieität der Erwerbsteuer-Register gesagt wurde. 

Jedem Steuerpflichtigen steht das Recht zu, insoferne er das- 
selbe nicht verwirkt hat, gegen die Bemessung „Berufung* ein” 
zubringen (zu recurriren). Zu diesem Zwecke werden Berufungs- 
Commissionen für den Umfang je eines Landes, eventuell auch 
eines Landtheiles, eingesetzt, Die Mitglieder der Berufungs-Com- 
mission werden zur Hälfte von den Landtagen aus der Mitte der 
Steuerpflichtigen gewählt, zur Hälfte vom Finanzminister ernannt; 
den Vorsitzenden ernennt gleichfalls der Finanzminister. Die Be- 
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rufungen der Steuerpflichtigen sind bei der Steuerbehörde ein- 
zubringen. | 

Der Berufungs-Commission stehen dieselben Befugnisse zu, 
wie der Schätzungs-Commission. Gegen die Entscheidung der 
Berufungs-Commission kann die Beschwerde an den Verwaltungs- 
gerichtshof eingebracht werden. 

Beginn und Ende der Steuerpflicht wird nach Monaten ge- 
rechnet; sobald das Einkommen die Grenze der Steuerpflicht er- 
reicht, hat die Zahlung der Einkommensteuer vom nächsten Monate 
zu erfolgen, und falls das Einkommen unter jene Grenze sinkt, 
entfällt die Steuerpflicht mit dem Anfange des auf dieses Ereignis 
folgenden Monates. Sonst ziehen Veränderungen in der Höhe des 
Einkommens während eines Steuerjahres keine Erhöhung oder Ver- 
minderung der Steuer nach sich; es müsste denn die Veränderung 
wenigstens ein Viertel des Einkommens betreffen. 


XV. Die Erwerbsteuer der zur öffentlichen Rechnungslegung 
verpflichteten Unternehmungen, die Besoldungssteuer und 
die Rentensteuer; Veränderungen hinsichtlich des „Steuer- 
abzugsrechtes“ und der Steuer von steuerfreien Gebäuden. 


Der Vollständigkeit wegen seien die Bestimmungen über jene 
Abgaben noch kurz angeführt, welche der Gesetz-Entwurf neben 
den bisher erörterten Steuern einführt oder regelt. 

Die der öffentlichen Rechnungslegung 
unterworfenen Unternehmungen (Actien - Gesell- 
schaften, Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, Sparcassen, 
Versicherungsanstalten ete.) erfahren eine ganz selbständige Be- 
steuerung, die sich aber insoferne an das alte Einkommensteuer- 
Gesetz anschliesst, als der Reingewinn mit zehn Percent besteuert 
wird. Die Berechnung des Reingewinnes erfolgt jedoch in anderer 
Weise als bisher, insbesondere werden (grundsätzlich) die ge- 
leisteten Passivzinsen und angemessenen Abschreibungen von den 
bilanzmässigen Ueberschüssen in Abzug gebracht. 

Die Besoldungssteuer ist derart festgestellt, Se sie 
mit der Personal - Einkommensteuer zusammen nahezu die gleiche 
Belastung der Gehalte herbeiführt, wie die bisherige Rinkommen- 
steuer zweiter Classe. Für Privatbedienstete von Wichtigkeit ist die 
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Bestimmung, dass die „zugestandenen“ Quartiergelder innerhalb 
einer gewissen Grenze nicht in die Besteuerungsgrundlage einzu- 
rechnen sind, während bisher die Ausscheidung der Quartier- 
gelder von den Gehältern zufolge des Wortlautes der darauf 
bezüglichen Bestimmungen auf Schwierigkeiten stiess. Es wird 
sich empfehlen, künftighin bei Anstellungen von Privatbeamten 
stets einen gewissen Betrag ausdrücklich als Quartiergeld zu be- 
zeichnen, 

Die Rentensteuer soll das Einkommen aus Zinsen und 
Renten von Obligationen und Anlehen, aus Zinsen von Schuld- 
forderungen, aus Pachtzinsen u. s. w., kurz jene Bezüge, welche nicht 
schon durch die Grund-, Gebäude-, Erwerb- oder Besoldungs- 
steuer unmittelbar getroffen sind, der Besteuerung unterwerfen. Die 
Rentensteuer beträgt zehn Percent von den Zinsen jener Theile der 
einheimischen Staatsschuld, welche weder durch Specialgesetze von 
der Leistung der Steuer befreit, noch bereits mit einem höheren 
_ Steuerausmaasse belegt sind, mit Ausnahme der Salinenscheine; 
ferner von den Zinsen der inländischen öffentlichen Fonds- und 
ständischen Obligationen, sowie der inländischen Landesanlehen. 
Von allen übrigen steuerpflichtigen Bezügen beträgt die Renten- 
steuer zwei Percent. 

Der Steuerabzug bei Zahlungen an Zinsen und sonstigen 
wiederkehrenden Leistungen von intabulirten Schulden, sowie von 
Schulden der Handels- und Gewerbe-Unternehmungen hat zu ent- 
fallen; ausgenommen sind nur gewisse zur öffentlichen Rechnungs- 
legung verpflichtete Unternehmungen. 

Bei Berechnung der Steuer von ganz zinssteuer- 
freien Gebäuden können die Zinsen der intabulirten Capitalien 
nicht mehr in Abzug gebracht werden. 


XVI. Straf-Bestimmungen und allgemeine Anordnungen für 
sämmtliche Personalsteuern. 


Einer Steuerhinterziehung macht sich Derjenige 
schuldig, der wissentlich in einer Steuererklärung, in einem Bekennt- 
nis, bei Beantwortung der an ihn gerichteten Fragen u. s. w. un- 
richtige oder unvollständige Angaben macht, oder solche Angaben 
und Unterlassungen veranlasst. Steuerhinterziehungen werden mit 
Geldstrafen im Ausmaasse des drei- bis neunfachen Betrages 
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bestraft, um welchen der Staat verkürzt oder der Verkürzung aus- 


gesetzt wurde ; ist dieser Betrag nicht zu ermitteln, so kann die 


Strafe bis mit 2000 fl. festgesetzt werden. Der Steuer- 
Verheimlichung macht sich schuldig, wer sein erwerb- 
steuerpflichtiges Unternehmen nicht zur Anzeige bringt u. s. w. 
Die Steuer-Verheimlichung wird mit einer Geldstrafe im Ausmaasse 
des zwei- bis sechsfachen Betrages bestraft, um welchen der Staat 
verkürzt oder der Verkürzung ausgesetzt wurde, eventuell mit 


einer Geldstrafe bis 1000 fl. Die Ausserachtlassung von Auf- 


forderungen und Aufträgen wird mit Ordnungsstrafen geahndet. 

Arreststrafen kommen nur gegenüber Beamten und Commis- 
sions-Mitgliedern in Anwendung, welche die zu ihrer Kenntnis 
gelangenden Verhältnisse unbefugt offenbaren. 

Bekenntnisse und Erklärungen in Steuersachen können, sofern 
nicht das Gegentheil ausdrücklich bestimmt ist oder verlangt wird, 
durch Machthaber abgegeben werden; die Vollmacht derselben ist 
stempelfrei. Jedermann ist gehalten, in Steuerangelegenheiten 
(auch Anderer) auf Verlangen Zeugnis zu leisten, insofern nicht 
die Verweigerung des Zeügnisses auch vor dem Strafgerichte be- 
rechtigt wäre; Personen, welche bei dem Steuerpflichtigen be- 
dienstet sind oder waren, dürfen jedoch ohne Zustimmung des 
Letzteren nicht einvernommen werden. 

Eine merkwürdige Bestimmung enthält 8 303; es sollen 
nämlich Urtheile, Erkenntnisse und Bescheide, welche den Ge- 
bührenbemessungs-Aemtern in Abschrift zuzustellen sind, auch 
den Steuerbehörden abschriftlich mitgetheilt werden. Diese An- 
ordnung hat offenbar den Zweck, die Steuerorgane von allen 
wichtigeren Rechtsgeschäften zu unterrichten, damit jene sich eine 
Vorstellung von den Geschäftsverhältnissen der Steuerpflichtigen 
machen können. Es darf jedoch nicht ausser Acht gelassen werden, 
dass sehr häufig selbst kostspielige Processe geführt werden, um 
ein bestehendes Rechtsverhältnis zu klären, wenn auch der 
Kläger überzeugt ist, dass nicht einmal die Spesen von der unter- 
liegenden Gegenseite bezahlt werden. Wir können deshalb diese 
Bestimmung, die nur zeitraubende Auskünfte gegenüber den Finanz- 
behörden nothwendig machen würde, nicht billigen. ua 

Die Einsichtnahme in die Geschäftsbücher des Steuer- 
pflichtigen hat zur Vorausselzung, dass dieser die Einsichtnahme 














' anbietet. Eine Bestimmung des Inhaltes, dass die in die Geschäfts- 
bücher einsichtnehmenden Organe nur jene Theile der Geschäfts- 
bücher einzusehen berechtigt sind, welche sich auf die zur Ent- 
scheidung vorliegende Frage beziehen, enthält der Entwurf nicht, 
ebensowenig ist den einsichtnehmenden Organen untersagt, ihre 
bei Einsichtnahme zufällig gemachten Wahrnehmungen zur Steuer- 
bemessung zu benützen. 

Die Verjährung der Abgaben Mu nach dem bisherigen 
Gesetz beurtheilt. 

Bezüglich der Zuschläge für das Land, die Gemeinde u. s. w., 
enthält der Entwurf keine allgemeinen Bestimmungen, es werden 
deshalb die autonomen Körper ihre Zuschläge in dem bisherigen 
Ausmaasse forterheben ; doch ist anzunehmen, dass eine Aenderung 
in dem Ausmaasse ‚alt Rücksicht auf das neue Gesetz erfolgen 
wird. Bezüglich der Personal- Einkommensteuer trachtet die 
Regierung jedoch darnach, die neue Abgabe von Zuschlägen frei- 
zuhalten. Es geschieht dies in der Weise, dass jenen Ländern, 
deren Landtage die Einhebung von Zuschlägen zur Personal-Ein- 
kommensteuer ausschliessen, 20 Percent der in dem betreffenden 
Lande aus dieser Abgabe erzielten Erträgnisse überwiesen werden. 
Wenn also z. B. der niederösterreichische Landtag beschliesst, dass 
hier keine Zuschläge einzuheben sind, kommen 20 Percent der in 
ganz Niederösterreich erhobenen Personalsteuern dem Landesfiscus 
zu; dagegen würde die Stadt Wien, von deren Bewohnern der 
grösste Theil dieser Steuern zu zahlen wäre, keinen Zuschlag 
erheben, 


XVII. Die künftige Steuerbelastung. 


Wir müssen uns nun die Frage vorlegen, welche Verände- 
rung in der Steuerlast das neue Gesetz hervorbringen wird. Dass 
wir keine Ermässigung zu gewärtigen haben, ist selbstverständ- 
lich. Jede Reform des Steuerwesens pflegt ja zu Gunsten des 
Aerars auszufallen. Welche Erhöhung haben wir nun zu gewär- 
tiren? Nach dem Wortlaute des Gesetzentwurfes soll dem 
Stäate aus den von uns erörterten neuen Personalsteuern nur 
derjenige Betrag zukommen, welcher dem Fiscus nach den bis- 
herigen Gesetzen zugeflossen wäre, vermehrt um 1,200.000 fl. 
Untersuchen wir jedoch, welche Bedeutung das Gesetz für die 
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Einzel-Unternehmungen (Gewerbetreibenden, Fabrikanten und Kauf- 
leute) zusammen haben wird, so kommen wir zu einem. anderen 
Resultate. Wir sehen hiebei von Kleinigkeiten ab und halten uns 
nur an die wichtigsten Momente. 

Da kommt nun in Betracht, dass zunächst das im Jahre 
1893 erzielte Erträgnis der Erwerb- und Einkommensteuer als 
Berechnungsgrundlage jenes Betrages angesehen wird, welcher dem 
Staatsschatze nach den bisherigen Gesetzen zugeflossen wäre. Ein 
fiscalischer Vorgang im kommenden Jahre kann also jene Be- 
rechnungsgrundlage bedeutend erhöhen. Der so gewonnene Betrag 
wird aber nicht nur um die bereits genannten 1,200.000 fl. er- 
höht, sondern es kommen im Jahre 1894 noch 2-5 Percent und 
in dem darauffolgenden Jahre abermals 2-5 Percent hinzu, Es ist 
also eine continuirliche Steigerung, welche über die Volksver- 
mehrung weit hinausreicht, in Aussicht genommen. Für die Einzel- 
Unternehmungen kommt aber insbesondere in Betracht, dass, wie 
wir an früherer Stelle dargethan haben, die zur öffentlichen Rech- 
nungslegung verpflichteten U nternehmungen (Actiengesellschaften etc.) 
um circa 21/, Millionen Gulden weniger Abgaben zahlen werden ; 
diesen Betrag haben also die Einzel-Unternehmungen, beziehungs- 
weise die einzelnen Staatsbürger, aufzubringen. Wenn wir nun 
auch glauben, dass ein Theil des Mehrerfordernisses von: Jenen 
zu decken sein wird, welche sich bisher ganz oder theilweise der 
Steuerpflicht zu entziehen wussten, kann doch mit Sicherheit er- 
wartet werden, dass die Gewerbetreibenden, Fabrikanten und Kauf- 
leute zusammen werden mehr zahlen müssen als bisher. 

Und welche Belastung werden die verschiedenen socialen 
Classen der Bevölkerung erleiden? 

Die unterste Schichte der Gewerbetreibenden wird zum Theile 
von der Steuer befreit, zum Theile entlastet werden; dagegen 
erfahren alle nur einigermassen besser Situirten eine Mehrbelastung ; 
dies dürfte sich sogar bis zur Unerträglichkeit bei Jenen steigern, 
welche ihr Geschäft in grösserem Umfange führen; unverhältnis- 
mässig belastet werden namentlich solche Unternehmer, die strebsam 
ans Werk gehen, ihren Betrieb nach verschiedenen Richtungen 
auszudehnen suchen und die Schablone verachten. 
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Hochgeehrte Versammlung ! 


Die Feier, welche uns heute hier vereinigt, ist wohl die bedeu- 
tungsvollste seit Gründung dieser Hochschule. 

Unser sehnlichster Wunsch, eine eigene Heimstätte zu Besitzen, 
welche nicht nur dem gegenwärtigen Bedarfe, sondern auch der 
nächsten Zukunft entspricht, ist durch den allerhöchsten Gnaden- 
act Sr. Majestät des Kaisers vom 24. Juni 1894 in Frfüllung 
gegangen. 

Dieses Ereigniss ist um so bedeutungsvoller, als damit auch 
die Stabilität der Hochschule für Bodencultur und ihr Verbleiben in 
der Reichshaupt- und Residenzstadt Wien für immer, so weit mensch- 
liche Voraussicht reicht, gesichert erscheint. 

Die Frage, ob eine Grossstadt wie Wien der geeignete Ort sei 
für die Bodencultur-Hochschule, war noch bis vor wenigen Jahren 
Gegenstand lebhafter Erörterungen. Heute hat sie, namentlich auch 
durch den Umstand, dass in Berlin und Paris ähnliche Institute nach 
dem Vorbilde der Wiener Hochschule geschaffen wurden, ihre end- 
giltige Lösung gefunden. 

In dem Masse, als sich die Land- und Forstwirthschaft immer 
mehr von dem Empirismus lossagte und ihre eigenen Wege der 
Forschung auf streng wissenschaftlicher Basis aufsuchte, musste man 
allerorts zu der Erkenntniss gelangen, dass die höchste Stufe des 
land- und forstwirthschaftlichen Unterrichtes, welche von der Forschung 
unzertrennlich ist, nur in den Centren des wissenschaftlichen Lebens 
ihren richtigen Platz finden könne. 

Dies war der Leitstern, welcher schon vor einem Vierteljahr- 
hundert den Begründern der Hochschule für Bodencultur vorschwebte 
und der sie den richtigen Pfad führte. 

Nichtsdestoweniger sind wir weit davon entfernt, die Praxis 
etwa unbeachtet zu lassen. Wir sind im Gegentheile von der Ueber- 
zeugung durchdrungen, dass hier (gerade so wie auf allen anderen 


Gebieten der Technik) die wissenschaftliche Forschung erst dann ihren 
wahren Werth gewinnt, wenn die Ergebnisse derselben in praktische 
Nutzanwendung übersetzt werden können. Und dazu fehlt uns noch 
Eines, d. i. die Versuchswirthschaft. Sie ist zur vollständigen Aus- 
gestaltung der Hochschule eine unabweisliche Nothwendigkeit. 

Das, was für den Chemiker das Laboratorium und für den 
Mediciner die Klinik ist, das ist für den Landwirth die Versuchs- 
wirthschaft. F 

Rein wissenschaftliche Studien auf dem Gebiete der Pflanzen- 
und TIhierproduction werden vor wie nach auf das chemische und 
physiologische Laboratorium, sowie auf das Vegetationshaus beschränkt 
bleiben. Damit ist aber der Endzweck noch nicht erreicht. Düngungs-, 
Züchtungs-, Fütterungsfragen u. s. w. lassen sich nur durch den prak- 
tischen Versuch auf dem Felde oder im Stalle lösen, weil dabei eine 
Reihe von Factoren mitwirken, die bei einem Laboratoriumsversuch 
gar nicht in Betracht gezogen werden können. Nur auf dem Wege 
eines in grösserem Style angelegten Versuches ist es möglich, die 
Resultate der wissenschaftlichen F orschung zur Grundlage praktischer 
Massnahmen zu machen, dadurch mit der Praxis direct in Fühlung 
zu treten und ihr unmittelbar zu nützen. Keine Institution ist aber 
dazu mehr berufen als die Hochschule für Bodencultur. 

Weiters soll aber auch dem Studirenden die Möglichkeit geboten 
werden, die wichtigsten praktischen Arbeiten und ihre Wirkung auf 
die Vegetation beobachten zu können, er soll die wichtigsten Cultur- 
pflanzen auf grösseren Parcellen in allen Stadien der Entwicklung 
verfolgen können, er soll die wichtigsten Racen der landwirthschaft- 
lichen Hausthiere mit allen ihren Eigenthümlichkeiten aus eigener 
Anschauung kennen lernen, er soll mit der Technik der correcten 
landwirthschaftlichen Versuchsanstellung vertraut gemacht werden — 
kurz, er soll unter fachmännischer Anleitung richtig beobachten 
lernen und es verstehen, aus seinen Beobachtungen richtige Schlüsse 
zu ziehen. — Darin liegt der Schwerpunkt seiner künftigen Berufs- 
thätigkeit. | 

Gerade dieser Theil der Praxis, welcher der schwierigere ist, 
einen höheren Grad von wissenschaftlicher Bildung voraussetzt und 
nur an der Schule erworben werden kann, soll den Hochschüler 
charakterisiren gegenüber seinen nicht akademisch geschulten Berufs- 
SENOoSsen. 

Eine solche Versuchswirthschaft kann natürlich kein Ertragsobject 
‚ sein, dazu ist sie ganz und gar nicht geeignet und wäre damit auch 
ihr Zweck verfehlt. Andererseits sind aber auch die Kosten, welche 
dadurch erwachsen, keineswegs so grosse, wie es für den ersten Augen- 
blick den Anschein gewinnen könnte, 


Eine Fläche von 40 bis 50 Joch eines gleichmässigen, ebenen. 
Bodens, wie er in der nächsten Umgebung der Stadt leicht zu finden sein 
dürfte, würde ausreichen, und wenn die ersten Investitionen für Baulich- 
keiten, todte und lebende Inventarien gemacht sind, so wäre eine 
jährliche Dotation von nur wenigen tausend Gulden erforderlich, um: 
den Betrieb den Zwecken der Schule entsprechend fortzuführen. 

Bei der Fürsorge, welche die hohe Regierung allen. Zweigen des 
Unterrichtes in reichlichkem Masse angedeihen lässt, dürfen wir auch 
hoffen, dass dieser Wunsch — den die gesammte landwirth- 
schaftliche Welt Oesterreichs mit uns theilt — in absehbarer 
Zeit in Erfüllung gehen wird. 

Um den landwirthschaftlichen Betrieb in seiner Totalität, als 
Erwerbszweig, den Studirenden vorzuführen, was Aufgabe des Betriebs- 
lehrers ist, reicht die Versuchswirthschaft aus den angeführten Gründen 
nicht aus. Dagegen wurden bereits Schritte unternommen, ein grösseres 
Gut in der Nähe Wiens dem betreffenden Fachprofessor mit seinen 
Hörern für diesen Zweck kostenfrei zugängig zu machen, um auf diese 
Art lebendigen Stoff für die seminaristischen Uebungen in der land- 
wirthschaftliche Betriebslehre zu gewinnen. 

Wenn ich nach diesen Andeutungen zu meinem eigentlichen 
Rectoratsberichte übergehe, so kann sich derselbe nicht, so wie es 
unter gewöhnlichen Umständen der Fall wäre, nur auf die Vorkomm- 
nisse in der Zeit meiner Amtsführung beschränken, sondern es fällt 
mir. heute, wo unsere Hochschule gewissermassen an einem Wende- 
punkte angelangt ist und in eine neue Aecra eintritt, die Aufgabe zu, 
einen Rückblick auf die Vergangenheit zu werfen während des nun- 
mehr 24jährigen Bestandes dieser Schule. 

Ich bin weit davon entfernt, alle damit een. 
Ereignisse anführen und vielzifferige statistische Daten bringen zu 
wollen; dazu ist eine. mündliche Berichterstattung wenig geeignet. Ich 
beschränke mich vielmehr darauf, nur die wichtigsten Momente heraus- 
zugreifen. ; 

In erster Linie habe ich hervorzuheben, dass RR Hochschule für 
Beh von ihrem Gründungsjahre 1872 bis Ende 1877 dem 
hohen k. k. Ackerbau-Ministerium unterstellt war. 

Eine Reihe werthvoller Schöpfungen: wie die in ihrer IA einzig 
dastehende Sammlung von Modellen für die landwirthschaftliche 
Maschinen- und Geräthekunde, die reichen Sammlungen der Lehr- 
kanzel für Thierphysiologie und Thierzucht, die Schaffung und. Er- 
weiterung der Laboratorien u. s. w., datiren aus dieser Zeit. 

Auch weiterhin, bis auf den heutigen Tag, hat das hohe Ackerbau- 
Ministerium durch Verleihungen von Stipendien und sehr bedeutenden 
Untestützungen an Studirende hochherzige Gesinnung für unsere Schule 


an den Tag gelegt. Viele Hunderte unserer Hörer verdanken dieser 
hohen Behörde nicht nur die Möglichkeit, dass sie ihre Studien an 
der Hochschule aufnehmen und vollenden konnten, sondern fanden 
mittelbar oder unmittelbar durch dieselbe auch ihre Lebensstellung 
im Staatsforstdienste und im Lehramte. 

Ich erwähne diese Thatsache, um dem hohen Ackerbau-Ministe- 
rium den innigsten und ergebensten Dank zum Ausdrucke zu bringen 
und daran die Bitte zu knüpfen, dieses hohe Wohlwollen und Ver- 
trauen unserer Schule auch fernerhin zu bewahren. 

Am 1. Jänner 1878 ging die Hochschule für Bodencultur mit 
allerhöchster Entschliessung vom 15. November des Vorjahres in das 
Ressort des hohen k. k. Ministeriums für Cultus und Unterricht über. 

Die Hochschule trat damit in Bezug auf ihre Consolidirung in 
ein neues Stadium. Neue Lehrkanzeln wurden errichtet und die schon 
bestandenen erweitert. Das Prüfungswesen erfuhr durchgreifende Ver- 
änderungen und Vervollkommnungen. An Stelle der früher ausschliess- 
lich bestandenen Colloquien (beziehungsweise Fortgangsprüfungen) 
traten im Studienjahre 1878/79 die Diplomsprüfungen, und im Jahre 
1882/83 wurden die theoretischen Staatsprüfungen an der Hochschule 
für Bodencultur eingeführt. Dieser Umstand trug wesentlich dazu bei, 
das Ansehen der Schule nach aussen hin zu heben und ihr den Stempel 
einer Hochschule aufzuprägen. 

Und wenn ich noch des neuesten und werthvollsten Geschenkes 
sedenke, welches unsere Schule in erster Linie der gnädigen Ver- 
mittlung der hohen Unterrichts-Verwaltung zu danken hat, so sind 
damit mehr als genügend Beweise gegeben der vollsten Beachtung 
und aufmerksamen Pflege, so dass wir unter diesem Schutze mit 
frohen Hoffnungen in die Zukunft blicken können. 

Bezüglich der Frequenz der Hochschule ist zu Dane dass 
im ersten Studienjahre 1872/73 nur 70 Studirende der Landwirthschaft 
inscribirt waren. 

Mit Beginn des Studienjahres 1875/76 wurde die forstliche Section 
einbezogen, und stieg die Frequenz auf 174, davon 102 Landwirthe 
und 72 Forstwirthe. Von diesen Letzteren waren nur 28 aus der 
gleichzeitig aufgelassenen Forstakademie »Mariabrunn« in die Hoch- 
schule übergetreten. 

Die Frequenzziffer beider Sectionen steigerte sich von Jahr zu Jahr 
in sehr erheblichem Masse und erreichte im Studienjahre 1881/82 ihr Maxi- 
mum mit 601 Hörer — weit mehr, als dem jeweiligen Bedarfe entsprach. 

Die momentan weniger günstigen Aussichten in den technischen 
Fächern und die anscheinend guten Auspicien auf dem Gebiete der 
Bodencultur veranlassten viele Studirende der technischen Hochschule 
in die Hochschule für Bodencultur überzutreten. 
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Dass diese abnorme Frequenzsteigerung nicht ohne Rückwirkung 
bleiben konnte, war vorauszusehen. Viele der Absolventen fanden kein ihrer. 
Ausbildung entsprechendes Unterkommen. Die Besuchsziffer ging wieder 
zurück, allerdings weniger schnell, als sie gestiegen war, und erreichte 
im Jahre 1891/92 ihr Minimum mit 230 Hörern. Es machte sich sehr bald, 
im Gegensatze zu früher, ein Mangel an absolvirten Hörern der Hoch- 
schule in beiden Fachrichtungen fühlbar. Eine Reihe von offenen Stellen, 
namentlich in der Landwirthschaft und landwirthschaftlichen Industrie, für 
welche Hochschulbildung gefordert wurde, konnten nicht besetzt werden. 

Von dieser Zeit an steigerte sich die Frequenz wieder und 
erreichte im letztabgelaufenen Studienjahre die Zahl 315. 

Im Jahre 1383/84 wurde die culturtechnische Abtheilung errichtet, 
welche aber die Gesammtfrequenz nicht wesentlich beeinflusste. 

Da die weitaus grösste Zahl der Studirenden nach dem bisherigen 
Lehrplane 6 Semester an der Hochschule zubringt, so ist auf einen 
jährlichen Zuwachs, beziehungsweise Abgang, von etwa 100 bis 120: 
Hörern zu rechnen. 

Seit Eröffnung der Hochschule bis zum Abschlusse des letzten 
Studienjahres waren 3595 Hörer inscribirt und zwar: 

1882 Landwirthe, 

1626 Forstwirthe und 

87 Culturtechniker. 

Dieselben recrutirten sich aus allen Königreichen und Ländern 
der österreichisch-ungarischen Monarchie sowie aus dem Auslande, 
und zwar entfallen (in arithmetischer Reihenfolge) auf: 
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Diplomsprüfungen wurden bisher 
von 129 Landwirthen und 
86 Forstwirthen 

mit Erfolg abgelegt. 

Alle Gruppen der Staatsprüfungen haben bestanden: 

154 Landwirthe, ' 

312 Forstwirthe und 

85 Culturtechniker. 

Bei den seit dem Jahre 1876 an der Hochschule für Bodencultur 
bestehenden Lehramtsprüfungen wurden bisher 186 Candidaten appro- 
birt, und zwar: 
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Das zielbewusste Streben, der Fleiss und Ernst, mit welchem die 
überwiegende Mehrzahl der Studirenden ihre Aufgabe erfasst, ver- 
dienen volle Anerkennung. 

Wenn die Resultate der letzten Gruppenprüfungen nicht selten 
hinter denen der ersteren Gruppen zurückbleiben, so hat dies seinen 
Grund "hauptsächlich darin, dass viele Studirende, in dem Bestreben, 
möglichst bald in den praktischen Beruf einzutreten, sich nicht die 
Zeit gönnen, welche für die geistige Durchdringung des umfangreichen 
und schwierigen Stoffes der eigentlichen Fachdisciplinen erforderlich 
ist. Es ist gewiss ‚nicht richtig, so wie es bisher vielfach geübt 
wurde, von der Schulbank aufzustehen, um sofort an den Prüfungs- 
tisch hinzutreten. Das Fachstudium kann und darf nicht überhastet 
werden. | 
Die schon für die nächste Zeit in Aussicht genommene vier- 
jährige Studiendauer an der Hochschule für Bodencultur mag ja aus 
materiellen Gründen als eine Erschwerung erscheinen sowohl für die 
Eltern als auch für die Studirenden. In anderer Hinsicht ist sie aber 
für diese Letzteren gewiss auch eine Erleichterung. 

Die Verlängerung der Studienzeit ist durch den immer weiter 
fortschreitenden Ausbau der einzelnen Fachdisciplinen zur unabweis- 
lichen Nothwendigkeit geworden. Nicht etwa die Einbeziehung neuer 
Fächer, sondern hauptsächlich die Vertiefung in den schon bestehenden 
Fachgegenständen, welche die Basis bilden für den künftigen Lebens- 
beruf des Land- und Forstwirthes, ist damit beabsichtigt. 

Das, was die Schule in dieser Hinsicht bietet, kann die Praxis 
nie und nimmer ersetzen. Ein Mangel in der Schulbildung bleibt ein 
Mangel für das ganze Leben, und von diesem Gesichtspunkte aus 
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kann die vierjährige Studiendauer nur als ein Fortschritt und als eine 
Erhebung des akademischen Niveau unserer Hörerschaft begrüsst 
werden. . 

Neben den lehrplanmässigen Vorträgen und Uebungen wurden 
alljährlich grössere Lehrreisen mit den Hörern aller drei Studien- 
richtungen in die verschiedenen Kronländer der Monarchie und nach 
dem Auslande unternommen. 

Ferner wurden jedes Jahr durch 14 Tage geodätische Uebungen 
in den Staatsforsten bei Purkersdorf und Pressbaum abgehalten. Für 
die Culturtechniker finden überdies seit dem Jahre 1884 während der 
grossen Ferien besondere, ausgedehntere Vermessungsübungen bei 
Schwadorf in der Dauer von je vier Wochen statt. 

Diese letztgenannten Uebungen, an denen auch Hörer der Land- 
und Forstwirthschaft theinehmen können, wurden bis zum Jahre 1891 
vom Professor Schlesinger allein und von da ab von den Professoren 
Schlesinger und Tapla gemeinsam geleitet. 

Ich erachte es als eine Pflicht, die Verdienste dieser beiden 
Herren, von denen der Erstere bisnun dreizehnmal und der Letztere 
fünfmal die Hälfte der Sommerferien diesem Unterrichte freiwillig 
geopfert hat, als aussergewöhnliche Leistung besonders hervorzuheben. 

An diese grösseren .Lehrreisen und praktischen Uebungen im 
Freien schlossen sich zahlreiche kleinere Excursionen sowie regel- 
mässige Demonstration im forstlichen Versuchsgarten zu Hadersdorf. 

Noch einen Zweig des Unterrichtes muss ich erwähnen, welcher 
für ausserhalb der Hochschule stehende praktische Land- und Forst- 
wirthe bestimmt ist. Es sind dies die kurzen, nur acht Tage um- 
fassenden Curse, welche den Zweck haben, die Männer der Praxis mit 
den wichtigsten wissenschaftlichen und praktischen Errungenschaften 
der Neuzeit bekannt zu machen. Diese Curse, welche im abgelaufenen 
Studienjahre zum dritten Male abgehalten wurden, fanden bei allen 
Theilnehmern ganz ausnahmslos eine sehr günstige Aufnahme. Die 
Frequenz schwankte zwischen 60 und 100. Es zeigte sich sehr deut- 
lich, dass gerade bei den praktischen Land- und Forstwirthen, die oft 
ganz abgeschieden sind von allem wissenschaftlichen Verkehr, das Be- 
dürfniss besteht, mit der Centralstelle für Lehre und Forschung auf 
diesen Gebieten zeitweise in Fühlung zu treten. 

Das neue Gebäude, in welchem speciell in Bezug auf Demon- 
strationen bedeutend mehr geleistet werden kann, als dies in den alten 
beschränkten Räumlichkeiten möglich war, wird auch in dieser Hin- 
sicht fruchtbringend wirken. 

Seit Gründung der Hochschule nen an derselben eine Reihe 
von Staats, Landes- und Privat-Stipendien zur Verleihung, und 
zwar bezogen im abgelaufenen Studienjahre: 


15 Landwirthe, 
44 Forstwirthe und 
4 Culturtechniker 
Stipendien im Gesammtbetrage von 19.514 fi. 

Ueberdies wurden vom hohen Ackerbau-Ministerium sowie von 
mehreren Landesregierungen und Landesausschüssen namhafte Unter- 
stützungsbeträge bewilligt. 

Eine segensreiche Wirksamkeit entfaltet ferner der im Jahre 1874 
gegründete Unterstützungsverein für dürftige und würdige Hörer der 
Hochschule für Bodencultur. Derselbe besitzt gegenwärtig ein Stamm- 
vermögen von 28.010 fl. und hatte im abgelaufenen Jahre eine Ge- 
sammteinnahme an Mitglieder- und Stiftungsbeiträgen sowie an Zinsen 
und Diversen von 4219 fi. 

Die Zahl der Unterstützten ist im letzten Vereinsjahre von 74 auf 
104 gestiegen; davon stammen 33 aus Böhmen und 19 aus Galizien, 
also genau die Hälfte aller Unterstützten. Es ist das besonders hervor- 
zuheben, weil die hohen Landtage dieser beiden Kronländer die Ge- 
suche um Subventionirung des Vereines wiederholt abgelehnt haben, 
während die Landtage von Niederösterreich, Mähren und Steiermark 
beträchtliche Subventionen bewilligten. 

Allen hohen Behörden, Corporationen, Freunden und Förderern 
unserer Studentenschaft spreche ich für diese thatkräftige Unterstützung 
den verbindlichsten Dank aus. 

Von der Zahlung des Unterrichtsgeldes waren im Wintersemester 
des Vorjahres OÖ Studirende ganz und 35 halb befreit, im Sommer- 
semester 81, beziehungsweise 26. 

Uebergehend zur Personal-Statistik ist zu bemerken, a seit 
Gründung der Hochschule für Bodencultur 

80 Professoren, 
20 Honorardocenten, 
22 Privatdocenten und 
5. Lectoren 
an derselben gewirkt haben. 

An dieser Stelle muss ich auch der schweren Verluste gedenken, 
welche die Hochschule durch den Tod mehrerer unserer Collegen und 
Freunde zu ertragen hatte. Es sind die Professoren: 

Friedrich Haberlandt, 

Philipp Zöller, 

Arthur Freiherr v. Seckendorff-Gudent, 
Franz X. Ritter v. Neumann-Spallart 
EmiltDetels, 

Josef Böhm und 

Gustav Henschel. 
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Alle ohne Ausnahme schieden aus dem Leben im besten Mannes- 
alter, in der Vollkraft ihrer Thätigkeit als Lehrer und als Forscher; 
hochgeachtet von ihren Collegen, verehrt von ihren Schülern. 

Sie alle haben mitgerungen, um das zu erreichen, was wir heute 
besitzen. Wenn es ihnen nicht gegönnt war, das heutige Freudenfest mit 
uns zu feiern, so wollen wir doch Eines thun: wir werden sie ver- 
ewigen in unserem neuen Heim. Nicht nur in ihren Werken, sondern 
auch symbolisch sollen sie den nachfolgenden Generationen des land- 
und forstwirthschaftlichen Berufes erhalten bleiben. 

Weitere empfindliche Verluste haben wir zu beklagen durch den 
Tod des Herrn Privatdocenten für Gartenarchitektur Lothar Abel und 
des Privatdocenten für Volkswirthschaftslehre Professor Dr. Hans Sax. 

Herr Hofrath Professor Miklitz hat sich im Jahre 1876 mit 
Rücksicht auf seine Dienstesobliegenheiten als Oberlandesforstmeister 
vom Lehramte zurückgezogen, und Herr Hofrath Professor Hecke, 
welcher 23 Jahre als Lehrer erfolgreich an unserer Hochschule wirkte, 
ist nach erreichter gesetzlicher Altersgrenze und einem Ehrenjahre in 
den Ruhestand getreten. 

Drei Professoren: Weidel, Goldschmied und Höhnel, sind 
dem Rufe an Universitäten, beziehungsweise an die technische Hoch- 
schule gefolgt. 

Neu ernannt wurden im abgelaufenen Jahre die Herren: Friedrich 
Wachtel zum ordentlichen Professor für Forstschutz und forstliche 
Entomologie und Johann Pohl zum ordentlichen Professor für land- 
wirthschaftliche Betriebslehre. Der Extraordinarius Dr. Carl Wilhelm 
wurde zum ordentlichen Professor für Botanik ernannt. 

Hofrath Ritter v. Doderer ist als Professor der technischen 
Hochschule in den Ruhestand getreten und hat aus diesem Anlasse 
auch seine Honorardocentur an der Hochschule für Bodencultur zurück- 
gelegt. 

Ferner hat der Director der landwirthschaftlich chemischen Ver- 
suchsstation, Professor Dr. E. Meissl, seine Privatdocentur aufgegeben- 

Zu Honorardocenten wurden neu bestellt die Herren: 

Professor Dr. Leopold Weigert für Weinbau, 

Professor Dr. Franz Sicha für Obstbau, 

Dr. Gustav v. Gerl für Fischereibetrieb, 

Dr. Willibald Winkler für Molkereiwesen und 

Max v. Schmidt für analytische Chemie. 

Hofrath Professor Dr. Carl Menger und Oberforstrath P. Rossipal 
wurden zu Mitgliedern der zweiten forstlichen Staatsprüfungscommission,, 
ferner Professor Johann Pohl zum Mitglied und Professor F. Schwack- 
höfer zum Präses der dritten landwirthschaftlichen Staatsprüfungs- 
commission ernannt. 
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Professor Arthur Oelwein wurde zum Oberbaurathe und Honorar- 
docent Ludwig Tiefenbacher zum Baurathe im k. k. Eisenbahn- 
ministerium ernannt. | ? Ei 

Privatdocent Eduard Jalowetz wurde für das laufende Studien- 
jahr als Docentenvertreter gewählt. 

Der Assistent für chemische Technologie Bruno Schweder 
wurde zum Professor an der Forstlehranstalt in Mährisch-Weisskirchen, 
der Assistent für darstellende und praktische Geometrie J. Polacek 
zum Landesbauadjuncten in Mähren, der Assistent für landwirth- 
schaftliches Meliorationswesen R. Urich zum Landesingenieur in 
Salzburg und der Assistent für forstliches Ingenieurwesen Ferd. 
Kleinwächter zum Ingenieur bei der Bauleitung der Wiener Stadt- 
bahn ernannt. | 

Mit der Fortführung der Geschäfte des in den Ruhestand ge- 
tretenen Rechnungsführers Carl Suchomel wurde der Statthalterei- 
Rechnungsrevident Emil Scherer betraut. 

Dem Herrn Secretär Valentin Pern&, welcher seit Eröffnung der 
Hochschule die Kanzleigeschäfte mit seltener Aufopferung und Pflicht- 
treue geführt hat und nach erreichtem 71. Lebensjahre in den wohl- 
verdienten Ruhestand übergetreten ist, spreche ich hiemit den besten 
Dank und die volle Anerkennung des Collegiums aus. 

Am Schlusse meines Berichtes angelangt, erübrigt mir noch als 
angenehme Pflicht, allen hohen Behörden, mit welchen ich als Rector 
in amtlichen Verkehr zu treten hatte, für das stets freundliche und 
wohlwollende Entgegenkommen zu danken. Ganz besonders richtet 
sich mein Dank an die hohe niederösterreichische Statthalterei sowie 
an das von derselben eingesetzte Baucomite. Es war keine leichte 
Aufgabe, mit den verfügbaren Mitteln in so verhältnissmässig kurzer 
Zeit den gewaltigen Bau mit allen modernen Einrichtungen in Bezug 
auf Beheizung, Ventilation u. s. w. herzustellen und überdies den ver- 
schiedenartigsten Anforderungen der einzelnen Lehrkanzeln gerecht 
zu werden. Nur durch das einheitliche Zusammenwirken aller Factoren 
sowie durch die Energie und wahrhaft aufopfernde Thätigkeit der Bau- 
leitung ist es gelungen, das Schuljahr mit nur geringer Verspätung im 
neuen Gebäude zu eröffnen. Auch die Fertigstellung der inneren Ein- 
richtung der Laboratorien, Sammlungsräume und der Bibliothek ist bis 
zur Wiederaufnahme des Unterrichtes nach den Weihnachtsferien mit 
Sicherheit zu gewärtigen, 

Zum Rector für das Studienjahr 1896/97 wurde der Professor der 
mechanischen Technologie und des forstlichen Bau- und Maschinen- 
ingenieurwesens Herr Hofrath Wilhelm Exner gewählt und in dieser 
Eigenschaft vom hohen Ministerium für Cultus und Unterricht be- 
stätigt. 
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Hochneehrter College! 


Zum dritten Male sind Sie durch das Vertrauen Ihrer Collegen an 
diesen Ehrenplatz berufen. Die Wahl gerade in diesem Jahre ist der 
Dankesausdruck des Professorencollegiums für das Zustandekommen 
des Neubaues der Hochschule, welcher unter Ihrem letzten Rectorate 
die erste greifbare Form erhalten hat. 

Ihrem grossartig angelegten organisatorischen Talente und Ihrer 
glücklichen Hand verdanken manche Schöpfungen auf technischem 
Gebiete ihr Dasein, welche Oesterreich zur Ehre gereichen. 

Mit Stolz und Genugthuung können Sie auch auf dieses neueste 
Werk blicken, an welchem Sie so thatkräftig mitgewirkt haben. 

Ich übergebe Ihnen das Rectorat mit dem Wunsche: Es möge 
Ihnen gegönnt sein, hohen Ortes auch noch das zu erwirken, was 
zur völligen Ausgestaltung unserer Hochschule nothwendig ist, damit 
sie allen Schwesteranstalten des Auslandes voranleuchte und würdig 

sei des grossen Agriculturstaates Oesterreich! 
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Hochverehrte Gäste, liebwerthe Collegen 


und meine jungen akademischen Mitbürger! 


Sie haben sich heute Alle zahlreicher .als sonst und wohl auch 
in gehobenerer Stimmung als sonst zur Feier der Uebergabe des 
Amtes an den neuen Rector versammelt, nicht etwa deshalb, weil der 
aus dem Amte scheidende Rector ein Mann von allgemein anerkannter, 
fachlicher Autorität ist, ein Mann, der mit Recht grosses Ansehen 
geniesst, noch weniger deshalb, weil der zu inaugurirende Rector in der 
Lage wäre, Ihr besonderes Interesse zu erwecken; nein, Sie sind unserer 
Einladung gefolgt, weil unsere Hochschule iR neues stattliches 
Heim, ihr eigenes bleibendes Heim auf Ireiet, Hchten Höhe 
bezogen hat. 

Hier tobte vor Jahrhunderten zwischen dem barbarischen Osten 
und dem civilisirten Westen ein Kampf, welcher der culturellen 
Entwicklung zum Heile zu Gunsten des Westens entschieden wurde. 
Auf dieser Höhe wird hinfort eine Stätte der Aufk lärung bestehen, 
ein Arsenal, wo die Waffen gegen Vorurtheil, Pe sinnlose 
Gewohnheit geschmiedet, wo die jungen Männer wehrhaft gemacht 
werden sollen für den Kampf im Dienste des culturellen und wirth- 
schaftlichen Fortschrittes. 

Ziemt es sich heute, dass ich den von mir vertretenen Disci- 
plinen einen Stoff entnehme, um ihn nach akademischer Sitte in einer 
Rede zu behandeln, oder muss ich nicht vielmehr Namens des 
Gesammtlehrkörpers zu Ihnen sprechen und das gesammte 
Forschungs- und Lehrgebiet dieser Hochschule einer Erörterung 
unterziehen ? 

Sonst sind Sie, meine verehrten Commilitonen, in den ver- 
schiedenen Hörsälen, Laboratorien, Zeichensälen und Instituten zer- 
steent, um sich; Wissen. und Können .in ‚einem bestimmten Fache 
anzueignen, heute sind wir Alle in der Aula vereinigt; betrachten wir 
unsere gemeinsame Aufgabe, suchen wir auf, was uns gemeinsam 
sein soll: der Geist, der alle Auditorien beherrscht, das Ziel, das uns 
Alle verbindet wie eine galvanische Kette, die Mission, die wir Alle 
einheitlich und einig erfüllen sollen; — hissen wir unser Reichsbanner, 
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das die Fähnlein, Waffen und Wappen der einzelnen Fachrichtungen 
und Gebiete weithin sichtbar überragt, — Aufklärung Marder 
Sphäre der Bodencultur. 

Wir haben eine Profession, Sie erlernen dieselbe hier. Unsere 
Aufgabe aber ist nicht bloss das Wissen und Können an sich, es 
muss das Wollen hinzutreten, die bewusste persönliche Anwendung 
von Wissen und Können — Aufklärung. 

Wir betreiben ein Gewerbe, aber wir sollen es nicht bloss aus- 
üben, um zu erwerben, mit scheelem Auge beobachtend, was der 
Nachbar verdient, unser Augenmerk nicht bloss auf das Einzelne in 
der Handwerkstechnik richten, sondern dem Gesammtbegriff zustreben 
und ihn zu Ehren und Erfolg führen helfen. 

Die Theilung der Arbeit ist auch in der Wissenschafts pflege 
ein Princip geworden, dem man sich unterwerfen muss, wer ihm aber 
ausschliesslich huldigt, wird nie mehr Meister; durch die Speciali- 
sirung vertiefen wir das Wissen, durch das Zusammenfassen der 
Errungenschaften erhöhen wir ihren Werth. 

Unser gemeinsamer Beruf ist die Bodencultur. Der Betrieb 
derselben fordert die rationelle Anwendung von drei wissenschaftlichen 


Hauptrichtungen. 
Zuvörderst handelt es sich um die Ausdehnung des von uns 
zu bewirthschaftenden Gebietes — das ist eine Raumgrösse — Sie 


muss genau ermittelt, dann aber auch dargestellt werden können — 
Mathematik, Geodäsie und darstellende Geometrie. mu nder 
ersteren bauen sich Physik und Mechanik auf, diese bilden mit der 
Mess- und Zeichenkunst die vornehmsten Grundlagen der Ingenieur- 
fächer und unter diesen auch der Culturtechnik. 

Der Boden in seiner Beschaffenheit, welche uns Geologie und 
Chemie beurtheilen lehren, bildet den Schauplatz der Gewinnung und 
Erziehung von vegetabilischen und animalischen Lebewesen — 
Pflanzenbau, Waldbau, Viehzucht mit ihren wissenschaftlichen 
Führern Botanik,. Morphologie und Physiologie der Pflanzen und 
der “I’hiere u, Ss. w: 

Die weiteren beruflichen Vorkehrungen sind unmittelbare Folger- 
ungen aus beiden Richtungen: der Betrieb, die Haupt- und Neben- 
nutzungen, der Schutz gegen Krankheiten und sonstige Gefahren 
für die Producte, deren Gewinnung, Aufsammlung und Transport, 
deren erste Verarbeitung und Verwerthung in den land- und forst- 
wirthschaftlichen Industrien u. S. w. 

Da aber die land- und forstwirthschaftliche Production 
einen der wichtigsten Factoren der wirthschaftlichen Kraft des Staates 
bildet, so stehen Gesetzgebung und Verwaltung in den mannig- 
faltigsten Beziehungen zur Bodencultur, ja die Gesetzgebung hat ihr 
gegenüber specielle Aufgaben zu lösen (Agrarrecht), und die Staats- 
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verwaltung mit ihrer Gehilfin, der Finanzwissenschaft, muss der 
Bodencultur ihre besondere Aufmerksamkeit zuwenden; National- 
ökonomie, Socialpolitik und Statistik müssen ihre Grundsätze und 
Methoden im Dienste der Bodencultur auf diese anwenden und für 
diese adaptiren; die Jurisprudenz hat dafür die richtige Form zu finden. 

Wir sehen also, dass die Instrumente der Technik, der 
naturwissenschaftliche Apparat und die Lehrsätze der Juris- 
prudenz und Staatswissenschaften zusammenwirken müssen, um 
das wissenschaftliche Lehrgebäude der Bodencultur aufzu- 
richten und innerhalb und in unmittelbarer Nachbarschaft desselben 
die Forschung einzuleiten und fortzuführen. 

Die Forderung nach einer hochschulmässigen Vorbereitung der 
Land- und Forstwirthe konnte auf zweierlei Art erfüllt werden, ent- 
weder indem man an einer bestehenden technischen Hochschule oder 
an einer Universität zu den schon existirenden Lehrkanzeln für die 
grundlegenden Wissenschaften mathematischer, naturkundlicher und 
cameralistischer Richtung die Lehrstühle für die professionellen Fächer 
der Bodencultur hinzufügt, oder indem man eine selbstständige Hoch- 
schule errichtet. In Oesterreich entschied man sich, wie wir glauben 
mit Recht, für den letzteren Wee. 

Auf diese Art konnte von vornherein nicht nur eine gleich- 
mässige Bedachtnahme auf alle drei grundlegenden wissenschaft- 
lichen Richtungen erzielt werden, es konnte nicht nur vermieden 
werden, dass die technische oder die cameralistische Seite des Berufes 
vernachlässigt werde; es konnte vielmehr erreicht werden, dass schon 
vom ersten Tage an und mit der Zeit in stets intensiverer Weise die 
Lehrer der grundlegenden Disciplinen in ihrem akademischen Berufe 
ins Auge fassten, für welche Forschungs- und Lehrzwecke in den 
angewandten Fächern ihre Schüler vorzubereiten seien. 

Der Unterricht in der Mathematik, Physik und Mechanik 
vermittelt möglichst elementar ohne Beeinträchtigung der wissenschaft- 
lichen Strenge den Schülern die wichtigsten für die Bodenculturfächer. 
in Betracht kommenden Grundlehren und bezweckt zugleich eine 
vielseitige Schulung in den Methoden des mathematischen Denkens, 
und zwar vor Allem durch die Discussion der Bedingungen, unter 
welchen die wesentlichen Bestimmungsstücke verschiedener Natur- 
vorgänge als messbare Grössen definirbar und zu einander durch 
Gleichungen in eine gesetzliche Beziehung zu bringen sind. !) 

Die zeichnerische Schwester der Mathematik, die darstellende 
Geometrie, als Wissenschaft viel jünger als jene, ist und war von 





!) Hiedurch soll der Studirende die Eignung gewinnen, die mannigfaltigen Rela- 
tionen zwischen den in Rede stehenden begründenden Fächern zu einzelnen Disciplinen 
seiner speciellen Studienrichtung kritisch zu erfassen und, insoweit bei späteren selbst- 
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vornherein äusserst .conservativ. Die von Monge gegen .Ende des 
vorigen Jahrhunderts systematisch geordneten Constructionsgesetze 
stehen unerschütterlich fest. Immerhin haben jedoch in den letzten 
Decennien die Studien über Curven und krumme Flächen unter dem 
Einflusse der sogenannten »neueren Geometrie« (Geometrie der Lage) 
sehr schätzenswerthe Bereicherungen und Vertiefungen erfahren. Ganz 
ausserordentliche Fortschritte hat ausserdem in allerjüngster Zeit die 
Methode des Unterrichtes in der darstellenden Geometrie gemacht. 
Diese Fortschritte sind den didaktischen Forderungen an die descriptive 
Geometrie zu danken, denen das in beispiellosem Aufschwung begriffene 
gewerbliche Schulwesen zu entsprechen beflissen war. !) 

Enge verwandt mit der Mathematik und darstellenden Geometrie 
ist die Vermessungswissenschaft. Sie ist für die Land- und Forst- 
wirthschaft ebenso wichtig wie für den Grundsteuerkataster, sie ist 
die Pfadfinderin für den Culturingenieur, steckt dem Baumeister den 
Platz ab und tracirt die Verkehrslinien für den Ingenieur. Der Ver- 
messungsgeometer entwickelte sich zum Geodäten, und die Geodäsie 
stellte sich mit ihren verfeinerten Methoden und Instrumenten in den 
Dienst der Bodencultur, wo ihr mitunter, namentlich im Gebirgsforst, 
unendlich schwierige Aufgaben entgegentreten. Die theodolitische 
Detailaufnahme wurde erst so recht lebensfähig durch die Erfindung 
eines Instrumentes zur raschen und genauen Construction von Plänen, 
nämlich des Tachygraphen. ?) 





ständigen Untersuchungen sich mathematische oder physikalische Fragen darbieten, die 
letzteren behufs einer weiteren fachlichen Bearbeitung richtig zu formuliren. 

Derartigen speciell aus der forstlichen Pr axis hervorgegangenen Anregungen 
verdankt Professor Oscar Simony die empirischen Daten zu den zwei Jahre nach seiner 
Berufung an die Hochschule (im October 1875) veröffentlichten analytischen Unter- 
suchungen über den Zusammenhang geometrisch bestimmbarer Stammformen mit deren 
Formzahlen (Centralblatt f. d. ges. Forstwesen, 3. Jahrg.), welche nicht nur die theo- 
retische Grundlage seiner ersten grösseren forstmathematischen Arbeit: Ueber das 
Problem der Stammcubirung und die Berechnung von Formzahlentabellen und Massen- 
tafeln (Mittheilungen aus dem forstlichen Versuchswesen Oesterreichs, 2. Bd.), geliefert, 
sondern auch seine fachwissenschaftliche Thätigkeit befruchtet haben. 

Die analytisch-mechanische Interpretation der für die Stammformen erhaltenen 
Gleichungen führte nämlich auf Kräfte, welche nicht allein von den gegenseitigen 
Entfernungen der wirksamen Massenelemente, sondern auch von den Quadraten ihrer 
Geschwindigkeiten sowie von der Zeit abhängen, obne dass jedoch hiebei das Princip 
der Erhaltung der Energie seine Giltigkeit verliert. 


1) Professor Theodor Tapla, gleichzeitig Docent am k. k. Technologischen Gewerbe- 
Museum, benützt diese Errungenschaften auch an der k. k. Hochschule für Bodencultur 
und zwar in dem für Gymnasial-Absolventen bestimmten Collegium »Elemente der 
darstellenden Geometrie«, 

2) Professor Schlesinger hat der Geodäsie an der Hochschule für Bodencultur 
den ihr gebührenden Platz verschafft und sich selbst bei der Ausbildung des Faches 
bethätigt. Er wurde hierin von Professor Tapla wesentlich unterstützt. 
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Auch die Methoden und Instrumente für die optische Distanz- 
messung wurden bedeutend vervollkommnet, desgleichen die Instru- 
mente zur Flächenbestimmung; für untergeordnete Aufgaben der 
Höhenmessung und Vortracirung kam das Aneroid in Verwendung. 

Als ein ganz neues Verfahren, Vermessungen mit Hilfe der Photo- 
graphie durchzuführen, entstand die Photogrammmetrie. Dort, wo die 
‘gewöhnlichen Vermessungsmethoden fast den Dienst versagen, bei Detail- 
‚aufnahmen von sehr steilem,' dabei leicht übersehbarem Terrain, ist die 
Photogrammmetrie ein willkommener Gehilfe geworden, der noch aus- 
bildungsfähig ist. Diese Andeutung weist unmittelbar auf die Wildbach- 
verbauung hin, und in der That war es der Docent dieses Faches, 
welcher einen Curs über Photogrammmetrie an der Hochschule einge- 
führt hat, ein Umstand, der nicht nur für die Bekanntschaft mit der 
Theorie dieses Verfahrens, sondern vielleicht auch für die Vervoll- 
kKommnung der Construction der Apparate günstig sein wird. 

Den Grundwissenschaften, welche die Raumgrössen oder die 
Grössen im Raum und ihre Beziehungen untereinander ermitteln und 
‚exact darstellen, also den exacten Wissenschaften im engsten Sinne 
des Wortes, stehen die Wissenschaften von den Stoffen gegen- 
über. Damit soll nicht gesagt sein, dass dies einen Gegensatz in der 
‚genauen Feststellung der Thatsachen bedeute, durchaus nicht — auch 
in den Naturwissenschaften und vornehmlich in der Chemie ist 
die Waage das typische Hilfsmittel des Forschers. Lavoisier 
begründete ja die Chemie mit Hilfe der Waage. Das Gewichtsmass 
(richtiger die Messung der Massen) tritt in diesem Zweige der Natur- 
wissenschaften zuvörderst an die Stelle des Raummasses, die Substanz 
an die Stelle der Dimension. 

Ist der letzte gewerbliche Zweck der Bodencultur die Production 
von organischer Substanz mittelst der durch sie cultivirten 
belebten Organismen, und ist eines der hervorstechendsten Merk- 
male des Lebens der Stoffwechsel, so kann die Aufgabe der 
Chemie in der Land- und Forstwirthschaft, wesentlich in der Er- 
forschung dieser der Pflanzen- und Thierwelt eigenthümlichen Art 
der Transformation der Materie erblickt werden. Bis nun hat die 
Chemie hiefür die Grundlagen erobert, deren man sich als Stützpunkt 
für die aufsteigende Erkenntniss wird bedienen müssen. Viel weiter 
vorgedrungen ist die Chemie dort, wo ihre Methoden, die qualitative 
und quantitative Analyse und die Synthese, als Erklärerin und 
Beratherin in den Agrarindustrien aufzutreten berufen sind. Doch 
verweilen wir noch einen Augenblick bei der Hauptaufgabe der Chemie 
in der Bodencultur. 

Der Ausbau der Lehre vom Stoffwechsel hat zur Voraussetzung, 
dass das materielle Substrat des Pflanzen- und Thierkörpers sowie 
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seiner Functionen ausreichend erkannt ist. Aber gerade in Bezug 
auf die wichtigsten Bestandtheile des Pflanzenleibes, die Eiweissstoffe 
und Kohlehydrate sowie die Mehrzahl der Alkaloide, Glucoside, der 
ätherischen Oele und Harze, ist unsere Kenntniss noch vielfach unsicher 
und lückenhaft. Während die allgemeine Chemie ihr Hauptaugen- 
merk auf die Ergründung der Bildungsweise, der Constitution und 
der Eigenschaften jener Körper richtet, ist es die Aufgabe der 
analytischen Chemie, die Methoden zu finden, zu ergänzen und zu 
vervollkommnen, die zu ihrer Erkennung, zur Trennung und quantita- 
tiven Bestimmung dienen. Hier stehen rasch ausführbare Methoden 
zur genauen Bestimmung der wichtigsten Pflanzennährstoffe, der 
Phosphorsäure, des Kaliums und des Stickstoffes in seinen ver- 
schiedenen Verbindungsformen, sowie ein expeditives Verfahren zur 
exacten Bestimmung des Stärkemehles und des Zuckers im Vorder- 
srunde des Interesses. Mit diesen Problemen stehen Aufgaben von 
eminent praktischer Bedeutung im Zusammenhang, als deren wichtigste 
sich die künstliche Düngung des Bodens darstellt. 

Wir kennen die Bedeutung der Zufuhr von Nährstoffen. Die 
Frage aber, wie viel von diesem künstlichen Vorrath während einer 
Vegetationsperiode in thätige Pflanzennahrung umgewandelt wird, 
bleibt noch offen. Die exacte Beantwortung der Frage steht in Aus- 
sicht; an Stelle der empirischen Düngung wird die rationelle Ernährung 
treten, und aus der zweckentsprechend modificirten Analyse des 
Bodens wird vielleicht Mass und Qualität der Düngung annähernd 
abgeleitet werden können. 

Der Boden ist aber nicht bloss nach seiner chemischen Zusammen- 
setzung zu beurtheilen. Seine Entstehungsgeschichte und deren Folgen 
lehrt die Geologie, ihre Prämissen sind die Mineralogie und Petro- 
gsraphie. Die rationelle Bodencultur legt mit Recht den höchsten Werth 
auf die Ergebnisse der inductiven Methode der geologischen Forschung. 
Als reife Frucht der emsigsten Arbeit im Felde ist gerade das Werk 
unseres ersten Docenten, des ehemaligen Directors der geologischen 
Reichsanstalt Franz R. v. Hauer gediehen, weiches die »Geologie und 
ihre Anwendung auf die Kenntniss der Bodenbeschaffenheit der 
österreichisch-ungarischen Monarchie« behandelt. Die Frage ist wohl 
gestattet, ob dieses Buch, das ein vortrefflicher Führer geworden, 
entstanden sein würde, wenn Franz v. Hauer nicht Lehrer an einer 
selbständigen Hochschule für Bodencultur gewesen wäre. 

Mineralogie und Petrographie werden immer zu den Grund- 
lagen der Bodenkunde gehören, von welchen wieder die zweckent- 
sprechende Ausnützung des Bodens und dessen eventuelle Meliora- 
tion abhängt. Die Morphologie des Wirthschaftsterrains wird dem 
Praktiker erst dann klar, wenn er den Aufbau und die Genesis 
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erkannt hat. Und auch alle die ober- und unterirdische Circulation 
des Wassers, die Bewässerung und Entwässerung, die Beschaffung 
von Trink- und Nutzwasser bedingenden Momente stellt in erster 
Linie der Geologe fest und bereitet so den Culturtechniker für seine 
Aufgabe vor — wie dies in anderer Hinsicht der Geodät und 
Hydrauliker zu besorgen hat.!) 

Aus dem Boden erwächst die Pflanze; ihre wissenschaftliche 
Betrachtung, die Botanik, zerfällt in die Morphologie und Physio- 
logie, die sich früher unter dem Gebote der Arbeitstheilung sonderten, 
heute aber bis zur gegenseitigen Durchdringung zusammengerückt sind. 

Sowohl die innere Morphologie, Anatomie als auch die 
aussere Morphologie begnügen sich nicht mehr mit der blossen 
Erfassung der Formen und Gestalten, sondern suchen die Beziehungen 
des Baues und der Glieder der Pflanzen zu dem Lebensprocesse und 
den ihm dienlichen Verrichtungen auf. Eine besondere Untersuchung 
ist der Inhalt der Entwicklungsgeschichte, welche auch für den 
Ausbau der Systematik breitere Grundlagen schafft. 





) Handelt es sich also um die Beschaffung von Wasser in wasserarmen Terri- 
torien oder ura die Wegschaffung desselben aus versumpften Gegenden, oder sollen nutz- 
bare Mineralproducte und Gesteine als schätzenswerthe Nebennutzung aufgesucht 
werden, dann wird der Geologe in den meisten Fällen rathend und helfend eingreif:n 
können. Häufig aber kann der Geologe, wie es die Praxis der letzten Decennien gelehrt 
hat, cen Grundbesitzer abhalten, grosse Geldsummen für aussichtslose Unternehmungen 
oder für unvernünftige Grabungen und zwecklose Bohrungen nach Naturschätzen zu opfern. 

Erst in der allerjüngsten Zeit wurden nach den Mittheilungen unseres Professors 
Koch in dem Neogengebiete des oberösterreichischen Tertiärbeckens und der angrenzenden 
Theile von Salzburg und Niederösterreich durch beispiellos billige Tiefbohrungen be- 
deutende Mengen von brennbaren Naturgasen, Spuren von Petroleum, sowie theils jod- 
hältige Salzwässer, theils auch Süsswässer erschlossen, welche heute schon in hohem 
Masse nicht nur der Bodencultur, sondern auch der Industrie und Heilkunde zugute 
kommen, 

In den genannten Gebieten wird vielleicht in der Zukunft das Petroleum er- 
bohrt werden, wie in den gleichalterigen Petroleumterrains von Galizien. 

Die niederösterreichischen und mährischen Land- und Forstwirthe könnten sich 
die in ihren Tertiärböden in der Tiefe aufgespeicherten Massen von brennbaren K.ohlen- 
wasserstoffen und selbstspringenden Wässern leicht nutzuar machen, wenn sie an ge- 
eigneten Punkten Bohrungen vornehmen liessen, wie es oberösterreichische Bauern und 
Industrielle mit Erfolg prakticiren. 

In Contact mit den Forstwirthen kommt der Geologe in den gebirgigen Theilen 
unserer Monarchie zumeist in allen jenen Fragen, welche die Standortslehre oder dıe 
Verbauung von Wildbächen betreffen, oder dort, wo es sich um die Behebung oder Be- 
kämpfung von Rutschungen etc. im grossen Stile handelt. Von der mitunter allzusehr 
schablonenhaft und schematisirend betriebenen Verbauung der Wildbäche ist man erst 
seit jenem Zeitpunkte abgekommen, als man sich allmälig daran gewöhnt hat, jeden 
Wildbach nach Massgabe der entsprechenden geologischen Detailstudien als ein beson- 
deres Individuum aufzufassen, das auch eine ganz besondere Behandlung verlangt wie ein 
einzelner Patient. 


Die Pflanzenphysiologie, deren Fortschritte ganz wesentlich 
aus dem kritisch durchgeführten Experiment entspringen, betrachtet 
die Pflanze nicht mehr bloss als Schauplatz des Wechselspieles bekannter 
chemischer und physikalischer Kräfte, sondern erkannte die leitende 
Rolle des Trägers des organischen Lebens, das Protoplasma, ver- 
möge seiner merkwürdigen Eigenschaften, namentlich auch seiner 
Reizbarkeit durch äussere Einflüsse. 

Als besonderer Zweig der Physiologie bildet sich die Lehre 
von der Lebensweise, den Lebenseinrichtungen und Gewohnheiten 
der Pflanze, die Biologie, aus. Hier war es namentlich das Studium 
der Erscheinungen der Symbiose, der Lebensgemeinschaft zwischen 
verschieden gearteten Organismen, welche höchst lehrreiche Thatsachen 
zu Tage fördert. Alle Anstrengungen sind darauf gerichtet, immer 
schärfer zu erkennen, wie die Pflanze lebt; darauf müssen ja die 
Gesetze beruhen, nach welchen die Production der organischen Substanz 
und das Wachsthum der Pflanze sich vollzieht. ') 

Eine ganz ähnliche Entwicklung nahm die allgemeine Zoologie 
und die specielle oder systematische Zoologie. 

Die dritte Gruppe von Grundwissenschaften, welche in das grosse 
moderne Gebiet der Staatswissenschaften fällt, hat für die Boden- 
cultur dieselbe Tragweite wie für die Industrie und andere Richtungen 
der productiven Arbeit. Schon bei der Errichtung unserer Hochschule 
hat man der hervorragenden Rolle, welche die Production or- 
Sanischer Naturerzeugnisse in der Staats- und Volkswirth- 
schaft einnimmt, entsprechend Rechnung getragen und erkannt, 
dass die rationelle Bodencultur nicht bloss von den die Technik der 
Production beherrschenden Gesetzen und Lehren abhängig ist, sondern 
dass es sich hiebei ebensosehr um die Kenntniss und Beachtung der 
die Production und Consumtion regelnden Grundsätze der Oekonomik 
handelt. Bei uns geschah es das erstemal, dass nebst der National- 
ökonomie und Gesetzkunde auch der Statistik und vor Allem der 
Verwaltungslehre neben dem Verwaltungsrechte der Bodencultur 
eine ansehnliche Stelle im Lehrplane für Land- und Forstwirthe ein- 
geräumt wurde. Ausserdem wurden Finanzgesetzkunde und Finanz. 
wissenschaft eingeführt. Auch hier handelt es sich um die Erkenntniss 
eines Lebensprocesses, des wirthschaftlichen in der Gesellschaft, 
in Volk und Staat. °) 5 





1) Vergleiche Hofrath Professor Dr. Julius Wiesner’s Gedenkrede auf den ver- 
ewigten Collegen, unseren ersten Professor der Anatomie und Physiologie der Pflanzen, 
Dr. Josef Böhm. 

2) Gross sind die Verdienste, welche sich der Statistiker Professor v. Neumann- 
Spallart in seiner Stellung an unserer Hochschule um die Geltung der staatswissen- 
schaftlichen Disciplinen im Lehrgebäude der Bodencultur erworben hat. 
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Bilden Mathematik und Naturwissenschaft die Ausgangs- 
punkte für die fachmännische Bildung der Berufsangehörigen der 
Bodencultur, so sind die Staatswissenschaften die Quelle der Bildung 
des zukünftigen Staatsbürgers und besonders des Beamten. 

Je höher das Niveau der fachlichen Ausbildung sein soll, desto 
breiter muss die Basis werden, soll eine Standhaftigkeit des Wissens 
erzielt werden. Dort aber, wo die Aufgabe der Lehre an der Be- 
fähigung zu selbstständiger Forschung und zur verantwortungs- 
vollen Führung grosser Wirthschaften heranreicht, muss ein aus- 
gedehntes tragsicheres Fundament geschaffen werden. 

Unser Plaidoyer für die Hauptdisciplinen, die eigentlichen Berufs- 
fächer, wird wesentlich kürzer sein können. 

Im Mittelpunkte der landwirthschaftlichen Fachbildung steht der 
Pflanzenbau, der durch die Naturwissenschaften vorbereitet wurde 
und auf diesen, besonders aber auf der Physiologie der Culturpflanzen 
seine Lehre aufbaut. Mit dem Fortschritte: der Physiologie hat man 
sich in neuerer Zeit intensiver dem Studium der Pflanze selbst und 
im - Weiteren jeder einzelnen: Culturpflanze zugewendet. Diese 
Tendenz hat von allen Capiteln der Pflanzenbaulehre die Düngerlehre 
am durchgreifendsten verändert. Da die verschiedenen Pfianzengruppen 
sich der Zusammensetzung und Düngung des Bodens gegenüber sehr 
ungleich verhalten, fasst man jetzt die Düngung mehr als eine 
Düngung der Pflanze, denn als eine Düngung des Bodens auf. 

Das Studium der einzelnen Pflanzenarten in ihren specifischen 
Ansprüchen war ausserordentlich erfolgreich; es hat die Lösung der 
sogenannten Stickstofffrage gebracht, und, wie ein hervorragender 
praktischer Landwirth zu dieser grossen Entdeckung der Assimilation 
des freien Stickstoffes durch eine Gruppe von Pflanzen den Anstoss 
gegeben hat, so verdankt der landwirthschaftliche Betrieb derselben 
wichtige praktische Massregeln. Weiter rief es Studien über den 
zeitlichen Verlauf der Nährstoffaufnahme durch die Pflanzen hervor 
und schuf exacte Methoden, um im Vegetationshause und am Felde 
das Verhalten der Pflanzen gegen Nährstoffe festzustellen. 

Untersuchungen über den Werth chemischer Bodenanalysen, über 
neue Düngemittel, über die Behandlung des Stalldüngers und über die 
Bacterien des Bodens und des Düngers sind zahlreich entstanden. In 
der Bodenkunde erstreckte sich die Forschung von den chemischen 
auch auf die für das Pflanzenwachsthum so wichtigen physikalischen 
Bodeneigenschaften. 

Auf dem Gebiete des Pflanzenbaues im engeren Sinne wurde be- 
sonders die Lehre vom Saatgut, ferner die Kenntniss einer Reihe 
von physiologischen Processen im Pflanzenleben (Befruchtung, Reife) 
gefördert; einen besonderen Aufschwung nahm aber die Forschung, 
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als sie, neuen Bahnen folgend, sich gründlich mit den Eigenschaften 
der Pflanzenarten und -Sorten beschäftigte, und zwar nicht nur mit 
einzelnen, sondern mit ihrer Gesammtheit und in ihren gegenseitigen 
Beziehungen, ihrer Correlation. Für eine Reihe von Pflanzen, speciell 
Zuckerrübe und Gerste, konnte nachgewiesen werden, wie ihre morpho- 
logischen und physiologischen Eigenschaften in engster Beziehung zu 
einander stehen, die Abänderung einer derselben auch die Abänderung 
eines ganzen Complexes solcher zur Folge hat. Daraus resultirte, dass 
physiologische Eigenschaften sich auch im Aeusseren der Pflanze aus- 
prägen müssen und dass gewisse Eigenschaften mit einander unvereinbar 
sind. Diese Studienergebnisse bilden in Zukunft die wissenschaftliche 
Basis der Pflanzenzüchtung — ein neues Kind der Pflanzenbau- 
lehre. Ein anderer Descendent ist die Phytopathologie, welche 
durch die Ausbildung des Pflanzenschutzes immer mehr dazu dient, 
grosse Werthe, welche jährlich auf dem Spiele stehen, zu erhalten. '). 

Wie sich in einem Verkehrsnetze häufig‘ an die Hauptlinien 
Flügelbahnen von besonderer wirthschaftlicher Tragweite anschliessen, 
so zweigen vom Pflanzenbau der Wein- und Obstbau ab. Die beiden 
Richtungen, nahe verwandt, erhalten an Specialanstalten gemeinschaft- 
liche Pflege, für uns sind sie nicht zu vernachlässigende Specialitäten 
des Pflanzenbaues. ?) 

Die Reblaus, die Peronospora und andere parasitäre Krankheiten 
haben den Weinculturen so enormen Schaden zugefügt, dass man sich 
veranlasst sah, in verschiedenen Formen Staatshilfe zu gewähren, legis. 
lative und materielle. Diejenigen, welche Weinbau treiben, müssen ihre 
Culturen den geänderten Verhältnissen anpassen, wenn nicht, sind sie 
gezwungen, ihn aufzugeben. Die Vermehrung und Veredlung der Obst- 
bäume, die Erziehungsarten der Obstbäume in den Baumschulen, die 
Pflege und Behandlung der Obstplantagen, die Ernte und Verwerthung‘ 





1) Professor Dr. v. Liebenberg, der Nachfolger unseres unvergesslichen Haber-- 
landt, entwickelt für die Zukunft des Faches folgendes Programm: 

In Zukunft hat die Pflanzenproductionslehre wie bisher die Aufgabe, auf breitester- 
naturwissenschaftlicher Basis die Technik des Landbaues fortzuentwickeln, und so weit ist 
ihr Fortschritt bestimmt durch den der Naturwissenschaften. 

Während sie aber bisher ihre Lehrsätze sehr allgemein und die Verhältnisse- 
generalisirend fasste, muss sie in Zukunft die Physiologie jeder einzelnen Culturpflanzenart. 
auf das Genaueste ergründen und auf dieser ihre technischen Massnahmen aufbauen. 

Je weiter in dieser mühsamen Forschung gegangen wird, umsomehr wird die 
Technik in der Lage sein, die in der Pflanze und ausserhalb derselben liegenden Momente- 
der Entwicklung in Einklang zu bringen. 


2) Die Vorlesungen über Obst- und Weinbau waren der Reihe nach dem Director: 
Hermann Goethe, August Freiherrn v. Babo und Professor Joh. von Zotti anvertraut. 
Vor zwei Jahren trat eine Bifurcation ein, indem der Weinbau dem Professor Leopold. 
Weigert, der Obstbau dem Professor Franz Sicha übertragen wurde. 
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‚des Obstes bilden den Hauptinhalt der Lehre vom Obstbau — ein 
Zweig der Bodencultur und Wirthschaft, dem man namentlich in Oester- 
reich grösseren Werth beilegen sollte. 

Freilich ist die wirthschaftliche Seite dieser Zweige des Pflanzen- 
baues nicht in Vergleich zu stellen mit der Thierzucht, die von Tag 
zu Tag mehr in den Vordergrund tritt. 

Die Morphologie und Physiologie der Thiere, ihre Methoden und 
Ergebnisse mussten — es ist dies eine Forderung der Zeit — auf die 
Zucht landwirthschaftlicher Hausthiere angewendet werden. Genaue 
Messungen der Körperformen, ferner die Feststellung hervorragender 
wirthschaftlicher Eigenschaften (Punkte, Points) sowie Gewichtsbe- 
stimmungen des Körpers, die nach verschiedenen Methoden aus ge- 
wissen Körperverhältnissen berechnet werden, das sind die wesentlichen 
Fortschritte'der Morphologie der Hausthiere. Von Wichtigkeit ist auch 
die Feststellung des Einflusses von Klima, Nahrung und Uebung auf 
die Körperform der landwirthschaftlichen Hausthiere; dies bildet den 
Inhalt der »Naturgeschichte der Hausthiere«.!) 

Ein besonderes Gebiet bildet die Erforschung der Vererbungs- 
erscheinungen, wodurch die Erfolge der Züchtung gesichert und fort- 
gesetzt werden. Was Klima, Nahrung und Uebung geschaffen haben, 
‘das wird durch Vererbung zum dauernden Besitz der Thierzucht. 

Sowie sich aus dem Pflanzenbau einzelne Zweige zu besonderen 
Fächern, welche die theoretischen Führer von ganzen Berufen wurden, 
herausgebildet haben, so hat auch die Viehzucht bestimmte Aufgaben 
besonders entwickelt und zu selbstständigen Gewerben ausgebildet; so 
z. B. das Molkereiwesen. Das Zurückgehen der Getreidepreise drängte, 
um die Erträgnisse der landwirthschaftlichen Betriebe zu retten, zur 
Milchwirthschaft, welche zur Zeit der Errichtung unserer Hochschule 
‚ausserordentlich an Beachtung gewann. Sie wurde zu einem wohl aus- 
gestalteten landwirthschaftlichen Gewerbe, das in vielen Länderstrecken 
den Kern des Landwirthschaftsbetriebes bildet. Die Erfindung und Ein- 
führung der Entrahmungscentrifuge gegen das Ende der Siebzigerjahre 
und die Ausbildung der Bacteriologie wurden die Haupterrungen- 
schaften. Der technische Betrieb konnte in einen continuirlichen und 
automatischen umgewandelt werden. Die Bacteriologie lehrte die Be- 
(dingungen, unter denen die zersetzenden und gesundheitsschädlichen 
Mikroorganismen von den Producten ferngehalten oder in denselben 
‘durch Pasteurisiren, Sterilisiren etc. vernichtet werden können; ja, sie 
lehrte auch durch Einführung nützlicher Bacterien dem Betriebe die 
gewünschte Sicherheit zu verleihen, wie dies bisher mit Erfolg in der 


!) Dieses Lehrfach wurde durch Professor Dr. Martin Wilckens an der Hoch- 
schule für Bodencultur gleichzeitig mit deren Errichtung eingeführt, die erste landwirth- 
schaftliche höhere Lehranstalt, welche diese Disciplin in ihren Lehrplan aufnahm. 
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Butterbereitung mit Hilfe von bestimmten Bacterienreinculturen, ver- 
einzelt auch in der Käserei, zur Anwendung gelangt ist. 

Eine weitere Analogie der zoologischen Aufgaben mit den botani- 
schen an unserer Hochschule besteht darin, dass, wie dem Pflanzen- 
baue die Phytopathologie zur Seite gestellt wird, auch der Thierzucht 
die Lehre von den Krankheiten der Hausthiere als unentbehrliche Er- 
gänzung gegeben wird. 

Die Thierheilkunde hat die Periode der rohen Empirie über- 
wunden; sie fusst sowie ihre Schwester, die Menschenheilkunde, auf 
feststehenden wissenschaftlichen Grundsätzen. Die antiseptische Wund- 
behandlung, eine der grössten Errungenschaften unseres Jahrhunderts 
auf medicinischem Gebiete, ist auch der Thierheilkunde zugeführt 
worden. Ophthalmoskopie und Laryngoskopie werden auch an Thieren 
gegenwärtig geübt. Die von Pasteur angeregten Schutzimpfungen 
gegen Milzbrand, an die sich dann jene gegen Rauschbrand der Rinder 
und gegen Rothlauf der Schweine anschliessen, sind zur ausgebreiteten 
Anwendung gelangt und haben eine um so grössere Bedeutung, weil 
sie eigentlich die Grundlage für ähnliche Immunisirungen bei Menschen 
abgegeben haben. Die beim Menschen immer mehr an Ausbreitung ge- 
winnende Serumtherapie wird auch in der Thierheilkunde angewendet. 
Noch ist der Einführung des Tuberculins und des Malleins als dia- 
gnostische Hilfsmittel in die Thierheilkunde zu erwähnen. Unsere 
Studirenden werden allerdings nicht zu Thierärzten herangebildet, aber 
sie müssen über jene Krankheiten informirt werden, die als Seuchen 
auftreten und den Erfolg des landwirthschaftlichen Betriebes in Frage 
stellen, damit sie die Art der Infection, sowie die Vorbauungsmassregeln 
kennen lernen; auch bei anderen Krankheiten kann eine zweckmässige 
erste Hilfe für den weiteren Verlauf ausschlaggebend sein. 

Gibt die Pflanzen- und Thierwelt der Landwirthschaft ihren Inhalt, 
so sind auch das Pflanzen- und Thierreich in einer besonderen Er- 
scheinungsform der. belebte Wald. 

Die Waldbaulehre, einst nur eine Summe von Erfahrungssätzen, 
hat durch die wissenschaftliche Sichtung und Begründung derselben 
wesentlich gewonnen. Bestandesgründung und Bestandespflege beruhen 
nicht mehr auf Regeln, die aus einseitigen örtlichen Beobachtungen ab- 
geleitet wurden, sondern auf geordneten, allgemein giltigen Grund- 
sätzen. An die Stelle zu weit gehender Bevorzugung einzelner weniger 
Holzarten trat das Streben, allen ökonomisch wichtigen Ansprüchen 
der Holzindustrie gerecht zu werden. Die Schablone ist aufgegeben 
an ihre Stelle tritt die freie Beurtheilung der gegebenen Verhältnisse, 
die Rücksicht auf die Ziele der gesammten Forstwirthschaft. 

Die Gefahren, welche dem Forste drohen, insbesondere von Seite 
der forstschädlichen Insecten und parasitären Pilze, sind so erheb- 


liche, dass man die Bekämpfung dieser Gefahren durch ein besonderes 
Lehrfach, den Forstschutz, zu sichern bestrebt ist. 

Auch hier wurde der wissenschaftliche Weg, und zwar mit dem 
grössten Erfolge betreten. Die biologischen Forschungen der Neuzeit 
haben uns das Wesen der Feinde des Waldes näher kennen gelehrt, 
und das ist die erste Bedingung für die Besiegung derselben. Der 
Borkenkäfer, die Nonne, die gesellige Fichtengespinnstblattwespe, ferner 
die auf mehreren Nadel- und Laubhölzern lebenden Gallenläuse, sowie 
die unsere Forstculturgewächse bedrängenden heteroecischen und 
andere Pilze etc. sind der wissenschaftlichen Untersuchung unterworfen 
worden, und an den Ergebnissen derselben misst man den Werth der 
von der Empirie vorgeschlagenen Bekämpfungs-Recepte. Jene, welche 
der wissenschaftlichen Kritik Stand halten, und noch viel mehr 
die Präventivmassregeln sind für die Forstwirthschaft vom höchsten 
Belange. Ihre Kenntniss und Anwendung bezeichnen den modernen 
Forstwirth. !) 

Der Forstmann steht aber dem Thierreiche nicht bloss feindselig 
seerenüber. Er erblickt in der’Jagd und Fischerei wichtige wirth- 
schaftliche Betriebe, die er auch dann nicht vernachlässigen darf, wenn 
sie für ihn keinen sportlichen Reiz haben sollten. Jagdbetrieb und 
Fischerei bilden daher die Aufgabe von speciellen Docenten an unserer 
Hochschule, und sie haben genug zu thun, wenn sie die Fortschritte 
derselben in wissenschaftlicher und praktischer Beziehung unserer 
Hörerschaft vermitteln wollen. Die Aufgabe der Schule besteht aber 
nicht bloss darin, die modernsten Errungenschaften des Jagd- und 
Fischereibetriebes und der Wild- und Fischzucht vorzuführen, die legis- 
latorischen Massregeln auf diesem Gebiete zu beleuchten, sondern 
es muss auch jenes oft schwierige Urtheil vorbereitet werden, das. 
zwischen den Interessen des Forstbetriebes und Forstschutzes einer- 
seits und der Jagd andererseits und zwischen der wichtigen Wasser- 
wirthschaft einerseits und der Fischzüchtung und Fischnutzung anderer- 
seits besteht. ?) 

Die Hochschule beschränkt sich aber nicht darauf, dem zukünftigen 
Land- und Forstwirthe die für die Ausübung seines Berufes unent- 
behrlichen Fachkenntnisse zu vermitteln, sie geht weiter, indem sie in 


!) Ein unermüdlicher und fruchtbarer Forscher auf diesem Gebiete, Professor 
Gustay Henschel, ist uns frühzeitig durch den Tod entrissen worden; er und sein Nach- 
folger Professor Friedr. Wachtl empfehlen in Uebereinstimmung mit dem Vertreter des 
Waldbaues die Anzucht gemischter Bestände und die Gründung derselben auf möglichst 
naturgemässe Weise. Die forcirte Einseitigkeit in der Bestandsgründung hat uns ja auch 
die Seuchen in der verheerendsten Form gebracht. 

?) Auch um die Einführung der Jagd- und Fischereilehre hat sich Henschel 
verdient gemacht, 
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den Lehrkanzeln für land- und forstwirthschaftliche Betriebs- 
lehre die ganze Thätigkeit des Leiters einer Wirthschaft zu- 
sammenfasst und alle führenden Grundsätze in einem Gesammtbilde 
vereinigt. | 

Für die landwirthschaftliche Betriebsführung ist nicht mehr die 
unmittelbare Deckung der häuslichen Bedürfnisse allein massgebend. 
Der Landwirth ist vielmehr berufen, die Unterstützung anderer Wirth- 
schaften anzurufen. Schon für die Beschaffung der Betriebsmittel und 
für den Absatz seiner Producte tritt er mit den fernsten Gegenden in 
Verbindung. Die Anforderungen, die heute der Staat an den Land- 
wirth stellt, machen sich zwingend bemerkbar. Die landwirthschaftliche 
Betriebslehre muss den Landwirth über seine staatsbürgerliche Stellung, 
über seine socialen Pflichten informiren. Sie muss für ihn in jedem 
einzelnen Falle Führerin sein, wenn eine Veränderung der Verhältnisse 
eintritt. Die Technik stellt dem Landwirthe zahlreiche Behelfe zur Ver- 
fügung, um ihn zur Vertiefung und Verbreiterung des Betriebes zu 
befähigen. Und da muss wieder die landwirthschaftliche Betriebs- 
lehre den Landwirth anleiten, die zum Ziele führenden Mittel auszu- 
wählen und dieselben dem Productionsprocesse seiner Einzelwirth- 
schaft harmonisch anzupassen. Während früher die Wirthschaftssysteme 
vorherrschend dogmatisch gelehrt wurden, betont die moderne Be- 
triebslehre die Nothwendigkeit der Einfügung der Einzelwirthschaft 
des Landwirthes in die Volkswirthschaft und befasst sich mit der 
rechnerischen Durchdringung des landwirthschaftlichen Productions- 
processes.) 

Die Forstbetriebslehre unterscheidet sich von der landwirth- 
schaftlichen wesentlich dadurch, dass die erste über äusserst werth- 
volle, auf mathematischen Deductionen beruhende Requisiten — Holz- 
messkunde, Waldwerthberechnung (forstliche Statik) — welche 
eine verhältnissmässig weit gediehene Vollständigkeit erreicht haben, 
verfügt. Andererseits ist ihre Aufgabe in Hinsicht der Feststellung der 
günstigsten Bewirthschaftungsweise, der Sicherung der Nachhaltigkeit 
des Waldertrages und der diesem Ziele entsprechendsten Ordnung 
des ganzen Wirthschaftsbetriebes auch eine weit umfassendere und 
schwierigere als dort. Die Richtung ist gegeben, seitdem an Stelle 
des früher vorwiegend auf den grössten Holzmassen- oder Brutto- 
geldertrag gerichteten Strebens die Anwendung einer richtigen Renta- 
bilitätsrechnung auch in der Forstwirthschaft immer mehr Eingang 


!) Ein erfahrener Fachmann und hochangesehener Lehrer des landwirthschaftlichen 
Betriebes, Hofrath W. Hecke, musste, dem unerbittlichen Gesetze gehorchend, nach Er- 
reichung des 70. Jahres, glücklicherweise noch rüstig und thatenfroh, von dem Lehramte 


an unserer Schule scheiden. Hecke befasste sich eingehend mit dem Studium der Gross- 
betriebe. | 


gefunden hat.!) Auch die Forstbetriebseinrichtung wird eher nach 
Vereinfachung und Klarheit zu streben haben als nach Erweiterung. 
Freie Beweglichkeit in der Disposition der Wirthschaft und vortheilhafte 
Benützung jedes Standortes und Bestandes haben an Stelle der bisher 
‚oft allzusehr bevorzugten Regularität und Uniformität zu treten. In der 
Erkenntniss der Entwicklungsgesetze des Einzelbaumes und seiner gesell- 
schaftlichen Vereinigung zu Beständen, welche Kenntniss ebenso für 
die forstliche Ertragsregelung als für die Lehre der Bestandespflege eine 
nothwendige Grundlage bildet, haben wir in der jüngsten Zeit wesent- 
liche Fortschritte zu verzeichnen. Doch bleibt der weiteren Forschung 
in dieser Richtung noch ein grosses und dankbares Arbeitsfeld offen. 

Die Forstverwaltungslehre, eine weitere Disciplin der forst- 
lichen Betriebslehre, stellt sich die Aufgabe, die Studirenden mit den 
Grundsätzen vertraut zu machen, nach welchen die Verwaltung und 
Verrechnung des grossen Forst- oder Domänenbesitzes einzurichten ist. 
Die Steigerung der materiellen Erfolge des Betriebes wird aber vor- 
nehmlich auf dem Gebiete der Technik im engeren Sinne des 
Wortes zu suchen sein. 

Diese Auffassung war schon bei der Organisirung der Hochschule 
massgebend, dass die Ingenieurfächer, welche sich selbstständig und 
unabhängig von der. Praxis der Bodencultur ausgebildet und einen so 
nachhaltigen Einfluss auf Cultur und Wirthschaft genommen haben, 
nicht nur zu vielfältigen neuen Anwendungen in der Landwirthschaft 
berufen seien, sondern dass sie auch mit ihrem enormen wissenschaft- 
lichen Apparate zu einer Correctur der Empirie in allen jenen Fällen 
dienen könnten, in welchen Land- und Forstwirthe, man könnte sagen 
auf eigene Faust, an die Lösung von Aufgaben der Technik im engeren 
Sinne des Wortes De ngetreten sind. Gewiss haben das landwvirth- 
schaftliche Re wWesen und das forstliche Transportwesen mit Be- 
nützung der Wasserläufe ohne Mitwirkung von berufsmässig erzogenen 
Ingenieuren Erstaunliches, häufig auch Mustergiltiges geleistet. - Die 
Meliorationstechnik, insbesondere die in England in den F ünfzigerjahren 
zuerst mit Erfolg betriebene Entwässerung (Drainage), ist wohl auch 
nicht von berufenen Technikern inicirt worden. In dem Momente aber. 





‘) Ein impulsives und explosives Naturell, ein Mann von moderner Bildung und 
edelstem Streben, Arthur Freiherr v. Seckendorff, den wir schon nach Mariabrunn 
berufen hatten und der von da aus an die Hochschule überging, hat das Verdienst, eine 
Fülle von Anregungen gegeben zu haben, von denen heute noch zwei in ihren wichtigen 
Folgen beachtet und hier erwähnt werden müssen. Die eine ist die Errichtung einer 
staatlichen forstlichen Versuchsanstalt, ihr Werth wird immer von den sie 
leitenden Personen abhängen; die andere ist das Wildb achverbauungswesen, das 
heute schon in Oesterreich erhebliche Bedeutung erlangt hat. Seckendorff verstand 
den Pulsschlag der Zeit und wusste im richtigen Momente agitatorisch aufzutreten. Wäre 
er nicht an seiner Unstetheit gescheitert, er müsste heute gefeiert werden. 
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wo man durch die Errichtung einer Hochschule für Bodencultur die 
universelle Ausbildung der Fachleute ins Auge gefasst hat, musste — 
und gerade besonders mit Rücksicht auf die österreichischen Verhältnisse — 
auch beim culturtechnischen Studium das gesammte Ingenieur- 
wesen der bautechnischen und maschinentechnischen Richtung 
herangezogen werden. 

Für die landwirthschaftliche Section war schon von vorneherein 
cine Lehrkanzel für Maschinen- und Meliorationswesen in die 
Organisation aufgenommen. Auch an der Forstakademie in Mariabrunn 
bestand am Anfange der Siebzigerjahre bereits eine Ingenieurlehrkanzel, 
welche das forstliche Bau- und Maschinen-Ingenieurwesen und 
die Technologie des Holzes umfasste. Diese Lehrkanzel wurde bei 
Creirung der forstlichen Section an der Hochschule für Bodencultur 
selbstverständlich mit übernommen. 

Die chemische Technologie, als die wissenschaftliche Erläute- 
rung und Durchdringung der auf chemischen Vorgängen beruhenden 
land- und forstwirthschaftlichen Industrien, hatte gleichfalls schon 
vom Anfange an einen Lehrstuhl. Das waren die Grundlagen, aus denen 
durch die Macht der Thatsachen die heutige Stellung der technischen 
Fächer an der Hochschule herauswuchs. Zur Vorbereitung oder auch 
nebenher laufend dienten Docenturen für Hochbau und allgemeinen 
Wasserbau. o 

Das Verständniss für die wirthschaftliche Bedeutung der Cultur- 
technik machte rapide Fortschritte. Auch die Staatsverwaltung wendete 
derselben gesteigerte Aufmerksamkeit zu, die Begründung von Melio- 
rationsfonds, die einschlägige Reichs- und Landesgesetzgebung beför- 
derten das Bedürfniss nach fachlich ausgebildeten Culturtechnikern, und 
an die Hochschule trat die Forderung heran, diese Ausbildung zu über- 
nehmen, da eine. gründliche Kenntniss der landwirthschaftlichen Bedürt- 
nisse eine erste Vorbedingung für die Ausübung dieses Berufes darstellt. 
Das Meliorationswesen fand in Sachsen, Bayern, Hannover, Elsass- 
Lothringen und in Ungarn begeisterte und fachkundige Vorkämpfer. 
Dr. Dünkelberg hatte eine erfolgreiche Agitation eingeleitet, deren 
Kreise sich auch über Oesterreich ausbreiteten. Man konnte daher 
nicht zurückbleiben und richtete ein besonders organisirtes culturtech- 
nisches Studium an unserer Hochschule ein. !) 


1) Professor Dr. Emil Perels, ein Mann von grosser Gestaltungskraft und hervor- 
ragender Vertreter der descriptiven landwirthschaftlichen Maschinenkunde, welcher sich 
auch literarisch auf dem Gebiete des Meliorationswesens bemerkbar machte, nahm die 
Einrichtung des culturtechnischen Studiums in die Hand. Leider wurde er frühzeitig der 
ihm natürlich zukommenden Aufgabe der Führung dieser Section durch den Tod entrissen. 
Sein Nachfolger, Professor Adolf Friedrich, erweiterte den Stoff der Vorlesungen 
über Culturtechnik durch Aufnahme des Erdbaues, der Entwässerung und Bewässerung 
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Dasselbe dürfte mit der Ausbreitung der culturtechnischen Mission 
in der Praxis Schritt halten und wird dazu beitragen, neue Volks- 
vermögen zu schaffen, die Leistungsfähigkeit und Steuerkraft der: Boden- 
production zu heben. ') 

Aber nicht bloss die Regelung der Flüsse und ihrer Zuläufe, die 
Verbesserungund Gewinnung von Culturboden durch Entwässerungund Be- 
wässerung sind Probleme, mit denen sich der Urproducent zu beschäftigen 
hat. Er muss die Wasserkraft zu sammeln und notorisch auszunützen 
verstehen, er muss die hiefür nicht geeigneten oder noch nicht berufenen 
Wasseradern als Transportanstalten benützen können, er soll den 
Werth und die Einrichtung der künstlichen Wasserstrassen zu 
beurtheilen vermögen, mit anderen Worten, er darf den allgemeinen 
Aufgaben des Wasserbaues nicht ferne stehen und muss die Eignung 
haben, in einzelnen Fällen für die Benützung dieser gerade in den 
österreichischen Königreichen und Ländern bedeutungsvollen Quelle 
des Fortschrittes selbst fachmännisch einzutreten. Andererseits muss er 
den verderblichen, den Grundbesitz schädigenden und auch sonst devasti- 
renden Wirkungen ungezügelter Wasserläufe entgegenzuwirken vermögen. 
So trat die Lehre von der Wildbachverbauung, welche in Südfrank 
reich ihre Ausbildung erfuhr, nach den verheerenden Hochwasser-Kata- 
strophen des Jahres 1882 als eine unaufschiebbare, für die Hochschule für 
Bodencultur eminent wichtige Angelegenheit auf. Die Einführung eines 
obligaten Collegiums für Wildbachverbauung war die nächste Folge. 

Das forstliche Transportwesen hatte in einer bis in unsere 
Zeit hereinreichenden Periode eine originelle, technisch hochinteressante 
Form angenommen durch die Bringung von Holz als Freitrift oder in 
Flössen. Meisterwerke der Baukunst sind in den letzten hundert Jahren 
und vereinzelt schon früher entstanden: Klausen zur Aufsammlung des 
Wassers, Rechen zur Dirigirung und zum Auffangen des getrifteten 
Holzes, dazu die Regelung des Wasserstandes hiefür und für andere 
Zwecke durch Wehren aller Art. Dieser Transport des Holzes zu Wasser 
bildete, abgesehen von. den verschiedenen Riesen, den schwierigsten 
Theil des forstlichen Bauingenieurwesens, der übrigens jetzt dadurch 
in den Hintergrund tritt, dass die Wasserläufe eine wichtigere wirth- 
schaftliche Verwendung finden und der steigende Preis des Holzes 


(Canalisation und Wasserversorgung der Ortschaften), Verwerthung der Abfallwässer für 
landwirthschaftliche Zwecke und Einführung einer rationellen Wasserwirthschaft durch 
Anlage von Stauweihern. Der Umfang des heutigen hochschulmässigen Studiums des 
Cultur-Ingenieurwesens erscheint in seinem neuesten Werke: »Friedrich, Handbuch des 
ceulturtechnischen Wasserbaues, P. Parey, Berlin 1897«, zum Ausdrucke gebracht. 

) Vergleiche »Das Wesen und die Bedeutung der Culturtechnik«. Oeffentliche 
Antrittsvorlesung, gehalten an der Universität Leipzig am 23. November 1895 von 
Dr. Wilhelm Strecker, Professor an der Universität Leipzig. G. Schönfeld’s Verlags- 
buchhandlung, Dresden 1896. 
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theurere, aber niemals versagende Transportmittel (Wege, Seilbahnen, 
"Strassen, Eisenbahnen und Canäle) zulässt und fordert. 

Die Geschichte des gesammten bautechnischen er 
richtes an der Hochschule lässt sich charakterisiren durch folgende 
Worte: Fortschreitende Specialisirung und analoge Vermehrung der 
Docenturen und Uebergang von der encyklopädischen Darstellung zur 
fachlichen Verdichtung. Die Wildbachverbauung und der Waldwegebau 
werden heute schon so gelehrt, dass die Absolventen unserer Hoch- 
schule anstandslos beim Durchführungsdienste verwendet werden können. 
Bis nun ist der Waldweg und die Waldeisenbahn noch ein blosses 
Betriebsmittel, nicht eine allgemeine Verkehrsanstalt. Canalisirte Flüsse 
und Schifffahrtscanäle sind leider noch gar nicht gewonnen für die 
Transportaufgaben der Bodencultur in Oesterreich; für die Zukunft 
muss wohl dadurch vorgedacht werden, dass die Ausbildung von Weg, 
Eisenbahn und Canal zum Verkehrsmittel in hoch cultivirten Gegenden 
persönliche Qualificationen vorfindet, welche ausreichend gerüstet sind 
für diese Aufgaben, und diese Kräfte muss die Hochschule auch schaffen. 

Die maschinelle und technologische Richtung schliessen sich 
ebenbürtig der bautechnischen an. Für die Landwirthschaft ist es das 
landwirthschaftliche Maschinenwesen und die landwirthschaft- 
lich-chemische Technologie, welche bereits eine ausgezeichnete 
Pflege fanden und den modernsten Fortschritten zu folgen im Stande 
waren. Für die Forstwirthe sind es vornehmlich die Aufgaben der 
Holzbearbeitung, deren Lösung durch diemechanische Technologie 
gewährleistet wird. 

Das landwirthschaftliche Maschinenwesen hat im letzten Viertel- 
jahrhundert hauptsächlich die Verbesserung des bereits Geschaffenen 
betrieben. Die Dampflocomobile, welche in ihren ersten Ausführungen 
pro Pferdekraftstunde 14 %g Kohle beanspruchte, kann heute mit 
2 kg,in ihren einhundertpferdigen Compoundausführungen sogar mit nur 
1 %ge für die gleiche Leistung befriedigt werden und arbeitet mit 
grösserer Sicherheit und Ruhe als früher; die Windmotoren sind 
»sturmsicher« geworden; der Pflug leistet unabhängig von der Ge- 
'schicklichkeit des Pflügers eine vorzügliche Arbeit und braucht dazu 
relativ so wenig Zugkraft, dass wir bereits mehrschaarige Pflüge als 
Spanngeräth benützen, während vor 24 Jahren, in Europa wenigstens, 
der mehrschaarige Pflug nur als Dampfpflug angewendet wurde; die 
Säemaschine, in hohem Masse unabhängig geworden von Arbeits- 
zufälligkeiten und Terrainverhältnissen, liefert eine gleichmässige Aus- 
saat. Während in Amerika in Folge der dort herrschenden hohen 
Arbeitslöhne die Mähmaschine zu ihrer Garben bindenden Construc- 
tion aufstieg, entwickelten sich in Deutschland und Oesterreich die 
Gretreidereinigungsmaschinen zu Gunsten der modernen Müllerei- und 


Mälzereiansprüche. Alle diese Verbesserungen, welche gegenwärtig der 
landwirthschaftlichen Maschine auch schon in den kleineren Betrieben 
allgemeinen Eingang verschafft haben, wurden dadurch möglich, dass 
die en nebst der zweckmässigen Construction auch 
eine solide werkstättengemässe Ausführung der Maschinen als 
unumstössliches Gebot auffassen. In der letzteren Richtung wurden so 
bedeutende Fortschritte gemacht, dass unsere Erzeugnisse heute erfolg- 
reich mit englischen und amerikanischen Fabrikaten concurriren. Trotz 
aller dieser Fortschritte stehen wir im landwirthschaftlichen Maschinen- 
wesen noch am Anfange der wissenschaftlichen Entwicklung. Unsere 
jungen Landwirthe müssen zu autoritativer Kritik befähigt gemacht 
werden, und dazu bedarf es einer von der Hochschule abhängigen 
Maschinen-Prüfungsanstalt. 

Das Maschinenwesen für die Zwecke der Holzbearbeitung ist 
weiter vorgeschritten als die Maschinen für den landwirthschaftlichen 
Betrieb. Auch die Holzbearbeitungsmaschine hat ihren Ursprung in 
England genommen, aber früher als die Maschine zur Bodenbearbeitung. 
Die mechanische Technologie hat die descriptive Methode längst ver- 
lassen und geht inductiv und vergleichend vor. Unsere Lehrkanzel für 
dieses Fach ist auch durch zufälligen Zusammenhang in der glücklichen 
Lage, über ein grosses Hilfsinstitut zu verfügen. 

Gewaltiger, auf einen kürzeren Zeitraum zusammengedrängt und 
daher fast revolutionär erscheint die Umgestaltung der auf chemischen 
Vorgängen beruhenden Industrien, zuvörderst der landwirthschaft- 
lichen Gewerbe. Die Zuckerfabrication hat durch die Einführung 
des Diffusionsverfahrens an Stelle der Pressarbeit, durch die Vervoll- 
kommnung der Saftreinigung und durch die constructive Umgestaltung 
der Feuerungsanlagen, sowie der Verdampfungsapparate, wodurch der 
Wärmeverbrauch um volle zwei Drittel reducirt wurde, grosse Vor- 
theile erlangt; die Ausbeute an Zucker ist theils durch Verbesserung 
der Rübenqualität, theils durch die technischen Fortschritte in der 
Fabrication um mehr als 25 Percent gestiegen. In der Bierbrauerei 
sind in erster Linie die künstliche Kälteerzeugung und die Hefereincultur 
als neuere Errungenschaften ersten Ranges anzusehen. Durch die 
Erstere hat sich die Brauindustrie nicht nur von den klimatischen 
Verhältnissen völlig unabhängig gemacht, sondern ist auch in Bezug 
auf Exactheit und Reinlichkeit des Betriebes in ein Stadium getreten, 
welches den strengsten Anforderungen vollkommen entspricht. Während 
die wissenschaftliche Durchdringung dieses Industrieprocesses früher bloss 
mit Hilfe der Chemie und Physik erreicht wurde, ist heute die Physio- 
logie hinzugetreten. Sie hat besonders im Brauwesen Grosses geleistet. 

Die genaue Kenntniss der mikroskopisch kleinen Freunde und 
Feinde im technischen Betriebe der Gährungsgewerbe, die Auffindung 
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und Beseitigung ganz ungeahnter Infectionsquellen, welche enormen 
Schaden verursachten, die Einführung reingezüchteter Hefe, die Anwen- 
dung von gewaschener und filtrirter Luft im Grossbetriebe und Alles 
was damit zusammenhängt, sind Vortheile, wie sie heute kaum ein 
anderer Industriezweig in diesem Masse aufzuweisen vermag.') 

Die Spiritusfabrication strebte hauptsächlich nach Steigerung 
der Alkoholausbeute und erreichte dies theils durch Verbesserung der 
Kartoffelcultur, grossentheils aber durch viel vollkommenere Auf- 
schliessung, bessere Gährführung und genial durchdachte Construc- 
tionen der Destillirapparate. Die Stärkeproductenerzeugung und 
Weinbereitung sowie die Mehrzahl der chemisch-technischen Gre- 
werbe auf dem Gebiete der Forstbenutzung sind ziemlich stabil ge- 
blieben. Nur die Cellulosefabrication hat sich zu einem wichtigen Zweige 
der Verarbeitung des Holzes emporgearbeitet. Sie ist ein von lag zu 
Tag wichtiger werdender Grundpfeiler der Papierindustrie geworden. 

Der jüngste Zweig der Technik, die Verwendung der Elektricität, 
ist für die Bodencultur gleichfalls belangreich geworden. Ingenieur 
Brutschke führte in einer Versammlung der deutschen Landwirthe in 
Charlottenburg aus, dass in der deutschen Landwirthschaft über 2,500.000 
Pferde und 500.000 Zugochsen in Verwendung stehen, während in 
der Industrie, in den Verkehrsanstalten und im gesammten Handel 
desselben Gebietes nur 600.000 Pferde beschäftigt werden. Ersetzt man 
diese theuersten Arbeitsmittel, soweit dies beim landwirthschaftlichen 
Betriebe überhaupt möglich ist, durch maschinelle Betriebe, so können 
bedeutende Summen erspart und die auf den Markt gebrachten Producte 
verbilligt werden. Da aber keine andere Kraft von einer Centralstelle 
aus unter Umständen mit so geringen Kosten zu erzeugen und auf so 
weite Entfernungen übertragbar ist, als die Elektricität, so folgt, dass 
bei Einführung des maschinellen Betriebes der elektrische eine Haupt- 
tolle zu spielen berufen erscheint. Alle Arten der landwirthschaftlichen 
und der Maschinen für die landwirthschaftlichen Gewerbe können elek- 
trisch angetrieben werden. In Ostpreussen, im Harz u. s. w. sind auf den 
königlich preussischen Domänen über Anordnung des Landwirthschafts- 
Ministers elektrische Betriebe eingeführt worden. Bei uns soll ein der- 
artiger Versuch noch ganz vereinzelt dastehen. Mancher noch ungehobene 
Schatz an Kohle und manche unbenützte Wasserkraft dürften durch 
die elektrische Uebertragung der Landwirthschaft, der Forstindustrie 
zugute gebracht werden können. Um diesem Ausblicke in die Zukunft 
eine concrete Unterlage zu geben und um demselben das Gepräge einer 





1) Professor Franz Schwackhöfer, der Lehrer der chemischen Technologie an 
unserer Hochschule, hat die österreichische Versuchsstation für Brauerei und Mälzerei 
und die Akademie für Brauindustrie organisirtt und damit einer wichtigen Industrie 
einen wichtigen Dienst geleistet. 
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Jules Verne’schen Phantasie zu nehmen, haben .wir einen Docenten für 
Elektrotechnik an unserer Hochschule die Venia legendi gegeben. 

Ich habe meine Uebersicht des Lehrgebäudes der Hochschule 
mit der ältesten Wissenschaft, die bei uns zur Anwendung kommt, der 
Mathematik, begonnen und mit der jüngsten Frucht menschlichen Fort- 
schrittes, der Elektrotechnik, abgeschlossen. Aus dieser Uebersicht wird 
für jeden gerechten Beurtheiler hervorgehen müssen, dass das ganze 
Lehrgebäude der Bodencultur eine zwar complicirte, aber richtig ent- 
wickelte Construction besitzt. Die Möglichkeit, ja vielleicht sogar die 
Nothwendigkeit der Erweiterung dieser gesunden Stammbildung soll 
nicht geleugnet werden. Hier am freien lichten Standorte ist noch Raum 
für manchen Jahrring. 

Es gereicht mir zur besonderen Auszeichnung, dass es mir ver- 
gönnt war, in dieser Halle zu Ihnen zu sprechen und unter der Mit- 
wirkung meiner Berufsgenossen diesen Stoff zu behandeln. — Berechtigt 
der Rückblick auf die bisherige Entwicklung der Hochschule für Boden- 
cultur zu grosser Befriedigung — und das scheint mir festzustehen — 
so darf ich mir wohl gestatten, hervorzuheben, dass ich vor einem 
Vierteljahrhundert, d. i. zu der Zeit, als die Hochschule für Bodencultur 
gegründet und die Transformation der Forstakademie in Mariabrunn 
in die forstliche Section dieser Hochschule zur Discussion gestellt wurde 
im Vereine mit meinen damaligen Collesgen Oser und Marchet mit 
derselben Ueberzeugung und Lebhaftigkeit wie heute für das organisato- 
rische Grundprincip dieser unserer Hochschule eingetreten bin. Die 
Erfahrungen eines Vierteljahrhunderts legitimiren unsere damaligen 
Ansichten, und es ist wahrhaftig für den dienstältesten Lehrer einer 
Anstalt ein hohes Glück, wenn er in dem Momente, wo die Institution 
eine wichtige Errungenschaft, das Beziehen der neuen eigenen Heim- 
stätte, feiert, widerspruchslos behaupten darf, dass er schon vor Be- 
‚gründung der Anstalt für den Organisationsgedanken, den sie verkörpert, 
gekämpft hat, dass er ein Menschenalter hindurch trotz mancher Wider- 
wärtigkeit und Schwierigkeit in seiner Stellung an derselben und trotz 
mancher Verlockung von aussen ihr treu geblieben ist. Ich will jedoch 
dieses persönliche Moment nicht weiter ausführen, denn ich bin. mir ja — 
wie ich eingangs erwähnt habe — des Umstandes genau bewusst, dass 
die heutige Inaugurationsfeier, wenn auch im herkömmlichen Sinne die 
Inauguration des neuen Rectors, thatsächlich aber die Inauguration 
einer nemen hottnunssvollen Aera der Hochschule bedeutet 

Der Palast, der uns nun beherbergt, ist wohl fundirt; er selbst 
aber ist die Gewähr für den von nun ab unanfechtbaren Bestand der 
Hochschule. | 

Von hier aus werden nun die Pionniere der Aufklärung ent- 
sendet; sie werden, mit einem wohlerwogenen und von Jahr zu Jahr 
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vollkommener werdenden wissenschaftlichen Rüstzeuge versehen, hinaus- 
gehen in die praktische Welt und uns dort helfen, wie mit Röntgen- 
Strahlen die Empirie zu durchleuchten, auf dass von ihr nichts übrig 
bleibe als ihr wissenschaftlich berechtigter Kern — die erwiesene 
Wahrheit der Gesetze. 

Meine lieben akademischen Mitbürger! Ihre Lebensaufgabe ist die 
Aufklärung in einem wichtigen schönen Berufe. Man kann aber nicht 
im Berufe allein der Aufklärung dienen und sonst ein Sclave des Vor- 
urtheils, ein Knecht niedriger Gesinnung sein. Darum hoffe ich und 
wünsche sehnlichst, dass Sie dieser Ihnen vom Staate neu erbauten 
Stätte der Wissenschaft in jeder Lage Ihres Lebens Ehre machen 
werden, dass Sie nie mehr der Wissenschaft und Ihrer Aufklärungs- 
mission untreu werden und dass der wirthschaftliche und ethische Lohn 
für Ihre ehrliche Arbeit Ihnen nicht versagt sei. Ihnen ist es vornehmlich 
anheim gegeben, dass das Erstehen dieses Palastes allüberall als be- 
rechtigt anerkannt werde und bleibe. 

Er ist ein unschätzbares Symbol für den Rang und Werth der 
wissenschaftlich gepflegten Bodencultur in unserem Vaterlande. 
Diesen Rang und Werth aber zu behaupten, das ist auch Ihre Sache! 


DERE DAL. DER 


PIE TIO@E SCHULE FÜR BODENCUETUR. 


VON HOFRATH PROFESSOR ADOLF RITTER VON GUTTENBERG. 





DER BAUTECHNISCHE THEIL DIESES BERICHTES IST VOM BAULEITER 


HERRN OBER-INGENIEUR ALOIS KOCH, VERFASST. 








Von dem im Jahre 1868 in Wien stattgehabten agrarischen Con- 
gresse war die Anregung ausgegangen, als Ersatz für die bis dahin 
beiden Reichshälften gemeinsame, im genannten Jahre aber an Ungarn 
übergegangene landwirthschaftliche Lehranstalt in Ungarisch-Altenburg 
eine landwirthschaftliche Hochschule in Wien zu errichten. Dieser Ge- 
danke fand an dem damaligen landwirthschaftlichen Referenten im 
Ackerbauministerium, Hofrath Wilhelm Hamm, einen begeisterten 
Förderer und ebenso im Abgeordnetenhause kräftige Unterstützung, 
so dass bereits in’der Sitzung des genannten Hauses vom 4. Mai 1869 
die Errichtung einer landwirthschaftlichen Hochschule in Wien zum 
Beschlusse erhoben und zugleich der Betrag von 30.000 fl. als erste Rate 
für die hiezu erforderlichen baulichen Herstellungen bewilligt wurde. 

Für die Unterbringung dieser neu zu errichtenden Hochschule wurde, 
nachdem hiefür vorübergehend der dem Thierarznei-Institute gegenüber- 
liegende „Fürstenhof“ im III. Bezirke in Aussicht genommen war, das 
ehemals Graf Schönborn’sche Palais in der Laudongasse (VIII. Bezirk) 
von der Stadt Wien in Miethe genommen und sofort an die Adaptirung 
desselben für die Zwecke der Hochschule geschritten. Es war damals 
beabsichtigt, nur für die wichtigsten Fachdisciplinen, als Agricultur- 
chemie, Pflanzenbau, Thierzucht, landwirthschaftliche Betriebslehre, 
landwirthschaftlich-chemische Technologie, dann landwirthschaftliche 
Maschinen- und Geräthekunde, besondere Lehrkanzeln zu errichten, für 
die grundlegenden und Hilfswissenschaften aber Docenten von der 
Universität und der technischen Hochschule zu gewinnen; doch musste 
schon zur Unterbringung eines Theiles der obengenannten Lehrkanzeln 
an das bestehende Gebäude ein neuer Tract gegen die Langegasse 
angebaut werden, und wurden für diesen Zubau sowie die Adaptirung 
und Einrichtung des ganzen Gebäudes rund 90.000 fl. verausgabt. 

Inzwischen war im Jahre 1871 in dem für diese Angelegenheit 
vom Abgeordnetenhause eingesetzten Comite ein Antrag auf Erweite- 
rung der neu zu errichtenden Lehranstalt zu einer Hochschule für 
Bodencultur mit einer landwirthschaftlichen und einer forstlichen 
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Section, beziehungsweise auf Auflassung der seit 1813 in Mariabrunn 
bestehenden Forstakademie und Einbeziehung derselben als zweite 
Section in diese Hochschule, zur Annahme gelangt und demgemäss 
ein neuer Entwurf des Statutes derselben im Ackerbauministerium aus- 
gearbeitet worden. Am 3. April 1872 votirte das Abgeordnetenhaus 
das Gesetz, betreffend die Bedeckung der Kosten für die Errichtung 
einer Hochschule für Bodencultur, worauf das Statut derselben am 
6. Juni 1872 die Allerhöchste Sanction erlangte. 

Da für die Unterbringung der zweiten Section noch die Räum- 
lichkeiten fehlten, so wurde im Herbste 1872 vorläufig nur die land- _ 
wirthschaftliche Section mit der feierlichen Inauguration des ersten 
Rectors der Hochschule, Professor Dr. Martin Wilckens, eröffnet. 

Ein geeignetes, von dem ersten nur wenig. entferntes Gebäude 
für die Unterbringung der forstlichen Lehrkanzeln sowie auch einiger 
allgemeiner Disciplinen, deren selbstständige Besetzung an der Hoch- 
schule sich als nothwendig erwiesen hatte, fand sich in dem Hause 
Nr. 17 der Skodagasse; geeignet insoferne, als dasselbe schon früher 
Unterrichtszwecken gedient hatte, daher mit geringen Kosten — aller- 
dings nur zur Noth — dem neuen Zwecke angepasst werden konnte, 
dann insoferne, als mit dem Gebäude auch der zugehörige Garten von 
circa 4, Aa Grundfläche gemiethet und damit einem dringenden Be- 
dürfnisse jener Lehrkanzeln, welche Anbau- und Versuchsflächen be- 
nöthigen, wenigstens einigermassen entsprochen werden konnte. 

Im Herbste 1875 erfolgte die Uebersiedlung der forstlichen Lehr-- 
kanzeln und der dort bestandenen bedeutenden forstlichen Bibliothek 
von Mariabrunn nach Wien, und so konnte denn mit Beginn des Studien- 
jahres 1875/76 auch die zweite Section der Hochschule für Bodencultur 
eröffnet werden. 

Die Unterbringung der Hochschule in den beiden hiefür ge- 
mietheten Gebäuden, insbesondere in jenem der Skodagasse, war von 
Anfang an nur als eine provisorische gedacht gewesen; es beweist dies 
schon der Umstand, dass für die Adaptirung des letzteren Gebäudes ein- 
schliesslich der Kosten der Uebersiedlung von sechs Lehrkanzeln von 
Mariabrunn nach Wien nur der Betrag von 15.000 fl. aufgewendet 
wurde, ferner der Umstand, dass schon vor dieser Uebersiedlung im 
Ackerbauministerium Berathungen und Erhebungen wegen Erwerbung 
einer Grundfläche und Herstellung eines Neubaues für die Hochschule 
stattgefunden hatten. Es war dabei auch an die Einbeziehung des 
montanistischen Hochschulunterrichtes in dieselbe und an die Errichtung 
des Neubaues für eine solche, die drei Zweige der Urproduction ver- 
einigende Lehranstalt in der Umgebung des Rathhauses gedacht worden; 
doch scheiterte die weitere Durchführung dieses Planes an dem sehr hohen 
Kostenbetrage, den die Verwirklichung desselben erfordert haben würde. 
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Die der Hochschule in den beiden Gebäuden zur Verfügung 
stehenden Räume erwiesen sich denn auch — abgesehen von dem 
einer Hochschule geradezu unwürdigen baulichen Zustande der meisten 
derselben und abgesehen von den Unzukömmlichkeiten der räumlichen 
Irennung — als viel zu klein, insbesondere als die Frequenz der Hoch- 
schule durch mehrere Jahre eine Höhe von 500 bis 600 Hörern erreichte. 

An die Errichtung neuer Lehrkanzeln, an die Erwerbung von 
Sammlungen oder die Erweiterung der bestehenden konnte nicht gedacht 
werden; selbst von den reichen Sammlungen der Mariabrunner Forst- 
akademie hatte der grössere Theil dort zurückgelassen werden müssen 
und befindet sich noch bis jetzt daselbst. Die für den Unterricht in 
den chemischen und technischen Fächern so wichtigen Laboratoriums- 
arbeiten und Constructionsübungen der Hörer konnten infolge des 
Raummangels nur in beschränktem Masse durchgeführt werden. 

So war denn schon seit Jahren anlässlich der Inauguration des 
jeweiligen Rectors die Klage über diese unhaltbaren Zustände erschollen 
und daran anknüpfend der Wunsch nach Erwerbung eines eigenen 
Heims für die Hochschule den anwesenden Vertretern der hohen 
Behörden gegenüber zum Ausdruck gebracht worden. 

Demungeachtet würden bei aller Anerkennung der Berechtigung 
jener Klagen die Aussichten auf baldige Erfüllung dieses Wunsches 
wohl bis jetzt noch geringe geblieben sein, wenn nicht während des 
Studienjahres 1891/92 günstige Umstände eingetreten wären, welche 
die Erwerbung eines geeigneten Grundstückes: einerseits und die Be- 
willigung des erforderlichen Baucredites andererseits in den Bereich 
der Möglichkeit rückten; es waren dies zunächst die Uebergabe der 
ehemaligen Linienwallgründe vom Finanzärar an die Stadt Wien und 
der Beschluss der Verlegung der Kasernen aus den inneren Stadt- 
bezirken, wobei sich vielleicht die Möglichkeit ergeben hätte, einen den 
Erfordernissen der Hochschule entsprechenden Baugrund für diese zu 
reserviren,; insbesondere aber der vom Abgeordneten Grafen Stürck 
im Abgeordnetenhause eingebrachte Antrag auf Gewährung eines Cre- 
dites von 8 Millionen Gulden für Hochschulbauten, welcher Antrag am 
15. August 1892 zum Beschlusse erhoben wurde. 

Ein wichtiger Schritt zur Verwirklichung der bis dahin stets nur 
im Allgemeinen angedeuteten Wünsche bezüglich eines Neubaues für 
die Hochschule für Bodencultur war damit geschehen, dass mit einem 
Rectoratsbericht vom 7. September 1891 die Nothwendigkeit eines 
solchen eingehend motivirt und ein auf Grund des erhobenen Raum- 
bedürfnisses der einzelnen Lehrkanzeln verfasster vorläufiger Bauentwurf 
nebst summarischem Kostenanschlag dem hohen Unterrichtsministerium 
vorgelegt wurde, wodurch für die weitere Behandlung dieser Angelegen- 
heit eine bestimmte Grundlage geschaffen war. 
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Die Bemühungen des damaligen Rectors, die Frage des Neubaues 
der Hochschule, namentlich auch in Hinblick auf den mit Herbst des 
Jahres 1896 gegebenen Ablauf der bisherigen Miethverträge zu einer | 
baldigen und günstigen Entscheidung zu bringen, fanden bei Sr. Excellenz 
dem Herrn Unterrichtsminister Freiherrn v. Gautsch eine günstige 
und geneigte Aufnahme und auch von Seite Ihrer Excellenzen des Herrn 
Ackerbauministers Grafen Julius Falkenhayn und des Herrn Statt- 
halters Grafen Kielmansegg die beste Förderung und Unterstützung. 

Gleichwohl blieb den zunächst nachfolgenden Rectoren der Hoch- 
schule, Professor Dr. Marchet und Hofrath Dr. Exner, noch die 
schwierige Aufgabe, das bis dahin noch widerstrebende Finanzministerium 
für die Bewilligung der für den Neubau erforderlichen Mittel zu ge- 
winnen und dann die in Anbetracht des inzwischen nahegerückten 
Termines dringend gewordene Durchbringung der betreffenden Gesetzes- 
vorlage in den beiden Häusern des hohen Reichsrathes zu sichern, in 
welcher letzteren Richtung des freundlichen und der Sache unserer 
Hochschule sehr geneigten Entgegenkommens des Herrn Referenten 
für das Unterrichts-Budget im Reichsrathe, Hofrath Dr. Beer, mit 
erösstem Danke gedacht werden muss. 

Auf Anregung des Rectors für das Studienjahr 1893/94, Hofrath 
Dr. Exner, hatte der Universitätsgebäude-Inspector Herr Ernst 
Heinrich mit Benützung des ersten Entwurfes ein vollständig aus- 
searbeitetes Project für den Neubau verfasst, welches vom Professoren- 
collegium der Hochschule einstimmig angenommen und dem hohen 
Unterrichtsministerium vorgelegt wurde. Auf Grund dieses Projectes 
und der inzwischen zu einem Abschlusse gelangten langwierigen Ver- 
handlungen über den Grundankauf war in der Session 1894 des Reichs- 
rathes diesem ein Gesetzentwurf vorgelegt worden, nach welchem für 
den Neubau der Hochschule einschliesslich der Erwerbung des dafür 
in Aussicht genommenen Grundstückes der Betrag von 630.000 fl. be- 
willigt werden sollte, welcher Gesetzentwurf noch vor Abschluss der 
Session von beiden Häusern des Reichsrathes zur Annahme gelangte 
und am 24. Juni 1894 die Allerhöchste Sanction erhielt. 

Mit der Annahme dieses Gesetzes war die Grundlage für die Aus- 
führung des Baues gegeben und auch die Frage des Bauplatzes ent- 
schieden, nachdem in den erläuternden Bemerkungen zu der betreffenden 
Gesetzesvorlage der Platz, an welchem heute der Neubau der Hoch- 
schule sich erhebt, nebst dem für dessen Erwerbung erforderlichen Be- 
trage bereits bestimmt angegeben erscheint. 

Die Lösung dieser letzteren Frage, beziehungsweise die Wahl 
eines für den beschlossenen Neubau der Hochschule geeigneten Platzes 
hatte die grössten Schwierigkeiten geboten, nachdem von der vorhin 
angedeuteten Hoffnung, aus den Linienwall- oder Kasernengründen einen 


geeigneten Bauplatz unentgeltlich zugewiesen zu erhalten, ganz abee- 
sehen werden musste, weil von den ersteren Gründen nach Abzug des 
Rayons der Gürtelstrasse nur kleinere Parcellen erübrigten, die Auf- 
lassung der bis jetzt noch bestehenden Kasernen aber in viel zu weite 
Ferne gerückt erschien, um ohne Gefahr für die Realisirung des Bau- 
projectes überhaupt dieselbe abwarten zu können. Auch an eine un- 
entgeltliche Abtretung eines dieser Grundstücke wäre, nachdem die- 
selben zum Zwecke des Baues neuer Kasernen möglichst hoch ver- 
werthet werden sollen, nicht zu denken gewesen. 

Die Wahl des Bauplatzes war weiters von vorneherein durch die 
vom hohen Finanzministerium gestellte Bedingung, dass nur eine 
bereits im Besitze des Aerars befindliche Grundfläche hiezu in Aussicht 
zu nehmen sei, welche Grundfläche aber gleichwohl aus dem für 
‚den Neubau der Hochschule damals mit etwa 500.000 fl. in Aussicht 
genommenen Betrage nach ihrem vollen Werthe zu bezahlen wäre, 
eine sehr beschränkte. Das vom Professorencollegium der Hochschule 
angestrebte Ziel, eine für das Gebäude und einen Versuchsgarten 
genügende Fläche in nicht zu grosser Entfernung vom Centrum der 
Stadt zugewiesen zu erhalten — in dem vorerwähnten ersten Bauprojecte 
war dafür der dem Militärärar gehörige Magazinsplatz am Hernalser 
‚Gürtel zunächst der inzwischen dort erbauten Breitenfelder Kirche in 
Aussicht genommen gewesen — musste demnach, da bei den hohen 
‚Grundpreisen in jenem Gebiete die Erwerbung einer solchen Fläche 
nahezu den obigen Gesammtbaukostenbetrag erfordert hätte, als mit 
den gestellten Bedingungen unvereinbar, aufgegeben werden. 
| Da auch die übrigen Plätze, welche nach der gegebenen Be- 
schränkung in der Auswahl hätten ins Auge gefasst werden können, 
sich theils nach ihrer Lage und Umgebung, theils des hohen Grund- 
preises wegen als nicht geeignet erwiesen, so entschied man sich end- 
lich, den Bau auf den bis dahin dem k. k. Militärärar gehörigen 
Gründen auf der Türkenschanze im XIX. Bezirke aufzuführen. Für diese 
Entscheidung war seitens des Professorencollesiums der Hochschule 
‚nicht nur der verhältnissmässig geringe Preis, um welchen hier eine 
ausreichende Fläche erworben werden konnte, sondern auch der Vor- 
theil der schönen und freien Lage in dem gesündesten Stadttheile 
Wiens massgebend, welche freie Lage durch den unmittelbar an- 
grenzenden grossen Park, durch den vor der Hauptfront des Hochschul- 
gebäudes projectirten Platz, der gleichfalls mit Gartenanlagen versehen 
und damit theilweise auch den Unterrichtszwecken dienstbar gemacht 
werden soll, und endlich durch die Gartenanlage der Hochschule selbst 
auch für die Zukunft gesichert ist. Es durfte ferner auch der Umstand 
in die Wagschale gelegt werden, dass die bauliche Entwicklung Wiens 
„gerade in dieser westlichen Richtung voraussichtlich rascher fort- 
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schreiten werde, sowie weiters die Nähe des Bauplatzes zu den beiden 
Linien der künftigen Stadtbahn, welche letztere den Verkehr mit den 
einzelnen Stadtbezirken sowie auch nach aussen, bei Excursionen, in 
kurzer Zeit wesentlich erleichtern wird. Endlich war nur durch die 
Wahl eines solchen, gegenwärtig noch ausserhalb des dichter verbauten 
Stadtgebietes gelegenen Platzes die Anlage eines botanischen Gartens, 
von Versuchsflächen für den Pflanzenbau, einer Versuchsstallung u. s. w. 
unmittelbar bei der Hochschule selbst ermöglicht, welche Möglichkeit 
bei der Wahl eines der sonst in Frage gestandenen Bauplätze ganz 
ausgeschlossen gewesen wäre. 

Das Professorencollesium hatte denn auch seine Zustimmung 
zur Wahl dieses Bauplatzes unter der Voraussetzung ausgesprochen, 
dass daselbst, um die erwähnten Anlagen und Zubauten ausführen zu 
können, für die Zwecke der Hochschule eine Fläche von mindestens 
16.000 m? erworben werde, welchem Wunsche auch seitens des hohen 
k. k. Finanzministeriums durch den Ankauf der dem Türkenschanzparke 
zunächst gelegenen Fläche dieser Grundstücke im Ausmasse von 
15.846 m? entsprochen wurde. 

Von dieser Fläche mussten jedoch 5042 m? als Grund für die an- 
erenzenden Strassen und für den vorerwähnten Platz unentgeltlich an 
die Stadt Wien abgetreten werden, daher mit Hinzüurechnung eines über 
dringlichstes Ansuchen des Collegiums erfolgten späteren Zukaufes von 
weiteren 3500 »2? die gegenwärtig der Hochschule zugewiesene Grund- 
fläche 14.304 m? beträgt. 

Die Verhandlungen über den Ankauf und die Abgrenzung dieser 
Grundfläche hatten bei der grossen Anzahl der daran betheiligten Be- 
hörden und Stellen eine längere Zeit in Anspruch genommen, so dass 
die Baufläche erst Ende Mai des folgenden Jahres (1895) an die Bau- 
leitung übergeben werden konnte. 
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An Stelle des vorerwähnten, vom Universitätsgebäude-Inspector 
Herrn Heinrich verfassten Bauprojectes, in welchem das Hochschul- 
gebäude mit Rücksicht auf möglichste Beschränkung der Baufläche als 
geschlossenes Viereck mit drei Stockwerken nebst Hoch- und Tief- 
parterre, jedoch mit einem abgesonderten kleineren Gebäude für die 
chemischen Institute, geplant war, war inzwischen im Hochbaudeparte- 
ment des k. k. Ministeriums des Innern ein neues Project ausgearbeitet 
worden, da die Lage des nunmehr festgestellten Bauplatzes und dessen 
Umgebung es angezeigt erscheinen liessen, eine offene Bauweise zu 
wählen, und auch die zur Verfügung stehende grössere Grundfläche eine 
freiere und geräumigere Gestaltung der ganzen Bauanlage gestattete. 
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In dem neuen Bauentwurfe, mit dessen Verfassung der Öber- 
ingenieur des genannten Baudepartements, Herr Alois Koch, betraut 
war, wurde demnach das Hauptgebäude mit einer Hauptfront und zwei 
Seitenflügeln projectirt und das Chemiegebäude, welches nach An- 
ordnung des hohen Unterrichtsministeriums vom Hauptgebäude getrennt 
herzustellen war, axial in die Mitte des nach rückwärts offenen Hofes 
des Hauptgebäudes gestellt. 

Auf diese Weise konnte auch dem Programmpunkte einer even- 
tuellen Vergrösserung des Gebäudes insoferne Rechnung getragen 
werden, dass eine Verlängerung eines oder beider Flügel des Haupt- 
gebäudes gegen den Versuchsgarten zu jederzeit möglich erscheint. 

Die Vermeidung von geschlossenen Höfen und die damit erreichten 
Vortheile erschienen somit als ein Hauptmotiv bei der Projectver- 
fassung und ergaben die zur Herstellung der Communication mit dem 
Chemiegebäude projectirten Verbindungsgänge, welche, in der unteren 
Etage offen, Durchblicke in den Garten gestatten, und in den oberen 
Geschossen aus Holz und verglast ausgeführt wurden, günstige archi- 
tektonische und malerische Motive. 

Bei der Verfassung dieses neuen Projectes musste einerseits das 
Programm, welches durch das frühere, vom Professorencollegium an- 
genommene Project hinsichtlich der erforderlichen Räume und Ver- 
theilung der einzelnen Lehrkanzeln gegeben war, eingehalten, anderer- 
seits aber mit der auf Grund des früheren Projectes bewilligten, verhältniss- 
mässig geringen Bausumme gerechnet werden; dieses Project wurde 
vom hohen k. k. Ministerium für Cultus und Unterricht mit dem Erlasse 
vom 29. Mai 1895, und zwar mit dem bereits erwähnten Baukosten- 
betrage von 630.000 fl. genehmigt*) und der Projectverfasser Herr 
Oberingenieur Alois Koch mit der Ausarbeitung der Detailpläne und 
mit der Bauleitung betraut. Die Bauinspection wurde dem k. k. Bau- 
adjuncten Gottlieb Jaroschka übertragen. 

Die Oberleitung des Baues führte ein von der k. k. niederöster- 
reichischen Statthalterei im Einvernehmen mit dem hohen Unterrichts- 
ministerium eingesetztes Baucomite, welches unter dem Vorsitze des 
Herrn Statthaltereirathes Ernst v. Roretz ausser den beiden oben 
genannten Herren als Bauleiter und Bauinspicienten aus den Herren 
k. k. Oberbauräthen Georg Ptak und Michael Fellner, k. k. Ministerial- 
rath Josef Schiedt, k. k. Rechnungsrevident Leopold Schattanek, 
dann den Professoren der Hochschule für Bodencultur Gustav H empel, 
als damaligem Rector, Adolf Ritter v. Guttenber g und Franz Schwack- 


*) Mit Erlass vom 30. Juni 1896, Zahl 15461, wurde vom hohen k. k. Unterrichts- 
ministerium für die innere Einrichtung des Gebäudes ein Nachtragscredit von 35.000 Al. 
bewilligt, womit die Gesammtkosten des Neubaues einschliesslich der Grunderwerbung 
und inneren Einrichtung sich auf 665.000 Al. belaufen, 
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höfer zusammengesetzt war. Nachträglich sind in dieses Baucomite 
noch die Herren k. k. Ministerialrath Emil Ritter v. Förster als Chef des 
Hochbaudepartements im k. k. Ministerium des Innern, Professor Adolf 
Ritter v. Liebenberg und Hofrath Professor Dr. Wilhelm Exner, 
Letzterer als Rector der Hochschule für das Jahr 1896/97, eingetreten. 

Die Functionen des Baucomites sowie der Bauleitung und Bau- 
inspection erscheinen in dem von der k.k. niederösterreichischen Statt- 
halterei de dato 6. März 1895, Zahl 15889, genehmigten »Regulativ« 
präcisirt und fanden sämmtliche Baufragen in sechzehn Baucomite-: 
Sitzungen ihre Erledigung. — 
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In eine nähere Besprechung der Pläne, auf Grund welcher die 
Ausführung des Neubaues erfolgte, eingehend, sei auf die angefügten 
Tafeln, enthaltend eine photographische Abbildung des Gebäudes und 
vier Grundrisse, hingewiesen, auf welch letzteren auch die Bestimmung 
der einzelnen Räumlichkeiten ersichtlich gemacht erscheint. 

Bei der Vertheilung der Lehrkanzeln wurde auf die Zusammen- 
sehörigkeit derselben, sowie auf entsprechende Lage der ein günstiges 
Licht erfordernden Zeichnungs- und Mikroskopirsäle möglichste Rücksicht 
genommen; hinsichtlich der Anzahl und Grösse der den einzelnen Lehr- 
kanzeln zugewiesenen Räumlichkeiten war das vom Professorencollegium 
für diese sowie für die allgemeinen Räume aufgestellte Raumerforderniss 
massgebend, und wurde dabei allen diesbezüglichen Wünschen nach 
Thunlichkeit Rechnung getragen. 

Von den nebst dem Hauptgebäude und jenem. für die chemisch- 
technologischen Institute ursprünglich noch in das Bauprogramm auf- 
genommen gewesenen Herstellungen konnten mit Rücksicht auf die 
gegebene unüberschreitbare Bausumme nur die Herstellung eines Glas- 
hauses und eines Vegetationshauses (letzteres für die Lehrkanzel der 
landwirthschaftlichen Pflanzenproductionslehre) in die dermalige Bau- 
ausführung mit einbezogen werden; von dem Baue eines Versuchs- 
stalles sowie von der Herstellung der als Einbauten in den Hofraum 
geplant gewesenen Hallen aus Eisenconstruction für das land- und forst- 
wirthschaftliche Museum musste, da die Bausumme hiefür nicht aus- 
reicht, Abstand genommen und deren Ausführung einem späteren Zeit- 
punkte überlassen werden. | i 

Wie die beigegebenen Pläne zeigen, besteht das Hauptgebäude, 
dessen gegen Osten gerichtete Hauptfront eine Länge von 84m hat, 
während die beiden Seitenflügel je 66 m Länge aufweisen, aus einem 
theilweise unterkellerten Tiefparterre, einem Hochparterre und einem 
ersten und zweiten Stocke, und sind über dem Mittelrisalite und den 
vier Ecken thurmartige Aufbauten ausgeführt. | uf 
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Das mit einem eigenen Lichthofe zur Beleuchtung des Stiegen- 
hauses und der Corridore versehene Chemiegebäude ist einstöckig und 
hat in der Westfront eine Länge von 354 m bei einer Gesammtbreite 
von 32°9 m. Der den Bedürfnissen chemischer Institute entsprechenden 
Anordnung der einzelnen Räume in demselben wurde besondere Sorgfalt 
zugewendet. 

Der Verkehr zwischen den sämmtlichen Räumen beider Gebäude 
ist durch die an der Hofseite längs aller Tracte laufenden Corridore 
von 25 bis 2:65 » Breite und die bereits vorerwähnten Verbindungs- 
gänge zwischen dem Haupt- und Chemiegebäude vermittelt. 

Ausser der an das geräumige Vestibüle sich anschliessenden, von 
Granitsäulen getragenen Haupttreppe, die zu dem im zweiten Stock- 
werke des Mittelbaues gelegenen Festsaal emporführt, und jener des 
Chemiegebäudes sind noch zwei Stiegen in den Seitenflügeln angebracht. 

Die beiden Gebäude enthalten ausser den Räumen von 22 Lehr- 
kanzeln mit ihren zum Theile ausgedehnten Laboratorien, Sammlungs- 
räumen etc., dann den Räumen des Rectorates und der Bibliothek noch 
zehn Hörsäle, wovon zwei für je 100, sieben für je 56 und einer für 
20 Hörer, sechs Zeichensäle mit je 20 bis 60 Plätzen, einen Prüfungs- 
und einen Sitzungsaal, dann drei grosse Säle für das Museum, endlich 
eine Secretärs- und acht Dienerwohnungen, welch letztere sämmtlich 
im Tiefparterre beider Gebäude untergebracht sind. Der grosse Hörsaal 
des Chemiegebäudes, welcher durch zwei Stockwerke geht, bietet in auf- 
steigender Anordnung der Sitze für 100 bis 120 Hörer Raum. Das grosse 
Laboratorium für allgemeine Chemie, ein von sieben grossen Fenstern 
erleuchteter Saal von 2072 Länge und 7'8 2 Breite, enthält 60, ein 
anstossendes kleineres 32 Arbeitsplätze; ausserdem ist der unter dem 
grossen. Hörsaale im Tiefparterre des Chemiegebäudes gelegene Raum 
mit allen Einrichtungen versehen, um ihn erforderlichen Falles als 
drittes Schülerlaboratorium für diese Lehrkanzel verwenden zu können; 
vorläufig wird derselbe zur Aufstellung der Modellsammlung für land- 
wirthschaftliches Ingenieurwesen benützt werden. Das Laboratorium 
für chemische Technologie bietet in drei Abtheilungen für 50 Hörer 
Raum zu chemischen und physiologischen Arbeiten. | 

Das Bücherdepöt der Bibliothek, am Ende des südlichen Flügels 
untergebracht, erscheint auf dieselbe Weise wie dasjenige der Wiener 
Universität aus Eisen construirt, und reicht dasselbe durch drei Stock- 
werke, welche in fünf Geschosse zur Aufnahme der Bücherkasten ge- 
theilt sind, auf welche Weise zur Unterbringung von mehr als 60.000 
Bänden Raum geschaffen erscheint. 

Der Festsaal der neuen Hochschule, im zweiten Stocke des Mittel- 
baues gelegen, ist der einzige Raum, welcher, zufolge seiner festlichen 
Bestimmung, decorativ ausgestattet wurde; die Wände desselben zeigen 
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reiche Pilasterarchitektur in Holz, demgemäss auch die Bemalung 
erfolgte. Die eine Stirnwand wird in Zukunft das Bildniss unseres 
Kaisers schmücken, während in den Füllungen Malereien landschaft- 
licher Natur angebracht werden sollen. In der Plafondhohlkehle sind, 
zufolge einer vom Hofrath Professor Exner gegebenen Anregung, die 
Namen verstorbener Professoren dieser Hochschule ersichtlich. 

Ein bedeutender Theil des Tiefparterres ist für Musealzwecke ge- 
widmet, und erscheinen diese Räumlichkeiten auch in baulicher Hinsicht 
bemerkenswerth, insoferne behufs Gewinnung eines zusammenhängenden 
grossen Raumes die Mittelmauer durch Pfeiler aus Granit ersetzt ist. 

Ausser den in den beigegebenen Grundrissen ersichtlichen Räum- 
lichkeiten enthalten die vier Eckrisalite in ihren dritten Stockwerken, 
nebst dem bereits oben erwähnten Bücherdepöt, noch zwei Zeichensäle 
für die Lehrkanzeln der Geodäsie und des landwirthschaftlichen Ingenieur- 
wesens und ein Laboratorium der Lehrkanzel für Meteorologie, Klimato- 
logie und forstliche Standortslehre. 

Welchen bedeutenden Gewinn an Räumlichkeiten die Hochschule 
durch den Neubau zu verzeichnen hat und zugleich wie ungenügend 
die Räume der bisherigen Unterbringung derselben waren, möge aus 
nachstehender Gegenüberstellung der Flächengrösse der bisherigen und 
der im Neubau zur Verfügung stehenden Räume je nach den ein- 
zelnen Verwendungszwecken ersehen werden: 








en. Raumausmass in m* 




















| bisher | im Neubau 

Hörsäle, Zeichensäle und Prüfungssaal............... 700 | 1235 
1:aDoraforien u: u EA A RL RER EI A 828 1353 
Sammlungs- und Musealräume........ EIERN E &r 610 1561 
Zimmer der Professoren, Docenten und Assistenten. 616 940 
Rertorat: und  Bestsaal. ara an NER 111 328 
BIDLOtHok 2 ea BE I FE CE RE 140 373 
Wohnungen für Diener und Secretär ... ce cceeccen. 341 636 
DEbenraume a ee A ER 76 242 
ERBEN en en u Er ER 

Benutzbarer Gesammtraum in m?,. 3422 6816 











Eine Reserve an Räumen für neu hinzukommende Lehrkanzeln 
ist insoferne vorhanden, als Räume für die bisher an der Hochschule 
noch nicht als selbstständig bestehenden Lehrkanzeln für Zoologie und 
Phytopathologie, dann für eine von der Lehre der Thierzucht getrennte 
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Lehrkanzel der Anatomie und Physiologie der Häusthiere in die Raum- 
vertheilung, welche sonst strenge den Bedürfnissen der bestehenden 
Lehrkanzeln angepasst ist, aufgenommen wurden. Ar 

Sämmtliche Räumlichkeiten des Haupt- und Chemiegebäudes, mit 
Ausnahme der Wohnungen, sind mit einer Niederdruckdampfheizung 
versehen, zu welchem Zwecke im Keller des Hauptgebäudes zwei 
Kesselgruppen zu je zwei Kesseln mit zusammen 84 22 Heizfläche und 
im Keller des Chemiegebäudes eine Kesselgruppe zu zwei Kesseln mit 
zusammen 37 »»? Heizfläche untergebracht sind. Von den Kesseln ge- 
langt der Dampf durch schmiedeeiserne Rohre in Rippenheizkörper, 
welche in den verschiedenen Räumen, und zwar grösstentheils in den 
Fensterparapeten angebracht sind, und welche die Wärmeabgabe be- 
sorgen. Die Beheizung des Festsaales erfolgt vermittelst einer Calorifer- 
Anlage durch warme Luft. | 

Die Ventilation des Hauptgebäudes erfolst in der Weise, dass 
zu den Heizkörpern in den einzelnen Räumen frische Luft zugeleitet 
werden kann, während die schlechte Luft durch Ventilationsschläuche 
in den Mittelmauern ihren Abzug findet. Die Ventilation des Chemie- 
gebäudes erfolgt auf künstlichem Wege, indem die vermittelst eines 
im Keller aufgestellten Gasmotors eingetriebene frische Luft vorgewärmt 
in die Räumlichkeiten gelangt, wogegen die verdorbene Luft aus diesen 
durch Lockschornsteine abgesaugt wird. | 3 

Die Beleuchtung des Hauses erfolgt mit Leuchtgas, und sind zur 
Erhöhung des Lichteffectes in den meisten Räumen Auer-Brenner in 
Anwendung gebracht. 

Die Versorgung der neuen Hochschule mit Trinkwasser erfolgt 
durch die Hochquellenleitung, während zur Spülung der Pissoirs und 
Aborte, sowie für den Verbrauch in den chemischen Laboratorien und 
für die Gartenbespritzung eine Nutzwasserleitung eingerichtet ist. Das 
Wasser für diese Nutzwasserleitung wird vermittelst eines Windmotors 
aus dem im Versuchsgarten sich befindlichen 50%/, m tiefen Brunnen 
gehoben, sodann in ein auf dem Dachboden des Hauptgebäudes be- 
findliches Reservoir von 250% Inhalt gedrückt, von wo es in die 
bereits erwähnten Räumlichkeiten gelangt. 

An Grundfläche nehmen das Hauptgebäude 2390 m?, das Chemie- 
gebäude 980 722, die Vorgärten und Höfe zusammen 3734 m? ein, daher 
von der der Hochschule zugewiesenen Grundfläche von 14.304 mn? für die 
Anlage eines botanischen Gartens und von Versuchsflächen noch 7200 m? 
verbleiben, von welcher Fläche jedoch noch ein Theil für die Her- 
stellung eines Glas- und eines Vegetationshauses, sowie eines Versuchs- 
stalles in Anspruch genommen werden wird. — 
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Wenn bei der Ausführung dieses Baues auch in erster Linie die 
Zweckmässigkeit der Anordnung und Eintheilung massgebend und im 
Hinblick auf die verhältnissmässig bescheidene Bausumme die grösste 
Oekonomie geboten war, so wurde doch auch die Rücksicht auf eine 
der Grösse und Bedeutung des Gebäudes entsprechende architektonische 
Ausgestaltung desselben nicht ausser Acht gelassen. Insbesondere er- 
schien’ es geboten, bezüglich der Fagadirung der Haupt- und Seiten- 
fronten des Gebäudes der dominirenden Lage desselben und der 
unmittelbaren Nähe der Cottage-Anlagen mit ihren villenartigen, 
von Gärten umgebenen Häusern Rechnung zu tragen, was bei Ver- 
meidung kostspieliger Decorationen durch Herstellung eines stärker 
hervortretenden Hauptgesimses von Holz, eines Thurmes über dem 
Mittelrisalit und durch steile, mit Ziegeln gedeckte Dächer über der 
Mitte und den Ecken, sowie durch Anwendung von Rohziegelmauer- 
werk in den oberen Etagen erzielt wurde. 


Eine reichere ornamentale Ausschmückung hat der Mittelbau der 
Hauptfront, insbesondere durch das monumental ausgeführte drei- 
gliedrige Portale erhalten, über dessen Säulen vier Figuren, einen Land- 
wirth, einen Culturtechniker, einen Forstarbeiter und einen Jäger dar- 
stellend, zur Aufstellung gelangten. Zu diesem Hauptportale führt, 
da dasselbe sowie das anstossende Vestibüle in halber Höhe des un- 
tersten Geschosses angelegt ist, von der Strasse eine breite Freitreppe 
empor. Die in beiden Eckrisaliten in den Blindfenstern des ersten 
Stockes angebrachten Sgraffiten versinnbildlichen in sitzenden weib- 
lichen Figuren Acker- und Gartenbau. 


Auch die gegen den Hof des Hauptgebäudes gerichtete Facade 
des Chemiegebäudes erzielt mit den hohen Bogenfenstern des grossen 
Hörsaales, über welchen in Schrifttafeln die Namen Saussure, Pasteur, 
Liebig und Hellriegel verewigt sind, eine günstige architektonische 
Wirkung. Bei der weiteren ornamentalen Ausstattung des Hauptgebäudes 
soll auch hervorragender Land- und Forstwirthe Oesterreichs durch 
Inschriften oder aufzustellende Büsten gedacht werden. 

Es möge gestattet sein, hier noch einige Angaben über die für 
diesen Bau erforderlich gewesenen Herstellungen und zur Verwendung 
selangten Baumaterialien nach Zahl und Mass beizufügen. 


Das neue Hochschulgebäude enthält 17.500 »° Mauerwerk, zu 
welchem 4,268.000 Stück Ziegel, 730.720 %g hydraulischer Kalk und 
878.710 kg Weisskalk aufgewendet wurden; zum Zwecke einer guten 
Fundirung mussten ausserdem 740 2° Beton hergestellt werden. 


An Mauerschliessen waren rund 36.000 %g nothwendig, während 


Traversen im Gesammtgewichte von 255.000 #g bei den Scheidemauern 
und Decken (die Deckenconstruction besteht aus sogenannten Ein- 
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schubdecken, d. i. aus Tramböden zwischen Traversen) zur NEN 
dung kamen. 

Das Ausmass der Dachflächen, welche mit Strangfalzziegeln der 
Union-Baumaterialiengesellschaft gedeckt sind, beträgt 4900 m?. 

Die Gesammtfläche der Fussböden aller Geschosse beträgt 6170 m, 
und sind hievon 5140 »2? aus Buchenbretteln und 1030 m? aus Eichen- 
bretteln hergestellt. | 

Die Gesammtanzahl der Fenster beträgt 616 Stück, und waren 
hiezu 4100 =»? Verglasung nothwendig, während sich die Anzahl der 
Thüren und Thore mit 340 Stück Dekret 

Für die Installation der Niederdruckdampfheizung waren im Haupt- 
und Chemiegebäude zusammen 5650 2 schmiedeeiserne Dampfrohre 
nöthig. Die Gasleitung erforderte Gasrohre in der Gesammtlänge von 
4700 2, die Trink- und Nutzwasserleitung Rohrlängen von zusammen 
2320 m, und dienen 52 Wassermuscheln zum Bezug des N 
wassers, 

In den Aborträumen befinden sich 57 Closets und. 50 Pissoir- 
muscheln. 

Die Beleuchtung der Anstalt erfolgt durch 740 Gasflammen, wo- 
von 400 mit Auer-Brennern versehen sind. 

Wenn die im Vorstehenden gegebenen Daten Aufschluss über 
die Quantitäten und Stückzahlen der wichtigsten Bauherstellungen 
geben, so mögen die nachstehenden Tabellen unseren Bericht über den 
Bau der k. k. Hochschule für Bodencultur auch in Bezug auf die bei 
den einzelnen Arbeitskategorien betheiligten Firmen und die darauf 
verwendeten Herstellungskosten ergänzen. 


















































Pot Kosten 
Arbeits-Kategorie Unternehmer (abgerundet) 
Nr. 
Gulden 
I. Hauptgebäude, 
Chemiegebäude, 
Verbindungsgänge. 
1 Baumeisterarbeiten Ed. Frauenfeld & Berghof 256.000 
2 Steinmetzarbeiten Joh. Wolfsgruber & Sohn 22.300 
3 Zimmermannsarbeiten Joh. Österreicher 32.300 
4 Spenglerarbeiten Joh. Jaremkiewicz 10.600 
d Ziegeldeckerarbeiten Mich. Bernhofer 7.100 
I. öst. Thüren-, Fenster- und 
6 Tischlerarbeiten Fussboden- Fabriks - Gesell- 40.300 
schaft 
7 Beschläge und Kunstschlosser- H. Haustein & Sohn 14.300 
; arbeiten 
8 'Schlossergewichtsarbeiten Lud. Wilhelm 34.100 
%) Anstreicherarbeiten Alois Kolb 5.600 
10 Glaserarbeiten Em. Zechl 5.400 
11 Bildhauerarbeiten (ornamental) Hans Schröfl 2.600 
12 Bildhauerarbeiten (figural) Carl Sterrer 3.900 
13 Fensterplachen Ignaz Pfleger 1.750 
14 Pflastererarbeiten Jos. Kaufmann 4.900 
15 Malerarbeiten Franz Dilger 3.600 
Fs Hess, Wolf & Comp. 
16 Gasleitung oh Keysilka 6.100 
k Hess, Wolf & Comp. 
17 Wasserleitung “Joh. Kyaiike 11.400 
18 Canalisirung Lederer & Nessenyi 2.100 
19 Blitzableiteranlage Joh. Stögermayr 1.400 
20 Metallbuchstaben Mich. Winkler & Sohn 95 
21 Heizung und Ventilation Kurz, Rietschel & Henneberg 42.100 
Joh. Haag 
\ Erse Wiener Productiv- 
ar an Genossenschaft der Hafner 400 
23 Aufzug Theod. D’Ester 630 
24 Uhr Emil Schauer 464 
25 Holzcementbedachung Joh. Bosch 110 
26 Gitterstrickerarbeiten Joh. Meerkatz 800 
97 ne und Regie- A 12.900 
kosten 
Canaleinmündungsgebühren, 
28 Gas- und Wassereinleitung, — | 3.350 
Gleichengeld 
99 Ausheizung des Neubaues mit Aue 800 
Steinkohle 
30 Bauleitungskosten — 13.500 
3l Grundankauf — 52.561 
Kürtrag 02. 593.460 









































Post- Kosten 
arbeits-Kaleerorıe Inmterneh mer (abgerundet) 
Nr. Gulden 
Uebertrag .. fl. 593.460 
Il. Innere Einrichtung. 
A. Hörsäle. 
39 Bänke, Podien, Katheder und Franz Riedl 3.000 
Kleiderrechen 
33 Schultafeln Aug. Fessler 900 
5. Bibliothek. 
34 Eisenconstruction R. Ph. Waagner 7.720 
35 Anstreicherarbeiten Al. Kolb 330 
I. öst. Thüren-, Fenster- und 
36 Bücherrepositorien Fussboden -Fabriks - Gesell- 1.100 
' schaft 
C. Möbel, Beleuchtungs- 
körper etc. 
ı Einrichtung von 17 Lehrkanzeln, | I. öst. Thüren-, Fenster- und 
37 des Festsaales, des Rectorates Fussboden - Fabriks - Gesell- | 23.500 
und des Lesesaales schaft 
38 Reparaturen und diverse An- NR 5.420 
schaffungen Ä 
39 Geräthe und Apparate — 2.000 
Beleuchtungskörper und Auer- Hess, Wolf & Comp. 
un De Joh. Kysilka 2.209 
4 res und Sessel aus ge- Gebrüder Thonst 830 
ogenem Holze 
42 Aufschrifttafeln aus Metall Mich. Winkler & Sohn 250 
D. VUebersiediung. 
Ueberführung der brauchbaren 
43 Möbel in das neue Haus 2 Danzl N 
44 Unvorhergesehene und Regie- er 590 
kosten 
II. Garten. 
45 Gartenherstellung — 3.300 
46 Brunnenablösung = 1.500 
47 are: nun Jos. Friedländer 3.800 
leitung 
IV. Glashaus. 
48 Glashaus inclusive Heizanlage _ 6.000 
V. Vegetationshaus. 
Vegetationshaus inclusive Ge- 
4 leiseanlagen und Wägelchen r a 
50 Collaudirung — 600 
Gesammtsumme ,.fl. 665.000 

















a 


Auf Grund der am 8. Mai 1895 vorgenommenen commissionellen 
Bauverhandlung wurde seitens der k. k. niederösterreichischen Statt- 
halterei unterm 24. Mai 1895, Z. 45602, die Baubewilligung ertheilt. 
Die Bauarbeiten auf dem Bauplatze begannen bereits am 20. Mai 1895 und 
wurden von diesem Zeitpunkte an bis zur Beendigung des Baues ohne 
Unterbrechung fortgeführt. 

Sollte der für die Fertigstellung gegebene Termin eingehalten 
werden, so war es nothwendig, die Bauherstellungen in solcher Weise 
zu fördern, dass der Neubau noch im Herbste des ersten Baujahres 
(1895) unter Dach gebracht und dadurch gegen die Witterungseinflüsse 
des Winters geschützt werden konnte. Es erschien letzteres um so 
wichtiger, als der Neubau im nächsten Jahre schon bezogen, demnach 
vollkommen trocken der Benützung übergeben werden musste. Nach- 
dem der erwähnte Bauzustand erreicht war, konnten auch während der 
Wintermonate verschiedene Herstellungen im Innern des Gebäudes 
vorgenommen und mit Beginn der Bausaison im Frühjahre 1896 sämmt- 
liche Bauarbeiten in jenem Umfange aufgenommen werden, welche 
die Vollendung des Neubaues Ende October 1896 mit Sicherheit er- 
warten liessen. 

Diese 'Thatsache ist nun eingetreten! 

Durch das Zusammenwirken aller Factoren ist es gelungen, diesen 
umfangreichen Bau in der Zeit von 17 Monaten zu vollenden und mit 
Beginn des ersten Semesters 1896 seiner Bestimmung zu übergeben. 

Ein stolzer, prächtiger Bau schaut heute, umgeben von freund- 
lichen Villen und Parkanlagen und umkränzt von den Ausläufern des 
Wienerwaldes, weit hinaus ins Land und über die zu seinen Füssen 
liegende Residenzstadt; die in Goldlettern über dem Hauptportale an- 
gebrachte Aufschrift, welche diesen Bau als »K. k. Hochschule für 
Bodencultur« bezeichnet, bekundet nach aussen die erfreuliche That- 
sache, dass hier die höchste Lehrstätte für Land- und Forstwirthschaft 
nunmehr ein dauerndes und der Bedeutung der Bodencultur in Oester- 
reich würdiges Heim gefunden hat, welche Thatsache wir als einen 
glänzenden Lichtblick in der Geschichte unserer Hochschule, sowie des 
land- und forstwirthschaftlichen Unterrichtes überhaupt, mit voller Be- 
friedigung und aufrichtiger Dankbarkeit verzeichnen. 
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Lichtdruek von J. Löwy, k. k. Hoi-Photograph, Wien. 
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Hochansehnliche Versammlunse! 
oO 


Ich folge dem ehrenvollen Rufe der juristischen Gesell- 
schaft meines geliebten Heimatlandes, indem ich mir Ihre 
geneigte Aufmerksamkeit für einige Zeit erbitte, um ein Ver- 
hältniss zu besprechen, welches das Hauptfundament bildet für 
alles menschliche Gemeinschaftsleben, in dessen Gestaltung das 
physische und geistige Gedeihen des Menschen seine Wurzeln 
findet, ein Verhältniss, in welchem der eine Theil von Ihnen, 
meine hochverehrten Zuhörer! sein schönstes Lebensglück 
bereits gefunden hat und zu welchem der andere Theil wohl 
aufblicken mag als zu der Quelle, aus welcher auch er sich 
noch die edelsten Blüthen seiner Zukunft erhofft. 

Es ist das Institut der Ehe, von welchem ich zu sprechen 
gedenke und ich will Ihnen da gar nichts Neues sagen, sondern 
dasjenige vorbringen, was ich im Wesentlichen bereits im Jahre 
1878 beim Antritte des Rectorates der k.k. Grazer Universität 
auszuführen die Ehre hatte. Nicht so sehr von der specifisch 
juristischen Gestaltung, welche dieses Institut durch die 
Gesetze des einen oder des anderen Staates, dieser oder 
jener Religionsgemeinschaft gefunden hat, will ich sprechen, 
sondern vielmehr von der thatsächlichen Gestaltung will 
ich reden, welche dasselbe durch die Sitte des Volkes in der 
Entwicklung seines allgemeinen Culturlebens erlangt hat und 


die gewiss mit vollem Rechte als der Barometer der Sittlich- 


ı* 


u 4 — 
keit eines Volkes bezeichnet wird.!) Denn wie hoch man auch 
die Bedeutung und den Werth stricter Normirung durch recht- 
liche Satzung anschlagen mag, soviel steht fest, dass es gar 
nicht in der Macht rechtlicher Normirung liegt, die volle 
ethische Tiefe dieses Verhältnisses zu, erschöpfen und den 
sesammten, ebenso zarten, als hochgewichtigen Gehalt des- 
selben zu umfassen. Sowie auch heutzutage noch Derjenige 
schon verloren wäre, der sich im concreten Falle darauf an- 
gewiesen sähe, das, was dieses Verhältniss ihm und seinem 
sanzen Leben zu bieten berufen ist, unter Hinweis auf Recht 
und Gesetz durch den Spruch des Richters sich zu verschaffen, 
ebenso wäre es verkehrt, ein vollständiges Bild dessen, was 
die Ehe in dieser oder jener Zeit bei diesem oder jenem Volke 
in Wirklichkeit war, lediglich aus den rechtlichen 


Bestimmungen desselben gewinnen zu wollen. 


1% 


Dass Mann und Weib blos in momentane Berührung 
mit einander treten und unbekümmert um die naturgesetzlichen 
Consequenzen derselben ein durchaus gesondertes Einzel- 
leben führen, das ist ein Zustand, welcher im Leben der 
Menschheit, soweit wenigstens die Geschichte Kunde gibt, 
niemals geherrscht hat. Ja die Beobachtung des Lebens 
der höher organisirten Thierwelt ergibt, dass ein solcher Zu- 
stand auch bei rein Darwinistischer Auffassung der Entwicklung 
der Menschheit nicht angenommen werden kann. Bei Nomaden, 
wie bei den Wilden der Urwälder, bei den Bewohnern des 
äussersten Nordens, wie des Südens führt die Berührung der 


beiden Geschlechter immer zu einer gewissen Gemeinschaft 





1) Zhering, Geist des römischen Rechts. 3. Aufl., Leipzig 1874, II, S. 208. 
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zwischen bestimmten Individuen, welche sich in einem 
mehr oder weniger andauernden Zusammenleben derselben 
manifestirt. Das Verhältnis, um das es sich bei der Ehe 
handelt, ist eben emporgewachsen aus dem innersten Wesen 
der überall sich gleichbleibenden menschlichen Natur. Aber 
welch ein immenser Unterschied zwischen der Gemeinschaft, 
welche das hochcultivirte Volk in der Ehe erkennet und 


jener, die das Volk der Wildniss führte und auch heutzutage 
noch führt! 


18 


Das erste Element dieser Gemeinschaft und zugleich 
dasjenige, welches für die Durchbildung derselben das mass- 
sebendste ist, liegt in der Zahl. der Individuen, welche 
in dieselbe treten. Der rohe Naturmensch kennt hiefür einen 
anderen Massstab nicht, als die Grenzen der dem Individuum 
eigenen physischen Kraft und daher ist Polygamie eine 
ganz allgemeine, durchgreifende Erscheinung bei allen Stämmen 
und Völkerschaften, die sich noch im Naturzustande befinden. 
Und zwar begünstigt eben die physische Beschaffenheit des 
Individuums die Mehrzahl in dieser Gemeinschaft nur auf Seite 
des weiblichen Theiles, so dass die Polygamie regelmässig nur 
als Polygynie auftritt und die Polyandrie nur eine ganz 
sporadische Erscheinung bildet, wie z. B. bei den Bewohnern 
des Feuerlandes an der Südspitze von Amerika, bei den 
Eskimos, bei Stämmen im Himalaya, in Thibet, an der Küste 
von Malabar und in verschiedenen Theilen Ostindiens. ?) Wesent- 


lich befördert und selbst auf einer hohen Culturstufe noch 


dr Klemm, Culturgeschichte der Menschheit. Leipzig 1843— 1352, I, 
S. 328; I, S. 204; VO, S. ı14, 115. — Unger, Die Ehe in ihrer welthistorischen 
Entwicklung. Wien 1850, S. 9, Io. 
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conservirt wurde diese polygamische Gestaltung der Ehe 
durch die Auffassung, dass der Zweck der Ehe nahezu aus- 
schliesslich in der Erlangung von Nachkommenschaft, und 
zwar insbesondere männlicher Nachkommenschaft liege, und 
dies ist in der That der einzige Grund, welcher verhindert, 
die noch heute bestehende Polygamie der gesammten moha- 
medanischen Völkerschaften, sowie die Verbindung vielfachen 
Concubinates mit der Ehe bei den Chinesen und Japanesen 
lediglich als eine Legitimirung ausschweifender Sinnlichkeit zu 
betrachten. 

Die nächste und praktisch wohl am meisten durchgreifende 
Schranke dagegen fand die polygamische Ehe einerseits in 
dem Umstande, dass fast bei allen derselben anhängenden 
Volksstämmen die Frau im vollen materiellen Sinne des Wortes 
erkauft werden musste, andererseits an der im Zusammen- 
leben sich thatsächlich doch überall herausstellenden Noth- 
wendigkeit, dass der Mann das zum Unterhalte des Weibes 
und der Kinder Erforderliche herbeischaffe. Demgemäss re- 
ducirte sich die praktische Pflege der Polygamie sehr bald auf 
den Satz: Der Mann darf so viele Frauen nehmen, als er zu 
erkaufen und zu ernähren vermag und wenn uns von den 
Völkern, welche die Polygamie auch heute noch zu ihren 
gesetzlichen Institutionen zählen, berichtet wird, es entfalle 
trotzdem auch da auf IOoO Männer kaum Einer, der zwei Frauen 
und auf 1000 Männer kaum Einer, der mehr als zwei Weiber 
hat’), so ist es eben dieser rein ökonomi sche Grund, welcher 
das genannte, bei religiöser und gesetzlicher Sanction in der 
That überraschende Verhältniss herbeiführt. Darin liegt wohl 


der Beweis, dass der Polygamie thatsächlich auch dort, wo 


2) 9. Unger, ICHSLaN. 
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die dieselbe zersetzenden ethischen Momente nicht zum Durch- 
bruche gekommen sind, der wesentlichste Theil ihres Herr- 
schaftsgebietes entrissen ist. 

Zu vollständiger und principieller Beschränkung der ehe- 
lichen Gemeinschaft auf das einzelne Individuum des 
einen und des anderen Geschlechtes führte /erst die allmälig 
dämmernde Erkenntniss und die sodann: von Volk zu Volk, 
von einer Culturstufe zur anderen immer mehr fortschreitende 
und sich festigende Entwicklung des ethischen Gehaltes 
der in der Ehe liegenden Gemeinschaft. Ein gesunder 
sittlicher Sinn hatte bei manchen Völkern, wie z. B. bei den 
Skythen, Tscherkessen, Römern und Germanen ®), lange bevor 
sie zu einer auch nur einigermassen belangreichen Cultur ge- 
langten, die Ehe zur nahezu ausnahmslosen Monogamie 
gestaltet, ohne dass dies durch irgend ein von ihnen aner- 
kanntes Gesetz oder Gebot ausdrücklich wäre ausgesprochen 
worden. Und als dann veredelte Sitte die geistige und gemüth- 
liche Vertiefung des in der Ehe liegenden Gemeinschaftsver- 
hältnisses durchgesetzt hatte, da ergab sich die monogamische 
Gestaltung desselben als eine nothwendige Consequenz eben 
dieser Vertiefung und wir dürfen heutzutage die Monogamie 


wohl geradezu als ein Kriterium unserer Civilisation bezeichnen. 


ik 


Ein weiteres Moment, das für die Entwicklung der 
Ehe entscheidende Bedeutung hat, ist die Dauer des durch 


*#) Klemm, \. c. IV,S. 27; VII, S. IOBIX urn Unger; 1. c:8. 74... Be; 
merkenswerth bezüglich der Germanen ist insbesondere die Stelle in Tacitus 
Germania, 18 bei Äl/emm, \.c. IV, S. 27, Note: »Severa illic matrimonia; nam 
prope soli barbarorum singulis uxoribus contenti sunt exceptis admodum paucis, 


qui non libidine, sed ob nobilitatem plurimis nuptiis ambiuntur.« 


dieselbe begründeten Bundes. Auch in dieser Richtung liegt 
dem im Grossen und Ganzen blos physischen Impulsen ge- 
horchenden Menschen eine besonders lange währende Ver- 
bindung oder gar ein das ganze Leben umfassendes Gemein- 
schaftsverhältniss keineswegs nahe. Die unleugbare Neigung 
der menschlichen Natur zum Wechsel lähmt die Wirkungen, 
welche die im Zusammenleben hervortretenden Thatsachen 
auch auf ein rohes Gemüth zu üben nicht verfehlen und tritt 
der Festigung des Bundes immer wieder entgegen. Daher 
gehört denn auch die freie, zu grossem Theile ganz in das Be- 
lieben beider oder auch nur des männlichen Theiles gestellte 
Ehescheidung zur regelmässigen Gestaltung der Ehe bei 
fast allen Naturvölkern. Selbst bei den wenigen Nationen, 
von welchen wir, wie von den Römern, den Germanen und 
den Slaven ), wissen, dass bei ihnen schon in der ältesten Zeit 
ihrer Geschichte Ehescheidungen thatsächlich nur sehr selten 
vorkamen und denjenigen, der leichtsinnig dazu schritt, der 
Verachtung aussetzten, hielt die ursprüngliche Strenge nicht 
immer Stand. So ist z. B. bezüglich der Römer bekannt, dass 
bis zum 6. Jahrhundert der Stadt Ehescheidungen in der That 
etwas sehr Seltenes waren und muthwillig unternommene durch 
den Censor gerügt wurden, während sie in der letzten repu- 
blikanischen und zu Anfang der Kaiserzeit so häufig wurden, 
dass Seneca sagt, die Frauen zählten die Jahre nicht mehr 
nach den Consuln, sondern nach ihren Männern. 

Doch der im ehelichen Zusammenleben immer kräftiger 
zur Geltung und Anerkennung gelangte Werth des Wirkens 


der weiblichen Persönlichkeit in dieser Gemeinschaft, der Ein- 





5, Klemm; 1:0: IX, 8.31 WÄRE R,8.82; Unger; 1. c. 8.106, 108 1.8.; 
v. Scheurl, Institutionen. Erlangen 1855, $. 175. 
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tritt von Kindern in dieselbe und die Erweiterung der ehe- 
lichen zur Familiengemeinschaft überwand nach und nach alle 
die Dauer und Festigung des ehelichen Bundes bedrohenden 
Neigungen und verminderte einerseits die Zahl und erhöhte 
andererseits das Gewicht der Gründe, aus welchen die Lösung 
der Ehe noch als zulässig erkannt wurde. Dass aber die Ehe 
ihrem Wesen nach unlöslich sei und die Trennung der- 
selben nur dort zugelassen werden könne, wo die nämlichen 
ethischen Momente, welche der Ehe in der postulirten Unlös- 
barkeit die höchste sittliche Kraft verleihen, ein Noth- oder 
Rettungsmittel für den einen oder beide Gatten unabweislich 
fordern, das ist ein Ergebniss, welches erst die volle Durch- 
bildung des sittlichen Gehaltes der ehelichen Gemeinschaft mit 
sich brachte, ein Ergebniss, wie es heutzutage in der Sitte 
und Gesetzgebung der civilisirten Völker wohl überall vorliegt 
und über welches nur das bekannte Dogma der katholischen 
Kirche von der absoluten Unlösbarkeit einer consumirten Ehe 


noch hinausgreift. 


IV. 


Das wichtigste Element der Entwicklung der Ehe 
liegt aber in der Gestaltung und Ausbildung der thatsäch- 
lichen Lebensgemeinschaft, zu welcher die Ehe eben 
ihrem Zwecke gemäss führt. Hiefür muss vor Allem die all- 
gemeine Stellung, welche der Frau bei einem Volke zugewiesen 
ist, massgebend wirken. Wo die Frau als blosses Lastthier des 
Mannes erscheint, oder höchstens unter dem Gesichtspunkte 
einer tief unter der Würde und streng unter der Herrschaft 


des Mannes stehenden Magd gefasst wird), da kann von Ent- 





6) Dies ist thatsächlich der Fall bei der weitaus überwiegenden Mehr- 


zahl der im urwüchsigen Naturzustande befindlichen Volksstämme, sowie bei 


faltung und Pflege eines innigen, in der Tiefe des Gemüthes 
sich einwurzelnden und von da Kraft und Bestand schöpfenden 
Gemeinschaftsverhältnisses selbstverständlich nicht die Rede 
sein. Die Beziehung zwischen Mann und Frau trägt da den 
Stempel entweder der gleichen Rohheit, die alle übrigen 
Lebensäusserungen und Beziehungen des Naturmenschen be- 
herrscht, oder der nämlichen Tyrannei, die im Allgemeinen 
der Seele des Geknechteten Heuchelei und Falschheit abnöthigt 
und das Familienleben insbesondere vergiftet. Für den Grund- 
zug, den das sittliche Eheverhältniss in der Treue besitzt, 
herrscht da entweder gar keine Empfindung ”), oder wo solche 
herrscht, ist sie nur eine ganz einseitige und entbehrt, wie 
z.B. bei den mohamedanischen ÖOrientalen, jedwedes moralischen 
Bodens, indem sie eben nur den Charakter angstvoller Be- 
mühung zur Sicherung eines Genussmittels an sich trägt. Die 
Frau ist da Object der Aneignung, wie jeder andere Gebrauchs- 
oder Verkehrsgegenstand, Frauenraub und Frauenkauf®) walten 


da in der realsten, verwegensten Bedeutung des Wortes. Selbst 





den mohamedanischen Orientalen, deren raffinirter, schrankenloser Despotismus 
die Frau unter dem Joche einer geradezu entehrenden Stellung gebeugt hält. 
S.,Alemm,'1..c. 1, S. 235, 280, 3209, 330:.11, 8, 74,1273.7H4l S 270 IV Sc 
VI, S. 708. .u:1.5 X, 8. 825 Unger loc 8.11, 12. 44 u 0: 

?) Wie z.B. bei den Buschmännern, Eskimos, Tungusen, Koräken, 
Teleuten, einzelnen Indianerstämmen Nordamerikas, bei den Negern an der 
Goldküsten S: Klemm, 1.c."L, 8.3306; 1, 'S..8t, 204: DL 5.50, 282.9 
S. 118, 110. 

2) 8, Klemm ‚:1..c. I,48:238, 11,8: 205; EINS. 5256165, 277, 280, 
281;.1V,S.29, 20,.140— 148; VI, x 106,107; VII. 8.110; VIIL 5:28,87 
85;.IX, S. 32; X, S. 81; Unger, 1.c. S. 11 u.v.a., & Homann, \erlobunvs 
und Trauring. Wien 1870, S. 2 u. fi.; Zriedberg, Recht der Eheschliessung,. 
Leipzig 1865, S. ı8 u. ff.; Sohm, Recht der Eheschliessung. Weimar 1875, 
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der feinsinnige Grieche sucht noch auf dem Gipfel seiner Cultur 
in der Frau lediglich eine sorgsame Pflegerin seines Haus- 
wesens und die Quelle für erwünschte Nachkommenschaft, er 
drängt sie in das yuvaızeiov zurück, vernachlässigt ihre geistige 
Ausbildung, durch welche sie sich ihm ebenbürtig machen 
könnte und kommt über die vorwiegend sinnliche Auffassung 
des Geschlechtsverhältnisses nicht hinaus. °®) 

Die Keime jener tiefen Innigkeit, zu welcher sich der 
Gehalt der ehelichen Gemeinschaft in der Gesittung schliesslich 
gestaltet und durch die er sich zu hoher ethischer Macht auf- 
geschwungen hat, konnten zu segensreicher Entwicklung und 
Fortbildung nur erspriessen bei jenen Völkern, bei denen die 
Frau überhaupt eine würdigere, geachtete Stellung einnahm, 
wie dies bei den Tscherkessen, den alten Egyptern, Indern, 
den Chinesen und Japanesen, den alten Galliern, den Römern 
und vorzugsweise bei den Germanen der Fall ist. 1%) Ungeachtet 
eines strengen, gesetzlich bestimmten Gewaltverhältnisses, in 
welchem die Frau nicht blos bei Römern und Germanen, son- 
dern bei allen Völkern des indogermanrischen Stammes auch 
während der Ehe stand, nahm die Achtung und würdige Be- 
handlung, welche die Frau im Allgemeinen fand, dadurch, dass 
sie Gattin und Mutter wurde, sehr wesentlich zu. In der stillen 
Zurückgezogenheit des ehelichen Zusammenlebens erschloss 
sich die weiche, milde Seite des nach Aussen hin harten, 


schroffen Mannes, er suchte und fand in dem tiefen Gemüthe 





9) S. Alemm, 1. c. VIII, S.83 u. ff.; Unger, 1.c. 5.55 u. fi.; Zasaulx, 
Zur Geschichte und Philosophie der Ehe bei den Griechen. München 1852, 
S. 80 u. ff. 

DB, Alenm, Suc. IV, >. 22 u. 152, 154, 301;'V, S. 313; VL, S: 162 
Bel s19H VUN, S. 28,800 wll.; IX S’34 unfli Zrering, ]. ec: II, S.-203 usff:; 
Unger, .c.8.74 u.f. 


des Weibes die vielfältigsten Berührungspunkte, welche durch 
den Hinzutritt von Kindern vermehrt und verstärkt die Seelen 
in einander schlingen, das ganze Wesen der beiden Persönlich- 
keiten ergreifen und durchdringen. Die wechselvollen Geschicke 
des Lebens drängten einerseits zu dieser inneren geistigen und 
gemüthlichen Vereinigung hin und erwiesen andererseits die 
segensreichsten Wirkungen derselben nicht blos für das Glück 
der beiden verbundenen Personen, sondern vor Allem für das 
Gedeihen des Familienlebens, für die höchste Aufgabe dieser 
Gemeinschaft, die Erziehung der Kinder und je mehr die na- 
türliche Anlage eines Volkes oder die fortschreitende Cultur 
Geist und Herz für solche Auffassung und Bethätigung empfäng- 
lich machte, desto fester musste dieselbe sich einwurzeln und 
sich selbst zu einem wesentlichen Bestandtheile der Gesittung 
gestalten. 

In diesem Entwicklungsstadium erscheint die Ehe nicht 
mehr als ein blos auf den physiologischen Geschlechtsunter- 
schied gebautes, auf bestimmte einzelne Zwecke oder 
Beziehungen beschränktes, sondern als ein auf die ganze 
geistige undkö rperliche Wesensverschiedenheit 
von Mann und Weib gegründetes, das gesammte Wesen des 
Menschen umfassendes und zur Vereinigung führendes Gemein- 
schaftsverhältniss. Die physischen Bedingungen der Ehe werden 
da in sittlichem Geiste erfasst und treten gegenüber der zur 
Bethätigung gelangenden vollen inneren Hingebung der ganzen 
Persönlichkeit und in der daraus fliessenden Gemeinschaft des 
gesammten äusseren Lebens mehr in den Hintergrund. Diese 
Ausdehnung und innerliche Vertiefung des ehelichen Gemein- 
schaftsverhältnisses bildet zugleich die einzig sichere und er- 
spriessliche Basis für die sittliche Erziehung der Kinder, wie 


für das ganze Familienleben und verleiht in dem absolut 


un 


massgebenden Einflusse dessen auf die Gesittung und das Leben 


des gesammten Volkes der Ehe erst die volle hohe Weihe. 


NY 


ks lässt sich nun allerdings nicht sagen, dass diese Ent- 
wicklung des Gehaltes der ehelichen Gemeinschaft sich bei 
all den zuletzt genannten Völkern gleichmässig und bis zu 
dem eben bezeichneten Grade der Vollendung vollzogen habe. 
Die alten Egypter, die Inder und Tscherkessen, die Chinesen 
und Japanesen, wie die alten Gallier !'!) haben sich trotz alles 
Gefühles für sittliche Würde, trotz hoher Achtung der Frauen 
und Heilighaltung der Ehe zu solch inniger Gestaltung des 
ehelichen und Familienlebens nie aufzuschwingen vermocht. 
Nicht blos die Gestattung von Nebenfrauen, sondern auch 
andere, bei einem Volke, das die Ehe ausdrücklich als die 
Grundlage der guten Sitten bezeichnet, fast unbegreifliche 
Dinge, wie die Aussetzung oder Ermordung der Kinder bei 
den Chinesen 12), stehen damit in grellem Widerspruche. Ebenso 
ist einleuchtend, dass diese von der gesunden sittlichen Anlage 
des Volkes ausgegangene und getragene Entwicklung sich nur 
allmälig und unter Mitwirkung aller sittigenden, culturfördernden 
Elemente, namentlich der Religion, vollzog und dass insbesondere 
das Christenthum: zu dieser Mitwirkung ganz vorzügliche 
Eignung hatte und thatsächlich auch mächtigen Beitrag leistete. 
Doch schon die alten heidnischen Römer haben das eben 
geschilderte Verhältniss im Wesentlichen richtig erfasst und 


daran ändert die TIhatsache Nichts, dass die römische Ehe 


11) S. die Citate der vorigen Note. 


1208, Aleram, ICH NV], 5.102, TE1,L12, 


der späteren Zeit in einem gewaltigen Contraste dazu steht. 12) 
Die bekannte römisch-rechtliche Definition: Die Ehe sei ein 
»consortium omnis vitae, divini et humani juris communicatio«, 
eine »conjunctio individuam consuetudinem vitae continens« 2) 
drückt das sehr gut aus, sie wurde nicht nur vom canonischen 
Rechte vollkommen wörtlich aufgenommen !?), sondern wir 
dürfen uns, was eben die kurze Definition anbelangt, auch 
heutzutage kaum damit schmeicheln, eine viel treffendere an 
ihre Stelle setzen zu können. 

Zu voller Entwicklung, idealer, schwunghafter Auffassung 
und ganzer, gemüthvoller Verwirklichung ist aber dieser um- 
fassende, tief ethische Gehalt des Ehebundes erst bei den 
Germanen gelangt, und zwar auch schon bei den heidnischen 
Germanen, deren strenge Sittenreinheit und tiefes Gemüth 
gerade in Bezug auf die Ehe ja schon Tacztus so glänzend 
bekundet.1%) Die Verehrung der Frauen als höhere, edlere 
Menschen, welche in dem schwärmerischen, vorzüglich durch 
Ulrich v. Lichtenstein besungenen Frauendienste eine alles 
Mass übersteisende Spitze erreicht hat, liegt eben nicht blos 
in den poetischen Ergüssen über Frauenlob und Frauenehre, 
von denen alle mittelhochdeutschen Gedichte überströmen !7), 
sondern bildet einen realen Grundzug germanischen Wesens. 
In diesem erst tritt in der That die Einheit beider Gatten 


hervor, welche in gegenseitiger Liebe, keuscher Treue und 





18) 5. bes. Zhering, 1. c. II, S. 207, 208 und Bruns in v. Holtzendorff's 


Encyclopädie der Rechtswiss. Leipzig 1870, I, S. 353: 
14) ], 1..D. de ritu nupt. (23.2. Modestinus); 1. 1. J. de patr. pot. (1. 9.). 
25) Diet. Grat. vor g. I, ‚0.27, 4. 2u.inc. 295... LS SOHTE De 
praesumt. (2. 23.) u.a. 
16) S. namentlich Unger, 1. c. S. 108— 112. 
1) Vgl. Klemm, 1.6. IX, 9.171, 172. 


hingebungsvoller Aufopferung Leiden und Freuden des Lebens 
gemeinschaftlich tragen. Daran knüpfte das Christenthum an, 
das zwar auch hier veredelnd wirkte, durch religiöse Fundirung 
die Aufrechthaltung und Festigung dieses Gehaltes der Ehe 
sicherte, aber wesentlich neue Momente in denselben nicht 
brachte. 


VE 


Es war und bleibt nun Aufgabe der Gesittung und des 
Rechts, das cheliche Gemeinschaftsverhältniss nicht blos an 
sich auf der Höhe dieser idealen Gestaltung zu erhalten, sondern 
möglichst zu bewirken, dass auch die einzelne Ehe in concreto 
diesem idealen Wesen des Verhältnisses entspreche. Dieses 
Ziel suchen denn auch Gesetzgebung und Sitte zu erreichen 
einerseits durch Hintanhaltung Alles dessen, was 
nach Consequenz und Erfahrung der vollen Entfaltung und Ver- 
wirklichung der echten sittlichen Natur dieses Verhältnisses 
hinderlich oder abträglich ist. Daher vor Allem die ausschliess- 
lich monogamische Gestaltung der Ehe, die grundsätzliche oder 
doch regelmässige Unlösbarkeit derselben und die Anerkennung 
des Ehebruches, von welcher Seite er immer stattfinden mag, als 
eines Trennungsgrundes oder doch wenigstens als eines die 
thatsächliche Lebensgemeinschaft für immer aufhebenden Schei- 
dungsgrundes. Denn dass ein Verhältniss, das so sehr und so 
innig das ganze Wesen des Menschen nach allen Seiten er- 
greift, jedwede andere Beziehung gleicher Art absolut aus- 
schliesst und nut mit der Person selbst steht und fällt, bedarf 
wohl eben so wenig weiterer Ausführung, als dass der Ehe- 
bruch in der That der Tod ist für ein Verhältniss von der 
Art, wie es eben entwickelt wurde. Aber auch darüber hinaus 


legt ein ganzes System von Ehehindernissen und Eheverboten 


Bea 

in den Gesetzgebungen aller Zeiten, des Staates sowohl, als 
der religiösen Gemeinschaften vor, das dem genannten Zwecke 
dient und um so sicherer wirkt, je klarer und richtiger die 
Idee der Ehe bei der Feststellung dieser Umstände gefasst er- 
scheint. Hier kann der Gesetzgeber mit seinen Normen er- 
folgreich wirken. Denn es handelt sich da eben nicht um einen 
Eingriff in das äusserst zarte, in stiller Abgeschiedenheit am 
besten gedeihende Verhältniss, sondern lediglich um Ab wehr 
und dieser kann die Energie und Macht der rechtlichen 
Satzung nur förderlich sein. 

Andererseits wird das erwähnte Ziel angestrebt durch 
Heranziehungaller Momente, welche in den Personen, 
die diesen Bund schliessen, das Bewusstsein von der hohen 
Bedeutung des Verhältnisses wachzurufen und immer wach zu 
erhalten geeignet erscheinen. Daher ist es eine nicht blos 
bei den cultivirten Völkern, sondern selbst bei Stämmen, wie 
Mongolen und Kalmüken, Kaffern, Negern und Beduinen 18) 
ganz allgemeine Erscheinung, dass der wirklichen Eheschlies- 
sung eine dem modernen Verlöbnisse analoge unmittelbare oder 
mittelbare Annäherung der die Ehe beabsichtigenden Personen 
vorangeht, welche für den Eintritt in dieses Verhältniss selbst 
Besonnenheit, reifliche Prüfung und Ueberlegung zu sichern 
geeignet und bestimmt ist. Daher war und ist überall, wo die 
Religion einen Einfluss auf das Leben der Menschen zu gewin- 
nen vermochte, sowie das ganze Verhältniss, so auch insbeson- 
dere der Act der Eingehung desselben unter die Einwirkung 
‘und den Schutz der religiösen Vorstellungen und Begriffe ge- 


stellt, deren Macht über das hier eben vorzugsweise betheiligte 





19), 5,.,XTemm, 1: c.. III:8..167,7258) 2806, IV SR E70, Ta N Sl 
VI, S!103 u BR. ; VIL,S- 1125 VII S.84, 3027303, 18 32:25 555 
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Gemüth sich immer und ausnahmslos bewährte. Daher war 
von jeher und ist auch heutzutage noch die Eheschliessung 
umgeben von einer Reihe von Formen und Gebräuchen, die 
im Wesentlichen sämmtlich darauf hinauslaufen, die Bedeutung 
und den Inhalt des angestrebten Gemeinschaftsverhältnisses 
mit oft drastischer Betonung des Einzelnen zu Gemüthe zu 
führen und dem dasselbe begründenden Acte einen feierlichen, 
öffentlichen Charakter zu verleihen. Hier aber ist kein Terrain 
für den Gesetzgeber, in dieser positiven Richtung, in der 
Benützung und Einbeziehung von Momenten der angeführten 
Art kann nur die Sitte Erspriessliches leisten. Mit blosser Aus- 
nahme der Festsetzung einer den Eheschliessungsact consta- 
tirenden und solennisirenden Form würde die zwingende Dis- 


position des Gesetzes da nur zerstören, nicht fördern. 


So hat sich denn die aus der physischen Naturanlage 
des Menschen hervorgetriebene Gemeinschaft aufgeschwungen 
zu einem Verhältnisse, das an Umfang, Innigkeit und Tiefe, 
an Festigkeit und Dauer, an Bedeutung für Gegenwart und 
Zukunft alle anderen Beziehungen unter Menschen weit über- 
ragt und das in seiner vollendeten hochsittlichen Gestaltung 
mit Recht bezeichnet wird als ein Sieg des ruhig schaffenden 
Geistes über die stürmische Gewalt der Natur. Denn das ist 
eben das Eigenthümliche menschlichen Wesens, dass es, ge- 
bunden an die Sinne und ihre naturgesetzlichen Einwirkungen, 
vermöge der ihm innewohnenden Geisteskräfte immer wieder 


schwungvoll über dieselben hinausgetragen wird. 
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An 10. September 1897 werden e8 hundert Jahre, dag Mary 
MWollftonecraft Godwin, eine der interejjantejten Srauengeitalten 


'9e8 18. Jahrhunderts, gejtorben ijt. Im lebten Dezennium ihres Lebens 


war die Verfafjerin der „Nehte der Jran“ eine enropäijche Bes 
rühmtheit, jpäter verlor ji ihr Name im Drange neuer Ericheinungen. 
und SInterefien und Fam exit in unjeren Tagen auf den Neuausgaben 
ihrer Werke in friihem Glanze mieder zum Borihein.) Eine Zeit, 
deren Signatur der Kampf der in geijtiger oder jozialer Hinfiht Ber: 
£ürzten um ihr natürliches Necht ijt, muß wohl naturgemäß Tühlung 
haben zu jener Frau, die vor Hundert Jahren, al3 die Erjte ihres 


 Gefchlechtes, als ein Prediger in der Wülte, die Rechte de Weibes 


proflamirte und ‚vor der erjtaunten Welt zum eritenmal dad Thema 
anjhlug, das feitdem jo vielfach im Chore wiederholt, paraphrajirt 
und vartirt worden ift, ohne dag man mejentlich Neues dazu gefuns 
‚Den hätte. | 
| I. 

Mary Wollftonecraft wurde am 27. April 1759 in Horton 
(London) geboren. Xhre Eltern ftammten aus Jrland; die Mutter, 
Elifabeth Diron, gehörte einer geachteten Yamilie des Mittel: 


Standes an, der Vater, John Edward Wolljtomecraft, über 


nahm ein Erbe von 10.000 Pfd. Er war Landwirt, aber ohne Gejhid 
und Ausdauer zur Arbeit. Wir finden ihn bald hier, bald dort. Mary’s 
erite Kindheitserinnerungen Enipfen ich an eine yarın bei Eppingham 
Ejier). WS fie fünf Jahre zählte, vertaufchte der Vater diejes Gut 
mit einem anderen; ein Jahr darauf wurde der neue Bejik twieder ver- 


Laffen und ein Landgut bei Barfing (Ejjer) bezogen, von mo bie 


Familie nach dreijährigem Aufenthalte auf eine garın bei Bev erley 
Horfihive) überjiedelte. Jede diefer Stationen bedeutete einen Tal in 
Sohn Wollftonecrafts fozialer Stellung und feinem Bermögeıt. 

Das Heim, in dem Mary erwuchs, twar ein düjteres. Der Bater, 
roh, unftet und dem Trunfe ergeben, jpielte gegen gran und Kinder 
den Haustyrannen ; feine Zärtlichkeit wie feine Strenge waren übers 
trieben und mwillfürlih. Mary, die eine verdiente Strafe demüthig hin- 


1) «Letters to Imlay,» 1879. — «Letters written during a short residence 


5 in Sweden, Norway and Denmark,» 1859. — «The Rights of Woman,» 1891. 
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nahm, fühlte ji) empört über die Schläge, die ihr ein Anfall übler 
 Raune vom Vater eintrug. An der Mutter hatte fie von frühelter Kind 
heit ein Bild der Necht- und Hilflojigteit des eibes vor Augen, en 
PBeiipiel jener bis zur Unfähigkeit geiteigerten Unfelbjtändigfeit des 


Denkens und Handelns, die um Schuß zu dem Manne aufblidt, vor 
dem jie zittert. a 


Mit angeborener Theilnahme für die Schwachen und Unters 


drückten warf Mary ji ala Kind jo manches Mal ziwijchen die Eltern, 
um die Hiebe aufzufangen, Die dev Vater, wenn er betrunfen nad) 
auf der Schwelle des elterlichen Schlafgemaches Fauernd, um nöthigens 
falg der Mutter beizujpringen. Und doc wurde fie von ihr gegen 
Edward, den verwöhnten Eritgeborenen, zuräcgejegt, und nur all 


 mählih gelang e3 ihr, durd) die Zeitigkeit ihres Charakters die Liebe 
der Mutter zu gewinnen und fich bei dem DBater in Reipekt zu jeßen. 

Das Ehepaar Wolljtonecraft hatte jehs Kinder. Nah Edward 
und Mary famen noch zwei Mädchen, Eliza und Everina, und 


Haufe kam, der Mutter zudachte, und jo manche Nacht verbradte jie, er 









zwei Knaben, Sames und Charles. Daß ihre Erziehung unter ben 


obtwaltenden Umftänden eine mehr ala mangelhafte fein mußte, liegt auf 


dev Hand. Der einzige Vortheil, den Mary von ihr empfing, mar daS. 


freie Herumtummeln in Wald umd Feld, das ihre geijtige und Förper- 


liche Gefundheit ftärfte, Das Wenige, das ihr an Schulbildung zutheil 


12 


wurde, erhielt jie in der Tagesichule zu Beverley, wo John Woll- 


itonecvaft jech® Jahre, länger als an irgend einem anderen Drte, blieb. 
1776 veranlakten ihn unglüdliche Spekulationen, nah Horton 


zu überfiedeln, und hier erweckte die nur jechzehnjährige Mary die 


Iheilnahme eines Geijtlihen, Mr.. Clare; er nahm ji des aufs 


gewecten und twißbegtierigen Mädchens an, das daheim jeder Anleitung, 
entbehrte. Mr. Clare, verwachjen und fränflich, war ein Sonderling, 
ging fajt niemal3 aus, lebte al8 Einfiedler, in jeine Bücher vergraben, 


beiaß aber einen gejunden Humor, Bei ihm und feiner Gattin ver= 


brachte Mary ganze Tage und Wochen, genog Mr. Clares Unterricht 
und athmete auf in einer geordneten Häuslichkeit. | 


Gleichzeitig weilte William Godwin (geb. 1756, + 186) 
als Schüler der Presbyterianiichen Afademie in Horton, um jih zu 
eines Waters, eines frommen, difjentijtiichen Pfarrers in 


r. 


dem Berufe | 
Wisbeac bei Cambridge, heranzubilden. Doh Mary und God- 
win ahnten vorläuftg nichts von einander. 


Deito entjcheidender griff eine Bekanntihaft in ihr Leben, welhe 


fie durh Mrs. Clare machte, die eines jungen Mädchens, Kanny 
B{909 Godwin vergleiht Mary’3 erjte Begegnung mit ihr der 


Werthers mit Lotten. Mary fand fie eifrig mit den jüngeren 


Gejhmwiltern beichäftigt und faßte jofort eine glühende Neigung für jte. 
- Die Yamilienverhältnijie der B[lood’3 hatten eine traurige Aehn- 


(ichkeit mit den Wollftonecraft’ihen. Auch Fanny Vater war dem = 


Trunke ergeben und hatte Habe und Gut durchgebracht; die Mutter 
war Ihtwach und unbedeutend, die Kinder wurden vernadhläjlig.. E38 


war der zweite unglücliche Haushalt, in den Mary mit dem für 
















aftende Eindrücde empfänglihen Auge der Jugend einen tiefen 
hathat. - | : | | 

— Kanny, um zwei Sabre älter als jie, vermwertete ihr jchönes 
Talent zum Zeichnen bereit$, um ihre Kamilie zu unteritügen. Neben- 





hei jang jie, jpielte Klavier und war in allem ein Muiter von Fleiß 


und Pünktlichkeit, jo daß fie Mary als der Inbegriff alles dejjen 


 erihien, wa3 fie jelbjt zu werden beabjichtigte, als ein Bild der Voll: 


fommenheit, dem auch der Glorienfhein de8 Märtyrertbpums nicht 
fehlte; denn Zanııy’3 aufopfernde und maßloje Thätigfeit zerrüttete ihre 
von Natur aus Ihmache Gejundheit. Mit jener überfhtwänglichen Freund- 
Ihaft, wie fie jungen, unverborbenen Seelen eigen ilt, Schloß Mary 
jih-an Yanıny und bat jie, die jie für jo unendlich überlegen hielt, in 
Schrift und Stil ihre LXehrerin zu fein. Jedes Wort der vergätterten 
Treundin war ein Drafel, jeder Wunich ein Gebot, das erfüllt werden 
mußte, und demgegenüber Mary’S Badftjchenergie jelbit vor dem jchein- 
bar Unmdglichen nicht zurücdicheute. ALS Fanny einit Elagte, daß fie 
in ihrer Beichäftigung zu Häufig geftört werde, weil ihr ein eigener 
Arbeitsraum fehle, fand Mary Mittel und Wege, ihr heimlich ein 
Stübehen zu miethen und einzurichten. Doc als jie die Freundin. nun 
im Vollgefühle der gelungenen Ueberraihung in das neue Heim führte, 
Tomte die janfte, zaghafte Kanııy fich doch nicht entichliegen, die Ihren 
zu verlafien; eine Schwäche, die Mary nicht begriff. 

Die immer trauriger werdenden häuslichen Verhältnijfe ımd 
Fanny’3 Beiipiel hatten ihr angeborenes Streben nach Selbftändigfeit 
mittlerweile noch verjtärft; und da fi ihr im Augenblicd fein anderer 
Weg zur Unabhängigkeit bot, trat fie 1778 eine Stelle als Gejell- 
Ihafterin bei einer Mıs. Damwfjon in Bath au, einer Dame, die 


in dem Rufe jtand, den Aufenthalt in ihrem Hauje jediweden uner- 


träglih zu machen. Trobdem hielt Mary e3 zwei Jahre bei ihr aus, 
und Mrs. Dawjon Außerte, fie hätte ihr durch ihr geichicktes Benehmen 
gleihjam die Hände gebunden. 

Ders. Woljtonecraft’3 Erfranfung mahte Mary’3 Nückkehr 
nah Haufe nothiwendig. Der Vater lebte jebt müßig in Enfield 
Middlejer), die jüngeren Gejchwilter waren unverjorgt. Mary leitete 
den verwahrloiten Haushalt, fo gut e3 ging und pflegte die Mutter 


‚515 der Tod jie von ihrem freudlojen Dafein erlöjte (1780). Die 


legten Worte der Sterbenden waren: „Ein wenig Geduld, und alles 
it vorbei !! Mary erinnerte ji) ihrer nachmals in Wort und Schrift 


‚bei mancher Gelegenheit. 


Nach dem Tode der Mutter Schten ihr der Aufenthalt im Vater: 
Haufe unerträglih und überflüfjig. Ihre Schweiter Everina ging 
nah London, um Edmward’s Haushalt zu führen, der fi) als Advokat 
in der Nähe de3 Tomwer’s niedergelafjen hatte, und die fiebzehnjährige 
Eliza vermählte jih mit einem Mr. Biihop. Auh Sohn Woll- 
jtonecraft trat bald wieder in die Ehe, und Mary begab ji) für’s 
Erite nah Walham (London) zu ihrer Freundin Fanny. Um ihr 
nicht zur Lajt zu fallen, ging fie der alten Yrau Blood an die Hand, 


die dem jpärlichen Verdienjte der Tochter mit Nadelarbeit zu Hilfe 





Fam. Aber nicht lange, und dieimmer trüber flingenden Nahrichten von 


Sliza jtörten das traulihe Zufammenleben. Die Heirat, melde jie 


aus dem Elend des väterlihen Haujes befreien jolfte, hatte jie in = 


ein noch größeres verjtridt. * 

Den Wollftonecraft3 war insgejammt ein reizbared, zu Erzentrizis 
täten geneigtes Temperament eigen; übertrieben empfindlich, leicht be= 
geiftert, aber ebenjo leicht verletst und entrüjtet, genügte eine gering- 
fügige Urfadde, um für fie die Duelle großer Gemüthsbetwegungen zur 
werden. Eliza beiag da3 Kamilientemperament in gejteigertem Maße 
und mar ein halbes Kind, al3 Mr. Bilhop, ein maßlos3 jähzorniger 
Mann, den fie nicht liebte, fie heimführte. In dreijährigem Zujammen= 
[eben bradten Bein und Aufregung e8 dahin, Eliza’3 Nervojität 
zu einer Gemüthsfranfheit zu jteigern. 1785 wurde Mary zu ihr 
berufen; und in den traurigen Tagen und Nächten, die nun folgten, 
hatte jie Zeit und Gelegenheit nachzujinnen, od die Che als Verjorgung 
unbemittelter Mädchen rathjam jei. Sie merfte bald, daß ihre ‘Pflege 
Eliza’3 Krankheit gegenüber nichts vermochte, und daß der Unglüclichen 
nur dur) eine eingreifende Umgejtaltung ihres Xebens ‚geholfen werden 
Eonnte. Mary, die im Nothfalle vor dem Aeuperjten nit zurücichrak, 
rieth ihr, Mann und Kind zu verlaffen; aber weder war Eliza eines 
Entihlujjes fähig, noch lieg Mer. Bilhop mit jich reden. Und da Mary 
jich ebenjo wenig im Stande fühlte, das Elend länger mit anzujehen, 
als die Schweiter ihrem Schicjale zu überlajien, jo bejchloß jie, für 
fie zu handeln und die Verantivortung allein zu tragen. Sie jebte 
eine abenteuerlihe Flucht in Scene. Zwei Wagen murden gemiethet 
und in verjchtedener Nichtung ausgejandt, um Bilhop irre zu leiten. 
Mary bedauerte den Hintergangenen, „aber Elend muß jein Theil jein, 
Hi3 er ich Ändert, und dag dies geichähe, wäre ein Wunder.” 

Auf.der Flucht beift Eliza ihren Trauring entzwei und blickt 
jo wild, daß Mary ein Grauen überfommt. Endlih fehren Die 
Flüchtlinge in einem ärmlichen Londoner Gajthofe ein; und da jiten 
jie nun unter fremden Namen, vom Nothwendigiten entblößt, vor 
Biihop’3 Verfolgungen zitternd. 

Stüclicherweile blieben die Nachitellungen aus, und alles lief 
noch gut ab. Die befreite Eliza erholte jih almählid und erlangte 
jpäter die gejegliche Scheidung von Bijhop ; aber Mary hatte nun aud 
für fie zu jorgen. Denn Kohn Wollitonecraft, dejjien zweite Jrau jich 
vergeblich bemühte, jein Leben in geregeltere Bahnen zu bringen, war 
nun mit jeinem und feiner Kinder leßtem Gute zu Ende; und Edward, 
der verwöhnte Liebling, der jeßt fein gutes Ausfommen hatte, weigerte 
ih, etwa3 für die Kamilte zu thun. | ;.: 

Mary eröffnete mit Eliza gemeinschaftlich eine Tagesihule in 
Sslington (London) (1783), die bald darauf nah Newington 
Greene (London) überjiedelte. Zu dem Wunfhe nad Selbitändig- 
teit gejellte jich num ebenfo mächtig der Trieb nach gemeinnüßiger und 
befriedigender Thätigkeit. Aber er blieb für’ Erjte unerfüllt. Die 
zwanzig Zöglinge der Schule zahlten. unregelmäßig, und die Anftalt 
fritete, wie ihre Inhaberin, durch zwei Jahre ein fiimmerliches Dajein. 
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N, Mary’s Ctübe und Rathgeber in jenen Tagen "war ein dijjen- 
er Geiftliher, Dr. Rihard Price Sie war in ihrer Jügend 


—— Firhlich rechtgläubig und befuchte den Gottesdienft. Jhre Briefe durd;- 





weht ein jtreng religiöjer Zug. Ihre erite Erziehung, ihr Umgang 
mit Geiftlihen, wie die ernjte Richtung ihres Gemüthes, der jich bi3 
dahin Fein anderes Gebiet der Bethätigung erjchlojjen, vertiefen jie 
auf die Religion, die ihr in den Sorgen und Kämpfen des Xebens 
„als die einzige jolide Bajis des Trojtes” erjcheint. Händel’ihe Mufil 
„hebt jie über diejen Fleinen Schaupla de3 Kummers und der Sorge 
empor“, und fie jinnt nach über „Ihn, aus dem jeder Segen quillt”. 

Der lichte Bunft ihrer trübjeligen Erijtenz war der innige Ver- 
Fehr mit Fanny, mit der die Schweitern Wolljtonecraft twieder zu- 
fammen tmwohnten. Aber auch auf diejes Glücd jollte Mary bald ver- 
zichten. 1785 vermählte ji) Kanııy mit einem in Lifyabon anjäjligen 
Stländer Hugh Sfeyes. Ihre Heirat war, mie die Eliza’S, mehr Ver- 
itandeg- als Herzensjahe. Die Aerzte hatten nämlich ihren angegriffenen 
Gefundheitszuftand für den Beginn der Schmwindjucht erklärt und eine 
Veränderung des Klima’S als einzige Rettung anempfohlen. Eine Keije 
aber war für die BI[o0d3 ein Ding der Unmöglichkeit. Mary redete 
ihr zu, den jeit lange fortgejebten Bewerbungen Sfeyes nachzugeben. 
Sp entihloß fi Fanny zu dem großen Schritte und ging ald Wrs. 
Sfeyes nah Lijjabon. 

- Mary war num völlig auf jich jeldjt angetiejen. Die Herzens: 
gemeinfchaft, die jie mit Janııy verbunden, fehlte in ihrem DBerkehre 
mit den Schweitern. Sie war ihnen zugethban und that für jie, mas 
fie Eonnte, aber im Denken und Fühlen trennte jie eine weite Kluft, 
die jih mit dem ftärferen Hervortreten ihrer Eigenart mehr und mehr 
gektend madte. „Eliza und Everina find jo verjchteden von mir, daß 
ich ebenjo gut fliegen, als ihnen mein Herz öffnen Eönnte”, jjreibt Mary. 

Fanııy’a Bruder, George Blood, der lange eine unertiderte 
Liebe zu der viel älteren Everina hegte, zählte nun, al3 eine Art Ver- 
mächtnts der Freundin, gleichfalls zu Mary’3 Schußbefohlenen. Sie 
bemuttert ihn mit vorjorglicher Zärtlichkeit, ermahnt ihn zur Srömmigleit, 
zur Ausdauer und Schüttet ifm wohl auch gelegentlich ihr Herz aus. „IH 
war jehr frank,” heißt es in einem Briefe aus dem Jahre 1785. „Io 
war jo abgeheßt-von Sorgen und jehe noch jo viele vor mir, denen 
ih Stand halten muß, daß ich ganz niedergejchlagen bin. Sch habe alle 
Lebensluft verloren; mein Herz ijt fchter gebrochen, und nur die Ausjicht 
auf den Tod fann e3 noch erfreuen. Troßdem werde ich vielleicht Jahre 
- fo Hinbringen, und ich muß. geduldig fein, denn mich jett weg zu 
wünfchen, wäre jelbitiich.” Und an anderer Stelle: „Ich bin mit meinem 
Schidjale verjöhnt, aber es ift eine düjtere Art Nejignation, der Ver- 
zweiflung verwandt.“ 

Und doch jtand ihrem Herzen der jchwerjte Schlag noch bevor. 
Bald nah Fanııy’3 Hochzeit jtellte e3 fich heraus, daß jte verloren 
war, und ihr Leben im beiten Tale nah Monaten zählte. Mary, 
die für. die Heirat gejtimmt Hatte, erjchütterte der Gedanke, daß ihre 
Freundin nun allein in fernem Lande jterben folle. Zanny münjchte 
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zweifelhafter Obhut überlafjen, und Mary fchiffte ji im der [hlehteften 
Sahreszeit, mitten im Winter, ein. Während der dreizehntägigen Zahıt 





ihre Nähe; und fo wurde die iheinbar unausführbare Keife nad) Liffabon 
beichloffen. Eine Bekannte Lied das Jahrgeld, die Schule wurde Eliza 


auf ftürmiicher See pflegte fie einen bruftkranten Bafjagier. „IH glaube, 
ich liebe die Leute am meijten, wenn fie in Noth find, denn dag Mit- 
(eid ift eine meiner vortiegenden Eigenschaften,“ hatte fie jelbjt fürzlih 
an George Blood gejchrieben. = : 
Am Tage ihrer Ankunft in Liffabon jhenkte yanıy einem Knaben 
das Leben; aber Mary fam nur eben zu recht, um ihren legten Kampf 
mit anzufehen und ihr die Augen zuzudrüden. (29. November 1785.) 
Shr Aufenthalt in Portugal war jomit zwed- und veizloö ge= 
worden, und jie trat noch im Dezember die Rüdfahrt an. Vier Wochen 


brachte fie diegmals auf dem winterlichen Meere zu und jchwebte mieder- 


holt in Lebensgefahr. Einmal jtieg das Schiff auf, ein franzöjijhes 
Tahrzeug, das verzweifelt mit Sturm und Wogen vang. Der engliidhe 
Kapitän weigerte fich, den Jranzojen, die augenjcheinlich verloren waren, 
beizuftehen, um Die eigene Gefahr nicht zu vergrößern. Aber Mary 
fand troß ihrer tiefen Niedergeichlagenheit im entjcheidenden Wiomente 
die alte Energie wieder, und ihre Bitten und Drohungen jebten e3 
durch, day die Franzojen an Bord genommen wurden. 2 


Sie, für ihr Theil, hätte nicht3 dagegen gehabt, auf diejer Fahrt 2%; 


von der Erde zu verjhwinden. „Hätte e8 dem Himmel gefallen, mich 
abzurufen,“ jchreibt fie, „was für einer Welt von Sorgen wäre id) 
entgangen.“ | 

Zu dem tiefen Schmerze um den Berluft Zanııy’3 gejellte jih 
in Newington die Sorge um das tägliche Brot. „Wohin ich den Blid 
sende,” ichreibt fie, „ehe ich nur Elend. Können folde Ausfihten ein 
fait gebrochenes Herz heilen? Ranıny’s Tod hätte genügt, einen Schatten 
auf meine lihteften Tage zu werfen; was joll aber werden, wenn id) 
jedes anderen Trofteg beraubt bin? Sch Habe zu viele Schulden. Io 
fann nicht daran denken, länger in diefem Haufe zu bleiben; die Miethe - 
it enorm. Meine Augen find fehr jchleht,. mein Gedächtnis ijt ge= 
Ihmwunden.“ - 

Die Schule, die nie jonderlich geblüht hatte, war unter Eliza’s 
ausfchlieglicher Yeitung gänzlich in Verfall gerathen. Mary fand bei 
ihrer Nücfehr feine Schüler, aber dejto mehr Gläubiger vor, die jie 
für den Augenblid nicht befriedigen Fonnte. Um fih aus der erjten 
Verlegenbeit zu retten, brachte fie beive Schweitern al3 Gouvernanten 
unter, während jie jelbit bei einem Hilfälehrer in&ton, Mr. Prior, 
und jeiner Gattin Aufnahme fand. | | 

Nenn fie nun die traurigen Erlebnijje des Winters an ich vor- 
über ziehen ließ, mußte e3 ihr auffallen, wie das Gejhid der armen 
Tanny Eliza’3 Schidjal, nur mit einer no tragiiheren Schluß: 
wendung, wiederholte. Die Ehe, dur die fie allerlei Bortheile für 
jih und die Ihren zu erwerben geglaubt, hatte ihren Tod bejchleunigt. 
DBarg das doppelte Beijpiel nicht eine beherzigensmwerte Kehre? War e3 


nicht ein gefährliches Beginnen, diejes Heiraten au3 praktiichen Beweg- > 















= inden? War es nicht verkehrt, den Mädchen einzuprägen, daß die 
Ehe ihre einzige Berjorgung jei? Stand e3 nicht übel um die Erziehung, 
bie nichts bezmwecte, al3 die Mädchen an den Mann zu bringen, gleich: 
er  - zptel an) mweldyen? 

Ein didaktiider Zug, und eine gewifje Leichtigkeit der Feder, 


- deren ji Mary in lebter Zeit bewußt geworden, veranlaßten fie, ihre 
Fe Anfichten hierüber nieverzufchreiben; und jo entjtanden die „Sedans 
= fen über die Erziehung von Töchtern nebft Keflerionen 
aber da3 Benehmen des Weibes, den widhtigften Bflic: 


‚ten des Lebens gegenüber.”?2) 

Mary beginnt mit der Kinderjtube, mit der phyfilchen Pflege und 
erjten Leitung der Stleinen. Sie beklagt, dag PBliht und Bernunft 
nit jo viel über den Menjchen vermag, als der Anftinft über das 
TIhier. Nur eine menjhlihe Mutter vernachläffigt ihr Kind und läßt 
ihre natürlichen Pflichten außer Adht. Mary jhärft den Eltern ein, 
vor Allem die eigenen Leidenichaften zu bändigen, wenn fie ein Kind 
erziehen wollen, e8 nicht al3 Spielzeug zu betrachten und es dann, 
wenn e3 verdorben und durch jeine Unart lältig ift, den Dienftleuten 
zu überlajjien. Dur böjes Beijpiel und übertriebene Strenge werden 
Kinder jchleht. Man joll ihre Kragen vernünftig beantworten, und fie 
vor Allem denken lehren. Auf äußere Fertigkeiten, Mufif, Zeichnen :c., 
die die PVerjon anziehend machen, ohne den Geift zu fördern, it fein 
übertriebened® Gewicht zu legen. Aber was, in diefem Lichte befehen, 
unbedeutend it, gewinnt Außerite Wichtigkeit, wenn das Mädchen 
wahre Liebe zu einer Kunjt und den Wunsch, fich in ihr zu vervolle 
fommmen, zeigt. Was immer dazu beitragen fann, ein Wejen getitig 
unabhängig zu machen, it ein Propfreis ver Tugend. Mary erklärt 
ih auf3 Entjchiedenite gegen Erziehungsinjtitute, deren Inhaber in: 
folge des geringen Schulgeldes mehr Schüler annehmen müfjen, als 
fie überjehen fönnen. Die Mutter fol, wo e8 irgend möglich ijt, ihre 
Tochter jelbjt erziehen, auf natürliches Benehmen, auf Einfachheit der 
Kleidung, auf ausgewählte Lektüre halten; ihre volle und lette Auf- 

- merkjamteit aber joll der Bildung des Temperamentes in dem Mädchen 
gelten. Mary weil, daß die Hälfte des menschlichen Efend3 von der 
Geihwäsigfeit oder einer tyrannifchen, herrfhlüchtigen Laune kommt. 
Die Zähmung unjeres Temperament ift lebenslang unfere Aufgabe ; 
iwieje man uns von Anfang an den rechten Weg, fo würde uns die 
Aufgabe erleichtert. Aus eigener Erfahrung jchildert Mary die unglif- 
lihe Lage de3 Frauenzimmers, das mac) der Mode erzogen und von 
jeinen Eltern ohne Vermögen zurücgelaffen wird. Wie wenig Wege, 
ihr Leben zur verdienen, ftehen ihr offen? Ste muß Gefelljchafterin bei 
einer Kremden werden, deren Tyrannei jo unerträglich ift, daß jelbjt 
die Verwandten, die ein reiches Vermächtnis zu erwarten hätten, nicht 
bei ihr aushalten wollen. Eine Schullehrerin tjt nur eine Art höherer 
Dienjtbote, mehr mit Arbeit überbürdet als diefer. Der Gouvernante 





?) «Thoughts on the Education of Daughters with Refiections on female 
Conduct in the more important Duties of Life. 1787.» 
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bindet eine unvernünftige Mutter nur zu Häufig die Hände Um it 
die Jugend vorbei, jo haben jie alle nichts für ihr Alter errafit und 
müjfjen darben. ; - EREN wi 

Weniger jicher Scheint Mary, wo jie über die Liebe jpriht. Sie 
fordert, dag man ji) Nechenjchaft gebe über die Gründe jeiner Liebe, 
hält Liebe ohne Achtung für ein Ding der Unmöglichkeit, eifert gegen 
die männlichen Kofetten, die ebenjo zahlreih und gefährlicher jeien, 
al8 die meiblichen, behauptet aber dennod, „wenn jchivadhe Weiber 
irregingen“, jet dies nicht die Schuld des Mannes, jondern ihre eigene. 
Eine frühe Heirat jcheint ihr, wie die Erfahrungen ihrer näcdjten 
Angehörigen jie belehrt, jchädlich. Viele nehmen vor zwanzig einen 
Mann, den Jie jpäter nicht nähmen. | 

Die FJrau jo befähigt werden, gemilje Häuslihe Pflichten, die 
ihr obliegen, zu erfüllen. Nichts tjit nüßlicher für die amilie, als 
einige naturwiljenschaftlide Kenntniffe, die fie zur SKranfenpflegerin 
geichieft machen. Keine geijtige Bejhäftigung beretigt die Krau, ihre 
häuslichen Pflichten zu vernacläjligen, wohl aber vertragen jich beide 
jehr gut miteinander. „Eine Frau Fann fi zur Freundin und Gefähr- 
tin eine3 vernünftigen Mannes geeignet machen und doch veritehen, 
für jeine Jamtlie zu jorgen“. 

Ein wichtiges Kapitel widmet Wary der Behandlung der Dienjt- 
boten. Sie find unmwiffend und Schlau, wir müllen mit ihnen mie 
mit Kindern umgehen, jollen jie nicht ohne ernten Grund Tcelten, 
bejtimmt, aber nicht zornig, gegen jie auftreten. Ein Geijt, den dag 
Kleinlihe niht al zu Sehr erfüllt, wird nicht von jedem geringfügigen 
häuslichen Unfalle aus der Kallung gebradt, und ein denfendes Wejen 
fann leicht Nahficht üben gegen ehler, die aus einem Mangel an 
Ueberlegung und Grziehung fliegen. „Ih habe den Srieden ganzer 
Familien gejtört gejehen durch ein nichtsjagendes Verjehen, und Stunden ; 
wurden in nußlofem Scelten zugebracht twegen eines Tehlerd, dei. 
man jonit nicht beachtet hätte“. Mean tjt ven Dienitboten gute Behand- 
fung und ein gute3 Beijpiel jchuldig; auch das der Sonntagzfeier. \ 
Mary trägt überall firchlich:religiöje Grundjfäge zur Schau. Da jte 
jih einmal „fait zu einer Predigt veritiegen“, hält jie es nicht für = 
nöthig, jih deswegen zu entjchuldigen. Ohne religiöe Grundjäße jind S 
die glänzenditen Eigenjchaften ja nicht® nmüße. Sie eifert gegen den 
-Deismus, der jebt unter den jungen Leuten Mode jei, und räth in 3 
allen Fällen ein unbedingtes Vertrauen auf Gott, der ung Leiden zu 
unjerer Bejlerung jchiefe; der jedem Menjchen einen Kunfen von Gutheit 
einpflanze und ihm die Möglichkeit gebe, den YJunfen anzufachen, ob- 
zwar er ihn häufig erjtickt, ehe er jeinen letten Athemzug gethan. 

Sm Großen und Ganzen enthalten die „Gedanken über die Er=- 
ziehung von Töchtern“ bereits die meilten der wejentlichen Punkte von 
Mary’ Anjihten über Mädchenerziehung und Frauenleben, wenn auch) 
no nicht in jener veifen und folgerichtigen Kallung, die jie jpäter 
finden jollten. E 

Das Schriftchen wurde von dem Verleger Sohnjonin St. BPau!’3 
EHurKhhard angenommen, und das Honprar von zehn Guineen, das 














 Mart) bafıe erhielt, veichte eben Kin, um Zanny's Eltern in ihre irifce 





Heimat zu befördern, to jte Arbeit zu finden hofften. SJohnjon, ein 
liberaler und mwaderer Mann (7 1809), erkannte Mary’3 Begabung 
und forderte jie auf, die Schulmeilterei mit der Schriftitellerei zu ver- 
taujchen. Aber für den Uugenblicd fehlten ihr Muth und Unternehmung3- 
geijt, und jte erklärte, allen weltlichen Abjichten und Wünjchen entjagt 
zu haben. „Wenn ich mich entjchliegen Fonnte, Fanny zu überleben,” 
Ihreibt jie im Mai 1787, „Eann ih audh Armuth und alle Eleineren 
Uebel des Lebens erdulden. Sch fürchtete, 0 wie fürchtete ich Ddieje Zeit, 
und nun ijt jie gefommen. Ich bin ruhiger al3 ich zu jein erwartete. 
SH war jehr unmwohl; meine Konftitution ijt aus dem Gleichgemwichte 
gebracht. Die Gefängnismauern verfallen und die Gefangene wird binnen 

Kurzem frei fein.” 

Borläufig jollte Mary freilich erjt recht ind Joch, umd ihr einziger 
Wunid, von den Yaunen ihrer Mitmenjchen unabhängig zu fein, war 
‚weiter denn je von jeiner Erfüllung. Durch die Vermittlung der Prior, 
mit denen Mary im Dftober 1787 nah Irland ging, wurde ihr eine 
Stelle ald Gouvernante im Haufe der Kady Kingsborough ans 
geboten. An ihrer jesigen Lage durfte jte ein jährliches Gehalt von 
40 Bd. nicht zurüdmweilen, und jo ging jie auf das Anerbieten ein, 
obzwar „es jedem Gefühle ihrer Seele mwiderjtrebte”. Ende Dftober 
1787 war jie in Mitchelstomn-Eaitle. 

Hatte Mary in ihrer Kindheit das Elend einer Schlechten bürger- 
lichen Häuslichfeit Fennen gelernt, jo enthüllte jih ihr nun die Ber- 
dorbenheit und Hohlheit des arijtofratiichen amtlienlebens, und ihr 
Iharfes Auge für die Unnatur und Berichrobenheit der überlieferten 
Gejellihaftsordnung veranlakte jie zu einem jtvengen Urtheile Lord 
und Lady Kingsborough Fonnten als typiihe Vertreter der vornehmen 
Welt gelten. Er ein derber, grober Landjunfer, nicht ohne Sovtalität 
und Herzlichfeit, jie eine gejcheite, eigenmillige, raffinivte Dame, 
deren Richtiehnur in allen LXebensfällen der gute Ton und die Eleganz 
war, ohne daß jie wahre Geijtes- und Herzensbildung oder Weinheit 
der Empfindung bejejlen hätte. Ihre Aufmerkjamfeit galt fajt auß: 
Ihlieglih der Anmuth und Zierlichfeit ihrer Erjheinung. Die Gejell- 
Ihaft und die Vorbereitung auf die Gejellichaft, die Kunft, Sich zu 
fleiden, zu Jchminfen, Eindlih zu Lächeln und ein Hübjches Gemilch 
franzöjiihen und engliichen Unjinng zu liipeln, nahm ihren Tag in 
Anfpruc) ; und die Zeit, die ihr etwa noch blieb, widmete jte ihren Hunden. 
Sie war gewöhnlich von einem halben Dubend umgeben; und an 
diefe Thiere dvergeudete jie ihre Zärtlichkeit, während die Pflege und 
Zerjtreuung ihrer Franken Kinder Mary überlajjen blieb. „Die Gattin, 
die Mutter, das menjchlihe Gejchöpf, waren bei ihr untergegangen in 
dem erfünftelten Charakter, den eine faljche Erziehung und die jelditijche 
Eitelfeit der Schönheit erzeugt hatten”, jagt Weary. 

Don den drei Schülerinnen mar bald die ältejte, die vierzehn: 
jährige Margaret (jpäter Lady Mountcajhel), Mary’3 Liebling. 
Sie folle ihr finderlojes Alter erheitern, falls ihr bejtimmt jet, alt zu 
werden, jchrieb jie von dem jungen Mädchen, das threrjeits mit einer 


fir’3 Leben mwährenden Neigung an ber neuen Erzieherin hing. Im 


herein als die gejchtvorene Feindin der Zöglinge auf, iondern juhte 


Gegenfage zu den früheren Gouvernanten trat Mary nicht pon vorne 


durd Milde auf ihr Herz zu wirken. Margaret hatte die Erlaubnis, 
die Armen zu unterjtügen, und Mary lieg e3 fi angelegen jein, die 
der Hilfe Bedürftigen und Würdigen ausfindig zu machen, Diele 
Treiheit war allerdings die einzige, veren die jungen Arijtofratinnen 
fich erfreuten; im Uebrigen fand Mary ihr %oS trauriger al3 das der 
Kinder bürgerlichen Standes. Ihre phyjiiche und geijtige Pflege war 
gewiffenfojen Dienftboten überlafjen, ihr junges Herz erwuchs unge: 
liebt und ohne zu lieben, Ein jtrenger Jormenzivang hinderte Die freie 
Negung des Geiltes mie des Körpers, Leib und Seele erichlafften in 
Unthätigfeit, während eine Unzahl überflüfliger Derbote Ungehorjam 
und Lilt förmlich Herausforderten. Mary gönnte ihren Zöglingen 
größere Freiheit, indem fie fie gemijjenhafter beaufiihtigte als ihre 
Vorgängerinnen im Amte. Die Bemerkung, daß es um die Heran- 
bildung der adeligen Töchter fajt no jchlimmer fand als um die 
des Mittelftandes, Ienkte ihre Aufmerkjamteit wieder auf daS Thema, 


der Erziehung, und die Lektüre von Noujjeau’s „Emile“ gab ihrem 


Anterefje neue Nahrung. Die Grundidee de3 Buches: die einzige Pflicht 
des Weibes fei die, zu gefallen, und diefe Pflicht jolle die Erziehung vor 


Allem im Auge haben, mußte Mary’3 entjchiedenen Widerjprud er 


regen ; dennoch fällt ihr Gefammturtheil über Noufjeau ziemlich milde 
aus. Sie nennt ihn ein jonderbar unbeitändiges, unglüdliches, ge 
icheites Geichöpf, das über ein ungewöhnliches Mai von Empfindung 
und Scharflinn verige. € 


Am Winter 1787—1788 veifte Mary mit den Kingsborough’8 


nah Dublin. Ihrer ariftofratiihen Umgebung gegenüber, die in der 
Gouvernante eine Art höherer Dienftboten zu jehen pflegte, hatte jie 
e3 veritanden, ihre gejelliehaftliche Stellung zu behaupten. Nicht ohne 
Dpfer, freilih. Sie mußte ji in die Schaalheit der ariitofratiichen 
Unterhaltung jchiefen. Die Konverjation dreht jih darum, wie man für 
Damen und Hunde pafiende Gejponfe finde, Mary wird amüjant ges 
funden und fajt als voll angejehen. Abends aber jist jie allein in 
ihrem Zimmer, laufcht dem Winde oder blickt auf die Berge, jucht die 
Flammen de3 Kamins zu Geftalten zufammenzujhüren und verzehrt 
ih in Einfamkeit. Ihre Nerven find frank, und reizbar ; tie jie 
ift, fühlt fie fich oft verlegt. „Gänzlich auf die Gejellihaft von Kindern 
angewiejen,“ jchreißt jie im April 1788 an Johnjon?), „bin ich ängjte 
Lich bejorgt um ihr zufünftiges Wohlergehen, und über alle Mapen 
gefränft, wenn meine Bemühungen für ihr DBejtes gefveuzt werben. 
Sch fühle alle Sorgen einer Mutter für die Kleinen, die mich um: 
geben, und beobachte jedes Unwohljein ohne die Macht, die richtigen 
Mittel anzuwenden. Wie fann ich mit dem Leben verjöhnt fein, wenn 
e8 jtet3 nur ein fhmerzliger Kampf ift, und wenn mir alle Jreuden, 
die ich Liebe, verjagt. find? Sch meine vernünftiges Gejpräh und Häus- 





3) Wahricheinfic trrihümlicherweife „Dublin, April 1787* datirt. 
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= morfen, fan ih zufrieden jein 2“ 


Sie findet weder an dem Glamze, no an den Zormen des High- 


> Life Gefhmad und dankt dem Himmel, daß er fie nicht al3 Dame von 


Rang geboren werden lieh. | 
Ein Sahr blieb Mary bei den Kingsborough’3. Im Herbit 1788, 


als die Familie fi) eben anichiefte, von Brijtol aus eine Keife auf 


den Kontinent anzutreten, erhielt jie unter dem VBorwande, daß jte einen 
ihlechten und irreligiöjen Einfluß auf ihre Zöglinge ausübe, plößlich 
ihre Entlajjung. Ter wirklide Grund war, dag Lady Kingsborough 
der gejtheiten und anziehenden Gonvernante, der ihre Kinder in Liebe 
anhingen, und die jich jelbit in Mylady’s Dratingroom Geltung ver= 
Ichaffte, überdrüjjtg geivorden. 

Mary jahb fih nun wieder ohne Lebengerwerh. Da fam ihr 


Kohnfon zu Hilfe Er überhod jie ihrer augenbliclichen Verlegenheit 


durch die Veröffentlichung einer Nobel „Mearhy“ +), die jie während 
ihres Aufenthaltes bei den Kingsborough’ 3 gejchrieben, ne dent An 
denten ihrer Jreundihaft mit Janıy getwiometen Dichtung, und jorgte 
zugleich für einen dauernden Lebensunterhalt, indem er fie auf jenen 
Beruf „Hintoies, für den je geichaffen mar. 


gm Ganzen bedauerte Mary, Die jich nach „etwas Frieden und 


Unabhängigkeit“ jehnte, ihre Entlajjung von den Kingsborough’3 nicht. 
Su Henley, einem Städtchen an der Theme, genog jte die erjten. 
Tage der Freiheit. Auf langen Spaziergängen am Ufer des Flujjes, 
bei dem Naujchen der fallenden: Blätter und dem Gejange der Roth= 
felchen, ziwiichen dem Dergleichen einer engliihen und franzöitichen 
Bibel und dem Erzählen von Kindergejchichten, mit denen jte die Jugend. 


 zerftreute, jann fie großen Problemen nad). 


„Ih bin entjchlofjen !” jchreibt fie den 13. September an Johnjon. 
„She Geflecht lacht in der Regel über meibliche Entihlüjfe; aber ich 
lage Shnen, ich habe mir noch nie vorgenommen, ettwad halbwegs Bes: 
deutendes zu thum, ohne entjlofjen daran feitzuhalten, biS ich meinen 
Borjab ausgeführt hatte, mie unmöglich er einem jchüchternen Gemüthe 
auch ericheinen mochte.” 

Sohnjohn hatte eben eine neue Zeitierift „Lhe Analytical 
Review“ gegründet, al3 deren jtändige Mitarbeiterin er Mary nun 
anitellte. Sie jollte jein literarischer Beirath fein, Eingejfandtes lejen, 


‚ Kritifen und Ueberjegungen Liefer und jelbjtändige Aufjäbe hreiben. 


Selbjt bei dem Drönen ihrer äußeren Lebensweile ging er ihr an die 
Hand, und jie wohnte zwei bi3 drei Wochen in feinem Haufe, biß er 
in St. George Street, Blad Friars, eine paljende Unterkunft 
für jie gefunden hatte. Mary, die noch aus Henlet) gejchrieben: „Sede 


- Berbindlichfeit, zu der und unjere Mitmenjchen verpflichten, ijt eine 


neue Yeljel, die unfere angeborene Freiheit verringert, den Geift er 


RUBEIg! umd und zu Erdenwürmern macht“, nahm doch bereitwillig aı, 


4) „Mary, a fiction.“ 


was num in väterlichen Wohlwohlen für fie gethan wurde. „Ih bin 
natürlich bi8 über die Ohren in Schulden,“ jchreibt jte an Sohnion, 


„aber ich habe nicht jenen Stolz, der e8 Menfchen peinlich macht, denen 
verpflichtet zu jein, die fie achten. Im Gegentheil. Wenn ich unmill- 
fürlich Elage, daß ich feinen Vater und feinen Bruder bejite, jo erinnere 
id mic dankbar daran, daß mir von Ahnen und einigen Anderen un 


verhoffte Freundlichkeit zutheil geworden.” — „Sie waren ein Menich, 


bevor jie ein Buchhändler wurden!” ruft fie ihm ein andermal zu. 
E35 beglüdt fie, feine Güte anzuerkennen, denn „He ann ja nicht leben, 


ohne ihre Mitmenjchen zu lieben, ohne einige Tugenden an ihnen wahr» 


zunehmen“. 
Dennoch fehlt e8 nit an Reibungen und Auftritten ärgerlicher 


Art, an denen Mary’3 übertriebene Empfindlichkeit Schuld ijt. Aber. 
die Verjtimmung dauert niemals lange, und rüdhaltslos, wie ihren 


Unmillen, außert jieihre Neue. „Sch bin nicht? als ein Thier,” Ihreibt 
fie, „und injtinftive Erregungen überwiegen nur zu oft in mir Die 
Eingebungen der Vernunft. Shr Brief verlekte mich, ih vermag faum 
zu jagen, weshalb. Ach war Sehr franf.” 

Der Ziwiejpalt zwiigen ihrem ernjten Streben und dem Xeben, 
"da8 fie mitunter ein jchlechter Scherz oder ein Ihredliher Traum Hünft, 


‚peinigt jie; Enttäufchungen machen jie elend. Sie fühlt die fonderbare | 


Miihung von Schwäche und Entjchlojjenheit in ihrem Wejen, jie ver- 
mutbet irgend einen großen Zehler in ihrem Geijte, und ift jich darüber 
Klar, daß ihr eigenfinniges Herz ji mitunter jelbjt feine Leiden jchafft. 
Ste lat und weint übermäßig, und gelangt zu der Ueberzeugung : 


„Gewiß, ich bin verrückt!“ In foldhen Augenbliclen findet jie dann 


auch Sohnjohn „empfindlich, ja gefühliog“, un Tags darauf an ihre 


Uebellaunigfeit und die Neben, die ihr vorjchnell entfahren, wie an ein. 
Berbreden zuriczudenfen, und ihm zu verfichern, daß er-ihr einziger 


Sreund, der einzige Menjch wäre, mit dem jie vertraut fei. „Sch habe 
‚nie einen Vater, nie einen Bruder gehabt,“ wiederholt jie, „Sie waren 
mir beides, jeit ih Sie fenne. ch aber war manchmal jehr troßig.“ 

Mary's Heim in St. George Street war das denkbar einfachjte 
und bejcheidenite, und ebenjo dürftig war ihre ganze Lebensweije. Gleich- 
giltig gegen die Anmuth ihrer äußeren Erjheinung und die Behag- 
lichkeit ihres Wohnraumes, war ihr das Gröbjte und Geringjte gut 
genug, wein es das Woprfeilfte war. Shre Kleidung wurde faum an- 
tändig gefunden, jte gönnte jich faum das zum Leben Nothwendige, aß 
jelten Tleiih und las fein Unterhaltungsbuh, um fich nicht von den 
Studien abzulenken, deren fie zu ihrer Arbeit bedurfte. Sie darbte, um 
dejto ergiebiger die Jhren unterjtüßen zu £önnen, die, bis auf Edward, 
alle mehr oder weniger auf fie angewiefen waren. &verina wurde zu 
ihrer Ausbildung nah Paris gejhict und Eliza in London in einem 


Suftitute untergebracht. Beide Schweitern wechjelten ihren Aufenthalt 


und ihre Stellung häufig. Tand ji) eine von ihnen ohne Beihäftigung, 
jo war Mary’3 armfeliges Heim auch) das ihre. Sie gab James die 
Mittel, jich für die Marine auszubilden, lieg Charles Landwirt 


werden and bot ihm die Möglichkeit, nad Amerifa auszumandern. u 
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Nur die Geihmilter Fannten ihren Aufenthaltsort und durften ihn 
nicht verrathen, damit fein unberufener Bejuch in ihre jchlechte Wohnung 
dringe und jie in ihrer Thätigkeit jtöre. „Die Zeit der Ausjaat vergeht“, 
jagt fie in einem Briefe an Kohnjon, „ich jehe jest die Nothmwendigkeit 
ein, zu arbeiten, und über dieje Nothiwendigfeit beflage ich mich nicht. 
Sm Gegentheil. Ih bin dankbar, dag ich eine jo außergewöhnliche 
Anregung habe, zu lernen, und daß ich meine Freuden aus einer mir 
erreichbaren Beihäftigung jchöpfen Fann.” 

Der Ausblid in ein neues Leben vol Pläne und Entwürfe 
Ihmwellt ihre Brujt; der Gedanke, auf eigenen Füßen zu ftehen und 
frei und unabhängig nit nur für fih, jondern auch für Andere zu 
jorgen, jteigert ihr Selbitgefühl. „Ich werde die Erite eines neuen 
Genus jein,“ jcehreibt fie an Everina. Und wenn fie ji) freudig ihrer 
Leiltungsfähigteit bewußt wird, fühlt fie jih immer wieder von Danf- 
barteit für Sohnjohn bewegt: „Wie viele Hindernifje hätte ich ohne 
Shren zartfühlenden Beijtand zu bewältigen gehabt, vuft fie aus; 
„nur zu oft hätte ich die Geduld mit meinen Mitmenschen verloren, 
die ich Lieben möchte !“ 

Das Wohl diefer Miimenjchen it es, das jte mehr ald das 
eigene bejhäftigt. „Ach bin über Taufchungen und PBhantafien hinaus,‘ 
Ichreibt fie; „ich lebe nur, um nüßlich zu fein. Wohlthbun muß jede 
Leere meines Herzens ausfüllen.“ Und al3 wäre e3 an den ihr ob= 
Liegenden Verpflichtungen noch nicht genug, nimmt -Jie ein jiebenjähriges 
Warjenfind zu ji, dejien Mutter ihr befreundet gewejen.>) 

Mary’3 Hauptthätigkeit bejtand Anfangs im Ueberjegen. Sie 
machte einen Auszug aus Salzmann’3 „ElementenderMoral“6) 
und trat bei diejey Gelegenheit mit dem DVerfafjer in brieflichen DBer- 
tehr. Sie übertrug Navater’s „Bhyjiognomijdhe Fragmente‘ 
aus einer franzdjiichen Heberjegung in’s Englilche; überjeßte Ned er’s 
‚„Meber die Bedeutung religidjer Anfihhten” und aus dem 
Holändiihen den „Jungen Grandifon” der Mad. Gambon, 
eine Reihe von Briefen junger Leute an ihre Freunde. An ihren Er- 
holungsjtunden aber arbeitete jie jelbitändig für die „Analytical 
Review“ Aufjäge und Dichtungen, die zum Theile anonym erfchienen 
und verihollen jind. Das Erhaltene zeigt einen didaftiihen Grundton. 
Die Poejie ijt für Mary ein Mittel zum Zmwede der Belehrung über 
‚Trauenbildung und Erziehung. Inder „Grotte der Rhantafie‘‘) 
wird ein Mädchen, dejjen Mutter in einem Seejturme umgefommen ift, 
von einem Zauberer, Sagejtug, in einer weltentrücdten Grotte er= 
"zogen. Er führt dem Kinde, das er Sagejta nennt, eine Reihe von 
Gejtalten vor, aus deren Lebensbefchreibung jie die belehrende Nuban- 
wendung. ziehen jol. Meberall erblickt Mary grobe Verjtöße in der 
Erziehung und Lebensführung der Mädchen, und fie läßt feine Ge- 


5) Godwin, Memoir of the Author of «The Rights of Woman». Wir 
erfahren jpäter nichts mehr von dem Kinde. 

6) «Elements of Morality, for the Use of Childreu; wilth an introductory 
Adress to Parents». 

7) «The Cave of Fancy.» 





legenheit unbenüßt, über die phHitiche, und Enoralifihe Vertomnt Br - 


des Weibes zu eifern, in der fie die Quelle aller feiner Leiden erblict. 


Unter dem Biendonym M. Craßmwid eirte Mary „Die 


Lejerin, eine Auswahl aus den beiten Shriftjtellern 
in BDer3 und Broja zur Ber edlung junger Krauen” und 
ichrieb dazu eine Vorrede über weibliche Erziehung.®) 

‚Die Driginal: Erzählungen aus dem Leben“) find 
ein Kinderbuch, dag durd) Nnterhakaong belehren fol. Die beiden fleinen 
Heldinnen Caroline und Mary werden durd ihre vortreffliche 
Erzieherin Mr3. Majon auf Spaztergängen und bei allerhand zufälligen 
Anläjfen zur Güte und Tugend ermahnt, und eine paljende Erzählung 
gibt Ber Lehren Nahdrud. Mrs. Majon vermweilt den Kindern ihren 
Muthiwillen gegen Thiere, die einzigen Gejchöpfe, denen Kinder überlegen 
find, und folglich die einzigen, denen jie Wohlwollen bezeugen können. 
Sie hält die Fleinen Mädchen zu einem rücdjichtspollen Benehmen gegen 
Kranfe und Arme an, jchärft ihnen Veäptgkeit im Ejjen, Bünklichkeit 
und das Streben nad Thätigkeit und Nüglichfeit ein; ermahnt jie, phyii- 
hen Schmerz gelajjen zu ertragen und jich beiheiden gegen Dienjtboten 
zu benehmen, die in ihren Nähigfeiten über den Kindern Itehen. „Pflegten 
die Eltern ihre Kinder, jo hätte ich die Gejhichten nicht gejchrieben“, 
jagt Mary; „denn mas jind Bücher im Vergleiche mit dem gejprochenen 
Worte, dem die Neigung Nachdruck gibt!“ Der geniale Dichter und 
Kupferiteher Blafe, den Mary bei Sohnjon traf, verlieh durch feine 
SUuftration dem Büchlein neben dem praftiihen einen fünftleriichen 
Wert. Die Erziehungsanitalt Schnepfenthal beranjtaltete 1795 
eine deutjche Ausgabe. 

Auch ihre Anjihten „Ueber die Boette und unfer Wohl: 
gefallen an der Schönheit der Natur“ legte Mary in einem 
Auflage nieder. Eie zeigt jich darin von dem Zeitgejchmade der religiöjen 
Katurjhmärmerei beherricht. Die Natur ift der nicht von Händen 
erbaute Tempel Gottes; Gottes, dejjen Güte und Weisheit. wir be= 
wundern. Die Verfajjertn Foricht nad) dem Grunde, weshalb die Gegen: 
wart mit ihrem gejteigerten Kurus und ihrer fortgefchrittenen Kultur 
weniger Sreude an der Natur finde, und gelangt zu der Ueberzeugung, 
da der Menjchheit zwei Wege dev Nückehr zur Natun offen jtänden : 
entweder die Bernunft muß das Gefühl zur Natur zurücleiten, oder 
die natürlide Empfindung muy id aus angeborener Kraft 
durhjegen, jo daß die Leidenjchaften, die ein Ergebni3 der Giviltjation- 
jind, fie gleihjam weten, aber nicht zerjtören. | 

Hatte Mary tagsüber fleifig gearbeitet, und war fie der Einfam- 
feit müde, jo verbrachte fie den Abend in der Regel bei Kohnion. Am 
Haufe des Liberalen VBerlegers traf jich die Elite der aufgeflärten Gejell: 


s) «The female Reader; or Miscellaneous Pieces in Prose and Verse; 


selected from the best Writers and disposed under proper Heads, for the Impro- ° 


vement of young Women. With a Preface, containing some Hints of female 
Education.» 

») «Original Stories from real life with Conversations, calculated to regulate 
the Affeetions and form the sind to Truth and Bond >.179E.= 
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a. Sorhske Mary, der ein anregender Verfehr Behirfnie war, 
- fand hier den Kreis gleichgejinnter und ebenbürtiger Geijter, der ihr 


 zufagte, und in dem fie, eine glänzende Nednerin, bald den Mittelpunft 
bildete. 

Bon den Bekanntihaflen, die ie bei Kobnfon machte, war fir 
den Augenblick (1790) die Heinrih KUupLi’S, des Schweizer Malers, 
die blendendfte und bedeutendite. Fünki 1.taly; — 1825) war im Auslande 
jo heimisch gehoordeit, daß er jeinen Namen in Sujeli geändert hatte; 

er galt nicht nur neben Reynolds für den erjten Maler feiner Zeit, 
Sondern war ein literariich und meltmänntjch gebildeter Mann. Ur: 
Iprünglich zum Seijtlichen bejtimmt, hatte er eine Gelehrtenerztehung . 
erhalten; er var ein Augendfreund Yavater’s, dejjen ihm getwidmete - 
a andbibliothef für Sreunde“ er (1789) in’s Englifche über 

trug!P), ein Schüler Sulzer’3 in Berlin ud Windelmann’s in 
Rom, hatte in jeiner Jugend eine mwitige Schrift zur DVertheidigung 
lan uff eau’3 verfaßt, und fein Literarifches Urtheil "galt für jo macht: 

gebend, daß Cooper jeine Homerüberjegung zur Durhfiht und legten 

geile ihm übergab. Im gejelihaftlihen Leben nahm er, obzwar erjt 

jeit zwei Jahren in Kondon anjüßig, eine tonangebende Stellung ein. 
Elegant und geijtrei, gewandt in jeinen Manieren md dabei- ver- 
ihlofjen und wenig zugänglih, bejag Fürlv’s3 WBerjönlichfeit etwas 
Tejlelndes und Amponirendes, das auch auf Mary feinen Eindrud 
nicht verfehlte. 
. Sn ihrem mühjeligen Jugendleben war jie aufgewachlen, jozujagen 

ohne jich ihres Gefchlechtes bewußt zu werden. George Blood war ihr 

wie ein Bruder; die Eleinen Huldigungen, die das Glüd und Der 

Triumph junger Mädchen zu jein pflegen, hatte fie nie fennen gelernt, zu 

den harmlojen Liebeleien de3 Badfifchalters nie Zeit gehabt. Als jie 

in St. George Street wohnte, trug ihr ein Bekannter zur Berbejjerung 

ihrer materiellen Lage eine Konventiongehe an. Aber ihre Anfichten 

hierüber hatten durch die zweifache Erfahrung an ihrer Schwejter und 

ihrer Freundin die bejtimmteite Gejtalt gewonnen, und jie fand nur 
Worte der Enträftung über den wohlgemeinten Antrag. „JG bin arm 

und hilflos“, jchrieb jte, „aber ich habe einen Geijt, der jich nie beugen 
oder frumme Wege einjchlagen wird, die zu Konjequenzen führen, welche 
ich verachte,. Nein; würde es nöthig, meinen Prinzipien entgegen zu 
handeln, um das Keben zu frilten, jo wäre der Kampf bald vorbei. Sch 
fan alles ertragen, nur nicht Selbjtverahtung”. Sie fühlt fich verlegt 
durch die Zumuthung, „ite Eönnte einen Augenblick daran denken, jich 
zu projtituiren, um ihren Lebensunterhalt zu gewinnen“. 

©p jpricht jie zum erjtenmal Hart und unverblümt Die Anficht 
aus, dag ein Mädchen, das eines Außeren WVortheils3 willen, oder von 
irgend einem anderen Motive, als der freien Neigung ihres Herzens 
bewogen, vor den Altar tritt, troß Saframent und Priejter nicht edler 
handelt, als die Dirne, die fich vom Hunger oder dem angeborenen 
Hange zum Xajter getrieben, preisgibt. 


10) «Aphorismus on Man.» 
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Einen Mann, der jene edlen Eigenjhaften befefjen hätte, „jene 
Seelengröße, rajhe Auffallung und lebhafte Sympathie”, die ihr u 
einer glüdlichen Ehe erforderlich jchten, hatte Mary nicht kennen ges 
lernt, ehe jie Jüpli traf. Hm gegenüber erwachte zum erjten Male das 
Weib in ihr, und jelbjt der Umftand, daß Füßli jeit zwei Jahren 
verheiratet war, hatte nichts zur Yolge, als daß jie jeinen Umgang dito 
unbefangener genoß. Denn Mary war eiferfüchtig auf ihre faum u» 
rungene Selbjtändigfeit. Der Gedante an eine Heirat twiderjtrebte ihr, 
während jie die Möglichkeit, einer Yeidenihaft zum Opfer zu fallen 
die einen Beigeihmad von Knehtihaft hätte, mit Grauen erfüllte. 
Auch dieje Gefahr jchien bei Jüpli ausgeichlofjen, der in feiner Häus . 
lichfeit beglücdt und überdies eine fühle Natur Mar. ne 

Mary’s Entzücen galt lediglich dem geijtigen Verfehre mit einem 
Wanne, der Talente vereinigte, wie jie jie vorher noch in feinem 
Menjchen beiiammen gejehen. „Ich erichirappe jtet3 etwas aus dem reihen. 
‚sluffe eines Gejpräches und juche es im Gedächtnis zu beivahren, um a 


meinen Getjt zu üben“, jchreibt jie. Zwar hat auch diefe Sonne ihre 


‚sleden. Mary tadelt eine gewijje Präpotenz und Selbjtüberhebung 

an Jüpliz; es tjt ihr verhaßt, „das Neptil Eitelfeit über die edlen = 
Eigenschaften jeine3 HerzenZ riechen zu jehen“. Im Großen und Ganzen 
aber findet jie in ihm einen würdigen Gegenjtand ihrer ivealen Zuneigung. Be 
Und jie gefällt jih in diefer Herzensfreundichaft, die vein ijt von den 
Schlafen des rdiihen. E3 ijt ihr Lieblingsgedanfe, daß fie heitimmt 
jet, ji) über die Schranken de3 leiblichen Dafeins zu erheben. Mary 
it, wie Jüplt, wie alle Mitglieder des Johnien’schen Kreifes begeijtert 
für die franzöjiihe Revolution und ihre Sdeale und glaubt an das 
neue Cvangelium von der inneren Freiheit und den edlen Trieben der 
Deenjchheit. En 

Zu diejem Kreife gehörte auch Thomas Baine (1737—1808), 

der, nachdem er jein Glück in allerlei Gewerben verjucht hatte, in 
Thiladelphia mit durchfchlagendem Erfolge als Publizift aufge: 
treten und in Wafhington’g Heer mit feiner Berjon für die ameri- 
Eaniiche Sreiheit eingeltanden war. 1786 nad Europa zurückgekehrt, 
um jeinen vepublifanifchen Anfichten au in der alten Welt Geltung 

zu verichaffen, hatte er mitgefochten im Kampfe um die Bafsttille, der 
die Nevolution entjchied. Und nun verkündete er in England die Gejeße 
jeines altruijtifchen Freiheitsideales, ein Ausgleichen des großen Unter: 


 Ihiedes in der materiellen und moralifchen Eriitenz der Menfchen fordernd. 


Zu diefem Kreife gehörte ferner Willtam Godmwin, der nad) 
einer fünfjährigen Thätigfeit ala Landpfarrer die Theologie endgiltig 
über Bord geworfen und fi ganz der Philofophie und Yiteratur 
zugewandt hatte. Bon „Hiltorifhen Skizzen in Vredigten”!!) ging er 
zu belletvijtiichen AUrbeiten!?) über, und war bald der Hauptmitarbeiter 
de „New Annual Register“ und ein Hauptträger der politifchen und 
jozialen Neformideen. Auch jein Blick wendet ji nad) Sranfreich, mo 

'!) «Historical Sketches in six Sermons,» 1782. 


'”) «Damon and Delia,» 1783. — «Italian letters,» 1784. — Der Schäfer- 
roman „Smogen“. j ; i 
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der gequälten Menjchheit der Morgenftern eines neuen Tages auf- 
geht. Er verfündet die freie Liebe ziwiichen Mann und Weib, den 





Seelenbund, der beide Hoch über die thieriihe Neigung der Ge- 
Schlechter erheben fol, und obzwar Mary vorläufig nicht in perjönliche 
Berührung mit Godiwin tritt, beeinflugen fie doch jeine Anfihten, al8 
die herrichenden de3 ganzen Kreiles. Sie aber ijt e&, die die täglich 
ericheinenden franzdftien Flugblätter für die „Analytical Review“ 
überjegt und befprit; und fo fteht fie im vollen Strome der grogen 
Bewegung. . - 

Da bringt der. erfte November 1790 „Neflerionen über die 
franzdfifhe Revolution“ von Edmund Burke Das Bud 
it ein ıumverhüllter Angriff auf die franzöjiihe Revolution, deren 
„sen Horizont verfinfternden Lauf“ der DVerfajjer prophezeit hatte, 
trogdem er früher Neden über die ameritanijchen Angelegenheiten ges 
halten, die ihn für einen Parteigänger der wreiheit, für einen hig. 


amd Freund von For gelten liegen. Burke war ein Abtrünniger. Unter 


den Nepublifanern erhob ji ein Sturm der Empörung über jeine 
Schmwunabolle, in bilderreiher Sprache gehaltene Abhandlung, die Marie 
Antoinette verherrlihte und Elagte, day dag KittertHum dahin md 
die Zeit vorüber fei, wo taufend Echtwerter aus der Scheide fuhren, 
wenn auch nur ein Blie die Anmuth bedrohte. Paine übernahm bie 


2 ——  &rpiderung auf Burke’3 „Neflerionen” und verfaßte in zornesmuthigem 


Eifer den erften Theil der „Menjchenrechte“'?) (ITIL), Wajhington 


getwidmet, dejjen außerordentliche Tugend zur Berwirkliung der Trei= 


heit in Aınerifa beigetragen. Burke’sS Darjtellung der Revolution, Die 
die Greigniffe verzerrte und verkleinerte, fette Baine eine begeijterte 


Schilderung der Vorgänge entgegen, deren Augenzeuge er gewejen. 


Abjag Für Abjab widerlegt ev Burte's Jlugihrift, und manche troniiche 
Nebenbemerfung ftreift den jhönredenden Anwalt de3 entjchwundenen 
Nittertfums, der jein Mitleid an Könige verjchwendet und nichts für 
die Umfeligen übrig hat, die im Gefängnifje verjhmadhten, „der das 
‚Gefieder beflagt und darüber den fterbenden Vogel vergiit”. en 

Burke hatte die Deklaration der Menjhenrehte ange 


a griffen, die Lafahyette zuerjt bei der Jrationalverfammlung beantragt, 


jener mit dem Menjchen geborenen und unveräußerlichen rechte, deren 
Gewährleiftung er vom Staate zu fordern habe. Die Aufzählung, Er- 
(äuterung und Vertheidigung diefer Menjchenrechte, die im September 
1791-der frangöfiichen Konjtitution eingefügt wurden und gegenwärtig 
alle Gemüther bejhäftigten, bildete den Kern von Raine’s Schrift. 
Sie traf dag Anterejje der Zeit ind Herz und machte außerordentliches 
Aufjehen. 5 

Sn demfelben Enthufiasmus tie Baine, hatte auch Mary zur 
Feder gegriffen und gleichfalls eine „Nect ferivgung ver 
Menihenrehte“!t) verfaßt (1790), eine in Briefform gehaltene 
Erwiderung an Burke, die, unter. dem Teidenjchaftlichen Jmpulfe des 

13) «The Rights of Man.» 

4) «A vindication of the Rights of Man, in a letter to the Right Hon. 





Mr. E. Burke, occasioned by his reflections on the Revolution. 1790.» 
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Augenblickes Hingeworfen und in geringihäßigem Tone gehalten, no 
vor Paine’s in Titel und Juhalt ähnliger Schrift eridhien und von 
- diejer überflügelt wurde, troßdem fie gleihwohl Eindrud madte. 

Mary begann aus ihrer Verborgenheit hervorzutreten md eine: 
(itevavifhe Perjönlichfeit zu werden. As Taillerand in London 
war, befuchte er ite, und fie tranfen in ihrer Junggejellenmwirtigaft 
Thee und Wein aus denfelben Tafjen und jpradhen über philojophiiche 
und Soziale VBrobleme. er 

Am November diejes Tahres traf Mary in Gcfellihaft Soowin; 
aber die inihrem Sinnen und Trachten jo ähnlich Gejtimmten Eonnten 
gleichwohl den Ton gegenfeitigen Verftändniffes nicht finden. Godwin 
war gefommen, um Paine zu hören, und ward verjiimmt, day Mariy 


das große Wort führte, während der gefeterte Nepublifaner — iie 
Godwin meinte, in Kolge defien — beharrlich jchtoieg. In Mary’s 


„Rechtfertigung der Deenfchenrechte” hatte er jtililtijche Mängel ge 


funden, die er unverhohlen rügte; die Unterhaltung nahın einen ge- 
reisten Ton an, und Mary’, wie Godiwin’S gegemjeitiges Urtheil 
lautete abfälltg. Ä : 


I; = 
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Das wichtigfte Ergebnis von Mary’3 „Rechtfertigung dev Menjhen= 
vechte” war, dal Die eingehende Beihäftigung mit ihnen jie unber- 
merkt zu jener Arbeit hinüberleitete, die der eigentliche Inhalt ihres 
Lebens werden follte, zur „NRehtfertigungderfhehteder 
Srau.dı | N 

Bon Mund zu Mund gingen die „Menfchenrechte“, die heiligen, 
unveräußerlichen, natürlichen echte, die dem Andividuum Kraft jeiner 
Sriftenz zufämen. Allenthalben wurde verfümndet, da der Einzelne ein 
Kecht Habe, für fein Glüc, für jein DBeltes. zu jorgen, injofern er das 
Necht der Anderen nicht damit jchädige. Auf den natürlichen Rechten 
aber jollten. die bürgerlichen beruhen, auf die jeder Menjch, ala Glied 
der Gefellichaft Anfpruch habe. In der Außgeradtlajjung diefer heiligen 
NKehte jah man die Quelle alles Unheils, das über die Menjchheit 
gefommen. Die Deklaration der Rechte aber war: zugleich eine De: 
flavation der Pflichten; denn das Neht des Einen war aud das 
Necht de3 Anderen, und jedes Andividuum jollte ebenjo angehalten 
jein, Ddieje zu jchügen, mie jenes zu erwerben. Allein diejer ganze 
Kampf um Menjhenrechte und Pflihten war genau genommen ein 
Kampf um Mannesrehte und Pflichten. Niemandem jchien 
e8 au nur einzufallen, daß man in der großen Erhebung zu indis- 
vidueller Würde und Freiheit die eine Hälfte der Menjchheit völlig. 
überjehen hatte, War der Mann frei geboren, warum nicht au das 
Weib? Ziemte e8 ihm, feine Perjönlichkeit in Pflichten und Nechten 
zu behaupten, warum nicht auch ihr? Die var die große Trage, die 
Mary aufwarf und deren Berechtigung jie nachweifen wollte. Treilich 
war ihr Gejchlecht durch jahrhundertelange Knehtihaft phyiiih und 








15) A Vindication of the Rights of Woman, 1792. 








_ moralich heraßgemürbigt, fo daß 8 ji der Schmad; feiner Lage jelbit 


nicht bewußt fehien. Aber Mary wollte ihm die Augen Öffnen. Neben 
die bisher allein verfuchte Rechtfertigung der Menichenrechte des Mannes 
wollte fie al3 Gegenjtük die Nechtfertigung der Menihenrechte der 
Frau binftellen. Die Arbeit war auf ztvet-Bände berecjnet, von denen 
jedoch nur der erjte gejchrieden murde, welchen fie Tatllerand, dem 
gewejenen Bifhof von Autumn, widmete, der Für öffentlihe Schulen 
gejtimmt hatte. 

Dem mächtigen Triebe ihres Innern folgend, warf Mary Die 
umfangreiche Schrift binnen jechg Wochen auf’s Bapter. (1792.) Diejer 
raichen Niederjchrift verdankt daS Werk eine Spontaneität de3 Aus 


drucdes, eine Friihe, Schärfe und Unmittelbarfeit der Empfindung, wie 


fie bei reiflihem Erwägen und Zeilen nicht erreicht worden wäre. Ward 
hat fich worgejeßt, alles Flittermert Schöner Rede, gewählte Auspriüde 
und poetijche Bilder zur vermeiden. Sie nimmt fich nicht Zeit, ihren Styl 
zu glätten. Dur) die überzeugende Macht der Wahrheit allein will jie 
auf die Gemüther wirfen. Doch gelingt ihr eben jenes Vermeiden „der 
plühenden Diktion und des Yombajtes“, das fie jich zur Pflicht ges 
macht, nicht immer. Oft geht die Zunge mit ihrem Herzen durch, ihre 
Erregung macht ji in Ausrufungen, MWeitjchweifigfeiten und Phrajen 


Zuft; fie Sheut auch vor einem fräftigen Ausdruce nicht zurüd, wenn 


er ihr bezeichnend jcheint, während andererjeit3 ihrer rajch dahingleitenden 


Feder mande Nadläfligfeit dev yorm, manche Schmwülitigfeit oder Un 
flarheit des Ausdrudes entjchlüpft, die Mary unbeacdhtet (äßt, weil jie 
zu tief von der hinreigenden Macht ihrer guten und gerechten Sade 
überzeugt ft, um fich durch Gleichgiltiges und Nebenjühliches anfechten 
zu lajjen. 

Was fie bewetien will, entjtammt nicht ihrer Phantalie. Theuer 
erfaufte Erfahrungen Liegen ihrer Srfenntnis zu Grunde. Aus eigenen 
Erlebnifjen hat fie die Einjicht gejchöpft, mit der fie num hervortritt: daß 
das Keben der Trau, fo tie e3 jegt it, ein zmecklojes, verfehltes jei, und 
day die landläufigen Jdeen über Mädchenerziefung, beionders die herr- 
ichenden Noufjeau’s, das Peib nur mehr und mehr herabmwürdigten. 

Die jämmerliden Verhältnifje in ihrem Elternhaufe und im 
Haufe der Bloods, Eliza’s md Fanny’s unglüdlihe Ehe, ihre Yauf- 
bahn al3 Lehrerin und Erzieherin hatten thr einen tiefen Einblid in 


das 808 der Frau gewährt, die, unfähig, jtch durchs Leben zu helfen, 


auch die Andern jchädigt, denen ie zur Lait fällt. Die Beihäftigung 
mit den philofophiichen und fozialen Jdeen aber, die die Zeit bewegten, 
zeigte ihr, wo die Abhilfe für alle Schäden liege. Das Weib brauchte 
nur den Weg einzufchlagen, der den Mann zur Tugend und zum Glüd 
emporführen jollte, um mie er gevetiel- zu jein. E83 war ein Gebante, 
der Mary in jhärfften Widerfpruch zu der herrichenden Anjicht über 
weibliche Tugend und weibliches Slüd bradte, aber jte hatte den Muth, 
ihn auszusprechen. 

Die Größe diefes Widerjpruches veranihaulicht ein Gedicht von 
Burns, „Das Neht der Jrau“, dad obgleich wahrjheinlich erjt 
durch den Lärm angeregt, den Mary’S Rerfverurfaht, doch harakteriid) 


* 


DEN 


für die tonangebende Strömung ift, die Mary befämpfte. 


wählen, al3 „das Necht der zrau“, wie eg Burns in BVerfe ge= 
draht. &3 ijt nah dem Dichter ein dreifadhes: Crftens das heilige 
Nedht der Jrau auf den Shub de3 Mannes. Die zarte Blüte 


fällt Hilflos dem erjten Schiejalfturme anheim, wenn nicht jeine Fräftige 


Hand jie vor ihm wahrt. Das zweite Recht der Frau ijt das auf den 
dußeren Anjtand, da3 Deforum; das dritte, beite und Liebfte 


der rau, don deijen Erijtenz bisher Niemand etwas geafnt war * 
plöglid) eine Tagesfrage geworden. Die Schaufpielerin Mi Ponte- 
nelle konnte zu ihrem Benefiz (26. November 1792) nichts Padenderes 






aber ijt das auf die vieltheure Bewunderung, das Recht, um dag 


jelöjt Könige buhlen. Und der Dichter Ichliet: 


„Berföhnt Eud mit König und Konflitutionen, 
Entfaget den Waffen, den NRevolutionen ; 

Der Majeftät folgt willigen Geiftes und Xeibes, 
Ah, ca ira! der Majeftät De8 Werbes!“ 


Dieje hüben twie drüben, von Männern wie Trauen anerfannten 


und hochgehaltenen Vorrechte waren e3 eben, die Mary als ebenjo 


viele Enttwürdigungen des Weibes abihiwor und befämpfte. Was anz 


geblih die Ehre der Frau fein jollte, erklärte fie für das Siegel 


ihrer Schmad. Der Schub des Mannes ift nur ein Kahmeis ihrer 


Shwäde; die übertriebene Aufmerffamfeit auf den außeren Anjtand 


befundet einen Mangel an innerem Adel, der furzjichtige Blif gewöhnt 
jich, den Schein ftatt de3 Wejens gelten zu laffen. Die „Majeltät des 
Leibes” aber ijt eine wollflingende Umjchreibung jenes faljhen und 


verderblihen Einflußes, den die Frau vermöge ihres Sejchlehtes auf _ 


den Mann ausübt, und in dem der vein menjchliche Berfehr zwilchen 
Mann und Weib untergeht. re 

Daß das weibliche Gejchlecht fich gegenwärtig in einem Zujtande 
geijtiger und Förperliher Schwäche befinde, die e3 dem männlichen 
untergeordnet ericheinen Ließe, fand jelbjt Mary unleugbar. Aber weder 
die Natur, noch die Givilifation haben die Frau fo jehv benachtheiligt; 


eine durch Jahrhunderte fortgejeite falfche Erziehungs- und Lebensweise | 


it e8 allein, die allmälig die Degeneration des Weibes bewirkt hat. 
Während man den Knaben vom ber Geburt an zu fräftigen und 
abzuhärten jucht, mwäcjit das fleine Mädchen, vor jedem Lufthauch 


behütet, in der Stube auf. Die irrationelle Lebenstweile, zu der e8- 


verurtheilt ift, erzeugt jene Schwäche, die als Zartheit am Weibe für 
anmuthig und vornehm gilt und von Kouffeau bejonder3 gepriejen 
wird. Während man die Aufmerkjamkeit des Kuaben frühzeitig auf die 
mannigfaltigjten Ziele und ‚snterefjen lenkt, nährt man den Geift des 


Mädchens mit Ammenmärchen; einige Handarbeiten und die Kleidung 


der Mutter find die Anregung, die man ihm bietet. Bon Kind auf 
lehrt man e3, die Schönheit fei dag Szepter des Weibes, und jo wendet 
li) jein Sinnen und Trachten auf Unbedeutende3 und Neußerliches. 
Das Benehmen des Mädchen wird Fleinlich) und richtet ji) auf Neben- 


jächliches, weil feine ernjte Beihäftigung, feine ehrgeizige Abjicht jeine 
Aufmerkjamkeit fejjelt. Der junge Mann, der jeinen Beruf antritt, 
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muß ı e Kraft auf einen Punkt richten, und dem Vergnügen 
‚bleiben nur jeine Mußejtunden vorbehalten. Im Leben der Frau ift 
e3 die Hauptjache, der Hauptzwed. Die Vergnügungsjucht, die man 
ihr. dvortirft, wird ihr anerzogen und tt eine Solge ihrer nichtSjagenden 
Stellung, der Unthätigfeit ihres Geijtes. linter ahnlihen Umftänden 
hätten die Männer einen ähnlichen Charakter. Denn alle Gaben wollen 
durch Hebung geitärft und entfaltet fein, oder fie werden ftumpf. Aus 
 bemjelben Grunde, aus dem bei den Neichen geiftige Ueberlegenheit jelten 
ift, it fie e3 auch bei den Frauen. Dev Mangel an erniter Beichäfti- 
gung erzeugt bei diejen, wie bei jenen, Eitelkeit, Unbeholfenheit und ein 
verfünfteltes Wefen ; fie haben alle Narrheiten der Ztoilifarion ange= 
nommen, ohne ihre nüßlichen Errungenichaften zu bejigen. Entnervendeg 
Vergnügen wird ihnen zu Theil, das fie nicht verdienen; die wahre 
Sreude hat die Natur ala Lohn der Arbeit gefeßt. Den Beweis der 
Arbeitsfähigkeit des Weibes erbringen die unteren Klajien, in denen 
1o manche Jrau tapfer eine Familie erhält. Nur der Vangel an 
Thätigfeit läßt fie im Wohlleben erjchlaffen. Das Spridiwort aber 
jagt: „Wen der Teufel müßig findet, den wird er beihäftigen.” 

Unüberjteigbare Hindernijje legt die Gejellfihaftsordnung der Ent- 
faltung des weiblichen Geiftes in den Weg; und doch tft dieje dag eins 
zige Kundament der Tugend. Die unordentliche Erziehung vermag den 
Mädchen weder Eraftheit noch Ordnungsjinn einzuprägen. Sie lernen 
wenig, und lernen vor Allem nicht, die Dinge auf ihre Urjachen zurüc- 
zuführen. Die fortwährende Aufficht, unter der fie gehalten werden, 
legt den Grund zu ihrer Unfelbftändigfeit. Würde die Aengitlichkeit 
bei den Mädchen behandelt, wie die Feigheit bei den Knaben, jo böte 
die rau einen mirdigeren Anblik und flammerte fi nicht bei Der 
Eleinjten Gefahr paralitiih an ihren natürlichen Beihüger. Freilich 
ginge dann die liebenswürdige Schtväche des Meibes verloren, und der 
Mann Eönnte nicht mehr ritterlich feinen Arm ausftrecfen oder madt- 
vol jeine Stimme erheben, um das liebliche, zitternde Wefen vor dem 
‚Unheil zu vetten, das in Gejtalt einer alten Kuh, einer Maus oder 
gar einer Natte droht. 

Dei der verfehlten Erziehung des Mädchens kann e3 nicht: Wunder 











nehmen, daß das Weib, wie Milton jagt, „der jchöne Nehler der 


Schöpfung” tft. Bope behauptet gar, jedes Weib jet im Herzen ein 
WBüjtling, und auch er hat in gewilfem- Sinne Necht; aber auch daran 
it die faljche Erziehung fhuld. Der Mann beihäftigt die Gedanfen 
des Weibes zu jehr; bei dem Mangel an geiftiger Thätigfeit tritt dag 
jeruelle Leben zu jehr in den Mittelpunkt ihres Dajeind. Die einzige 
Laufbahn, die ihnen die Welt bietet, ift die einer guten Heirat; auf 
fie zielt die Erziehung, wie dad ganze Streben des Mädchens, es 
geihieht alles im Hinblicte auf den Mann. 

Noufjeau lehrte, man folle die Frau in einem Zujtande geiitiger 
und phyliiher Schwäche erhalten, damit jie dem Wanne unterthan 
tet. Sie dürfe fich feinen Augenblic unabhängig fühlen, müfje ftets 
aus Angit ihre angeborene Schlauheit bethätigen_und ein fofetter 
Sklave fein, um den Mann dejto mehr anzulofen. Denn er jei der 
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Ziwect ihres Lebens, und ihre Erziehung habe nur zu ber 
was ihm nüßen oder gefallen Eönne. © wird Geziertheit u 
fucht am Weide gropgezogen, fo werden jene Empfäng! 
Herzens, jene Zartheit der Empfindung und Feinheit deö ( 
in ihm ausgebildet, Die gleichbedeutend jind mit der Scht 
Treibes, und die es zum Segenftande des Mitleides, der Lieb 
einer furzen Spanne, der GSeringihäßung de Mannes mac 
Mary aber möchte ihre Mitihweitern zu adhtun 
Glievern der Gejellihaft Heranbilden. Sie beitreitet den 2 
weiblihen Tugend. Was gut ift, muß gut jein füı 
ichlehter. Sie wagt zivar angejihts der Schtwäche bed Beil 
beftreiten, dag der Mann durch feinen Körper zu einem hötl 
der Tugend befähigt jet al3 das Weib, immerhin aber 
Tugend beider Gejhlechter der Qualität, wenn jehon nicht 
nad, diejelbe fein, und jomit das Benehmen beider auf den 
zipien beruhen und Diejelben Ziele haben. Die Ausül 
Pflichten ift es allein, die da? Weib, wie den Mann, zur T 
Worin beiteht die Weberlegenheit des Menichen im Be 
Thiere? fragt Mary, und eriidert: Suder Bernunft X 
haft erhebt ein Wejen über dus andere? Die Tugend. © 
Tugend und Vernunft Die Ziele der Menjchheit, der ra 
Männer, oder e8 müßte beivtejen werden, dag die Frauen fei 
find. Die Tugend aber wird immer jchtvach fein, die mi 
iultat eigenen Nahdenfens it. Wie fann man Tugend 
een erwarten, wenn e8 nicht weiß, warum ed tugendha 
Die tiefe Unmiljenheit der Frauen wird mit dem Schönen 
Unsguld verhält. Unfgul im Stine der Unspijjenheit it 
am Plate, bei Erwachjenen aber nur eine höfliche Umjd 
Schwäche. Jene Launen und Narrheiten der Weiber, übe 
Männer Elagen, find die Folge der Unmifjjenheit, in dev n 
Der Geift wird immer jhwanten, der ji auf Vorurtdeil 
Die fomplizirten Anftandsregeln, unter welchen die 
wählt, find ein jchlechter Erjaß für einfadhe Brinzipi 
faliche Begriff von Veicheidenheit, den man ihr einpflanz 
Gefühl aus der richtigen Bahn. Man prägt dem Kin 
über feine Herkunft ein. Sieht e3 nicht die Kate mit ihr 
Warım jagt man ihm nicht, dag auch jeine Mutter 
gebracht und genährt hat? Gerade daS Geheimnis, in das 
Dinge Hält, reizt, ihnen nadhzujinnen. Man kann Kimi 
Wahrheit jagen, wenn man jte ernjt jagt. Aber die Sitt 
desty) wird mit der Schielichfeit vermwedhjelt, mit’ Der.“ 
Schücterndeit. Gerade dieje. jittjame Beicheidenheit ver! 
Wahrheit zu einem richtigen Begriffe von uns jelbit, der, 
entfernt von Eitelfeit und Anmapung, fich doch mit eine 
unjerer Würde verträgt und jich auf die Keufchheit grümi 
vein fein wie euer Schöpfer! ruft Mary den Frauen zu. 
Bisher war das Hauptaugenmerk des Meibes auf & 
gerichtet, e3 war jenes Streben nad) Anftand und Deko 
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ein Gift die Moral inkruftirte und dabei ihre Subftanz wegfraf. 
‚Roufjeau erklärte, der qute Ruf jei für die Frau fo unentbehrlich, 
mie die Keujchheit jelbjt. Der Mann, in feinem guten Benehmen ficher, 
hängt nur von jich jelbjit ab und fan der öffentlihen Meinung Zroß 
bieten ; die Krau aber erfüllt mit der guten Aufführung erjt die halbe 


Pflicht, denn was man von ihr denkt, ijt ebenjo wichtig, ala was 


ie wirklich ij. Die Meinung ift daS Grab der Tugend bei den 
Männern, aber ihr Thron bei den Weibern- So gefährdet man die 
Doral des Weibes, indem man ihre Aufmerkfjamkeit auf den Schein 
lenft, jtatt auf daS Wejen. 

Die rauen ihrer Zeit eriheinen Mary wie Blumen, die in zu 


üppigem Boden gepflanzt jind, und deren Nußbarfeit der Schönheit " 


geopfert wurde. Und ihr Urtheil jcheint nicht zu hart angelicht3 der 
Iroccocodamen, die in Neifrod und Schnürleib mit hochfrijirter Wuder- 
perrüde, ein puppenhaftes Tächeln auf den geihminften Lippen, in 
ihren Stelzihuhen mit jtudirtem Anffand einherichreiten. 

| Selbjtändigfeit joll fortan das Hauptaugenmerk der Er- 
‚ziehung fein. Ste hat Mary al3 „den großen Segen des Lebens und 
den Grumdpfeiler jeder mweibliten Tugend“ erkannt. Die Schwachheit 
der rau und der Schub de Mannes haben eine Tyrannei des 
Mannes über die grau zur Kolge gehabt, Für melche jene jih an 


Dienjtboten und Kindern jchadlos Hält. Sie mwälzt das Koch, das 


jte jelbit bedrücdt, gern auf noch Ichtwächere Schultern. Wie fie jich 
ohne Grund fügen mußt, it jie bald freundlich, bald graufam, je 
nad) der Xaune des Augenblicdes. 


Aber was die Jrauen an Kraft entbehren, erjeßen fie durch Schlau- 


heit, und jo affektiren jie dem Manne gegenüber jene £indliche Meiene, die 
leinem Selbjtgefühle und jeinen Sinnen jchmeichelt, aber jeine Achtung 
für das Weib untergräbt. Man prägt ihnen von Kindaufein, daß fie 
durh Sanftmuth, Augerlihen Gehoriam und jfrupuldies Beachten einer 
fleinlihen Art von Schidlichfeit das Wohlgefallen und den Schuß de3 
Mannes getvinnen fönnten, auf welche jie angetvieien find. Mean ehrt fie 
die Schtväche des Mannes ausbeuten; und find jie vollends Schön, jo tit 
alles Andere für mindejtens zivanzig Jahre ihres Lebens überflüffig. 
Die Lönigliden Huldigungen aber, die den „rauen gerade in früher 
Sugend geboten werden, beraujchen vollends den Ihwachen Geilt. Sie 
meinen Sklaven an den Männern zu haben, deren Spielzeug jie doch 
in Wahrheit jind. Wie jede abjolute Macht erniedrigt, ivie jeder außere 
Bortheil, der ein Wejen ohne Arbeit, ohne VBerdienjt über feine Mit- 
wejen erhebt, e3 thatlächlich erniedrigt, jo erniedrigen die Vorrechte 
der Galanterie die rau. Durch ihre Anferiorität zu illegitimer Macht 
gelangt, fordert jie, day thr ald Weib gehuldigt werde, ohne zu merken, 
daß „eben die Männer, die jich etwas darauf zu Gute thun, dem 
Ihwachen Gejchlechte diejen twillfürlichen und frechen Nefpekft mit jEru- 
pulöjer Genauigleit zu bezeigen, anı geneigtejten jind, die Tyrannen 
zu jptelen, und daß jie die Schwäche verachten, die jie verhäticheln. Die 
trivialen Aufmerkjamteiten, durch die ver Mann die rau entwürdigt, 
bezivecfen nichts, als jeine Ueberlegenheit geltend zu machen. Die Jrauen 
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follten feine Bezeigung von Hohahtung dulden, die von jener 
jeitigen Höflichkeit abweicht, welche die Humanität zwiichen Men 
Menih autorifirt. So lange dag Weib jtetS Weib it, wie der König 


jtet3 König, jo lange wird ihr Geflecht, wie jeine Würde, zwiihen 


ihrer Berfon und einem vernünftigen Verkehre jtehen. Mag jie gegen 
den Liebhaber ihr Gejchlecht geltend machen, aber das Tändeln und 
Stofettiren bei gleichgiltigem Herzen ijt verächtlih. Die Macht, die die 


Frau durch Schlechte Mittel, durch die Hebung und Pflege des Lajters 


.- ve 
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erlangt, bringt fie um den rang, den ihr die Vernunft anweilt. Wie 
den Männern, die durch gleich verächtliche Mittel zu unverdientem Ein- 
fufje gelangt jind, geht ihnen die Würde ımd Einfachheit des Geiltes 
verloren; halb jind fie verworfene Sklaven, halb eigenjinnige Deipoten. 
Der Dann aber liebt in einer jolden Jrau nur ihr Gejchledt, das 
Tüppchen, mit dem er jpielt, oder die verläßliche Wirtichafterin, die 
für jeine Nuhe jorgt, mit den Dienjtboten zanft und ‚dafür Sonntags 
in guten Kleidern zur Kirche geht. Sp-Iteht es in Wahrheit um die 
„Majeität des Weibes“. a 


Die illegitimen Privilegien, die die Frau an Tich gerifjen, weil. 
man ihr ihr natürliches Recht vertveigerte, entwitrdigen beide Gejchlechter; . 


und darum handeln die Männer herzlich unphilofophiih, wenn fie das 
Neid in einem Zujtande fortwährender Unmündigfeit erhalten, in der 


_ 


Meinung, dadurcd ihren Vortheil zu jihern. Noufjfeau war zum minde- 


jten £onjequent in feinen Anfjichten, denn er wollte den Kortihritt 
der Menichheit hemmen, weil ihm der Naturzujtand milnjchensmwerter 
ihien, als die Zivilifation. Wer aber die geiitige Entfaltung des einen 
Sejchlechted anftrebt, darf auch die des anderen nicht verhindern ; 
tt die Sau nicht zur Gefährtin de8 Mannes erzogen, jo wird fie 
nicht allein Hinter ihm zurickbleiben, jondern fie wird auch feinen Fort: 
IHritt zur Tugend und zum Wiffen beeinträchtigen. et 


Dur und dur don dem optimijtiichen Glauben ihrer Zeit 


erfüllt, daß der Menjch von Natur aus gut jet und nur der Anleitung 
zur Zugend bedürfe, mit Mary der Erziehung die größte Wichtigkeit: 
bei. Wäre auh nur ein Wejen mit Lafterhaftın Neigungen geboren 
und toirklich Schlecht, jagt fie, was rettete un3 vor Atheismus? - 

Sie fordert, dag die Erziehung individuell, d. h. der Eigenart des 


Kindes angepaßt, daß jie von Anfang an darauf bedacht jet, das Gemüth - 


zu bilden, die Bernunft in Thätigfeit zu fegen, die Leidenjchaften zu 
zügeln und den Körper, wie den Geift gleihmäßig zu Eräftigen. Ihre 
praftiihen Erfahrungen befähigen fie, manchen Erziehungsjiat Rouffeaus 


aus dem Leben zu widerlegen. Mädchen und Knaben twirrden harmlos 


mit einander jpielen, pflanzte man ihnen nicht fünftlich den Begriff eines 
ee der Geichlechter ein, lange bevor die Natur ihn geltend. 
madt. 

; Die Entfaltung der Verjönlichfeit des Weibes, die Entwidelung 
jeiner TJähigfeiten zu bewußter Würde und Tugend ijt das große End- 
ziel der Erziehung. Die Liebe zum Manne fol im Bufen der Frau 
nur ein Theil jener glühenden Flamme allgemeiner Liebe fein, die, 


nachdem jie die Menfchheit umfangen, dankbar zu Gott emporjteigt. Re 
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Freie Seldftbeherri—hung joll fie weiler und bejjer machen umd fie zur 


“> jtvengen Erfüllung ihrer Pflichten anhalten, die Entichloflenheit umd 





Ausdauer fordert. Von einem Wejen, das al3 Wetterfahne feiner Em: 
pfindungen aufgewachjen, it jerre Weberlegtheit und Selbjtbeherrihung 
nicht zu erwarten, deren die Jrau bedarf, welche ein Beifpiel der Ord- 
nung und Tugend geben, eine vernünftige und zwecmähige Ihätigkeit 
entfalten und, um nad) einem Plane vorzugehen, vor allem Herrin ihrer 
momentanen Stimmung jein muß. Nur eine Jrau mit gebildetem Geiite 
ijt geeignet, eine Jamtlie zu leiten. Die Pflege der Kinder in ihrer 
eriten Jugend, eine der großen Bflichten, die die Natur dem Weibe 
zngetotejen, fordert geiltige und phyfische Kraft und Gejundheit. Eine 
gute Mutter muß mit den Grundzügen der Anatomie und Medizin 
vertraut jein, um das Leben des Kindes vor und nach der Geburt zu 
Ihüßen ; fie darf jich weder von Vorurtheilen, noch von der Unvernunft 
. beivren lafjen, und die Pflege, die fie ihrem Kinde angedeihen läßt, muß 
von Bernahläßigung wie von blinder, thieriicher Kiebe gleich weit ente 
fernt jein. Sie muß ihr Kind jelbjt nähren, warten, lehren und leiten, 
wenn jie von ihm geliebt fein will, denn die Bande der Natur find 
Ihwad, und nur die Gewohnheit wect gegenjettige Anhänglichfeit. Nur 
die Eltern, die ihren Kindern jolche Bflege zu Theil werden Liegen, 
haben Anjpruh auf gleiche Vflege, wenn die Beichtwerden des Alters 
jie heimjuchen, ‘und guten Eltern wird jie in der Ptegel von ihren 
Kindern zutheil. | | 


sn dem Berkehre ziwilhen Mann und Weib foll die Anbetung 
der Perjon des Wetbes ala eines Zdols, die jo bald in falte Gleich- 
giltigkeit umjchlägt, Ichlichter Neigung und Achtung weichen. Die Grund: 
bedingung einer jolchen dauernden Neigung uno herzlichen Kamerad- 
Ihaft, dem meitaus mwinjchensmwerteiten Verhältnis, tit die Gleich- 
“ Stellung der Gejhlechter. DBerliebtheit ift nur ein jchwacher Erjaß für 
die Kreundjchaft, die das heiligjte Band der Gejellichaft, eine ernite, 
auf Prinzipien gegründete und durch die Zeit gefeitigte Neigung be= 
deutet, während man von jener gerade da3 Gegentheil behaupten Eann. 
Die Liebe ijt ihrer innerjten Natur nach vergänglich. Einem Mittel nac= 
jinnen, das jie bejtändig machte, hieße den Stein,der Weifen oder die 
große Panacee juchen. Und gelänge die Entdeckung, jo wäre je, wie 
dieje, der Menjchheit nublos, ja vielleicht Tchädlich. 


Der rationell erzogenen Frau würde e3 genügen, einmal zu 
lieben und die Liebe nach der Heirat in Freundichaft, in jene Jüße 
Dertraulichfeit übergehen zu jehen, die die beite Zuflucht der Sorge 
it und jowohl jede Eiferfucht, al3 das unbejcheidene Streben der Srau, 
den Mann immer wieder in die Rolle des Liebhaberd zu zwingen, 
ausichliegt. | 

as hingegen jol das Weib, das in dem Wunfche zu gefallen 
und zu tändeln aufgeht, beginnen, wenn die Zeit der Liebe vorbei ijt? 
Wird ihr Streben nad der Gunjt der Männer erlahmen? Oder wird 
es ein Quell der Bitternig werden, indem e8 jie zur Eitelkeit, zur 
Eiferfuht oder gar in die Arme eines Anderen führt? Denn, ohne e8 











auszusprechen, ‚jheint Mary, wenn fie von der Flüchtigfeit der. Liebe a 


Ipricht, mehr den Mann als das Weib im Auge zu haben. 

Welches Beilpiel fanı eine Mutter, deren ganzes Augenmerf 
auf Eroberungen gerichtet ijt, ihren Töchtern geben? Wird fie nicht 
ihre Rivalin jtatt ihrer Kreundin jein? Wie wird fie ihre Pflichten 
erfüllen? Sie wird im beiten Falle fein. Verbrechen begehen; das ijt 
alles. Wa3 joll eine in völliger Abhängigkeit vom Manne erzogene 
rau beginnen, wenn der Tod ihr plößlich den Gatten raubt, der die 
Stelle der Vernunft bei ihr vertrat, wenn fie nun plößlid fi und 
ihren Kindern durch’3 Keben helfen joll? Dder welches elende Los fteht 
dem unjelbjtändigen Mädchen bevor, das ihre Eltern als unbemittelte 
atje zurücklaffen, und das jih nun auf die Mildthätigkeit von Ver- 
wandten angemwiejen jieht ? 

Noufjeau jagte: Erziehet die Frauen tie die Männer, und je 
ähnlicher fie ung werden, dejto weniger Macht werden jie über uns 
haben. Hierauf eriviedert Mary: Jh möchte fie niHt Macht über 
die Männer, jondern über fich jelbjt bejigen jehen. 
Sie haben jest vielleicht mehr Macht, als ihnen zufäme, wiirde die 
elt von vernünftigen Gejegen regiert, aber diefe Macht erniedrigt 
ihren Charakter und verbreitet Sittenlofigkeit in der Gefellihaft. Der 
beicheidene Einfluß, den die rau als feine Freundin und Gefährtin 
auf den Mann ausübt, wird wejentlicher und dauernder fein, ala der 
Zauber ihrer Mätchen und fofetten Künfte. Je mehr der Sinn für 
altes Bolitiiche, Moralifche, Sntelleftuelle im Weide erjchloffen wird, 
deito mehr Aufmerfjamfeit wird jie auch ihren häuslichen Aufgaben 
widmen; denn der thätige Geilt umfaßt den ganzen Kreis feiner Pflichten 
und findet Zeit für Alles. Eine thörihte Frau übt nur zu Häufig 
I\hledten Einflug auf einen weilen Mann. Noufjeau jelbft muß ala 
Beijpiel herhalten. Er vermochte jeine Therefe nicht auf das gewöhnz- 
liche Niveau ihres Gejchlechtes zu heben und bemühte fi) darum, das 
Geichleht zu ihr herabzumirdigen. 

Nicht eher aber toird der Verfehr der Gejhlehter-die Bezeichnung 
Kameradihaft verdienen, nicht eher wird die Frau die Pflichten ihres 
Gejchlechtes erfüllen, bis fie eine aufgeflärte Bürgerin, bis fie frei 
und durch die Befähigung, felbjt ihren Unterhalt zu gewinnen, unab- 
hängig von dem Manne ift. Dann erjt wird die Gejellfhaft richtig 
organijirt jein, wenn fie die Trau, wie den Mann, zu |trenger Pflicht- 
errüllung anhalten, und diefe al den einzigen Weg binftellen tird, 
die Achtung und Unterftügung der Deitmenjhen zu gewinnen. 5 

‚„ede Neigung bringt au eine Pflicht mit jih. Die Frau, die 
ihre Kinder nicht jelbft nährt und evzieht, verdient den Namen Mutter 
nit und hat Fein Recht auf den der Bürgerin. Inu dem glücklichen 
Jufunftsbilde der Gejellichaft, das Mary entrollt, wird die Jrau als 
thätige Bürgerin dem Manne zur Seite jtehen, ihre Kamilie Leitend, 
ihre Kinder erziehend, den Nachbarn Nath und Hilfe jpendend. Dann 
aber joll ihr für die Erfüllung bürgerlicher Pflichten auch Bürgerrecht 
werden. Sit die Vernunft fein Vorreht des Mannes, jo it e8 une 
gerecht, dag er allein die Gejege macht, die für Mann und Weib 
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gelten. Die Jrau-foll nieht mit ihrem Gut und ihrer Verjon von der 
Willkür des Mannes abhängen; der Begabtin fol ein Weg offen jtehen, 
ihre Talente zu entivigfeln und zu verwerten. Während ihr jet nur 
der elende Beruf der Gouvernante zugänglich tit, Fönnte fie die Heil: 
Funjt und manche andere Wifjenfchaft jtudiren und manderlei Geichäfte 
treiben. Sie fiele dann niht „der gejeßlichen Projtitution” anheim, 
d. 5. jie wäre nicht gezwungen, zu heiraten ihres Unterhaltes tegen, 
‚Jowie Männer mitunter ein Amt übernehmen und die damit verbundene 
Pflicht vernahläfligen. Um mie viel achtenswerter wäre die rau, die 
in vedlicher Arbeit ihr Brot verdiente, al3 alle jene, die die Lady Spielen, 
dh. in Nüchtsthun und Untifjenheit ihr Leben verbringen. 

 — Schüctern fordert Mary auch eine Stimme in der Staatäver- 
waltung für die Srau, ohne dal ihr die Sache jedoch von mwejentlicher 
Bedeutung jchiene bei einer VBerfafjung, die ja auch den Armen, welche 
arbeiten, ihren Antheil an der Kegierung vorenthält. 

Eines aber jteht für Mary feit: mit ihrem gegenwärtigen Leben 
müjje die Frau auf jeden Fall brechen; jo, wie biäher, Eönne eö mit 
ihr nit fortgehen. &8 gibt nur zwet Ausiwege! entweder man muß 
die grau einfchließen, tie die Brinzeflinnen des Morgenlandes, oder 
man muß jte zu der Fähigkeit Jelbitändigen Denkens und Handelns 
erziehen. Ernjtlich väth fie den Männern, das zweite zu verjuchen. Die 
nad den herrjchenden Vorurtheilen erzogene Srau hat das Glüc des 
Mannes nicht jonderlich gefördert, hat ihre Neize nicht lediglich zu feiner 
Unterhaltung verwendet. Nicht die dauernde Beihäftigung mit wifjenjchaft- 
then Gegenjtänden, nicht Bildung und Aufklärung, nicht der Zauber 
literariichen Strebens, nicht der Wetteifer mit der Tugend der Männer, 
der Mangel an häuslichem. Sinn tft e8, der die Frau threr Kamilie ent: 
zieht. So mache man denn das Erperiment mit dev Vernunft; entwitrdigt, 
‚wie die Jrauen find, ijt dabei feinesfalls etivas zu verlieren. Vielleicht 
aber gelingt es, und jie werden ihrer Pflichten eingedenf, mweijer und 
bejier, wenn jte die Vortheile der Erziehung und der bürgerlichen Erijtenz 
- . geniegen twie das andere Gejchlecht. it diefer VBerjuch gemacht, jo mag 
der Mann, der von vernünftigen Gejegen regiert, jeine natürliche Trei- 
- heit genießt, die Kran verachten, wenn jie jie nicht mit ihm theilt. 
Sit er da8 einzige vernunftbegabte Weien, jo mag ev mit der Nuthe 
über da8 Weib Herrichen, und ihm, wie feinen Hausthieren, die Vor- 

vechte de3 Unverjtandes einräumen, da ihm Die Kechte dev Vernunft nicht 
zufommen. } | 

Die Forderungen, mit denen Marh hervortrat, waren ein Bes 
bürfnis der Zeit, jie, jprach gleihlam nur dag Wort aus, das auf 
aller Xippen jchmwebte. Neu war allein die Beziehung auf das mweiblide _ 
Gejihleht, die jte dem allgemeinen Streben nach freier Bethätigung 
der eigenen Perjönlichfeit gab. Shre philoiophiichen, politiichen und 
tozialen Anihauungen find die unter den deijtilch-hHumaniftiichen Ntevolu- 
tionären allgemeinen, jo daß fie 3. B. in vielen mwejentlichen Säben 
fajt mwörtlih mit Godmwin übereinitimmt, der feine „Bolitijche 
Gerehtigfeit” gleichzeitig mit den „Rechten der Frau” jchrieb, und 
mit dem Mary noch feinen perjönlichen Verkehr hatte. 














Tugend it ihr gleichbedeutend mit Tüdhtigfeit, Ä 
feit. Stolz auf ihre Tugend werden die Menjchen dann exit jein, 
wenn der ererbte Bei Gemeingut geworden tft. Be 

Seder Beruf, der eine unumjchräntte Meachtbefugnis in jich Ichließt, 
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ift der Moral gefährlich. Den Pflichten eines Königs vermödte in 


Mensch jelbft unter den günftigiten Berhältniffen nicht gerecit zu werden. 
Yun aber wird die Erziehung eines Königs an und für jich jchon zu einer 
unüberjteigbaren Schranke für jein Streben nach Weisheit und Tugend. 
„Sewiß, es tjt Wahnfinn, das Schiejal Taufender von der Laune eines 
Ihwaden Mitmenihen abhängig zu machen, dejien Stand an und für 
jih ihn nothiwendigermweile tiefer jtellt, alS die niedrigiten jeiner Mit- 
menjchın.” Be = 

ie Godwin eifert Mary, die jich in Hiftorischen und politiichen 
Abichwerfungen feine Beichränfung auferlegt, gegen eine jtehende Armee 
und gegen den Klerus. Bon dielen Uebeln, die eine halbe Zivilijation 
über die Menjchheit gebracht, wird die ganze jte befreien. Hätte NRoufjeau 
tiefer gejehen, jo würde er in dem Crringen diefer vollfommenen 
Zipilifation, nicht in dem Aufgeben alles bisher Ermworbenen, die Er- 
löjung der Menjchheit erblickt haben. Fe nr 

Dasjelbe Ziel, das die Bhilofophen ihrer Zeit dem Manne 
fteefen : mit der Gottheit an Bollendung zu metteifern, weilt Mary den 
Frauen zu. Sie fpricht Fühn von einer Mitarbeiterihaft der grau 
mit dem höchjten Wejen. Nehmt Theil an den Reformender 
Welt, ruft jie ihnen zu, indemthr end Selbft veformirt, 
Mit einer inneren Wiedergeburt muß die Befreiung de MWeibes be- 
ginnen; erjt durch jene wird diefe unübermwindlich. Die frei fein wollen, 
jind frei. Das Wejen, das fich jelbjt beherrichen fann, hat im Xeben 
nichts mehr gu fürdten. - N 

Mary’ Anjihten über den Verkehr der Gejchlechter find von 
jenem Enthufiasmus Godwin’S über die freie Xiebe gefärbt, der rein 
ieell und ohne eine Spur von Ribertinismus, ja ohne finnliche Grund 
lage, mehr auf die Theorie als auf die Praris gegründet mar. 

_  Ueberall in der Welt erblidt Mary die Hand der Gottheit, Die 
Alles zu gutem Zmwede gejchaffen und geordnet. „Welcher vernünftige 
Menich Eönnte an der Güte Gottes verzweifeln!“ ruft fie aus. Die 
Natur oder vielmehr die Gottheit, hat alle Dinge gut gemacht; aber 
der Den hat Erfindungen erfonnen, ihr Werk zu verderben. Selbjt 
die Zeidenjchaften hat jie ihm zu feinem Beften eingepflanzt, damit er 
im Kampfe mit ihnen einen Grad des Wiljens erlange, der den Thieren 
verjagt ill. 

*< sn der Ehe jieht Mary einen Grundpfeiler fajt jeder fozialen 
Tugend. 
shre Anfichten über die entjheidenden Tragen jind_jomit durd;- 
aus korrekt. Wenn die „Rechte der Frau“ trogdem ebenfo jehr einen 
Sturm der Empörung, als der Bewunderung bervorriefen, jo lag Died 
an der Kühnheit, mit der Mary gewijfe Schäden der Gefellihaft be- 
vührte, die man nicht gern, und am menigften von einer Jvau, be- 
äprocden hörte. | 








Bon dem in der Luft liegenden Humanitätsenthujiasmus bejeelt, 
war fie für die Gefallenen und Ausgejtopenen ihres Gefchlechtes ein- 
getreten. Der Mann, der ein Weib verführt, jollte gejetlich verpflichtet 
jein, die Krau und ihre Kinder zu erhalten, den Tall eines Ehebruchs, 
der natürlichen Ehejheidung, ausgenommen. Und diejes Gejeg jollte in 
Kraft bleiben, jo lange die Unfähigkeit dev Srau das Wort Verführung 
als eine Entihuldigung ihrer Schwäche und ihres Mangeld an Grund: 
jäben gelten läßt, jo lange jie in ihrer materiellen Eriftenz vom 
Manne abhängt, jlatt diefe durch eigene Arbeit zu jihern. Mary 
gejteht ihr Mitleid ınit den Unglüclichen, die jich durch ein Vergehen 
um Alles gebradt, was Herz und Geilt zu veredeln vermag. Und 
häufig tt e8 gar fein Vergehen, das jte in’3 Elend ftürzt. Manches 
 unjhuldige Mädden twird das Dpfer einer aufrichtigen Liebe; viele 
hat die Erziehung zur Ehrlojigkeit herangebildet und verdorben, ehe 
"fie noch den Unterjchied zwijchen Tugend und Yajter erkennen; noch 
andere treibt die Noth in Schande Man hat jie zum Müßtggange 
erzogen, hat jie gelehrt, um die Mittel ihrer Subjijtenz zum Manne 
aufzubliden und ihre Perfon als eine pafjende Begleichung der ver- 
urjachten Auslagen anzujehen. Wenn Mary der Schlihe und Ränfen 
denkt, die verheiratete rauen jo häufig unter dem Decfmantel der 
Ehe auzüben, jo will eS jie bedünfen, als wäre die Gejellichaft jenen 
Armen, die fie ausgejtoßen, nicht Mitleid, jondern nur Gerechtigkeit 
jhuldig. Das Mädchen, das feine Pflicht verlett, indem e3 ich hin- 
gibt, tft für immer verloren, die Jrau aber, die die heiligjten Bande 
zerreißt, und- deren Streben, den Schein zu wahren und ihren Mann 
zu täujchen, jie umjo verächtlicher macht, bleibt im Bejite ihrer gefell- 
Ihaftliden Stellung. Ja, Mary bekennt, day ihr das gefallene Mäd- 
en, das jeinem Geliebten treu und feinem Kinde eine gute Mutter 
it, Achtung zu verdienen jcheine. 
= Die Rüdjiht auf den guten Ruf kennt Feine Grenze unter den 
Weibern. ES Fommt daher, weil die Frau die einmal verwirkte Redt- 
Ihaffendeit aud dur die volljtändigjte Nücdkehr zur Tugend nicht 
mehr miedererlangen fann, während fie dem Manne jelbjt mitten im 
Later erhalten bleibt. Der Herrjchenden Anficht zufolge Hat das Weib 
mit feiner Keujchheit Alles verloren. Die Beobahtung diefer einen 
Tugend gibt ihrem Charakter fein Gepräge; und doch it die Xiebe die 
einzige Leidenjchaft, die man von Kind auf in ihrem Herzen nährt. 
Nicht minder ald jolhe freimüthige Neuerungen empörten Mary’8 
Angriffe auf anerfannte Größen die gute Gejeliehaft. Ihre Wider: 
legung Koufjeaw’3 hätte man in ngland noch allenfall3 Hingehen 
lajjen, aber dan jie die herrjchende Begeijterung für die vaterländijchen 
Lieblinge des Tages nicht theilte, verzieh man ihr nicht. Sie hatte 
Dr. Fordhce getadelt, dejjen jühlich affektirte „Predigten“, ein 
allgemein verbreitetes Buch für junge Mädchen, die „Ichönen Engel“ 
rührend und anbetungswürdig durch ihre Schwäche zu machen ftrebte. 
Sie nahm Stellung gegen Dr. Gregory, der indem „VBermädhtnis 
für meine Tochter” der Jrau unverhüllt den Rath gab, ihr Augen: 
merk nur auf den Schein zu richten. Sa, jelbjt ein Standard Work 
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wie Lord Chejterfield’S Briefe magte Mary unmänntid und 
unmoraliich zu nennen, mweil e8 die Jugend entmuthige mit der Lehre, 


fie könnte nicht3 durch jich Jelbit erreichen, 


Madame de Stael, Madame de Genlis famen übel \@ 
bei ihr fort, und die allbeliebte englifhe Schriftitelerin Anne Xetitia 
Barbauld (1745—1825), die jich über Kindererziehung, über die 


Frau und ihren Wirkungsfreis vielfach in der herrichenden Art auöge- 
Iprochen, zitirte Mary nur, um ihre Anficht zu widerlegen, daß die 
Shmwäde des Weibes reizend und jet Ziel jet, eine bequeme und ange- 
nehme Gattin und Schweiter zu werden. = y 


Während die eine Partei Mary in den Himmel hob, nannte die 
andere, Walpole an ihrer Spibe, fie eine Hhyäne im Unterrod, eine 


philojophirende Schlange. Zu diefer Partei hielt jich das zarte Ge- 


ihleht, das in den „Rechten der Krau” fein Werk zu feinen Gunjten 


erblickte. Den Vortheil der ererbten weiblichen Privilegien für „Menichen- 
würde umd Menjchenpflichten“ aufzugeben, jhien ihm ein jchlechter 
Zaujh. Aber jelbjt Gejinnungsgenofjen wie Godiwin fanden „amazonen= 
hafte Zöne und viele Jpeen von gar zu männlihem Gepräge” in. den 
„Rechten der Krau“, und es Ichten ihnen natürlich, daß ihre jtrenge 
Berurtheilung jeglicher Galanterie ihr hüben wie drüben Zeinde machte, 
indem jie die Männer verleite und die zarten Schönen empörte, welche 


jih ihres theueriten Borrechtes beraubt fühlten. 


zu den Gegnerinnen. ihres Werkes gehörten audh Mary’3 


CS Hweitern. In ihren Briefen fällt mande Höhnische und harte Bemer- 
fung über „Mrs. Wollftonecraft“, wie Mary jich jeit dem Er- 


Iheinen der „Nechte der Frau” nannte; und dur die Hülle jittlicher 


Entrüftung jhimmert es mitunter wie Neid und Mißgunjt. Denn der 
Erfolg des Buches war troß alledem ein gewaltiger. Man fühlte, daß 


eö für den Gegenitand, den e8 behandelte, Epoche machte. ES wurde 


noch in demjelben Jahre in’3 Rranzöfiihe und durh Salzmann in’3 
Deutjche süberjet. Mary war num eine befannte Perjönlichkeit, die man 
mit Einladungen überhäufte. : A 
Schon vor dem Eriheinen der „Rechte der Frau“ hatte jie im 
Herbit 1791 ihre Wohnung in George Street gegen eine bejfere und 
bequemere in Store Street vertaufcht und begonnen, ihre Kleidung 
wie ihre ganze Lebensmweife ihrer bejjeren jozialen Stellung anzuvajjen. 
‚shre äußere Ericheinung, die ihr bisher Feinerlei Beachtung zu ver- 
dienen |chien, hatte jih nun, da fie über dreißig Jahre zählte, in 
Ipäter Blüte merkwürdig entfaltet. Ihr von heilbraunem Haar um: 
vahmtes, von jprechenden braunen lugen belebtes Gejiht mar mit 


jeinem  durchgeijtigten, überlegenen Ausdrud fait Yhon zu nennen. 


Vielleicht hatte au Fürl!’s Einfluß Theil an der Veränderung in 
Dary’S Lebensweile. hm gefielen Eleganz und Feinheit, und Mary 


wünichte ihm zu gefallen. Während er nur ihre geijtigen Gaben be- 
wunderte, beweijen Ihre häufigen Klagen über Vernachläfjigung am beiten, _ 
day jie für ihn mehr empfand, als jie jich gejtehen wollte. Bei der Xeb- 


haftigfeit und Spontaneität ihres Gefühles, das fich Eindrüden rüd- 
haltslos überließ, konnte e8 nicht ausbleiben, daß fie ihr Wohlgefallen 

















am dem geitigen Verfehre mit dem genialen Manne unmillfürlid au) 

auf feine PBerjon übertrug. Wäre Züpli frei gewejen, jagt SGodmwin, er 
_ würde der Mann ihrer Wahl geworden fein. . Bei Mary’3 Art zu 

denken und zu fühlen, fonnte ein 9 „enn”“ feine Geltung haben; 
- Füßli, frei oder nicht, mar der M 
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nn ihrer Wahl. Die Zeit gefiel 
fich in romantischen Seelenbündnifjen und Herzensfreundjhaften; und 
Mary traute fi) wie dem Freunde die Kraft zu, ihren ibealen Bund 
aufrecht zu halten und zu genießen, ohne Füplt’S eheliche Pflichten 


zu gefährden. 


Snder „Grotte der Phantafie” hatte Mary, mie vor- 
ahnend, die Neigung eines Mädchens zu einem verheirateten unglüd- 
lihen Manne gejhildert. „Nie entihlüpfte mir ein Wunjd, mein 
Geliebter folle jich feinen harten Pflichten entziehen“, heißt e3 bier. 
„So hätte die Bande des Lebens zerrijjen, hätte ich die Achtung vor 


mir jeldft verloren.” Aehnlih fchreibt Mary jest an Jüpli: „Wenn 
ih mein Gefühl für ftrafbar hielte, würde ich e3 bezwingen oder in 
dem Verfuche fterben. Denn Unfittlichkeit fit in meinen Augen gleichbe- 


deutend mit Häßlichfeit; meine Seele wendet jich mit Efel von Jreuden, 


die das Licht des Himmels jcheuen.” 


 Füßlt zeigt fich zurücdhaltend; er jucht fie zu beruhigen und regt 
fie damit nur mehr und mehr auf. Sie fühlt jich unbefviedigt, franf, 
außer Stande, anderes al3 Kritifen zu fchreiben. Schließlich) fommt 
der Tag, da ihre Lage ihr unerträglih und unhaltbar erjcheint; und 
furz entichloffen geht fte zu rau Küßlt und Bittet, jie möchte te als 
ein Mitglied ihres Haufes bei fich aufnehmen. Die aufricgtige Neigung, 


die fie für ihren Gatten hege, mache es ihr unleidlih, ihn nicht alle 


Tage zu jehen und zu preden. Aber Frau Fühli vermag jih in 
Mary’s Denken und Fühlen nicht zu verjegen; jie durhichaut mit dem 
Bliefe der verheirateten Frau die Gefahr einer Jolchen Schwärmeret 
und bricht mit Mary, obzwar nur vorübergehend. Hatte do Mary 
jelbft in den „Gedanken über die Erziehung von Töchtern” gejagt: 
‚Nichts zielt mehr danach, den irieden des Geilte3 zu zerjtören, als 
eine platoniiche Neigung. Sie wird in faljcher Verfeinerung begonnen 
und endet häufig in Kummer, wo nit in Schuld. Dft begegnen jich 
die Ertreme, und eine zur Uebermacht gejteigerte Tugend führt mitunter 
zu dem entgegengejegten Lajter. Nicht, day ic) ‚behaupten wollte, e3 
gäbe feine Treundfhaft zwifchen Perjonen verjchiedenen Gejchlechtes. 
Sch bin von dem Gegentheile überzeugt. Ich will nur bemerfen, daß 
eine Frau, deren Herz frei tft, feiner gefälligen Täujhung Raum geben 
iollte, indem jte jich einbildet, jie würde mit Der Freundichaft eines. 
Mannes, den fie bewundert und der ganzen übrigen Welt vorzieht, 
zufrieden fein.” Mary bittet Füßli num um Vergebung, daß Tie den 
jtilfen Zauf feines Lebens gejtört und fühlt, daß jie ihn jest am 
beiten meide. 

Sn dem Zohnfon’ichen Kreife trug man fich jeit geraumer Zeit 
mit dem Plane einer Reife nah Paris. ohnfon, Mary und bie 
Füplis wünfchten den Schauplak jener Vorgänge zu jehen, die der 
Welt ein anderes Gepräge gaben. Al die Jüplis jih num infolge der 
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fetten Ereignifje zurücdzogen und auch Kohnfon den Plan aufgab, E 2 
fühlte Mary jih um fo geneigter, London den Rüden zu fehren. Am 


8. Dezember 1792 trat fie allein die Reife an, vorläufig, wie man 
früher gemeinfam bejchlojjen hatte, auf, jehS Wochen, und ohne ihre 
Wohnung in Kondon aufzugeben.” | 


I | 5 


Mary Eonnte in Bari auf große Sympathien und große Anz 
vegung rechnen, und e3 fehlte ihr auch nicht an perjönlichen Berührungs: 
punkten. Baines „Menjihenrehte“ waren für ein jchand- 
liches, böstwilliges und verderbliches Buch erklärt worden. Blafe, halb 
Kind, halb Prophet und ein begeijterter Nepublifaner, hatte ihm eines 
Abends gerathen, eine Einladung des franzöjiichen Konventes als Vor: 
wand zu jchleuniger Flucht zu benügen, und jein Rath war gut. 
Denn Baine war faum in Dover, als die Bolizei ji in jeiner Woh- 
nung in XYondon einfand. In Bart wurde er Mitglied des Konventes 


und veröffentlichte (1792) den zweiten La Kayette gewidmeten Theil 


dev „Menihenrechte”, eine Darlegung feiner Aufßerjt radikalen 
politiichen und- jozialen Anjichten. Nach ihm haben alle gegenwärtigen 


Negierungen ihren Urjprung in einer Vergewaltigung der heiligiten jttt: 


lichen Prinzipien; der Häuptling. der Bande vertaujchte den Namen 
Kauber mit den de8 Monarchen, und jo entjtanden die Könige, Dem 
alten Spiteme der Kegierung aber jtellt Baine ein neues gegenüber, 
eine nationale Ajjoziation, die nah den Prinzipien der Gejellichaft 
handelt umd deren Gefege Naturgejege find. Die Berivirklihung des 
gropen Umjchwunges erwartet PBaine in einer nicht al zu fernen 
Zulunft; überall geben ih ihm Anzeichen des nahenden Trüh- 
ling3 fund. ' | 

Außer Paine fand Mary in Paris die ihr befreundete Dichterin 
Helen Maria Williams, die mit allen Philojophen und Nevo- 
lutionären in Verfehr jtand; fie lernte ven Grafen Schlabren- 
dorf, kennen, und häffig weilte fie auch bei einem Kaufmann Chriftie 
und jeiner Gattin. Selbjt in ihrer Wirtin, Mad. Filietatz begrüßte 
jie eine Bekannte. Sie harte früher eine Schule in Butney innegehabt, 
an der jomwohl Eliza als Everina eine Zeitlang unterrichteten. 

Mary3 Stimmung war jedoch eine trübe, und jo erjchienen ihr 
die neuen Eindrüce in düfterem Lichte. Weberall fällt ihr der furdt: 
bare Kontrajt zwilchen NeichthHum und Armuth, Eleganz und Verwahr- 
Iojung, DBiederfeit und Betrug auf und bedrüdt ihre Seele. Gie 
jtaunt über den Leichtfinn und die Oberflächlichkeit des Volkes, und eine 
Angjt wird in ihr vege, ob nicht dag Uebel und die Sünde die großen. 
Hebel menjhliher Ihatkraft jeien, ob wir nicht harmlos und unnüß 
würden, jobald unjere Leidenichaften im Gfleichgetwichte wären. Wie 
vertrauensboll hatte jie früher einer Zeit entgegengejehen, in der der 
Menih nach Tugend jtreben werde, ohne vom Elende dazu angetrieben 
zu ein. um Scheint die Vernunft ihr bedürfnislos; die Phantajte 
führt zu Enttäufhungen, und die Erfahrung lähmt unfer Verlangen, 
anderen wohlzuthun. Irüge nicht die Humanität ihren Kohn in fich, 
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mer duldete Slend und Fämpfte mit Sorgen, um Leute undanlbar oder 


faul zu machen? 

Mary begann „Briefe über den gegenwärtigen Cha- 
vafter der franzdfiihen Revolution“ an Yohnjon zu 
ichreiben, gab den Plan aber bald wieder auf. Nur den Zug Ludwig XVI. 
nad Paris fhildert fie ihm no an demjelben 26. Dezember, an dem 
er jtattfand. Gegen neun Uhr morgens fährt der König, von der 
Nationalgarde dicht umgeben, vorbei. Die tiefe Stille, die ringsum 


herrscht, wird durch vereinzelte Trommeljchläge noch fühlbarer. Hinter 


den verichloffenen Fenftern drängen fih die Bewohner von Paris; 
fein Laut regt fih; nichts, was einer beleidigenden Bewegung gleich- 


- fäme. „Zum eritenmale, jeit ich nach Tranfreich Fam, - beugte ic) mic) 
por der Majeftät des Volkes“, Tchreibt Mary, „und achtete den Anjtand 


feines Benehmens, das jo völlig meinem Gefühle entiprad. IK Fann 


2 = “ Shnen faum jagen weshalb, aber eine Gedanfenajioziation trieb mir 


die Ihränen in die Augen, da ich Louis, würdevoller als ich von ihm 


“erwartete, in einem Miethwagen dem Tode entgegenfahren jah, wo jo 


viele feines Gejchlechtes triumphirt haben.” Ste kann die Bilder diejes 
Tages nicht (09 werden. Abends in ihrer Kammer glogen jie wilde 


Augen an, drohen ihr blutige Hände. Sie jehnt jih nad) einem leben: 
digen Wejen, und wäre e8 au nur die Kae, und ijt zum eritenmal 


in ihrem Leben nicht im Stande, das Licht auszulöjchen. 

Am 21. Sänner 1793 wurde Ludivig enthauptet. E3 Fam zum 
Kriege zwiichen England und Franfreih, und die Yage der in Paris 
(ebenden und überaus verhakten Engländer wurde eine Eritiiche. Paine, 
der al3 Girondilt im Prozeffe des Königs gegen die Hinrihtung ges 
itimmt hatte, wurde wie Graf Schlabrendorf durd Nobespierre ver- 
‚haftet und jhlüpfte napp an der Guillotine vorbei. Mary hatte den 
Zeitpunkt dev Nücffehr verfäumt und war nıım von den Jhren 0 gut wie 
abgeichnitten, da auch; der brieflihe Verkehr äußerjt jchwierig und uns 


„Tier geworden. 


Da lernte fie im April 1793 bei den Chrijtieg Kapitän ©il- 
bert ISmlahy fennen, einen gewandten, im beiten Mannesalter jtehen- 
den Amerikaner. In Netv-Serjey (ungefähr 1755) geboren, hatte er in 
den amerifantihen Treiheitäfriegen auf Seite der Batrioten gedient 
und es bi3 zum Hauptmanne gebradt. Nach dem Frieden war er in 
die inneren Territorien Amerikas gegangen und bei der Barzellirung 
und Zumeifung des urbar zu machenden Grundes bejhäftigt gewejen. 


Seine aus eigener Anfchauung Hervorgegangene „TZopographiide 


Beihreibung de3 weitlihen Gebietes Nordamerifas, 
nebjt der Entdefung, Anjiedlung und dem gegenmwär:- 
tigen Zuftande von Kentudy“!6) ijt eine im jelbjtbewunten 
Tone des Batrioten gehaltene, friihe und überjichtlihe Darjtellung 


- des Landes, feiner natürlichen Beichaffenheit, feiner erjten Beltedlung, 


feiner Produkte, feiner industriellen und fozialen Verhältnifie und-jeiner 


16) „A topographical Description of the western territory of Northamerica 
to which are added the Discovery, Settlement and present State of Kentucky.“ 
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Regierungsform. Imlay tritt als Anwalt der Neger auf und fugtt 
von den Srauen Kentudy'3, daß jie, mehr den natürlichen al den 
europätichen Gejegen gemäß, was die Ehe und Erbfolge betrifft, le 
Rechte und allen Schuß genöjjen, auf den Bernunft und Zartieit 
Anfprud hätten. Die „Zopographifche Beichreibung” bekundet gedie | 
genes Wijjen und Gejchic der Darjtellung; fie erihien 1792 in Kondon 
und 1793 bereit3 in deutjcher Ueberfegung, ging dur mehrere Auf- 
lagen und machte ihren Berfaffer bekannt. Seit Imlay in Europa 
lebte, lag er HandelSunternehmungen ob, deren Hauptgegenftand ie 
Ausführung von Bauholz nah Schweden und Norwegen und deren 
Mittelpunft Hapre tar. > = | a 
Mary fühlte ji einfam. Sie jehnte ji nach einem Wefen, em 
fie jich widmen, das jie ihr Eigen nennen könnte. VBierunddreiig Jahre 
war jie num alt geworden, ohne daß eine andere Neigung als die 
Sreundihaft für Janıy und die platonische Schwärmerei für Füßli 
ihr Herz berührt hätte. So hatte Amlay leichtes Spiel bei ihr. Sie 
faßte eine leidenschaftliche, ihr ganzes Sein ausfüllende Liebe zu ihm 
und gab ji ihr rüchaltslos hin. Sie wähnte die große heilige Glut En 
gelommen, die da verflärt, mas fie erfaßt, und vermöge ihrer gött- = 
lien Kraft rechtfertigt, was in ihrem Dienjte gefchieht. E = 
Liebesbillette fliegen zu dem Erforenen hin, obzwar ihn, tie as 





Mary da3 Meichbild von Paris umfängt; eine Einladung zu Tide, 
ein Gutenadtgruß, da man ji faum getrennt, ein Stelldichein vor. . 


dem Thore. Der Nund der Liebenden wird vor aller Welt verborgen 
gehalten und das heimliche Glück um jo inniger genofjen. Smlay’s 
halber noch mehr, ala wegen der zu erwartenden Papichwierigfeiten nt 
entjagt Mary einer geplanten Neife in die Schweiz und bezieft ein 
einjames Landhäuschen in Neuilly, wo fie allein mit einem alten ae 
Gärtner hauft und mährend der Abmwefenheit de3 Treundes eine 
„Stitorifhe und moralifche Leberjicht der franzdftiiden 
Revolution“ beginnt. Abends bietet ein Spaziergang im Wahe 
Genuß und Erholung. | 

Mary bejaß in hohem Maße jene Gabe der Eraltation, die jede Freude 
zum Entzücden, aber auch jede Eleine Widerwärtigfeit zur unerträglichen 
Dual und jeden Zweifel zum peinigenden Argwohn fteigert. Godwin an 
nennt jie einen weiblichen Werther und findet die größte Aehnlichkeit 
zwilchen ihren Briefen und denen Werther’3, nur daß jene ihm bei 
weitem höher zu jtehen jcheinen. Mary’s Briefe an Imlay jind ihm 
„ver Ausflug einer glühenden Phantajie und eines Herzens, das durch: 
drungen ijt von der Leidenschaft, die e8 zu jchildern jucht”. Su der 
That it ihnen eine tiefe Gut und überzeugende Wahrhaftigkeit der 
Empfindung eigen, der alle Töne der Liebe, von ihr.m zarteften Tlüftern 
018 zum Wettern der Leidenichaft und dem lebten Seufzer der Ver: 
zwetflung, zu Gebote tehen. 2 P75 

sn den „Rechten der Frau’ hatte Mary afademifh und Fühl 
über Die Liebe geurtheilt, die fie damals noch nicht an Leib und 
Seele erfahren. Sie hatte den Verkehr der Gefchlechter als eine phy= 
Nowgiihe Erigeinung, die die Natur zur Fortpflanzung der Menihe 
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 Heit angeordnet, mit einer gewiffen Geringihägung behandelt, Nun 
findet fie die innigiten und weichjten Laute. „Gute Naht“, jhreibt 
fie einmal, „Gott jegne dich! Sterne fagt, dies fäme einem Kujfe 


S gleih — aber ich gebe dir den Ku doch lieber mit in den Kauf, 


glühend von Dankbarkeit für den Himmel und von Neigung für 
dich. Ih liebe das Wort Neigung, teil eS etwas Gewohntes be: 
zeichnet.“ Ste vertraut Imlay; ihr Herz hat Ruhe gefunden an jeinem 
Bufen. Sie wünfht, daß er fie mit jener edlen Zärtlichkeit Liebe, Die 
fie nur an ihm allein fennt, und jie nimmt ji vor, ihr rajches Tem 
perament zu meiltern; fie will gut fein, damit jte verdiene, glüclic 
zu werden. | ee 

Aber vom Anbeginn lauert die Schlange unter den Blumen, und 
die Kiebe wird ihr eben fo jehr zu einem Duell des Leides wie der Jreude. 
Sie vergleicht ihre großen Anfhauungen mit jeinen Eleineren, ihre glühende 
Liebe mit feiner fühleren und ift geziwungen, unihön zu fordern, two 
fie. fo gern nur freiwillig Gebotenes dankbar hinnähme. Shr Herz 
jagt ihr, e$ werde nie genug Wärme finden. Sie will jid) mit feinem 


: —  Bflichtkuffe begnügen; er muß froh fein, wenn er jie jieht. 





Eine Heirat zwiihen Mary und Imlay wurde, wie e3 jeint, 
niht in Erwägung gezogen. Die politiihen Verhältnifie, die jelbjt 
den Cmpfang eines engliihen DBriefes in Paris lebensgefährlic 
eriheinen liegen, würden eine Trauung in Frankreich erichwert haben, 
bei der Mary fich öffentlich als Engländerin hätte befennen müllen, 
und deren Giltigfeit jenjeits des Kanals obendrein bezweifelt werden 
Eonnte. Imlay mochte aus Eyoismus, Mary aus Zartgefühl von 
einer bindenden Zeremonie abjehen, der übrigens auch jie fein großes 
Gewicht beilegte. Charakteriftiich für beide ijt e3 auf jeden Yall, dal 
Smlay in diejem Jahre (1793) eine dreibändige Novelle „Die Au9- 
wanderer”!?) veröffentlichte, deren Fulturgejchichtlier Juhalt nur 
dem größeren Xejerfreife zu Liebe in poetijder Einkleidung erichien, 
während Imlay’3 eigentlier Ziwved der var, ala amerifaniicher Beob- 
achter den Engländern ein Spiegelbild ihrer Einrichtungen und Ans 
fichten vorzuhalten. Er wollte ihnen den Verfall jener Züge zeigen, bie 
einft fo lieblih waren, und fie vor Allem veranlafjeı, „die Jrevel zu 
verhindern, die die gegenwärtige Einrichtung der Ehe notdiwendigermeile 
hervorbringe”. | 

Mary war der Meinung, daß ihre Liebe feineg Bandes nnd 
feiner Stüße bebürfe; jollte ji aber ihr Verhältnis zu Jmlay dennod) 
einmal lodern, jo war eine äußerliche ellel in ihren Augen nur 
von Uebel. 

TIroßdem nahm fie Zmlay’s Namen an, als fie im Augujt eine 
gemeinfame Wohnung mit ihm bezog. Der Konvent hatte den Be- 
ihluß erfaffen, day bis zum Frieden alfe in Trankreich lebenden Eng- 
fänder ala Gefangene zu betraditen feien. Mrs. Imlay konnte für eine 
Amerifanerin gelten und mar jicher. | 


in, The Emigrants.“ 


ji) ein peinigender Zweifel in ihr Herz. „Der Weg zu meinen Sin- 
nen geht dur das Herz“, Ihreibt fie, „aber, verzeih! Ich glaube zu 
dem deinen gibt e8 einen fürzeren”. Trennungen jcheinen ihr nöthig, 
um jeine Neigung wach zu erhalten, und doch glüht jie von Zärtlich- 


feit, und ihr Herz jagt ihr, er jet einer der beiten Menjchen auf der x 


Welt. Immer dringender werden die ragen nach jeiner Nücdkehr ; fie 


väth ihm, nicht zu Jehr auf den Gelderwerb bedacht zu fein, denn nichts, 


was zu bejiten jich wahrhaft verlohne, jet Fäuflich. 


Ein liebevoller Brief bejeligt jie, eine Verzögerung feiner Antwort 


erregt ihre Empfindlichkeit. Das Leben it dann eine Siiyphusarbeit, 


die Welt ein Garten voll Unkraut, in dem das Bdje am üppigiten 
wurchert, und alle Männer find herzloje Tyrannen. Kommt aber der 


erjehnte Brief, jo ijt alles verwandelt; jie möchte ihr Antliß verbergen, 
glühend vor Scham über ihre Thorheit, jte bittet Imlay um Bergebung, 


liebt ein, daß eS an der Zeit jei, vernünftig zu werden und jchreibt auf 


einen eifernden Brief drei reumüthige. | | 
Mary’3 glüklihjte Stunden jind nun die, in welchen fie jich ein 


häuslihes ZJujammenleben mit Imlay ausmalt. Denn fie fühlt die 


Beinlichkeit ihrer Lage, fie iit verlegen um einen Namen für ihr Ber- 


hältnt3 zu ihm md jehnt jih nach einem Heim, in dem fie walten 


und Schaffen Ffönne. „Du haft durch deine Liebe und deinen Wert mein 


Herz fejter umschlungen, als ih für möglich hielt,“ Ächreibt fie. „Laß’ 


mich glauben, dag auch ich einige Nanfen ausgelegt, die Ulme zu um: 


Elammern, die mich jtügen foll. Dies ijt eine neue Sprade für mil. 
Aber ich weiß, daß ich feine Schmaroserpflanze bin,‘ und fann jo die 


DBeweije der Neigung annehmen, der jeder Buls in mir antwortet”. 


Endlich Februar 1794), da die Geburt eines Kindes bevoriteht, 
beruft Imlay Mary nad Havre. Die Reife ijt beiceäwerlich ; Zweimal 


wirft der Wagen auf dem jchlechten Wege um, aber fie folgt der 
Sehnjucht ihres Herzens, und jo tjt feine Mühe ihr zu viel. „Das 
Antliß gegen Havre gewendet, wird mein Muth nicht jinfen,“ jchreibt 
fie, „und mein Geift hat bisher noch immer meinen Körper befähigt, 
zu tum, was ich wünschte.” | 

Allein im März it] 
jteten Geijte waren die Gejichäfte willfommen, die ihn in die Kerne riefen ; 
Mary war jeinem Leben nicht fo nothivendig, al3 fie wünjchte- und ji 
in guten Stunden zu jein einbildete. Den Schweitern, die jeit Monaten 
nichts don ihr gehört, jchreibt fie von Hapre: „Ach bin geborgen durch 
den Schuß eines Amerifaners, eines jehr würdigen Mannes, der mit 
aupergemöhnlicher Zeinfühligfeit des Herzens und Najchheit der Em 
pfindung gejunden Verjtand und vernünftiges Temperament verbindet, 
wie maı e3 jelten findet.“ | 


Am 14. Mat 179418) murde Mary’3 und Amlay'z Tochter. 


gannd geboren, die ihren Namen nach der unvergefienen Jugend» 
9) Nach, Godwin; nad) Kegan Paul und Zeaffrefon im April. 


Aber das glüctiche Zufammenteben währte nur fee Wochen; 
im September ging Imlay jeiner Gefchäfte wegen nah Hapre 
Seine Thätigfeit jteigert Mary’3 Achtung; trogdem aber jtiehlt 


t Imlay bereit wieder abwejend. Seinem uns 
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ae Fanny, Stener erbieft Mary fütoelgie in ihrem Mutterglüce. | 





Sie hoffte, das Kind, der gemeinfame Mittelpunft ihrer beiderjeitigen 


 Snterejjien, terde die Bande, die jie an jmlay Enüpften, noch feiter 
-Schlingen. Die Pflege der Kleinen füllt num ihr Leben, fie lat und 


'  Ipielt mit ihr, und jede Regung des Kindes gibt Stoff zu Betrahtungen. - 


Fanny jieht dem Vater ähnlich, wohlgemerkt, Jmlay in feinen beiten 
 Augenbliden, nicht feinem KFaufmannsgejicht ; und da num auc er big 
zum Auguft in Havre bleibt, jind ihr einige jtilfe und glüdfliche Weonate, 
vielleicht die glüdlichiten ihres Lebens, bejpieden. omantijche Träume 
von einer dauernden Niederlafjung auf dem Lande, in Jankreich oder 
Amerika, verleihen der frohen Gegenwart einen Ausblick in die unge: 
‚mejjene Terne einer noch herrlicheren Zufunft. Aber- vaih mie eine 
Seifenblafe war das gegenwärtige tote das zufünftige Glück wieder zeritoben. 
Sm Auguit ging Imlay nah Baris, im September folgte ihm Niary 
mit dem Kinde, aber Ende des Monat3 war er wieder genöthigt, nad) 
Nondon zu. gehen. Marty hatte zu wenig Sinn für den Ueberfluß 
- deg Lebens, um Amlays faufmänntichen Ehrgeiz zu veritehen. Sie jah 
nur, daß er ihn feinem Kinde entzog und warf ihm Mangel an 
Phantajie vor; jie fand überdies, dag ihn der Handel verdumme, ihn 
gemeinen Vergnügungen zugänglich mache, und flüchtete jich im Die 
Erinnerung. 

Snlay hatte Briefe an Drary’ 3 Scheitern mitgenommen, die er 
in London auffuhen follte. In weiteren Kreilen galt Mary für ver= 
heiratet. Charles Wollftonecraft johriedb aus Philadelphia, 
er mwilje, daß jeine Schweiter mit Kapitän IJmlay, einem Ameritaner, 


vermählt jei. Mary trug nichts zur Verbreitung diejes Gerüchtes bei, | 


aber fie lieg e3 auf jich beruhen. Imlay jprac von ihr als Mrs. Imlay, 
und die Schweitern zerbracdhen jih den Kopf, ob Ite thatjächlich ver- 
heiratet jei oder nicht. In ihren Briefen jtellt Mary ihnen Der. Imlay 
al3 einen Bruder vor, den fie lieben und achten würden und wünjcht, 
ihnen ihr Fleines Mädchen zeigen zu fönnen. 

Sn ihrem Smmerjten aber fühlt jte mit dem Anitinkte des wmweib- 
lichen Herzens, dag fie in Gefahr tft, ASmlay zu verlieren, wofern jte 
ihn nicht Schon verloren hat, und es beginnt ein verzmweifeltes Vtingen, 
den Entfliehenden feitzuhalten. Die Klüchtigkeit der Liebe, die Mary 
in den „Rechtender rau“ natürlich und nothiwendig genannt, jcheint 
ihr, nun jie jte an jich jelbjt erfährt, graufam und ungerecht, ein Ding, 
in dag fie jich nicht zu Ichieen vermag. Kein Mittel bleibt unverjucht, 
Ssmlay zur Nückehr zu bewegen: einjchmeichelnde Zärtlichkeit, ver 
nünftige Borjtelungen, glühende Vorwürfe, ja jelbit ein Anjchlag auf 
feine Eiferfucht wird gemacht durd die überihmwängliche Bewunderung, 
die jie für den Berfaller der Marjeillaife an den Tag legte. Sie 
für ihr Theil zöge jede Entbehrung der dauernden Trenmung vor und 
-derabjcheut den Neichthum, um defjentwillen Imlay fie verlajien. Sie 
hat nicht3 al3 Neigung von ihm gefordert und möchte lieber Mägde- 
arbeit verrichten, al3 etwas anderes von ihm annehmen. Er aber hält 
jie mit Ausflüchten und DVerfpredhungen hin. Hat fie auf der Adrejje 
des lang erwarteten Briefes freudig jeine Handichrift erfannt und ge- 








wartet, daß ji der Bote entferne, um den erjehnten 


ER 


wegen Hält jie noch am Leben feit, das jeden Reiz für fie verloren hat, 


aber fie mwünjcht fi den Tod oder Wahnfinn, um ihr Elend zu ver- 5 


gejjen, und trifft leßtivillige Verfügungen für die Verforgung des Kindes. 
Bon außen jtürmen die Cindrüde der Schredensherrihaft auf jie 


ein; fie jieht jih von Blut: und Gräuelthaten umgeben und nimmt 


in ihrer Einjamkeit die in Neuilly begonnene „Stitoriide und 
moralijche Neberjiht des Urfprungs und sortjhrittes 
der franzöjifhen Revolution und ihrer Wirkung in 
Europa.”!N) wieder auf. | | 

Au) diejes Werk war auf einen größeren Umfang berechnet und 
fam nicht über den erjten Band Hinaus. 

Mary jelbjt bejitt, was fie für umerläßlich erflärt, um die Ne- 
bolution zu begreifen: einen Geift, der nicht verdorben ift durch Die 
Vorurtheile und eingefleifchten Gewohnheiten der degenerirten Zeit, 
und ein durch ausgedehnte Uebung der Humanität veredeltes Gemüth. 
Dit Iharfem Foriherjinn geht fie dem Urjprung der Ntevolution nad), 
findet Schon bei Locke Elemente der Deklaration der Menichenrechte, 
und „grüßt mit einem frohen Bi in die Zulunft von Ferne den 
glorreihen Tag, da die Menschen Elar tie das Xıht des Himmels 


Brief ungeföt 
zu genießen, jo findet fie ein paar alte Zeilen, die ihre flammende 
Zärtligteit eriticen. Ste hat mit materiellen Sorgen zu fämpfen, die 

aufopfernde Pflege, die jie ihrem Kinde angedeihen läßt, macht fie traut; 
jte glaubt ji) der Shwindfucht verfallen. Jhre Seele ijt müde, Fanny’ 


erkennen werden, daß ihr eigenes Glück von dem allgemeinen Wohle 


abhängt. Dann tird die Vernunft den flatternden Schwingen der 


Leidenichaft Kraft verleihen, und jeder wird jeinem Näcdhiten thun mie 
er wünjcht, dar ihm gethan erde.“ | 
 Aud für die Gejchichte der Leßten Jahre fehlt e8 ihrem Urtheil 


troß der Nähe weder an Ueberficht noh an dem richtigen Maßitabe. 


Sie tadelt Nteder, daß er, der ea bermöge jeiner Bopularität ‚und 


jeines Einfluges bet Hofe in der Hand gehabt hätte, die Parteien zu 


verjöhnen, im Eritifhen Augenblicke zu \hüchternen Halbmaßregeln griff, 


die jich in verzweifelten Fällen itets verhängnispoll erweifen. Ihm fehlte 


dev Blick des Genies, der im Sluge alle Möglichkeiten unterjcheidet. 


Sudwig XVI. fpridt Mary troß jeines niedrigen Brivatz . 


harakters — fie nennt ihn gefräßig, roh und efelhaft — gefunden 
Menjchenveritand und den WBunfd nach Reformen zu. Aber er war 
allen Einflüßen zugänglich, und darüber ging jein guter Wille ver- 


loven. Unter diefen Einflüffen Iheint der der Königin ihr der verderb=- 
lichjte.e Marie Antoinette ift für Mary ein Beijpiel der böfen 


Folgen einer fchlechten Erziehung und falfcher Begriffe über Weiblihe 


feit. DBerücend jchön und liebenswiürdig, aber nicht gejcheit und früh: 
zeitig derborben, jtolz und hartherzig, war die Königin in allen Künjten 
der Beritellung bewandert und nur auf die eigene Rettung bedacht. 


—_ 
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Sie wollte den Hof des ‚läftigen Geremoniels entkleiden, ohne zu be- 


denken, daß er jeiner bedurfte, un den Schein der Würde aufrecht zu 


—_ erhalten. Ohne jenen Trödel, der feine Misgeftalt einhülfte, war dag 


Königthum verächtlich und bald verhaßt. Mary Elagt die Königin an, 
Unjummen dem: Volke entivendet und ihrem Bruder Sofef zugejchanzt 
zu haben, und meint vier Monate vor dem Tode Marie Antoinetteng, 
die Zeit mülje nun offenbaren, melden Einfluß das Unglücd auf Jie 


‚ausüben werde. - 


Sie jhildert ferner die unbefchränfte Macht und die Berderbtheit 
der Großen, deren Begriff von Ehre den der Anjtändigfeit nicht in jich 
ihließe, und die erbärmliche Lage des Volkes, das vom Elend wild 
gemacht, alle Uebeljtände mit der Wurzel ausvotten und fich durch 
hajtige Maßregeln jein Neht im Augenblicde verihaffen molle, Itatt 


ruhig eine Reform aus der anderen herauswachlen zu Lajjen. 


Das Glüd der einen Hälfte der Menjchheit dürfte nicht auf das 


= Unglüc der anderen gebaut jein; die Humanität follte an die Stelle des 
 Mitleids treten. So lange die Gejellichaft aus Herren und Dienern be- 


jteht, Eönnen wir nicht erwarten, daß die Menschen al3 Brüder mit 


einander leben werden. Bevor fie nicht lernen jich gegenfeitig beizuitehen, 


ohne einander zu regieren, werden politifche Ajfoziationen wenig zur 
DVerbollfommnung ihrer Lage beitragen. 
Mit. bewundernöwerter Energie beherricht Mary den gewaltigen 


Stoff, und warn und lebendig, voll fcharfer Beobadtung und Kühn 


heit des Ausdrucdes jchildert fie die großen Gejchehnilie bis zur Neile 


des König nad) Paris. 


Sie folgert, daß Europa bermuthlich noch einige Jahre in einem 
Zuftande der Anarchie verharren werde, 6i3 ein Umfhmwung der Ge 


fühle nad und nad) die alten Sitten und Gewohnheiten untergräbt. 


Aber die Revolution wird vorübergehen wie eine Krankheit, welche den 
Körper reinigt umd Fräftigt. Die Völker find von Natur aus gut, und 
ihre Aufklärung wird fortjchreiten bi zu jener Stufe der Bollendung, 
da der milde Etrahl der Philofophie die ftolzen Unterjcheidungen 
jophiltiiher Narren verdunfeln und der Menjch ald Menfch gelten werde, 
handelnd mit der Würde eines intellektuellen Wefens. 

‚Ueber den franzöjiihen Charakter fällt Mary ein ftrenges Nr- 
theil. Sie findet die, Jranzojen im Allgemeinen unbedeutend aus dem: 
jelben Grunde, aus dem e3 die Krauen find, oberflächlich), ohne Aus- 
dauer, eitel und gefallfüchtig, nur das Vergnügen des Augenblicfes be= 
denfend, ohne fejten Entihluß, ohne Nervenjtärke, verweichlicht und 
graujam, wenn man fie reizt. 

„nn der Nationalverfammlung erblickt fie neben einigen Patrioten, 
d.h. Männern, die ihr perjönliches ntereffe der politiihen Willen: 
haft opfern, eine Schaar ehrgeiziger, vahfüchtiger und eitler Denen. 
Srankreich jah die Deorgendämmerung der Freiheit; e8 Hatte die Vor- 
urtheile von Jahrhunderten abgejchüttelt, und die Vernunft zeichnete 
ihm den Weg vor zu Tugend, Glück und Ruhm; aber ehrgeizige 
Selbjtjuht verdarb alles. 3 
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75 > 
Im 


‘m Gegenfaße zu jenen republifaniichen Söriftitellern, die nur 


für die Fehler der anderen Partei ein Auge haben, tadelt Mary au die 


Ausschreitungen des Volkes in jcharfen Worten. Die Nationalverfamm: 
fung hätte fie verhindern jollen, indem fie den PBatrioten zeigte, daR 
fie Die reihett, die jte erworben, durch jtrenges Cinhalten der Gejege 
auch wahren wolle. | = 
Am Frühjahre 1795 forderte Imlay Mary auf, ihm nach Eng- 
land nachzufommen, und obzwar fie fürchtete, der Antrag jet mehr von 
feinem Chrgefühle als jeiner Sehnjucht diftirt, war fie doch bald zur 
Neife entichlojjen. Amlay jchiekte ihr zu größerer Bequemlichkeit einen 
Diener entgegen, aber jte Fonnte jich über die Kälte feiner Höflichkeit 
nicht täunjchen und jchiffte ich unter böjen Borahnungen (Unfangs 
April 1795) Kin. er 3 
„SG Sie in Gedanken verloren, und blide auf dag Meer”, 
Ichreibt jte aud Hapre, „und mein Auge füllt jih mit Thränen, da ich 
mich dabet ertappe, noch eine jüre Hoffnung zu hegen. Set Itill, thörichtes 
Herz N er 
Sn London angelangt, ermwielen ich ihre Befürchtungen nur zu bald 
al3 gegründet. Amlay war ihr innerlich entfremdet, feine Neigung er- 
faltet, feine Gejchäfte waren noch immer nicht geordnet. &3 gab bittere 
Auseinanderjegungen, und Mary befam „Gründe zu hören, die die 
Vernunft überzeugen, indem jte das Herz tödten.“ Vierzehn Tage war 
ie im London, ohne die Schweitern von ihrer Ankunft zu verjtändigen. 
Endlich jchrieb fie md bot ihnen ihre Dienite an. ‚Als Mr. Imlay 
und ich unjer Schiefjal vereinigten, bejaß er fein VBermögen‘‘, heißt e3 
in dem Briefe an Elisa; „jeitdem hat er Ausiicht, ein bedeutendes zu 
ertverben, aber objchon die Hoffnung begründet jcheint, fann te) doc. 
nicht handeln, als wäre jte eine Gewißheit. Er ift das großmüthigite 
Gejhöpf der Welt, und ift ihm der Erfolg nurfgünitig — wie ih 


allen Grund habe, anzunehmen — jo wird er .e8 mir, feinem Ein- 


fommen entjprechend, ermöglichen, Dir und Everina nüßlidh zu fein. 
sb wünschte, ihr entjchiedet Euh für einen Plan, bei dem 500 
oder 600 Pfd. dienlich jein fönnen. Wa3 mich betrifft, jo Fanın ich noch 


nicht jagen, two ich mich dauernd niederlaffen werde. E83 wäre mir die 


aufrichtigite Kreude, in Eurer Nähe zu wohnen. Ich weiß, Ihr merdet 
es unfreundli von mir finden — und diefer Gedanfe war e3, der 
mich abhielt, Euch früher zu jchreiben — wenn ih Eu nicht auf- 
fordere, bei mir zu leben. Aber, Eltza, es tft meine Anftcht, und feine 
flüchtig genommene, daß die Gegenwart einer dritten Perfon das häus- 
ide Glüd jtört oder aufhebt. Diejes Opfer ausgenommen, ‚gibt e8 
nichts, das ich zu Eurem Wohle nicht thäte.” | | 
Mary’ Brief empörte die Schweitern. Mit Wollftonecraft’cher 
Uebertreibung jhrieb Eliza an Everina, Deary hätte ihr Almojen an 
geboten und jie von vorneherein aus ihrem Haufe verwiejen, da fie 
Tich ihr doch niemals aufgedrängt. Sie wolle Lieber was immer für 
eine Stellung annehmen, die ihr Brot verichaffe, gleichviel mit welchen 
Schweinen je e8 verzehren mühte, als von Mrs. Imlay’s Wohlthaten 
abhängen. „‚Die liebenswirdige Mary Ihmachtete in Armuth‘‘, heit 
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es weiter, „während Mı3. Imlay Alles hat, 1003 ihr Her begehren | 


fann.‘‘ 

Sm Wahrheit verhielt es fich mohl anders; wenn Mary von 
Stück sprach, jo geihah es in dem Wunjche, nicht nur Andere, jondern 
mehr noch ich jelbjt über ihre Lage zu täujchen. 

Bei KüRLi wurde jie falt empfangen und ihr Bejuch eben jo wenig 
erwidert als ein Brief, den jie aus Baris über öffentliche Anrgelegen- 
heiten an ihn gerichtet. Mary erbat ih nun ihre Briefe von ihm 
zurüc, und tote jie jich jtet3 vornimmt, über ihren Kummer zu jchmweigen, 
und jtetS Bogen voll davon jchreibt, jo jagt jte auch bei diejer elegen= 
beit mehr, als fie urjprünglich beabjichtigte. „Sch habe lange aufgehört, 
Sreundlichfeit oder Neigung von irgend einem menjchlichen Gejchöpfe 
zn erwarten,’ jchreibt jie, „und möchte, iwie gerne, die verräthertiichen 
Sympathien aus meinem Herzen veigen. ch bin allein, Die Unge- 


‚ rechtigfeit, die ich erduldet — abgejehen von Hoffnungen, die im Keime 


zeritört wurden — haben mein Gefühl verwundet, und mein Denten 
dem Hin- und Herivogen jchmerzliher Empfindungen preisgegeben. I 
frage ungeduldig, wa3 und wo tjt Wahrheit? Sch bin brutal behandelt 


worden. Aber ich bemühe mich, dejjen täglich eingedenf zu jein, day ih 


\ 





noch die Pflichten einer Mutter zu erfüllen habe.‘' 


Am Mai ging Mary mit dem Kinde nah Hull. Hier, da die 
Sehnjucht ihres Herzens und die heiligiten Pflichten jie zu dem Manne 
trieben, der fich von ihr_losgelagt hatte, trat ihr die Hoffnungslofigkeit 
ihrer Lage mit einer Gewalt vor die Seele, die jie auf Gelbit- 
mordgedanfen verfallen lieg. Nur dem Kinde zu Liebe beihlog je, dag 
Aeußerjte zu ertragen; und da Jmlay e3 zu jener Zeit nothwendig 
fand, daß zur Wahrung feiner gejchäftlihen Interejjen eine DBers- 


‚trauensperfjon nah Schweden und Norwegen reije, erbot jie jich 


dazu. ES war eine jchivierige und gewagte Aufgabe, aber neben der 
Möglichkeit, Imlay zu nüben, war es eben die Kühnheit des 
Unternehmend, die e3 ihr anziehend erjcheinen lieg. DBielleicht auch, 
daß jich die Seereife ihrer jehr geihmwächten Gejundheit als zuträglich 
erweijen würde. Am 19. Mai ftellte Imlay eine Vollmacht aus, die allen 
Menfchen fund und zu wijjen that, daß er Mary Smlay, jeine 
bejte Freundin ‚und Gattin, mit der ausjchließlichen Leitung aller 
feiner Angelegenheiten und Gejchäfte betraue, und worin er erklärte, in 
völligem Vertrauen auf die Fähigkeit, den Eifer und Ernit feiner innig 
geliebten Freundin und Gefährtin die Handhabung aller Angelegenz=. 


heiten völlig und unbedingt ihrer. Kührung anheimzujtellen. 


Im uni 1795 trat Mary mit dem faum einjährigen Kinde und 


‚einer franzdfiihen Wärterin die Keije in ein Land an, das, vor hundert 


Sahren dem Weltverfehre unendlich entlegener als jet, halb unkultivirt 
war, und dejjien Sprache jte nicht verjtand. | 
Seh3 Tage wurde fie durch völlige Windjtille in der Nähe des 
Hafens feitgehalten, und der jchivere Abjchied z0g jtch in die Länge. 
Nach elftägiger Fahrt auf einem unbequemen Schiffe landete Mary 
zu Tode erihöpft in Sothenburg und hatte noch mancherlei Unbill 





jhlechten Wetterd und elender Wiriähäufer zu ertragen, bis fie endlich 
in einem Brivathaule Unterkunft fand. Ber, 

Die Beihwerden der Keife waren ihr jebt empfindlicher als in 
früheren Jahren. „Wie hat die Enttäufhung mich verändert !“ ruft fie 
aus. „Al3 ih nah Lifjabon ging, hatte ich genug Claftizität des 
Geijtes, um die Müdigkeit abzujhütteln; meine Cinbildunasfraft ver- 
mochte ihren Pinjel in die Negenbogenfarben der Phantafie zu tauchen- 
und ein Zufunftsbild in leuchtendem Kolorit zu entwerfen. Sebt ift 
das Alles anders.” 

Dennoch aber ijt ihr Auge empfänglich für alle neuen Eindrücke ; 
die Schönheit dev Gegend entzüct fie, und die urwüchlige Einfachheit 
und Unverdorbenheit der Landbevölferung erregt ihr Wohlgefallen. 
as jie gejehen und erlebt, fchildert fie tagebuchartig in ihren Briefen 
an Imlay. | Be 

Don Gothendurg begibt ih Mary nad Stromftadt. Je mehr 
jie ji der norwegischen Grenze nähert, deito rauber und gewaltiger 
wird die Gegend. Sie gleicht dem Knochengerüfte der Welt, das erit 
mit allem, was Leben und Schönheit gibt, beffeidet werden lol. In 
Norwegen findet Mary mehr Kultur und Wohlhabenheit als in 
Schweden, ein Umfjtand, den fie der norwegiichen Regierung zufchreibt, 
„der freiejten, die fie gejehen“. Ahr Geift zieht Nahrung und Zer- 
jtreuung aus den neuen Cindrüden, und nur zuweilen übermannt ie 
das Gefühl, daß fie allein durch die Welt irre. Dann ftimmt felbft 
die Schönheit der Natur fie traurig, und über die Haide mwandernd, 
denkt jie Kanny’3, ihrer Jugendfreundin, ihrer treuejten Liebe. Der 
Anblid einer Hütte, in der fie Zeuge des häuslichen Glücfes einer 
armen jamilie wird, rührt fie zu Thränen. Gern lauft fie den Er- 
zählungen über die Bewohner des höheren Nordens, welche fie an die 
Viythen des goldenen Zeitalters erinnern, to Unabhängigkeit und 
Tugend, geiftige Kultur und Herzensreinheit jih mit ewig lächelnder 
Sreiheit verbinden. „Ih braude Glauben!” ruft fie aus. „Meine 
Phantafie treibt mich, in einem foldhen Zufluchtsorte ein Ay zu 
jugen vor all den Enttäufchungen, die mir drohen, ob auch die Verse 
nunft mich zurüczieht und mir zuflüftert, daß die Welt ftets die Welt 
jei und der Menjch ftets dasjelbe Gemisch von Karrheit und Schwäche, 
das bald Liebe, bald Edel, bald Bewunderung einflößt.”“ 


0 Tonsberg trennt fi Mary von ihrem Kinde, dag fie den 
Strapagen einer bejcätwerlichen Nebentour nicht ausjegen will. Shre 
Abtwejenheit dauert vier Wochen. Dies ift der größte Beweis auf- 
opfernder Hingabe an smlay’s Anterejfen, dejjen jie fähig ijt; denn 
Fanııy it ihr Alles. „Ih bin ihr, als einem Mädchen, bejonders zu- 
gethan,“ jchreibt fie. „Ich empfinde mehr als die Sorge einer Mutter, 
wenn ic an die abhängige und gedrücfte Lage ihres Geichlehtes denke. 
sb fühle „jie twird entweder gewungen jein, ihr Herz ihren Grund- 
Jägen oder ihre Grundjäße ihrem Herzen zu opfern‘. Entwidelt Mary 
das Gefühl des Kindes, fo wird die Brujt verleßt werden, die jie 
Ihüßen möchte; bildet fie feinen Verjtand, jo wird es für die Welt 
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Schidjal ift das deine! 


Auch in den Nordlanden twidmet Marı der Rage der Zrau bes 


jondere Aufmerfjamteit. Sie findet jie geiltig und förperlich träge. Sit 
die Jugend vorbei, jo bildet daS Schelten mit den Dienftboten ihre 
Hauptbeihäftigung. Die Stellung der Dienenden aber zeigt, tvie meit 
_ Schimeden no von dem richtigen Begriffe der Freiheit entfernt tft; 
denn jie Find Sklaven. reilich ift die Behandlung der Dienjtboten 
noch in allen Ländern eine jehr ungerehte und auch in England, der 
-gerühmten Heimat der Freiheit, Außerjt tyranniich. 
= Wo Mary den Verkehr der Gejchlechter berührt, wiederholt fie, 
daß er auf geiltige Kultur, nicht auf vergängliche Schönheit, thierifche 


Triebe und flüchtige Sympathie gegründet jein folle, und daß vet- 


ihaffenes Handeln aus feiten Prinzipien fliegen müffe; eine Wahrheit, 
die jie einem charakterlojen Manne wie Imlay gegenüber, dejto tiefer 
empfinden mochte. ne | 

 Shre Theilnahme wendet jtch der Königin Karoline Mathilde 
zu, deren Verhältni3 mit Struenjee, obzivar jeitdem zwanzig Jahre 

verjtrichen, noch in aller Gemüther lebendig mar. 

| - Sie lernt Bernjtorf fennen und findet in ihm einen ehriwirdi- 
gen Manır, der jedoch eitel auf feine Tugend und, wie Necder, mehr 
‚darauf bedacht jet, Fein Unrecht zu thun, und den Tadel zu vermeiden, 
al3 das Gute zu fördern, zumal wenn e3 einen Wechjel erfordert. 
„Klugheit jcheint die Grundlage jeineg Charakters, jene VBorjicht, die 
der Schüchternheit auf die Ferien tritt. Er ijt um feinen Ruf und 
jeine Bolfsthümlichleit bejorgt und wird nie glorreich fallen, tie 
Struenjee.” 

Die Rüdreije nimmt Mary durch Schleswig-Holftein, das 
ihr den beiten Eindruc unter den dänischen Brovinzen macht und einen 
guten Begriff von den Deutichen beibringt, nah Altona und Ham- 
burg. Hier jland ihr eine neue Enttäufehung bevor. An Hamburg 
jollte Imlay jte erwarten, von hier aus follten fte miteinander in die 
Schweiz gehen. Aber Imlay Fam nicht. Zwar hatte fich ihre Nückehr 
weit über Erwarten verzögert, und die Jahreszeit war nun, im Sep 
tember, für eine Schweizerreife vorgerüct; aber fie fühlte nur zu gut, 
daß Died nicht der eigentliche Grund feines Ternbleibens war. Was 
hatte jie nicht jchon auf der ganzen Keife durch feine Unaufmerffamfeit 
gelitten und - durch den umjeligen Wert, den jie feinen Briefen bei- 
maß, jenen Briefen, die mitunter vier Wochen ausblieben und fie, 
wenn jie emdlich eintvafen, in der Pegel verlekten, ftatt fie zu er- 
quiden. Aber tver vermag gegen fein Gemüth anzufämpfen? „Dieje 
außerordentliche Zärtlichkeit ijt die Temperatur meiner Seele“, jagt 
jie, „es tt nicht Lebhaftigkeit der Jugend, nicht Lebensfreudigkeit. 
Sahrelang habe ich getrachtet, die ungejtüme Fluth zu beruhigen, in- 


dem ich mich bemühte, meinem Gefühle die übliche Richtung zu geben.. 


E3 mar Arbeit gegen den Strom. Ih muß mit Wärme lieben 
und bewundern, oder ich verjinfe in Trauer. Zeichen der Liebe, die ich 





untauglic werden. „Unglüdlicjes Weib!” ruft jie aus, „welch ein. 














erhielt, verietsten mid in Elyfium, das Herz (äuternd, das fie ent 


züchten.” 


Yöfchen. „Sie ift meinem Herzen Bedürfnis“, jchreibt lie; „Ite tödten, 
heit nicht, da8 Gemüth beruhigen.” | = 

53 waren qualvolle Tage, die Mary in Hamburg verlebte. Sie, 
die die Erlöferin ihres Gefchlechtes hatte werden wollen, jollte nun 
zum  mindeften da3 ganze Märtyrertpum de3 Weibes erfahren. Die 





Fe 


Aber fie waren feltener und jeltener geworden, die Zeichen der 3 ge; 
Liebe; Mary Eonnte ji über Jmlay feiner Taujhung mehr hingeben. 
Und dennod) wollte die Hoffnung in ihrem Innern nicht gänzlich ver- 


Stadt ift ihr unter diefen Umftänden unfäglich zuwider. Der einzige 


Baum der Gegend, der ihr von gefchmacdvoller Hand gepflanzt Icheint, 


ift der, der das Grab von Klopjtod’s Gattin bejattet. Sie em= 


pfindet e8 plößlih mit fchrediicher Klarheit, daß es nur ihr unab- 
weisbares Bedürfnis nach Xiebe, Betwunderung und Leidenihaft war, 
das fie zu jeiner und ihrer Qual jo lange an dem Mann feithalten 


tief, dem fie jelbit einmal zuruft: „Gürwahr, du bift mir nicht Eongenial!“ 
ES beginnt ihr. vor ihr felbft zu grauen, „daß jie ihn jolange mit. 


I = 


ihrer Neigung behelligt.“ Sie fagt den Entjhluß, Nic von ihm [09= - 
zufagen. Sohnjon fol ihr wieder Arbeit geben, joll ihr wie in den 


Augendjahren twieder eine verborgene Wohnung mieten, und fie will 
fleigig fein für fi und ihr Kind, bis ihre Mittel ihr die Rüdtehr 
nad Frankreich gejtatten. Bon Jmlay will fie nichts mehr empfangen. 
„So bin noch nicht genug gedemüthtgt“, jchreibt jie ihm, „um von 
deiner Mildthätigfeit abzuhängen.“ 


Sm Dftober landet Mary in Dover. Die ehemals jo bewundere 


ten Klippen fcheinen ihr nun, da fie Norwegen fennt, Flein und umbe- 
deutend. Die Neife in das milde, entzücdende Land hat troß aller 
Strapazen und Bitternifje ihren Geijt erfrifcht und ihre Gejundheit 


wieder hergeftellt. Nun fommt Imlay ihr halbwegs freundlich ent- 


gegen, und flugs find alle ihre Trennungs- und Selbjtändigkeitspläne 
tvieder zerftoben. Nur zu gern glaubt jie feiner Verjiherung, daß 


feine andere Verbindung ihn von ihr abgelenkt, und zieht in jein 


Haus. Vier Wochen Ipäter entdedt ihr die Köchin, dag Imlay fie 
hintergehe. Eine Schaufpielerin hatte ihn in ihre Nee zogen. 

Yan war der Kelch des Leidens vol. Mary beihloß, ein Ende 
zu machen, und diegmal follte fie nichts mehr zurücdhalten. Site jhrieb 
an Imlay und befhtvor ihn, das Kind zu einer Freundin nad Paris 
zu jenden. Sie bat ihn, dem Kindermädchen ihre Kleider zu jchenten, 
und der Köchin den Lohn auszuzahlen. „Srmwähne das Gejtändnis nicht, 
das ich ihr abgerungen“, fährt fie fort, „ein wenig früher oder |päter 


ijt gleichgiltig. Nur meine ungeheure Einfältigkeit Eonnte mich jo lange 


blind machen. Aber da Du mir verjichertejt, Du hättelt feine andere 
" Berbindung, dachte ich, wir £önnten noch mit einander leben. Sch werde 


> feine Bemerkung über Dein Benehmen machen, nicht an die Welt 


 appelliven. Das Unrecht, das ich erlitten, jchlafe mit mir. Bald, jehr 
bald, werde ich in „rieden ruhen. denn Du dies erhältit, wird mein 
glühender Kopf gefühlt jein. Jh möchte Lieber taujend Toden entgegen: 
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een als einer an tie die Er Deine Behandlung hat meinen 


Geift in eine Art Chaos berjeßt;, dennoch bin ich heiter. ch gebe, 
Trojt zu finden, und meine einzige AUngjt ilt, daß mein armer Leib 
durch einen DVerjudh, mi in mein verhaßte3 Leben zurücdzurufen, 


beleidigt erden wird. Aber ich will in die Themje tauchen, wo die 


geringjte Ausjicht vorhanden ilt, dem Tode entrijjen zu werden, den 
id juche. Gott jegne Did! Mögelt Du nie aus eigener Erfahrung 
 fennen lernen, was Du mid leiden Ließeit. Sollte Dein Gefühl je- 
mal8 erwwachen, jo wird Reue ihren Weg zu Deinem Herzen finden, 
und inmitten von Gefhäften und finnlichen Treuden werde ih Dir 


- ericheinen, daS Dpfer Deines Abichweifens vom Wege der Recht: 
 fchaffenheit.“ 


&3 war ein kalter, ftürmifcher Kovemberabend, ald Mary th 


| a DoalberLey- Brüde begab, um ihren verzweifelten Entihluß 


auszuführen. Da fie aber hier zu viel Leute fand, miethete jte ein 


Boot und fuhr zur Butney=-DBrücde. Dort ging fie lange im Regen 


auf und ab, damit ihre Kleider von der Näfje jchiwer würden, und jie 
deito vajcher jinfe. Was mußte jie gelitten haben, ehe es jo weit fam, 
ehe jie ih zum Aeußerjten entichloß, Tie, die noch aus Norwegen ge= 
Schrieben hatte: „Die Vernihtung ijt das einzige Ding, vor dem ich 
jemals Angjt empfunden. Sch ertrage den Gedanken nicht, nicht mehr 
zu jein, mich zu verlieren, obzwar das Sein häufig nur ein jchmerz- 
liches Bewußtjein des Elends ift.” — „Nein“, hatte jie damals hin- 
zugefügt, „ed jcheint mir unmöglidh, dar ich aufhören Fönnte, zu fein, 
oder daß diejer thätige, rajtlofe Geilt, der gleich enipfänglich ijt für 
Freude und Leid, nur geformter Staub ein follte, bereit, daponzu= 
- fliegen, jobald die Feder Tpringt oder die Jlamme verlöjcht, die ihn 
zujammenbielt. Gewiß, etivas wohnt in diefem Nerzen, das I ver- 
gänglich tit, und das Leben ijt mehr al ein Traum.” 

Maren es Ähnliche Gedanken, die jie erfüllten, als jie num in Put= 
nen auf: und abging? Endlich | iprang jie von der Brüde in den Sluß. 
- Aber ihre Befürchtung erfüllte fih. Obzwar Ihon bewußtlos, wurde ite 

durch vorbeifahrende Schiffer aud vem Wafjer gezogen und gerettet. 
„3% Fann nur beklagen”, jhrieb jie an Jmlay, „daß ich, nachdem die 
BitterniS. des Todes bereits vorüber war, unmenschlicherweile wieder 
in’s Leben und in’3. Elend zurücgerufen wurde. Aber ein feiter Ent- 
Ihluß wird durch Feine Enttäufchung vereiielt; auch werde ich niemals 
da8 als ein mahnfinniges Unterfangen gelten lajien, mas eine der 


rubigjten Thaten der Bernunft war. Kümmerte ich mich um den joger 


nannten ‚Ruf‘, jo wäre ich, durch andere Umftände entehrt.“ 
Aber jelbjt jeßt noch verlest es jie, daß AImlay jie nicht bejucht, 


während jein Anerbieten, alles zu thun, was zur DBerbejjerung ihrer. 


Lage beitragen könne, ihr als eine grobe Beleidigung jedes Zart: 
gefühles ericheint. „Ah brauche joldhen gemeinen Trojt nicht, und will 
ihn nicht annehmen“, jchreibt fie an Jinlayı „Ich wollte nie ettvas Anderes 
ald Dein Herz. St dies dahin, jo halt Du mir nichts mehr zu geben. 
Hätte ih nur Armuth zu befürdhten, jo würde ich nicht vor dem Leben 
zurüdichreden. Vergib mir alfo, wenn ich jage, daß ich jeden direkten 





oder inbireften Verfud, für meinen Unterhalt zu jorgen, eine B 
feidigung empfinden werde, die id) nicht verdient habe, und die Du 


mehr aus Rüdjiht für Deinen Ruf als für mich verübftl. Mifderrr 
stehe mich nicht. Ich glaube nicht, daß Du das Geld fo Hoch Ihägeit,; 


darum eben toill ich nicht annehmen, was für Did) wertlos ift, obgleich 


als eine Ber 






8 für mich noch wertlojer ift, denn gewilfe Entbefrungen fallen mir -— 


nit feier. Wenn ic) tobt Din, wirft Du aus Ahtung vor Die jeliit 


für das Kind jorgen.“ 


Diefer Brief jhliegt mit den Worten: „Du wirjt nie mehr von 


miv hören.“ Aber es ift, als könnte die Slamme ihrer Liebe nicht in 
Aiche finfen; immer wieder quillt und lodert der June empor, den 
man fon erftorben wähnt. Imlay ftellt ihr das Verhältnis zu Jeiner 
Geliebten als ein zufälliges, vorübergedendes dar, und jogleich ift ihre 
Hoffnung rege, und eine Wohnung zu gemeinfamem Haushalte wird ge- 
miethet. Da zieht Jmlay feine Eintoilligung zurüd. Als jie im November 
ihre Briefe von ihm fordert und erhält, ijt lie gleihwohl noch einmal 
entrüjtet, in dem Päclein fein Abjchiedswort von iym zu finden; und 
da fie e3 endlich zwiichen den Blättern entdect, antwortet jie ihm jogleid. 


Als ISmlay fi im Dezember 1795 dem aufregenden Schaujpiele der 


Todeszufungen ihrer Liebe duch eine Neije nad) Paris entzieht, ge: 
jteht fie ihm, daß fie ihr Herz zerreiße, indem jie von ihm cheide. 


„Die Zeit wird kommen“, jchreibt fie, „na Du es beflagen wirft, ein 


Herz von Dir gejtoßen zu haben, das Du jelbjt in den Augenbliden 
der Reidenfchaft nicht verachten Fonnteft. Ich möchte Alles Deiner Grop- 
muth verdanken, aber um Gottes Willen, halte mich nicht länger in 
Ungemißheit. Laß mich Dich wiederjehen !” 


Imlay erbietet fi), eine Summe audzujeßen, deren Binfen zu\ Se 


Fanny’s Erziehung verwendet werden follen. Mary bleibt für ihre 
Perion bei der entjchiedenen Weigerung, etwas anzunehmen. „Jh will 
eher umfommen, al3 etwas von Dir annehmen“, jchreibt jie; „und 


ich Tage dies in dem Augenblide, da mein erjter Verjuch, meinen Lebens- 


unterhalt zu erringen, fehlihlägt. E&8 ift eine Beleidigung für mich, zu 
glauben, ich Könnte jemal3 verjöhnt werden oder meine Seiterfeit 
wiebererlangen“. Hinfichtlich des Kindes aber heit jie ihn thun, mie 
er wolle. Doch wurden tweder Kapital no Zinfen jemal gezahlt. 

Mary war num mit Zanıy auf jich jelbit geitellt. Sobhnjon 
erioieg fich zum zweitenmale als verläßlichiter Jreund und Helfer und 
ging ihr mit Rath und That an die Hand. Sie ward nad) und nad) 
ruhiger, al8 die Trennung von Imlay, „das ernitejte Ereignis ihres 
Lehens”, überjtanden war. „Ach Jcheide von dir in Frieden“, jchloß jie 
den Brief, der endgiltig der lebte fein jollte (Dezember 1795). Später 
(1796) jah fie Smlay nur noch einmal zufällig in Gejelljhaft. Sie 


trat ohne Scheu in die Stube und führte ihm das Kind zu, das jie 


bei jich hatte. Und einmal begegnete jte ihm auf der Straße. Er begleitete 





je ein Stüd Weges und bejuchte jie Tags darauf. Aber Mary blieb 

vubig, e8 war nun wirklich alles aus und verwunden. Doc jprad) jie nies - | 
mals jehleht von ihm und behielt jeinen Namen bei. Jmlay Lehrte pater.) 2 
wahricheinlich nach Amerifa zurück. Wann und wo er jtarb, ijt unbelannt, ® 
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.. Emjige Arbeit und der Zufprucdh treuer Freunde halfen Mary 
das Gleihgerviht ihrer Seele allmählig Herzuftellen. Sie verkehrte jet 
viel mit Mi5 Hayes (7 1843), einer Dame von literariichem Nufe. 
Dei ihr hatte fie jchon vor ihrer Neife nach Norwegen ein- oder zivei- 
mal Godmwin getroffen, der jeit dem Erjcheinen feiner „Unter: 
judungen, betreffend die politifhe Gerechtigkeit und 
ihren Einfluß auf die Moral und daa Glüd” (1793) eine 


. tonangebende Berjönlichfeit in der literarifchen Welt getvorden. Das- 





Werk galt als das Wahrzeichen der Reformpartei, deren Lieblingsideen 
darin zu einer mitunter übertriebenen und ausjchweifenden Höhe empor- 
geihraubt waren. ES fordert die gründlichite Ungeftaltung aller 
politiiden und jozialen Zuftände und verurtheilt jede Regierungsform. 
Die Bernunft joll die ausfchliegliche Lenferin der Menichheit jein, 
völlige Gleichheit daS deal der Zukunft. Die Ehe tft jchädlich und 
unmoralii, denn zwei Menfchen müfjen einander nach einer getvifien 
Zeit überdrüßig werden, und Mann und Frau follen nicht Yänger mit 
einander leben, als ihre Neigung dauert. Der Kdealftaat der Zukunft 
wird durch jeine einfache Struktur mit der Verfuhung zugleich dag 
Verbrehen aufheben. Der aufgeflärte Menjch wird bebürfnis[os fein 
und die Arbeit bis auf ein Minimum aufhören. Der Verkehr der Ge- 
‚Ihlechter wird ein ungebundener, aber um fo idealerer jein. Jeder Munn 
wird den geijtigen Umgang der Jrau genießen, die ihm gefällt, und 
die Trivialität aller jeruellen Beziehungen erkennen. Ja, die Menfchen 
werden aufhören, jich fortzupflanzen, wenn die Erde fich einer größeren 
Devdlferung toiderjeßt, und merden dann vielleicht unfterblich fein. 
Aber zur Erlangung bürgerlicher Freiheit ijt geijtige Freiheit das einzige 
Mittel und diefe daher vor allem anzuftrebei. 

Die aufgeregte Zeit jtieß jich weder an den abenteuerlichen Argu- 
menten, nod) an den zahlreichen Widerjprüchen der „Bolitifchen Gerectig- 
teit“, Diez. DB. die Willensfreiheit des Menjchen leugnete und doch unbe- 
dingtejte Freiheit für fein Handeln und Denken forderte. Das Bud) 
erlebte einen durchjchlagenden Erfolg; die Blüte der engliichen Jugend 
jtellte fi) unter Godwins „heilige Führung“, und fein Ruhm ftieg - 
nod, als er 1794 den Roman „Saleb Williams“ herausgab. Er 
wollte darin die verjchiedenen Arten des menjchlihen Deipotismus vor- 
führen und den Beweis liefern, daß das Prinzip: auf Sünde müffe 
Strafe folgen, vom Uebel fei, wie denn Godtwin ich überhaupt au in. 
der „‚Ppolitiihen Gerechtigkeit” für einen Gegner jeder Beitrafung der 
DVerbreder erklärt hatte. : 

‚sn vielen wejentlichen Punkten jtimmten Godwin’s und Mary’s 
Anfihten jo völlig überein, wie es nur möglich ijt bei Schriftitellern, 
die den Gedanken ihrer Zeit zum Ausdrude verhelfen; nur dag Mary 
fie ungleich natürlicher und mit jener Bejcheidenheit des Genies twieder- 
gab, das jheinbar alles Perjönlihe in den Hintergrund drängt und 
nur die Sade felbjt Sprechen läßt. 

Iroßdem wollte ji aud, bei Godwing und Mary3 zweiten Bes 
gegnen 1794 die Sympathie zwijchen ihnen nicht einftellen. Nah Mary’s 
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Trennung von AImlay traf fie nun neuerdings bei Mit Hayes mit en 


Godiwin zufammen. „Sch werde mir das VBergnügenmaden, „reitag 
bei Ihnen aufzumwarten“, fchreibt Godwin (Januer 1796) in jeiner 
förmlichen Manier an Miß Hayes, „und tverde mich freuen, Mrs. 
Wollftonecraft zu treffen, von der jemal3 ein abträgliches Wort ger 
iprochen zu haben ich mich nicht entfinne, und die jich hingegen häufig 
beluftigt, mich mit Geringfhäßgung zu behandeln. Aber ich hoffe, Sie 
fennen an mir jene Gewohnheit, auf die ih mir etivaS zu Gute thue: 
die Eigenjhaften Anderer, unbeeinflußgt durch perjönliche Anjichten, zu 
beurtheilen und dem Feinde wie dem Freunde mit gleicher Bereitwillig= 
feit gerecht zu werden“. 

Mary veröffentlichte um diefe Zeit ihre „Briefe, gejhrieben 
während eines £urzen Aufenthaltes in Schweden, Nor 
wegen und Dänemarf”.20) &3 waren die Briefe an Jmlay, aller 
perfönligen Anjpielungen entkleidet, ohne doch jenes Ihmwermüthigen 
Hauches beraubt zu jein, der ihnen als vajch hingeworfenen Stim= 


mungsbildern aus einer trüben Zeit anhaftete. Godwin fand die Briefe 


frei von den Fehlern, die er in Mary’3 früheren Schriften getavdelt 
hatte, und auch die Verfafjerin erfhien ihm mun in anderem Lichte. 
hr Geift, den da3 Leben gereift, und dejjen Herbigkeit jchwere Er- 
fahrungen gemildert, bezauberte ihn. Ihr Benehmen war liebensmürdig 
und echt weiblich; ihr Gemüth bedurfte des Trrojtes,. „IH fand ein 
vertwundetes Herz", jchreibt er „und tie e8 zu mir flüchtete, war e& 
mein Ehrgeiz, es-zu heilen.“ | 

SGodtwin war vierzig und Mary jiebenunddreigig Jahre alt, als. 
jich jene Neigung einftellte, von der er jaat, jie Habe twachjend in beiden 
gleihen Schritt gehalten. „Der aufmerfjamjte Beobahter hätte nicht 
jagen fönnen, wer voraus, wer zurüd war. Das eine Gejhleht nahın 
weder die Priorität in Anfpruch, die eine lange herrichende Gewohnheit 
ihm zuerkannt, noch überichritt das andere die Zartheit, die ihm jo 
jtrenge auferlegt ijt. Mir ift nicht bewußt, daß eine Partei ji) anmapen 
fönnte, handelnd oder leidend aufgetreten zu jein, das Neb in diejer 
Angelegenheit ausgetvorfen zu haben oder die Beute gewejen zu jein. 
Al3 im Laufe der Dinge die Enthüllung fam, hatte man jich getifjer- 
mahen nichts zu enthüllen. ES gab feine Periode der Leiden md heftigen 
Auseinanderjeßungen, twie fie gewöhnlich mit diejer Gejchichte verbunden. 
ind. &3 war Freundichaft, die in Liebe jchmolz.“ v e 

In Godwin „dem als LKibertin verfleideten Philifter“, war zu 
jener Zeit dev Abjtand zivijchen jeiner Perjönlichkeit umd jeiner Lehre 
noch nicht jo groß, tie in fpäteren Jahren. Er hatte in der. „Bolitiichen 
Gerechtigkeit” eine Abneigung gegen „Cohabitation“ geäußert, 
d. d. gegen das ununterbrochene Zufammenleben zweier Jndividuen, 
das nicht jedem einen Naum und eine gewifje Zeit ald ausjchliegliches 
Cigenthum läßt, wo es allein jein kann, ohne unhöflich oder unfreundlich 
zu ericheinen. So bezog er in der That auch jebt. feine gemeinjante 


?0) Letters written during a short residence in Sweden, . Norway and 
Denmark. 
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Wohnung mit Mary. Jedes jollte ungejtört jeiner Arbeit obliegen, 
jeinen gejelligen Verpflichtungen und Neigungen nachfommen und auf 
diefe Weile der Netz de8 Zulammenfeins bei Mahlzeiten, Befuchen 
oder Spaziergängen jtet3 neu und ungeichtwächt bleiben. | 
 Sodmwin mochte wohl zu mwörtlih nehmen, was Mary über die 
Unabhängigkeit ver Jrau gejagt. Jin Wirklichkeit war fie nicht ungeneigt, 
die Hilfe und Stüge anderer anzunehmen. Sie ließ e3 3. B. geichehen, 
daß Godmwin von jeinem Freunde Mr. Wedgwood of Etruria, 
dem Inhaber der grogen Vorzellanfabrif, 50 Pfd. lieh, um ihr aus der 
Verlegenheit zu helfen. 
Mary fühlte für Godmwin feine jo leidenjchaftliche Liebe wie fir 
Smlay, wohl aber die geijtige Kameradjchaft, die fie felbit für die 
rechte Grundlage der Ehe erklärt hatte, während fie in ihm dankbar 
jene Neigung erkannte, die, tie jie in den „Briefen aus Jtorwegen“ 
geklagt, in der Welt jo viel jwerer zu finden ei, al3 Liebe. In Mary’s 
eigenem Leben war nım der Jall eingetreten, den fie in den „echten der 
Srau” einen für die Ehe günjligen genannt: wenn die Erinnerung an 
eine frühere Verbindung oder enttäujchte Neigung Feine Leidenschaftliche 
Liebe aufkommen läßt und das neue Verhältnis jih auf Achtung 
gründet. „In diejem Tale“, Hatte jte dort gejagt, „würden die Be- 
theiligten über den Augenblid hinausfehen und trachten, das ganze 
Leben ahtungswert zu machen durch eine geordnete Freundichaft, die 
nur der Tod löjen fann.” : 

Ein haldes Jahr währte Mary’S Verbindung mit Godmwin aller 
Welt verborgen. Sie lebte wieder in der Gejellihaft und wurde be- 
wundert. „Bon allen „Löwen“ oder Literati, die ich hier gejehen, find 
Mary smlay’s Züge bei weiten die beiten“, jchreibt Southey im 
März 197 an Eottle. Ihren einzigen Fehler findet er in einem 
Augdrude, dev Ueberlegenheit andeute und nicht hochmüthig, nicht jar- 
Eajtijch, aber dennoch unangenehm jei. „Ahre Augen jind hellbraun“, 
fährt er fort, „und obzwar ein Lid etivas gelähmt ijt, die ausdrud- 
polliten, die ich je gejehen.” — Wa3 Godmwin betrifft, jo hat er große. 
edle. Augen und eine Naje — o, eine abjcheuliche Naje! Die Sprache 
hat. feinen jo jhmähenden Ausdrud, um dieje nad abwärts gehende 
Verlängerung zu jchildern.” Er | 

Sm Kebruar wohnte EHerina bei Mary, ohne in den wahren 
Charakter ihrer Beziehungen zu Godtwin eingeweiht zu werden. Endlich 
aber entjchlojjen Mary und Godmwin jih dennoch, ihr Verhältnis Legt- 
timiren zu lajjen. Mary fühlte, daß ihre £leine Kanny jich in einer 
Ihtefen Stellung befand, und wollte ein zweites Kind, deiien Geburt 
jte erwartete, nicht gleichem Ungemacd ausfesen. Bei Godtwin bedurfte 
e3 einer gewiljen Selbjtüberwindung; er hatte als eingefleiichter Hage- 
jtolz ein Meißtrauen gegen die Ehe. Indeß tar nach einem jieben- 
monatlichen Zujanmenleben die Gefahr einer Heirat minder groß und 
der Entihlug minder jchwertwiegend. Dennoc glaubte er, jich wegen 
eines Schrittes entfchuldigen zu müffen, in weldem man einen Wider- 
jpruch jeiner Handlungsweile mit feiner Lehre erblicten Eonnte, 
der thatjächlich nicht-vorhanden wäre. „Meine „Bolitifche Gerechtig- 








feit” behauptet, daß Die Verbindung ziveier Perfonen de ied 
Sejchlechtes richtig, die Ehe aber, wie jie in Europa üblich ift, fa 
jei’, jchreibt er an Thomas Wedgmoon. ,‚Diefer Meinung bin id) 


noch. Nichts ala die Rücdjicht auf das Glüd des Andividuums, das 
ich zu jhädigen Fein Necht hätte, bewog mich, mic einer Einrihtung | 
zu fügen, die ich aufgehoben Jehen möchte, und in Bezug auf welde 


ich meinen Mitmenfchen vathen würde, jtets nur mit der größten Be: 


hutfamfeit vorzugehen. Nachdem ich gethan, was mir für die Ruhe und en 
Krechtichaffenheit des Andividuums erforderlich jhien, halte ich mich in 


feiner anderen Weife gebunden als vor der Zeremonie." : 
' Die „Zeremonie fand am 29. März 1797 in der Gt. Ban- 


fraz- Kirche in London ftatt. Godwin trug jie nicht in jein Tages = 


buch ein, in dem er doch zeitlebens jedes geringfte Vorfommnis mit 


peinlicher Genauigfeit verzeichnete. Mary aber äuperte am Hochzeitd- 


tage: „Non, je ne veux pas 6tre fachee, quant au passe.“ 


Auf ihren Wunjch wurde die VBermählung - erit nachträglich, in 


den erften Apriltagen, bekannt gegeben. Ihre Trennung von Jurlay 
war no in Aller Munde, und fie jcheute neues, überflüjfiges Gerede 
auf ihre Koften. Godwin wird fürmlich muthiwillig in dem Billette, 


das er in diefer Angelegenheit am 10. April an ig Hayes richtet. 


E83 lautet: „Meine jhöne Nachbarin wünjht, daß ih Ihnen eine 


Preuigkeit mittheile, welche Sie, der Hohahtung gemäß, die wir für 


Sie empfinden, eher von uns als von Anderen erfahren jollen. Gie 
‚beauftragt mid, Sie daran zu erinnern, tie jehr Ste mir zurebeten, 


ih möchte fie bewegen, ihren Namen zu ändern; und ic jol hinzu= 


fügen, dar ih das Schiejal vieler Kämpfer hatte, das, in meiner 


eigenen Schlinge gefangen zu werden. Kurz, wir hätten gefunden, die 


einleuchtendfte Art, den Namen Jmlay fallen zu lajjen, wäre, den 


Kamen Godwin anzunehmen. Mrs. Godwin — mer der Teufel ft 
das? — wird fidh freuen, Sie Nr. 29 Bolygon, Sommers- 


En n zu jehen, wenn jie Shr das Vergnügen Ihres Bejucdes gönnen 
wollen. 


Am 6. April 1797 hatten Mary und: Godmwin eine gemeinjame 


Wohnung im Polygon bezogen; aber in der aud) von ihr getheilten —_ 
Anficht, daß zu vieles Beifammenfein der Neigung abträglih ji, 


miethete Godtwin in der Nähe eine zweite fleine Wohnung, in der er 
ungeltört feiner Arbeit obliegen fonnte, und wo er oft Tage und 


Nächte verbradhte. Man wechjelte Briefe und Botihaften, verabredete | 
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Spaziergänge und gemeinfame Mahlzeiten, ging aber häufig aud eine — 


zeln in Gejellichaft wie ehedem. | | 

Ein iwonifhes Gefhict fügte e3, dag Mary nun, da fie durd) 
ihre Heirat dem Herkommen der Gejellfhaft genügt hatte, ungleid 
mehr Feindfeligfeiten zu erdulden. hatte als früher. Diele ihrer Be: 


fannten erfuhren erjt durch ihre VBermählung mit Godwin, daß jie 


nicht Jmlay’3 Gattin gewejen war, und manche, Die bisher viel und 
gern in ihrer Sejellihaft waren, brachen num entrüftet den Verkehr ab. 
Die Schaufpielerin -Wers. Siddons und die Schriftitellerin Mrs. 


Anhbald zogen jih zu Mary’3 Leidwejen von ihr zurüd. Aud Fe 












Eliza und Everina waren, ont ua: anderen Gründen, mit ihrer 
- Derheiratung nicht einverftanden und erhielten fich ablehnend gegen 
Sodwin, troßdem er Eliza al3 Gouvernante bei den Wedgwoods 
untergebracht hatte. 

: Sußli Jah fie num bisweilen, aber der Verkehr hatte etwas 
Steifes und Fremdes. Am Ganzen und Gropen aber ließ fich Mary 
dies Alles nicht ernjtlich anfechten, denn ihre Neigung zu Godmwin much mit 
den Tagen an Sunigkeit und yejtigfeit. „sh darf wohl jagen, daß 
niemal3 zwei PBerjonen in ihrem Umgange reinere und föftlichere Zu= 
friedenheit gefunden als mir‘, schreibt der trodene Vhilojoph. Er 
nennt gejunden DVerjtand, feines Gefühl und fejten Willen die Grund- 
züge von Marh’s Charakter. Wenn au ihr Temperament ihr mit- 
unter no) manden Streich jpielte, jo ging doch ihre Heftigfeit vajch 
vorüber, um Elarer Heiterkeit, janfter Milde und einem frohen Selbit- 
gefühle zu meichen. Sa Untergebene und Kinder twar fie die Sreund- 
tihfeit. jelbit. 

Sm Juni gab eine Fleine Neije Gobtoin’e den Gatten Rerane 
lafjung zu einem Briefwechlel, dejjen vertraute Ausführlichfeit und be- 
haglihe Zufriedenheit wohlthut. Godwin tjt der Eleinen Nanny ein 
zärtliher Vater geworden und ein William, der baldigit und mit 
Sicherheit erivartet, bereitö al3 der jüngjte Liebling der YJamilie eine 
‚wejentliche Rolle |pielt, vollendet das Bild einer gemüthlichen Häuslich- 
feit. Zwar fehlt e8 auch diesmal nicht an einem gereizten Aus- 
falle, da Mary findet,- Godmwin’3 Briefe könnten an jedem Beliebigen 
gerichtet jein und mären mehr al3 Heije- Erinnerungen denn als 
Zeichen der Neigung abgefapt. Und da jeine Rückkehr jih etwas ver= 
zögert, beweilt er in. ihren Augen jo wenig Einjehen, daß er, Jofern 
er jte nicht für einen Stod oder einen Stein halte, auf der Netle das 
Sühlen und Denken verlernt haben müßte Aber trob alledem und 
troß ihrer Befürchtung, daß Aufrichtigfeit die Männer verderbe, macht 
jie ihm das jchwerwiegende Gejtändnis: jie liebe ihn nun mehr, als 
jie e8 je für möglich hielt, da jie veriprach, ihn eiwig zu lieben. „Und“, 
fährt jie fort, ‚ich will hinzufügen, was deinem Wohlmwollen, wo nicht 
deinem Herzen genugthun wird: daß ich im Ganzen glücklich genannt 
werden Fann.’ 

Und Godwin erwidert: ‚Du fannjt Dir nicht vorjtellen, tie 
glücflih Dein Brief mid macht. Kein Wejen vermag zarte Neigung 
jo vollfommen auszudrüden wie Du, weil fie feines jo empfindet. Und 
bei aller Bhilojophie muß> man zugeben, day es ein mohlthuendes Bes 
wußtlein tt, e3 gäbe jemanden, dev jich für unjer Süd jo lebhaft 
interejlirt wie wir jelbjt.” 

Sowohl Godwin al3 Mary twidmeten fie) mit Eifer ihrer litera- 
rigen Thätigkeit. Mary chrieb an einer Novelle: „Die Leiden 
der yrau’,?!) die ein poetilches Gegenjtück zu den ‚‚Nechten der Jrau’' 
werden jollte, aber Fragment geblieben it. Die Dichtung verfolgt, 
wie die Vorrede offen jagt, einen divaftiichen Zivec. Im Spiegelbilde des 


2!) The wrongs of woman. 






Pomanes Sollten die Leidenfchaften, da3 Elend und die Beazudung 
der Frau gezeigt werden, die ihren Grund in den parteiiihen Gefeten —_ 


der Gefellihaft Haben. Mary’s Vorwurf war mehr, die Gejhichte einer 
Frau als eines Jndividuums zu jereiben. Die Knehtichaft, 
die die Ehe über das Herz und die Handlungsweije des Weibes ausübt, 
icheint ihr der Inbegriff alles Unrechtes, daS die Frau erleidet. x 

Der Anhalt der Novelle ift folgender: Marta ijt gewaltjam 
von ihrem Kinde getrennt und in’3 Jrrenhaus gejperrt worden. Sie 
erweckt das Mitleid der Wärterin Semina ımd das Interejje ihres 
 Mitgefangenen Henry Darnford, der, wie jie bei völlig Elarem 
Geifte, auch ihre innigjte Theilnahme erregt. Alle drei erzählen jid) 
ihre Schielale. - | 

Henry hatte Eltern nad) dev Mode. Der Vater verbrachte jeine. 
Zeit auf dem Turf, die Mutter am Spieltifde. Ihre Heirat war 
von den Eltern abgemacht worden, ohne die Herzen der jungen Leute 
in Betracht zu ziehen, und fie tragen denn auch ihre Abneigung gegen 
einander offen zur Schau, jelbit vor ihren Kindern, deven Erziehung 
Dienjtboten überlafjen bleibt, 6i8 die Unbotmäßigleit der Kleinen un: 
erträglich wird. Henry fommt nad Eton und bringt in einem aus= 
ihmeifenden Zugendleben fein Vermögen in fürzejter Frijt Durch). Als 
Soldat geht er nad) Amerika, wird verwundet und gefangen. Bücher 
über die franzöftiche Revolution, die er num lieft, erwecken jein bejjeres 
IH. Er madt Neijen, beichreibt den Weiten (vielleicht eine Erinnerung 
an Amlay) und kommt nad London. Aber jhon nad wenigen Tagen 
wird er auf offener Strage durch einen Echlag zu Boden gejtvedt, 
und al8 er aus feiner Betäubung erwacht, findet er fi im rren- 
Haufe. Habgierige Verwandte haben feine Gefangennahme bewirkt. 
| Gin noch Ihmwärzeres Bild fauler fozialer YZuftände entrollt 
Iemina. Ihre Mutter, eine Dienjtmagd, wurde verführt ımd von 
ihrem Liebhaber im Stiche gelafjen. Ahre Herrin behandelte jie mit 
graufamer Härte, und fie ftarb, al Semina geboren wurde. Jhr Ge: 
liebter heiratete eine Andere und nahm das Kind zu ji, das bei einer 
bösen Stiefmutter eine traurige. Jugend verlebte. Baldmöglihjt wurde 
Semina al3 Magd verdungen; fie erlebte dur ihren Dienjtherrn das 
Schiekfal ihrer Mutter und fank tiefer und tiefer von Noth in Sünde, 
von Sünde in noch größere Noth, 6i8 fie jih an einer langen Kette 
von Schuld und Elend aus phyliiher und moralifcher Verkommenheit 
allmählich zu einem halbwegs ehrlihem Geihöpfe emporarbeitet. | 

Zulest theilt Maria Darnford die Memoiren mit, melde fie 
während ihrer Haft für ihre Tochter gefchrieben, deren Tod jie nun 
dur) Semina erfährt. In Maria’3 Sugendleben fchildert Mary 
Szenen ihrer eigenen Kindheit und manden Auftritt, den jie zwilchen 
Mr. Bishop und Eliza mit angefehen. Maria’3 Bater, ein Marine: 
offizier, fpielt den Haustyrannen, die Mutter ijt Schwach und willenlos, 
der ältefte Sohn wird verwöhnt und bevorzugt und vernadhläjligt Die 
Eltern, al3 er herangetwachfen und Advofat geworden tft, wie Eduard 
Wollitonekraft. Ein Oheim voll Geijtes: und Herzensbildung nimmt 
ih) Maria’3 an, wie Mr. Clare Mary’, und fie pflegt die Franke 








Mutter, bis fie ihren legten Seufzer ausgehaudt: „Ein wenig Ge= 
duld und Alles ift vorbei!” — „Meine Mutter”, fährt Maria in 
ihren Memoiren fort, „hatte meine Schweitern feierlich meiner Eorg= 
falt empfohlen und mich gebeten, ihnen Mutter zu jein. In der That 
wurden fie mir theuerer, da jie verlaj] en waren.” Der Bater hat 
während der Krankheit feiner Gattin ein Xiebeöverhältnis mit einer 
Dienerin geknüpft, einem unmwürdigen Geihöpf, das gleichzeitig auch den 
ältejten Sohn des Haujes zu fejjeln jtrebt; umd er heiratet jte, troß 
feiner Zerfnirihung bei dem Tode jeiner Gattin, baldındglihit. Das 
Baterhaus ijt ein unerträglider Aufenthaltsort Für Dearia geworden ; 
jie Schließt eine Konventionsheirat und bringt nach redlihem Bemühen 
die Schweitern al3 Gouvernanten unter, „in dem einzigen Berufe, in 
dem felbit gut erzogene Jrauen mit mehr al3 gewöhnlicher Begabung 
um ihre Erijtenz fümpfen fönnen, und der doch eine Abhängigkeit 
bedeutet, die nicht viel bejjer tjt als die des Hausgefindes.“ Die Be: 
Shreibung der jüah bergab gehenden väterlichen Berhältnijje md die 
Schilderung des egoiltiihen Bruders beruht wieder auf Erlebtem. 

Fünf Sahre verbringt Marta in unglüdlicher Che mit einem 
rohen Wanne. Schliegli entdect jie jeinen Borjat, jie an einen 
- reihen Freund zu verfaufen, dem fie wohlgefällt, und entflieht, ent: 
Schlojien, jelbit für jih und ihr noch ungeborenes Kind zu forgen. 
Allein ihr Gatte jet ihr nach, und nach manderlei Shidjalen, bi Aler, 
ih und das Kind, das fie zur Welt gebracht, durch eine Keife nach 
dem Kontinente endlich gerettet glaubt, wird jie auf der Jahrt nad . 
Dover betäubt, entführt und in’S Srrenhaus nn 

Dies der erite und allein Anageährte pon den urjprünglich ge= 
planten drei Theilen. Aus den Bruchitüden dev beiden anderen tit 
folgende Entwidelung und Lölung des Romans erjihtlih: Partia 
und Darnford verloben Sich miteinander, erden Hund) die Hilfe der 
treuen Semina frei und leben in London. Wie Darnford nun Fühler 
und Fühler wird, in Gejhäften nad Baris reilt und feine Nücd- 
fehr immer mehr hinausjchiebt, erinnert an Mary’3 Erlebnijje mit 

Snlay. Maria’3 Gatte ftrengt einen Ehebruchsprozeß gegen jie an; 
Be vertheidigt Fich jelbit und leugnet jede Verführung. Allein die 
Richter bejtehen auf der Umverleglichkeit dev Ehe; Darnford hat Maria 
verlajjen, ihre Sacde jteht jhlimm, und jie ijt des Kampfes müde. 
- Sie nimmt Laudanım, twoird aber gerettet. Da erfährt jie, daß ihr 

Kind lebe; die Nachricht von feinem Tode war erdichtet, man hatte es 
verborgen, um fie zu fränfen. Und nun bejähliegt Maria für das 
Kind zu leben, wie Mary e3 that, nachdem man jie in Putney aus 
der Themje gezogen. 

Der funjtleriiche Wert des Nomanes, der langjam und mit 
Meberlegung gejchrieben ward, ijt gering. Die Theorie vom echte der 
Frau jol dur ein aus dem Leben gegriffenes Betjpiel von dem Ui 
rechte, daS fie erdulden, bekräftigt werden, und doc gelingt e8 Mary 
am tenigjten, lebenswahre Figuren und Situationen zu jchildern. 
Ueberall tritt fahl die Grundidee zu Tage: daß die Gewalt unmoralilch 
jei, Die eine ran an einen liebiojen und brutalen Mann fejlelt, der 
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feine jener Versprechungen erfüllt, auf welche die Ehe gegründet ift. 
Mary betont die Ungerechtigkeit der Gejebe, die e8 dev Frau unmög 
lich madhen, ihr Vermögen vor dem Manne zu jichern, und die ihrer 

Trennung von ihm die größten Schwierigkeiten entgegenjtellen. Sie ver 
weilt auf den Fläglichen Zujtand der Spitäler, wo man die Armen 
nicht pflege, jondern mißhandle, und jagt: „Bis die Reichen nicht mehr 
al3 einen Theil ihrer Güter, bi3 fie nicht Zeit und Aufmerkjamfeit 
der Nothdurft der Armen zumenden, dürfen jie fich nicht der Milde 

thätigfeit rühmen. Sie jollen ihr Herz öffnen, nicht ihre Börfe, ee 
jolen ihren Geift in den Dienjt der Armen jtellen, wenn anders je 
wirklich von Menjchlichkeit bewegt jind. Wo nicht, werden wohlthätige 
Stiftungen jtet3 der niedrigiten Art von Schurken zur Beute fallen.” 

Außer auf dem Gebiete des Aomanes verjuchte Mary fich auch 
auf dem de3 Dramas; aber Godwin verbrannte ihre Entwürfe „aus 
Achtung vor ihrem Talente“, wie er jagt. Nebenbei bejchäftigten 
lie „Briefe über Kinderpflege“, die eine Anleitung zu ratio: 
neller Pilege de3 Kindes in feinem früheiten Alter geben und von 
einem angejehenen Arzte, Dr. Carlisle, durchgejehen werden jollten.. 
Hatte Mary doch in der nun dreieinhalbjährigen Fanny, einem Mutter 
blühendjter Gejundheit, bewiejen, dag fie jich auf die Wartung und . 
Erziehung von Kindern verjtand. . 

Fur die Kleine hatte fie auch jene „Erjten Keftionen“ 
gejhrieben, eine Art Unterricht dur Beiprehung und Erläuterung 
dem Kinde zunächjt liegender Gegenjtände und Beziehungen. Bon 
einzelnen Subjtantiven zu Eleinen Säben und endlich zu ganzen - 
Gejprähen übergehend, die durchivegs der Sphäre des Kindes ent- 
nommen jind, betumden jie ein liebensiwürdiges Gemüth und viel 
pädagogijches Verjtändnis. Das Baby William, das nicht‘ ejfen und 
ih nicht vegen, jondern nur fchreien fann, und für dag Mama 
lorgt, tie fie einjt für Kannıy fjorgte, als fie noch jo flein und 
unbeholfen war, jteht überall im Vordergrunde. Wichtige Vorichriften, 
3. B.: „Gib Acht, daß .Du niemal3 eine Nadel in den Mund 
jtecejt”, werden durch draftiiche Xeifpiele verihärft, und Unarten 
liebevoll und ohne Schelten verwiejen. Mary erzählt dem Kinde 
einfad und natürlich aus feinen erjten Lebenätagen und jucht das 
Gefühl der Abhängigkeit von den Erwachfenen in ihm zu erweden, 
dem jie doch zugleich den Stachel der Beihämung nimmt durch die 
Belehrung, dag auch das Kind mit der Zeit groß und felbjtändig- 
erden miürde, wie hinmwiederum alle Großen einmal Kinder gewwefen 
jeien, für die geforgt werden mußte. | - 

Aus Mary Bemerkung auf der Einbanddede der „Leftionen“ : 
„Das erjte Bud einer Serie, die ich für mein unglücliches Mädchen 
zu jchreiben dachte”, jchlog Godwin, fie jeien im Dftober 1795 in 
einer Periode der Verzweiflung gefchrieben worden. Aber die Ein- 
führung Williams, mie die Erwähnung, daß das Kind, dem der Unter- 
richt gilt, vier Jahre alt jei (alfo ungefähr in dem Alter, das Janny 
erreicht haben jollte, wenn man ihr den erwarteten William ald Bei- 
Ipiel vorführen konnte), vor Allem aber die Gemüthgruhe und Heiter= 






feit, die fie athmen, das Bild einer glüdlihen Häuslichkeit, das jie 


entrollen, lajien jie als eine Arbeit der legten Zeit erjcheinen. 

Statt Mafter Williams, von dem Mar am €. Juni an Godwin 
schrieb: „Sch fange an das Fleine Geihöpf zu Lieben und jehe voraus, 
daß feine Geburt ein neuer Knoten in dem Bande jein wird, daS ic) 
uicht Löfen möchte”, fam am 30. Auguft ein Mädchen zur Welt. Mary, 
die bei Fanıya Geburt wenig gelitten hatte und im Allgemeinen der 
Anficht war, die Frauen machten von dem Kindergebären zu viel Auf- 
hebens, jchried noch om Morgen diejeg Tages mehrere DBillette an 
Sodwin, der fih auf ihren Wunfch in feiner Ardeitswohnung aufhielt. 
Sm der Naht aber nahm ihre Zuftand eine gefährliche Wendung und 


war bald ein hoffnungslofer. 


Während ihrer legten Leiden erwies Mary jih als eine jtarfe 
Seele. Ihre Pflegerinnen waren Miß Hayes und die Schriftitellerin 
Mrs. Jenmwid; vier Freunde Godmwin’3 blieben Tag und Nacht 
dienjtbereit im Haufe. | 

„Sch war die legten vier Tage ihres Leben? um je”, jchrieb 
Miz Hayes an Mr. Sfeyes; „und troidem ich.im derartigen Szenen 
nur wenig Erfahrung habe, fanı ich doch getrojt verjichern, daß ich 
mir fein jo ruhiges Gemüth und feine jo tiefe Betrübnis hätte vor: 
jtellen können. Sie war ganz Güte und Aufmerkjamteit, Sie fügte 
ich janft in Alles, was ihre Sreunde ihr viethen. Dft urtheilte jie 
jelbft Elaver über ihre Krankheit, als die Perjonen ihrer Umgebung. 
Ihre ganze Seele jchien mit ängjtlicher Zärtlichkeit bei ihren Freunden 
zu meilen, und ihre Neigung, die vielleicht jtet3_lebhafter war al3 die 
jedes anderen menjchlihen Wejens, jchien noch jelbjtlojer zu merden. 
Die Anhänglichkeit und Trauer ihrer Umgebung wuchd mit jeder Se: 
funde, und wenn ihre Grundjäße danach) zu beurtheilen jind, was ich 
bon ihrem Tode jah, müßte ich jagen, daß feine anderen mehr zu Trojt 
und Ruhe führen können.” 

Godtin, obzwar tief erjchüttert, bewahrte bi3 zum leiten Augen= 
blick feine pedantijhe Nüchternheit. AS Mary, nahdem man ihr ein 
beruhigendes Mittel gereicht, zu ihm jagte: „DO, Godwin, id bin im 
Himmel!” verjegte er: „Du willjt jagen, meine Liebe, daß du Dich 

phyjiih etwas Leichter Fühljt!“ 
| Aber al3 das Ende fam, wollte doch jelbjt jeine Gefaßthett nicht 
Stand halten. Unter dem 10. September findet ji in jeinem Tages 
ae na. ala „20 Minuten harnadt = — un. x 

Mary war verjchieden. 

Noch an demjelben Tage jchrieb Godwin san feinen Jreund 
Holcroft: „I bin davon durhdrungen, daß e3 auf der Welt ihres 
Gleichen nicht gibt. Ich weiß e8 aus Erfahrung, wir waren gejchaffen, 
einander glüclic) zu machen. IH Habe nicht die geringjte Hofinung, 
jemals wieder Sfüd fennen zu lernen.‘ 

Am 15. September wurde Mary auf dem St. Banfraz 
Kirhihofe beerdigt. Godmwin erklärte jih an Leib und Seele zu ges 
beugt, um dem Begräbnifje beizumohnen. Aber er brachte es über jich, 


— zahllofe Briefe zu jchreiben, in denen mitunter aud) nebenjächliche und 








Eleinliche Dinge zur Cprade famen. Nicht die lüähmende 
Schmerzes hatte ihn fern gehalten, jondern die Bejorgnis, er Fönnte 
feiner Faffung nit Herr bleiben und ji den Sreunden ohne jene 
Selbftbemeifterung und fühle Ruhe zeigen, die er itet38 al3 die wahre 
Tugend des Philofopgen pries, und in melde er jeinen Stolz jete. 
Soweit fein kaltes Gemüth ergriffen werden Eonnte, war es durch) 
Marys jühen Tod erjchiittert, der ihn mit zwei Fleinen Kindern hilf: 
[08 zurüclieg. Am 24. Oftober 1797 |ried er an ihre Sreundin 
Mrs. Cotton: „AG ward eines Glüces theilhaftig, daS um jo 
größer war, als ich furz vorher no feine Borjtellung davon gehabt 
und feine Möglichkeit faum zugegeben. Sch jah einen hellen Lichtitrapl 
mein Leben jtreifen, um den Nejt meiner Tage dejto trüber umd ur 
wahrjten Sinne de Wortes hoffnungslos zu verbringen.’ - 


Er mahte Mary Stube zu feinem Arbeitszimmer, ging an die 
Herausgabe ihrer nahgelaffenen Schriften und verfagte einen Leben 
abriß, der aber, da Eliza und Everina ihn nit mit Material unter- 
jtüßten, lücenhaft blieb, troß jeines redfichen Strebens, ein gerundetes 
und richtiges Bild auch jener Phafen ihres Lebens zu entwerfen, die 
ihm nothiwendigerweile peinlich fein mußten, 3. B. ihrer Beziehungen 
zu Amlay. 

Sin halbes Jahr ipäter bewarb fi Godmwin um die bekannte 
Nomanschriftitellerin Miz Harriet Lee, und da dieje ihn ausichlug, 
um eine Freundin Marys, Mrs, Neveley, die jeinen Antrag aber 
gleichfalls ablehnte. 1801 heiratete er Mrs. Clairmont, eine 
Witwe mit zwei Kindern. 

Füpli fahte feine. Empfindungen über Marys Tod in einer lafo= 
nischen Nahichrift eines Briefes an Roscoe zujammen. „Poor Mary !“ 
iit alles, wa3 er darüber zu jagen hat. a / 

Das Mädchen, deilen Geburt Mary das Leben gefoftet, erhielt, 
einer in England häufigen Sitte gemäß, den Vor- und Zunamen 
der Mutter, Mary Wollftoneeraft. Sie wuh8 heran in freudlojer 
Kindheit, auf dem Grabe der Mutter mehr zuhaufe al3 daheim, 
unter dem Negimente einer Kieblofen und ungeliebten Stiefmutter. Und 
auf Mary3 griinem Hügel, unter der vafch emporgewachjenen Trauer- 
weide war e8 auch, woPercy Byfihe Shelleny das jechzehnjährige 
Mädchen auffuchte, wo fie miteinander Maryg Schriften lajen, id 

gegenjeitig das jchwere Herz ausjchütteten, und wo fie ihre Hand in die 
jeine legte, um ihm in freier und heiliger Xiebe dur die Welt und 
das Keben zu folgen. 7. 2 

Der alte St. Pankrazfirhhof wurde jpäter in den Bereich der 
Midland-Railway gezogen und ijt jest ein Öffentlicher Garten. 
Marys und Godwin’s irdifche Nefte aber ruhen auf dem Kirchhofe 
zu Bournemouth, einem freundlichen Städtchen der Grafidaft 
Hants, in dejfen Nähe fih Bascombdbe Manor, der Landjik der 
Shelley’3 befindet. 







Gewalt des 








M 


Ahr großes Wort hatte Mary geiprochen, als der Tod fie für 
immer verjtummen macdte. Was jie nach den „echten der Tran’ 
noch geichrieben, war erläuterndes und ausführendes Beitwerk; fich jelbft 
hätte jie wohl auch bei längerem Leben jchwerlih mehr erreiht. E38 
war ihr unjterbliches Verdienjt, den Zahllojen gegenüber, die für die 
Menjhenrehte des Mannes eintraten, al3 Erite und Einzige die 
Menjhenrehte der Zrau zu proflamiren, das Necht,. eine Thätigkeit, 
eine Vflicht, eine eigene Perjönlichkeit zu Haben, nicht als der Sklave 
oder die Puppe eines Mannes, nicht als jein Schatten oder Anhängjel, 
jondern als ein jelbjtändiges Sndipivuum durch® Leben zu gehen in 
freier Entfaltung ihres innerjten- Seins. 
| Die Zeit hat Marys Forderungen zum Theile erfüllt, ja über: 
fügelt. Im DBergleiche zu der getjtigen umd phyjiichen Erziehung der 
Mädchen vor Hundert Jahren ijt die heutige rationell zu nennen. 
Marys Vorjchlag gemeinjamer Schulen für Sinaben und Mädchen tjt 
in Amerifa, ihre |pielende Lehrmethode in den Kröbelihen Kindergärten 
verwirklicht worden. Ahr Drängen, der Staat jolle Lehrer anitellen, 
die von den Yaunen der Eltern unabhängig jeten, ijt heute einer jelbit- 


 verjtändlihen Einrichtung gegenüber gegenjtandslos. 


| Aber ijt die Gejellichaft dem Beitreben des Weibes millig entgegen 
gefommen, jo hat diejes jelbjt doch erijt wenige Schritte nach dem großen 
Ziele gethan, und die „Rechte der grau” find noch heute ein Werk von 
aftueler Bedeutung, in dem wir im Großen und Ganzen alles, 
was Noth thut, erörtert oder zum Mindejten angedeutet finden. 

Bor allem beherzigenswert für die emanzipationslujtige Gegenwart 
jheint Mary’s Kampfmethode. Sie wendet jih niht in Ihmähenden 
Ausfällen gegen die Männer und jchiebt nicht ihnen die Schuld an 
der Erniedrigung de3 Weibes zu, Jondern greift jcheinbar fajt aus 
ihlieglich jene an, die jte vertheidigen und retten will, die Zrauen felbit. 

Man fan, ohne lächerlich over anmapend zu jein, nicht bejcheiden 
genug auftreten, wo man Pro Domo jprichtz nicht reuig genug an die 
eigene Brujt jchlagen und mea culpa jagen. Mary jpricht die bittere 
Wahrheit von der Selbjtihuld der Trau jo unverblümt aus, daß jie 
mitunter hart erfcheint, aber e3. tft die Härte der Mutter, die das auf 
Abtwege gerathene Kind nur durch jtrenge Zucht bejjern fann, und zu 
jeinem Wohle auch vor bitteren Heilmitteln nicht zurüdjchrecte. 

Ammer aufs Neue muß es wiederholt werden, daß die Jrau Der 
iogenannten guten Gejellfhaft erjt eine durchgreifende Umwandlung in 
ihrem Inneren zu vollziehen hat, ehe jie befähigt tjt, die nüßliche Hälfte 
der Gejellihaft zu jein, an der jte jeßt wie eine Schmarokerpflangze 
zehrt. Um aber dieje vor allem nothivendige und grundlegende Neform ihrer 
jelbft bewerfjtelligen zu fünnen, müfjen ihr zuvörderjt die Augen aufs 
gehen über ihre gegenwärtige Nichtigkeit. Was ihr bisher der Hoch- 
muth der Unmijjenheit oder die Stumpfheit des bejchränften Blicfes 
verbarg, muß ihr erjt flar werden, nämlidh, daß ihr noch jo ziemlich 
alles fehlt, was einen Höhepunkt des Vebend bezeichnet: Da3 freie 
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Selbitbeitimmen und Handeln, das thatkräftige und nothiwendige Wirken 
und das aus diefen quellende gerechte Selbitgefühl, die Krone alles 
Lebensbewußtjeing. Die Frau muß erjt erkennen, was jie in dem goldenen 
Käfig, in dem man jie füttert und pußt, entbehrt, indem man ihr 
gleicherweife Pflichten wie Nechte vorenthält; vorenthält, nidt fie 
deren überhebt. Ser 


Denn Pflihten und Nechte gehen Hand in Hand. ‘ede Treiheit 
Bringt eine Verantwortung mit ji, und nicht eher wird dem Weibe 
Freiheit des Handelns ziemen, al® e8 den Muth des freien 
MWollend erwirbt, den Muth, der ihr heute noch fehlt, für re 
Entihlüffe einzuftehen und deren Kolgen zu tragen. Sie joll id mit —_ 
ihren Wünfchen und Anfichten nicht mehr in erheucheltem Gehorjam 
hinter den Herrn und Gebieter ftedfen, der jelbitverjtändlich dahin ge- 
bracht twurde, zu befehlen, was jie wollte, und dejjen Befehl nur ein- 
geholt wurde, um ihn bei einem etwaigen Mißlingen der Sache vor- 
Ichügen zu fönnen. Die Srau muß erkennen, daß das Vantoffelvegiment, 
das jte jo gern führt, Schimpflicher für fie ift al3 für den Mann, meil 
e8 eine erjchlichene, verhüllte und unrechtmäßige Gewalt bedeutet, bei 
der die Wirtihaft Ächief geht, ala führte ein jchlecht gezogenes Kind. 
das Wort. Ja die Trau muß Einjehen, daß jte Heute nicht viel mehr 
ift, al3 ein eigentilliges, najeweifes, der Leitung bedürftiges Kind. 
Erjt wenn fie hierin den Grund ihrer Erniedrigung erfannt hat, wird 
jich ihr von felbft der Weg zu ihrer Befreiung erjchließen. 

Tretet hHerau3 aus eurer lebenslängliden Unmün- 
digkeit, jchüttelt die Schwäche und Unfreiheit eures Charalier3 ab, 
erziehet euch zu felbitihäatigen, jelbiidenfenden Dejen 
Die Erziehung ift der goldene Schlüfjfel zu dem Freilande eurer Zus 
funftz; jie joll wett machen, was die Bildung und Pflege dev höheren 
Töchter jeit Jahrhunderten verdorben. | 


Denn die phyiiiche Kraft des Weibes ijt von Natur aus nicht 
fo gering, wie die anämtfchen und nerböfen Damen der guten Gejells 
haft zu bemweifen fcheinen. Der Drganismus des Weihe verträgt 
andauernde und regelmäßige Arbeit; dies beweijt ja die Jrau aus 
den niederen Ständen, welche die jchiverjte Arbeit, Zeld- und Maurer: 
arbeit verrichtet, Died beweilt auch die arme Klavier- oder Spracds 
lehrerin, die im jchlechtejten Wetter alle Tage de3 Jahres Straße 
auf Straße ab, treppauf treppab läuft. Was der Manı an Kraft 
voraus haben mag, das erjekt die Jrau an Ausdauer und Zähigleit, 
phyitih, wie moralilch. ER 

Wie die Frau aus dem Volfe den Beweis für die Arbeitsfähig- 
keit des Weibes erbringt, fo aud) den für den Segen der Arbeit. Denn 
fie, die mit ihrem Manne jchafft und ihre Kinder nährt und pflegt, 
die ihre Pflichten als Gattin und Mutter erfüllt, jteht dem Manne 
auch geijtig ebenbürtig zur Seite. Die große Kluft beginnt erjt in den 
wohlhabenden Ständen, wo die Worurtheile der Mädchenerziehung 
den Körper des Weibes degenerirt und feinen gefunden Menjchenverjtand 
verrüct haben. | 





— willfürlih aus allen Wifjensgebieten zufammengetragener Kram frag- 






Denn was ift die Bildung unferer Mädchen anderes, als ein 


 mentarifcher und heterogener Wifjenichaftsabiähnigel, die ji in einem 
zu ihrer Aufnahme nicht vorbereiteten Geijte Faleidosfopiich unter: 
einander mengen? Was anders, als ein Najchen vom Allerverjchiedeniten, 
das bei innerlicher Leere den Schein der Weberjättigung hervorbringt 

amd Höchitens den natürlichen Gefchmac verdirbt; ein Kirniß in dünnfter 
Shit auf die Oberfläche aufgetragen, und jeder joliden Grundlage 
entbehrend. Die Mode giht den Ton an bei der Bildung der Mädchen, 
mie bei ihrer Kleidung. Wag im Unterrihte der Knaben Nebenjache 
oder die Erholung der Freiltunden ift, bedeutet bei dem der Mädchen 
Zweck und Ziel. Die Hebung mechanticher Kertigfeiten, geijttödtendes 
Rlavieripiel und das Plappern einiger lebenden Spraden, verichlingt 
den beiten Theil des Tages; im Webrigen weijt der Stundenplan groß 


artige Namen, hinter denen fich in Wirklichkeit faum die elementarjten 





 Kenntniffe, oder vielmehr eben diefe am allerwenigjten bergen. Die 
- Grindlichkeit und Eraftheit fehlt, und jo hängt der ganze Bau in der 
Luft und jtürzt in ji zufammen. Es ijt alles Tand und „litterwerf, 
Kaufchgold, berechnet in den Paufen des Balles oder bei den Jour- 
- Befuchen al „anregende Konveriation” zu gligern und zu Enajtern, und 
die Wirfung, die eine jolhe Bildung auf ihre Trägerin ausübt, it 
die, jte eitel, verjhroben und zungenfertig zu machen. Der wahre Zmwed 
de3 Unterrichtes, die Schulung und Vertiefung des Geijtes, die Anz 
leitung zu folgerichtigem Denken und eigenem Streben, daS Weden 
jelbftändiger Speen, bleibt völlig außer Acht; und daher fommt es, 
daß in der Kegel ein dummer Mann logijcher denkt, als eine geilte 
reihe Frau. 
Sn einem Mter aber, in dem für den Jüngling das Studium 
erit recht beginnt, gilt die Bildung des Mädchens für abgejchlojjen. Und 
in der That verdiente fie, jo wie jte it, Faum größere Opfer an Zeit 
und Geld. Sie ift ja ein Lurusartifel, und überdies fein ganz unges 
führlicher, denn die Männer fehen jie — und nicht mit Unredt — 
mit jcheelen Augen an. 
- Dem Süngling ift das, was er gelernt, die Ausiteuer für’s Leben, 
nicht nur ein Nothbehelf, jein Brot zu erwerben, fondern das, was 
ihm den wahren Manneswert verleiht, auf den jett aud die Söhne 
unferer Millionäre nicht verzichten wollen, während die Unfähigkeit der 
Mädchen mit einer baaren Mitgift übergoldet werden muß, die einzige 
Ware, auf die der Verkäufer noch aufzahlt, um fie loszufchlagen. 
0, Mie mit dem Unterrichte, fo it e8 mit der ganzen Erziehung 
der Mädchen beihaffen. „Sie führt in’3 Leben jie hinein, Sie läßt Die 
Armen Shuldig werden, Dann überläßt jie jie der Vein, Denn jede 
Schuld rädt jih auf Erden“. Die Erziehung wird nicht ernit ge= 
nommen, e3 Ffommt zu wenig auf fie an; jie hält zu wenig auf Pünfts 
Yichfeit, auf jtrenge Pflichterfülung. E3 geht den Eleinen Mädchen in 
der Regel zu gut. 
0... Der Knabe lernt in der Schule jchon jih in Die Kameraden 
 shieen, und jein Charakter prägt und glättet jic) im Berfehre und 
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im Kampfe mit den andern. Er wird zur Thätigfeit angehalten, nöthigen- 


falls zum Lernen gezwungen; jein Ehrgeiz wird gejtachelt, jeine Selbit- 
jtändigteit entwicelt, fein Körper abgehärtet. Bei dem Mädchen tft von 


allem daS Gegentheil der Fall. In ängftlicher Abgefchlofjenheit wächit 
e3 vermweichlicht und verwöhnt zu Hauje auf und gewinnt einen über- 


triebenen Begriff von dev Wichtigkeit feiner £leinen Berfon, der man 
jo viel Aufmerkjamfeit twidmet. Ihre weiße Haut wird in Acht ge- 


nommen, die zarten Händchen gejchont, die langen Locden gepflegt, das 


Kleivchen frühzeitig möglichit Eofett zugefchnitten. So lernt fie ihrem 


Aeuperen allzu großen Wert-beilegen und die Zeit mit all’ den Nichtig- 
‚feiten vertrödeln, die man ihr als ihre Welt darftellt. Shre Unarten 


werden belächelt, denn der Fleine Troßfopf ift unmiderftehlih, und fo 
zieht man jene Launenhaftigfeit in ihr groß, die man dem Gejchlechte 
dann zum VBorwurfe macht. 


Heranwachiend, wird das Mädchen zur Häuslichfeit angehalten, 
d. h. e8 lernt feine Handarbeiten und die höhere Kochkunft, beides | 


ebenjo oberflählih und auf den Schein berechnet, wie ihre übrige Bil- 
dung. Kann jie ein wenig mit dem Kochlöffel und der Nadel hantiren, 


jo it jie „praftiich, erzogen‘, obzwar fie vom Leben und feinen Sorde: 


tungen nicht mehr meik, als eine blinde Henne vom Korn. 
ie man den Blick des Knaben von Kind auf für dag Natürliche 


und Praftiiche zu jchärfen jucht, jo wird der des Mädchens abfihtih 


verhält. Ahnungslos wählt es heran; e8 fol nichts toiffen von der 


Noheit de3 Lebens, von der Schlechtigfeit der Welt. Deffnet ihr dann 


ein Zufall die Augen, jo führt fie der Anblick des Lajters zum Ent- 
jeßen oder zum Leichtjinn, und fie urtheilt hartherzig, weil verjtänd- 
ni8lo3, über das Elend, das fie in ihrem Wohlleben niemals fennen 
gelernt. 


Die organijchen Vorgänge der Natur werden dem Mädchen in. 


Märchen gehüllt oder mit ängjtlichem GStilljhiweigen übergangen. Wie 
ein Hohn auf unjfer im Zeichen der Naturmifjenichaft jtehendes Sahr- 
pundert nimmt jich jene fjorglich beobachtete Mahregel des Werheim- 
lichens aus, das, indem es die Phantafie erregt, gewöhnlich das Gegen: 
theil der Feufchen Kühle hervorbringt, die e& bezweckt. Die wahre 
Naivetät war die der Alten, die, im Verfehre der Gefchlechter den Höhe 


punkt der natürlichen Entwicklung erblicend, dem großen Wunder der 
Fortpflanzung in ehrfurchtsvoller und ftaunender Scheu gegemüber- 
jtanden, frei von allem falfchen Schamgefühl und doc nicht weniger 


als jchamlos. ' | ® 
Aber was Liegt daran, ob das Mädchen innerlich veift oder nicht ? 


Sie fommt mit der Welt nicht in Berührung, fie hat e8 nicht nöthig, 


jelbjt in ‚das Yeben einzugreifen; es fteht ihr ja immer Jemand 
zuv Seite, der für jie denkt, forgt, arbeitet. Won frühauf wird fie in 


den Wahn gemwiegt, dies müfje jo fein. Die Hilflofigkeit, deren ein 


fünfzehnjähriger Knabe fich jchämen twirde, hat bei der Frau nichts zu 
jagen, jie it jogar jelbjtverjtändlich. Cine gejhäftliche Angelegenheit, 
die jie jelbit betrifft, auch jelbjt abtwiceln, ja allein eine Keije machen, 
überjteigt ihre Fähigkeit. | , | 
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0. Der Knabe, dem man die Selbjtändigfeit al3 ein deal daritellt, 
dem er nachjtreben fol, gewöhnt fi daran, buchjtäblih und figürlih,, 
im Großen wie im Sleinen, feinen Weg allein, zu gehen. Das Ei 
- Mädchen, dem man das Gegentheil einprägt, wagt jich nicht ohne Des 
gleitung auf die Straße. Beiviefe e8 do damit entweder, dal e3 
nicht der bejigenden Klafje angehört, die in der Lage tt, jich eine Bes 
gleiterin zu halten, oder das e8 nicht weiß, twa3 jich Ihict, oder daß 
e3 zu wenig anziehend ijt, um eine Gefahr zu laufen. Bon Kind auf 
in einen falfchen Gedanfengang gelenkt, thut es jich auf Jeine Vebor- 
mundung noch etwas zu Gute. 3 empfindet die Demüthigung nicht, 
| die der ewigen Abhängigkeit und Schußbedürftigkeit anhaftet, jondern 
fühlt fich gejchmeichelt durch eine Sitte, die jeine Jugend umd jeine 
Schönheit zur Vorausfeßung hat. Daß auch diejeg Halchen nach dem 
——  Anjcheine der Jugend, jelbjt wenn jie entjhtwunden ilt, eine Abhängig: 
feit bedeutet, die Abhängigkeit von dem anderen Gejchlechte, dem man 
- gefallen will und muß, wird gleichfall3 nicht empfunden. 
Thatlächlich ijt die Frau innerlich noch abhängiger von dem DManne, 
al8 in ihrer äußeren Erijtenz. Bon ihm empfängt jie ihre Lebens- 
- ftellung, ihre Anfihten, ihre Anregung und Heritreuung, kurz alles, 
was ihr hohles Innere ihr nicht bieten fann, alles, was ihre Welt 
bedeutet. | | 
Und was ift num diefe Welt, wen jie hevangewachjen und ver- 
heiratet ijt? Es | \ 
| Die verkehrte Sitte nennt fie jest frei und jelbjtändig, meil jie 
weniger beaufjichtigt it. Wie äußert ich diefe Sreiheit? Man verihläft 
die Morgenjtunden, die Pflege des Körpers und des Anzuges und die 
 Hauswirtihaft nehmen danı den Reit de3 Vormittages in Anfpruch. 
- Die gute Hausfrau der höheren Stände arbeitet zivar jelbjt nicht mit, aber 
fie führt eine ‚genaue Oberaufficht, d. 5. fie verwirrt die Dienjtleute 
durch unaufhörliches und twideriprechendes Befehlen und macht jie uns 
wirjch durch ein ewiges Nergeln und Schelten. Fragte man, worin jie 
ihrem Dienjtmädchen überlegen ift, das fie faum ala Veitmenjchen 
gelten läßt, To fiele die Antwort freilich jchwer. Sit ihr Geijt ent- 
twicfelter, ihr Gefühl feiner, ihr innerer Wert größer? Kaum. Der 
Zufall des Gejchiefes, nichts weiter, hat jie über jene gejtellt, die jte 
nun erbarmungslos martert. Ja, e3 gibt einen Punkt, in dem das 
arme Dienftmädchen feiner veihen Herrin überlegen ijt: es verdient 
fein Brot und Steht auf eigenen Füßen, während dieje ein paralitiiches 
GSefchöpf ift, deilen Leben Nichtigkeit über Nichtigkeit füllt. Kleider, 
Küche, Klatih bilden ihren Horizont und find die Creignijje und. 
Snterejjen ihres Tages. 
| Die ZImeclofigkeit ihres Dafeins ertödtet die Schaffenstuft, die 
ihnen ettva angeboren wäre. Bemerft man ja aud an alten Jung: 
gejellen, daß fie Eleinlich und zankjüchtig werden wie die Weiber, und 
doch gehen fie nicht, wie dieje, völlig auf in dem Alltagskram, jondern 
haben in der Negel einen Beruf. Was aber bleibt der Jrau zur Geiit- 
und Herzitärfung neben ihren Wirtjchaftsjorgen? Die Kunft, wenn 
| jie Sinn dafür hat. Aber it diefer Sinn denn wirklich erjchloffen. 






































worden, um eine Quelle de3 Genufjes und der Erbauung fein zu föne 
nen? Herrjcht nit auch hier die Mode, die es für fein erklärt, fih a 
CS chöngeift zu geben? Mean plappert bei Thee und Kaffee Zeitungg- 
Eritifen über Theater und Konzerte nad, oder — no jchlimmer — 
gibt gejpreizt das anmaßende Urtheil der eigenen Unmijjenheit zum 
beiten; man Elatjcht über Kunjt und Künftler wie über andere Dinge. 
Bei weiten Die meijten aber fühlen fich nichts weniger ald ge 
drüdt durch die Armjeligfeit ihrer Eriftenz, fondern fommen fih Wunder 
wie wichtig und thätig vor. Was für Sorge, was für Arbeit bereitet 
der Haushalt! Wo die Kraft hernehmen, den gejelligen DBerpflich- 
tungen zu genügen! Alle die Zahllojen, die fich jährli in jo und 
jo viel Bädern von den Strapazen der Ueberanftrengung erholen müffen, 
würden große Augen machen, wenn man ihnen. jagte, daß der Kern 
ihres Lebens der Müßiggang und der Anbegriff ihres Dafeins die 
- Smecklojigfeit ift. | A 
Dhre oder für eine äußerjt geringe Gegenleiftung verzehren fie, 
was die Männer erwerben; der einzige Tall, in dem es nicht für. 
beihämend gilt, jtet3 nur zu nehmen, und eine Ausnahme in dem 
gropen Naturgejebe, daß jedes Gejchöpf jeinen Kampf um’3 Dafein 
fümpft. Man fragt jich verwundert, warum der Mann ein Herfommen 
unterjtüßt, dag ihn jo offenbar Ichädigt. Niht aus Gropmuth oder 
Schonung, jondern in Yolge eines Mißverftehens des eigenen Vortheilg, 
und aus Geringihäbung de Weibes. Die Anferiorität der Trau 
verhilft ihm zu billig erworbener Weberlegenheit, während er Eluger- 
mweije von diejer Anferiorität nicht® erwarten oder fordern fann. Nur 
ein Thor verlangte von dem Papagei im Käfige, daß er für fich forge. 
Thut er nicht das Seine, wenn er durch fein Ichönes Gefteder und ein 
‚angelernte3 Kunfttücchen erfreut? Wejjen Mittel nicht zur Ernährung 
eines Papagei3 reichen, darf ji eben feinen halten. So find aud 
die Frauen der wohlhabenden Klafje eine Art Rurusartifel int Reben 
ded Mannes. Sie jind die Lilien auf dem Felde, die nicht nähen und 
nicht |pinnen — e3 wäre denn da3 Gewebe müßiger Saunen und Kiften 
— und die der Herr dennod) Fleidet. So müfjen fie e8 fi} au ge- 
fallen lafjen, daß er ihr Herr fei. | | | 
Die Reform der äukeren Lage der Zrau wird erjt möglich dur 
die Neformirung ihres Inneren. Sie muß jelbjtändig in ihrem Getjt 
und Charakter werden, ehe fie ed im ihrer Xebenzftellung fein Fann 
und darf. 
Erzieheteure MädhenzurThätigfeit, ftatt fie, wie big- _ 
her, planmäßig zum Nichtsthun und Nichtzfein anzuhalten ; ftellt fie an 
innerem Werte dem Manne gleich, auf den fie bis jebt im ihrer 
materiellen und moraliichen Erijtenz angewiejen waren, macht fie im 
ebenbürtig an Energie de3 Wollens, Wiffens und Könnens, und die 
Joziale und politiiche Gleihjtellung wird fi) von felbjt ergeben. = 
Die Mutter, die in der Erkenntnis dejjen, was jie unter bejjerer _ 
Anleitung jelbjt hätte werden können und jollen, ihre Kinder zu dem 
heranbildet, was ihr verjagt blieb, thut unendlich mehr für die Eman- 
zipation des Gejhlechtes als jene, die Reden und Verfammlungen hält. 
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Die Frauenfragetjt eine Bildungdfrage. Eine 
vernünftige Erziehung, die die Entfaltung des Geilte® tie des 
- Herzens, die naturgemäße Enttidelung de3 Gemüthes mie deö Leibes 
. gleihmäßig berüdlihtigt, ift das einzige Mittel zur Befreiung bed 
MWeides. Eine jolde Erziehung wird vor allem mehr das Praktijche 
ws Auge faffen; fie wird Pünktlichkeit und Dvönungsjinn und ein 
ftrenges Pflichtgefühl in dem Mädchen wecen und e3 für das mirklide 
Reben augrüften, in das fie als Tochter, Gattin und Mutter thätig 
eingreifen fol. Sie wird feinen Blik fir die realen Verhältnifje 
- Shärfen, feine Urtheilsfähigfeit entwideln und es vor allem mit jenen 
phyftkaliichen und naturwiffenichaftlichen Kenntnijjen ausjtatten, Die der 
- Frau, der die Gefundheitspflege der Kamilie obliegt, am unentbehrlichiten 
_ Aind. Ein Kurs über Krankenpflege und erjte Hilfe ift wichtiger als 
die meisten jchöngetftigen und manuellen, wichtiger jelbjt al3 Eulinarijche 


. Rertigfeiten. 


Fürs Erfte joll nichts weiter gefordert werden, als daß die 
Erziehung den Mädchen diejelben Vortheile biete, Die jie den Knaben 
gewährt, daß fie ihnen, tie jenen, einen Begriff von der Kojtbarkeit 
ihrer Zeit beibringe und jie lehre, day aud) jie eine Aufgabe im Leben 
zu erfüllen hätten. Jedes Mädchen jollte, wie jeder Jüng- 
ling, zu einem Berufe erzogen werden. 
| Die Krau war bi3 jest theils unfähig zur Arbeit, theils Ihämte 
jie ji ihrer, meil ihr Nihtsthun mit Rang und Neihthum identilch 


Sn ihien. Die Erziehung muß fie dazu bringen, ic) des Müpigganges 


und eines zweclofen Dafeins zu Ihämen. Ste muß aus Ehrgeiz, aus 
 Thätigfeitsdrang zu einer Beihäftigung greifen, wie es die Söhne 
reiher Häufer thun, wenn fie feine Taugenichtie find. Die Arbeit jol 
ver Stolz des Weibes wie des Mannes fein und die Wahl eines Ber 
vufes bei dem herantwachienden Mädchen etwas jo Natürliches und 


>  SelbjtverftändlichrS werden, wie bei dem Süngling. 





| Ihre perjänliche Neigung und Befähigung bejtimme bie Thätigfeit, 
die fie ergreift. Die geijtig Beanlagte, Yern- und Lehrbegierige greife 
um Studium. Die Hörjäle und Lehrfanzeln werden Yich der srau ‚er= 
ichliegen, jobald fie den Beweis ausreichender Kenntnijje erbringt, und 
jobald der Ernft ihres Strebens die Befürdtung ausichließt, die Würde 
de3 Studiums fönnte zum jpielenden Zeitvertreibe mißbraucht werden. 
Aber e& müffen ja nicht alle Medizin oder PHilojophie jtudiren, Den 
Srauen ftehen vorläufig nur wenige Berufszmweige offen; da3 wird jich 
ändern, jobald fie im Stande find, ihre Befähigung nahzumweijen. 
© Die Erften, die fich der Gegenftrömung zum Troße durchlegen, 
fümpfen den harten Kampf, der das 8008 aller Pionniere it. Das 
Mädchen, das heute nur annähernd jo viel leijtet, al3 ein Durhichnitts- 
mann, befundet ein unverhältnismäßig größeres May von Begabung, 
Muth und Charakterftärfe, denn fie. muß dur Selbjterfenntnis und 
Energie erft erobern, was ihm durch Schule, Erziehung und Vererbung 
von jeldft zufältt. Alle beitehenden VBerhältnifje, die ihn fürdern, be- 
deuten ebenjo viele Hemmnijje auf ihrem Wege. Und hat jie jte endlich 
 beitanden und ihr. Ziel erreicht, jo bringt man ihr Miptrauen und 













































rößte Strenge entgegen; denn fie if: eh nur ein Prenling, abe 
jie ijt auch erbli) belajtet durch jahrhundertelange Verwahrlofung. Sie 
wird tadellos in jeder Beziehung jein müjjen, um Sich zu behaupten. 
Und erjt menn fie jiegreich aus der Prüfung hervorgegangen, wenn 
jie bewiejen, day jie die Kinderjhuhe vertreten hat, wird jie ver 
dienen, ernjt genommen zu werden, und wohl oder übel wird die Welt 
ich daran gevöhnen, jie ti den mannigfaltigiten Berufszmeigen thätig 
zu jehen. Warum follte die rau nicht Apotheker und "Chemiker fein 
fönnen? Warum jollte fie ihr VBerjtändnis für den Komfort des Haufes 
und ihren Schöuheitsjinn nicht als Ahrchitelt berierten ? 
Sit Willen und Können unter den Frauen erit eine alltägliche 
Sache geworden, jo wird von felbjt der Lächerliche Bildunggdünfel 
Ihwinden, den die Halbbildung jest als jchlimmite Frucht m den 
Mädchenköpfen erzeugt. Eine andere jelbitverjtändliche Kolge der ale 
gemeinen Berufsiwahl wird die fein, daß, wie unter den Männern, jo 
auch unter den Mädchen nur ein Bruchtheil jtudiren wird. Die Mehr: 
zahl wird zum Handwerk und zum Kunfthandmwerf greifen. Warum 
jollte die Srau weniger gejchiet fein, mit dem Hobel und der Ahle ad 
mit dev Nadel umzugehen? mwarımı jollte jie nicht Buchbinderei, Photo 
graphie oder Gärtnerei betreiben ? | 
Welchen Beruf aber aud ihre Wahl treffe und mie immer 
ihr Leben jich gejtalte, die plan und ziwedmäßige Thätigfeit und die . 
Schulung, die jeder Beruf erfordert, wird ihr unter allen Umjtänden 
zum Segen gereichen. Das tägliche Brot muß, wenn e8 munden joll, 
auf irgend eine Were verdient fein, gleichviel auf welche. Sede Th 
tigkeit, geijtige oder Handarbeit, Arbeit in einem Amte, in der Wa: 
jtatt oder im Haufe, alle und jede ijt ehrbar und trägt ihren Kohn in 
id. Dem Mädchen, das auf den Erwerb nicht angewiejen it, wird 
der ideale Nußen der Arbeit zu Gute fommen; die Thätigfeit wird 
ihrem Leben einen friiheren Puls geben und jie an Geijt und Körper 
fräftigen. Denn phyiishe und geijtige Trägheit gehen Hand in Hand; 
mit der Yauldeit wird auch die Denkfaulheit, die heute ein trauriges 
Privilegium der Krau it, verjchiwinden. Und ein zweites Borredt, 
das man ihr — und in noch höherem Grade den Thieren — einräumte, 
wird dann gleichfalls gegenitandslos werden: dad VBorrecht, ihren momen- 
tanen Impuljen zu folgen, ohne ji) und anderen über das Warum 
ihres Handelns eine andere Nechenjchaft zugeben al3 das despotifche: 
Eben darum! oder: weil e3 mir gejtern jo beliebte und heute jo. 
Konjequenz wird man erjt dann vom MWeibe fordern dürfen, wenn e8 
jih eines Wideripruches in jeinem Denken und Handeln, al3 einer 
geijtigen Lüde, jchämen, wenn es fühlen wird, daß e3 ih durch 
eine Inkonfequenz, wie Troß und Launenhaftigteit jte Erzeugt, Jelbit 
etwas vergibt. 
Die falihe Erziehung hat-den Willen der Jrau, der den Männern 
unbequem jchien, vernichtet. Aber als jie jelbjt nicht mehr wußte, was 
fie wollte, nahm jie ihre Zuflucht zue Willkür ihrer Laune, die für 
ihre Umgebung ein Clementarereignis von böchjter Wichtigkeit wurde, 
unberechenbar, unabwendbar, fürchterlich, dejjen man doch von Zeit zu. 






 — - Beit gewärtig jein mußte. Kamen die drohenden Anzeichen, jo that 
der Geängftigte, was er fonnte, da3 Unheil zu beihtvören. Je nad 
dem Alter der Schönen war es das Zuderwerf, das man dem übel- 
launigen Rinde reicht oder der Kuchen, den man dem Gerberus hinmwirft. 
Die tyrannifche Gewalt, die ein feinen Ampulfen millenlos gegenüber- 
jtehendes Geihöpf auf jeine Umgebung ausübt, während es jelbit der 
Sklave feiner Erregungen ijt, wird verjchtwinden, jobald das Weib 
Sein Gemüthsleben mit ftarfem und freiem Willen regelt. Die Kraft, 
die jich jest ala Eigenfinn äußert, wird dann zur überlegten Energie 
werden, melde beharrt, wo e8 am Plate ijt und fich fügt, two es 
‚ziemt. Der Hodhmuth, dem alles Gebotene zu wenig jchien, wird zum 
Stolz werden, der fich felbjt nicht genug thut, und die Rüdjichtslojig- 
feit, die jich in dem ewigen Kordern- von Nüdlichten Außerte, tird 
verichwinden, wenn dem Meibe einjt eigenes Zartgefühl und vernünftiges 
Ermwägen die Schranken ziehen, die e3 rejpeftirt. et 

Erit wenn die Zeit fommt, da die Trau wirklich etwas weiß, 
wird jie nicht mehr Alles am beiten wifjen; erjt wenn jie die Jähigkeit 
verjtändigen Urtheilens und Rathens erworben hat, wird jie den Schwer= 
punkt ihrer geiitigen Macht nicht mehr im Widerjprude und in der 
Sntrigue finden. Die Unfelbjtändigfeit des Weibes hat es bisher nichts 
weniger al3 lenfjam oder gefügig gemacht. Sein undisziplinirter Geijt ge= 

- borchte weder dem eigenen, noch einem fremden Willen. Wohl war er leicht 
beitimmbar, aber er jtand allen Einflüffen offen, und jo wußte man 
nie, mweflen man fich zu verjtehen hatte. Erjt die Jrau, die eigenen, 
feiten Grundjägen folgt, wird fih und Anderen treu fein, und man 
wird auf fie zählen fünnen. Nicht was „die Leute jagen” oder was 

„der oder jene auch thut” wird ihre Rihtihnur jein; fie jelbjt mwird 
für ihe Thun und Lafjen einjtehen. E&3 war das Gefühl der eigenen 
Unzulänglichkeit, welches die rau bisher jeder VBerantmortlichteit jo 
 änaftlid) aus dem Wege gehen und jie jtet3 einen Sündenbod, gleich- 
viel ob ein Ding oder einen Umftand, fuchen lieg, dem man jelbit- 
 begangene Echuld zur Laft legen Fonnte. Sie war wie da3 Kind, das 
‚den Tiih Ichlägt, an dem es fich jtößt. Nur ein ftarker Geijt nimmt 
feine Schuld auf fi, mie anderjeitS nur ein jolher e3 verjchmäht, 
& mit Eleinlichen oder zweifelhaften Erfolgen zu prahlen oder andere zu 
beihämen. 

Das zu einem thätigen, vernünftigen Menjchen erzogene Mädchen 
mit disziplinirtem Geift und Charakter toird jeine Jugendjahre nicht 
damit hinbringen, auf den Mann zu warten, der e8 heimführen joll. 

-€&3 wird jich jelbjt fein Heim gejchaffen haben, fein eigenes, trauliches, 
zufriedenes Heim. Der Mann wird nicht-mehr das offene oder heim= 
(ihe Ziel feines Strebens und den einzigen Inhalt jeineg Dafeins 
bilden. Während bicher niit nur die Gefallfüchtige, die ihn anlodte, 
fondern auch die Spröde, die ihm auswih, dem Manne gegenüber 
niemal3 ihr Gejchleht vergaß, mird das unabhängige Mädchen im 
Stande fein, mit ibm al8 Menfh und Menih zu verkehren. Das 
Eindifch Täppifche, befangene oder herausfordernde Benehmen de3 Weibes 
dem Manne gegenüber twird der Würde freien Anitandes, dem DBe- 
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hagen eines ungeziwungenen Verfehres weichen, wenn dag Mäbdhen 
nicht mehr unter der Vorftellung heranwädjt, daß e3 die reizende und 
verbotene Frucht fei, die vor dem Manne gehütet werden müjje. Die 
gute Sitte, in jedem männliden Individuum den Strauchdieb zu 
mwittern, hat mie feine andere die Noheit de3 Mannes gefördert und 
jeinen Nefpeft vor dem Weibe untergraben, während jie dejjen Auf- 
merfjamfeit durch die übertriebene Vorjpiegelung einer Gefahr jpannte, 
die e8 entweder übermächtig fellelte oder ihm in gleichem Grade Ab- 
neigung und Scheu einflößte. Allerdings mochte die jtrenge Sonderung | 
von Männlein und Weiblein nicht ganz überflüffig fein, jo lange m 
Verkehre der Gefchlechter der Frau wie dem Manne ausjchlieglich die 
äußere Perjönlichkeit de Anderen vorjchwebte. un | 

Ein freundjchaftlic Harmlojer Umgang der Gejhlehter, der auf 
geijtiger Antheilnahme, auf Arbeitägemeinfchaft und inniger Kameradjchaft, 
ohne Einmengung jinulicher oder tieferer Herzensmomente beruht, wird erit 
möglich, wenn die Frau intelleftuelle Interejjen und ein jelbjtändigeg 
Seijtesleben hat, an dem der Mann theilnehmen fann. Daß ein jolderr 
Verkehr, die edeljte Blüte einer vorgejchrittenen Kultur, unter alen 
Umjtänden das Leben aller Betheiligten erhöht und verichönt, liegt auf 
ver Hand. x | E: 

Findet fih nun der Rechte, und das Mädchen heiratet, jo wird < 
fie an der Tüchtigfeit, zu der fie erzogen worden, an der geijtigen und . 
manuellen Gefchieflichkeit, die fie erworben, eine bejjere Ausjteuer in 
die Ehe bringen als an der Mitgift, die jie etwa bejitt. | 

Viele Männer mit beicheidenem Einkommen, die jet nicht in der 
‚Rage find, zu heiraten oder nach ihrem Herzen zu heiraten, werden dad 
Mädchen, das fie lieben, heimführen können, wenn die rau da Shre 2 
zum Haushalte beijteuert, ohne daß ihre Arbeit ein jhlehtes Licht uf 
den Gatten mwiürfe, der jte duldet. Auch wird die Frau, die mit Gelbjt- | 
erworbenem umgehen gelernt, weniger willfürlid mit dem Eigenthume 
des Mannes fchalten, al3 dies jebt fo häufig gejchieht. | ES 

Aber jelbjt wenn e8 die Verhältniffe fügen, daß das Mädhen 
bei feiner Heirat ihren Beruf aufgibt, wird das, was je gelernt und 
vor Allem die Disziplin, die jie erfahren, doch niemals verloren jein. 
Die Gewohnheit hat ihr Thätigkeit zum Bedürfnis gemacht, und dies 
erit befähigt fie, ihre Pflichten gegen Mann und Kind zu erfüllen, der, 
großen Aufgabe gerecht zu werden, welche die Natur ihr ftellt, und der 
weder ein inferiorer, fauler und verdummter Geift, noch ein gef hmwädhter 
Körper gemahlen iit. : 

Wie viele Mütter haben einen Begriff von den Pflichten, die jie 
übernehmen, wenn jie Kinder zur Welt bringen? Glauben nicht die 
Meiften, jie hätten da3 Ihre gethan, fobald fie fie ing Xeben gejebt ? 
idmen fie fih der phyliihen und moralihen Pflege der Kleinen? 
Kein! Denn, wo nähmen fie die Kraft de3 Körpers und des Geijtes 
ber, welche dieje Pflege erfordert? Sie bleibt bezahlten, unmwiljenden ® 
Dienjtleuten überlafjen. Unterrichten fie ihr Kind, wenn es heranwähl, 
juchen fie fein Herz, feinen Geilt zu bilden? Nein! Denn, wo nähmen _ 
fie das Wifjen, die Selbjtbeherrihung und Ueberlegung her, die Unter- E 
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richt und Erziehung. vorausfegen? E3 ijt bejier und bequemer, jie ger 
mietheten Lehrern und Gouvernanten zu überlajjen. Sremben muthet 
man zu, was der. höchite Lebenszmwect einer Mutter wäre und behandelt 

fie dafür geringfhäßig, al3 Untergebene. Die arme Frau theilt ihr 

“ geringes Eigenthum und ihr dürftiges Leben mit ihrem Rinde; die 
veiche, die mehr zu bieten hätte, entzieht ji dem ihren, denn lie hat 
nit gelernt, das Pflicht und Schuldigfeit in erjter und Vergnügen 
und Anregung in zweiter Linie fommen. 

Wie viele Frauen haben einen Begriff von den Pflichten, Die 
fie übernehmen, wenn fie in die Ehe treten? die viele werden lich 
darüber Flar, dag die Ehe ein fozialer Vertrag ijt, der beide Theile 
zu gleicher Verbindlichkeit verpflichtet? Glauben nicht die meijten ihre 
Pflicht gegen den Mann erfüllt zu Haben, wenn jie feinen Jtamen und 
Titel führen und die Vortheile jeiner Lebensjtellung ausbeuten, auf 
die fie, au) wo e8 nicht die Liebe ijt, die jie verblendet, gewöhnlich 
eitler find al der Mann jelbjt, obzwar jie bei dem Mangel an 
eigenem Urtheile jeinen Wert auf Treue und Glauben hinnehmen 

_  müffen. Aber jede ernfte Theilnahme an jeinem Sorgen und Schaffen 

wird als „feine Weiberfahe” abgelehnt. Zn taujend Alfanzereien 
machen fie „die Nechte der Gattin” geltend, aber von dem, was ihr 
wahres Recht wäre, von einem Meitkämpfen, Miteinftehen, ih Mit: 
opfern für die Sntereffen des Mannes, wijjen jte nicht®. 

Nur die im wahren Sinne des Wortes gebildete Frau wird mit 
dem Bewußtjein ihrer Pflihten aud die Kraft haben, ihnen nachzıt- 
fommen, und fie wird ihren Kindern eine Mutter, ihrem Manne eine 

 . Gefährtin, ihrem Gejinde eine Herrin fein, ftreng und dennoch voll 
——— Nahfiht und Milde, denn die hämijche Jreude ber Sflavin, ein nod) 
| geringeres Gejchöpf ihre zweifelhafte Veberlegenheit fühlen zu lajjen, 

‚wird nicht mehr die Triebfeder ihres Handelns fein. 

Alle die Fehler, die man al3 jpezifijh weibliche bezeichnet, ind 
ja nichts Anderes. al3 KRnehteseigenjhaften und müljen ber> 
ihmwinden, fobald das Weib, innerlich befreit, dem Wanne durch eine 

 ebenbürtige Erziehung moralifch gleichgejtellt it. 

Die vielgetadelte Unbeftändigfeit des Weibes war, pie Die 
des Kindes, eine Folge ‚der Leere und Schwachheit des Ihwanfenden 
Geifteg, der jeinen Schwerpunft noch nicht gefunden. Ahr Eifer wird 

- aufhören, Strohfeuer zu fein, idre Betvunderung wird nicht in Eraltation 
und ihre Neigung nicht zur Marotte ausarten, wer jte gelernt haben 
wird, fich jelbit zu prüfen und ihre Kraft zu mägen. Einmal an Selbit- 
beherrihung gewohnt, wird jie ihrem ZTemperamente nicht die Zügel 
fchiegen Lajjen, jobald der äußere Drud der Bevormundung nadläßt. 

| Die Frau wird der Verftellungsfunft, deren man fie 10 

Häufig zeiht, entfagen, wenn ihre Abhängigteit fie nicht mehr zwingt, 

Anderen nach den Munde zu reden, wenn jie im Bemwußtlein ihrer 
Perfönlichfeit nicht mehr ängftlih in den Schuß der Sitte, des Her- 
> Lfommens und der herrjhenden Meinung flüchtet. Kit fie erjt ein freies 
Individuum, jo wird jie aud ben Vorwurf, jtet3 nur gezwungen 











eigene Sehler oder Fremde Größe anguerfennen, au Shanden machen : 
denn Ehrlichkeit und Wohlwollen jind die Kennzeichen freier Jaturen. 
Man hält der Frau ferner Mangel an Redtsjinn vor; 


man Fflagt, daß fie unbillig gegen Untergebene jei, geneigt, ihren Vor- 


theil auszubeuten, daß fie nicht energiih genug für ihr gutes Necht : 


einjtehe, daß jie feinen Sinn habe für Subordination. Aber iit das 
Kechtsgefühl nicht bei Völkern mie bei Individuen ein Merkmal hoher 
Kultur? Nur bei vorgejchrittener Civilifation verihtoindet das echt 


des Stärferen, wird Rahjuht und Unverträglichfeit im Zaum gehalten. 
Gesmwungen Fropnt der Knecht und eignet ih an, mejjen er habhaft 


werden fann, lauert auf den Moment der Wiedervergeltung und Eühlt 


leinen Trogß, Händel juhend mit jeinen Mitfnechten. Wie dürfte 


man von der Trau in ihrem jeßigen ZJujtande erwarten, was einen 
Höhepunkt der geijtigen Entwicflung bedeutet, was nur eine Blüte 


der Freiheit ift: Theilung der Macht aus eigenem Antriebe, felbit- 


williges Entjagen zu Guniten eines Andern? Erit die Srau, die jich 
ihrer inneren Würde bewußt ijt, wird aufhören die Herrin zu jpielen, 
erjt die, die in ihrem inneren Neichthume aus dem Wollen jchöpft, 
wird e8 verichmähen, nach jedem Fleinen Vortheile zu jchnappen. 

Ein anderer Tehler, dejjen man das weibliche Gejchleht bejchul- 


digt, lautet: Mangel’ an Gemeinsinn. E8 beißt, fie hätten feinen 


Esprit de Corps. Wie da3 Spridhmwort jagt: Ein Mann für Alle, jo 


könnte es au jagen: Ein Weib gegen Alle. Sie treten nicht für 


einander ein, jie haben fein Gefühl für die Ehre des Gejhlecdhtes. Jim 


Gegentheile. Wo ein Mann das Weib als fjoldhes angreift, nehmen 


die rauen gewöhnlich für ihn Partei, bejtärfen ihn in feiner Schlechten 
Meinung und fühlen nicht, daß feine Beleidigung des Gejchlehts jede 
Einzelne mittrifft. Mean findet e$ jchmeichelhaft, eine Ausnahme in 
der Geringihäßung zu bilden, die der Mann den Weibern im Allge- 


meinen zu Theil werden läßt; jede möchte jeine gute Meinung für " 
ih allein und mißgönnt fie den andern. Wie Sklaven buhlen fie 


um die Gunjt des Herrn. DBielleiht aud, daß jie jelbjt nur zu gut 
twiffen, twie e8 in Wahrheit um fie beftellt tft, und welche Meinung jie 


verdienen. Erjt wenn die Frau, jich ihres inneren Adel3 bewußt, feine 


Kebenbuhlerin mehr zu jcheuen hat, fann je den Stolz ihres Ger 
Ihlechtes befigen und zur Schau tragen. 

Man erhebt jchlieklich den Dorian miber das Weib, * habe 
fein Herz für das große Ganze, für die Den] schheit. und ihre 


Snterejien ; e8 gehe im Kleinen, im Einzelnen auf, feine nächte Um: 


gebung abforbire jein Leben. Der Mann opfert der Welt jeine Liebe; 
die rau ihrer Liebe die Welt. Aber war bisher nicht die Xiebe die 
einzige große und edle Leidenschaft, in der fie ihre Begeilterung be- 
thätigen Fonnte? Hemmten nicht die engen Mauern ihres Kleinen 
Kreifes den Bli ins Weite, war ihre Welt nicht bejchränft, ihr 


Horizont fnapp umgrenzt? Wie jollte ihr Herz dem Vaterlande ge 


hören, da jie mr ein DBaterhaug fannte? Mie follte eg dem Dolfe 
ihlagen, da jie feine Fühlung mit dem Volfe hatte, vor dem fie von 


Kind auf ängitlich abgejondert wurde? Grihliegt daS Auge und das 
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Herz des Weibes, und die Welt wird darin Raum haben. Was bisher 
Ausnahmen unter den rauen beiviejen, wird zur allgemeinen Iregel 


Werden... - I | , 
Die auf eine joldhe Stufe der Menjchenwinrde gehobene, zu einem 


felbjtändigen „SH“ geadelte grau twird nicht mehr die Null jein, die 


nur der vorgejeßte Nennwert de3, Mannes zu dem macht, was ie gilt. 


Sie wird nicht mehr in geiftiger und materieller Hinficht von ihm ab» 


hängen, jondern ihm als eine eigene Perjönlichkeit in freigemwählter 
Thätigkeit, al3 treue Gehilfin und tüchtige Beratherin dejto jegens- 
veicher zur Seite ftehen; nicht mehr auf den Schein einer Autorität 


 pochend, die fie dem Wefen nad) nie bejejjen, Jondern, al3 ihr Srauen- 


veht, einzig Antheil fordernd an feiner menjchlihen Erijtenz voll 
Pflichten und Freuden. Sie wird nicht mehr tie bisher Sandkörner 
hüten und jich ihren Neichthum entgegen lafjen. | 
Die wahre Ehenbürtigkeit der Gatten ijt es allein, die zu jener 
Gegenfeitigkeit de3 VBerhältnifjes, jenem Jneinanderwachjen der Sorgen 
und Suterefien, jener auf Hohihägung und Vertrauen gegründeten 


Neigung führt, die die Grundbedingung jeder glücklichen Ehe ijt, weil 


nur fie Dauer und Beltand hat. Wie weit entfernt ijt jie von Der 
Ehenbürtigkeit, die heutzutage gilt, wenn das verwöhnte Zierpüppchen 
aus veihem Haufe, als „gute Bartie“ für einen Dann bezeichnet 


wird, der aus eigener Tüchtigkeit zu Stellung und Anjehen gelangt 


At und in Wahrheit Hoch über ihrem geiftigen Niveau jteht. 


Worauf es vor Allem anküme, wäre: Die Männer zu überzeugen, 


daß ihre eigene Befreiung mit der des Weibes Schritt halten mind, 


dejien Spielball fie häufig in unwürdiger Weije waren. 
Pan möchte ihnen mit „FZigaro’3“ Worten zurufen: 
„ud, öffnet eure Augen, 
Blinde, .bethörte Männer, 


A, Und jehet wie das Weibervolf 





Eud) durd) Bezaub’rung täufcht! 

Sie, die ihr jo vergättert, 

Sie find der reichen Opfer, 

Sie find des theuren Weihraudjs 

Mahrhaftig gar nicht wert \ 

Sie fangen durd) Hererei 

Und martern das Herz, 

Sie loden zum Abgrund 

Durd) Sirenengejang. 

Die Hand rupft euch Federn aus, 

- r Die euch jo freundlich ftreichelt; 

hr Serlicht verleitet euch 

Und ftürzt eud) dann in Gruben; 

Ye Nofen find fie Lieblich, 

Doc aud) wie fie vol Stadeln 2.“ 

Wahrlih, jo viel wie die Frau jelbjt hätte dev Mann zu ges 
winnen, wenn er nicht mehr ihr einziges Mittel zum Zwede wäre, . 
wenn nicht mehr jede, die über das Eleine Hervichergebiet der Küche, 
der Mode und des guten Tones hinausftrebt, ihn als Leiter zu höherer 
Machtentfaltung benügen würde, wenn endlid niht mehr ge 


heiratet werden müßte um jeden Preis. 









Das Mädchen, das die Erziehung in den Stand gejegt hat, ji 
felbjt zu ernähren und zu jhüten, daS eine "ebensthätigkeit und einen 
Rebenszwec hat, wird nicht mehr nöthig haben, ji dem eriten Beten, 
d. h. dem erjten Schlechtejten, an den Hals zu merfen, nur um nidt 
allein in der Welt zu ftehen und der Schmacd des alten Sungfern= = 
thums anheimzufallen. Das freie Mädchen wird tmeder Keihtfum, 
noch Stellung, noch Schub, noch irgend einen Vortheil durd) biesche 
erfaufen, denn ihr offener Getft wird fich defjen bewußt fein, daß diejes 
Feilbieten ihrer Berjon mit dem Ninge nur ein bejjeres, im Grunde 
aber dasjelde Gejchäft if, das die tief veradhteten und gemiedenen 
Schweitern von der Strage betreiben, die ja wohl alle gern den in der. 
Gejelfhaft jo Schwer Mmiegenden fleinen Goldreifen mit in den Ba 
nähmen, wenn e8 ihnen gelänge, ihre Ware jo hoch anzujchlagen. = 

Die Ehe als Verforgung wird aufhören. Und fürwahr, e5 mar 
mitunter 'ein hartes Brot, das den Mädchen in diejer VBerjorgung "7 
zu Theil wurde, härter und jchimpfliher als das in fehwwerer, aber 
rehtichaffener Arbeit erworbene. Das freie und jelbjtändige Mädchen 
wird fi als alles Andere, denn als Chemeib verdingen und fein 
Wohlleben mit jeiner Berfon bezahlen. E3 wird. auch der Nothwendig- 
feit überhoben fein; denn e3 wird jeinen Hunger jtillen und jeinem 
Leben einen Inhalt geben Eönnen, ohne jein Herz zu opfern. 

Wie Heut der Mann eine verädhtlihe Rolle jpielt, der eines 
äußeren Vortheiles wegen heiratet, jo fünftig auch das Wäden, wenn 
e3, mit gleich jtarfem Charakter ausgerüjtet, auch auf gleiche Strenge 
des Urtheils Anjprudh maden kann, und feine Schwäde und Unfelbs 
ftändigfeit feine Entjehuldigung mehr bietet. Taufend unglüdliche Ehen = 
werden auf diefe Weile verhindert werden, die nicht verdienten, glüdlih : 
zu fein, weil bei ihrer Schließung ein äußeres Motiv und nicht DBenN 
Stimme des Gefühles das entjcheidende Wort |prad). | 

Die PWoefte des Herzens, die Blüte de3 Dajeins, der Gipfel: 
punft des phyfiichen Xebens, die Vereinigung dev Gefchlehter, wird, 
durch Feine erniedrigende Beimengung des Nußens oder Bortheild 
mehr beeinflußt, einzig und allein der Liebe dienen. Und fie, die fein 
Mein und Dein, fein Geben und Nehmen, feinen Spenderhohmuth 
und feine Beihämung de3 Gmpfanges fennt, wird die Menjhen im 
die Ehe führen, in der Mann und Weib zu höherer Einheit ver- 
ichmelzen. | | | 
St dag Mädchen exit ein felbftändiges Wejen, das, mie heut 
nur der Mann, ein Opfer an perjönlicher Treiheit bringt, indem es 
heiratet, jo wird es allein dem mächtigen Zuge feines Herzens nac)- 
geben, wenn e8 in die Ehe tritt, und wo diejer fehlt, vorziehen, ji 
an fein anderes Weien zu binden. Mit diefer Wahlfreiheit der Wläd- 
hen wird zugleich die Lächerlicäkeit und das Elend des alten Jungfern- 
thums zum Märchen werden. Das Mädchen, das nicht ausjchließlich für 
den Mann erzogen tworden und feine Jugendjahre nicht ausjchließlich | 
der Vorbereitung auf jeinen Antrag gewidmet, wird jeinen Vebenszmwed = 
nicht verfehlt haben, wenn diefer Antrag außbleibt. Die Angit, auf 
Freunde und Verwandte angeiviejen zu jein, wird zu nichte, jobald 
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ein Mädchen fich jelbft durch’s Leben zu helfen vermag. Und wo dag 
Geld feine Rolle jpielt, wird die Thätigkeit und der frohe Muth, den 


fie erzeugt, jenes Gefühl dev Ueherflüjfigkeit, der trojtlojen Leere, nicht 


aufkommen lajjen, das jo Häufig das Gemüth alter Mädchen verbittert. 
Taujende, die bei der jtatijtifch nachgemwiefenen Meberzahl der weiblichen 
Geburten zur alten Jungfer und fomit zu einem traurigen, ziwechlojen 
Vegetiven verurtheilt jind, mirden gevettet durch die Befähigung zur 
Arbeit und Fönnten nüslihe Mitglieder der Gejellihaft jein, der fie 


S jest zur Lajt fallen. Welch ein Widerfpruch, dieje Bergeudung an 





Kraft, in einem Sahrhundert, das fo jehr auf Erfparnis und Aus- 
deutung bedacht ijt! 

“ Die angebliden Verehrer de3 weiblichen Gejchlechtes eifern gegen 
eine Bermännlihung der Krau. Der Grumdbegriff, für den fie ich 
einjegen, tjt faljch. ES handelt jih um feine Vermännlichung, jondern 
um eine Bermenjhlihung der Frau. a 

. Ein plößlide3 Loslajjen der äußeren eilel treibt die lange Ge- 
nechtete und geijtig Unfreie zur Ausjchweifung und Zügellojigfeit und 
erzeugt das ruchloje Siwitterivefen der „emanzipirten rau“, die, von 
allen Yehlern ihres Gejchlehtes nicht? weniger als befreit, fi, tie 
die Wilden im DVerfehre mit Kulturvölkern, noch die des Mannes Dazu 
aneignet. Aber melde große Neuerung Hätte nicht Uebertreibungen, 
Auswühje und Gräuel in ihrem Gefolge, die erjt verjchtwinden, wenn 
die Macht der Gewohnheit wieder Alles in’3 rechte Geleife gebradht. 


Nicht va und plöglicd wird das Weib fich erheben; das Kind muß 


allmälig zur Selbjtändigfeit erzogen werden; jett ihr e3 auf die Straße, 


und jagt: nun jet frei! jo füllt es allen Uebeln und Laftern zur Beute. 


- Eine andere Einwendung gegen die Befreiung der Trau lautet: 
jie zerjtöre die Boejie dev Weiblichkeit und die Boejte im Verkehre der 
Geichledter. | | 

Unleugbar vernichtet die zunehmende Selbitändigfeit des Weibes 
das Märhen vom Blümhen Wunderjchön, da3 der Mann fich auf der 


Luftpartie pflüct, das er, wenn er gewifjenhaft ift, in’s Waffer jteckt, 


oder gar „mit allen den Würzlein“ ausgräbt und „in den Garten am 
hübihen Haus“ verpflanzt, und das er, wenn ihm der Sinn anders 
jteht, des Abends gedanfenlos megwirft, da Farbe und Duft des 
Blümleins verflogen. Diejes holde Märchen wird freilich wenig An- 
wendung auf da3 Mädchen der Zukunft haben, das jich tweder pflücen, 
noch verpflanzen, noch wegwerfen lajjen, mit dejjen pajjivem Pflanzen: 
dajein eS überhaupt zu Ende fein wird. 

Aber daß ed darum mit der PWoejie der Weiblichfeit und der 


Kiebe zu Ende gehen müßte oder auch nur Fönnte? Schwach wäre e8 


um umnjere Sdeale bejtellt, vermöchte eine Wendung im Leben ihnen 
den Garaus zu machen. | 

Was ijt denn Weiblichkeit? Verförpern je jene Mädchen, die in 
Acht genommen werden vor dem Anblicke des Elend3, von dem häufig 
der Schmuß des Yafters nicht zu trennen ift, und die bewahrt werden 
vor jeder rauhen Berührung, welche den Blütenftaub von der Holden 


Blume jtreifen Eönnte? Jene mweltfremden, unnatürlichen Puppen, die 


im Ueberfluß a nicht in In die Entdehrung it: Die, 





ängitlich gehütet, Leine Berfuhung fennen gelernt; die hart ud 


gerecht gegen das Elend find, weil jie nicht toifien, wie der Menich 
in Sammer und Schuld gerät? Sit die Unmwifjenheit oder vielmehr 
die Heuchelei der Unwifjenheit über natürliche Dinge und Vorgänge, 
die fie zur Schau tragen, wirtlid Naivetät? Sind die Ihwachen Rer- 
ven, die feinen BlutStropfen jehen Fönnen, die jih vor der Krankheit 
grauen und vor einem nacten liebe ihaudern, wirklih Zartgefühl ? 
Nein. Das Weibifche it nur allzu lange und Häufig mit dem 
Weiblihen verwecjelt worden, und getrojt darf man behaupten, 
das Weib werde in feiner wahren Größe erjt dann erjcheinen, wenn 
e3 alles Weibiihe abgejtreift hat. 

Echte Weiblichkeit, unverträglich mit jeder egoiftiichen Pregung, 
ihließt daS Zehren von fremder Kraft aus, fie bedeutet felbjtiojeite, 
thätigite, hilfreichite Hingabe an andere. Wo immer man ihrer bedarf, 
zugreifen, fördern, wirfen und Schaffen, das ijt Krauenglüd; mitjorgen, 
 mitfühlen, mitleiden, nit in träumendem Hindämmern und jelbftijcher 
Trägheit abjeits stehen und gedanfenlos zujehen, wie andere ji mühen. 

Nicht die, die das Köpfchen abmwendet, und das Näschen rümpft, vo 
etwas faul it auf ihrem Wege, jondern die da Abhilfe jucht für den 
moraliihen Schaden, handelt mweiblihd im wahren Sinne; nicht Die 
Prüde, die fi) taub und blind jtellt, nicht der Tugenddracdhe mit jeiner 
unerbittlihen Strenge, jondern die da Milde und Erbarmen walten 
läst. Weiblich ijt die Seelengröße, die Unrecht erdulden und vergeben 
fann, weiblich aber ijt auch die zähe Ausdauer, die fich eine Gafie 
bahnt durchs Xeben ; die Urwüchligkeit, die über Schidlichfeits- und Anz 
jtandsregeln nit das Natürliche vergigt, und der Muth, jtandhaft der 
Krankheit und dem Tode ind Auge zu jehen. und die Qual ihres Anz 
blicfes zu meijtern, um fremde Leiden zu lindern. 

Wahre Weiblichkeit fordert größte Selbjtbeherrihung, jtrenge 
Selbitzudt, Energie und Klarheit des Geijtes und ein Sreilein von 
allen Fleinlihen Vorurtheilen und Nüdjichten. 

Und eine foldhe Weiblichkeit Tiefe Gefahr, ihre Anziehungskraft 
auf. den Mann einzubüßen ? 

Sp lange der Menjh ein Wejen aus Tleijc) und Blut it, jo 
lange werden die Gejchlehhter als Jolcdhe auf einander wirken, und 
feine Thätigfeit des Geiltes wird die Sinne ertödten. Shlielih aber 
ijt jtet3 dafür gejorgt, daß die Bäume nicht in den Himmel mwachlen ; 
e3 wird immer noch genug Mittelmäßige und weniger al3 Mittelmäßige 
unter den Yrauen geben, um jeden Geihmacd zu befriedigen. 

Die Einwendung, der ermwählte Beruf würde die Mädchen ab» 
halten, zu heiraten, ijt wohl nicht ernjt zu nehmen. Die Liebe, die 
Berge verjest, jollte nicht im Stande jein, die Bande zu löjen, die das 
Mädchen an jeine Thätigkeit fejjeln? Und ift die Neigung io ihmwad, 
daß jie Died nicht vermag, twird e8 für alle Theile bejjer fein, wenn 
die Heirat unterbleibt. 

Eine andere Befürchtung, die Jrau werde jene Eleinen Sorgen 
des Tages, die ihr bisher oblagen, verfchmähen, wenn fie Zutritt zu 
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m großen Aufgaben des Lebens hat, es twerde fi Feine Magd, Feine Ar- 


beiterin mehr finden, ijt nicht begründeter al3° die der Antifozialijten, 
daß es keine Kohlenträger und feine Straßenfehrer mehr geben erde, 
wenn Bildung und Wohlitand im Volke um fich greifen. Die Un: 
fähigen jterben wohl niemals aus, die zu nichts Höherem taugen 
und ohne höheren Ehrgeiz jind; hingegen wird ein allgemein ge= 
mordenes jtrengeres Pflihtgefühl und die gejteigerte Arbeitäluft auch 
dieje zu größerer Thätigfeit innerhalb ihrer Sphäre anjpornen. In jener 
fernen Zukunft aber, in der die fortichreitende Vervolllommnung des 


- Menichen ed dahin gebracht haben könnte, daß niedrige Arbeit aller 


unmiürdig märe, wird e8ö der mit feiner geiltigen Entfaltung fchritt- 
haltenden Grfindungsfraft des Meenfchen gelingen, durh Malchinen 


verrichten zu lafjen, was für ihn Zeit und Kraftvergeudung wäre. 


Die großen Grundjäge der Moral lauten gleich für Mann und 
Weib. Wie es für beide heilt: du joljt nicht morden; du folljt nicht 
ftehlen, jo auch für beide: du foljt nicht müßig, nicht geijtig unfret 
jein. In unferer nach) Aufklärung vingenden Epoche it der Ob3furantismug 
der Frau no ein Stüf Mittelalter; in dem Sahrhundert der rajt- 
tojen Thätigfeit und fieberhaften Nütung der Zeit bedeutet die Träg- 


heit der rau einen Widerjpruh. Das deal von dem zarten Weibe, 


das ji) mwillenlos dem Manne fügt, zu dem Starken um Schuß auf- 
blidt —, oder gereizt, ihn wie eine Tigerfraft anfällt —, it Längjt 
veraltet. Denn auch die Ydeale altern; aber fie jterben nicht, jondern 
jie verjüngen jih. Die Poejie de3 Harems, de3 Minnedienftes, der 
Nokolo-Galanterie find übertwundene Phajen eines und desfelben Sdealez, 
und das zwanzigjte Jahrhundert jest an ihrer Stelle das feine: das 
Seal des £raftvollen, thätigen, jelbjtändigen, dem Manne nebengeord- 
neten Weibes. | 

Erjt wenn die Jrau jich diefem Speale nähert, wird fie verdienen, 
dem Manne auch jozial gleichgejtellt zu werden. Sie muß erit auf: 
Hören, zeitlebens ein thörichtes Kind zu fein, ehe fie aufhört, gerechter: 
weije von der Bormundjchaft des Vaters oder Bruder in die des Gatten 
überzugehen, ehe jie Anjpruch hat auf das Necht freien Verfügens über 
ihre Perjon und ihr Eigenthum. Sie muß erjt eine erjprießliche Rolle 
im geijtigen oder mwirtichaftlichen Leben des Volkes fpielen, ehe fie eine 
Stimme im Haushalte des Staates fordern fanı. Mit dem Bürger: 
trete aber fommen auch die Bürgerpflichten. Das Einkommen der 
jelbjtändig thätigen Zrau wird bejtenert und auch für die gerechte 
Forderung einer allgemeinen Dienjtpfliht der Frau eine Form gefunden 


- werden.??) | 


Eine endgiltige Löjung aber Fann die Trauenfrage, tie die ihr 
jo nah verwandte Arbeiterfrage, erjt erhalten, wenn jene, die jich im 


>) Sfavonder Lütt(„grauenrehtundgrauenpflidhten“) ent 
wirft den gut erfundenen Plan eines der allgemeinen Wehrpflicht des Mannes 
entjpredenden allgemeinen Kranfendienftes der Frauen, der, wie die Landwehr, 
im Frieden geübt, in Kriegsfällen aufgeboten wird. Ein Plan, der, wenn aud 
im Einzelnen gewiß mancher Mopdififation bedürftig, doch im Ganzen den Ein- - 
druck macht, alS könnte ev verwirklicht werden. 









Beiike der Macht befinden — hier die Begüterten, dort die M 
— einjehen, daß fie in ihrem eigenen Interefje handeln, indem fie d 
Berfürzten von ihrem Weberfluffe mittheilen, wenn fie fid Mitarbeiter 
und Mitkämpfer an denen gewinnen, die ihnen bisher als Feinde entre 
gegenftrebten oder im beiten Falle pafjio neben ihnen Herliefen. 
Allein der Sozialismus arbeitet mit faljchen Mitteln, wenn er die 
MWohfhabenden und Gebildeten zu dem geijtigen und bürgerlichen Prole “ 


taviate herabzuziehen jucht, und ebenjo die Emanzipation, die Miene . = 
macht, den Mann in feinen echten zu verkürzen zu Suniten ed 


Weibes. Immer empor! laute die Lofung. Schafft kein Volk von Tölpeln 
und Knehten, fondern lauter Freie, lauter Gebildete, lauter 
Herren; und im Weibe feine Konkurventin des Mannes, jonden 
jeine rehtjhaffene Waffenfreundin im Kampfe ums SE 
Dasein. Und mwahrlid, die Zrau wird den Umfhmung in irem 
Wefen vollziehen müffen, mwenn. jie einigermaßen geadhtet jein wil un 
einer Zeit, die immer mehr nur das perjönliche Verdienjt gelten läßt Re 
und alles ererbte Gut mit immer wachjendem Mitrauen betragt. 

63 ift eine Arbeit auf Zahrhunderte hinaus. Viele Gefhlehter 
werden in ftrenger Selbftzudt und redlidem Bemühen an jih zw 
bilden haben, bis in Kindern und Kindesfindern eine Spur des Er- 3 
folges zu Tage tritt. Aber wer gäbe fein Almojen, weil mandie Yımuty 
nicht ausrotten fann; wer unterliege e8, jein Schärflein beizutragen | 
zur Befreiung des Gejhlechtes, weil es nur ein Tropfen im Meereitit 
Die große Bewegung fchreitet vor troß alles Lärmens und Zeterns, ie 
entfaltet jich wie die lebensfähige Frucht, die zu Tage drängt und zu. Tage == 
fommt, gleichviel, ob ihr WahsthHum erwünjcht ift oder nicht. Da Ge 
schlecht ftirbt aus, das jidh in feiner Unfelbftändigkeit fo wohl gefiel, nd 
dem die ftete Bevormundung jo wohl behagte, daß es-jene, die vereinzelt. ee 
den Kampf um ein freie Dafein wagten, für anmaßend und Hirmderr 
brannt erklärte und in alberner Schadenfreude über ihren Mißerfolg frof: 
Iocdte. Eine lichte Morgenröthe dämmert am Horizonte des meiblichen: x 
Lebens; und jchauen wir den neuen Tag nicht mehr, jo kommt in 
nächftes und ein abernächites Geichlecht, bi8 fpäte Enkel fi deren 
beglüct im reinen Lichte der Freiheit regen und mit Staunen von dem = 
KRampfe lejen, den Generationen um da Necht einer jelbjtändigen Pr — 
jönlichfeit und einer thätigen Griftenz gefämpft, das ihnen altgewohnt 
und jelbjtverjtändlich Tcheint. EEE 


Genoffenihafts-Buhdruderei, Wien, VIN/2 Breitenfeldergaffe 22. 
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Dorwort 


Die vorliegende Abhandlung wurde der Hauptjache nad) 
bereit3 in den Wiener „uriftiihen Blättern", Jahrg. XXIL, 
Nr. 38 biß 50, publicirt. Sch übergebe diefelbe hiermit wejentlich 
geändert und weiter ausgeführt neuerlih der Deffentlichkeit. 
Es dürfte dies vielleicht in Hinblid auf die Bedeutung des 
Gegenftandes, welcher bisher nod feine eingehende und zu= 
fammenhängende Behandlung gefunden hat, berechtigt erjcheinen. 
Den unmittelbaren Anlaß zu meiner Arbeit haben die dem 
Öfterreichifchen Neichgrath unterbreiteten Negierungs-VBorlagen 
einer Strafproceß-Novelle, einer Livilprocef-Drdnung, jomie 
aud eines allgemeinen Strafgejeges geboten, ich habe daher 
überall an deren Beftimmungen angefnüpft und diejelben vorzug3- 
weife berücfichtigt. Da jedoch die für die Legislative Negelung 
der Materie maßgebenden Verhältnifjfe in allen Staaten unferes 
Eulturfreifes und namentlid) im Deutjchen Keiche im Wejent- 
lihen die gleichen find, da ich ferner auch der Gejetgebung des 
legteren ftet3 befondere Aufmerkfjamfeit gejchenft, jo dürfte wohl 
die Studie auch) unabhängig von dem Schidjale unferer Gejek- 
entwürfe und aucd außerhalb Defterreih! einige Beachtung 
beanjpruchen dürfen. 
| An fahlihen Einwänden gegen die legislativen Vor- 
ichläge, in die ich die Ergebniffe meiner Unterjuchungen zus= 
jammenfaffe, wird es ficherlich nicht fehlen. Mehr al3 diefe 
Einwände befürchte ich indejjen den Vorwurf, daß die vor- 
geichlagenen Beitimmungen zu umfangreich und die Zahl der 
in denjelben bevüdjichtigten Gefichtspunfte eine zu große ei. 
Diefem Vorwurf fünnte ich) wohl mit dem Hinweis zudor- 
fommen, daß wenn auf einem Gebiet complere ntereffen und 
Bedürfniffe fi) geltend machen, und diefe zum erjtenmale 
einer eingehenderen Analyfe unterzogen werden, das Ergebniß 
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zunächit naturgemäß ein complicirtere8 fein muß, ferner daß 
diefer Nachtheil durch die zugleich erzielte conforme Beantwortung 
für die verfchiedenen Rechtsgebiete und DVerfahrensarten bisher 
verjchieden gelöfter Fragen compenfirt wird. Sch will indefjen 
nicht verhehlen, daß e8 mir felbft nicht ungerechtfertigt erfcheinen 
mödte, wenn die Sonderung der relativ gewichtigeren und 
weniger gewichtigen Gefichtspunfte, welche fchon meine Arbeit 
bietet, im Intereffe weiterer PVereinfahung nad) fortgeführt 
würde. Die wijjenjchaftliche Vorarbeit in Legislativen Fragen 
darf fi) allerdings Feineswegs damit begnügen, einzelne nod 
jo wichtige Gefichtspunfte, welche bei einer Materie in Betracht 
fommen, aufzuzeigen und deren onfequenzen zu entwiceln. 
Sie muß aud alle entgegenftehenden Momente Elarftellen und 
mit jenen abwägen, um zu einem jadhli correcten NRefultat 
zu gelangen. Die weitere Aufgabe aber, diefes Lettere in dem 
vein äußerlichen SSntereffe der Vereinfahung abzurunden — wenn 
ich mich fo ausdrüden dorf —, fann fie wohl, zum Theile wenig: 
jtens, den an der Gefeßgebung unmittelbar betheiligten Factoren 
überlafjen. 

Während der Drudlegung hat der vom Abgeordneten- 
hauje eingejette Permanenz-Ausfhuß den Civilproceß- Entwurf 
erfreulicher Weife bereit3 vollftändig durchberathen. Von den 
beichloffenen Abänderungen beirifft jedoch eine einzige die hier 
behandelten Materien: der Deffentlichfeits-Ausshluß aus Fa- 
milienrüdfichten wurde leider geftrichen, während jener auf über- 
einftimmenden Parteien-Antvrag leider beibehalten erfcheint. 
Möge e3 den folgenden Ausführungen gelingen, zu einer Aen- 
derung diefer Bejchlüffe beizutragen! 


Wien, im Herbit 1894. 
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Die Oeffentlichkeit gehört zu jenen Gütern, die heute 
unterfhätt werden, weil fie geftern überjhägt wurden. Vorbei 
find die Zeiten, in denen man mit einigen Grundprincipien, 
wie Anflagegrundfag oder Verhandlungsmarime, Mündlichfeit 
und Deffentlichfeit Schon den Proceß zu einem unfehlbaren 
Mechanismus geftalten zu fünnen wähnte. Wir find jfeptijcher 
und nüchterner geworden, fo nüchtern, dag wir leicht geneigt 
find, nur an die Wirfjamfeit von Sträften zu glauben, die wir 
greifen oder doch mit den vielfach noch allzu vohen Mitteln 
der gegenwärtig fo verhätfchelten Statiftif aufzuweifen vermögen, 

Dies zeigt fich auch bezüglich der Deffentlichfeit, melde 
nur einen geringen unmittelbar im einzelnen Proceß wahr: 
nehmbaren Einfluß auf die Wahrheitserforihung, auf die Er- 
zielung eines gerechten UrtHeil® auszuüben vermag. Zwar. ijt 
e3 wahr, daß unter der Controle der Deffentlichfeit die Ent- 
defung faljher Ausjagen erleichtert und infolge dejjen Die 
Gewiffenhaftigfeit der Ausfunftsperfonen gejchärft wird, ebenjo 
wahr, daß die volle Deffentlichfeit aller procefjualen Vor- 
gänge mitunter dahin führt, daß neue Heugen fi) melden, 
neue Erfenntnißquellen evichloffen werden. Andererjeits ift 
aber auch manchmal durd die Oeffentlichfeit felbft in der Ver- 
handlung die Gefahr einer Collufion gegeben. Durd dieje 
Gefahr fünnte man die eben angedeuteten Vortheile für die 
Sahgemäße Entfcheidung des einzelnen Falles bereits für auf 
gewogen halten, und in der That würden diefelben nicht ausreichen, 
die Deffentlichfeit des Verfahrens vor dem erfennenden Richter ') 
zu einem der wichtigsten, ftaatSgrundgejeglih gemährleifteten 


1) Die Forderung nad) Deffentlichfeit des Borverfahrens 
wird bier außer Betradht gelaffen. Ebenjo die Frage der Parteien- 
DOeffentlichfeit: Die Deffentlichkeit ift in diefer Abhandlung ftet3 in dem 
weiteren Sinne zu verftehen, in dem fie die allgemeine Zugänglich- 
feit einer Berhandflung aud für Unbetheiligte bedeutet. 
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PBrincipien des Verfahrens zu jtempeln. Dennoh muß ung 
dies wohl gerechtfertigt erjcheinen, wenn wir betrachten, wie 
die Deffentlichfeit, wenn auch nicht des einzelnen Procefies, 
jo doch des Berfahrene im Allgemeinen von der größten 
Dedentung für die Erreichung der legten Procefzwede ift. Jus- 
bejondere in Straffadhen vermag die Procedur jelbjt fchon die 
joctale Reaction gegen das Verbrechen zum Ausdrude zu bringen 
und hiermit zum guten Theile die Yunctionen des Strafvoll- 
zuges zu erfüllen, foferne die dem Urtheile zu Grunde liegende 
Procedur fi) regelmäßig nicht im Geheimen abfpielt. Durch die 
Deffentlichfeit wird das Volt am beiten dazu erzogen, das 
vechtlih Erlaubte von dem Unerlaubten unterfcheiden zu lernen. 
Die Wirkfamkeit jeder Nechtspflege in Straffachen, wie in anderen 
öffentlichen und in bürgerlichen RechtSftreitigfeiten beruht ferner in 
(egter Linie do auf dem Vertrauen, welches die Bevölferung zu 
derjelben hegt, und nichts ift jo fehr geeignet, diefes Vertrauen 
zu erhöhen, als eben die Deffentlichfeit des Verfahrens vor dem 
erfennenden NRidter. Und endlich fommt zu diefen Smpon- 
derabilien nod; daS weitere Moment hinzu, daß thatfächlich die 
Deffentlichfeit eine geeignete Controle wie für die Auskunfte- 
perjonen, jo auch für die an der Rechtspflege betheiligten Amts- 
perjonen bietet, allerding8 nicht in dem Sinne, daß die Meinung 
einer einfichtSlofen und vorurtheilsvollen Menge, die „nation” 
al3 „juge des juges’’?) hinfichtlich des Meritums des richter- 
lichen Urtheils eine unorganifirte Oberauffiht ausübt und der 
Richter fich einer folchen öffentlichen Meinung gegenüber verant- 
wortlich fühlt — von diefer Doctrin möge auch in Zufunft ein 
gütiges Gejchik unjere Rechtspflege frei erhalten — wohl aber 
in dem Sinne, daß die Form des DVerfahrens, vor Allem die 
Würde der Nechtiprehung im Lichte der Deffentlichfeit viel beffer 
gewahrt wird. Das tft ein Moment, welches ganz bejonders 
in unferen Öfterreichifchen Verhältnifjfen nicht zu gering an- 
gejchlagen werden darf. 

Gerade die öfterreihiihe Gemüthlichkeit, die in Ddiefer 
Nidhtung auch, lange dur das NRehtsmitteliyftem der St. P. DO. 
vom Ssahre 1853 mejentlich gejtütt wurde,°) führt in der 

2) Wie Beaumardhais in einer der beredteften Stellen feiner 
in der Reformgefchichte des franzöfiichen Procefjes jo bedeutungspoll 
gewordenen M&moires dans l’affaire Goezman (Garnier 1859, ©. 309) 
ausführt, 

I $. 298 pderjelben inbefondere macht die Zuläffigfeit der Bes 
rufung wegen Formgebredhen, die vor der Urtheilsfhöpfung unterlaufen 
find, dDurhmeg3 davon abhängig, ob die Berufungs-Snftanz nachträglich 
findet, daß die Mängel „auf die Schöpfung des Erfenntniffes Einfluß 
nehmen fonnten,“ | 
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Gerichtspraris dahin, daß auf die Beobadtung der gejeßlichen 
Form allzu wenig Gewicht gelegt wird, daß die unwandelbare 
Treue dem Procekgefege gegenüber viel weniger al3 eine heilige 
Pflicht empfunden wird, wie jene gegenüber dem materiellen 
Recht. Der oberflächliche Gedanke, daß die Zorm doc nicht über 
das Wefen gefetst merden dürfe, tänjht unferere Aichter nur 
allzu leicht über die Erwägung hinweg, daß ja überall, wo der 
Gefetsgeber eine gejeßlihe Zorm vorjchreibt, er diejelbe eben 
allgemein als eine umnerläßliche Garantie für das Wejen, für 
die Gerechtigkeit der meritorifhen Entjcheidungen anjieht und 
daß eine Ueberprüfung diefer feiner Annahme mit der angelobten 
Pflicht zur Befolgung des Gefetzes einfach unvereinbar it. 

Ein zweites Moment, welches in Defterreih bei Ein- 
Schränfung der Deffentlichfeit des gerichtlichen Verfahrens zu 
befonderer Borficht mahnt, ift darin gelegen, dag bei ung Die 
Deffentlichfeit auch im Strafverfahren, obwohl fie dajelbit im 
großen Ganzen feit vier Decennien gejetlich bejteht, jich doc) 
noch nicht Hinveichend eingelebt hat. Bei uns ift im Einflange 
mit dem ganzen Niveau unferer Denf- und Empfindungsweije 
noc) eine weitgehende Scheu vor der jcharfen Luft der Publi- 
cität bemerkbar, welcher der Gefetgeber nicht allzu jehr Vorjchub 
feiften folfte, und die Gerichte find vielfach geneigt, in der Deffent- 
fichfeit nur eine Herabwürdigung der Suftizpflege zu theatralifcher 
Schauftellung zu erbliden. Der geringe Werth, den unfere 
Praxis auf diefen Grundfag des Berfahrens legt, ift ja zum 
Theile, befonders auf dem Lande, fchon durd die Unzulänglichkeit 
der zu Gebote ftehenden Yocalitäten erklärbar, welche allein jhon 
bewirft, daß Teicht jeder Zufhauer al3 Läftiger Eindringling 
erjcheint, und die Frage: „Was wünjhen Sie?" genügt ja dann 
ichon, um Senen, der bei einem ländlichen Bezirfägerichte nichts 
Anderes wünjht, als die Verhandlung mit anzujehen, zu einem 
ichenen NRüdzug zu veranlafjer. Der Ausihlug der Deffentlich- 
feit wird nur allzu leicht, foferne nicht widerfprechende Partei- 
anträge vorliegen, mittelft einer faum fichtbaren Umfrage an die 
Beifizer entjchieden; die gejelich vorgejchriebene Berlefung eines 
ichriftlichen Erfenntniffes fammt Gründen wird gerne überjehen; 
einzelne Verhandlungen werden, in der zweifellojen Abficht, 
das Zuftrömen von Zuhörern zu erjchiweren, mitunter zu un: 
gewöhnlichen, Niemand befannten Stunden, ja hie und da jogar 
in fonft nur anderen Zweden dienenden Räumlichkeiten vor- 
genommen und hierdurch allein jhon die Deffentlichkeit ilufortiid) 
gemacht. -Dasfelbe gilt von der Verfündigung des Urtheils 
fammt Gründen, die nad) dem Gefege ftetS öffentlich erfolgen joll, 
während in der Praris oft jede Vorforge dafiir fehlt, daß das 
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vor den Thüren harrende Publicum aud erfahre, wann ihm 
wieder der Zutritt freifteht. 

Zu diefen Erfcheinungen fommt aber auch no bei ung 
in Oefterreich ein drittes Moment hinzu: Sch meine die geplante 
Einführung eines neuen, gleichjall8 auf dem Grundjage der 
Deffentlichkeit fußenden Civilprocekgejeges. Erjcheint e8 nad) dem 
GSejagten geboten, aud im ivilverfahren nit allzu ängjtlic 
in der Anwendung dieje8 Grundfages zu fein, jo müjjen wir 
uns andererjeitS auch davor hüten, heute die Deffentlichkeit der 
Strafverhandlung aus Gründen auszufchliegen, welde morgen 
nicht einmal zu gleichen Mafregeln im Civilverfahren genügen 
jolfen. Ein folder Sprung in der Gejeßgebung FTünnte gewiß 
nur verwirrend wirken. 


Dies Alles find freilich Momente, die im einzelnen Ber: 
fahren faum zur Geltung gelangen, die aber dod darum für 
die Rechtspflege im Ganzen nicht von geringer Bedeutung find, 
Momente die uns dahin führen müffen, in der That an der 
Deffentlichfeit der Verhandlung vor dem erfennenden Nichter 
al3 Grundfag unverbrühlih feitzuhalten, die e8 uns aber 
zugleich ermöglichen, diejelbe ausnahmsSweife aufzuheben. 


Die Bedeutung diejes Procefgrundjages ijt eben wejent- 
(ih verfchieden geartet al8 die anderer. Erfennen wir Die 
Mündlichkeit, die freie Beweiswürdigung als eine wefentliche 
Gewähr für die Erforfhung von Wahrheit und Redt in allen 
einzelnen Fällen an, dann dürfen wir und auc nicht gegen 
unfer bejjere8 Wiffen verleiten lafjen, in einem einzelnen alle 
von diefen Principien abzujehen — das hiege Einen Angeklagten 
aufopfern, während wir andere jchügen. 

Anders bei der Deffentlichkeit. Hier fommt der Schuß 
auch Sgenem zu Gute, gegen den in geheimer Verhandlung vor- 
gegangen wird, foferne nur die Deffentlichfeit al Regel aufrecht 
bleibt und die Ausdehnung der Ausnahmen thunlichit ein- 
gefhränft ift. So wie die Nihter und die Ausfunftsperjonen 
durh die Deffentlichkeit in der überwiegenden Mehrzahl der 
Procefje vorzugehen gewöhnt werden, jo werden jie e8 aud) in 
jenen Ausnahmsfällen thun, in denen geheim verhandelt wird, 
und die Wirkung auf die Bevölkerung bleibt gewahrt, wenn fie 
auch nur in der großen Mehrzahl der Fälle Einficht in die Nedht- 
pflege gewinnt und nit willfürlich, fondern nur unter im Ge- 
jege genau vorherbeftimmten Worausfegungen und nur aus 
überzeugenden Gründen von dem Zutritt zum Gerichtsjaal aue- 
geichloffen wird. Nur infomweit höhere Snterefjen dies zweifellos 
erheifchen, dürfen wir daher den Ausschluß der Deffentlichkeit zu- 


a 


lajien und müffen befonders bei ung in Dejterreih Vorjorge 
dafür treffen, daß die Heimlichkeit nicht zur Negel werde. 

Dies die allgemeinen Gefichtspunfte, welche uns bei Be- 
iprehung der den Ausschluß der Deffentlichfeit neu regelnden 
Beitimmungen der öfterreichifchen Negierungs:Vorlagen einer 
Strafprocefnovelle!) und einer Civilprocegordnung, ?) jowie der 
damit, zufammenhängenden Normen unferes Strafgejeg-Ent- 
wurfes 6) Teiten follen. 

Unfere Entwürfe intendiren dem geltenden öjterreichischen 
Kechte gegenüber vorwiegend eine Einihränfung der Deffentlichkeit. 
Die vorgeschlagenen Neuerungen betreffen1.dieVorausfegungen 
des Ausfchlufjes derjelben (insbefondere Vermehrung oder Er- 
weiterung der Ausihlußgründe), jowie das Ausfchliegungs- 
verfahren; 2. (wejentlid nad) dem VBorbilde des deutjchen 
Neichsgejeßes vom 5. April 1888) die Wirkungen der Aus: 
ihliefung (Ausdehnung derjelben auf gewifje bisher erimirte 
Procektheile und Perfonengattungen, ferner Einführung gemifjer 
Folgen des Ausjchluffes außerhalb de8 DVerhandlungsfaales: 
Beröffentlihungsverbot und Schweigebefehl). 

Sn diefer Reihenfolge wollen wir unter jteter Bedadt- 
nahme auf das deutijhe Neihsreht die geplanten Neuerungen 
und das geltende üjterreichiiche Necht betrachten. Der Gang 
unferer Unterfuhung bringt es jedoch mit fi, daß die im 
eriten Theile der Arbeit zu bietende Analyjirung der einzelnen 


% Entwurf eines Gefeges, womit Beftimmungen der Gtraf- 
proceßoronung dom 23. Mai 1873 Nr. 119 R. ©. Bl. abgeändert 
und ftrafgejeglihe Beftimmungen erlaffen werden, 214 der Beilagen zu 
den ftenographifchen Protofollen des Abgeordnetenhaufes, XI. Seffion, 
1891, "Art. III und IV (vgl. aud) die beigedrudten „Erläuternden 
Bemerkungen“, ©. 8 f.). Diefer Entwurf wird von mir abfürzungs- 
weife al$ St. Pr. Nov. citirt werden. Jm Abgeordnetenhaufe wurde 
er dem permanenten GStrafgefeg-Ausfhuß zugemiefen und von dem- 
felben im October 1893 durcdhberathen. Die Verhandlungen des Aus 
ichuffes, welche erft nad) Veröffentlichung der erften Abjchnitte diefer Ber: 
handlung in den „Zur, Blättern“ ftattgefunden haben, finden in den 
Sußnoten Berüdfihtigung. SH muß hierbei den Berichten der Tages» 
blätter folgen, da der officiele Ausichußbericht nod) nicht vorliegt. 

5, Abgefürzt E. Pr. E. — 688 derfelben Beilagen, XI. Seffion, 
1893, 88. 185 —189 und 603 (vgl. auc) die beigedrudten „Erläuternden 
Bemerkungen“, ©. 235 f. und 323). 

6) Der Bericht de3 vom Abgeordnetenhaufe zur Vorberathung der 
jüngften Regierungs-Vorlage eines Strafgefeges über Berbrechen, Ber- 
gehen und Webertretungen, 210 derfelben Beilagen, XI. Seifton, 1891 
(Entwurf VI), liegt bereit$ vor: 709 der Beilagen, XI. Geffton, 1893. 
Auf diefe Ausfhußvorlage (Entwurf VII) ift es ftet3 zu beziehen, wenn 
in diefer Abhandlung Paragraphe des Strafgefeg-Entwurfes (abgekürzt: 
St. G.€.) ohne Zufaß citirt werden. Siehe insbef. SS 128—130 dajelbit. 
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materiellen Vorausjegungen des Ausschlufjes mehrfad erit in 
dem die Wirfungen desfelben behandelnden zweiten Theile eine 
tiefer eingehende Begründung finden wird. $m erjten Theile 
wird hingegen, im Anfchluß an die procejjualen Boraus- 
segungen des Ausschluffes aud die fonjtige Negelung des 
Ausfhliefungsperfahrens anhangsweije in Kürze zu er- 
örtern fein. 


 &rfkier Sbeil, 
Die Voransjesungen des Ausichlujjes der Oeffentlichkeit. 


Für den Ausschluß der Deffentlichfeit Fünnen fociale 
Spnterefjen entweder ausjchließlich oder aber nur mittelbar, zu= 
nächft und unmittelbar hingegen die Spnterefjen einzelner Privat- 
perfonen maßgebend fein. Sn diefem Sinne fünnen wir 
öffentlich-rehtlihe und privatsrechtlihe Ausichliegungsgründe 
unterjcheiden. 


Erjter Abjdnitt. 
Meffentlidy-rerhtlicye Ausfihließungsgründe, 


Unter den öffentlich-vechtlichen Ausfchliegungsgründen haben 
wir jene, die für alle Verfahrensarten, und jene, die nur für 
einen Theil derfelben aufgejtellt werden, abgejondert zu er: 
örtern. 

I. Die öffentlihen NRüdfichten, welde nad geltendem 
öfterreichischen Recht gleihmäßig in allen Fällen eines grund- 
jäglich öffentlichen Berfahrens in Kivil- und Strafjachen, 
jowie im DVerfahren vor dem NeichSgerichte und dem DBer- 
waltungsgerihtshofe”) den Ausschluß der Deffentlichfeit rvedht- 


7) 8. 23 de8 Gefeßes vom 18. April 1869 Nr. 4 NR. ©. Bl. 
und 8. 29 de3 Gefekes dom 22. October 1875 Nr. 36 R. G. Bl. für 
1876. Ausnahmslos öffentiich ift (gleichwie der Strafproceß nad) Art. 190 
des franzöfifchen code d’instruction ceriminelle) die Verhandlung vor 
den zur Entfheidung von Competenzconflicten zwijchen beiden Tribus 
nalen berufenen gemifchten Senaten ($. 2 des Gejeßes vom 22. Oc- 
tober 1875 Nr. 37 R. G. Bl. für 1876) und dor dem Staatsgeridhts- 
hofe (8. 20 des Gefeßes vom 25. Mai 1867 Nr. 101 R. ©. BL.). Hin- 
fihtlid) der Schiedsgerichte der Arbeiter-Unfallverfiherungsanftalten und 
der Bruderladen beftimmt $. 17 der Minifterialverordnungen vom 
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fertigen, follen nad den Entwürfen:unberührt bleiben; jo wie 
bisher die Strafprocefordnung (8. 229), jo verfügt aud 
die geplante Novelle zu derjelben, daß der Ausihlup „aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung und Sittlifeit" ftattfinden 
fann, und fo wie bisher in der fon jeßt principiell öffentlichen 
Verhandlung vor den Gewerbegerichten (8. 46 ded Gejeges vom 
14. Mai 1869 Nr. 63 R. ©. Bl.) und vor den DBagatell- 
a (8. 17 des Gejeßes vom 27. April 1873 Nr. 66 
N. ©. Bl. über da8 Bagatellverfahren),°) jo ijt aud) künftig nad) 
den Civilproceßentwurf ($. 186) allgemein im reformirten Civil- 
proceß die Deffentlichfeit auszufchliegen, „wenn durch fie die 
Sittlichfeit oder die öffentliche Ordnung gefährdet erjcheint". 

Die Iettere Formulirung,?) welche die erforderliche Be: 
ziehung zwifchen den maßgebenden öffentlicheretlihen Rüdfichten 
und der Deffentlichfeit des Derfahrens prägnanter bezeichnet, 
verdient wohl den Vorzug. Jene Rüdfichten jelbjt aber find für 
alle Berfahrensarten nad) geltendem Necdte und nad den Ent- 
würfen die gleichen: die Rüdjiht A. auf die Sittlichfeit und 
B. auf die öffentliche Ordnung. 

A. Bon diejen beiden Ausjhließungsgründen ift gewiß ber 
eriterwähnte, auf die Sittlichfeit fich beziehende — der einzige, 
den im Anfchluß an die Grundrechte de8 deutjchen Volkes (vom 
17. Dec. 1848, Art. IX, 8. 45) unfere St. PB. D. von 1850 fannte 
— in unvermindertem Umfang beizubehalten, in der VBorausficht, 
daß an der bisherigen, meines Wifjens unangejochtenen Auslegung 
feitgehalten werde, wonad hier Sittlichkeit nur ingefchledhtlidher 
Beziehung zu verftehen ift. In diefem Sinne umfaßt jedod) der 
Ausiliefungsgrund zwei Unterfälle, welche einen verjchiedenen 
Charakter an fich tragen und daher auch eine Berjchiedenheit in 
den Wirkungen des Ausichluffes und in der Geltendmachung 
des Ansfchliegungsgrundes erheifchen, wie noch unten zu zeigen 


10. April 1889 Nr. 47 NR. ©. Bl. und vom 11. September 1889 Nr. 149 
Rt. ©. Bl. nur, daß die Verhandlung „nad) den Srundfägen der Deffent- 
lichkeit, Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des Verfahrens durchzuführen“ ift. 

8) Abgekürzt: Bag. Verf. oder ©. B. 

9) Diefelbe ift aud) in den im der vorigen Anmerkung citirten 
Borfhriften für das Neichsgeriht und den BermwaltungsgerichtShof ge- 
wählt. Aehnlidh S. 173 des vdeutfchen Gerichtsperfaffungsgefetes : „Sn 
allen Saden (d. bh. zufolge S. 12 f. desfelben Gefeges und $. 2 de$ 
zugehörigen Einführungsgefetes in allen bürgerlihen Necdtsfaden und 
Straffahen) fann durh daS Geriht für die Verhandlung oder einen 
Theil derjelben die Deffentlichkeit ausgefchloffen werden, wenn fie eine 
Gefährdung der öffentlihen Ordnung, insbefondere der Staat3- 
jiherheit, oder eine Gefährdung der Sittlichfeit beforgen läßt.“ 
(Die hier gefperrt gedrudten Worte find duch) die Novelle vom 5. April 
1888 eingefchoben.) 
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fein wird. Nur in dem einen diefer Unterfälle find öffentliche 
Nückfihten maßgebend, in dem Falle nämlich, daß in der 
Verhandlung „unzüchtige Handlungen zur Sprade Tommen“ 
und hiermit einer Verbreitung der Unfittlichfeit Vorjchub ge: 
leiftet werden fann — aljo Gefährdung der öffentlihen Sitt- 
lichkeit. 

Daneben verdient aber dod) gewiß auıh die NKücjicht auf 
betheiligte Privatperfonen Beadhtung, deren Schamhaftigfeit 
bei offenen Gerichtsthüren empfindlicher verlegt würde, als in 
geheimer Berhandlung:!%) wenn fih 3. DB. die DVerlette zur 
Augenjcheinaufnahme vor Gericht entblößen foll. Beide GejichtS- 
punfte fünnen aud) concurriven, jo wenn ein junges Mädchen 
über jchlüpfrige Scenen ausfagen muß, deren Zeugin oder gar 
Dbject fie wider Willen geworden. 

B. Auch in Bezug auf die Gefährdung der öffentliden 
Drdnung wird fid eine Auseinanderlegung der einzelnen Fälle 
mit Nüdfiht auf die Verfchiedenartigfeit der Wirkungen an- 
gemefjen ermweijen. Zugleich aber fcheint e8 mir wünjchenswerth, 
diefen Ausschließungsgrund angefihts der Auelegung, die ihm 
überwiegend gegeben wird, einer Einjhränfung zu unterziehen, 
die, an fich jchon fachlich begründet, dann aber umjomehr geboten 
ift, wenn zugleid die Fälle des Ausjchlufjes aus privaten Nüd- 
fichten eine Erweiterung erfahren jollen. 

Der Begriff der öffentlichen Ordnung ijt ein fehr vager 
und vergebens fuchen wir im der Literatur !?) nad) einer annehm- 
baren Präcifirung desfelben. Zweifellos ift, daß diejenigen Yälle 
hierher gehören, in denen die Sicherheit des Staates nad) 
Außen gefährdet ift, alfo inSbefondere jene, in denen vor Ge- 


10) Diefen Unterfall hat bereit$ (wohl im Anfchluß an $. 516 
de geltenden ©t. ©. B. von 1852, mwelder die Verlegung der „Sitt- 
lichkeit oder Schamhaftigfeit“ unter gemiffen Vorausfeßungen mit 
Strafe bedroht) die St. P. DO. von 1853 abgefondert formulirt, indem 
fie im $. 224 „die Rüdfichten für die Sittlichfeit oder für die Sham- 
haftigfeit des Beichädigten oder der Zeugen“ nebeneinander al3 Aus» 
ichließungsgründe anführt (ohne jedod an die Unterfcheidung eine Ber- 
Ichiedenheit in den Wirkungen zu fnüpfen). Dasfelbe beantragte Glafer 
in den 1861 abgehaltenen Commifftionsberathungen zum Entwurf un- 
jerer St. B. DO, von 1873; f. ©. Mayer, Handbud) des öfterr. Straf- 
proceßredites I, ©. 690 f. 

11) Bgl. hierüber Kleinfeller, Das NReichsgefet, betreffend die 
unter Ausfchluß der Deffentlichkeit ftattfindenden Gerichtsperhandlungen 
vom 5. April 1883, ©. 25—28. Auf diefen Kommentar und befonders 
auf desfelben Berfaffers trefflihe Abhandlung: „Die Deffentlichfeit des 
gerichtlichen Verfahrens“ im „Gerichtsfaal” Bd. XXXIX (1887), ©. 417 ff. 
jei hiermit anftatt aller Literaturangaben über diefe Materie ein- fü 
allemal Bezug genommen. 
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richt wichtige militärifche oder diplomatiihe Staatsgeheim- 
nisjje!?) zur Sprade fommen, Ferner gehören zu den Fällen 
einer Gefährdung der üffentlihen Drdnung gewiß aud jene, 
in denen die innere Sicherheit des Staates oder die vom 
Staate gefhügte Sicherheit der Einzelnen gefährdet ift 
— mag nun die Gefahr einer Empörung oder localer Unruhen, 
die Gefahr der Verübung eines einzelnen Verbrechens oder aud) 
nur die einer Yahmlegung oder Erichwerung der präventiven be- 
hördlichen Zhätigfeit gegenüber dem VBerbrecdertfum gegeben 
jein.13) In dem legteren Falle fan es fich auch, ebenjo wie 
bei Gefährdung der Staatsficherheit nad) Außen, um Wahrung 
eines Staatsgeheimnifjes handeln. 

Alle diefe Gründe laffen fih wohl am beften — womöglid 
unter bejonderer Hervorhebung der im zweiten Theile vdiejer 
Arbeit gefondert zu behandelnden Fälle, in denen wichtige 
Staatsgeheimniffe zur Sprade fommen — mit dem Ausdrud 
der „öffentliden Sicherheit" zujammenfafjen, welder ent- 
ihieden nicht jo verfchwonmmen ift, wie der in unferer Gejeb: 
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12) Der Begriff der Stantsgeheimniffe, d. h. jener Geheimniffe, 
welhe von ftaatlihen Organen nicht bloS im Sntereffe Privater ges 
wahrt werden, an deren Wahrung vielmehr der Staat felbft ein un= 
mittelbare8 Sntereffe hat, ift ohnehin dem geltenden deutfchen und dem 
zufünftigen öfterr. Strafrechte nicht fremd, Siehe die gegen Schluß 
des zweiten Theile8 zu befprechenden Beftimmungen der 8$. 92 3.1 
RN. St. ©. B. u. 88 8. 1 St. ©. &., betr. den Landes», beziehungs- 
weife Staatsverrath; (vgl. aud S. 96 R. St. Pr. ©.) — Bu den 
Staatsgeheimnifjen gehören jelbftverftändlich auch die militärifchen Ges 
heimnifje, und es ıft daher nicht correct ausgedrüdt, wenn der St. G.: 
Ausfhuß bei Regelung des Schmeigebefehles beide im Gefekesterte 
nebeneinander hinftelt.e — Die norwegiihe St. PB. DO. vom 1. Juli 
1877 ($. 113) läßt die Abhaltung der Hauptverhandlung bei gejchloffenen 
Zhüren nur zu, wenn die Deffentlichfeit die GSittlichfeit gefährden mürde 
oder die Rüdficht auf das Berhältniß des Staates zu fremden 
Mächten Geheimhaltung fordert. 

13) Unter diefe Gefihtspunfte fällt e8 3.B., wenn der Gegenftand 
der Verhandlung mit heftigen Parteifämpfen derart in Zufammenhang 
fteht und die Aufregung eine derart maßlofe geworden ift, daß (in füd- 
lihen Gegenden) ein Handgemenge unter den durd) die Vorgänge der 
Verhandlung neuerlich entflammten Zuhörern zu gemwärtigen ift; oder 
wenn ernftlihe Drohbriefe gegen einen Zeugen für den Fall einer be- 
ftimmten Ausfage desfelben vorliegen; oder wenn ein Geheimpolizift zu 
vernehmen tft, defjen Perfon der gefamımten Berbrecherweit nicht entdedt 
werden fann, ohne daß defien weitere, vielleicht fehe nügliche Thätigkeit 
lahmgelegt würde. Das lettere Beifpiel wird man vielleihl aud) unter 
den spectellen Ausjchliegungsgrund der „midhtigen Staatsgeheimniffe” 
fubjumiren; bei dem vorlegten Beifpiele hängt e8 von den befonderen 
Umftänden des Falles ab, ob aud der Ausfchliegungsgrund der Collu- 
ftonsgefahr (f. unten ©. 14 ff.) vorliegt. 
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gebung eingebürgerte der „öffentliden Ordnung") Daß 
bei uns der erftere terminus, welder in der St. P. DO. vom 
Sahre 1853, in dem Preßprocepgejege vom 17. December 
1862 ex 1863, Wr. 7 R. ©. DI. und in mehreren Entwürfen 
der gelienden St. P. DO.) vom Kahre 1873 gebraucht wurde, 
chlieglich durd) den legteren erjeßt wurde, ijt in den Weaterialien 
zur St. ®. DO. nirgends motivirt; ich glaube aber nicht fehlzu- 
gehen, wenn ich annehme, daß ganz befonders das Beftreben mit- 
gewirkt hat, Majeftätsbeleidigungen hinter verjchloffenen Thüren 
verhandeln zu dürfen. Offenbar war es auch hauptfächlich diejer 
Zwed, den fon die Kedactoren der St. PB. D. vom ahre 
1853 auf anderem Wege verfolgten, indem fie nämlich der Nüc- 
ficht auf die öffentlihe Sicherheit jene auf die „Schidlichkeit" 
anreihten, ein Ausdrud, der wohl deshalb in der jpäteren Gejeß- 
gebung vermieden wurde, weil er mit der Bedachtnahme auf die 
dem Kaifer jhuldige Ehrfurcht zugleich noch unbegrenzten NRüd- 
ihten auf Standesperjonen, vom leitenden Minijter und den 
oberften Hofwürdenträgern biS zu den Honoratioren de3 Gerid;t3- 
ortes hinab, Thür und Thor öffnete. Viel bejjer ift nun die 
Sade nidht dadurch geworden, daß unfere geltenden Gejege 
Statt *deffen ganz allgemein von Gründen der „öffentlichen 
Drdnung” fprehen. Denn um unter diefe die gewöhnlichen 
Majejtätsbeleidigungs-Proceffe zu jubjumiren, deren Gegen: 
ftand vollftändig wirkungslos gebliebene, vom Thäter geleugnete 
oder bereute Ausbrüce der Nohheit find, muß der Begriff der 
öffentlichen Ordnung bereits jo weit gefaßt werden, daß er ge: 
vadezu zu identificiren wäre mit dem feelifchen Behagen des 
ruhigen Staatsbürger, welches durd die Neproduction jener 
Ausdrüce im öffentlichen Gerichtsjanle gejtört würde. Bei folder 
Auslegung ift aber aud) wieder die Gefahr maßlofer Ausdehnung 
der geheimen Verhandlungen auf andere Fälle, in welcden 
ebenfalls, wenn aud) in geringerem Grade, NRüdfjichten der 
„Scielichkeit” fich geltend machen, und vor Allem auf politifche 
Procefje eine imminente. Und doc) it e3 ja Flar, daß gerade 
in diejen lebteren der Grundfag der Deffentlichkeit jeine TFeuer- 
probe zu beftehen hat, daß eS gerade hier vor Allem gilt, der 





14) Die Erfeßung des leßteren Nusorudes durdy den erjteren 
wurde aud bei Berathung der St. Pr, Nov. im Strafgejeg-Ausfchuß 
von dem Abg. Dr. Bareuther beantragt, jedod) vom Regierungspertreter 
unter Hinweis auf die Majeftätsbeleivigungen befämpft und mit 7 
gegen 6 Stimmen abgelehnt. — Ueber den Yall der Kollufionsgefahr, 
der ebenfalls von dem Ausfchliegungsgrunde der öffentlichen Ordnung 
mitumfaßt ift, f. unten sub II B. 

15) Siche Mayer a. a. DO. 
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Bevölkerung durch Offenbarung des ganzen Sadjverhaltes zu 
zeigen, wie die Sguftiz, unberührt durch der Parteien Gunft und 
Haf, ihres Amtes waltet. 

Müffen wir es denn aber auch hinter allgemeinen, ver: 
ihwommenen Worten verbergen, daß wir es nicht für angemefjen 
erachten, vor der Deffentlichkeit die roheften Schmähungen der 
geheiligten Perjon des Monarden und der Mitglieder unjeres 
Raijerhaufes ausführli von allen Ausfunftsperfonen wieder: 
geben und alljeitS beleuchten zu laffen? Spreden nicht viel- 
mehr diejelben Gründe, weldhe im monardiichen Staate die 
Diajeftätsbeleidigung zu einem fchweren Delict ftempeln, aud 
dafür, derartige Verhandlungen geheim durdzuführen? Und 
müffen wir nicht diefe Ausnahme von dem Deffentlichfeitsprincip 
umjomehr billigen, wenn wir daran gehen, ähnliche Ausnahmen 
zum Schuge der Ehre von Privatperfonen zuzulaffen, wie dies 
die Strafprocegnovelle mit Recht intendirt? 

So mödte ich denn vorfchlagen, im &efeße den Fall der 
Ehrfurctsverlegung gegen das Kaiferhaus bejonderS hervor- 
zuheben !Y) und demnad im Sinne des bisher Ausgeführten aug- 
zujprechen, daß die Ausfchliegung der Deffentlicyfeit — anftatt 
wegen Gefährdung der öffentlihen Ordnung und der Stttlid- 
feit — ftattfinden fünne, „injoweit: 

1. wichtige Staatsgeheimniffe zu erörtern find oder 

2. vermöge anderweitiger, in den Gründen des Erfennt- 
nifjes oder Befchluffes zu bezeichnender Umftände, !7) die Deffent- 
lichkeit eine Gefährdung der öffentlihen Sicherheit bejorgen 
läßt; oder 

3. Zhatjachen, welche eine Verlegung dev Ehrfurcht gegen 
den Kaijer oder ein Mitglied des Faiferlihen Haufes dar- 
jtellen fünnen;1®) oder 


16) Yuh Fri Friedmann, Die Oeffentlichkeit der Geridht3- 
verhandlungen (1887, ©. 21 ff.), der für eine Bezeichnung der ein- 
zelnen Straffälle, bei denen die Deffentlichkeit auszuschließen ift, im Ge- 
jege eintritt, hebt hierbei die Majeftätsbeleidvigung hervor. 

17) Hiermit wäre eine weitere Garantie gegen übermäßige Aus- 
dehnung diefes Ausschließungsgrundes geboten und dem afjationshofe 
die Ueberprüfung der Handhabung desfelben ermöglicht. 

19) Durd) diefe Kormulirung wird bewirkt, daß 1. eine vorzeitige, 
präjudicirliche Entjcheidung darüber, ob wirflidh der objective That- 
beftand hergeftellt if, vermieden wird (verbo „fönnen”), und 2. Fälle 
mitgetroffen werden, in denen zwar nicht eines der beiden fraglichen 
Berbrechen Gegenftand der Urtheilsfhöpfung bildet, doc) aber über defjen 
Thatbeftand verhandelt werden muß, wie dies 3. B. bei Anflagen wegen 
Uebertretung der Irunfenheit nad) $: 523 St. ©., wegen falfcher Zeugen: 
ausjage, wegen Ehrenbeleidigung nad) $. 487 St. G. (Beicyuldigung, 
eine MajeftätSbeleidigung verübt zu haben), ja felbft in Eivilprocefien 
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4. unzüdtige Handlungen zur Sprade kommen; oder 

5. dur die Deffentlichfeit die Schamhaftigfeit einer 
betheiligten Berfon empfindlich verlegt würde." 

Bezüglihd aller diefer Ausihliegungsgründe ijt noch zu 
erwägen, ob bei Vorliegen derjelben die Ausjchliegung obli- 
gatorifch eintreten foll oder aber nur facultativ, d. . 
abhängig von der Erwägung etwa entgegenjtehender Ywed- 
mäßigfeitSgründe (feitens des Gerichte8 oder einer Bartei). Man 
fünnte in Webertragung einer für die Strafverfolgung ein- 
gebürgerten Terminologie diefen Gegenjag mit den Ausdrüden 
Legalitäts- und Opportunitätsprineip fennzeichnen.!?) Sm Sinne 
des erjteren enticheiden fi) unjere Gejege und Entwürfe für 
Civilfadhen, im Sinne des letteren für Straffachen — eine jad)- 
lic) unbegründete Unterjcheidung. Hier wie dort entjpricht es, 
was zunäcjt den lettgenannten Ausjchliefungsgrund der Scham- 
haftigfeit anbelangt, der „privat-vechtlihen“ Natur desjelben wohl 
am beiten, den Opportunitätsitandpunft zu Gunjten der be- 
theiligten Privatperjon zu acceptiven, deren Ermefjen aljo aus- 
Ichlieglih die Geltendmahung des gejeglichen Ausjchliegungs- 
grundes anheimzugeben, an das gejtellte Begehren aber das 
Gericht zu binden. Genau die gleiche Stellung gegenüber dem 
Gerichte wäre meines Eradıtens bei Vorliegen eines der „üffent- 
lich-rehtlihen” (sub 1—4 bezeichneten) Ausjchließungsgründe 
dem Dertreter der StaatSanwaltfhaft einzuräumen. 
So wie bei jenem Ausjhließungsgrunde in einzelnen Fällen 
überwiegende private, jo fünnen bei diejem überwiegende öffent- 
liche Spntereffen ausnahmsweife gerade die möglichite Publicität 
der ganzen Verhandlung erheifchen, jo bei mancden, ohnehin 
ichon in weiten Kreifen propagirten MajeftätSbeleidigungen. Die 
heiffe Beurtheilung und Prüfung der Frage, ob folche über: 
wiegende Nücjichten obwalten, ift allerdings womöglich dem zur 
Wahrung derfelben viel geeigneteren, von der Regierung ent- 
iprechend zu informirenden Staatsanwalt vorzubehalten, dvemNtichter 
aber zu erjparen. Aus diefen Grunde möchte ich eben (wie 
bereit8 angedeutet) dem Staatsanwalt, wo immer ein folder 





vorfommen fann. Die Ausdehnung des Ausfchliegungsgrundes auf den 
Thatbeftand der Gottesläfterung wäre wohl in Erwägung zu ziehen, ift 
aber bei der wefentlic) verjchiedenen Natur diefes Delictes Teineswegs 
jelbftverftändlid. 

19) Wer die Barallele zwifchen der Geltendinadhung des materiellen 
Strafanfprudjes und des procefiualen Anfprucdhes auf Ausihluß der 
Deffentlichfeit weiterführen will, findet im Texte nacheinander Analogien 
zum Anklageproceß, und zwar erfi mit Privat:, dann mit öffentlicher 
Anklage und john zum Unterfuchungsproceß. 
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einfchreitet*) — in Abweihung von unferen Gefeßen und Ent- 
würfen — die Intinative ausfchlieglich wahren, den Nichter 
aber darauf befchränfen, zu prüfen, ob der vom Staatsanwalt 
geltend gemachte Ausjchliegungsgrund vorliegt. Aber aud, dort, 
wo letterer nicht einschreitet — in Privatanflage- wie in Civil: 
jahen — jollte daS Gefet aus dem gleichen Grunde dem Richter — 
welchem allerdings hier überlaffen werden muß, aud) von Amts- 
wegen vorzugehen — auf die gleiche Prüfung bejchränfen und ihm 
die Geheimerklärung imperativ auferlegen, demnach hier allerdings 
das Legalitätsprincip adoptiren. Es ift dies wohl unbedenklich, 
weil jene ausnahmsweien Opportunitätsgründe faft nur bei 
officiofer Strafverfolgung in überragender Bedeutung hervor- 
treten werden. 

sh würde demnach empfehlen, der obigen Aufzählung 
folgende Norm anzuschließen: 

„non diefen Fällen muß die Deffentlichfeit ausgefchloffen 
werden, in den sub 9. 1 bi$ 4 angeführten jedoch, infoferne 
ein Staatsanwalt einjchreitet, nur auf dejfen Antrag, in dem 
sub 3. 5 angeführten alle hingegen nur auf Antrag der 
dafelbjt bezeiihneten Berfon." — 

II. Außer den bisher erörterten, allen Proceßgattungen ge: 
meinfamen Ausichliegungsgründen der öffentlihen Ordnung und 
Sittlichfeit enthalten unjere Entwürfe aud) deren weitere, welche 
entweder nur für Straffachen oder nur für bürgerlide Rechts: 
jahen oder gar nur für eine Gattung der letteren, nämlich 
Ehejachen, gelten follen, und gleichfall3 jenen öffentlich-vechtlicher 
Katur beigezählt werden fünnen. 

A. Der in Ehefadhen durd) S. 603 E. BP. E. ausnahms- 
[08 verfügte Ausschluß der Deffentlichfeit beruht allerdings nicht 
ausjchlieglich auf öffentlichen Nücfichten; wegen des hier un- 
trennbaren Zuj ammenhanges derjelben mit dem Intereffe der 
Parteien werden wir dieje Beftimmung erjt im zweiten Abjchnitt 
beiprecdhen. 

B. Zür alle Arten des Civilprocefjes ftatuirt 8. 186: 
„Die Deffentlichkeit it... . dann .... auszufchliegen ..... 
wenn die begründete Beforgnig befteht, daß die Deffentlichkeit 
der Verhandlung zum Zwede der Störung der Verhandlung 
oder der Erjhwerung der Sahverhaltsfeftitellung miß- 
braucht werden würde.‘ 


20) Dies ift nad) dem E&. Pr. €. (88. 611 f.) allerdings aud) im 
Ehetrennungs- und Ungiltigfeits-Berfahren der Fall; doc) joll hier die 
Deffentlichkeit zufolge $. 603 fchon ipso I ausgefchloffen fein Br: 
hierüber unten im zweiten Abjag sub Iam Schluß. 
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Die beiden bier zujammengefaßten Ausjcliegungsgründe 
jind wohl jhon in jenem der öffentlichen Ordnung mit in- 
begriffen.”!) Nicht ganz das Gleiche gilt allerdings, wenn der 
legtere Ausschließgungsgrund durch jenen der öffentlichen Sicher: 
heit erjett wird. Die Gefahr einer Störung der Verhandlung 
bedarf allerdings auch diesfalls Feiner befonderen Hervorhebung 
unter den Gründen, welche den Gerichtshof zur Geheim-Er- 
flärung der Verhandlung beredhtigen follen. Eine folde Störung 
(etwa durd Zeichen) berührt zwar nicht immer die öffentliche 
- Sicherheit. pnjoweit jie diefe aber nicht berührt, genügt es aud) 
wohl, im Falle wirklich erfolgter Störung Abhilfe durd 
entjprechende Austattung der procekleitenden Stellung des Vor- 
jigenden zu treffen, und zu diefem Behufe die demjelben in 
der ©t. B. D. ($. 233) bereit8 ertheilte Ermächtigung, bei 
Störung der Sikung „nöthigenfalls .. .. alle Zuhörer au dem 
Situngsfaale entfernen zu laffen”, auch in die Vorfchriften des 
E. P. €. über die Situngspolizei ($. 244) einzufügen. Die 
bloße Gefahr einer folden Störung Tann hingegen wohl 
höchitens dann al3 ausreichender Grund für die präpentive 
Mafnahme der Geheim-Erflärung gelten, wenn fie zugleich eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder eine foldhe für die 
„Sacverhaltsfeititelung”, eine Collufionsgefahr in ji fchliekt ; 
fie wäre daher jedenfalls nicht zu einem jelbititändigen Aus: 
ihliefungsgrunde zu erklären. 

Was aber den im E. P. E. projectirten weiteren Aus- 
ichließfungsgrund der Collufionsgefahr anbelangt, jo muß 
e3 wohl auffallen, daß nicht auc für den Strafproceg gleiche 
Borforge im Antereffe der Wahrheitserforfchung getroffen werden 
jo. udeffen ift anzuerkennen, daß hiefür injoferne weniger 
Bedürfniß beiteht, al3 ja in Straffachen bei ung zur Hintanhal- 
tung von Collufionen viel wirkfamere Mittel zu Gebote jtehen 
und insbejondere in weitergehendem Maße Ermittlungen außer: 
halb des Verhandlungstermines vor dem erfennenden Richter, 
im geheimen Vorverfahren gepflogen werden. Ob e3 überhaupt 
erforderlich ift, für die Fälle, in denen au&nahımsweije der un- 
beichränfte Zutritt des Publicums nit al3 Gewähr gegen 
Collufionen wirft, *?) fondern vielmehr folche befördert, derart Vor- 





21) Aus diefem Grunde hat aud den Motiven, ©. 197 zufolge da3 
deutfche Gerichtsverfafjungsgefeg jener beiden Falle nicht Erwähnung 
ethan. 

i 22) Bgl. hierüber u. A. Gneift: „Vier Fragen zur deutjhen 
Strafproceßordnung” ; in England und Nordamerifa hat man e3 be- 
tanntlid) nicht einmal nöthig befunden, in Straffachen die Vorunter: 
fuhung grundfäglich geheim zu führen, ebenjo in Norwegen nad) der 
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forge zu treffen, mag hier dahingeftellt bleiben. Da wohl eine 
mißgbräuchliche Ausdehnung diefes Ausfchliegungsgrundes in 
Civiljahen nicht leicht zu beforgen ift, fo fann er für dieje 
immerhin eher hingenommen werden.??) 

Sn Straffahen wäre derjelbe zweifellos publicijtiiher 
Natur, in Civilfachen befißt er einen gemifchten Charalter, da 
ja eine Werfchleierung der Wahrheit überwiegend im Ünterefje 
der Parteien hintangehalten werden foll. Weberwiegend, aber 
nicht ausschließlich: Das öffentliche Iuterreffe ift hier in gleicher 
Weife unmittelbar mitbetheiligt, wie bei der Officialverfolgung . 
vor dem ivilrichter abgelegter faljcher Ausfagen. Aus diejem 
Grunde hat auh der E. PB. E. mit Neht dem Gerichte 
imperativ auferlegt, von Amtswegen die Deffentlichfeit aus- 
zufchließen, mag aud die Kolfufion der einen Partei erwünjcht 
fein und vom Gegner überjehen oder aus bejonderen Privat- 
rüdfichten geduldet werden. 

C. Ebenfalls gemifchten Charakter befist der ausjchlieglic 
für Straffaden durd die St. P. Nov. neu eingeführte Aus- 
ichliegungsgrumd des jugendlihen Alters. „Gegen Perjonen, 
welche das achtzehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, 
fann”, jo bejagt die vorgejchlagene neue Fafjung des $. 229 
&.P.D., „die Hauptverhandlung mit Ausschluß der Deffent- 
lichkeit jtattfinden.“ 

Diefe Beftimmung glaube ich in Uebereinjtimmung mit 
Sammafh* und mit im Scofe der „Suternationalen 
criminaliftiichen Vereinigung“ ??) heroorgetretenen Bejtrebungen 
al3 eine durchaus angemefjene bezeichnen zu müffen. Denn 
einevfeit3 ift e8 in der That richtig, daß in dem Gedanken, 


St. PB. OD. dom 1. Zuli 1887 (8. 113). Die deutfche Reihgefeßgebung 
fennt ebenfall8 den fraglichen Ausihließungsgrund nicht. 

23) Auc bier würde fi indefjen die in Anm. 17 begründete 
Safjung empfehlen, jo daß im Gefege etwa zu jagen wäre: „injomeit... 
2. vermöge... die Deffentlichkeit eine Gefährdung a) der öffentlichen 
Sicherheit oder b) der Wahrheitsermittlung beforgen läßt.“ 

2) Studien zum Strafgefeßentwurf, „Allgem. öfterr, Ger.=ätg.”, 
1891, Nr. 49. 

25) Die von der Landesgruppe Deutijhes Keidh 1891 zum Stu- 
dium der Frage der Behandlung jugendliher Berbredher eingefeßte 
Commiffton (beftehend aus Krohne, Appelius, Keßler und v. Liszt) 
hat sub II ihrer vorläufigen Beihlüffe die Thefe aufgenommen: „Die 
Berhandlung gegen jugendliche Angeklagte, da ift bi$ zur Vollendung 
des 20. Rebensjahres, findet unter Ausfhluß der Deffentlichkeit ftatt. 
Eltern und Bormünder, Pflegeeltern, Erzieher, Arbeitgeber haben da$ 
Recht, der Verhandlung beizumohnen.“ (Der über die gleiche Frage am 
7. und 8. April 1893 zu Berlin tagenden dritten Zandesverfammlung 
wurde allerdings eine entfprechende Thefe nicht vorgelegt.) 
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vor der ganzen Welt im Gerichtsfaale eine Heldenrolfe zu 
ipielen, mitunter ein Anjporn für die — leider in |teter Zunahme 
begriffenen — Verbrechen Jugendlicher gelegen ift, und anderer: 
jeit8 wird dur die Deffentlichkeit des Verfahrens nur allzuleicht 
die ganze Fünftige Lebensjtellung infolge Eines unüberlegten 
Streiches auf das Spiel gejtellt. Der Ausflug der Deffent- 
Tichfeit ift aber hier ziemlich unbedenklich, weil im Gegenjag zu 
ähnlichen rücfichtsmwerthen Fällen hier durch die Yirirung einer 
ziffermäßigen Altersgrenze — die vielleicht jogar bis zu 20 Jahren 
hinaufgerückt werden fünnte?%) — die Abgrenzung der Aus: 
nahmen fi) präcife vollziehen läßt und weil bei den von 
Sugendlihen verübten Verbrehen nad deven überwiegendem 
Charakter nicht in gleihem Maße ein allgemeines Sintereffe 
an Öffentlicher Erörterung befteht, wie bei den DBerbredhen Er» 
wachjener. ?”) 

Dem zweifahen Gefihtspunfte, von weldhem aus nad) dem 
Gefagten der fraglihe Ausfchließungsgrund zu betrachten ift, 
der Schonung des Angeklagten felbft einerjeit3 und dem publi- 
cijtifch-präventiven Zwed desfelben andererjeitS entjpricht eS, die 
Seheimerflärung einerfeitS jtet8 auf Begehren des Angeflagten 
oder feines Vertreters, andererjeit3 aber aud) von Amtswegen 
verfügen zu laffen. Da jedod hier feineswegs in allen oder 
auch nur in der weit überwiegenden Mehrzahl der Fälle die 
gefürchteten Gefahren mit der Deffentlichfeit verbunden find, jo 
möchte ich weder dem Gerichte deren Ausschluß von Amtswegen 
imperativ auferlegen, nod aud der Staatsanwaltihaft ein un- 
bedingtes Net darauf einräumen. 

Ob nicht dem Jugendlichen eine Compenjation für die ihm 
zu entziehende Garantie der Deffentlichfeit durd, erhöhte Für- 
forge für jeine Vertheidigung zu gewähren ift, erörtere ic) 
anderen Drtes.?°) 


2%) Diefe Altersgrenze ift nicht blos dem geltenden Strafredte, 
fondern aud) dem ©t. ©. E. geläufig ($. 64). — Bgl. aud) das in der 
vorigen Anmerkung enthaltene Citat. 

27) Sind folhe gemeinfam mit Jugendlichen angeflagt, jo wird 
allerdings die Rüdfiht auf Xebtere eine geheime Procedur für die Erfteren 
nicht zu rechtfertigen vermögen — wohl aber wird diefe Rüdfiht ge- 
nügen, um eine Abfonderung der Verhandlung im Sinne der SS. 57 
und 58 behufs geheimer Durchführung der gegen Jugendliche anzuberau- 
menden zu verfügen. 

28) Bemerfungen zur Regierungsvorlage einer Strafproceßnovelle 
IV B, in Nr. 40 der „Allg. öft. Ger. tg”, 1893 (©. 12 ff. des Sep.-Abor.). 


Zweiter Abfchnitt. 
Privatrechtlice Austchließungsgründe, 


Gehen wir nunmehr zur Betrachtung der rein privat- 
vechtlihen Ausfchliegungsgründe (von denen wir nur den 
auf die Schamhaftigfeit fich beziehenden vorweggenommen 
haben) über. Diefelben follen nad den Entwürfen eine wefent- 
liche Erweiterung erfahren. Das geltende Recht nimmt auf die 
Snterejfen dritter Privatperfonen überhaupt nicht, auf jene der 
am PBrocefje unmittelbar Betheiligten aber nur in fehr be- 
Ihränttem Maße Bedadht; e3 ift nur vorgefehen, daß im 
Bagatellverfahren und in den bezirfögerichtlichen Strafverhand- 
lungen über Privatanflagen die Deffentlichkeit auf übereinftimmen- 
den Antrag beider Parteien auszufchliegen ift (SS. 17 B. 8. 
und 456 St. P. DD.) Diefe Beftimmung übernimmt der 
&. 9. €. (8. 186) für den gefammten Civilprocek, und die 
St. P. Nov. (neue Fafjung des 8. 229 St. P. OD. in Aht. III) 
überträgt diejelbe au auf die vor den Gerihtshöfen zu ver- 
handelnden Privatanflagen. Diefer Beftimmung fügen aber beide 
Vorlagen noch weitere im Intereffe der Parteien, die Straf- 
proceßnovelle au in jenem Dritter bei. Der &. B. €. befagt: 
„Heberdies fann das Gericht auf Antrag auch nur einer der 
Parteien die Deffentlichkeit ausfchließen, wenn zum Imwede der 
Entjcheidung des Rechtsftreites Thatfahen des inneren Fami- 
lienlebens erörtert und bewiejen werden müffen.“ Die St. B. 
Nov. hingegen verfügt: „Die Deffentlichkeit ift bei Hauptverhand- 
lungen über Anflagen wegen Erprejfung, wenn die ftrafbare 
Handlung fi auf Angelegenheiten des Brivat- oder Familien- 
lebens bezieht" und ferner nach Beifügung der bereitS hervor- 
gehobenen Beitimmung über die Privatanflagen: „Das Gericht 
fann den Ausschluß aber auch ohne einen dahin gerichteten An- 
trag aus widtigen Gründen bejchliegen." 2) — — 





*) Nach den „erläuternden Bemerkungen“ würde fich diefer Sat 
nur auf die zulegt erwähnten Privatanflagen beziehen. Die ftyliftifche 
Anordnung des vorgefchlagenen Gefeestexrtes läßt e8 jedoch zu, den- 
jelben aud) auf die Anflagen wegen Erpreffung, ja jogar uneingefchränft 
auf alle Straffadhen zu beziehen. 

Der permanente Strafgefeß-Ausfhuß des Abgeordnetenhaufes hat 
im gleihen Paragraph auf Antrag der Abg. Dr. Kopp und Dr, Graf 
Pininsfi im erften, von der öffentlichen Ordnung und Sittlichfeit han- 
deinden Abjag den durd die ftrafbare Handlung Berleßten den Ber- 
jonen (Ankläger und Angeflagter), welche den Ausschluß der Oeffentlich- 
feit beantragen fönnen, angereiht, ferner die im zweiten Abjate der 
Negierungsporlage enthaltene Norm bezüglich der jugendlichen Ange- 
Hagten in ein befonderes Alinea verwiefen, endlich der weiteren Beftim- 
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Durch die eben citirten Beltimmungen unferer Entwürfe 
fol vor Allem erftens auf die am Procefje al$ Parteien (in 
einem weiteren, den dur die jtrafbare Handlung DVerlegten mit- 
umfafjenden Sinne) betheiligten Privatperfonen, dann aber aud) 
zweitens auf andere Perfonen Bedacht genommen werden, E38 
wird fich empfehlen, beide GefichtSpunfte abgejondert zu betrachten 
und die Rücfichtnahme auf die Parteien (sub I) voranzuftellen. 
Hierbei wollen wir zunädjt (sub A) bei den Ausjdließungs- 
gründen verharren, welche bereitS im unferen Entwürfen (für 
ein größeres oder geringeres Geltungsbereich) vorgejehen find, 
und dann exit (sub B) unterfuchen, ob etwa nocd andere Mo- 
mente im Sntereffe der Parteien ins Auge zu fajjen find. 

I. A. Die geplante Rüdfihtnahme auf die Parteien 
möge zunädft im Strafverfahren verfolgt werden. 

Die durd die St. PB. Nov. angebahnten Neuerungen 
find das Ergebniß eines großen Wandels in den Anjchanungen 
über die Organifation des Strafprocefjes — eines Wandels, der 
allerdings aus dem Text der St. P. Nov. nicht hervorleuchtet 
und auch in den „erläuternden Bemerkungen“ der Novelle, 
welche die ratio des geltendeu Nechtes derart darjtellen, daß die 
Neuerungen lediglich al eine derfelben entjprechende Fortent- 
widelung dir St. B. DO. erjcheinen, nur ganz unvollfommen 
zum Ausdrud gelangen. 

Um diefen Wandel zu fennzeichnen, muß ich auf die große 
Reform des Criminalprocefjes zurücgreifen, der fich feit der 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts auf dem europätjden 
Sontinent vollzogen hat.) Den Mittelpunkt derjelben bildete 


mung des gleichen Abjates, wonad die Deffentlichkeit bei gemifien Er- 
preffungsanflagen und auf übereinftimmenden Antrag beider Parteien 
bei Brivatanflagen auszuschließen ift, anftatt der in der Negierungsvorlage 
enthaltenen Beftimmung, daß das Gericht den Ausschluß auch ohne einen 
dahin gerichteten Antrag aus wichtigen Gründen verfügen Tann, den 
Satz angereiht: „Das Gericht Tann aber in diefen Fällen den Aus 
fhluß der Deffentlichkeit auh auf Antrag einer der im erften Abjaße 
angeführten Perfonen bejchließen.” Hierdurd ift die foeben hervorgehobene 
Undeutlichfeit behoben und zugleich einer der im Zerte unten (©, 25) 
aufzuftellenden Forderungen, wonad) nur auf Antrag des Berlegten 
der Ausichluß erfolgen fol, infoferne Rechnung getragen, al$ der Aus« 
Ichluß nigt von Amtswegen ftattfinden darf, Die beibehaltene AntragS- 
berehtigung de3 Staatsanmaltes und des Angellagten entipricht hin- 
gegen feineswegs meinen Ausführungen. Andererfeit3 aber hat der Aus» 
ihuß, indem er die Ausfchliegung von Amtsmegen geftrihen, e& unter: 
fafjen, in anderer Weife für die nicht fhon von den Parteien gewahrten 
Brivatintereffen Dritter Bedaht zu nehmen und denfelben hiermit 
auch den ungenügenden Schuß, den die Negierungsvorlage denfelben 
zugedacdht (f. hierüber unten sub II) vorenthalten. 

30) Bgl. meine Abhandlung „Zur Theorie des Anklageprocefjes” 

1* 
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eine Reaction gegen die Ueberfpannung des öffentlichen Suter: 
efjes, wie fie uns in dem alten Anquifitionsprocek entgegentritt, 
Den einzelnen Privaten follte nicht mehr zugemuthet werden, 
jeine Nechtsgüter nahezu schranfenlos für das sutereffe der 
Gemeinschaft an der Beitrafung und Verfolgung von Yebel- 
thätern aufzuopfern, vielmehr folften beiderlei Spntereffen jorg- 
fältig gegensinander abgewogen werden. Diejem Entwidelungs- 
gange gehören vorwiegend an: die Abfchaffung der Tortur und 
jpäter der Ungehorfamftrafen gegen den Deichuldigten, die Be- 
jeitigung der Verdachtsftrafen und der absolutio ab instantia, 
die Neorganijation des Haftrechtes. Die Privatintereffen aber, 
die man derart mit den öffentlichen ins Öleihgewicht zu fegen 
jugte, waren weit überwiegend folhe des noch nicht [chuldig er- 
fannten Bejdhuldigten, der ja in der That im Criminalproceß 
nad) der Natur der Sahe die Hauptperfon ift; ihm wurde 
jtetig das öffentliche Iutereffe an der Strafverfolgung gegen- 
übergeftellt, für weldes alsbald ein perfünlicher Repräfentant, 
der Staatsanwalt, gefchaffen wurde. Ye mehr man nunmehr 
 bedadt war, den Criminalprocek folgerichtig zu einem förmlichen 
Nectsitreit zwiichen diefem und dem Angeklagten auszugeftalten, 
umjoweniger blieb ein entfprechender Pla anderen Agnterefjenten 
gewahrt, vor Allem dem VBerletsten, deffen Stellung zugleich durch 
Einführung der Mindlichfeit und Deffentlichkeit wejentlich erfchwert 
wurde. Durd den Staatsanwalt ift vor Allem in Defterreich °1) 
der DVerlegte bei Seite gefchoben, neben dem allgemeinen 
„suterejje an der Strafverfolgung fein befonderes vernadhläffigt. 
Höhftens in vermögensredtlicher Beziehung fand dasjelbe Be- 
adhtung; die idealen Interefien des Verlegten haben hingegen 
im geltenden Rechte wenig Berücjichtigung erfahren, bergeijjen 
wurde vielfach geradezu, daß er felbjt das veale Dbject des 
Verbrechens, die Gejellichaft aber doch nur mittelbar durch das- 
jelbe affieirt ift. Durch unfere Gerichtspraris aber ward die 
Stellung des Beihädigten im heutigen Procek noch mehr erfchwert. 
Dft hat er zum Schaden noch den Spott und ift auf der Beugen- 
banf an den Pranger geftellt; zum mindelten wird feine Unvor- 
jichtigfeit gegeißelt und werden ihm ex post jehr wohlfeile Ver- 
haltungSmaßregeln gegeben. Die Vertreter der öffentlichen An- 
fage aber, die zu folhen Ausartungen unferer Strafverhandlungen 
oft mejentlich beitragen, überfehen dann ganz, daß hierdurd) 


in Grünhut’s Zeitfehrift für das Private und öffentliche Recht, XVI, 
©. 60 ff. 


>) €3 würde zu weit führen, an diefer Stelle zu verfolgen, in- 
iwiemeit ein dem im Texte ffizzirten Entwidelungsgang analoger aud 
in anderen Staaten, insbefondere im Deutijhen Reiche, ftattgefunden hat. 
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vermöge einer unausweichlihen Wechjelwirfung auch das öffent: 
liche Sntereffe an der Strafverfolgung leiden muß. Sie ganz 
bejonders follten firh vor Augen halten, daß der Grundfag der Ver- 
folgung aller Verbrechen von Amtswegen. vor Allem erfordert, 
daß die Berletten nicht abgehalten werden, Anzeigen zu erftatten. 
Was nübt 8 zu betonen, daß die Webelthäter beftraft werden 
ne peccetur, wenn thatjähhlich die öffentlichen Verhandlungen 
vielfach, ganz befonders aber in Erpreffungsfällen: weniger ab- 
jhredend auf die Verbrecher, al8 auf deren Opfer wirfen, in den 
Legteren Furcht vor Erftattung von Strafanzeigen, in den Er- 
jteren hingegen gegründete Hoffnung auf Straflofigfeit erwecken? 

Das Gleiche gilt aber au von den nur auf Begehren 
eines DBetheiligten zu verfolgenden Delicten. Hier hat die 
Gejeßgebung eben durch Aufitellung des Antragsrequifites dem 
ssnterefje, welches der Verlegte allfällig an der Nichtverfol- 
gung hat, Rechnung getragen; zu wenig aber wurde aud) ‚bei 
diefen die Kehrjeite gewürdigt und bedacht, daß dann, wenn 
der Verleßte zu verfolgen geneigt ift, das öffentliche Syntereffe 
es ‚hier immerhin noch mehr als bei bloßer Verlegung der 
Privatrechtsiphäre erheifcht, ihm die Verfolgung des ftrafbaren 
Unredhtes zu erleichtern und VBorforge zu treffen, daß fein Rechts: 
Igug und die factifche Anwendung des Strafgefeges nicht 
eludirt werde. °?) 

Erft in der neueften Zeit finden wieder dieje ntereffen 
des DBerlegten mehr Beachtung. Einen fpredenden Beleg für 
diefen allmälig vor unferen Augen fich vollziehenden Wandel 
der Anjchauungen bietet die Behandlung unferer Frage in der 
öjterreichiichen Gefeggebungsgeichichte. °3) 

Die einschlägige Beltimmung (8. 531) des Entwurfes II 
unferer Strafprocefordnung (1861) lautete: 

„Außerdem ijt die Deffentlichkeit in dem Verfahren vor 
denn Bezirkögerichten auf Anjuchen des Angejchuldigten auszu- 
Ichließen, wenn derfelbe entweder wegen einer Uebertretung der- 
jelben Art noch nicht in gerichtlicher Unterfuhung war, oder 
wenn er fih auf freiem Fuß befindet und der ihm zur Laft 
gelegten That gejtändig ift. Schreitet ein Privatankläger ein, 
jo Tann in diefen Fällen die Deffentlichfeit nur dann aus- 
gejchloffen werden, wenn er feine Zuftimmung gibt.“ 


*2) Einen Beleg für diefe Charafterifirung unferer Gefeßgebung 
bildet noch die don mir in dem in Anm. 28 citirten Nufjag sub III B 
fritifirte ausnahmslofe Beftimmung des $.46 St P. O,, letter Abfak, 
betreffend die Kontumacirung des Privatanklägers. 

3) Die Belege fiehe bei Mayer a. a. DO:, ©. 1046 f. 
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Es ijt Elar, daß von den möglicherweife in Betradht 
fommenden Privatintereffen hier zunächft nur jenes des An- 
gejhuldigten in Erwägung gezogen und gegen diejenigen Anter- 
ejfen der Gejammtheit, welche für die Deffentlichkeit fprechen, 
abgewogen wurde. Synfoweit im Uebertretungsperfahren der Aug- 
ihluß derjelben eine Ausdehnung erfahren follte, war damals 
leitendes Motiv die Nücfiht auf den Angefchuldigten und 
nicht auf den Verlegten. Sie ift e8 aber aud noch im Sinne 
unjereö geltenden Strafprocegrechtes hinfichtlich der Privat- 
anflagen geblieben, wenn man aud im Laufe der fpäteren 
Berathungen jenem Sntereffe des Angeklagten bei Official- 
übertretungen niht mehr Nedhnung tragen zu follen 
glaubte. °*) 

Hinfihtli des VBerlegten aber blieb der Gedanfen- 
gang der Redactoren wohl unverändert der, daß diefelben 
fi erft ex post die Frage vorlegten, ob nicht etwa die 
Schablone der Gleihjtelung der Parteien, die proceffuale Sym- 
metrie e8 exheiiche, zu der nur zu Gunften des Angeflagten er- 
jonnenen Ausjchliegung der Deffentlichfeit aud) die Zuftimmung 
jeines Proceßgegners zu erfordern; lediglich al8 Schranfe für 
die Dispojitionsbefugniß des erfteren wurde diefes Kequifit auf- 
geftellt. — — 

Nahdem wir derart die in Wahrheit leitenden Gedanken 
der geltenden Beitimmungen bloßgelegt haben, brauchen wir 
denjelben nur die in den „erläuternden Bemerfungen“ enthaltene 
Begründung der durh die Ötrafprocefnovelle intendirten 
Neuerungen entgegenzuhalten, und wir werden fofort erfehen, daß 
e3 eine ungerechtfertigte Bejcheidenheit der „Bemerkungen“ ift, 
wenn diejelbe der Novelle den Anjchein geben, als ob fie nur 
den Gedanfeninhalt des geltenden Rechtes fortentwiceln würde. 


»%) Die bezügliche Nenderung erfolgte bereit$ in den Commiffion$- 
berathungen vom Fahre 1861, auS denen die geltende Beitimmung des 
$. 456 St ®B. D. hervorgegangen ift Damals wurden die im Entwurfe II 
enthaltenen Ausjchliegungsgründe für Officialübertretungen geftrichen, 
„theils weil man dafür hielt, daß der Umftand, ob Semand fchon in 
Unterfuhung war, leicht überjehen werden fönne, theil$ weil man be- 
jorgte, daß Organe, welche der Deffentlichfeit abgeneigt find, die durd) 
diefe Beftimmung geftedten Schranfen leicht überfchreiten werden.“ Hin 
fhtlih der Privatanklagedelicte aber wurde der Ausihluß über Antrag 
beider Theile mit Hinweglaffung der im Entwurfe II weiter aufgeftellten 
Borausfegungen beibehalten, da, wie die Specialmotive zu Entwurf VIII 
lagen, „in Straffahen, wo nur ein Frivatanfläger einfchreitet, das öffent= 
liche Snterefje nicht unmittelbar berührt wird, und im Hinbli auf die 
Geringfügigkeit de8 Gegenftandes fein befonderer Grund vorliegt, dem 
übereinftimmenden Wunfche beider Theile, daß die Sache feine all- 
gemeine Berbreitung finde, von Amtswegen entgegenzutreten.“ 
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Sn Wahrheit beruht diejelbe auf neuen und durchaus billigens- 
werthen Gefichtspunften. Die enticheidenden Stellen der „Be- 
merfungen," welche die8 am bejten felbjt beweifen, lauten: 

„Die Vortheile, welche diejfe Einrichtung (die Deffentlich- 
feit) bietet, würden überfchätt werden, wenn man die Deffent- 
lichfeit felbjt dort beibehalten wollte, wo dies auf Kojren der 
Möglichkeit der Rechtsverfolgung gejchieht und wo daher die 
unbedingte Aufrehthaltung der Deffentlichkeit dev Hauptverhand- 
lung die Gewährung der Straflofigfeit für die Webelthäter zur 
Folge haben würde. Die Erfahrung hat gelehrt, daß bei 
Ehrenbeleidigungen in vielen Fällen die Anklage von dem 
Beleidigten nicht erhoben wird wegen der mit der Deffentlichkeit 
der Verhandlung verbundenen Beiprehung und Berbreitung 
von Angelegenheiten, welche jo innig mit dem “Privat- und 
amilienleben verbunden find, daß deren Blofftellung eine 
Störung diejer Berhältnifje zur Folge hätte; um fi vor 
jolhen unwiederherjtellbaren Folgen zu bewahren, ijt der Be- 
leidigte zum Verzicht auf die ftrafgerichtliche Verfolgung ge- 
nöthigt. Welcher Anfporn für gewiffe Menfchen darin gelegen 
ift, die Ehre Anderer zu verlegen, wenn fie auf die Unterlafjung 
der Verfolgung rechnen fünnen, bedarf feiner weiteren Aus- 
führung . . . Die Zulafjung des Ausjchluffes der Deffentlid- 
feit fann aber auch nicht auf die Zuftimmung beider Theile 
gejtellt werde. &3 ift felbjtverftändlich, daß die Zuftimmung 
der Beleidiger in den in Ausficht genommenen Fällen nicht zu 
erlangen fein wird, weil das Bejtreben derjelben gerade dahin 
gerichtet ijt, die mit der Deffentlichfeit verbundenen unerträglichen 
Situationen der DBeleidigten zu Schaffen und vorzuführen, um 
Andere dadurd; von der Einleitung von VBerfolgungen abzuhalten 
... Der für den Ausschluß der Deffentlichfeit bei Privat- 
delicten geltende und dargelegte Grund tritt in voller Stärfe 
audh dann ein, wenn die Verfolgung wegen einer Erpreifung 
eingeleitet wurde, welche in der Richtung unternommen wurde, 
daß mit Veröffentlichung von Angelegenheiten des Privat- und 
YFamilienlebens gedroht wird. Auch hier fteht der Bedrohte 
häufig fchuglos dem Erprefjer gegenüber und das Gefeb jelbit 
verjett ihn in die Nothlage, fi) von dem Erpreffer Ioszufaufen, 
jobald die jtrafgerichtliche Verfolgung eben zur Veröffentlihung 
jener Angelegenheiten führt, deren Geheimhaltung ihm geboten 
erjcheint.” 

Diejen Ausführungen, welde von einer fehr richtigen 
Beobadhtung Zengniß ablegen, glaube ich in der Hauptjache 
nicht3 Weiteres beifügen zu follen. Der ratio der für Privat- 
anflagedelicte und Erprefjungen geplanten Neuerung fünnen wir 
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voll und ganz zuftimmen. Mit ihr deckt fi aber wohl nicht 
völlig die Dispojition des Gefegestertes. Sehen wir au vor- 
läufig davon ab, daß diefer Text allgemein von Privatanflagen 
jpricht, während die „Bemerkungen“ Lediglich von auf das Privat: 
und Samilienleben fi) beziehenden Ehrenbeleidigungsprocefjen 
handeln, und behalten wir vorläufig nur diefe und die gleid)- 
artigen Erprefjungsverhandlungen im Auge, jo miüffen wir 
dod hinfichtlih, der Geltendmahung des Ausjchliefungs: 
grundes aus der in den „Bemerkungen“ entwicelten ratio von 
der St. P. Nov. abweichenden Folgerungen ziehen. 

„sener ratio zufolge wüßte wohl der DVerlette allein, 
deffen Intereffen und Empfindungen ja gefchont werden follen, 
zum Nichter darüber gemacht werden, ob denfelben in jeder 
einzelnen Verhandlung Deffentlichfeit oder Geheimhaltung befjer 
entjpricht. Wenn, wie wir gejehen haben, der maßgebende Ge- 
jihtspunft der ift, daß der Beleidigte nicht durch bie Furdt 
vor der Deffentlichfeit von der Strafverfolgung oder Eritattung 
der Strafanzeige abgehalten werden fol, dann muß er aud) 
dejjen ficher jein, daß der Richter feinem Antrage auf Geheim- 
erflärung ftattgebe und nicht etwa andermeitige sntereifen höher 
ftelle: nur in dem feinen foll ja die Geheimhaltung jtatt- 
finden. 

Andererjeit3 aber kann gerade dadurd, daß gegen den 
Willen des DVerlegten die Verhandlung geheim erflärt wird, 
das „ynterefje desjelben, weldes wir wahren wollen, auf das 
Empfindlichjte gejhädigt werden. Wir dürfen es nicht überjehen: 
jo gut wie in dem einen Falle dem Beleidigten daran gelegen 
ift, daß die Sache bei verjchloffenen Thüren abgethan werde, 
ebenfogut wird er im anderen Fällen wünjcen, daß ihm vor 
aller Welt Genugthuung zu Theil werde, daß 3. DB. bei einer 
verleumderifhen Beihuldigung, die gegen eine im öffentlichen 
Leben jtehende Perjünlichkeit ausgeftreut wurde, auch vor der 
Deffentlichfeit dargethan werde, wie fchwad; die Berdadhtsgründe 
find, auf welde jene Beihuldigung aufgebaut ift. In diefem 
Sinne ift ja aud in unferer Prefgejeggebung mit vollem Rechte 
die VBeröffentlihung des Urtheils als eine Nebenjtrafe anerfannt. 
Die hierdurd) gebotene Genugthuung aber ift feine volljtändige, 
joferne nit aud daS Beweisverfahren, welches dem Ürtheile 
zu Örunde liegt, bei offenen Thüren fic abjpielt; ja felbjt im 
Falle des Freifpruces fann es für den hierdurch empfindlich 
getroffenen Privatantläger oft von. der größten Bedeutung fein, 
daß die Vorgänge, welche denfelben vorbereitet hatten, allgemein 
befannt werden, fo 3. B. wenn der Sreifprud) erfolgte, weil 
der gute Glaube des Angeklagten dargethan wurde, während 
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zugleich der Beweis der objectiven Wahrheit feiner Befchuldigung 
völlig mißlungen: ift. 

Wir jehen aljo: Niemandem als dem DVerletten felbjt 
darf das Antragsrecht zugeftanden werden (foferne nicht ein 
anderer Ausihliegungsgrund concurrirt) — nur ihm, alfo 
weder dem Nicdter von Amtswegen, noch dem etwa inter: 
benirenden öffentlichen Ankläger, am wenigften aber feinem 
Proceßgegner, dem Angeklagten. Die Zuftimmung des Lekteren 
zu erfordern ift von dem heute alS mafgebend anerkannten 
Gefichtspunft ebenfo fahmwidrig, al8 e8 von dem die Redactoren 
der St. P. D. von 1873 beherrfchenden Gedanfengang aus 
jahwidrig war, die Zuftimmung des Brivatanklägers zu ver- 
langen. 

Vergebens würden wir ung bemühen, ein allgemein ver- 
wendbares objectives Kriterium zur Scheidung jener Fälle, in 
denen bei Crörterung von Thatfachen des inneren Familien- 
lebens die Deffentlichfeit, und in denen deren Ausichliegung im 
Ssntereffe des DVerleßten gelegen ift, aufzufinden. Wir vermögen 
nichts Anderes, als auf defjen eigene Empfindung zu compro- 
mittiren, und darum müffen wir verlangen, daß die Ausichliefung 
erjtens jtet8 auf des Berlegten??) eigenes Begehren 
und zweitens nur aufdiejes Begehren him verfügt werbe. 

Warum wohl unfere Novelle diefe beiden Forderungen 3%) 
unberücjichtigt läßt und ftatt deffen nur die gemeinfame Dis- 
pojition des Privatanklägers und des Angellagten anerfennt, 
dem Richter aber nody Einjchreiten von Amtswegen geftattet? Ich 
glaube deshalb, weil die herfümmliche fchablonenhafte Lehre von 
der Gleichjtellung der Parteien im Wege fteht, bezüglich der 
zweiten Yorderung aber jedenfalls auch deshalb, weil die No- 
velle mit den Spntereffen der Procefparteien auch jene dritter 
Perjonen fhügen wollte. 

‚suwieweit und im welcher Weife auf Lektere Bedacht zu 
nehmen ijt, wird noch unten abgejondert zu unterfuchen fein. 

Was aber die Gleihftellung der Procefparteien 
anbelangt, jo ift dies eines jener Schlagworte, welche, ohne 





>>) Nicht blos der Privatankläger und der Privatbetheiligte, weil 
die gleichen Gefichtspunfte maßgebend find, wenn das Object einer Er- 
prefjung feine privatrechtlihen Anfprüche ftellt. | 

°6), Vgl. über diefelben ganz befonders Kleinfeller (im „Ge- 
tihtsfaal“, XXXIX, ©. 443 f.), welcher dafelbft beide für Privatanflagen 
zuerft aufgeftellt hat (und zwar ohne die Dispofttion des Privatantlägers 
an irgend eine miaterielle VBorausfegung binden zu wollen). — Die be- 
züglicyen Befchlüffe des permanenten Strafgefeg:Ausfchufles fiche oben 
in Anm. 29. 
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jahgemäße Begrenzung verwendet, in der Doctrin wie in der 
Gejeßgebung mehr Unheil als Nuten geftiftet haben. Anderen 
DOrtes?7) habe ich zu zeigen unternommen, wie verfchieden der 
Natur der Sahe nad) die Stellung beider Barteien im Straf- 
procefje ift, und daß die Gleihberechtigung al8 unverbrüchliche 
Norm hinzuftellen nichts Anderes heißt, als Gleiches ungleich 
behandeln. Injoweit e8 fich allerdings etwa um den gleichen An- 
Ipruch beider Theile auf richterliche Unparteilichfeit und Un- 
befangenheit, jowie auf vechtliches Gehör handelt, ift gegen den 
Grundfag der Gleichberehtigung nichts einzuwenden. Allein 
Ihon bei der Beweiswürdigung hört fie auf jahgemäß zu fein. 
Hier greift ja der für die ganze Geftaltung des Criminal- 
procefjes jo einflußreiche favor defensionis Bla. Diefem favor 
entipricht e8 ferner, daß auch im accnjatorischen PBroceffe die Sub- 
mifion und das Geftändniß des Angejchuldigten den Richter 
der Klarjtellung des Sachverhaltes zu deffen Gunften nicht 
enthebt, daß alfo dem Angeklagten keineswegs freie Verfügung 
über feine Recht3ausübung eingeräumt wird, wie dem Antläger. 
Hiermit entfällt aber Hinfichtlich des Angeklagten der wichtigjte 
und für fid) allein ausreihende Grund, aus dem wir dem Brivat- 
anfläger die freie Dispofition auch über den Ausschluß der Deffent- 
lichfeit wahren wollten; wir wollten vermeiden, daß derfelbe 
durh die Zurcht vor der Publicität gedrängt werde, auf fein 
Anklagerecht zu verzichten. Dem Angeklagten hingegen jteht ein 
Verzicht auf fein Vertheidigungsrecht gar nicht zu, und e3 wäre 
daher nur eine Conjequenz diejer zu feinem Vortheil geichaffenen 
Unterscheidung, wenn ihm andererjeits auch, feine jo weitgehende 
Verfügung über Anwendung des (ja nicht in eriter Xinie der 
materiellen Wahrheit dienenden, ejoterifchen) Grundjages der 
Deffentlichfeit eingeräumt ift, wie dem Privatanfläger, wenn alfo 
hier einmal eine Bevorzugung diefes letteren, zu dejjen Un- 
gunften ja die Gefeßgebung fonft fo vielfach von der Sleidh- 
berechtigung der Parteien abweicht, ftattfindet. 

Wenn nun aud nad) dem Gefagten der von ung bisher 
borangejtelite Grund für die Dispofition des Privatanflägers 
über die Deffentlichkeit eine Uebertragung auf den Angeklagten 
nicht zuläßt, fo ift e8 damit doch noch feineswegs abgemadht, 
daß auf denjelben in diefer Richtung überhaupt feine Ihonende 
Rücficht zu nehmen fei.??) So weit werden wir alferdings auf 


7) Zur Theorie des Anklageproceffes a. a. D.; vgl. au; Klein, 
Pro futuro, ©. 10 ff. 

»8) Ueber die bezüglichen Berfuche früherer Entwürfe der St. B.9D. 
j. oben ©. 21 f. und Anm. 34, 
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feinen all gehen zu Fönnen, dem Angeklagten ein gleich ausgedehntes 
Recht auf Geheimerflärung der Verhandlung oder doc ein 
joldes für jein inneres Familienleben einzuräumen. Sxn diefes 
mit rauher Hand einzugreifen ift ja ein dira necessitas; e3 
gehört dies zu jenen Opfern, die wir leider im nterefje der 
Sejammtheit dem Verdächtigen auferlegen müffen, ohne daß wir 
deshalb jchon allgemein die Deffentlichfeit, foll fie Negel 
bleiben, ausjchliegen fünnten, wenigjtens injomweit es fi un 
mittelbar um den incriminirten Vorfall felbjt Handelt. Das hin- 
gegen jollte ernitlichit erwogen werden, ob nicht doch dem An 
geflagten jenes Recht gewährt werden fünnte, infoweit defien 
Borleben Gegenjtand der Verhandlung bildet. Wenn fchon 
der wegen eines Delictes gegen das Thierfeuchengejeg Angeklagte 
es jich gefallen lafjen muß, daß bei diefem Anlafje die intimjten 
Yamilienangelegenheiten, etwa das bisher gehütete Geheimniß 
jeiner unehelichen Geburt, herporgezerrt werden, follte er nicht 
wenigitens begehren dürfen, daß dies bei verfchloffenen Thüren 
geichehe? Wenn durch) eine derartige Beftimmung, mit welcher aus 
naheliegenden Gründen nicht leicht Mißbraucd) getrieben werden 
dürfte, zugleich die im continentalen Procefje jo weit gehende 
Ausnügung der vita anteacta ein wenig eingedämmt werden 
jollte, jo mödte ich dies al3 eine erwünfdte Neflexwirfung 
betrachten. 

Weiterzugehen wird nur bei jugendlichen Angeklagten 3°) 
angezeigt jein, nicht auch bei erwachjenen. Swilden den ver- 
jchievenen Delict3gattungen, insbefondere zwiichen Ehren 
beleidigungen und Erprefjungen einerjeitS und anderen VBer- 
gehungen amdererfeitS, oder zwijchen Privat- und DOfftcialdelicten 
zu unterjcheidven wäre hingegen binjidhtlih de8 Angeklagten 
nicht jachgemäß, da diefer bei den letteren gewiß nicht weniger 
unter der Publicität leidet, wie bei den eriteren. 

Hinfichtlich des Verlegten ergibt fid uns allerdings eine 
derartige Unterfcheidung aus dem Beitreben, e8 möge nicht die 
berechtigte Yurcht vor verlegenden öffentlichen Erörterungen der 
Rechtsverfolgung im Wege jtehen. Diefe Gefahr jhien uns auch 
bei einem reinen DOfftcialdelicte, der Erprefjung‘) dann be- 
jonders naheliegend, wenn die ftrafbare Handlung fih auf 
ZThatjachen des Privat: oder Yamilienlebens bezieht. Sie 
bejteht ferner nicht bloS bei Ehrenbeleidigungen?!), jondern 


39) Siehe hierüber oben ©. 16 f. 

40) Die DelictSbezeihnung ift natürlich im Sinne des geltenden 
Nechtes gemeint. Nad) der Terminologie de8 St. G. Entw. wäre nod) 
die Nöthigung (S. 245) einzubeziehen. 

41) Ein dem öfterreihiichen Advocatentage unterbreiteter, dafelbft 
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aud) bei allen anderen Delicten, deren Berfolgung der Privat: 
Dispofition anheimgegeben ift, dann wenn in dem Proceß 
„Zhatjahen des inneren Familienlebeng" zur Sprade 
fommen. Nur unter diefer dem C. P.E. entnommenen Voraus: 
jegung ift wohl der Scheu des Verlegten vor der Deffentlichfeit 
dur Ausfchließung derjelben Nehnung zutvagen. In allen anderen 
Sällen fol nur der Kläger vor der ganzen Welt Genugthuung 
juden, und Sade des materiellen Kechtes, jowie der Hand» 
habung desjelben ift es vorzujorgen, daß die Strafe eine aug- 
reichende jei, geeignet die durch die ebelthat felbft und durch 
deren Öffentliche Bekanntgabe erlittene Schmad in den Augen 
ded Berlegten jelbft wie in jenen des Bublicums auszugleichen. 

Daß die St. Pr. Nov. bei den Erpreffungen aud fchon 
dann, wenn fich diefelben nicht auf das innere Familienleben, 
vielmehr nur fonft auf Brivat-, etwa auf Bermögensverhältniffe 
beziehen, die Geheim-Erflärung vorfieht, ijt damit zu rechtfertigen, 
daß hier die Gefahr der Straflofigkeit beim Deffentlichfeit- 
Zwang eine erhöhte, ebenjo aber auch das öffentliche Syntereffe 
an der DBeitrafung ein erhöhtes it. Hingegen möchte ich der 
in der St. Br. Nov. für Privatanflagedelicte zu Gunften des 
Verlegten vorgefehenen Ausihliefung der Deffentlichkeit nur mit 
der Einfhränfung auf das innere Samilienleben zuftimmen, diefe 
Beitimmung aber aud) auf die Antragsdelicte unjeres fünftigen 
Strafredtes i. e. ©. und auf die Ermädtigungsdelicte übertragen. 

Ganz das Gleiche gilt aber aud für den der Geltend- 
mahung vermögensrechtlicher Anjprühe dienenden Gipil- 
proceß‘) Hinfichtlich beider Parteien, aud Hinfichtlid des 


iedod nit zur Verhandlung gelangter Antrag Ofner’s („Zur. BL.“ 
1891, Nr. 38, ©. 452) will die Deffentlichkeit nur dort ausgejchloffen 
wiffen, wo folde Thatfachen, deren Beröffentlihung nad) 8.489 St. &. 
verboten ift, das heißt „ehrenrührige Thatfahen des Privat» und Yami- 
lienlebeng“ den Grund der Anklage bilden. Dies ift zu weitgehend, in=- 
joferne hier alle Official- den Privatanflagen gleichgeftelt find und 
nicht blos die Thatjachen des inneren Samilienlebeng Berücfichtigung 
finden (fiehe hierüber unten im Texte), zu wenig weitgehend, infoferne 
nur ehrenrührige Thatfachen berüdfichtigt werden, während ja dod) 
aud; bei anderen, man denfe 3. B. an die oft geheim gehaltene That- 
adje unehelicher Geburt, gleihfals ein fchügensmwertheg Snterefie an 
der Geheimhaltung beftehen kann. Diefes Intereffe fucht aud) der St, &. €. 
zu wahren, indem er in 8. 207, welder an Stelle des 8.489 St,G.8. 
treten foll, e8 als ein Vergehen erklärt, wenn Semand „über dag Privat: 
oder Familienleben eines Anderen eine verlegende Mittheilung macht 
oder verbreitet”. (Auch diefe Beftimmung follte wohl auf TIhatfadhen de3 
inneren Samilienlebens eingefchränkt ierden.) 

*2) Bon den Ehefadhen jehe ich vorläufig ab; diefelben werden 
unten (&, 30 f.) abgejondert befprochen. | 


Geflagten, dem ja hier, wie dem Kläger die volle rechtliche 
Dispofition über die Streitfade zufteht, und der deshalb ebenfalls 
nicht durch jene Furt genöthigt werden fol, im Vroceß oder nod 
vor demjelben fich unter Verzicht auf jede Vertheidigung dem 
Klagsanfprud; zu unterwerfen. Aus diefem Grunde wäre aud 
der Richter zu verpflichten, dem Parteienantrage ftattzugeben, 
und demnach im Gefeße der Hauptfache nad) dasjenige obliga: 
torifch anzuordnen, was der oben (©. 18) citirte S. 186 des 
E. B. €. facultativ zuläßt. 

Durhaus entjpredhend erjcheint mir hier insbejondere 
die Einschränkung des Ausschliegungsgrundes auf „Shatjachen 
desinneren Jamilienlebens." ?°) Wollte man etwa auch in dem den 
Privatrehtöftreitigfeiten gewidmeten Civilproceß, fowie in den 
Erprefjungsproceffen, alle Angelegenheiten des Privatlebeng be- 
rüdfichtigen, jo hiege dies die Deffentlichkeit in der überwiegenden 
Mehrzahl der bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten dem rmeffen 
auch nur Eines der Streittheile anheimgeben. 

Begnügen wir ung aber derart im Civilproceffe damit, 
dem Kläger nur mit Beziehung auf Thatfachen des inneren 
Samilienlebens eine Verfügung über die Deffentlicfeit zu ge- 
währen, und erjcheint uns died ausreichend, um ihn nicht von 
der Rechtsverfolgung abzuhalten, dann ift e8 wohl aud um fo 
weniger angemefjen, in Straffadhen — von den Verhandlungen 
wegen Erprejjung aus den bereit3 dargelegten bejonderen 
Gründen abgejehen — die Ausfchliegung der hier noch wichti- 
geren Deffentlichfeit unter leichteren Vorausfegungen eintreten 
zu lafjen. Vielmehr ift daran fejtzuhalten, daß auch auf die in 
Frage jtehenden Straffachen die materielle Borausfegung des 
CE. P. E. (Thatjachen des inneren Yamilienlebens) zu übertragen, 
und in der St. B. Nov. an Stelle der dafelbjt enthaltenen 
formalen Nequifiten: des discretionären richterlihen Ermefjens 
oder des übereinftimmenden Antrages beider Parteien zu 
jegen wäre. 

Was den legteren Ausichliegungsgrund betrifft, jo Hat 
derjelbe — noch neben jenem der Zamilienrüdjichten — aud in 
den E. PB. E. Aufnahme gefunden.*!) Er Scheint mir jedod in 

43) 8. 186 erfordert zum Ausihluß der Deffentlichkeit, daß der- 
artige Thatfahen „zum Zmwede der Entjcheidung des Nedtsftreites er- 
örtert und bewiefen werden mülfen”“. Gegen diefe Tertirung wendet 
Gertjcher in der „Allg. öfterr. Ger.-Zta.“ 1893, Nr. 38, mit Redt ein, 
daß ed genügen müffe, wenn aucd die Thatjahen nur zu erörtern und 
nicht auch zu beweifen find. Des Beweifens braucht wohl überhaupt nicht 
befonder8 Erwähnung zu gefchehen, da dasfelbe wohl durch den Ausdrud 
„erörtern“ oder dgl. mitinbegriffen ift. 

44) Das deutfche Reichsredht Fennt denfelben hingegen nid, 
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Civil- wie in Straffachen jeder rationellen Begründung zu ent- 
behren:; der Hinfichtlich der Procegredtsnormen ohnehin nur in 
jehr befchränftem Maße anmwendbare Grundfab der gemein- 
jamen Parteiendispofition vermag ihn gewiß nicht zu recht: 
fertigen, da ja die Deffentlichfeit nicht in erfter Linie der Par- 
teien wegen principiell gilt. Liegt ein berücfichtigenswerthes 
snterejfe auch nur der Einen Partei vor, fo ift dies aud) ohne 
Zuftimmung des Proceßgegners ein genügender Grund für eine 
Ausnahme. Diefe Zuftimmung fann aber niemals einen legitimen 
Grund erjegen. Wo ein folcher nicht befteht und etwa nur 
die Gegner in dem gemeinfamen Wunfche fi zufammenfinden, 
lichtichene Gejchäfte zu verbergen, oder gar jenen Perfonen, die 
jie gemeinjam übervortheilt Haben, dies zu verhehlen, während 
fie fih um den unfauberen Gewinn ftreiten, da ift eS gemiß 
durhaus ungejund, den Willen der Parteien al3 unverbrüchliche 
Norm zu befolgen. Wenn die Scheu vor der Bublicität die 
Detheiligten mitunter davon abhält, einen unmoralifchen Rechts: 
anjpruc zu erheben oder aber einen moralifch zweifellofen 
DBilligfeitsanfprud) zu befämpfen — dann wollen wir dies alg 
einen neuen Vorzug des Deffentlichfeitsprineipes begrüßen. — — 

Nod einen Ausfhliegungsgrund fennt der ®. PB. €. (8. 603), 
begründet dur die befondere Natur dev Nechtsfadhe: Ehe: 
jaden jolien jtetS geheim verhandelt werden. E8 mag dahin 
geitellt bleiben, ob die allerdings wichtige öffentlihe Nücjicht 
auf das no nicht gelöfte Eheband e8 erheifcht, einen Haupt- 
zweig der jtreitigen Civilrechtspflege zur Gänze der Deffent- 
fichfeit zu entziehen, und ob nit jene Nüdficht (foweit der: 
jelben nicht bereit3 durch den Ausfchliefungsgrund der öffent- 
lichen Sittlichfeit entfprochen ift) dadurd on genügend gewahrt 
ift, daß den mit derjelben überwiegend conformen Wünfchen der 
Parteien umd jelbit nur einer derjelben Rechnung getragen wird 
und daher entweder nad dem Borbilde der deutjchen Neichs- 
gefeßgebung *°) der Ausfchluß jederzeit auf den — nicht näher 
fundirten — Antrag eines Ehegatten erfolgen muß oder aber 
gar von jeder befonderen Beitimmung in Ehefachen abgejehen 
wird. Für das deutfche NeichSrecht bedurfte e8 allerdings einer 
Specialbeitimmung, weil dasfelbe nicht fchon, wie unfer Entwurf, 
im Civilproceß allgemein die Beiprechung von Thatfachen des 
inneren amilienlebens al3 Ausjhliegungsgrund anerkennt. Wo 
dies hingegen gejdieht, da ift eine gejeßliche Sonderftellung der 


») 8. 1716.83 © — S. 172 ©. B. ©. fügt noch eitte weitere 
Ausnahme von dem Deffentlichkeitsprineip für daS durch unferen &. P. 
Entw. unberührt bleibende, dem nichtöffentlichen Berfahren außer Streit: 
jachen überlaffenen Entmündigungsperfahren bei. 
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Ehejachen wohl überflüffig; denn thatfächlic wird nahezu in jeder 
Eheftreitigfeit jener Ausjchliegungsgrund vorliegen. Der Grund 
für die Parteiendispofition über die Deffentlichkeit ijt alfo hier ein 
wefentlich verjchiedener — die Norm jelbjt fann die gleiche 
fein wie für vermögensrecdtliche Procejje. 

B. Hiermit hätten wir bereit3 die in unjeren Negierungs- 
vorlagen im Sntereffe der Procepparteien aufgenommenen Aus- 
chliegungsgründe erledigt, und nur nod) die Frage zu beantworten, 
ob e8 nicht noch andere gibt, die gleichermaßen Beachtung 
erheifchen. Xch möchte diefe Frage mit Bezug auf die Wahrung 
von Geheimnifjen entjchieden bejahen. 

Unter diefen Gefihtspunft fällt auch bereits die empfohlene 
Aücjiht auf das Familienleben zum guten Theile. Aller- 
dings nicht ausschlieglih. Denn aud wenn e3 ji um allge 
mein befannte Dinge handelt, jo fan doc) deren Beiprehung vor 
einer Reihe Unbetheiligter oder gar vor der unbegrenzten Deffent- 
(ichfeit die Empfindungen der Betheiligten auf das Emfindlichite 
verlegen. Der Familienfrieden beruht nur allzuoft auf einem 
Bergeben und DVergefjen vergangener Ereigniffe. Wenn nun der 
Schleier , den die Angehörigen in ftilljchweigendem Einver- 
ftändnig über das DVerfloffene gebreitet haben, mit rüder Hand 
gelüftet wird, fo ift der Frieden oft für immer dahin — mag 
auc jener Schleier fein undurdfichtiger und nur geeignet fein, 
den grelliten Lichtjchein zu mildern, Die Rüdficht auf das Ya- 
milienleben hat in foldhen Fällen nahe Verwandtichaft mit der 
früher berührten Bedadhtnahme auf die Schamhaftigfeit. ‘m 
einem weiteren Sinne ift diefe ja aud dann verlett, wenn Ver: 
hältniffe öffentlich zur Sprache fommen, deren wir ung „jhämen". 

Sn anderen Fällen wird e3 fi) allerdings beim Deffent- 
(ichfeitSausfchluß aus Yamilienrücfichten darum handeln — nur 
darum oder auch darım — gewifje nod nit aligemein be- 
fannte Thatjahen geheimzuhalten, jet e8 vor dem großen 
Bublicum oder fogar nad) Thunlichkeit vor Jedermann. Den in 
diefen letteren Fällen maßgebenden Gefihtspunft der Wahrung 
von Geheimniffen wollen wir nunmehr weiter verfolgen. 

Kene Thatfahen, an deren Geheimhaltung der Staat 
ein unmittelbares Sgntereffe hat, habe ich bereits unter den 
„Öffentlicherechtlichen" Ausschliefungsgründen beiprochen. Was 
aber die Brivat-Geheimnijje — wie wir alle übrigen zujfammen 
faffend nennen wollen — anbelangt, fo ift da8 Gebiet jener unter 
ihnen, an deren Wahrung den Parteien bejonders gelegen ijt 
und deren Preisgebung jtie fogar gänzlihen Verzicht auf die 
procefjuale Rehtsausübung leicht vorziehen fünnten, mit den 
Thatfahen des inneren Yamilienlebend feineswegs erjchöpft. 
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Ganz allgemein (fowie bei den Staat3geheimnijjen) aud, davon 
ihon den Ausschluß der Deffentlichfeit abhängig zu maden, daß 
„wichtige Privatgeheimnifje” einen Gegenftand der Ver- 
handlungen bilden, *%) geht allerdings nicht an, ohne durd ein 
Solches, dem fubjectiven Befinden der Parteien wie des Richters 
den weiteften Spielraum lafjendes Kriterium in die grundfätliche 
Geltung der Deffentlichfeit allzutief einzufchneiden. ES gilt daher, 
jene Kategorien von Thatjachen, bei denen das Bedürfniß nad) 
Geheimhaltung in bejonders beachtenswerthbem Maße hervor- 
tritt, in möglichft präcifer Umgrenzung herauszuheben. “Dieje 
Aufgabe ift jedoch für unfere Frage nicht neu gejtellt. Der 
E. PB. €. hat fich diefelbe bereits, in Anfhluß an unfer Gefeg 
über das Bagatellverfahren und an die deutihe &. P. D., in 
anderem Zufammenhang und zu einem anderen Zwede vorgelegt, 
diejelbe hierbei jedoch in einer auch für unferen Zweck verwerth- 
baren Weife gelöft. Das Intereffe an der Wahrung gewiljer 
Seheimniffe ift dafelbft nämlich als ein RechtfertigungSgrund für 
die Verweigerung von Zeugenausfagen anerfannt,?”) und zwar 
in viel weitergehendem Maße, als in der St. B. D., welde 
naturgemäß noch fchwerer auf Wahrheitserforjchungsmittel ver: 
zichtet.'°) Smdefjen ift- auch jhon im Civilproceß das Ziel der 
MWahrheitsermittlung ein fo hochftehendes, daß nur fehr gewichtige 
Gründe e3 rechtfertigen fünnen, dem Gericht und den Parteien 
den Verlust eines tauglichen Beweismittel zuzumuthen. Bejtehen 
diefe Gründe in der Nücficht auf die Wahrung eines Geheim- 





46) Sn diefem Sinne befürwortet eine Petition des Rechtsanmaltes 
Paul Burgheim in; Minden folgende bemerfensmwerthe Gefeßes- 
beftimmung: „Bei Verhandlungen über Staatsgeheimniffe darf von 
Amtsmwegen und fol auf Antrag einer betheiligten Behörde oder der 
Staatsanmwaltfchaft die Deffentlichfeit ausgefchloffen werden. Bei Ber- 
handlungen über Brivatgeheimniffe darf von Amtswegen, aber nicht 
gegen den dibereinftimmenden Willen der zur Geheimhaltung Bered: 
tigten, und fol auf Antrag eines diefer Berechtigten die Deffentlichkeit 
ausgejchloffen werden.“ Diefe Petition wurde der mit ter Bor- 
berathung des Gefeßes vom 5. April 1888 betrauten Reichstagscommiffton 
zugewiefen, von derfelben aber durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt, 
weil der Entwurf, mit welchem fie fich befchäftigte, die Wirkungen, aber 
nicht die Vorausjegungen der Ausfchließung der Deffentlichkeit betreffe. 
(S. 17 des Comm.-Ber. in den Drudf. des Reichstages, 7. Legislatur- 
periode, I. Seffion 1887, Bd. II, Nr. 117, und Beitfchr. für die gel. 
Strafrehtsmwiffenich., VIII, ©. 385.) 

7) Ein Theil diefer Gründe befreit aud) nad) S. 316 C. Pr. €. 
den Proceßgegner von der Verpflichtung zur Edition von Urkunden. 

48) Unter den Eremptionen von der Ausfagepflicht fällt gar nicht 
unter den Gefihtspunft der Wahrung don Geheimniffen der Yall der 
Unfähigkeit des Zeugen zur Wahrnehmung (SS. 151 3.1 6t. P. DO, 
41 3. 1 Bag.-Berf. und 333 3. 18.2. DO. 
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nifjes, und zwar dem Bublicum — und nicht vornehinlic 
dem Gerichte*”) — gegenüber, dann liegt wohl die Fol- 
gerung nahe, daß diefe Nüdjiht auch genügen muß, um die 
Ausihliegung des Publicums von der Verhandlung zu recht- 
fertigen. Dd diefe Folgerung zu Öunften der Zeugen jelbft 
zu ziehen tjt, werde ich indefjen erjt unten (sub II) unter Be- 
vücdjihtigung der proceffualen Function derfelben zu überprüfen 
haben. An diejer Stelle haben wir nur die Frage zu beant- 
worten, ob die gleiche Folgerung zu Gunften der Parteien 
abzuleiten ift, wenn diefe es find, bezüglich deren joldhe Um: 
jtände vorliegen, welche einen Zeugen zur Verweigerung einer 
Antwort berechtigen würden. Und diefe Frage dürfen wir wohl 
im Allgemeinen bejahen, da es ja doc hier vor Allem vor- 
zubeugen gilt, daß nicht etwa einer Partei aus einer begrün- 
deten Scheu vor der Deffentlichfeit Nechtsverluft erwachjje; be- 
gründet aber muß diefe Schen wohl fein, wenn fie fogar eine 
Ausnahme von der die Deffentlidhfeit des Verfahrens denn doc 
an Bedeutung weit überragenden Zeugnißpflicht zu rechtfertigen 
vermag. | 

Dies vorausgejhict, wollen wir jene Fälle, in denen 
behufs Wahrung eines Privatgeheimnifjes der Deffentlichfeit 
gegenüber nah dem DBag.-Verf. und nah dem E. P. ©. 
Zeugnißverweigerung zuläjfig ift, einzeln durcdgehen.?') Es 
handelt fi) entweder um eigene oder um fremde Geheim- 
nifje, daS heißt es ijt an deren Wahrung entweder der Zeuge 
jeldjt oder ein Anderer unmittelbar interejfirt. 

1. Bleiben wir zunädhjt bei der erjteren Kategorie : 
Eigene ntereffen de8 Deponenten find es vorzugsmeile, die 
durch SS. 42 Bag.-Verf. und 334 EC P. €. gefichügt werden, 
injofern dajelbjt gejtattet wird, die Ausjage zu verweigern 
über Fragen, deren Beantwortung 


49, Das SSnterefje des Zeugen an der Verfhmweigung von That 
jahen dem Gerichte gegenüber Hat die Befreiung der Angehörigen 
und des Bertheidiger von der Zeugnißpfliht nah $. 152 St. P. ©. 
und jene wegen Gefahr ftrafgerichtlicher Verfolgung nad) 88. 42 8. 1 
Bag.-Berf. und 334 8.1 CP. €, zur Folge (f. hierüber noch unten 
im Tert ©. 43 f.). 

50) Bgl. hierzu vor Allem v. Schrutfa, Zeugnißpfliht und 
Zeugnißzmang im öjterr. Civilprocefje, 1879, insbefondere (88. 2—6, 
18 und 29—36). Dafelbft wird allerdings bei Gefährdung des Zeugen 
durch die Deffentlichkeit principiell nit deren Ausfhluß, viel» 
mehr nur die Ablehnung de3 BZeugniffes empfohlen (S. 129; vgl. 
jedod aud) ©. 218), — Mit der Beredtigung zur Verweigerung der 
BZeugenausfage ift regelmäßig nad S. 316 E. PB. E. aud) die Berediti- 
gung zur Ablehnung der Edition von Urkunden feitens einer Partei auf 
gegnerijche8 Verlangen verbunden. 
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a) dem Zeugen oder einem der dajelbjt näher bezeichneten 
Angehörigen desfelben „Schande bereiten“ (3. 1), oder 

b) einer diefer Perfonen einen „unmittelbaren ver- 
m ögensredtlichen Nadtheil zuziehen” würde (3. 2); nad) dem 
E. B. ©. ($. 334 3. 4) ferner aud) 

6) „über Fragen, welde der Zeuge nicht würde beant- 
worten fünnen, ohne ein Runjt- oder Gewerbegeheimniß 
zu offenbaren.“ 

Das Gebiet des erften unter diefen Befreiungsgründen 
fällt zum guten Theile mit jenem des inneren Yamilienlebens 
zufammen. Aber aud injoweit dies nicht der Yall ift und das 
öffentliche Vorbringen andermweitiger Thatjachen eine Partei 
oder die Khren mit Schande zu bededen geeignet ijt, wäre 
dennod die Verhandlung geheim durchzuführen. Die hiefür 
bei Beiprehung der Familienräcdjihten vorgebradten Gründe 
treffen ja der Hauptjahe nah auch bei Gefahr der Schande 
zu. Bezüglich des durd eine ftrafbare Handlung Berlegten 
möchte ich fogar hier über dad Maß der für Thatjahen aus 
dem Familienleben desjelben empfohlenen Berüdjichtigung hin= 
ausgehen. Solde Thatfadhen find im Strafproceß nur alzu- 
häufig zu befpredhen, und es jchien mir daher nicht zuläjlig, 
ihretwegen auch bei Offictaldelicten TtetS die Ausjchliegung der 
Deffentlichfeit zu geftatten. Wohl aber möchte ich dies für den 
hier beiprohenen Fall, daß aus der Beröffentlihung jolder 
oder anderweitiger Thatfahen dem DVerletten oder dejfen Ans 
gehörigen Schande droht, befürworten, da diejer yall weniger 
häufig eintritt.) — Dem Angeflagten hingegen wird die 
öffentlihe Beiprechung des incrimirten VBorfalles geradezu regel- 
mäßig Schande bringen; zu jeinen Gunjten fünnen wir daher 
diefen Ausschliegungsgrund ebenfo wie jenen der Samilien- 
rüdjihten (f. oben ©. 27), für die Erörterung des incriminirten 
Borfalls felbjt nicht zulaffen. 

Einer folden Einfhränfung bedarf es Hingegen m. ©. 
wohl nicht bei Verwerthung des bei allen DBetheiligten weit 
jeltener. vorfommenden Ausfchliegungsgrundes der Gejhäfts- 
geheimnifje (für welche übrigens bereitS der Vorentwurf eines 
Patentgejeges, S. 70, mit Kedt den Ausschluß der Deffentlid - 
feit jchranfenlos zuläßt). 





51) Die Ausichließung der Deffentlichfeit wegen Gefahr der 
Schande jol übrigens aud) bei DOfftcial-Delicten nicht blo$ zu Gunften 
der Parteien, fondern nod gemwiffer anderer Berfonen gewährt werden, 
insbefondere der Zeugen (j. unten sub II) — und al Zeuge fungirt 
ja zunähft auch der DVerlegte; e3 hätte daher wenig Zwed, ihm in 
letterer Eigenschaft das Ausichliegungsreht abzufprechen. 
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Das Gleihe gilt Hinfichtlich der Gefahr eines unmittel- 
baren Bermögensnadhtheiles, zumal wenn angemefjener- 
weije in Abänderung des E&. P. E. zur Ausjage: Verweigerung 
erfordert wird, daß der Nadtheil nicht blos ein „unmittel- 
barer" fondern aud, daß er ein „bedeutender“ (wie die 
analoge Bejtimmung des $. 153 St. PB. D. verlangt) oder 
— mie ich zu jagen noch) vorziehen möchte — daß er ein „un- 
verhältnißmäßiger” jei. Derartige Nachteile erwadien 
denn doch aus der Deffentlichfeit des Berfahrens nicht 
allzuhänfig den Parteren — aud nicht dem Angeklagten in 
Dezug auf die Beipredung des incrimirten Vorfalles jelbit ; 
wir fünnen daher das intereffe auch des Tekteren an der 
Geheimhaltung hier unbeichränft bevückfichtigen, ohne die Gel- 
tung des Deffentlichfeit3-Princip8 allzufehr zu beeinträchtigen. 

Bon der intendirten Bedahtnahme auf gewilfe Ber: 
mögen2nactheile zu Gunjten der Parteien darf ung im Civil: 
proceß auch nidt die Erwägung abhalten, daß die Parteien 
jelbjt wegen derjelben ihre Vernehmung al8 Zeugen (fowie 
die Edition don Urkunden) nicht ablehnen dürfen (88. 62 
DBag.:Verf., 395 und 316 &. PB. E.). Der Partei droht ja in 
jedem vermögensrechtlihen Proceß für den Fall einer un- 
günftigen Ausjage ein unmittelbarer vermögensrechtlicher Nach: 
theil in der Höhe des Streitgegenjtandes; jie deshalb jchon 
von der Zeugnißpflicht zu dispenfiren, hiege dieje überhaupt 
ihrem Belieben anheimgeben. Geheim zu erflären aber wäre 
diesfalls nach dem Gejagten das Verfahren nicht etwa fon 
dann, wenn jene Gefahr mit der Ausjage überhaupt, fondern 
nur, wenn jte erjt mit der Deffentlichfeit derjelben gegeben 
it. Das leßtere aber fommt viel jeltener vor, und wenn e$ 
vorkommt, jo bejteht hier nod; mehr Grund, dem dur die Bubli- 
cität empfindlich Gejchädigten Geheimhaltung zu ermöglichen, als 
dort, wo ihm geitattet wird, dur Zeugnigweigerung fich zu 
helfen. 

Aus den angedeuteten Gründen dürfte auch in denjenigen 
Fällen, in denen gemäß SS. 42 3. 2 Bag.-Verf. und 335 
E. B. €. auch anderen Zeugen — ebenfall3 wegen Unentbehr: 
lichfeit der Ausfage oder wegen einer der Stellung der Barteien 
verwandten Bojition derjelben??) — eine Befreiung von der 
Ausjage ausnahmsweile ungeachtet des ihnen drohenden Ver- 
mögensnachtheiles nicht eingeräumt it, die Ausjhliegung der 
Deffentlichfeit denjelben dennoch zugugeftehen jein. 


52) Meber dieje Zälle vgl. v. Schrutfa a. a. DO. ©. 238 ff. und 
die „Bemerfungen“ zum E. PB. €., ©. 276. 
3#+ 
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2. Die bisher dargeftellten Befreiungsgründe dienen zwar 
vorwiegend, aber doc nicht ausjchlieglih dem Schuge eigener 
Geheimniffe der Zeugen. Bei den Gejchäftsgeheimniffen wird 
— wohl wegen der. objectiven Bedeutung, die deren Wahrung 
im Ssntereffe des Geschäftslebens und der öffentlihen Moral 
beigemefjen wird — überhaupt nicht unterfchieden, um wejjen 
Geheimnifje e8 ji) handelt und wer durd deren Offenbarung 
unmittelbar benadıtheiligt würde. Bei den anderen beipro: 
henen Befreiungsgründen ijt e3 allerdings jtetS ein dem Zeugen 
jelbit oder doc defjen nächiten Angehörigen in concreto dro- 
hender jihwerer Nachtheil, welhem das Gejeg Rechnung trägt. 
Allein ein folder Nacdıtheil braucht die bezeichneten Perjonen 
nicht aus der Offenbarung eines eigenen, er kann ihnen aud) 
aus der Preisgebung eines fremden Geheimniffes vor Gericht 
erwachen. Wir müfjen unterfcheiden, ob der Inhalt einer Aus- 
jage oder ob die Thatjfadhe des Ausfagens jelbjt es ilt, 
die Sgemanden Schande oder vermögensrechtlihe Nachtheile 
bringt. Den erjteren Fall haben wir al8 den normalen bisher 
allein ins Auge gefaßt, aber aud) der zweite fommt vor und 
wird von der citirten Bejtimmung des Bag.-Verf. und des 
&. P. E. mitumfaßt. In dem eriten Tal kann jelbftverjtändlic 
die Enthüllung nur diejenige Perfon fehädigen, die fie un- 
mittelbar betrifft, die ein eigenes Sfntereffe an der Geheim- 
haltung bejigt. In dem legteren Zalle hingegen fann e8 ein 
fremdes Geheimniß fein, deffen Verrath den Zeugen etwa zur 
Zahlung einer hohen Conventionalitrafe verpflichtet oder mit 
Schande bededt. Ein fremdes, die Sntereffeniphäre des Zeugen 
und jeiner Angehörigen nicht unmittelbar berührendes Ge- 
heimnig fann aber von folder Bedeutung für diefen felbftver- 
jtändlich nur dann fein, wenn er an deflen Wahrung wenigitens 
ein mittelbares interefje befigt, ein Spntereffe, welches von 
jenem des unmittelbar ntereffirten abgeleitet ift. So aber jteht 
die Sache vor Allem dann, wenn das fremde Geheimniß ein 
dem Zeugen andertraute3 war, wenn er es infolge eines 
Vertrauensverhältniffes in Erfahrung gebradht hat. Se nad) 
dem Charakter und der Bedeutung diejes Verhältniffes und 
der dur) dasjelbe begründeten befonderen Verjchwiegenheitspflicht 
fann bier die Enthüllung Folgen von verjchiedener Schwere 
nad fi ziehen, aud) Schande und Vermögensnadtheile. 

Sndejjen auch abgefehen von allfälligen (focialen und 
öfonomijhen) Zolgen eines Bertrauensbruches für den Au$- 
jagenden, aljo von der jubjectiven Bedeutung der Geheim- 
niffe ; abgejehen auch von deren objectiver Bedeutung, 
welhe für den bejonderen gejeglihen Schug einer fachlid 


abgegrenzten Kategorie derjelben (der Gejhäftsgeheimniffe) maß: 
gebend ift — werden gewilje Vertrauensverhältniffe der ange- 
deuteten Art jhon als joldhe durd, eine allgemeine Gejekes- 
beitimmung gefhügt, und zwar derart, daß alle auf Grund 
eines jolchen Berhältniffes in Erfahrung gebrachten: Geheimnifje 
unabhängig von ihrer objectiven und fubjectiven Bedeutung aud) 
dor Gericht von dem Zeugen heilig gehalten werden dürfen und 
diefem alfo eine fjchwere Pflihten-Collifion er part bleibt. Spn 
diefem Sinne gewährt $. - 3. 3 DBag.-Verf. eine Befreiung 
vom Beugniß „in Bezug auf Thatjachen, üder welche der Zeuge 
nicht würde ausfagen können, ohne die ihm berufsmäßig ob- 
liegende Pflicht zur Berfhwiegenheit zu verlegen, injoferne 
er hiervon nicht entbunden worden ift.“ 

Achnlid S. 348 8. 5 der d. E. P. DO. und S. 334 des 
E&. PB. €. Lebterer fpriht jedoh mit Neht — wohl in der 
Erwägung, daß e3 zu weit geht, moraliiche Verfchwiegenheits- 
pflichten, die in irgend einem gar nicht jtaatlich normirten Berufs- 
freife gelten, allgemein zu fehügen — in der dem $. 42 3. 3 
Bag. -Berf. im Uebrigen conformen Borfrift der 3. 3 nur von 
einer „staatlid anerfannten Prligt zur Berjchwiegenheit,” reiht 
aber außerdem, wie fon erwähnt, im Sinne von in induftriellen 
Kreifen wiederholt laut gewordenen Wünfchen als einen weiteren 
Tall der zuläffigen Zeugnißgverweigerung den der Gejchäfts- 
geheimnifje an. 

Hiermit ift der wicdhtigfte Fall bisher im Allgemeinen °°) 
jtaatlich nicht anerkannter berufs mäßiger DVBerjchwiegenheits- 
pflicht getroffen. 

Eine ftaatlih anerkannte Berfchwiegenheitspflicht hin- 
gegen im Sinne des S. 334 3. 3 befteht vor Allem überall, 


53) Bol. jedoh $. 16 deS Gejeßes vom 21. Mai 1887 Nr. 51 
R. ©. Bl. über die Gemwerbeinfpectoren, welche einen Geheimnißbrud) 
diefer mit Strafe bedroht. Das Gleiche verfügt 8. 7 des Entm. eineß 
Gef. über Arbeitsftatiftit (821 der Beilagen zu den ftenogr. Prot. des 
Abgeordnetenhaufes, XI, Seifion, 1894) Hinfihtlih der Drgane des 
arbeitsftatiftiichen Amtes. Eine allgemeinere Strafbeftimmung hat nun= 
mehr aud) der St.-G.-Ausihuß des Abg.-Haufes in dem St. ©. Entw, 
am Schlufje de8 XXIV, Hauptftüdes des zweiten Theiles eingefügt 
(8. 321), und zwar gegen Seden, der „bei einem gewerblichen Unter= - 
nehmen angeftellt oder daran betheiligt, in der Abficht, fic oder Anderen 
einen Bortbeil zu verfchaffen, Thatfahen, die ihm al$ Gejdhäfts- 
geheimniffe anvertraut worden find, veröffentlicht oder verräth.” DBal. 
über die Abgrenzung diefer Strafnorm die Begründung des Ausfhuß- 
berichtes, ferner hierzu Brunftein, Der Schuß des Fabrifs- und Ges 
ichäftsgeheimnifjes, 1889, die Petition des niederöfter. Gewerbevereines 
und die wörtlich gleichlautende der Xeobener Handel$- und Gewerbe- 
fammer in den ftenogr. Protofollen des Abgeordnetenhaufes, X zelas 
1890, ©. 15479 ff. 


a 


wo die Offenbarung gewilfer Zhatjahen mit Strafe bedroht 
it, wie dies bei Medicinalperfonen nad) SS. 498 f. &t.&.B. 
und SS. 772 f. Mil. St. ©. B., bei den Gewerbeinjpectoren nad) 
S. 16 de8 Gefjeßes vom 21. Mai 1837, Nr. 51 R. ©. DL.,’*) 
der Fall ift; dann aber auc) dort, wo fonft eine verbindliche 
allgemeine Norm (Gefeß oder Verordnung) gewiffen Perjonen 
eine berufsmäßige Pfliht zur DBerjchwiegenheit auferlegt, wie 
die geltenden Dienjtesvorfchriften (3. B. $. 50 Ger.-uftr.) den 
Staatsbeamten, 8. 9 Adv. D. den Advocaten, 8. 37 Not. D. 
den Notaren und deren Hilfsarbeitern, Art. 69 8. 5 
DH. ©. (neue Faffung) den Handelsmäklern, endlich dort, wo 
jolde Normen auh nur fonft irgend welde Nedtsfolgen 
an den Beftand einer moralischen Verichwiegenheitspflicht fnüpfen. 
Hierher gehören insbefondere °?) die anderweitigen Vorfchriften 
der Procefordnungen felbit, welche von dem Vorhandensein einer 
jolhen Pflicht eine Mopdification der allgemeinen Zeugnigpflicht 
abhängig maden: fo SS. 151 3. 2 St. BP. DO. umd 41 8.3 
Dag.-Verf. bezüglidy der foeben auch fehon von einem anderen 
Gejichtspunfte aus berücdfichtigten Staatsbeamten, SS. 151 3. 2 
&.P.D. und 41 3. 2 Bag.-Verf. bezüglich der Geiftlichen, ?°) 
und $. 152 3.2 St. PB. OD. bezüglich der Vertheidiger.?’) Bleiben 





51) Nad) dem St. &. Entw. ($. 319) aud Redtsbeiftände und 
deren Gehilfen, nach der NRegierungsporlage (S. 400) auch Beamte, 
ferner nad) der Ausfhuß-Borlage ($. 321) und nad) dem Entwurf über 
die Arbeitsftatiftif die diesbezüglih in Anm. 53 bezeichneten Berfonen. 
— Nicht hierher gehören hingegen die Beftimmungen des $. 1 deS Ge- 
jeges vom 6. April 1870 Nr. 42 R.©. Bl. und des 8.318 St. ©. €, 
betreffend den Schub des Brief- und Scriftengeheimnifjes, da bier 
nicht die Mittheilung eines Geheimniffes an Dritte, fondern daS wider- 
rechtliche Eindringen in ein folches beftraft wird. 

55) Weitere unter diefen oder den vorerwähnten Gefihtspunft 
fallende Beifpiele aus der öfterr. Gefeßgebung fiehe bei Brunftein 
a. a. DO. ©. 17 ff. und den in Anm. 53 citirten Petitionen. 

56) Auch der &. PB. E. jelbft hebt (in S. 333) die Staatsbeanten 
und Geiftlichen, obwohl fie fhon unter die allgemeine Norm des $. 334 
3. 3 fallen, nod) eigens hervor, um mit der ihnen diejer Norm zufolge 
zuftehenden Berechtigung zur Zeugniß-Ablehnung wegen concurrirender 
Öffentlicher Snterefjen eine Verpflichtung hierzu zu verbinden. 

>7) Ebenfo $. 321 St. ©. E. Hinfihtlih der dafelbft zur Wahrung 
von Gejchäftsgeheimnifjfen verpflichteten PBerfonen (j. Anm. 55), Wenn 
übrigens auch viefe Beftimmung Gefetesfraft erlangt, genügt e$ dod) 
nicht Beugnißvermweigerung und Ausfcdluß der Deffentlichfeit bei ftaat- 
lid) anerfannten PVerjchwiegenheitspflichten zu geftatten, bedarf eS vie- 
mehr immer nod) daneben einer ausdrüdlichen Hervorhebung der Ge= 
Tchäftsgeheimnifjfe im Gefege. Ungefhügt würden ja fonft bleiben Sene, 
die eigene Gejchäftsgeheimnifje, deren Enthüllung ihnen nicht einen 
unmittelbaren Bermögensnachtheil bringt, und Jene die fremde Ge- 
Ihäftsgeheimnifje zu offenbaren haben, die ihnen gar nicht oder doc 
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die bezüglichen Beftimmungen aud) nur für irgend einen Zweig 
des gerichtlichen Verfahrens aufrecht, jo bedarf es au gar nicht 
erft der befonderen Hervorhebung diefer Kategorien von Per: 
fonen und der bezügliden Geheimnifje unter den VBorausjegungen 
des Ausichluffes der Deffentlichkeit. ES genügt dann — im 
Anfhluf an 8. 334 3. 3 — in der St. BP. Nov. und im C. P. €. 
auszujprechen, daß die Geheimerflärung ftattfinden könne, injo- 
ferne Thatfachen zu erörtern find, welche eine Partei nicht offen- 
baren kann, ohne eine ihr obliegende jtaatlih anerfannte 
Pfliht zur VBerjhwiegenheit zu verlegen. 

Durd den Ausihluß der Deffentlichfeit in diefem Falle 
in Verbindung mit einer VBerpflihtung der an der Verhandlung 
Betheiligten zur DVerjhwiegenheit (dem zum Schluß zu be- 
iprechenden Schmweigebefehl) foll e8 den Betheiligten ermöglicht 
werden, ohne eine jchwere Pflichtverlegung ihr Recht zu ver- 
folgen. Der Ausschluß fol daher in diejem, wie in den bis- 
herigen Fällen auf Antrag eines Betheiligten unbedingt er- - 
folgen — ohne einen folchen Antrag aber wohl nicht, wie wir 
noch erjfehen werden (j. unten ©. 55 ff). 

Als Betheiligte aber fommen aud) hier (j. oben ©. 34 f.) im 
Civilproceß beide Parteien, im Strafproceß bei Official- wie 
bei Privatanflagedelicten jowohl der Verletzte al8 au der An- 
geflagte in Betracht, und zwar der Legtere nicht blos hinfichtlich 
feines Dorlebens, fondern auch Hinfichtlih des incriminirten 
Borfalles feldft. Hier ift ebenfalls eine gleihmäßige Bedahtnahme 
auf die Sntereffen auch des Angeklagten ohne Aufopferung der 
Deffentlichkeit al3 Negel möglich, da die bezüglihen Fälle nicht 
allzu Häufig vorfommen, und es dürfte gerade im „sntereije 
der Wahrheitserforfchung gelegen jein, wenn dem Angellagten 
die Gelegenheit geboten wird, fich zu vertheidigen, ohne einen 
Bertrauensmißsrauc zu begehen. Dem Unfdhuldigen wird dies 
zum Vortheile gereichen, des Schuldigen aber hierdurch mitunter 
die Möglichkeit entzogen werden, Thatfachen unter der nicht 
widerlegbaren Berufung auf eine Verjchwiegenheitspflidht in ein 
clair-obscur zu hüllen. 

II. Die Berückfihtigung der Intereffen dritter Privat» 
perfonen durd; Ausflug der Oeffentlichfeit ift im &. PB. €. 
durhans den Parteien anheimgegeben, und zwar unbegrenzt, wenn 
beide einverjtanden find, zum Echuße der Thatjachen des inneren 
Familienlebens Dritter auch dann jchon, wenn nur Eine von 
ihnen e8 begehrt. Sn der St. P. Nov. Hingegen ift auf Dritte 


nicht in der Eigenjchaft von Angeftellten oder an dem Unternehmen 
Betheiligten anvertraut waren. 
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überhaupt nur bei Privatdelicten Bedadht genommen, hier aber 
unabhängig von dem guten Willen der Parteien: der Richter darf 
au ohne Antrag „aus wichtigen Gründen” die Verhandlung 
geheim erflären.?°) Diefes Net fol ihm nach den „erläuternden 
Bemerkungen” eingeräumt werden „im Sntereffe dritter Perfonen, 
deren Brivatangelegenheiten in verlegender Weife von den Par: 
teten der Deffentlichfeit preisgegeben werden wollen.“ 

Die erjte Trage, die fih uns hier aufdrängt, ift die, 
warum gerade bei Brivatanflagen und nur bei diejen auf die 
Schonung Dritter Bedaht genommen werden joll? Daß An- 
gelegenheiten Dritter hereingezogen und diefe dadurch empfindlich 
getroffen werden, daS fommt ja befanntlich auch bei Mieineids- 
und Berleumdungsproceffen, ja ganz allgemein bei allen Arten 
von Delicten und ebenfo in Civilfachen nicht bLoS ausnahmsmeife, 
jondern regelmäßig vor. So 53. B. wenn e3 fi; darum handelt, 
die Ausschlieglichfeit de8 Gelegenheitsverhältniffes in einem 
Diebitahlsprocek zu prüfen. Cbenfo nöthigt die Berufung auf 
ein Alibi oft in die Verhältniffe der Procepfahe Sernftehen- 
der einzudringen, mag e8 fih nun um eine Movdthat, um die 
Derantwortlichkeit wegen eines maulforblofen Hundes oder um 
einen civilen Entihädigungsproceß handeln. In einer Richtung 
beiteht jogar bei Privatanflagen weniger Grund, auf Dritte befon- 
ders Bedacht zu nehmen. Das nterefje derjelben deckt fich nämlich, 
häufig mit jenem de8 Privatanflägers, deffen Beziehungen zu einem 
Dritten öfter, z. DB. durch Wahrheitsbeweife im Snjurienprocek, 
dargelegt werden. Yällt aber das Syntereffe beider nicht zufammen, 
erheijcht jenes des Verlegten vielmehr gerade die Veröffentlichung, 
dann ijt e8 eben diejes lettere (nad) dem sub I A Ausgeführten 
gerade bei Privatanklagen befondere Berücfichtigung verdienende) 
ssuterejje, welches der Geheimerflärung zu Gunften des Dritten 
jih entgegenftemmt. 

Dennod jceinen mir die Gründe überragende Bedeutung 
zu befigen, welde für eine vorzugsweife Berücfihtigung der 
Suterejfen Dritter gerade bei Privatanflagen oder vielmehr bei 
jener DelictSgattung fprechen, auf welde die große Mehrheit 
aller Privatanklagen entfällt: bei den Ehrenbeleidigungen. Es 
ift nicht zu verfennen, daß hier, wenn es fih um Führung 
de WahrheitSbeweifes oder um Darthuung der bona fides 
jeitens des Angeklagten oder des Gegenbeweifes jeitens des 
Anklägers Handelt, für die Parteien der größte Anreiz bejteht, 


°°) Auch Ddiefe Beftimmung und hiermit jegliche Bedadhtnahme 
auf dritte Perfonen wurde vom Ausfhuß des Abgeordnetenhanfes eli- 
minirt (fiehe oben Anm. 29 a. ©.). 
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Angelegenheiten Dritter hereinzuzerten, die mit dem Streit- 
gegenjtand nur in einem ganz lojen Zufammenhang ftehen. 
Eine Eindämmung des Beweismateriales jeitens des leitenden 
Richters aber ift hier, zumal wenn die Anklagefchrift ohne 
porangehende Erhebungen eingebradit wurde, nad) der Natur 
des thema probandum befonders fhwierig — am fchwierigften 
wohl, wenn im Einne der SS. 491 &t. ©. DB. oder 205 3. 2 
St. ©. €. eine Gefinnung oder Charaftereigenfchaft des Be- 
leidigten zu erheben ift. Und aud der Gegner des Bemeis- 
führer fann fich oft nicht Leicht entjchließen, den Bemeis- 
anträgen entgegenzutreten, um nicht den Schein zu erweden, als 
ob er das Ergebnik der Ermittlungen zu fcheuen hätte.5°) 

Defiehen demnach überwiegende Gründe für eine vorzugs- 
weile Berüdjichtigung dritter Perfonen bei Ehrenbeleidi- 
gungsverhandlungen, fo folgt Hieraus allerdings nocd nicht 
deren völlige Vernachläffigung in anderen Strafjaden. 

Ssnwieweit aber fünnen wir bei den erfteren, inmiemeit 
aud; bei den letteren, jowie im ivilproceg folhe Nückficht 
walten lajjen? Vermögen wir es, ohne, nad) dem in der St. 8. 
Nod. für Privatdelicte gemadten Vorfchlag, in allen Verfah- 
vensarten den Grundjag der Deffentlichfeit dem Ermefjen unferer 
ihm abholden Richter zu überlafien? Und dürfen wir nicht 
menigjtens von der Öefeßgebung verlangen, daß fie fi) erft 
jelbjt einigermaßen über die maßgebenden Gefihtspunfte, über 
die Natur der in der St. P. Nov. bezogenen „wichtigen 
Gründe" Klarheit verichaffe? 

Hierzu wird e8 dienlich fein, zwifchen den verjchiedenen 
Kategorien von Perfonen, die bisher den Parteien lediglich als 
Dritte gegenübergejtellt wurden, zu unterjcheiden und vor Allem 
jene ins Auge zu faffen, durch welde unmittelbar oder 
mittelbar im Proce& Thatfahen an das Tageslicht ge- 
bracht oder doch bejtätigt werden, und zu unterfuchen, ob 
etwa bejondere Gründe dafür bejtehen, gerade deren nter- 
ejfen an Yernhaltung des Publicums einen erhöhten und von 
dem Willen der Parteien jelbft unabhängigen NRectsihug zu 
gewähren. 

A. Von der Entjcheidung der. Parteien fann der Nedts- 
hut mindejtens in jenen zahlreichen Fällen nicht abhängig ge- 





59) Dieje Erfcheinungen treten in befonders verftärftem Maße im 
Berfahren vor den Gefhmwornen hervor; deren Kompetenz hat daher 
aud) der St. G. E. (Art. 49 Einf-Gef.) aus ähnlichen Gründen (vgl. 
die „Bemerfungen“ „zu 210 der Beilagen zu den ftenogr. Protofollen des 
Abgeordnetenhaufes, X). Sejftion“, ©. 533 f.) die auf Privatanklage zu 
verfolgenden Beleidigungen entzogen. 
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madt werden, in welchen e8 fih um Geheimniffe handelt, die 
den Parteien jelbjt noch gar nicht oder doc nicht im vollen 
Umfange befannt find, jedoch Gegenftand einer — jet e8 von 
ihnen beantragten oder von Amtswegen erfolgenden — Beweis 
aufnahme oder einer von einem Dritten erftatteten Straf- oder 
Eheungiltigfeits-Anzeige bilden. Hier ift aljo nod zu unter» 
juden, ob und in wie weit etwa Dritten unabhängig von dem 
Willen der Parteien Schug zu gewähren ift. 

1. Diefe Frage ift m. E. hinfichtlich der erwähnten Anzeigen 
entjhieden zu verneinen. Der Wunfch des Anzeigers Tann dahin 
gehen, den von ihm mitgetheilten Sachverhalt oder nur jeinen 
eigenen Namen zu verheimlichen. sn legterer Beziehung würde 
dur den Ausschluß der Deffentlichfeit den Intentionen des- 
jelben nicht Teiht Genüge gefchehen; denn in der Regel wird 
ihm mehr daran liegen, daß die Betheiligten, als daß das große 
Publicum in Unfenntnif feiner Berfon verbleibe. Mit vollem 
Nechte hat jedoch unfere St. PB. O©. eine Zufiherung der 
Geheimhaltung den Betheifigten gegenüber nicht porgejehen; 6%) 
e8 würde damit in der That auf eine wichtige Handhabe zur 
Controle gewifjenlofer Denuncianten verzichtet werden. 

Geradezu als eine Selbfterniedrigung der Strafjujtiz 
würde ich e8 aber anfehen, wenn man der Milffür des durch die 
Itrafbare Handlung nicht felbft verletzten Anzeigers e8 überlaffen 
wollte, die gefammte Verhandlung über den von ihm zuerft mit- 
getheilten Sachverhalt geheim führen zu laffen. Soferne derjelbe 
übrigens al Zeuge zu vernehmen ift, muß aud) für ihn die 
gleiche Riücdfiht wie für jeden anderen Zeugen genügen. 

2. Und damit find wir bei der Frage angelangt, inwieweit 
Umjtände, weldhe durd Heugenvernehmungen oder andere 
Bemweisaufnahmen fund werden, auch wenn an deren Ge: 
heimhaltung nicht auch die Parteien felbft ein Ihüßenswerthes 
‚sntereffe befigen, den Ausjchluß der Deffentlichkeit zu redt- 
fertigen vermögen. Hierbei wird zu unterjcheiden fein, ob jene 
Umftände dur die Ausjage von Menschen (Zeugen und Sad)- 
verjtändige — perjönliche Beweismittel) oder durd) Borlegung 
von Saden (insbejondere Urfunden, AUcten, andere Scriftjtüde, 
Augenfcheinsgegenftände — jadhliche Beweismittel) enthüllt 
werden, in zweiter Linie aber, ob das Beweismittel von Dritten 
in Erfüllung einer vechtlichen Verpflichtung oder ohne foldhe dar- 


60) Anders $. 62 St. &. B. hinfichtlih des Hochverrathes. Die 
in der Zoll- und StaatSmonopol-Ordnung don 1835 vorgefehene Ge- 
heimhaltung der Anzeigen erftrecdt fich nad) der ausdrüdlihen Vorfchrift 
de3 S. 304 nicht auf ftrafgerichtliche Vernehmungen. 
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geboten wird und ob diejfe Dritten Private oder öffentliche 
Organe find. 

a) Die Controle der geugen und Sahverjtändigen 
durh die Deffentlichkeit ift für die grundfäglice Geltung 
der letteren von bejonderer Bedeutung. Dennodh follte, 
wenn wir vor das Dilemma geftellt werden, auf eine wejentliche 
Ausjage oder Antwort gänzlich zu verzichten oder diejelbe hinter 
verjchlojjenen Thüren entgegenzunehmen, die Wahl für eine Procef- 
gejeßgebung, die überhaupt Ausnahmen vom Deffentlichfeits- 
prineip im Beweisverfahren zuläßt, nicht jchwer fallen. So aber 
jteht in der That die Sache überall dort, wo das Gefeß eine 
Ausfunftsperfon durch Anerkennung eines Antwortverweigerungs- 
vehtes aus der Hinfichtlih beftimmter Thatfahen für fie be- 
\onderS heiflen moraliihen Zwangslage, diejelben vor dem 
Publicum zu enthüllen, befreit, und ihrem Grmefjen oder 
jenem eines Anderen, dem fie etwa zur Verjchwiegenheit ver- 
bunden ijt, es überläft, zu entiheiden, ob fie wichtige Geheim- 
nifjfe völlig preisgeben oder die Unterftügung der Sachverhalts: 
ermittlung ganz verjagen fol. Wird no der Mittelweg offen 
aelaffen, daS Geheimniß nur einem beihränften Kreife an der 
Verhandlung betheiligter Perfonen zu offenbaren und diejen 
unter Straffanction die Berpflihtung zur Berjchwiegenheil auf- 
 zuerlegen: — fo wird der zur Ausfageverweigerung Berechtigte 
jih eher entjchliegen, auf diejes Necht zu verzichten; joferne er 
aber hierzu etwa ohnehin im Ignterejje einer Partei oder aus 
jonjtigen Nücjichten geneigt war und jelbjt der zu DBerneh- 
mende ijt, wird er nicht jo leicht rüchaltend deponiven — im 
gntereife der Wahrheitsforihung große Vorzüge. 

Sr diefem Sinne wäre im CivilproceRß den Por: 
gejegten, welchen die Entbindung al8 Zeugen zu vernehmender 
Staatsbeamter vom Amtsgeheimniß zufteht (S. 333 3. 3 
E. B. E.), zu geftatten, diefe Entihließung vom Ausihluß der 
Deffentlichfeit bei Vornahme und Verwerthung des Verhörs in 
der Verhandlung (fowie von Erlaffung eines Schweigebefehles) 
abhängig zu machen; ferner wären die zunädjit in S. 334 EC. BP. E. 
für die Zeugen aufgejtellten, durd; $. 366 aber auf die Sadı- 
verftändigen ausgedehnten Antwortverweigerungsgründe zugleich 
al® Gründe für die Geheimerflärung der Verhandlung auf Antrag 
des zu Vernehmenden zu erklären — ganz in der gleichen Weije 
und unter den nämlidhen Vorausfegungen, wie ich dies, oben 
zu Gunjten der Parteien verlangt habe.) ES wird daher von 





61) Km Falle des $. 334 3.3 ©. P. €. ceffirt das Zeugniß: 
bermeigerungsrecdht bei Entbindung von der Berfchwiegenheitspflicht, und 


Re 


den Ablehnungsgründen des 8. 334 allerdings Einer nie: 
mals ald Ausjichliegungsgrund zu verwerthen fein: die Gefahr 
ftrafgerichtlicher Verfolgung. Denn diefe Gefahr und mithin 
die Zwangslage des zu Vernehmenden ift ja fon durd die 
Ausjage vor dem Gericht allein gegeben und daher durd, Aus- 
ihliefung des Bublicums nicht zu beheben. 

Dasjelbe gilt im Strafproceß Hinfihtlih des Ent- 
Ihlagungsrechtes der Zeugen nad 8. 152 St. B. DO. Sowohl 
den Angehörigen al8 auch dem PVertheidiger des Angeflagten 
fommt 8 ja überwiegend darauf an, daß fie nicht dem 
Gerichte Belaftungsmaterial in die Hand geben follen, und 
diejes „ynterefje derjelben wird vom Gefetre befonders gefchügt. 
Die Scheu vor der Publieität hingegen wird die Angehörigen des 
Angellagten mitunter von falfchen Zeugniffen zu Gunjten derfelben, 
nit aber von wahren Ausjagen abhalten. Der Controle der 
Deffentlichfeit bedarf eS daher hier gerade ganz befonders. 

Den Sahverftändigen geftattet unfere &t. B. DO. über- 
haupt nicht mit NRücdjiht auf den Gegenftand ihrer Ausfage 
eine Verweigerung derjelben nad ihrer Wohl, den Zeugen 
außer in dem eben befprocdenen Falle des S. 152 St. B. ©. 
nur no bedingt in jenem de8 S. 153 St. PB. O., nämlid) 
dann, wenn „die Ablegung des Zeugnifjes oder die Beantwortung 
einer Frage einen unmittelbaren und bedeutenden Bermögen$- 
nahtheil nad) fich ziehen oder ihm jelbjt oder einem feiner 
Angehörigen ($. 152 3.1) Schande bringen würde." SInjoweit 
aus diefen Gründen dem Zeugen die Wahl über die Ertheilung 
oder Berweigernng einer Antwort zufteht, wäre ihm jedenfalls 
im Sinne der früher entwicelten Gejichtspunfte auch die Wahl 
über die Oeffentlichfeit der bezüglichen Verhandlungen oder den 
Ausschluß derjelben anheimzugeben. Allein jene Wahl ift dem 
Heugen nicht immer gegeben: in befonders wichtigen Fällen foll 
nad der St. PB. D. — im Gegenja zum Bag.-Verf. (8. 42 
3. 1 und 2) und zum C. PB. E —- die Nücdfjiht auf das 
Privatinterefje gegenüber jener auf die Wahrheitserforihung 
zurüdtreten, hier Soll fie dem oberjten Zwecke des Brocefjes weichen. 
Dennoh möchte ih, wenn wir hier aud) auf die Zeugenaus- 
jagen nicht gänzlich verzichten fünnen, hieraus doh nod nicht 
folgern, daß das, was der Richter und die Parteien erfahren 
mäjfen, darum auch aller Welt fund und der Zeuge in eine 





die Entbindung fann aud) hier auf den Fall des Ausichluffes der Deffent« 
lichfeit befchränft werden. Allein die Erfüllung diefer Bedingung fann 
hier dem Zeugen felbft überlafjen bleiben, da defjen NAusjage nicht wie 
im Falle des S. 333 3. 3 von Amt3wegen zurüdzumeifen ift. 


peinuiche Bwangslage verjegt werde, der er fih nur allzu: 
leicht durch ausweichende, zurücdhaltende Antworten zu entwinden 
juden wird. EZ wäre daher m. E. auch hier die Deffentlichkeit auf 
Berlangen des Zeugen — ebenjo wie in den weniger wichtigen 
Fällen, in denen er die Antwort jogar verweigern darf — aus- 
zujchließen. Aus den gleihen Gründen möchte ich diefen Aus- 
ihliegungsgrund aud auf die Sacverftändigen übertragen 
und zu unten derjelben und der Zeugen — ebenjo wie zu 
unten der Privat- Parteien — überhaupt alle für den 
Civilproceß vorgefhlagenen Ausfhließungsgründe 
aud für den Strafproceß gelten lajjen — mögen die- 
jelben aud hier al$ Zeugnißverweigerungsgründe nicht recipirt 
jein: daher auch jtaatlih anerkannte VBerfchwiegenheitspflichten, 
Kunft: und Gemwerbegeheimniffe, fomwie die Gefahr eines den 
Angehörigen des Zeugen drohenden Vermögensnadtheiles.®?) 

Auch hinfichtlich der al8 Zeugen zu vernehmenden Staats: 
beamten hätte da8 Gleihe im Straf: wie im Civilprocek zu 
gelten, 0a S..151 3. 2707.B:Dmit 873337 3.3 UP E. 
völlig übereinjtimmt. — 

Für zu weitgehend würde ich es halten, wollten wir eben 
jo wie den dispofitionsbefugten Parteien, die dadurd von 
einem halb erzwungenen Aufgeben der Nechtsverfolgung abge- 
halten werden jollen, auch den Ausfunftsperjonen das NRedt ein- 
räumen, für Ihatjahen ihres inneren Yamilienlebens geheime 
Berhandlungen zu begehren. Kür die Sachverftändigen ift diefer 
Fall ganz unpraftiih; die Zeugen aber müffen leider nur allzu- 
oft zur Enthüllung folder Thatjadhen genöthigt werden, und 
wir können ihnen dies vor der Deffentlichfeit wohl nur er- 
jparen, wenn jie dadurch fich oder den Shren Schande bringen 
oder ihre Schambaftigfeit empfindlich verlegt würde. 

b) €3 liegt nahe, fowie bei den perfünlichen Bemeismitteln, 
auch bei den fachlichen, insbejondere bei Urkunden, zu unter« 
jheiden, ob diefelben ohne rehtlihe Verpflichtung oder 
auf Grund einer foldhen dem Gerichte dargeboten werden, und 
in dem erjteren Yalle Demjenigen, der die Wahl hat, das 
Deweisjtüd dem Gerichte vorzuenthalten, auch die Entjheidung 
‚darüber zu überlaffen, ob er eS nur den Betheiligten oder 
aud; dem Publicum offenbaren will. Allein eine folcdhe Gefeges- 
bejtimmung wäre ziemlih unpraftiih. Die Vorlage von Be- 





62) E53 wäre fogar in Erwägung zu ziehen, ob nicht Hinfihtlich 
jene Theiles diefer Gründe, welder im Strafproceß ein Ausjage- 
Befreiungsreht nicht begründet, diejes aud) im Civilproceß durd) das 
den Ausfunftsperjonen einzuräumende Recht auf Ausfhließung der 
Deffentlichfeit erfeßt werden fünnte. Bgl. v. Schrutfa a.a.D. ©. 218. 
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mweisjtüden unmittelbar an die Behörde zur Benügung vor dem 
erfennenden Richter ift nämlich dem Belieben des Inhabers der- 
jelben in der Regel nicht überlafjen. Im Strafproceß ift nad) 
5. 143 ©&t. PB. DO. Sedermann verpflichtet, Gegenftände, 
welche für die Unterfuhung von Bedeutung fein fünnen, ins- 
bejondere aud Urkunden herauszugeben, und auch die vom 
HZeugniß befreiten Perjonen find von diefer Verpflichtung nicht 
erimirt, 6?) wenn au gemiffe Zwangsmittel gegen diejelben nicht 
anwendbar find. Das Gleiche, wird bezüglich des widhtigften 
und häufigiten der vom Wortlaut des $. 143 nicht zweifellos 
mitumfaßten Fälle der Ausnüsgung fachlicher Beweismittel, be: 
züglih der Befichtigung von Perjonen überwiegend angenom- 
men. Sm Civilprocefß aber fünnen nad dem Entmw. ebenfalls 
Privatperfonen nur vermöge einer allfälligen Editionspflicht 
(nah $. 319 f. und 331) in die Lage fommen, Beweismittel 
unmittelbar dem Gerichte vorzulegen. Eine Entgegennahme 
freiwillig von Dritten dargebotener fachlicher Beweismittel 
ift hingegen nirgends vorgefehen, aud) nicht in den Beitimmungen 
über das im E. ®B. €. jo weit ausgedehnte materielle Proceß- 
leitungsreht. Dasfelbe erjtreckt fich Hinfichtlich der Fachlichen 
Deweismittel nur auf die in Händen der Parteien befindlichen 
($. 199 3. 2) einerjeitS und auf die bei einer öffentlichen 
Behörde oder bei einem Notar verwahrten andererjeit$ (8. 199 
3. 3). Für die Ausfolgung diefer Ietteren Beweisjtücde — 
welche wie von Amtswegen aubh auf Antrag einer Partei 
tequivirt werden fünnen (SS. 313 und 331) — tjt aber nad 
der öffentlich-rechtlihen Stellung diefer Organe‘) ebenfalls 
nur das Pflichtgebot maßgebend (vgl. unten sub d).‘%) 

c) E83 it aljo im Civilproceß auch nad dem Entw. 
eine Beijtellung fachlicher Beweismittel ohne rechtliche DVer- 
pflihtung ausgejchlofjen. Aber auch eine folhe Verpflichtung 
it feineswegs etwa jowie im Strafproceß dritten Privat- 
perjonen — bei diefen wollen wir vorläufig verharren — all- 
gemein auferlegt, fondern die beweisführende Partei fan nad) 
5. 319 &. 9. €. die Vorlegung von Urkunden (und dasjelbe 
gilt nad) S. 331 aud von anderen jachlidien Bemeismitteln) 


63) Anders nad) S. 97 der deutfhen St. P. O. 

64) Bol. insbefondere Glafer, Handbuch des Strafproceffes, I, 
©. 464 und 487, II, ©. 273 bis 275 und 280, fowie dv. Krieg, Lehr- 
bu des deutfchen Strafproceßrechtes, ©. 409 f. 

6°) Bgl. hierüber ©. 272 der „erläuternden Bemerkungen“. 

°6) Dasjelbe gilt aud) nad den durd den CE. PB. E. zufolge 
S. 321 unberührt bleibenden gefeglihen Vorjchriften über die VBorlegung 
der Tagebücher der HandelSmäfler und der Urfhriften von Notariats- 
urkunden (Art. 79 9. &. und 8. 50 Rot.-D.). 
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dur einen Dritten nur dann begehren, wenn diefer „nad den 
Vorjhriften des bürgerlichen Nechtes oder deshalb zur Heraus- 
gabe und Vorlage der Urkunde verpflichtet ijt, weil diejelbe 
ihrem snhalte nad) eine für den Beweisführer und den Dritten 
gemeinjchaftliche tft.“ Folgerichtig ift es wohl, in diejen Fällen 
aud auf die Wahrung eines Geheimniffes nur injoweit Bedadt 
zu nehmen, als das yntevefje der Procegpartei dies erheifcht. 
Selbjt bei gemeinichaftlichen Urkunden”) muß Hinfichtlich der 
Sejtaltung des Procefjes auf diefes Siutereffe überwiegende 
Rücjiht genommen, und darf daher aud) diesfalls dem Dritten 
als “Suhaber des Beweismittels ein Neht auf Ausfhliegung 
der Deffentlichfeit nuv injofern zuerfannt werden, als etwa auch 
auf die „guterejjen dem Proceß ganz fernjtehender Berjonen in 
demnjelben Bedadht zu nehmen ijt (hierüber unten sub 2). 
Ganz anders im Strafprocef. Hier befteht im der 
That, wie jgon bemerft, eine von allfälligen privatrechtlichen 
Verpflichtungen einer Proceßpartei gegenüber ganz unabhängige, 
allgemeine Cditionspfliht aller Privatperfonen dem Gerichte 
gegenüber, und diefe bat mit der Zeugnißpflicht eine derartige 
Analogie, dag es m, E. gerechtfertigt it, unter den gleichen 
Vorausjegungen wie zu Gunften der Zeugen zu 
Öunjten der Editionspflidtigen von der Deffentlichfeit 
abzujehen. Allerdings bejteht hier nicht die gleiche Gefahr wie 
Hinfichtlih der Ausfage des Zeugen, der unter dem Bmange, 
vor dem Publicum wichtige Geheimniffe enthüllen zu mülfen, 
nur allzuleicht der Berjuhung, unwahr oder do rückhaltend 
auszufagen, unterliegt — die Gefahr meine ich, daß die Zu- 
verläjiigleit des Bemweismittels jelbjt leide: denn das fachliche 
liegt ja jchon fertig vor, bevor defjen Inhaber dur die An- 
forderung e3 auszuliefern in eine Zwangslage verjet wird, 
und eine nachträgliche Berfälihung wird doc) nicht fo leicht 
ristirt, Su der Kegel fommt ja hier nur in Frage, ob es, 
jowie es ijt, dem Gerichte ausgeliefert oder vorenthalten wird. 
Allein hier ift gerade zu bejorgen, daß das lettere trog aller 
der Behörde zu Gebote ftehenden Zwangsmittel geichieht, daß 
aljo der nhaber das Beweisftücd bei Seite jhafft oder ver- 
bivgt, ohne daß ihm aud nur deffen bisheriger Befit nad) 
gewiejen werden fan. Dies fann natürlich ungleich bequemer 
bewerfitelligt werden, als die Verbergung oder Flucht eines 
Zeugen. Und eben jene Gefahr der erfolgreichen Vorenthaltung 
von DBemeisjtüden wird fid) mindern, wenn in denjenigen 





67) Diefer Ausdrud ift zufolge $. 316 Abf. 2 in einem weiteren, 
die gegenfeitige Correjpondenz mitumfafjenden Sinne zır verftehen. 
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Fällen, in denen die Editionspfliht am jhwerften trifft, e8 dem 
VBerpflichteten ermöglicht wird, die Gegenftände dem Gerichte 
vorzulegen, ohne fie dadurch dem Publicum preiszugeben. 

CS erheiicht demnad aud bei fachlichen Beweismitteln 
nit blos die Nücjiht auf den Betheiligten, fondern auch das 
snterejfe der Wahrheitserforfhung in den Fällen befonders 
rüdjihtswürdiger Zwangslage, die Deffentlichfeit auf Antrag 
des Editionspflichtigen, das ift nah $. 143 St. BP. ©. des 
snhaberS der Sache, auszujchliegen.‘®) 

Ssnjoweit nur ift diefer Fall mir jenem der Zeugenausjage 
nicht conform, al3 hier gar nicht wie bei diefer der Eingriff 
durh einen Drud auf den Willen Desjenigen, der das Ge- 
heimniß verwahrt, vermittelt zu werden braucht und deshalb 
auch nicht jtet8 von einer Kundgebung diefes Willens die Ge- 
heimhaltung abhängig gemacht werden fann. Die Beweisftüde 
fönnen ja au mit Umgehung des Snhabers, etwa durch eine 
Yausdurhjuhung ohne defjen vorgängige VBernehmung (8. 140 
Abi. 2 St. P. DO.) oder anläßlich eines Augenfcheines in Ab- 
wejenheit desfelben in Bejchlag genommen werden. E8 wäre 
wohl unbillig, in diefen Fällen, die den Juhaber ohnehin un: 
verjhuldet härter treffen, die Rücfichtnahme auf denjelben hin- 
ihtlih der Geheimhaltung fallen zu lafjen. Selbjt auf eine 
dem „suhaber des Beweisgegenftandes obliegende Verjchwiegen- 
heitspfliht wäre auh hier Bedadht zu nehmen. Wenn aud 
jelbjtverjtändlid von einem Vertrauensmißbraud bei Weg- 
nahme oder Befihtigung eines Beweisftücdes ohne Zuthun des 
‚suhabers nicht die Nede fein fann, fo erheifht dod au hier 
das jtaatlih anerfannte Vertrauensverhältnig Schug. 

Diefen Schuß felbit zu begehren wird dem Inhaber des 
Beweisgegenftandes Gelegenheit zu bieten fein und hierzu wird 
in der That die Zwifchenzeit bis zur Ausnüßung des Beweismittels 
in der Hauptverhandlung gewöhnlich ausreichen. Allein immer 
ift dies nicht der Fall, und dur die Verjtändigung und viel- 
leigt Ausforihung des Juhabers das Verfahren zu verzögern, 
möchte ich nicht für zuläffig eradhten. Wohl aber Halte ich es 
für angemejjen, fall die rechtzeitige Verftändigung (wegen ent- 
fernten oder unbefannten Aufenthaltes oder unbefannter Perfon) 
nit erfolgen fann, ausnahmsweife den Schuß feiner Sntereffen 
dem Gerichte von Amtswegen anheimzugeben. 


6%) Die bezügliche Beftimmung wäre momöglid derart zu for- 
muliren, daß aud die nad) dem oben Gefagten etwa dod) no erübri- 
genden Fälle der Beiftellung fahlicher Beweismittel ohne Verpflichtung 
biezu (vgl. insbejondere die in Anm. 64 enthaltenen Citate) zweifellos 
mitgetroffen werden. 
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d) Nunmehr habe ich noch den Fall zu erörtern, daß nicht 
ein Privater, fondern eine öffentliche Behörde oder ein Notar 
Berwahrer von Privatgeheimnifjen ift, ein öffentliches Organ 
aljo eine jtaatlich anerkannte Verfchwiegenheitspflicht trifft (fiehe 
©. 46 oben). Diesfalls fann fid das Geriht in Straf- 
wie in Civiljfahen ftetS mit Umgehung und in Albwefen- 
heit der in erfter Linie Antereffirten in den Befit des Ge- 
heimnifjes jegen. ES Tann dies auf zweierlei Weife gefchehen. 
Entweder e8 werden die betheiligten AmtSperfonen al8 Zeugen 
vorgeladen oder — viel häufiger und uns hier vorläufig allein 
beijhäftigend — 8 werden Acten, welche die geheim zu hal- 
tenden ZThatfachen beurfunden, als Beweismittel herangezogen, 
zu weldem DBehufe das Gericht, wenn ihm nicht die Acten von 
Amtswegen zulommen, im Nequifitionswege die diejelben 
verwahrende Behörde um eine amtlihe Auskunft oder um 
Einjendung der Original-Acten erjucht oder, wenn es fich um 
eigene Voracten handelt, diejelben herbeifchafft und den Procef- 
acten beifchliegt. Alle diefe Acten können eine andere Rechts- 
oder Verwaltungsjache, fie fünnen aber aud den gleihen Procek 
betreffen, in weldhem die Entfernung der Zuhörer in Frage 
jteht; letteres ift vor Allem in Straffachen Hinfichtlih der 
AUcten des polizeilichen und gerichtlichen Vorverfahrens (DVer- 
nehmungs:, Augenjchein-,, Hausdurhjuhungsprotofolle, Leu: 
mundsnoten u. |. w.) der Fall, infoferne diefe Schriftftüce in 
der Hauptverhandlung zur VBerlefung oder jonftigen VBerwerthung 
gelangen. 

Nun fragt es fih, ob auch in diefen, wie in den bisher 
(sub a bi8 c) beiprodenen Fällen ftaatlih anerfannter Ver- 
jchwiegenheitspflicht das Syntereffe an Wahrung des Geheimniffes 
genügend gejchüßt ift, wenn dejlen Wahrnehmung dem VBerwahrer 
des Geheimniffes, aljo der Behörde, und zwar im Falle einer 
Requifition der erfuchten Behörde, überlaffen bleibt. M. E. dürfte 
dies nicht genügen, weil die öffentlichen Behörden jogar Acten über 
durch bejondere Vorjchriften geheim erklärte Verhandlungen mit 
Parteien (in Straf: und Civilprocefjen, im Verfahren außer Streit- 
jahen und in Berwaltungsangelegenheiten), foferne die Acten 
nidt Staatsgeheimniffe betreffen, requirirenden Gerichten aus- 
zuliefern pflegen, ohne jih darum zu befümmern, ob diefe davon 
blos einen internen Gebrauch machen oder die Acten einzelnen 
Privatparteien oder gar Jedermann zugänglich machen wollen, 
ferner ob vielleicht die in diejen Acten niedergelegten Mitthei- 
lungen nur im Bertrauen auf die amtliche VBerjchwiegenheit oder 
nur gezwungen und unter ausdrüdlicher Ausfchliegung der 
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Publicität 69) gemadht worden find.’) Jr diefer Richtung wurde 
bei Einführung diefes Procekgrundfages jede Vorjerge unter- 
lafjen. Einer folden bedarf e8 aber als eines nothiwendigen 
Complementes der intendirten VBorjchriften über den Ausichlufß 
der Deffentlichfeit zum Scute Dritter. 

Was nübt e8 z.B. in Ehebruch- oder Eheprocefjen Hinter 
verjchlojienen Thüren zu verhandeln, wenn das heiklichite Proceß- 
material durch PVerlefung der Acten in einem nachfolgenden 
von anderen Proceßparteien geführten Nechtsftreite Gedermann 
offenbar wird — 3. B. bei Geltendmahung eine8 Erb- 
unmwürdigfeitsgrundes oder bei Erhebung einer Anklage wegen 
im Eheproceß abgelegten faljchen Zeugniffes oder bei Führung 
de3 Wahrheitsbeweifes jeitens eines Dritten, der einen Vierten 
(vertraulich) 71) unlauterer oder ehebrecherifcher Beziehungen zu 
einem der Gatten bejchuldigt hat? Und wenn wir, um einen vor 
dem erfennenden Nichter zu vernehmenden Zeugen vor jchweren 
Nachtheilen zu behüten, die Zuhörer entfernen — müffen wir 
dann nicht das Gleihe zu Gunften eines Anderen thun, der 
fih in derjelben peinlichen Tage befindet, dejjen Vernehmung 
aber durch die Verlefung feiner jhon im Vorverfahren ab- 
gelegten Ausfage oder eines Augenschein oder Hausdurdfudhungs- 
Protofolles erjegt werden foll? 

sn Wahrheit ift aber auch die Stellung einer Behörde 
und die einer Privatperion als DVerwahrerin von Privat- 
geheimniffen eine grumdverfchiedene. Aufoweit wir leßtere vor 


69) Ya felbft wenn eine ausdrüdliche Zuficherung der Geheim» 
haltung ertheilt wird (wie in dem von mir in der „Allgem. öfterr. 
Ger.-Btg.”, Nr. 10 ex 1892 publicirten, theoretifh auch fonft inter- 
efjanten Falle von der VBormundfchaftsbehörde begehrt wurde), dürfte der 
Requifition entfprocdhen werden. 

0) Die St. BP. DO. ($. 26) und der E. BP. €. (88.199 3. 2 und 
313) jchließen ‚nicht einmal, wie fie die deutfhe St. PB. D. (8. 96) 
thut, Acten über Staatsgeheimniffe von der Rechtshilfe aus. Allerdings 
ftatuiren diefelben überhaupt nicht ausdrüdlich eine allgemeine Berpflich- 
tung zur Befolgung von Requifitionen. Der E. PB. €. befagt hierüber 
gar nichts (au S. 38 Abf. 3 des zugleih mit dem C&. P. €. einge- 
braten Entmwurfes eines Gejeßes „über die Ausübung der Gerichtsbar- 
feit und die Zuftändigfeit der ordentlichen Gerichte in bürgerlichen 
Rectsfachen” ift wohl nicht auf den Fall der Actenauslieferung zu be- 
ziehen) ; die St. B. DO. nur, daß die Behörden verbunden find, „den 
Strafgerihten Hilfreiche Hand zu bieten und den an fie gelangten 
Erjuhfchreiben derjelben mit möglichfter Befchleunigung zu entfprechen 
oder den Strafgerichten die entgegenftehenden Hinderniffe fogleich an- 
zuzeigen.” Welches find gefeßliche Hinderniffe ? 

1) Bei öffentliher Befhuldigung ifl allerdings diesfallg der 
a gemäß SS. 490 St. ©. 8. und 205 &t. &, €. un 
zuläffig. 
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der Preisgebung eigener Geheimnifje aus Familienrückjichten 
oder wegen Gefahr der Schande oder eines VBermögensnactheiles 
oder weil e8 Gejchäftsgeheimnifje find, fügen wollten, fehlt 
jede Analogie bei Behörden. Hinfichtlih fremder, insbefondere 
von Dritten anvertrauter Privatgeheimniffe aber geht den Or- 
‚ganen der leßteren in Bezug auf die Acten früherer VBerhand- 
lungen in der Negel jeder Maßftab zur Beurtheilung der Frage 
ab, ob und in welcher Intenfität die Betheiligten etwa nod ein 
Snterejje an der Geheimhaltung haben; der Private hingegen, 
defjen Takt ein Gejchäfts- oder andermweitiges Geheimnig anvertraut 
ift, findet jenen Mafjtab in feinen individuellen Beziehungen zu 
dem Anvertrauenden. Die requirirte Behörde wird nicht leicht 
über das folgende Dilemma hinausfommen: entweder ihre 
„Naatlic anerkannte Pflicht zur Berfchwiegenheit” wird ihr für ich 
‚allein jchon als ein gejetlicher Grund dafür gelten, die Beiftellung 
der Acten von dem Ausschluß der Deffentlichfeit bei deren Be- 
nügung abhängig zu machen — dann wird in zahllofen Procefjen 
geheim verhandelt werden müjjen, in denen thatjächlic) Niemanden 
etwas daran gelegen ijt; oder jene VBerjchwiegenheitspflicht wird 
eben als durd die collidirende VBerpflihtung zur Nectshilfe 
ausgejchloffen betrachtet — dann tft wieder unterjchiedslos Alles 
der Publicität ausgeliefert, ohne Rüdfiht auf die gewichtigften 
pnterefjen der DBetheiligten. Nur durch Einvernehmung der 
Letteren Fünnte fi) die Behörde über den Fortbejtand und 
die Stärke diefer Spntereffen jahgemäß informiren, Sollen aber 
ihon die Betheiligten gefragt werden, dann ziehen wir dod 
lieber gleich die Folgerung, zu der wohl alles bisher Gefagte 
uns drängt, und geben anjtatt der Behörde, durch melde das 
Gericht unmittelbar fih in den Befit des Geheimnifjes jekt, 
in erjter Linie dem privaten DBetheiligten, von welchem 
zunächit diefe und erit mittelbar das erfennende Gericht das 
Geheimniß erlangt, den Schutz deejelben anheim, und machen diejen 
Schuß von der Bedeutung des Geheimmiffes für diefen Betheiligten 
abhängig. Hiernad) kann — dahin geht mein VBorjchlag — Der- 
jenige, von welchem eine Behörde, fei e8 durch) feine Ausfage, fei 
e8 durch in feiner Sgnnehabung befindliche (von ihm vorgelegte 
oder ohne fein Zuthun ausgenüste) jachliche Beweismittel 
eine TIhatfahe erfährt, deren Veröffentlihung ihm (eventuell 
auc feinen Angehörigen) gewiffe bedeutende Nachtheile bringt 
oder bezüglich deren ihm eine jtaatlich anerfannte VBerichwiegenheit3- 
pfliht obliegt oder welche ein &ewerbe- oder Runftgeheimniß 
darstellen, den Ausschluß der Deffentlichfeit nicht nur dann er- 
wirken, wenn jene Behörde jelbjt ein erfennendes Straf» oder 
Cipilgeriht ift, und nicht nur für diejenigen Nechtsjachen, in 
4* 
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welchen die Beweisaufnahme urjprünglich ftattgefunden, fondern 
aud in jedem fünftigen Proceß, in welchem das Beweismittel 
unmittelbar oder mittelbar (dur DVerlefung darüber auf- 
genommener Acten) benüßt werden fol. ft aber jene Behörde 
ein Proceßgericht, Haben wir alfo Procekparteien in Civil- oder 
Strafjahen vor uns, dann wären in der angegebenen Weife 
nit blos die Befugniffe Dritter, fondern auc jene der Bar- 
teien zu erweitern, jo daß aud diefe unter den gleichen Voraus- 
jegungen wie in der anhängigen in einer fünftigen Streit- 
jahe und vor einem anderen Gerichte begehren fünnen, daß 
gewijje Thatjahen (inSbefondere foldhe des inneren Yamilienlebeng) 
nidt vor die Deffentlichfeit gezerrt werden. Haben fie im Ver: 
trauen auf den Ausjhluß derjelben fich entichloffen, ihr Aecht 
Hage- oder einredemweife zu verfolgen, jo foll diefes Vertrauen 
auch in einem jpäteren Proceß nicht getäufcht werden, wenn fie 
auch in dem letteren nicht al3 Parteien betheiligt find. 

Die eben in Erwägung gezogene Erweiterung der Nechte 
Privater auf Ausfhliegung der Deffentlichfeit über den Rahmen 
der anhängigen Nechtsjache hinaus braudt indefjen nicht erft 
bon. einem Begehren derfelben in der fpäteren Verhandlung 
abhängig gemadt zu werden, wenn ihnen in der früheren 
behufs Wahrung der Geheimniffe unter der gleichen Voraus: 
jegung wie der Ausschluß der Deffentlichfeit auch die Erwir- 
fung eines Schweigebefehles hinfichtlich der geheimzuhalten- 
den ZThatjachen ermöglicht wird, wie ich dies noch befürworten 
werde. Zür alle Verhandlungen über Umftände, bezüglich deren 
ein wirkfamer Schweigebefehl befteht, hätte ja das Gefe folge- 
rihtig auch den Ausfhluß der Oeffentlichkeit von Amtswegen 
imperativ zu verfügen. njoweit daher Jemand einen Schweige- 
befehl Hinfichtlih gewiffer Thatfachen erwirfen fan, fo fann 
er ji damit auch jchon deren Fünftige Geheimhaltung im Vor- 
hinein vollftändig fichern. Wird aljo jene Snftitution im ge- 
jammten gerichtlichen Verfahren eingeführt, dann bedürfen 
Proceßparteien auc überhaupt nicht des für fie eben in Ausficht 
genommenen Rechtes, in fpäteren Proceljen den Ausschluß der 
Deffentlichfeit zu verlangen;??) ebenfowenig die fonft an einem 
joihen Verfahren Betheiligten. Diefes Recht wäre Hingegen 
dann immer noc Jedem, von dem in einem adminiftrativen 


2) Dies gilt allerdings nur Hinfihtlih der nad Einführung 
jener „Inftitution in einem Proceffe offenbarten Geheimniffe. Bezüglich 
der älteren Acten beftünde immerhin noch da Bedürfniß nad) einer 
Borfrift des bezeichneten Jnhaltes al3 Uebergangsbeftimmung ; dod) 
dürfte wohl don einer folchen abgejehen werden fünnen, 
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Verfahren eine Behörde geheimzuhaltende Ihatjachen der oben er: 
wähnten Arten in Erfahrung bringt, vorzubehalten, infolange 
nicht wenigftens bei den wichtigften Gattungen diefer Proceduren 
ebenfall® das Schweigegebot Eingang findet. 

Ein foldhes Antragsreht des DBetheiligten genügt aber 
diesfallS Feineswegs immer zu dejien Schug. Viel häufiger als 
in dem sub c befprocdenen Falle wird e8 bei Benütung von 
Acten früherer Verhandlungen vorfommen, daß der Intereffent 
davon nichts erfährt und auch nicht mehr verftändigt werden 
fann. Oft weiß man bei in alten Archiv» oder Negiftratursacten 
enthaltenen Namen gar nicht mehr, ob und wo deren Träger 
nod leben und ob überhaupt noc, irgend Semand eriftirt, dem 
an der Geheimhaltung gelegen ift. Dies zu ermefjen, ift die 
Behörde, bei welcher die Acten verwahrt werden, nod) weniger 
in der Lage als das Procefgericht, welches wenigftens von einer 
Seite mit der Sade befaßt ift. Aber auch diefem wird es oft 
jhwer genug fallen, zu beurtheilen, ob eine Thatfache noch Ge- 
Ihäftsgeheimnig, ob bezüglich derfelben für jenen Betheiligten 
nod eine VerjchwiegenheitSpflicht bejteht, ob und welcher Ber- 
mögensnachtheil bei der Beröffentlihung demfjelben droht 2c. 
Dennod erübrigt wohl nichts Anderes, al8 dem Procefgerichte 
aufzuerlegen, daß es von Amtswegen den Ausschluß der Deffent- 
lichfeitt ausjpreche, wenn das PVorhandenfein der materiellen 
gejeglihen Borausfegungen zweifellos erfennbar ift, die Er- 
Härung eines Betheiligten aber nicht mehr rechtzeitig eingeholt 
werden fonnte. 

Was hier über die Enthüllung geheimzuhaltender TIhat- 
jahen durh Benugung von Actenftücden über behördliche oder 
notarielle Verhandlungen ausgeführt wurde, hätte folgerichtig 
auch zu gelten, wenn diejfe Verhandlungen durd) Vernehmung 
der betheiligten AmtSsperjonen al3 Zeugen offenbart werden. 
Da die Amtsperfonen, wie erwähnt, nicht leicht in der NXage 
find, zu beurtheilen, inwieferne noch den Sfntereffenten an der 
Geheimhaltung gelegen ift, jo wäre den letteren jelbft (even: 
tuell auch dem Gerichte von Amtswegen) ein Vetoreht gegen die 
öffentliche Ausjage einzuräumen: — neben dem Veto, welches 
im Sinne des sub a Dargelegten dem Borgejeßten des Zeugen, 
falls diefer Staatsbeamter ift, jonjt aber dem Zeugen felbit 
zufommt, 

B. Durch die bisherigen Ausführungen wurde nicht blos 
dem Spnterejfe der Parteien und jenem jolcher Betheiligten, durch 
welde unmittelbar im Brocefje Thatjachen fund werden, 
Rechnung getragen; wir haben ja zulegt auch folhen Perjonen, 
durd) welche nur mittelbar ein Beweismaterial für die Ver- 
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handlung gewonnen wird, einen Anfprud) auf Ausfhliefung der 
Deffentlichkeit vindieirt, foferne e8 ein amtliche8 Organ ift, 
welches zunähft den Befig eines fremden Geheimnifjes erlangt 
und dasfelbe dem erfennenden Gerichte weitergegeben hat. 

ES erübrigt daher nur nod, jene Fälle ins Auge zu 
fajjen, in denen diefe vermittelnde Nolle nicht einer Behörde, 
jondern einem Privaten zufält. Auc diesfals find fchon 
dur die bisher vorgejhlagenen Beftimmungen in gewiffen 
Umfange Dritte mitgefhüst. Snjoferne nämlich deren Geheim- 
niffe zu der privilegirten Kategorie der Gejchäftsgeheimniffe 
gehören oder der Private, durch welchen ein Beweismaterial 
erlangt wird (wegen ihm drohender fchwerer Nachtheile oder 
infolge einer ihm obliegenden ftaatlih anerkannten Ber- 
ihwiegenheitspflicht), jelbjt ein (fjei e8 auch mur indirect) 
jhüßenswerthes Sntereffe an der Geheimhaltung befist, liegt 
in jeinen Händen zugleih auch der Schu de& fremden 
sntereijfes. Wie aber fteht es mit dem Schuge des Dritten 
dann, wenn diejfe Voransjegungen nicht gegeben find, alfo in 
der Mehrzahl jener Fälle, in denen im gewöhnlichen focialen 
Verkehr (ohne jtaatlich anerkannte DVerfchwiegenheitspflicht) ein 
Geheimnig anvertraut wird, und vor Allem in jenen Fällen, in 
denen ein fremdes Geheimniß, welches Sgemand, vielleicht ge- 
zwungen, vor Gericht bringt, ihm gar nicht anvertraut war, 
dasjelbe vielmehr von ihm oder feinem Gewährsmann nur zu- 
fällig oder gar pflihtwidrig (etwa durch) unbeabfichtigtes oder 
beabfichtiges Anhören eined vertraulichen Gejpräcdhes Anderer 
oder durh irrthümlichen Empfang fremder Briefe oder rechts- 
widrige Einfichtnahme in folde oder in fonftige Schriftftiicke) 
in Erfahrung gebracht wurde. Sollte nicht der durd, öffent- 
liche Mittheilung und Bejprehung derart erlangter Thatjachen 
Betroffene — den vielleicht nicht einmal das leijefte Berfchulvden 
an dem Delanntwerden feines Geheimnifjes trifft — jederzeit 
gejeglich zu jchüten fein, fobald auch nur ihm felbft durch die 
Enthillung vor dem Publicum Schande oder ein unmittelbarer 
Dermögensnacdtheil droht, und er felbft Schuß begehrt (mag 
auch Derjenige, welcher die Thatumftände vor Gericht bringt, 
fowie deffen Angehörige foldhen Folgen nicht ausgejeßt fein 
oder deren Abwendung gar nicht erftreben)? 

Diefe Trage wage ich indeffen im Allgemeinen nidt 
zu bejahen. E83 imvolvirt fchon einen weitgehenden Eingriff 
in die Deffentlichfeit des Verfahrens, wenn wir jenen fchweren 
Nacıtheilen der angeführten Art infoweit Rechnung tragen, als 
jie Perfonen drohen, für deren Schug im Proceffe nad den 
bisherigen Crörterungen ganz befondere Gründe obwalten. 
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Kedermann allgemein vor folden Nachtheilen zu bewahren, 
geht denn doc nicht an, ohne die grundfägliche Geltung der 
Deffentlichfeit in bedenklicher Weife zu erjchüttern. Nur bei 
den Ehrenbeleidigungsverhandlungen, bei denen nach dem 
oben (©. 40 f.) Ausgeführten Dritte in erhöhten Weaße einem 
muthmwilligen Hineinzerren ihrer Angelegenheiten ausgefett find, 
fünnte ausnahmsweife deren Syntereffen unbedingt durch An- 
ordnung einer geheimen Situng Rechnung getragen werden, ”?) 
und zwar auch wieder auf eigenes Verlangen der Ipnterefjenten, 
und nur eventuell von Amtswegen, wenn diefelben nicht vecht- 
zeitig verftändigt werden können (j. oben ©. 48). 

Auch bei Chrenbeleidungen werden wir indefjen fern: 
jtehende Perjonen nicht in weitergehendem Nlaße jhügen dürfen, 
al8 am Proceß Betheiligte, 3. B. Zeugen. Glaubten wir daher 
Ihon Hinfichtlich der legteren auf Hamilienangelegenheiten nur 
infoweit Bedadht nehmen zu follen, alS deren öffentliche Er- 
örterung Schande bringt, jo müfjfen wir bezüglich der eriteren 

ebenfall3 an diefer Schranfe Halt machen. 

Bei allen übrigen Delicten und im Civilproceß müffen 
wir uns hingegen — von den Gejchäftsgeheimniffen abgejehen 
— damit begnügen, zu Gunften Sernftehender die Deffentlichkeit 
nur infoweit auszufchliegen, al$ dies zugleich dem Sgnterejje und 
dem Willen einer Privatperfon entjpricht, durd; welche die Be- 
hörde die Kenntnig oder eine Bejtätigung der zu erörternden 
Thatfahen erlangt hat. Von dem Willen eines joldhen (pri- 
daten) Betheiligten wird die Geheimhaltung, insbejondere aud) 
dann ausschlieglic; abhängig zu machen fein, wenn dejjen nter- 
ejfe hieran durd) eine demjelben obliegende, jtaatlich anerkannte 
Berjchwiegenheitspflicht begründet ift. Hier liegt allerdingS der 
Gedanfe nahe, aud Yenem, defjentwegen und zu dejjen Gunften 
eben jene Pflicht beiteht, ein Necht auf Ausfchliefung der 
Deffentlichkeit einzuräumen, wie ich dies für den Zall em- 
pfohlen habe, daß der zur Verfchwiegenheit rechtlich Verpflich- 
tete nicht ein Privater, fondern ein öffentlihes Organ ift. 
Allein ich habe bereitS die wefentliche Verjchiedenheit diejes 
Talles von dem uns jegt bejchäftigenden hervorgehoben (f. oben 
©. 50 f.). Sit der DBerpflichtete ein Privater, dann hätte e8 
übrigens auch wenig Ausfiht auf Erfolg, wollten wir zum 
Schuße eines ihm anvertrauten Geheimnifjes auch gegen feinen 
Willen die Verhandlung geheim durchführen. St SJener geneigt, 
das ihm gefchenfte Vertrauen zu mißbrauchen, dann fann ihn 


73) Allenfall8 fönnte nod in dem einzelrichterlihen Berfahren 
die gleiche weitgehende Ausnahme zugelaffen werden. 
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doc Niemand verhindern, es ebenfogut außerhalb wie inner- 
halb des Gerichtsjaales zu thun und ein Privater wird fi 
hierzu eher entichließen als eine Amtsperfon. 

Dies vom Standpunfte des Dritten. Von jenem der 
öffentlihen Moral aus aber wäre e3 allerdings in Erwägung 
zu ziehen, ob man es zulaffen fol, daß durd eine ftaatliche 
Einrihtung, durd die Deffentlichkeit der Gerichtsverhandlungen, 
Gelegenheit geboten werde, einer ftaatlih anerfannten Wer- 
Ihwiegenheitspflicht in weitergehendem Maße zumiderzuhandeln, 
al3 zur Erreichung des Procepzwedes erforderlich ift, ob alfo 
nicht diesfall3 die Deffentlichfeit ftet3 von Amtswegen auszu- 
Ihliegen wäre. Das Verfahren würde indefjen durch jedesmalige 
Erhebungen über den Beftand einer foldhen Pflicht leicht von der 
Yauptjache abgelenkt und verzögert werden.’*) Die Grenzen der 
berufsmäßigen Berjchwiegenheitspflicht find ferner oft fo fchwer 
zu ziehen, daß die Negation derjelben jeitens des angeblich Ver- 
pflichteten deren Zeftitellung nur allzuleicht zu vereiteln ver- 
mag. Gerade wegen diefer Unficherheit der Abgrenzung wird ja 
aud don unjerer Gejeßgebung die Beitrafung des Geheimniß- 
brudpes nur in beichränftem Umfang zugelaffen.”5) 

snjoweit aber bei einzelnen Berufsfategorien die Ab- 
grenzung zuberläffiger erfolgen und daher eine Strafe vor- 
gejehen werden fan, wird am beten repreffiv, und zwar da- 
dur Abhilfe zu bieten fein ?°), daß (im St. &. Ent.) unter 
die Straffanctionen in zweifellofer Weife aud) jene Fälle fub- 





) ch halte e8 daher insbefondere au nicht für erforderlich in 
jenen Fällen, in denen nad) unferen Gefegen und nad) dem C. P, €. 
von Amtsmwegen Beugenausfagen hintangehalten werden, bei Staat3- 
beamten und Geiftlihen, aud) von Amtswegen die Oeffentlichfeit aus- 
zufchließen. Vielmehr möchte ich die Frage aufwerfen, ob es nicht aud) 
hinfichtlich des Zeugniffes ausreichend ift, dem Berwahrer des fremden 
Seheimnifjes defjen Wahrung anheimzugeben, den Zeugen daher Lediglich 
ein Antwortvermeigerungsrecht zu belaffen, und in Ddiefem Sinne die 
Fälle des $. 333 3.2 und 3C,P. €. als fchon in jenem des 8. 334 
d- 3 inbegriffen zu ftreichen. Mindeften® wäre wohl im Sinne der 
veutichen &, PB. DO, ($. 348, Schlußfaß) die amtliche Zurücdweifung des 
Hgeugniffes auf die Befragung über jene Thatfahen einzufchränfen, in 
Anfehung welder (ohne Erhebungen) erhellt, daß eine Beantwortung 
AN ve Pflihtverlegung möglih ift; vgl. v. Schrutfa a. a. ©. 
S,210R 

”) Ganz allgemein wird der Brud) des berufsmäßigen Geheim- 
niffe8 vom niederländischen Strafgefegbud), Art. 272 beftraft. Ebenfo PBor- 
tugal, Art. 290, ferner bei Gefahr eines Schadens Stalien, Art. 163, — 
Anders u. A. nad) deutfchem, ungar. und öfterr. Nechte; über Ießteres 
j. oben ©. 37 f. 

6) Darüber, in mwelder Weife dem gleichartigen Bedürfniß bei 
Verlegung des Scdhmeigebefehles abzuhelfen ift, f. unten am Schluß. 
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jumirt werden, in denen Jemand der Behörde ein Geheimniß 
offenbart, ohne daß er von dem ihm etwa zuftehenden Nechte, 
den Ausschluß der Deffentlichfeit und außerdem einen Schweige- 
befehl zu verlangen, Gebraudh madt.’”) Auch wenn die Ber- 
handlung geradezu eine Anklage wegen Brucd eines Geheimnifjes 
zum Gegenftand hat,’®) genügt wohl diefer indirecte Zwang, 
um die Geheimerflärung durch Antrag eines Betheiligten zu 
erwirfen — außer wenn das „Geheimnig" ohnehin jchon all- 
gemein verbreitet und als zweifello8 wahr befannt ijt. Dies» 
falls aber bejteht eben überhaupt fein Geheimniß und feine 
Geheimhaltungspflicht mehr und ift Ausflug der Deffentlichkeit 
ebenfowenig am Plate, wie eine Beftrafung neuerlider Bes 
jprehung der fraglichen Thatjachen. 

Dies gilt für alle Ausschliegungsgründe, welche lediglich 
im Spntereffe der Geheimhaltung (jet e8 nad ZThunlichfeit vor 
Jedermann oder auch nur vor. dem großen Publicum) auf: 
geftellt werden. Daß die Ausjchliegung nicht auf allgemein 
befannte Thatjachen fi erftreden Fann, ergibt fi in den 
sällen der Gejchäfts- wie aud der StaatSgeheimmijfe jchon 
aus dem Begriffe des Geheimnifjes, ift aber nad dem Gefagten 
wohl aud) in jenen Fällen anzunehmen, in denen die Zuhörer 
wegen einer Verfchwiegenheitspflicht oder eines bei öffentlichem 
Borbringen drohenden fchweren Nachtheils entfernt werden jollen. 
Bei dem Ausshliegungsgrunde des jugendlichen Alters des An- 
geflagten (j. oben S. 16f.) endlih ijt die Einfchränfung auf 
nicht offenfundige Umftände überhaupt gegenftandslog. Denn 
hier gehören zu den geheimzuhaltenden Thatjachen auch folde, 
die zur Zeit des DeffentlichkeitSausschluffes noch nicht allgemein 
befannt fein fünnen, weil fie zu diefer Jeit — überhaupt nod) 
nidt exiftiren: die Vorgänge und die Ergebniffe der Haupt- 
verhandlung jelbft, deren Geheimerflärung eben in Frage jteht. 


* 
% * 


7) Die analoge Frage, ob ein Geheimnißbrud) ftrafbar if, wenn 
er zwar vor Gericht, jedoch durd) einen Zeugen, der zur Ablehnung der 
Aussage berechtigt ift, verübt wird, ift nad SS. 498 f. St. ©. 2. (in 
welhem Angaben bei der „amtlich anfragenden Behörde“ unterjchied3lo8 
ausgenommen find) zu bejahen; nad) deutjchem Rechte ift diefelbe ftreitig. 
Gegen die Anwendbarkeit des entjprehenden $. 300 R, St. ©. 2. 
iprechen fid) überwiegend die Kommentatoren de R. St. ©. Bd. umd 
der R. St. BP. DO. aus; ebenfo Placzef, Das Berufsgeheimniß des 
Arztes, 1893, ©. 7. Hingegen tritt Ziebmann, Die Pflicht des Arztes 
zur Wahrung anvertrauter Geheimniffe, 1886, ©. 6 ff. für die Straf- 
barfeit unter berechtigter Berufung auf die Materialien zu $. 52 R. St. 
PB. DO. ein, mit weldien jene des $. 348 R. E. P. DO. übereinftimmen. 

7) Lammajd, Das Werf des Strafgefegausfchuffes, „Allg. öft. 
Ger.dtg.” 1893, Nr. 15 (©. 55 de3 Sep.-Abor.) fchlägt für diefe De- 
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Nachdem wir hiermit die materiellen Vorausfegungen 
des Ausschlufjes der Deffentlichfeit erfchöpft haben, wird 
e3 fich vielleicht empfehlen, das über diejelben Ausgeführte und 
zugleich auch das über die procefjualen Borausjegungen 
des Ausichlufjes, und überhaupt über das Ausfchliegungs- 
verfahren nod in Kürze Anzureihende durch eine, meinen An- 
Ihauungen entjprechend geänderte Kormulirung der einfchlägigen 
DBeitimmungen der St. B. DO. und des E. B. E. zufammen- 
zufaffen. Diefe neuen Bejtimmungen fünnten aud) auf alle 
anderen grundjäglich öffentlihen Gerichtsperhand- 
lungen anwendbar erklärt werden, und zwar jene der St. P. DO. 
(im Sinne des $. 22 des Gef. vom 25. Iuli 1867, Nr. 101 
R. ©. BL) auf die Verhandlungen des Staatsgerichtshofes; 
jene der &. PB. D. Hingegen auf die Verhandlungen des 
Neichögerichte8 und des Berwaltungsgerichtshofes, fowie der 
Gewerbegerichte??), bei welchen zwei dispofitionsbefugte Par- 
teien einander gegemüberftehen. An diefer Stelle habe ich in- 
dejjen nur die erforderlihen Modificationen der St. P. DO. 
und de8 GC. P. E. darzuftellen. 

An die SS. 228 St. P. DO. und 185 E. P. E., welde 
die grundfägliche Geltung der Deffentlichkeit ausjprechen, an- 
jhliegend, hätten unter gleichzeitiger Streihung der 88. 456 
St. PB. D.°%) und 603 E&, P. E21) an Stelle der 88. 229 
und 231 St. BP. D.%) (in der geltenden und in der von der 
Nov. proponirten Fafjung), jowie an Stelle der SS. 186 f.32) 
&. P. €. die nachfolgenden Bejtimmungen zu treten, von welchen 
jene der St. P.D. im Texte, die für die EC. P. DO. wünjchens- 


licte betreffende Berhandlungen fhledhthin Ausfhluß der Deffent- 
lichkeit zu, foweit deren Sudicatur den Gefchwornengerichten überlaffen 
wird. 

”) Die geltenden Beftimmungen über die Oeffentlichfeit diefer 
Berhandlungen f. oben auf S. 7 f. (und Anm. 7); die erforderlichen 
Aenderungen derjelben unten am Schluß. 

°0) Die Aufrechterhaltung desfelben in modificirter Form, wie e8 
die St. Pr. Nov. vorfchlägt, ift überflüffig, da fchon: diefe jede Befonder- 
heit des Webertretungsverfahrens hinfichtlihh der Deffentlichfeit befeitigt 
bat (f. oben ©. 18) und deshalb die allgemeine Norm des $. 447 
St. Pr. D. genügt. 

1) Vgl. das oben auf ©. 30 f. über Ehefahen Gefagte. 

2) Die in $. 230 enthaltenen Beftimmungen, betreffend die von 
der Ausjhliegung erimirten Perfonen, find pafjender nad) den in 8. 231 
enthaltenen, betreffend die Ausfchließung felbft, zu placiren — eine Reihen: 
folge, die der E. Pr. E. bereits beobachtet. 

3) Bon dem lebten Sat des $. 186, welcher ein Publicationg- 
a at if hierbei vorläufig abzufehen. Hierüber im Tetten 

nitt. 


werthen Abweichungen hingegen °*) in edigen Klammern [ |] oder 
in Fußnoten erfichtlich gemacht werden mögen. 
8. 229 [186]. 

Bei Verkündung des Wrtheilsipruches darf die Deffent- 
lichkeit nur ausgejchloffen werden, wenn lediglih Perfonen an- 
geklagt find, welche das zwanzigfte Lebensjahr noch nicht zu- 
vüdgelegt haben und ein Angeflagter oder dejjen gejeglicher 
Vertreter e3 begehrt. °°) 

Hingegen hat das Gericht die Deffentlichfeit der Haupt: 
verhandlung°®) oder einzelner Theile derjelben, jomwie durd be- 
jonderen Befchluß aud die öffentliche Verkündung 97) der Urtheils- 
gründe oder einzelner Iheile derjelben auszujchließen, infoweit; 

1. wichtige StaatSgeheimniffe zu erörtern find; oder 

2. vermöge anderweitiger, in den Gründen des Befchluffes 
zu bezeichnender Umftände die Deffentlichfeit eine Gefährdung 
der Öffentlihen Sicherheit beforgen läßt; oder 

3. Thatjachen, welche eine Verlegung der Ehrfurdt gegen 
den Kaifer oder ein Mitglied des Faiferlihen Haujes dar- 
itellen fünnen; oder 

4. unzüdhtige Handlungen zu erörtern find; oder 

5. nur Berfonen angeklagt jind, weldhe das zwanzigite 
Lebensjahr noch nicht zurücgelegt haben; °°) oder 

6. [5] dur die Deffentlichkeit die Schambhaftigfeit 
einer der Verhandlung zugezogenen Perfon empfindlicd) verlegt 
würde; oder 

7. über eine auf das Privat- oder Yamilienleben des 
Berlegten fi beziehende Erprejjung zu verhandeln ift; °°) 
oder 

8. [6] ZThatjahen aus dem inneren Yamilienleben 
einer Perjon, von deren Begehren oder Zuftimmung die jtraf- 
gerichtlihe DBerfolgung abhängig ift, oder des Angeklagten, 
fall3 die Thatfachen nicht den der Anklage zu Grunde liegen- 
den Borfall felbjt betreffen;?°) oder 

9. [7] Thatfachen zu erörtern find, Hinfichtlich deren eine 
jtaatlih anerkannte Bfliht zur VBerfchwiegenheit dem dur) 
die ftrafbare Handlung Berlegten, dem Angeklagten?) oder 





8%) Das deutfche GerichtSverfafjungsgefek Fennt eine Berfchiedenheit 
beider ee hier überhaupt nicht. 
E. BP. D.: niemals ausgefchloffen werden. 
- B. D.: Verhandlung, 
die E. Pr, DO. einzufhieben: des Thatbeftandes. 
e 3. 5 entfällt in ver €. PB. DO. 
e 3. T entfällt in der ©. P. DO. 
. D.: einer Partei. 
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einer Perfon obliegt, durch welde diefe Thatfachen auf eine 
der nachfolgenden Arten dem erfennenden Gerichte befannt 
oder bejtätigt werden: 

a) durch Vernehmung diefer Perfon als Zeuge oder Sad)- 
berjtändiger, oder 

b) durd) Benügung in deren Gewalt befindlicher Beweis- 
mittel;°!) oder 

10. [8] Kunft- oder Gewerbegeheimniffe, oder 

11. [9] Zhatfahen zu erörtern find, deren öffentliche 
Vorführung einer der in 3. 9 bezeichneten Berfonen oder einem 
Angehörigen derjelben (8. 152 8. 1 [$. 334 3. 1]) oder bei 
Verhandlungen, welde lediglih Chrenbeleidigungen betreffen, 
auch einer anderen Berfon ?) 

a) einen unmittelbaren und unverhältnißmäßigen ver- 
mögensrehtlihen Nachtheil zuziehen oder 

b) Schande bereiten würde. m Iegeren Falle findet zu 
Gunjten des Angeklagten die Ausfchliegung nur unter der in 
3. 8 bezeichneten Beichränfung ftatt. %) 

8. 230 [186 A]. 

Die Deffentlichkeit darf jedoch nur ausgefchloffen werden: 

im alle der 3. 1 bis 4, infoferne ein Staatsanwalt 
einjchreitet, auf deffen Antrag; 

im Salle dev 3. 5 nad; Ermefjen des Gerichtes, jedenfalls 
aber auf Antrag des Angeklagten oder feines gefeßlichen Ver- 
treterg;, 92) 

im Falle der 3. 6 bis 8 [5 und 6] auf Antrag einer 
der dajelbjt bezeichneten Perfonen;; 

im Zalle der 3. 9 bis 11 [7 bis 9], dann wenn der 
Ausihließungsgrund fih auf den Verlekten oder auf den An- 
geflagten ??) bezieht, auf defjen Antrag; anderenfall3 auf Antrag 
derjenigen Perjon, durch welche die bezüglichen Thatfachen auf 
eine dev in 3. 9 [7] bezeichneten Arten befannt oder beftätigt 
werden; ferner, wenn die zur Antragftellung berechtigte Berfon 
ein zur Amtsperjchwiegenheit verpflichteter Staatsbeamter ift, 


„) Falls nicht zugleich das Znftitut des Scmeigebefehles in um- 
faffender Weife recipirt wird (f. oben ©. 52 f.) märe nod) folgender 
Zufaß erforderlich (auch für die E. P. O©.): oder 

c) — falls durd ein foldes Beweismittel oder dur Angaben 
der bezeichneten Perfon dem Organ einer öffentlihen Behörde oder einem 
Notar jene Thatfahen befannt oder beftätigt worden waren — durd) 
Benügung hierauf fi) beziehender Aetenftüce oder Bernehmung von 
Amtsperfonen. 

92) Entfällt in der E&, BP. DO. 

78. 3.79.: eine Barter 
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jedenfall8® auch auf Antrag des denjelben diefer Pflicht ent- 
bindenden VBorgefegten ($. 151 3. 2 [333 3. 3]); endlidy im 
Sale der 3. 11 [9] bei Verhandlungen, welche lediglid; Ehren- 
beleidigungen betreffen, aucd) auf Antrag des Gefährdeten. Die 
zur Antragjtelung berechtigten Perfonen find zu verftändigen. 
Wenn aber deren Erflärung ohne Verzögerung des BVerfahreng 
nicht abgewartet werden fann, jedocd erfennbar ift, daß der 
Ausihliegungsgrund zweifellos vorliegt und deffen Geltend- 
madhung nicht dem Willen des Betheiligten widerftreitet; ferner 
wenn die Geheimhaltung der bezüglihen Thatfachen durch eine 
behördliche Verfügung geboten ift, fo hat das Gericht die Deffent- 
lichkeit auch) ohne Antrag auszufchließen. 
8. 231 [187]. | 

Die Anordnung einer nicht öffentlihen Situng auf Grund 
der $S. 229 f. [8.186 und 186 A] fann in jedem Momente 
der Verhandlung begehrt werden und wird, injoferne nicht die 
Antragjtellung beftimmten Perfonen ausschließlich vorbehalten ift, 
von Amtswegen oder auf Antrag des Anflägers, des durd die 
jtrafbare Handlung Verlegten oder des Angellagten, jedenfalls 
aber nur nad) Anhörung diefer Perfonen?*) verfügt. Die bezüg- 
liche Berhandlung erfolgt in nicht öffentliher Sikung, wenn 
einer der Detheiligten e8 beantragt oder das Gericht es für 
angemefjen erachtet. 

Der Beihluß über die Ausfchliegung der Deffentlichkeit 
muß fammt den Gründen desjelben öffentlich verfündet und in 
das Protofoll aufgenommen werden. Gegen denfelben ift ein 
abgejondertes Kechtsmittel nicht zuläffig. 


Anhang. 
Bemerkungen über das Ausıhließungsverfahren, 


Zu den bvorftehend Hinfichtlih de8 Ausfchließungs- 
verfahrens vorgejhlagenen Neuerungen ift Folgendes in Kürze 
zu bemerfen: 

1. Sgniwieweit die Ausschliegung auf Antrag beftimmter Per- 
jonen oder von Amtswegen erfolgen foll, habe ich bereit$ bei Be- 
handlung der einzelnen Aussfchliegungsgründe eingeflochten. Nach- 
zutragen wäre jedoch, daß auch in dem legteren Falle die An- 
regung den Parteien gejtattet, jedenfall aber denjelben vor der 
Entfcheidung Gehör gejchenft werden möge. ES entjpricht dies 


9, &. P. D.: auf Antrag einer Partei, jedenfall aber nur nad) 
Anhörung der Parteien. 
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wohl aud den Syntentionen der Entwürfe, ift aber in denjelben 
wenigiteng nicht für alle Fälle beftimmt genug ausgedrüdt. Den 
Parteien möchte ich hier ftetS den durd die ftrafbare Handlung 
Berlegten gleichjtellen, was wohl fhon in den obigen Aug- 
führungen über deffen grundjägliche Stellung im Strafproceß ®) 
hinreichende Rechtfertigung findet. 

2. sn mehrfaher Beziehung halte ich eine Bereinfahung 
der gejeglihen Formalitäten dem geltenden Nechte und den 
Entwürfen gegenüber für wünfchenswerth. Se ftrenger wir 
bon dem Richter verlangen wollen, daß ihm alle gejeßlichen 
Formen heilig jeien, umjomehr müfjen wir bedacht fein, ihm 
überflüffige zu erfparen. Hierzu rechne ich die zwar nicht im 
D.-B., wohl aber im E&. P. E., in der St. B. DO. und in der 
St. PB. Nov. enthaltene imperative Borfchrift, daß über die 
Ausihliegung der Deffentlichfeit geheim zu verhandeln fei. Gewiß 
ift dies mitunter nöthig, fol nicht der Zwed der Ausschliegung 
im BVorhinein vereitelt werden. Häufiger aber wird die Anregung 
zu derjelben von feiner Seite befämpft, und e8 genügt dann für 
deren Begründung viel eher eine ganz allgemein gehaltene, un: 
verfänglihe Andeutung, al® für die Begründung des Aus- 
ihliegungs-Erfenntnifjes, und doch ift für diejes Iettere die Deffent- 
lichfeit — mit Net — unbedingt vorgejchrieben. Sofern weder 
ein Betheiligter, noch das Gericht felbft e8 verlangt, daß die Snci- 
denzverhandlung in geheimer Situng ftattfinde, fann man wohl, 
jowie e8 aud in Deutjchland nunmehr %) für diefen Fall vor- 
gejehen ift, auch bei uns auf das eigenthümliche Schaufpiel 
verzichten, daß die Zuhörer für eine halbe Minute entfernt 
und dann nur zu dem Zwede wieder hereingelaffen werden, 
damit fie erfahren, daß fie — neuerlich abzugehen haben! 

3. Zür angemeffen halte ich eS auch, von der für Straf- 
(nicht aud für Civil-Jjahen bisher vorgefchriebenen Abfaffung und 
Verlejung eines schriftlichen Erfenntniffes abzufehen. Hin- 
fichtlich der obligatoriichen Verlefung, für welche ein Analogon 
nicht einmal bezüglich der Sentenz des Endurtheils befteht, 
thut dieS bereits die St. P. Nov., indem fie anftatt derfelben 
nur eine „Befanntmahung des Ausfchluffes der Deffent- 
teit" verlangt (8. 230). Aber auch in der Abfaffung eines 
jolhen vom Verhandlungsprotofolf gejonderten Erfenntnifjes er- 
blide ich eine überflüffige Vieljchreiberei, in der Wahl der 


>) ©. 14 ff, Diefer Forderung hat auch bereit3 der St.:®.: 
Ausihuß Rechnung getragen. Siehe oben Anın. 29. 

%, In diefem Sinne hat das Gef. vom 5, April 1888 au den 
im Texte dargelegten Gründen den $. 178 ©. B. G. geändert, 
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Erfenntnig- anftatt der Bejchluß-Form aber eine Solennität, 
die wie in Civilfahen (SS. 17 Bag.-Verf. und 187 E. BP. €.) 
aud im Strafverfahren entbehrt werden fann, ohne daß deshalb 
die Bedeutung de8 Deffentlichfeitsprincipes herabgedrüct zu 
werden braudt. Wahrhaft von Belang und daher im Gejeße 
vorzujehen ift nur, daß aud die Gründe des Ausschliegungs- 
Deihluffes verfündet und in das VBerhandlungs-Protofoll auf- 
genommen werden.?”) 

4. Hervorzuheben ift noch, daß nad; dem E. P. E., ebenfo 
wie nach) der St. P. D., ein abgefondertes Nehtsmittel gegen 
ungevechtfertigten Ausschluß der Deffentlichkeit nicht gewährt 
ift,>®) daß diefer Proceßgrundfag jedod nah dem E. P. E. auf: 
fallender Weije im NechSmittelverfahren energifcheren Schuß 
findet, alö nad) der St. B.D. Der ungeredhtfertigte Ausschluß der 
DOeffentlichfeit begründet dort einen in der höheren Snftanz auch) 
von Amtswegen wahrzunehmenden Nichtigfeitsgrund (SS. 495 
8. 7, 513 und 530), während hier der gleiche Nullitätsgrund 
‚von der Partei geltend gemacht werden muß und aud dann 
nur unter den bejchräntenden Vorausfeßungen der Schlußfäge 
der SS. 281 und 344 zur Vernichtung des Urtheils führt. 


) 3m €. Pr. €, ift zwar bereit durch 8. 448 die Verkündung, 
nicht aber durd) $. 223 die Protofollirung in zwmeifellofer Wei: vor- 
gefchrieben; in der St. B. DO. weder das Eine noch das Nudere, da der 
AUbj. 2 des S, 238 nur auf die Fälle des Abf. 1. fich bezieht. 

9”) Der permanente Strafgefebausihuß des Abgeordnetenhaufes 
hat auf Antrag des Abg. Dr. Kopp mit 7 gegen 6 Stimmen die Strei- 
Hung der Schlußbeftimmung des $. 229, welche die Unzuläffigfeit eines 
Nechtsmittels gegen die Ausfchließung der Deffentlichkeit ausfpricht, 
beichlofjen. Hiermit ift jedoch ein abgefondertes Rechtsmittel no) nicht 
gewährt, eine meritorifche Aenderung alfo nicht bewirkt. 


3weifer Tbeil. 
Die Wirkungen des Ausjchluffes der DOeffentlichteit. 


Sowie die Deffentlichfeit von Verhandlungen begrifflich 
nur deren allgemeine Zugänglichkeit für jene, welche diefelben 
unmittelbar al3 Zuhörer und Zufhauer wahrnehmen wollen, 
bedeutet, fo ift auch der Begriff des Ausjhluffes der 
Deffentlichkeit fchon mit der Negation diefer allgemeinen Zu- 
gänglichkeit erfchöpft. m weiterer Verfolgung der Ziele, welde 
die Gejeßgebung einerfeitS durd die Deffentlichkeit und anderer- 
jeitS durch deren Ausschluß anftrebt, Tann fie jedoch der einen wie 
der anderen Verfügung (de8 Gefetgeber8 oder Nichters) Wir- 
fungen auh außerhalb der Verhandlung beilegen, welche 
zu deren Sormalbegriff nicht gehören. 


Erfter Abjgnitt. 


Die begriffswefentliche Wirkung des Auslchluffes. 
(Wirkung in der Verhandlung felbft.) 


Bleiben wir zunächjt bei der begriffswefentlichen Wirkung, 
welche die Ausjchliegung innerhalb des Gerichtsfaales entfaltet. 
Der Umfang derfelben ift in fahliher und in perfünlider 
Richtung feftzuftelen: es fragt fi) nämlid) 

I. ob die ganze Verhandlung geheim durchzuführen ift oder 
welche Theile derjelben, und 

II. ob alle Berfonen-Gattungen von derfelben aug- 
zujhliegen jind oder ein Theil derjelben von dev Maßregel un- 
berührt bleibt. 

I. &8 ijt eine wohlbegründete legislative Gepflogenheit, von 
dev Geheimerflärung die Urtheilsverfündung zu eximiren, 
damit mindeftend das Ergebniß der Procedur nicht in ein 
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geheimmnißvolles Dunkel gehüllt bleibe. Diefen Grundfaß haben 
jowohl das deutiche Gerichtsverfaffungsgejeß (8. 174) — für 
Civil- und Strafjahen — al8 aud unfere St. BP. DO. (8. 231) 
ausnahmslos aufgejtellt; die Novelle vom 5. April 1888 zu 
dem erjteren Gejeg hat denjelben jedoch nur Hinfichtlich des 
Urtheilsiprudes (de3 Tenors) vollftändig aufrechterhalten, 
während bezüglid dev Entjheidungsgründe Ausnahmen 
zugelafjen werden. Gleiches intendirt unfere St. P. Nov., wäh- 
rend außerhalb des Strafverfahrens ?°) allgemein nach geltenden 
öfterreichiihen Nechte und cebenfo nah dem ©. B. €. die 
Normen über den Ausjchlug der Deffentlichkeit bei gerichtlichen 
Verhandlungen nicht blos die Urtheilsbegründung, fondern fogar 
auc) die Urtheilsjentenz jtillihweigend mitumfafjen. Das [ebteve 
erjcheint mir nicht ganz gererhtfertigt. Mean braucht nur ing 
Auge zu fajfen, welches der ausschließliche Snhalt des Urtheils- 
jprudies — inSbejondere nach) dem E&. P. &. (88. 421 bis 426) 
— ift, und denjelben mit den einzelnen Gefihtspunften zu ver- 
gleichen, welche nah dem ©. PB. ©. felbft oder nach den vor- 
jtehenden Ausführungen in Civiljahen den Ausjchluß der 
Deffentlichkeit begründen jollen — und man wird wohl zur der 
Ertenntniß gelangen, daß feiner diefer Gefichtspunfte unbedingt 
auch geheime Urtheilsverfündung erheifcht. Yım Strafproceß halte 
ih Diejelbe Hingegen bei einem Ausjchliegungsgrunde für 
unerläßli: bei jugendlihen Alter de3 Angeklagten. Jnjo- 
weit hier die Schonung jeines Aufes der maßgebende Gefichts- 
punft tft, eriheint allerdings vor Allem Geheimhaltung der 
Berurtheilung und daher eine Ausnahme in 8. 229 St. BO. 
geboten, wie ich jte oben (©. 59) bereitS erfichtlich gemacht habe. 

Was hingegen die Entfheidungsgründe und den nad) 
dem &. PB. €. ($. 436 f.) von denfelben zu fondernden, jedoch 
gleih jenen einen integrivenden Bejtandtheil des Erfenntniffes 
bildenden Thatbeitand anbelangt, fo it in der That anzuer- 
fennen, daß bezüglich aller Gattungen von Rechtsiachen bei der 
Verkündung — möge diejelbe auch nur (gemäß $. 268 St. PB. OD.) 
auf die „wejentlichen" oder gar nur (gemäß $. 432 C. P. €.) 
auf die „wejentlihiten" Gründe fih befhränfen — die Dffen- 
barung von Zhatjachen, deren Geheimhaltung geboten erjcheint 
oder deren öffentlihe Beipredhung jonft einem gefeglichen DBe- 
denken umterliegt, nicht umgangen werden, no auc immer in 


»9) Siehe die oben in Anm. 7 und in dem Text zu derfelben citirten 
Normen für das Reichögericht, den Verwaltungsgerihtshof, die Bagatell- 
und die Gemerbegerihte. Die BVerfahrensarten, in denen überhaupt 
ein Ausfchluß der Deffentlichkeit nicht vorgefehen ift, müffen in diefem 
Abjehnitte jeibftverftändlihh außer Betracht bleiben. 
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einer ganz ungefährlihen, andeutungsweilen Form gejdhehen 
fann 10%) — fol anders die Berfündung der ntjcheidungs- 
gründe überhaupt einen Werth bejiten und in die Schlüffigfeit 
de8 Erfenntnifjes Einblid gewähren. Um jedod) der erhöhten 
Bedeutung, welde der Deffentlichkeit bei der Urtheilsbegründung 
zufommt, Rechnung zu tragen und zu verhüten, daß überflüffiger 
Weile die nach der Sadlage nur für andere Procefabichnitte 
oder für einen Theil der Urtheilsgründe erforderliche geheime 
Situng weiter ausgedehnt werde, laffen mit Necht das deutjche 
Sejfeg und die St. B. Nov. geheime Urtheilsbegründung nur 
bermöge eines eigenen Bejchlufjes des Gerichtes zu umd 
bejtimmen zugleih, daß die Ausihliefung audh nur einzelne 
Theile der Entjeheidungsgründe betreffen fünne. Das Gleiche ift 
dafelbit, jowie ım &. PB. E. für einzelne Theile der Verhandlung 
ftatuirt. Präcifer läßt fi der diefen Bejtimmungen zu Grunde 
tiegende Gedanfe wohl durch die oben vorgejchlagene Kormulirung 
der $$. 229 St. PB. ©. und 186 E. BP. D. zum Ausdrud 
bringen, wonad) die Deffentlichfeit nur „infoweit“ aus: 
gejchlofjen werden darf, als die Ausichliegungsgründe reichen. ?0!) 

Nicht für angezeigt erachte ich e8, die geheime Uxrtheils- 
grändung nur bei einem Theile der Aussfchliegungsgründe zuzu- 
Lajjen, wie dies die deutjche Novelle thut, indem fie hier nur die 
Gefährdung der Staatsficherheit und der GSittlichfeit heraus- 
greift. 2) Sn den Entfcheidungsgründen fünnen doc aud) Thatfachen 
zu erwähnen fein, für welde aus einem anderen gejeßlichen 
Grunde die Deffentlichfeit auszufchliegen wäre. 1%) Sollte dies in- 
defjen au) hinfichtlich deS einen oderanderen Ausschliegungsgrundes 





v0) Bgl. hierüber die Commiffionsberatiungen des deutfchen 
HReichStages über die Novelle vom 5. April 1888 in Klemm’S Kommentar 
derfelben, ad $, 176 ©. 3. ©. 

101) Eine Gewähr gegen mißbräudliche Ausdehnung der Heimlich- 
fett auf die Urtheilägründe bietet auch, wie bereitS Kleinfeller (Ge- 
richtsfaal XXXIX, ©. 452 f,) hervorhebt, die Beläftigung, melde die 
Entfernung der Zuhörer zwiihen Berfündung der Formel und der 
Gründe des Urtheils für dag Gericht felbft mit fi bringt. 

102) Der permanente Strafgefegausfhuß hat in ähnlicher Weife 
auf Antrag des Abg. Dr. Pergelt bejchloffen, die geheime Urtheilg- 
begründung nur injoweit zuzulajjen, al$ die darin mitgetheilten That- 
fahen Militär- oder Staatsgeheimnifje betreffen. 

105) Dies gilt in Deutfchland insbefondere für die im G. 3, ©. 
vorgejehene Ausfchliegung der Deffentlichfeit in Ehe- und Entmündi- 
gungsfadhen. Unter den Ausfchliegungsgründen, die unfer Permanenz- 
ausihuß für die Verhandlung, aber nit für die Entjheidungsgründe 
acceptirt hat (j. vorige Anm.), finden fih aud folde (namentlid) die 
Rüdfiht auf die öffentliche u und die Familienrüdfihten bei 
Erprefjungen und PBrivatanflagen), die thatfächlich auch geheime Urtheilg- 
begründung erheijchen. 
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factifch niemals der Fall fein, jo würde bei Vorliegen desjelben 
eben in Conjequenz der vorher empfohlenen Formulirung niemals 
eine geheime Urtheilsbegründung jtattfinden und deren allges 
meine Bulafjung daher jedenfalls unjchädlich fein. 

II. Sndem wir nunmehr daran gehen, zu unterfuchen, auf 
welche Berfonen-Rategorien die Wirkung des Ausichliegungs- 
Deichluffes fi erftreden folle, und auf welde nicht, müfjen 
wir vorerft den Hintergrund, von welhem diejer Beihluß fi) 
abheben fol, firiren, d. h. feititellen, ob ohne einen folchen die 
Deffentlichkeit eine ganz unbejchränfte ift oder ob etwa ge- 
wilje Berfonen-Gattungen fhon von Gefeßeswegen au$- 
geichlojjen jind. Eine Beftimmung der legteren Art findet fi 
nun in den Gejegen über das Verfahren vor den großen öffentlich- 
rechtlichen Tribumalen 1%) nit; wohl aber jtatuiren die St. P. DO. 
(in dem durch die St. P. Nov. unberührt bleibenden $. 228), 
jowie die geltenden Bejtimmungen über öffentliche Verhandlungen 
in bürgerlichen Nechtstreitigfeiten 19), ebenfo aud der &. P. E. 
(S. 185) fachgemäß den Ausschluß niht erwadhjener Berfonen, 
die St. B. D. außerdem nod den Bewaffneter. Angemefjen 
wäre eS, diefe Bejtimmungen auf alle Berfahrensarten auszudehnen 
und nad dem Borbilde des S. 176 2. G. 3. ©. aud den 
Ausschluß derjenigen Berfonen vorzufehen, welche „in einer der 
Würde des Gerichtes nicht entiprechenden Weile erfcheinen‘, 
aljo insbefondere aud Zrunfener. Das Gleiche verfügt das 
&. 2. ©. Hinfihtlih der nicht im Befize der bürgerlichen 
Ehrenrechte befindlichen Perfonen. Dieje Beftimmung beruht 
ebenfall8 auf einer vernünftigen ratio, und e8 wäre eine Ueber- 
tragung derjelben auf verwandte Kategorien der öjterreichiichen 
Gejetgebung (etwa auf die unter Polizeiaufficht ftehenden und 
auf die von dem Gemeinde-Wahlreht wegen ftrafgerichtlicher 
Verurtheilung Ausgefchloffenen) in Erwägung zu ziehen. 

Die Frauen auszufchliegen, wie dies unfere St. PB. D. 
bon 1853 ($. 223) umd die bayerijhe Wilitär-Strafgericts- 
Drdnung verfügen (Art. 137), und wie mitunter auch für das 
DBereih der Civil-Strafrechtspflege empfohlen wird, halte ich 
auf dem leßteren Gebiete angejichtS der modernen Beftrebungen, 
welhe auf Erweiterung der öffentlichen Stellung der Frauen 
binzielen, nicht für wünjdhenswerth. — 

Hiermit haben wir den perfönlihen Geltungsbereich der 

Deffentlichkeit als$ Regel feitgejtellt. Nun erwädhft uns die 


104) Bezogen in Anm. T. 
105) SS. 17 Bag. Berf. und 46 deS Gef. über das an vor 
den Gemwerbegerichten vom 14. Mai 1869 Nr. 63 R. ©. 
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Aufgabe, jenen der Ausnahme abzujteden: und zu prüfen, 
inwieweit Ausnahmen von der Ausnahme zuzulaffen find, 
d. h. welchen Berjonen ungeachtet des Ausichliegungsbeichluffes 
der Zutritt zur Verhandlung gewahrt bleiben joll, und zwar: 

A. fraft des Gefeges, oder doc) 

B. nad) richterlihem Ermeffen. 

A. Gelbjtverftändlich und deshalb in unferen Quellen zu- 
meift '°6) nicht erft bemerkt ift, daß die in der Berhandlung 
jungirenden Amtsperfonen und die mit PBarteienbefugniffen an 
derjelben DBetheiligten von dem Ausihliegungsbeichluffe nicht 
betroffen werden, Eine Einfhränfung, die ich bezüglich der Ver- 
theidiger für geboten erachte, wird unten sub 3 zu entwideln jein. 

Außer den unmittelbar Betheiligten ift der Zutritt zu 
geheimen Verhandlnigen nach unferer St. PD. ASIN230) 
gefidhert: 

1. den durch die ftrafbare Handlung Berlegten, 

2. Bertrauensperfonen der Barteien und 

3. dem jogenannten Barreau. 

Die Vertrauensperfonen und dag Barreau erimirt größten- 
theils au der €. BP. €. (SS. 188 umd 603), während die 
St. P. Nov. diefe Vorrechte bejeitigen und jenes des Berletten 
einihränfen, dafür aber neue Eremptionen Ihaffen wilf. 

1. Den Parteien ftellt, wenigftens Hinfichtlich des HZutrittes 
zu geheimen Verhandlungen, die St. B. O. mit vollem echte 
den in jeinen Rechten durd die ftrafbare Handlung Verlegten 
— mag er auch) feine privatrechtlichen Anfprüce erheben — gleich. 
Die St. P. Nov. Hingegen läßt aud dejfen Ausfchließung zu, 
allerdings nur „aus Gründen der Sittlichkeit." 

Diefen Gründen fann jedoh m. E. das Recht des Ber- 
legten auf Anhörung der Verhandlung jedenfalls nur dann ge- 
opfert werden, wenn diefer feines jugendlichen Alter8 halber 


106) SS. 17 Bag. Berf., 188 und 603 ©. P. E. jagen jedoch, es 
fönne „jede Partei verlangen, daß außer ihrem Bevollmächtigten 
drei Perfonen ihres Vertrauens“ der Zutritt geftattet werde. Neben dem 
allfälligen Bevollmächtigten kann die Partei felbft erijcheinen (8.26 E. 9. D.). 
Das Gleihe gilt nah der St. PB. O., welde zwijchen Bevollmäd)- 
tigtem oder Machthaber einerfeits, Rechtsbeiftand oder DBertheidiger 
andererjeit$ untericheidet (vgl, insbefondere SS. 50 und 455), wohl nur 
hinfihtli der leßteren, Daß für Proceßunfähige nur deren gefetliche 
Vertreter und nit neben diefen nod Sene felbft erfcheinen dürfen, ift 
nad) dem &. P. €. (erfter Titel) wohl anzunehmen; für den Strafproceß 
Tönnte nad) der Natur der Sadhe das Gleiche gelten, doch fchlage ich 
im Texte sub 1 theilweife Abweichendes vor. Neben der Hauptpartei 
ift gemäß 8.18 €. Br. &. der Nebenintervenient, neben dem Ankläger 
gemäß S. 47 3.3 St. PO. der Privatbetheiligte au zur Theilnahme 
an geheimen Verhandlungen berufen, 
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einer derartigen Bevormundung bedarf. Dann Hat aber aud 
nit er jelbit, jondern fein gejegliher Vertreter feine 
snterejjen im Strafprocek wahrzunehmen, und es wäre daher 
diejem ein umbedingtes Necht auf Zutritt zur nicht öffentlichen 
Verhandlung einzuräumen. Dies müßte im Gefete ausdrücd- 
lich ausgejprohen werden. Einer ausdrüdlihen Ausichliegung 
jugendlicher Berlegter aus Gründen der Sittlichfeit bedarf es 
hingegen nicht, foferne nur im Gefege erfichtlich gemacht wird, 
dag die Ausjchliegung niht Erwadfener auh für die zu 
geheimen Verhandlungen Zuzulaffenden mit einziger Ausnahme 
0.8 Angeklagten gilt. ft aber der Verlegte erwachfen, dann 
wäre ihm ohne Rücficht darauf, ob er zugleich Privatbetheiligter 
oder Privatankläger ift oder nicht, unbedingt die Anwesenheit 
zu gejtatten, mag ev auch noch minderjährig fein, feine Sade 
deshalb noch nicht jelbit vertreten und daher neben ihm ein 
gejeglicher Vertreter am der Verhandlung theilnehmen. Dem 
Xegteren wäre aber wegen feines berechtigten Sntereffes an der 
Sade der Zutritt au dann zu gewähren, wenn etwa dem mün- 
digen Pflegebefohlenen die perfünliche Geltendmahung feiner An- 
jprüde geftattet werden jollte. 1°) Das gleiche Necht aber müßte 
jedenfalls dem gefeglichen Vertreter des Angeflagten ein- 
geräumt werden, dejjen Zulaffung als Beiftand desjelben ohne- 
hin in Ergänzung der St. PB. D. einzuführen wäre. 108) 109) 

2. Wo immer unfere Gejeßgebung den Ausschluß dei 
Deffentlichfeit vorfieht, geftattet fie den Privatparteien 110) drer 


107)) Die Praris läßt dies zumeift zu. Siehe die Entfcheidung des 
Cafjationshofes vom 23. Fänner 1886 3. 13752 in der Manz’fchen Ge- 
jetesausgabe, ad S. 503 ©t. ©. B. Dagegen Stord, Beiträge zur 
Lehre von der Parteienvertretung im Strafverfahren, in Grünhut’s 
Beitichrift, XVI ©. 372 ff, 

168) Bol. hierüber meine Bemeriungen zur Regierungsporlage 
einer ©t. P. Nov. in der „Allg. öfterr. Ger. Ztg.” Wr. 40 sub IV B, 

109) Sn der Hauptjadhe mit den Ausführungen des Textes überein- 
ftimmend, hat der Strafgefegausjhuß auf Antrag des Ag. Dr. Bergelt 
die bezügliche Beftimmung des S. 230 folgendermaßen modificirt: „Die 
durch die ftrafbare Handlung DVerlegten dürfen nur im Falle ihrer Minder- 
jährigfeit aus Gründen der Sittlichkeit, der Vater oder Bormund eines 
minderjährigen Angeklagten oder durch die ftrafbare Handlung in feinen 
Rechten Berlegten niemal3 ausgefchloffen werden.“ 

110) Diefes Recht fteht nad) den in Anm. 7 und dem zugehörigen 
Terte citirten Gefegen vor den Bagatell- und Gewerbegerichten den 
Parteien, vor dem NReichsgerichte und dem Verwaltungsgerichtshof den 
Betheiligten und nad) $. 230 St. P.D. vor dem GStrafgerihte dem An- 
geflagten, dem Privatbetheiligten und dem Privatanfläger zu. Das gleiche 
Recht ift fogar auch in der mündlichen, jedocd grundiäglich nicht öffent= 
‚ lihen Disciplinar-Berhandlungen gegen richterliche Beamte, gegen No- 
tare, gegen Advocaten nnd Advocaturscandidaten dem Beidyuldigten 
eingeräumt (Gejfege vom 21. Mai 1868, Nr. 46 R. ©. Bl., $. 18, vom 
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Dertrauensperjonen zur geheimen Verhandlung zuzuziehen, 
deren Controle jenen einigermaßer Erfag für die des großen 
Publicums bieten fol. Cbenfo der €. B. E., während auf- 
fallender Weije die vor diefem eingebradte St. PB. Nov. das 
in Strafjahen jedenfalls wichtigere, dem deutjchen Neichsrechte 
aber unbefannte Snftitut opfern will. Dasjelbe hat fich bei ung 
jeit vier Jahrzehnten eingebürgert und ift m. &. — allen- 
falls mit Ausnahme des Falles wichtiger Staatsgeheimniffe — 
beizubehalten. Nur wäre VBorforge zu treffen, daß die Zahl der 
Bertvauensperjonen eine eng begrenzte bleibe und wohl aud, daß 
fie nicht mit der Zahl der Streitgenoffen fich vervielfältige. E3 
dürften auf jeder Seite (für alle Geflagte oder Angeklagte, für 
alfe Kläger oder Privatanfläger und PBrivatbetheiligte) zwei, aljo 
im Öanzen vier Bertrauensperjonen genügen. Wird unter einer 
Mehrheit von Streitgenofjen eine Einigung über deren Wahl 
nicht erzielt, jo müßte das Loos entjcheiden. 

Was die Auswahl der Vertrauensperfonen, weldhe nad 
dem geltenden Nechte und nach dem C. P. €. eine völlig freie ift, an- 
belangt, jo wurde e8 alg ein Mikbrauc) gerügt, daß Zeitungsbericht- 
erjtatter als jolche gewählt werden, und durch dieje dann der Jur= 
halt der geheimen Verhandlung zur Veröffentlichung gelangt. In 
Deutigland hat die Zulaffung von Keportern durd den Bor- 
figenden, namentlich jeit dem Proceß Gräf, vielfach Xergernif 
erregt, ohne daß jedoch zu einer gefeglihen Beichränfung 
diefer Auswahl geicritten wurde. 11!) Sn der That halte ich 
jede Ausnahmsbejtimmung gegen Zeitungsberichterftatter für 
verfehlt. Denn einerjeitS fünnen ja Veröffentlihungen in der 
Preffe, wenn die jtändigen Berichterftatter der Zournale fern- 
gehalten werden, dod durd) andere Vertrauensmänner veranlaft 
werden. Sofern man aber jolche Berichte verhüten und dem Aus- 
Ihluß der Deffentlichfeit demnach Wirkungen außerhalb des Ge- 
vihtsjaales beilegen will, bietet nur das Publicationsverbot, von 
dem ich noch unten zu fprechen haben werde, genügende Abhilfe. 

Um die Zeitungsberichterftatter auszufhliegen, wurde ins- 
befondere vorgejchlagen, den Gerichten, wie dies die St. B. ©. 
von 1853 ($. 223) gethan, das Net auf Zurücdweifung nam- 
haft gemachter Vertrauensperfonen wegen perjünlicher Bedenken 
einzuräumen. ch möchte jedoch diefes Necht dem Gerichte nur 
in dem Falle zufprechen, daß gegen eine Vertrauensperfon be- 


25. Juli 1871, Nr. 75 R. ©. Bl, $. 161, und vom 1. April 1872, 
Nr. 40 R. ©. Dl., 8. 34), 
111) Bol, die BVBerhandlungen zu 8. 176 G. 3. ©. bei Klemm 
% Na ferner Jaftrow im Schmollerfchen Zahrbud) für Gefeßgebung, 
‚©. 1120. 
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gründete Bejorgniß einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
oder einer Uebertretung des etwa erlaffenen Schweigebefehles 
(hierüber unten) obwalte. Die Gewährung eines weitergehenden 
vichterlichen DVetos hat, wenn au faum ein Mißbrauch zu er: 
warten ift, doch etwas Mipliches, da die Controle der Vertrauens- 
perfon auf die Amtsverrichtungen des Nichters jelbit ji) er- 
itreden fol. An Stelle eines jolden allgemeinen Vetos würde 
ich e8 noch vorziehen, wenn nad) dem Vorbilde particularer 
deutfcher Strafprocefordnungen als Vertrauensperfonen nur An- 
gehörige und Freunde der fie namhaft machenden Parteien HYu- 
tritt erhalten.!!?) 

Die Bertrauensperfonen find m. E. nit die Cinzigen, 
welche im Snterefje der an der Verhandlung Betheiligten zu der- 
felben zugelaffen werden follten. Shnen wären — unter den gleichen 
Cautelen hinjichtlih der Auswahl derfelben — die unentbehr- 
fihen Begleiter hilflofer Betheiligter angureihen, welde 
die Praxis jchon bisher zu dulden fihh bemüßigt gejehen Hat. 
Xch denke hierbei an die Unterjtügung folder Perjonen, dic 
nicht allein fich zu bewegen oder nicht allein fich verjtändlich zu 
machen vermögen. Leßteres fommt befanntlich nicht blos infolge 
förperlicher Gebredhen, jondern aud infolge jugendlihen Alters 
vor. Das BZeugenverhör von Kindern bleibt erfahrungsgemäß 
ohne BZuziehung eines Angehörigen oft ganz ergebnißlos. 

Bon den Begleitern wird hiernach bereit eine active 
Unterftügung der Nechtspflege erwartet, und ihre Zuziehung 
fäht daher nicht eigentlich unter den Gefichtspunft der Zulafjung 
von : Zuhörern. Da jedod der HZutritt diejfer Begleiter bei 
Deffentlichkeit der Verhandlung als jelbjtveritändlich gilt, bei 
Ausschluß der Deffentlichfeit hingegen das Gleiche nicht zweifellos 
ift, fo ift e8 vielleicht night unangemeffen, diefer Perjonen im 
Zufammenhang mit den Wirkungen des Ausjchluffes im Gejehe 
zu gedenfen. 

3. Das Borreht des Barreaus!!?) zur Anmejenheit bei 





112) Der Strafgefegausfhuß hat hinfichtlid, der Bertrauensperjonen 
folgenden Beihluß ad $. 230 St. P. DO. auf Antrag der Abg. Dr. 
Sraf Bininsfi und Dr. Nitfche gefaßt: „Sowohl der Angeklagte, als 
der Privatbetheiligte und Privatankläger Ffann verlangen, daß je zwei 
Berjonen feines Vertrauens, gegen deren Anmefenheit bei der Haupt» 
verhandfung der Gerichtshof Feine ernftlihen Bedenken hat, zugelafjen 
werden.” Die letere Einihränfung („ernftliche Bedenken“) wurde mit 
7 gegen 5 Stimmen beigefügt; diefelbe ijt der St. PB. DO. von 1853 
entnommen. Den im Terte gemaditen Borfchlägen entfpricht der AuS- 
ihuß-Befhluß nur zum Theil. 

113) ch bediene mid) der Kürze halber diefes Augdrudes in jenem 
weiten Sinn, in dem er fi in unferer Praris eingebürgert Hat. 
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nicht öffentlichen Verhandlungen gilt bei uns bisher nur im 
Strafverfahren.!t) Die Regierung will es durd) die St. P. Nov. 
auf diefem Gebiete ganz abjchaffen und nad dem Vorbilde des 
veutichen Gerichtsverfafjungsgejeges !?5) durch die Berechtigung des 
Öerichtes zur arbiträren Hulafjung einzelner Perjonen erjegen, 
dur den fpäter vorgelegten EC. B. E. aber auf das Gebiet 
der Civilrehtspflege neu verpflanzen — legteres allerdings mit 
Cinihränfungen. Das Barreau foll nad SS. 188 und 603 
C. 8. €. nur bei Ausfhluß der Deffentlichteit aus Gründen 
der Sittlichfeit und der öffentlichen Ordnung!) oder wegen Be- 
jorgniß einer Collufion oder Auhejtörung, nicht aber wegen 
Familienrücdfihten oder auf übereinftimmenden Parteienantrag, 
nod aud in Ehefahen Zutritt haben ($$. 188 und 603). 

Dieje — in den „erläuternden Bemerkungen“ nicht motivirte 
— Unterfgeidung fcheint mir auf einem vihtigen Grundgedanken 
zu beruhen, weldem auch auf dem Gebiete der Strafrechtspflege 
Kehnung zu tragen wäre. Um denjelben feftzuftelfen, wollen wir 
zunädit prüfen, aus welden Gründen wohl die St. P. DO, 
da8 Barreau privilegirt. 

Während für die Zulaffung der Bertrauensperjonen das 
„sntereffe der Parteien an dem Verlaufe deg einzelnen Pro- 
cejjeS enticheidend ift, tritt bei Hulaffung des Barreaus das 
berufsmäßige nterefje gewiffer Perjonenclafjen an der Redts- 
pflege im Ganzen, vereint mit dem Gedanfen, daß gerade 
die Controle diefer Clafjen vermöge ihrer Sadhfunde und beruf- 
liden Stellung von bejonderem Gemwidt ift, in den Vordergrund. 
Sp ungern wir daher au auf deren Gegenwart verzichten und 
jo jehr aud) diefe Snftitution fid) bei uns eingelebt hat, fo glaube 
ih doc, daß dort, wo die Deffentlichfeit behufs Wahrung 
von Öcheimniffen ausgejchloffen wird, e8 nicht angezeigt ift, 
in Diefe außer ven dunctionären, den Parteien und vier Ver- 
trauensperfonen nod eine unbegrenzte Anzahl von Aurijten 
einzumeihen. ch möchte es daher den Betheiligten, weldhen zum 
Schuge von ihnen zu wahrender Geheimnifje aus den oben 
auf ©. 59 f) sub 3. 1,5 m 7—ı1 [1 und 6—9] 





114) Den „Jammtlichen Mitgliedern der Mdvocatenfammer“ fteht 
ollerdings auch der Zutritt zur mündlichen Disciplinar-Berhandlung 
gegen Advocaten und Ndvocaturscandidaten zu, jedod nur mit Zu- 
fiimmung des Befhuldigten ($. 34 de3 Disciplinar-Statuts vom 1. April 
1872, R. ©. Bl. Nr. 40). 

115) Bgl. jedod) die Entftehungsgefchichte des 8. 176 in den Pro- 
tofollen der Reihsjuftizeommiffion, S. 288, 

6) Die „erläuternden Bemerkungen zur St. PB. Nov. hingegen 
erflären gerade bei diefem Ausshließungsgrunde — die anderen werden 
nidt erwähnt — die Sernhaltung des Barreaus für geboten! 
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‚angeführten Gründen ein Redht auf Ausschließung dev Deffent- 
lichfeit einzuräumen wäre, überlaffen, ob fie zu diejem Behufe 
aud) die Ausjchliegung des Barreaus begehren wollen, und möchte 
ihnen demnad auc hierzu ein exclufives Recht zugeftehen. Nur 
injoferne im alle der 3. 1 und 9—11 [1 um 7—9] jene 
Ausihließung von Amtswegen (und zwar obligatorifh) erfolgt, 
hätte das Gleihe auch bezüglich diefer Ausfchliegung zu gelten. 

Ein Ausihluß der Deffentlichfeit von Amtswegen (jedoch) 
facultativ) ift au noch im Falle der 3. 5 bei jugendlidhem 
Alter des Angeklagten vorgefehen. Doc erheifcht das bei dtejem 
Ausihliefungsgrunde von Amtswegen zu wahrende ntereffe 
(j. oben ©. 17) nur, von der Anhörung der Verhandlung 
jowie von nadträgliher Kenntnißnahme ihres Snhaltes ein 
größeres PBublicum, nicht aber den engeren Kreis der berufs- 
mäßig interejfirten Berfonen fernzuhalten; denn nur der Ge- 
danfe, vor einer größeren Menjhenzahl eine Heldenrolle 
zu }pielen, ift wohl geeignet, die Phantafie junger Leute bis 
zur Verübung von Verbrechen zu erhigen. Snfoferne aber dem 
jugendlichen Angeklagten felbft und deffen Vertreter ein Necht 
auf Entfernung des Publicums eingeräumt wird, gejchieht dies 
im Spntereffe ftrieter Geheimhaltung feiner Handlungen und 
des DBerfahrens, und wäre daher folgerichtig auf Antrag der- 
jelben Perfonen jederzeit auch das Barreau zu entfernen. 

Den Fällen, in denen der GefichtSpurft der Geheimhaltung 
für dem Ausshluß der Deffentlichfeit allein maßgebend ift, 
wäre hinfichtli des Barreaus aud nod der Ausfhluß aus 
SJamilienrüdfihten — 3. 7 und 8 [6] — gleichzuftellen. 
Hier kommt allerdings (f. oben ©. 31) neben der Wahrung ge- 
heimer Zhatfachen fcandalöfer oder doch heiffer Natur auch der 
weitere Gefichtspunft in Betracht, daß felbit hinfichtlich bereits 
offentundiger Tharjachen diefer Art die Empfindung der Be- 
theiligten, welche gegen jede Erörterung folder vor einer Mehr- 
zahl Unbetheiligter ji mit Recht jträubt, gefchont werden fol. 
Diejer letere Gefichtspunft würde freilich für fi allein die 
Räumung des Barreaus noch nicht rechtfertigen. Da aber zu- 
meift wenigjtens Hinfichtlic einzelner Detail3g e8 auch nod 
ein Geheimniß zu wahren gibt, alfo der erjtere Gefichtspunft 
mindejteng mit im Spiele, und es fchwer durchführbar ift, 
jene Proceffe und Proceftheile, in denen dies ausnahmsweife 
nit der Fall ift, von amtswegen und im Vorhinein heraus- 
zujuchen, jo wird e8 wohl am beten fein, auch dieje Beur- 
theilung den DBetheiligten jelbjt zu überlaffen und e8 deren 
Arbitrium anheimzugeben, ob nur das große Bublicum oder aucd) 
da8 Barreau entfernt werden joll. 
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Berwandt dem Gefichtspunfte, welcher hiernad) an zweiter 
Stelle bei Ausjhliegung der Deffentlichfeit aus Familien- 
rüdjihten in Betragt fommt, ift jener, welcher der Ausschliegung 
wegen Erörterung unzücdtiger oder die Ehrfurcht gegen den 
Kaifer oder ein Mitglied des faiferlihen Hanfes verlegender 
Handlungen (3. 3 und 4) ausfhlieglid zu Grunde liegt. 
Hier wird das Publicum nicht fowohl behufs Geheimhaltung 
von Zhatjachen, alS vielmehr deshalb ferngehalten, weil die 
Öffentliche Befprehung gewiffer, wenn aud befannter Um- 
tände unpafjend evjcheint, jofern dadurch der Verbreitung der 
Sittenverderbnig Borfchub geleiltet oder doc unsere fittlichen 
Empfindungen oder aber die Gefinnungen der loyalen Unter- 
thanen gegenüber dem Herrjcherhaufe verlegt würden, und derart 
jolden Individuen, die gerne im Schlamme waten, von Staats- 
wegen im Gerichtsjaale eine günftige Gelegenheit hierzu geboten 
würde, Dei den Berufsjuriften aber, denen ihres fachlichen 
Ssnterejjes an der Rechtäpflege halber der Zutritt zn den geheimen 
Verhandlungen in unferer St. B. OD. gewährleiftet ift, fpricht 
wohl die VBermuthung dafür, daß fie auch in Fällen der Iekt- 
erwähnten Art um diejes Syntereffes halber der BVBerhandlung 
beiwohnen. Ebenjowenig wie der Gefihtspunft der öffentlichen 
Sittlichfeit uns abhält, jelbft vor einem großen Auditorium von 
Medicinern in der Klinif oder von Künftlern im Atelier des 
berufsmäßigen nterefjes derjelben halber — jogar in Anftalten, 
die unter ftaatlicher Autorität ftehen — Entblößungen des 
menjchliden Körpers zu veranftalten, die fonft als umfittlich 
gelten — ebenjowenig darf diejer Gefichtspunft e8 verhindern, 
vor Zahmännern Blößen des focialen Körpers zu enthüllen und 
unzüchtige oder die Ehrfurcht gegen den Monarchen verlegende 
Handlungen zur Sprache zu bringen. 

Anders Liegt allerdings die Sade dort, wo e8 gilt, die 
Schamhaftigfeit einer an der Verhandlung betheiligten Berfon 
zu jchonen, aljo im Falle der 3. 6 [5]. Hier wäre diefer alfer- 
dings das Recht einzuräumen, nebjt der Entfernung des Pu- 
blieums auc jene des Barreaus zu begehren. 

Nunmehr erübrigt von den Ausschliegungsgränden nur 
noc, einer, nämlich der der öffentlihen Sicherheit (3. 2). 
Daß diefe dur das Barreau gefährdet werde, wird gewiß 
nicht oft vorfommen — die Möglichkeit ift aber für Beiten 
bejonderer Erregung nicht von VBornherein zu negiren. Für 
diefen Fall wäre daher allerdings die Räumung des Barreaus 
im ©ejete vorzufehen. Der €. PB. E. geht alfo wohl zu weit, 
wenn er bei Ausjchliegung der Deffentlichfeit wegen Gefähr- 
dung der Öffentlihen Drdnung das Barreau ausnahmslos zu- 
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läßt. 117) Sm Uebrigen aber ftimmt die im E. B. E. gegebene Ab- 
grenzung der Vorrechte des Barreaus bei Ausschluß der Deffent- 
lichkeit mit der hier entwidelten (injoweit die Ausichliegungs- 
gründe des C. P. E. mit den von mir empfohlenen correipondiren) 
im Wejentlichen überein — nur daß der E. B. E, die Aus- 
Ihliegung des Barreaus, jofern er diejelbe überhaupt vorfieht, 
jtet8 alS nothw endige Tolge des Ausichlufjes der Deffent- 
lichkeit Hinjtellt, anjtatt jene weitergehende Wirkung dem Er- 
mejjen derjenigen WPerjonen zu überlafjjen, denen überhaupt 
die Wahrung der dur die Ausschliegung zu jhügenden Inter: 
ejfen anheimgegeben ift. — 

Snjomweit das Barreau zu räumen ijt, wäre auch Vorforge 
zu treffen, daß nicht die bezügliche Beitimmung durch übermäßige 
Ausnügung des dem Angeklagten nah S. 40 St. P. DO. zu 
Itehenden Nechtes, eine Mehrzahl von Vertheidigern zu wählen, 
umgangen werde, 119) 

sm Gegenja zur St. PB. DO. mill die St. P. Nov. ein 
unbedingtes, vom richterlihen Ermefjen unabhängiges Net zur 
Anmwejenheit bei der Verhandlung nad dem Meufter des deutjchen 
G. 3. ©. nur den „zur Aufjiht über die Rechtsnflege be- 
rufenen Sujtizbeamten“ belajjen. Dieje waren aucd, bisher der 
Borrechte des Barreaus theilhaftig. Für fie halte ich allerdings 
die re diefer Vorrechte im vollen bisherigen Aug- 
maße, d. 5. bei allen Ausjchliegungsgründen für angemefjen 
und e3 bedarf daher in der Chat der bejonderen Hervorhebung 
der Auffichtsbeamten im Gejete, fo oferne i im Sinne der bisherigen 
Ausführungen den übrigen gegenwärtig privilegirten Perjonen nur 
beit einem Theile der Ausichliegungsgründe — wenn aud) 
bet jenem, der in der Praxis wohl am häufigiten vorfommen 
wird (3. 3 und 4) — der Zutritt aewahrt bleiben jo. 

Der Vorrechte des Barreaus aber find theilhaftig: nad) 
der St. P. DO. und dem E. B. €. die wirklich angeftellten 
Nichter, die Conceptsbeamten der Staatsanwaltihaft und des 
Sultizminifteriums jowie die Advocaten ; nad) der St. PO. aud) 
noch die in die Vertheidigerliite Eingetragenen. Diejen Clafjen 


117) Das Gleiche gilt auch don dem Ausfchliegungsgrunde der 

Collufionsgefaht (S. 15 f.), fall3 diefer in das Gejeg Aufnahme findet. 

118) Etwa in der Weile, daß der 2. Abf. des S. 40 unter Ein- 
Ihiebung der gejperrt zu drudenden Worte lautet: 

„Dem Beichuldigten ift au, geftattet, mehrere Bertheidiger Bei- 
zuziehen; doc darf hierdurd weder eine Vermehrung der für den An- 
geflagten in der Hauptverhandlung geitatteten Borträge, no) eine Um- 
gehbung der für geheime Berbandlungen geltenden Bor- 
hriften (8. 231 A, vorletter Abfat) bewirkt werden.” 
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wären wohl im Sinne einer fchon jegt weit verbreiteten, mit dem 
Gejege jedoch unvereinbaren Praxis noch weitere anzureihen. Zu- 
nächjt jollte der Zutritt zu Strafverhandlungen, infomweit er nicht 
füngirenden Richtern geftattet ift, auch den zur Ausübung des 
Nichteramtes einberufenen, jedod in concreto nicht fungirenden 
Sejhwornen nicht verwehrt werden. Wenn dieje es borziehen, 
anftatt heimzufehren, ihre richterliche Erfahrung dur Anhörung 
ver Derhandlung, zu welder fie vorgeladen wurden, zu be- 
veihern, jo ift dies gewiß zu begünftigen; auch follte der pein- 
lie Eindrud thunlihft vermieden werden, den es, wie fi 
wiederholt gezeigt hat, bei Gejchwornen hervorruft, wenn fie, 
durch) da& 208 vom Nichteramte ausgejchloffen, jogleich auch jenes 
Vertrauens verluftig werden, welches unter Anderen den bei der 
Verhandlung nicht beichäftigten Vertheidigern gejchenft wird. 
— Auch bezüglich der Afpiranten für das Nichteramt und die 
Advocatur ift e8 wohl im Sntereffe ihrer Ausbildung wünfcens- 
werth, fie nicht von ganzen Kategorien von Berhandlungen fern 
zu halten. Den oben angeführten Mitgliedern des Barreaus 
wären Daher gleichzuftellen: die vichterlichen Hilfsbeamten, 
Conceptspraftifanten und Advocaturscandidaten, endlich in Straf: 
jahen aud die zur Shwurgerichtsfigung einberufenen Haupt: 
und Ergänzungsgeihwornen (8. 302 St. PB. O.). 

B. Hiermit ift wohl der Kreis derjenigen Berufs-Slategorien 
erichöpft, bei welchen ein fachliches sntereffe an Gerichtsverhand- 
Lungen jeder Gattung derart allgemein vorausgefett werden fann, 
daß es begründet ift, diejelben — fei es auch nur bei einem 
Theile der gejeglihen Ausfhliegungsgründe — von Sejeße3- 
wegen zuzulaffen, ohne daß die Angehörigen diefer Kategorien ihr 
Interefje im Einzelfalle darzuthum und ihre Zulaffung zu er- 
bitten brauchen, und nad Ermeffen des Gerichtes abgemiefen 
merden fünnen. Hiermit möchte ich jedoh ein jolhe8 ridter- 
liches Ermejfen bezüglich des Zutrittes zu nichtöffentlichen Ver- 
handlungen keineswegs ablehnen.1!%) Nur follte dasjelbe m. E, 
nidt das Net der Bertrauensperfonen und des Bar- 
reaus, wie dies nad) der St. P. Nov. und nad; dem deutjchen 
Gerichtsverfaffungsgefege (8. 176) der Fall it, gänzlich ver- 
drängen, jondern zu demjelben ergänzend hinzutreten. Das Gericht 
hätte einerfeitS, infoferne bei einzelnen Ausschließungsgründen 
mit dem großen Publicum aud das Barrean zu entfernen ift, 
noch zu prüfen, ob nicht doch einzelnen Mitgliedern des Barreaus 





9) De lege lata ift allerdings ein foldes Ermefjen nad) dem 
Haren Wortlaute des 8. 230 St. P. O9. abzulehnen. A. M. inveffen 
u. A. Ullmann, Lehrbuch des öfterreihifchen Strafprocekredtes, ©. 112. 
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 aufihr Begehren der Zutritt wegen eines bejonderen fachlichen 
oder perjünlichen nterefjes derjelben dennoch zu gejtatten wäre. 
Andererjeitö aber ift der Kreis derjenigen Perjonen, die im 
Einzelfalle ein derartiges pntereffe Hegen fünnen, mit der 
obigen Aufzählung der ex lege zu privilegirenden Clajien nod 
feineswegs erihöpft. Zu diefem SKreife gehören u. A.: Männer 
der Wifjenjchaft, wie Mediciner, insbejondere Piychiater, fowie 
auh Piychologen, Vertreter jener Berwaltungszweige, deren 
suterejjen durch; die Verhandlung berührt werden, und für 
welche insbejondere die genaue Kenntnif gewifjer verbrederischer 
VDianipulationen. (3. 8. bei Creditpapierverfälfchungen und 
Sprengftofj-Verbrehen) von größter Bedeutung iit; Vorgefekte, 
die ji über ein Verfchulden Untergebener unterrichten wollen & 
weibliche Angehörige junger Zeuginnen, deren Schanhaftigfeit 
eben dur Ausschluß des Publicums gefchont werden joll, für 
die eS aber um fo peinlicher ift, ganz allein vor einer Anzahl 
fremder Männer (etwa über eine an ihnen oder vor ihnen ver: 
übte Nothzucht) deponiven zu mitffen. 

Dieje und andere gleich rücfichtswerthe Fälle lafien ich 
im Gejete nicht erfchöpfend zufammenfaffen, und ihre Berüc- 
fichtigung tft wohl auc wegen der etwa entgegenitehenden 
anderweitigen ntereffen nicht ımperativ vorzufchreiben. Sie 
ift daher nur dem richterlichen Ermeffen anheimzugeben, welches 
lediglich, durd) eine ganz allgemein gehaltene Directive eingejchränft 
werden fann. | 

Die Entfheidung über dieje arbiträre Zulaffung von us 
hörern wird von der St. PB. Nov. in Uebereinftimmung mit 
der urjprüglichen Faffung des deutihen G. B. ©. dem Bor- 
jißenden der Hauptverhandlung überlaffen, während die deutiche 
Novelle vom 5. April 1888 fie dem Gerihtshofe überwiejen 
hat. Dieje Aenderung erfolgte, weil man es für inconjequent 
hielt, die Ausjchliegung der Deffentlichfeit dem Collegium vor- 
zubehalten, dem Borfigenden aber die Deredtigung zu praf- 
tiiher Annullirung diejes Beichluffes einzuräumen, und weil man 
dem Borjigenden einen Nüchalt gegenüber dem Andrang Neu- 
gieriger bieten wollte. 12%) Zum Theil aus dem letteren Grunde, 
vorzüglich, aber wegen der Wichtigkeit, die mitunter der Ent- 
Igeidung zufommt, möchte ich der Aenderung der deutschen Novelle 
beipflichten. 

ss denjenigen Zällen aber, in denen die Verhandlung der- 
art geheim '*') durchgeführt wird, daß mit dem großen Bublicum auf 

120) Siehe Klemm a. a. D. ©. 35, 


1) Auf diefen Fall oder gar auf den der Erlaffung eines 
Schweigebefehles wäre aud der Ausdrud „geheime“ Verhandlung ein- 
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Antrag eines Betheiligten au das Barreau ausgefchloffen 
wird, wäre die Zulafjung einzelner Mitglieder desfelben oder 
einzelner anderer Perjonen folgerihtig an die Zuftimmung 
diejes Antragjtellers zu binden. Hat hingegen die Ausjchliegung 
de3 Barreaus von Amtswegen und zwar obligatorifch einzu- 
treten, jo jollten dennoch einzelne Zuhörer facultativ zugelaffen 
werden, jogar dann, wenn e3 fih um Wahrung wichtiger 
Staatsgeheimniffe handelt. Gerade in diefem Falle wird zum 
Deijpiel die Anmejenheit einzelner VBerwaltungsbeamten oder 
Nilitärperjonen am Plage fein — eine migbräuhlie Ausdehnung 
aber ift hier am wenigiten vom Gerichte zu bejorgen. — 12?) 

Fafjen wir nunmehr das Gefagte über die bei öffentlichen 
und nicht öffentlichen Berhandlungen zuzulaffenden Berfonen 
durd) eine entjprechend modificirte Formulicung der einschlägigen 
Beitimmungen der &t. BP. D. und des E. B. E. in gleicher 
Weije zujammen, wie wir dies Hinfichtlich andermeitiger Beftim- 
mungen derjelben bereit oben (©. 58 f.) gethan haben, fo 
hätten an Stelle der SS. 228, zweiter und dritter Sag, und 
230 ©t. PB. DO. fowie der SS. 185, Abjat 2, und 188 
E. P. €. die nachfolgenden Beftimmungen zu treten. 

$. 228 [185] 

Hur Verhandlung Haben nur folge Berfonen Zutritt, welche 
in einer der Würde des Gerichtes entjprechenden Weije ericheinen, 
erwachien und unbewaffnet find. Doch darf Berfonen, welche 
vermöge ihres öffentlichen Dienftes zum Tragen einer Waffe 
verpflichtet find, der Zutritt nicht verweigert werden. Hingegen 
fann Perjonen, die unter BolizeieAufficht ftehen oder vom Wahl- 
veht zu einer Gemeinde-Bertretung wegen ftrafgerichtlicher Ver- 
urtheilung ausgejchloffen find, der Zutritt verfagt werden. 

$. 231 A [188]. 

Wird die Deffentlichfeit der Verhandlung ausgeschlofjen, 
jo haben zu derfelben außer den bei derjelben befchäftigten Amtg- 
perjonen nur die folgenden Perjonen unter den im $. 228 [185] 
bezeichneten Vorausfegungen Zutritt: 

1. der Angeklagte, auch wenn derfelbe nicht erwachien ift, 
dev Privatanfläger und der durd die ftrafbare Handlung in 
jeinen Rechten Berlegte, beziefungsweife an Stelfe diefer Perjonen 


zuihränfen. Bei Zulafjung des Barreaus follte, befonders in großen 
Städten, wenn aud von einer „nichtöffentlichen“ doch nicht von einer 
„geheimen“ Berhandlung gefproden werden, wie dies 8. 231 Gt. 
B. DO. thut. 

'>2) Der Strafgefegausfhuß hat die St. P. Nov. hinfichtlich des 
Ausihluffes des Barreaus, der obligatorifhen Zulaffung der Suftizauffichts- 
perfonen und der arbiträren anderer Zuhörer unverändert belaffen. 


| 
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deren Bevollmächtigte, außerdem deren Nechtsbeiftände und gefe- 
liche Vertreter ;1?) 

2. zwei von den Privatanflägern und Brivatbetheiligten 
übereinjtimmend oder mit Hilfe des Xojes zu bezeichnende 
und zwei von dem Angeklagten übereinftimmend oder mit Hilfe 
de8 Lojes zu bezeichnende DVertrauensperjonen, 1?) bezüglich 
deren nicht bejondere Umftände eine Gefährdung der öffent- 
lihen Sicherheit oder eine Verlegung des etwa erlafjenen 
Scäweigebefehles bejforgen lafjen; dann unter der gleichen Vor: 
ausjegung die unentbehrlichen Begleiter Hilflofer Betheiligter; 

3. die zur Auffiht über die Nedtspflege berufenen 
Sufjtizbeamten; 

4, die richterlichen Beamten, die zur Schwurgerichtsfigung 
einberufenen Haupt» und Ergänzungsgefhwornen, die Nechts- 
praftifanten, die Conceptsbeamten der Staatsanwaltichaft und 
des Suftizminifteriums, die in die VBertheidigerlifte und im die 
Lifte der Advocaturscandidaten eingetragenen Perjonen; 1?) 

5. einzelne PBerfonen, welchen der Gerichtshof mit Nüc- 
jicht auf ein begründetes Ipntereffe an der Verhandlung aus- 
nahmsöweije den Zutritt zu derjelben geftattet. 

Die in 3. 4 bezeichnete Gruppe von Berfonen ift jedoch, 
wenn deren Anwejenheit eines der in $. 229 3.1, 2 um 
5 bis 11 [$.186 3. 1, 2 und 5 bis 9] bezeichneten Bedenken 
entgegenfteht, auszujchliegen — jedod, infoferne der Ausschluß 
der Deffentlichfeit gemäß $. 230 [186 A] nur auf Antrag eines 
Betheiligten erfolgt, nur auf bejonderen Antrag desjelben und 
im Falle des S. 229 3. 5 nur auf Antrag des Angeflagten 
oder dejjen gejeßlichen Vertreters. 126) 

Bu der in 9. 5 vorgejehenen Zulaffung einzelner Perfonen 
bedarf e3, injoferne bei einer Verhandlung die in 3. 4 bezeichnete 
Perjonengruppe ausgejchloffen ift, und hierzu der Antrag eines 
DBetheiligten erforderlich war, defjen Zuftimmung. 


123) EC. B. D.: 1. die Parteien und deren Bevollmädtigte. 

122) &.P.D.: 2. je zwei von den Parteien, und zwar von GStreit- 
genofjen übereinftimmend oder mit Hilfe des Xofes zu bezeichnende 
Bertrauensperjonen. 

125) &.®B.D.: 4. die richterlihen Beamten, die Rechtspraftifanten, 
die Conceptsbeamten der Staatsanwaltichaft und des Zuftizminifteriums, 
die Advocaten und die Advocaturscandidaten., 

126) Die Schlußworte von „und im Falle . . .“ angefangen, ent- 
fallen in der E&. PB. ©. 


HBmweiter Abjgnitt. 


Mit dem Ausfihluß der Oeffentlidykeit zu verbimdende Wir- 
kungen außerhalb der Verhandlung. 


Wir haben nunmehr no die Wirfungen zu befprechen, 
welche die Ausichliegung der Deffentlichkeit auch außerhalb des 
Gerihtsjaales nad fich ziehen kann, aljo die Frage zu be- 
antworten, ob und immieferne mit der Beichränfung der Zu- 
gänglichleit einer Verhandlung audh Befhränfungen der 
Mittheilung ihres Snhaltes zu verbinden find. Auch hier 
müjfen wir (ebenjo wie auf ©. 67) vorerjt die Vorfrage Löfen, ob 
und inwieweit etwa folhe Befihräntungen auh bezüglid 
öffentlider Berhandlungen eintreten follen und daher nicht 
als Folgen des Ausschliegungsbejchluffes angefehen werden fünnen. 

1. Rad) unferer bisherigen Gefeggebung beitehen für Berichte 
aus Öffentlichen, wie aus nicht öffentlichen Gerichtsverhand- 
lungen feine anderen Schranken, als die in den allgemeinen 
Strafgejegen zugleich für alle fonftigen Mittheilungen vor- 
gezeichneten. Erft unfere Strafgefeg-Entwürfe haben Sonder- 
Beftimmungen für Mittheilungen aus gerihtlihen Verhand- 
lungen in Ansfiht genommen. Eine derjelben bezieht fih aud 
auf Publicationen aus öffentlihen Verhandlungen und möge 
daher zuvörderft betrachtet werden. Sie ftatuirt ein nur tem- 
poräres, auj einen eng begrenzten Zeitraum  eingefchränftes 
Derbot. Nah S. 133 8. 1 der Pegierungs-Vorlage von 1889 
macht fi nämlicd, eines Bergehens fchuldig, „wer im Laufe 
eines ftrafgerichtlichen Verfahrens öffentlich (8. 90 3. 21% 
die Borgänge bei einer Hauptverhandlung, bevor das Beweis: 
verfahren in der Hauptverhandlung gefchlofjen it, 
befannt macht." 

Den „Bemerkungen" zur Negierungsporlage zufolge be- 
ruht diefe Beftimmung auf dem „Umftande, daß bei mehrtägigen 
Derhandlungen eine frühere Befanntmahung fowohl die Aus- 
ragen noch nicht einvernommener Zeugen in einer die Wahr: 
heitsermittlung gefährdenden Weife beeinfluffen, als aud bei 
SchmwurgerichtSverhandlungen die Beurtheilung und Auffajjung 
des Falles von Seite der Gefhwornen beirren fan.“ 

Die citivte Beftimmung wurde jedoch leider vom Bermanenz- 
Ausihuß des Abgeorduretenhaufes geftrichen und in die jpäteren 
Entwürfe (NRegierungs-Borlage von 1891 umd Ausihuß-Vor- 
lage von 1893) nicht wieder aufgenommen. 
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Der Permanenz-Ausfhuß von 1889 begründet die Streidung 
in jeinen Berichte (zu $. 137), der jedoch nur das eine der beiden 
in den „Bemerkungen“ geltend gemachten Motive, nämlich die 
Gefahr einer Beeinfluffung der Gefhwornen, berührt, im 
Wejentlihen folgendermaßen: Einer folchen Beeinfluffung vermögen 
bei mehrtägigen Verhandlungen die Richter überhaupt nicht gänz- 
lic entzogen zu werden; diefelbe könne aber auf anderem Wege 
wirkjamer unternommen werden, al8 durch parteiifche Zeitungs- 
artifel; eine Einwirkung durch diefe fei ja doch „ohne eine gewiife, 
noch jo verhohlene Erörterung über die Kraft der Beweismittel 
oder Aufftellung von Vermuthungen über den Ausgang der 
Verhandlung nicht denkbar," und deshalb fei aud) Aussicht 
vorhanden, daß eine jırengere Handhabung der gegen folde Er- 
Örterungen und Aufftellungen gerichteten Strafbeitinnmungen 
genügen werde, 

Allein diefe Beftimmungen werden niemals verhüten 
fünnen, daß die Zeitungen, wie dies alltäglich gefchieht, vor 
Schluß der Verhandlung Berichte veröffentlichen, welche fic 
zwar auf wahrheitögetreue thatjädhliche Darftelungen aus den 
Verhandlungen bejchränfen, da8 DWerhandelte aber felbftver- 
tändlich nur auszugeweife wiedergeben und hierbei, wie wir in 
manden Organen nur allzuhäufig beobachten fünnen, die der 
Einen Partei günftigen Momente ausführlich referiven, die ihr 
ungünftigen hingegen theild völlig unterdrücken, theil3 ganz 
unvollftändig reproduciren. Ungleihmäßigfeiten diefer Art 
jhleichen ji aber in den DBerichterftattungen der Tagespreffe 
aud unbeabfichtigt ein; fie fommen infolge einer fhwer zu ver- 
meidenden „Flücdhtigfeit, zum Theil aud infolge mangelnder 
Fähigkeit der Neporter, das Wichtige von dem Nebenfächlichen 
zu jcheiden, und infolge ihres Beftrebens, das Senfationelle in 
den Vordergrund zu jtellen, auch ohne Parteilichkeit täglich vor, 
und darum, jowie wegen der Schwierigkeit, diefe Fälle von 
denen temdenziöjer „Entitellung” des Procefjes zweifellos zu 
jheiden, fruchtet audy die gegen lettere gerichtete Strafandrohung 
ebenjowenig wie die gegen vorgreifende Crörterungen und Auf: 
jtellungen jich Tehrende (beide in Art. VIII der St. &. Nov. vom 
17. December 1862 und übereinftimmend in $. 129 3, 2 des 
St. &.€.). Und doch gefährden derart einjeitige Berichte die Unab- 
hängigfeit der richterlichen Ueberzeugung am meiften, Allerdings nicht 
leicht direct. Daß ein zur Nechtipredung Berufener die Thatfachen, 
welche er jelbjt in der Verhandlung gehört und gejehen, in feiner 
lebendigen Erinnerung durd die Darjtellung eines Sournals ver- 
drängen läßt, wird allerdings nur dann vorkommen, wenn der- 
jelbe überhaupt jeder geijtigen Selbftitändigfeit entbehrt und vor 
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feiner Art fremden Einfluffes bewahrt werden fann. Allein durd 
gefärbte Zeitungsberichte wird, wenn auch nicht unmittelbar auf 
die Gejchwornen, jo doc auf jene Mitbürger erfolgreich ein- 
gewirkt, die der Verhandlung nicht jelbit beigewohnt haben; durd 
diejelben wird öffentliche Meinung zu Gunften oder zum Nadhıtheil 
de8 Angeklagten gemacht, diefe vox populi aber dringt durd 
zahlreiche Hörrohre auch wieder zum Richter, und da es hier 
die Anfchauungen vermeintlih — dur die Yeitungsberichte — 
Ssnformirter find, die von den verichiedenften Seiten conform 
auf den Richter einwirken, jo wird derjelbe, auch) wenn er ein 
gewifjenhafter und verjtändiger Mann und felbft wenn er ein 
tändig angejtellter und daher durd; Erfahrung gemwappneter 
Staatsrihter und nicht ein Gefchworner ift, diefem Anfturm nidt 
jelten unbewußt erliegen. 

Ganz anders, wenn während der Dauer der Verhandlung 
jene Quellen der Entjtellung gänzlich verjtopft werden und der 
Urtheilende nur die Stimme folder Berfonen zu hören befommt, 
die entweder durch Autopfie ein unverfälichtes Bild von der 
Verhandlung gewonnen haben, oder gar feine Kenntuiß von 
derjelben bejigen und deshalb auch nicht fo leicht einen feine 
Pflicht nicht ganz vergefjenden Richter gefangen nehmen fünnen. 

Aehnliches wie von der Beeinfluffung der Gefhwornen gilt 
auch von jener der Ausfunftsperfonen, deren der Ausfhuf- 
bericht gar nicht gedenft. Die Sorgfalt, welde die St. BP. DO. 
darauf verwendet, daß nicht etwa ein nocd zu vernehmender 
Heuge oder Sadverftändiger dem Verhör eines anderen bei- 
wohne (SS. 241 ff und 248), ift eine vergebliche, wenn jener 
in der Lage ift, in der Zeitung ausführliche Berichte über diejeg 
DBerhör zu lefen. Ohne journaliftifhe Berichterjtattung werden 
hingegen die Ausfunftsperfonen über das in ihrer Abwefenheit 
Verhandelte fih nicht fo Leicht hinreichend genau informiren 
fünnen, um die eigene Ausfage darnad) einzurichten. 

sm Hinblid auf die noch zu vernehmenden Ausfunfts- 
perjonen erjcheint e8 daher wohl angemeffen, im Sinne der 
Regierungsvorlage von 1889 die Veröffentlihung der Verhand- 
lungs-Ergebniffe vor Schluß des Beweisverfahrens zu 
unterfagen ; zur Hintanhaltung einer Beeinfluffung der Urthei- 
lenden halte ich e8 für wünjchenswerth, diejes Verbot fogar bis 
zur Schließung der Verhandlung durh den Borfigenden 
(88. 257 und 325 &t. PB. DO.) auszudehnen, 1?7), alfo aud auf 


27) Dem Schluß der Verhandlung folgt erft nod), bevor fi die 
Gefhmornen zur Berathung in die Claufur begeben, der Schlußvortrag 
des Borfigenden. 3 ift aber wohl nicht erforderlich, aud) nod) während 
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die — mitunter mehrtägigen — Plaidoyers zu erftveden. In 
diejen befommen die Urtheilenden zwar auch fchon einfeitige 
Darftellungen der Sachlage zu hören; deshalb ift e8 aber doch 
nit fruchtlos, auch no in diefem Zeitabjchnitt die Zuflüfte- 
rungen einer durd die Preffe beeinflußten Volfsitimme von 
ihnen fernzuhalten. Denn während die Gefchwornen die Plai- 
doyers, weil diejelben eben von den Parteien felbjt herrühren, 
eher mit Borfiht und Miftrauen aufnehmen, find fie gegen 
diefe Zuflüfterungen nicht immer in gleicher Weife gewappnet. 

Wird die vorzeitige Veröffentlichung unterfagt, jo halte ich 
e3 für ein Poftulat der Gerechtigkeit, in diefes Verbot, eben- 
jowie die Verantwortung des Angeklagten, jo aud die An- 
Hagefchrift einzubeziehen, welche oft in ruhiger, gejchäfts- 
mäßiger und anfcheinend objectiver Darftelung die Thatfachen 
funftooll zum Nachtheile des Angejhuldigten gruppirt und dadurd) 
am beiten geeignet ijt, Stimmung gegen denjelben zu maden. 
Zrogdem will die Regierungs-Vorlage von 1889 ($. 133 3. 1) 
von allen in der Verhandlung gejprodenen Worten und ver- 
lejenen Schriften gerade nur die Anflagefchrift noch vor Schluß 
des Demeisverfahrens veröffentlichen Laffen, jobald nur von der- 
jelben in der Hauptverhandlung Gebraud gemacht wurde. Dies 
heißt nichtS Anderes, als zur Vermeidung einer Präoceupation der 
Zeugen 12?) und der Richter zu Gunften des Angeklagten — ftets 
eine jolhe zu defjen Lajten von Gefegeswegen herbeiführen. 
sh Fanı daher ein Verbot vorzeitiger Publication nur unter 
Einbeziehung der Anklagefchrift befürworten. 

Durch ein derartiges Verbot wird übrigens leider die 
Möglichkeit abgejchnitten, daß infolge der ZeitungSberichte 
neue Erfenntnißquellen dem Gerichte erjchloffen werden, ins- 
bejondere neue Zeugen fi) melden. Allein im Interefje der 
Wahrheitserforfhung ift wohl der — viel häufiger wirffame — 
Einfluß auf diejenigen Zeugen, deren Vernehmung jchon nad) 
den bisherigen Dispofitionen zu erfolgen hat, höher zu ver- 
anjhlagen. $m Uebrigen aber fteht den gemwichtigen Momenten, 
welche für das Berbot fprechen, lediglich das ynterejje des der 
Verhandlung nicht perfünlich beimohnenden Publicums, mög- 
lichit rafch über den Proceß unterrichtet zu werden, entgegen. 
So jhmerzih audh in manden Fällen jede Verzögerung 


diefes Bortrages die Veröffentlihung zu unterjagen, da die Dauer de3- 
jelben faft niemals eine fo große fein wird, daß während einer Unterbrechung 
ein inzwifchen erjchienener Bericht jchon die im Texte gefchilderte indirecte 
Wirkung entfalten fann. 

128) Diefe dürfen ja nad) SS. 244 und 314 St, PB. DO. aud) der 
Berlefung der Anklagefhrift nicht beimohnen. 
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empfunden wird, fo ift e8 doch nur die flache Neugierde einer 
jenjattionsdurjtigen Menge, welche darunter leidet. Yenes ernite 
suterefje des Volkes an der Gerechtigkeitspflege Hingegen, um 
deffentwillen ernjte Männer Borkämpfer der Deffentlichfeit ge- 
worden, hat damit nichts zu thun. ES wird durch einen Turzen, 
höchtens bis zur Urtheilsfhöpfung mwährenden Aufjhub der 
Publication nicht berührt. Zur Ausübung der durch die Oeffent- 
lichkeit des DVBerfahrens intendirten Controle der Ausfunfts- 
perjonen und der betheiligten Functionäre genügt wohl vor- 
läufig jener Theil der Bevölkerung, der im Gerichtsfaale Plag 
findet. Su jeder anderen Beziehung aber ift ein furzer Auf- 
ihub nahezu bedeutungslos. Eine Einflußnahme des Bublicums 
auf den meritorischen Ausgang des einzelnen Proceffes entjpricht 
ja ohnehin nicht einer geläuterten Auffaffung des Deffentlichkeite- 
Principes. 

Nichtig it wohl, daß die Tagesblätter, wenn fie erft nad) 
einer Anzahl von Verhandlungstagen über diefelben berichten 
dürfen, in ihren gewöhnlichen Ausgaben für ausführlichere Be- 
richte feinen Hinreihenden Raum finden; bei größerem Ssntereife 
des Publicums wird aber gewiß durd Exrtra-Ausgaben derfelben 
oder durh abgejondert in Brofhürenform erfcheinende Be 
richte abgeholfen werden, wobei infolge des Aufjchubes des Er- 
jHeinens bis nad Schluß der Verhandlung weniger Anreiz zu 
tendenziöjer Darftellung, dagegen mehr Muße zu forgfältigerer 
Kedigirung vorhanden fein wird.1?) 

Das hier befürwortete Verbot vorzeitiger Veröffentlichung 
jtelt jedenfalls im Vergleich zu dem gänzlichen Ausfchluffe der 





129) Das aus dem St. ©. E. eliminirte Publications-Berbot 
wurde duch den permanenten St, G.-Ausfhuß der gegenwärtigen 
Legislatur- Periode auf Antrag des Abgeordneten Dr. Grafen Pininsti 
mit 7 gegen 6 Stimmen wieder aufgenommen, nunmehr jedod in die 
St. P. Nov, (Art. III) eingereiht, und zwar in folgender modificirter 
Saffung:: „Bei Hauptverhandlungen, melde vorausfihtlid länger als 
eınen Tag dauern werden, fann der Gerichtshof aus wichtigen Gründen 
bejchließen, daß in Drudjchriften Mittheilungen über die Bernehmung 
de$ Angeklagten und das Bemeisperfahren erft nad) Schluß der Haupt- 
verhandlung erfolgen dürfen, Ein Rechtsmittel gegen diefen Beihluß ift 
nit zuläffig.“ 

Hiermit hat der Ausfhuß das Verbot no) über die im Texte 
und in der vorigen Anmerkung empfohlene Zeitgrenze hinaus erftredt, 
jedoch in anderen, und zwar vor Allem in folgenden Beziehungen ge- 
mildert: 1. fol eS Eein gefeßliches Verbot fein, vielmehr nur nad) 
vihterlihem Ermefjen eintreten; 2. fol dasfelbe auf Bublicationen 
dur die Prejje eingefchränft werden, Diefen Modificationen kann 
wohl zugeftinmt werden, Sehr bevauerlich ift es hingegen, daß aud) 
nad) dem Ausfhußbefchluffe die Anklagefchrift von dem Veröffentlichungs- 
verbot ausgenommen fein foll. 
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Deffentlichkeit und der Veröffentlihung, mwelder für zahlreiche 
Verhandlungen durd; unfere Entwürfe eingeführt werden foll, 
nur einen geringfügigen Einjhnitt in die Publicität der gericht- 
lichen Verhandlungen dar. 

Diejed Verbot würde zwar in unfjerer Gefeßgebung die 
erfte und einzige Sonder und Ausnahbmsbeftimmung 
zu Lajten von Publicationen aus öffentlichen Gerichtsverhand- 
lungen bilden, feineswegg aber — mie died8 nad dem 
Ausihußberiht von 1889 den Anjchein Hat!?) — die erite 
gejegliche Einichränkung folder Veröffentlihungen überhaupt. 
Für diefelben beftehen vielmehr — aud) nad) Schluß der Verhand- 
lung, aljo nicht blos vorübergehend — die gleihen Scranfen, 
welche für alle Gedanfenäußerungen nad DPlaßgabe ihres Sgn- 
haltes in den allgemeinen Strafgefegen aufgerichtet 
find. 1°!) An diefe allgemeinen Schranken mußte die Reproduction 
gerichtliher Verhandlungen um fo mehr gebunden werden, als 
diefelben ja auch für Neußerungen in diefen Berhandlungen 
jelbft gelten.13?) 

Der Gedanke der Deffentlichkeit ift eben in der Gejek- 
gebung für die Verhandlungen der Gerichte nicht jo weit auS- 
gejponnen, wie für jene der parlamentarishen Körperjchaften. 
Die befonderen Gründe, welche für die mmunität der BVolfs- 
vertreter fprechen, 13°) paffen nicht auch für eine Immunität der 
vor Gericht verhandelnden Perjonen. Und ebenjowenig wie die 
Aeußerungen der Xebteren von den allgemeinen Strafbeitim- 
mungen erimirt find, ebenjowenig tjt e8 auch die Wiedergabe 
diefer Aeußerungen in der Prefje. Mit der perjönlichen YSm- 
munität fehlt für die gerichtlihen Verhandlungen aud die 
fachliche, durch welche, wie Kienbadher !**) fagt, die „VBerhand- 
Iungsfäle des NeichSrathes und der Yandtage über die Grenzen 


130) „Das Princip der Deffentlichfeit der Hauptverhandlung in- 
volvirt nicht nur die Zulaffung des Publicums zu der Hauptverhandlung 
felbft, fondern zweifello8 aucd die unbefhräntte Möglichkeit, die Vor- 
gänge der Hauptverhandlung öffentlid; befannt zu geben.“ Bgl. hiermit 
aud) das oben ©. 64 Gefagte. 

131) Siehe die Entjcheidungen des f. FE. Oberften Geriht3- und 
Safjationshofes Nr. 145, 567 und 888 der Sammlung. 

13%) Snfoweit die leßteren Neußerungen, ungeadjtet de$ Vor= 
fiegens der befonderen Merkmale eines DelictSbegriffes nicht recht3- 
widrig und daher ftraffrei find, ift dies ebenfall$ vermöge allgemeiner 
ftrafrechtlicher Grundfäge der Fall. 

133) Siehe Guftad Seidler: Die Jmmunität der Mitglieder der 
Bertretungskförper nad öfterreihifchem Nechte, inSbefondere ©. 75 ff. 

134) Hiftorifch-genetifche Erläuterungen des öjterr. Preßgef. und 
des Gef. iiber das Strafverfahren in Preßfachen vom 17. December 1862, 
©. 155. 
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der Öfterreichiihen Monarchie hinaus” erweitert werden. Bon 
unjeren Gerichtsfälen gilt nicht das Gleihe. Mag man 
immerhin daS allgemeine utereffe an der Kenntnignahme 
gerichtlicher Verhandlungen nod jo hoc ftellen, mit jenem an 
der Kenntnißnahme der Berathungen Iegislativer Körperfchaften 
fann e8 nicht entfernt gemefjen werden, und für die vor Ge- 
richt öffentlich verhandelnden Parteien ftveitet natürlich nicht wie 
für die Volfövertreter die Bermuthung, daß, was fie in diefer 
‚Junction vorbringen, im öffentlichen Interefje gejprochen und 
dejjen Weiterverbreitung unter das DBolf, insbefondere unter 
die Wählerichaft im öffentlichen Interefje gelegen ift. 

Sp ift e8 allerdings begreiflich, dag Meittheilungen und 
Publicationen nicht ichon deshalb, weil fie öffentliche Gerichts: 
verhandlungen betreffen, günftiger als nad den allgemeinen 
Strafgefegen zu gefhehen hat, behandelt werden. 

Sollte e8 aber vielleicht. am Plate fein, gerade umgefehrt 
jolhe Berichte jtrenger zu behandeln? M. €. ift es nidt 
angemejjen, über die Grenzen der allgemeinen ftrafrechtlichen 
Normen hinaus das Befanntwerden des Verhandelten außer- 
halb des Gericht3faales dauernd hintanzuhalten, infoweit nicht 
auch die Kenntnignahme desjelben feitens des im Verhandlungs- 
jaale jelbjt anwejenden Publicums verhindert wird, oder doc 
wenigjtens eines jener Momente vorliegt, welches defjen Fern- 
haltung zu rechtfertigen vermöchte. Diejenigen Momente, welde 
es erheiihen zu verhindern, daß abmwefende Perfonen die ge: 
rihtlihen Borgänge in Erfahrung bringen, find do dann 
nicht weniger beachtenswerth, wenn die gleichen Perfonen der 
Verhandlung jelbjt beiwohnen; fie mußten deshalb fämmtlicd) 
jhon im erjten Theile diefer Abhandlung unter den Aus 
Ihliegungsgründen Berüdfihtigung finden. Ym einzelnen 
Valle allerdings wird den betheiligten Amts- oder Privatperfonen 
oft überwiegend oder fogar ausjchlieglich an der Inhibition von 
Mittheilungen außerhalb der Verhandlung gelegen fein. So 
wenn thatjählich nur wenige und dem Betheiligten gleichgiltige 
Zuhörer anwejend find, welche diefer gerne duldet, während er 
deshalb doc nicht jchon das vor Gericht Befprochene allen 
Zeitungslefern preisgeben will. 

Die überragende Bedeutung des Zeitungswejens in un- 
jeven Zagen erklärt e8 aud, daß man vielfach bejtrebt ift, die 
Publication von Verhandlungsberichten durd) die Preffe unter 
Borausfegungen zu verbieten, unter weldhen man die Ent- 
fernung der Zuhörer aus dem PVerhandlungsjaale dod noch 
nicht gejtatten möchte. Allein diefe Beftrebungen beruhen 
wohl auf einer unberechtigten Generalifirung, zum guten 
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Theil auf einjeitiger Betrachtung gropftädtiicher Berhältniffe. 1°?) 
Auf dem Lande liegt die Sahe oft ganz andere, ift vielfach 
eine Beröffentlihung in der Prefje nicht zu gewärtigen, hin- 
gegen dad DBefanntwerden des DVerhandelten unter der aus 
der Umgebung zahlreich zuftrömenden Zuhörerjchaft für die 
betheiligten SInterejjen empfindlich genug. Ob nun in concreto 
die Sade fi) in der einen oder anderen Weile verhält, ob 
eine beachtenswerthe Gefahr mit der Deffentlichfeit der Ver- 
handlung oder mit der Veröffentlihung des Verhandelten ver- 
bunden ift, das bleibt am beiten der Beurtheilung derjenigen 
Brivaten und Behörden überlaffen, denen überhaupt die Seltend- 
mahung der Ausfhliefungsgründe anheimzugeben ift. „zeden- 
fall3 aber jollte eine dauernde Einschränkung von Mittheilungen 
aus der Verhandlung nur unter folden materiellen Voraus: 
fegungen zugelafjen werden, unter denen aud die Ausihliegung 
der Deffentlichkeit in der Verhandlung felbit geftattet wird. 

Il. &s fragt fi) nun, ob diefer Sag auch umgekehrt 
werden fanrı, ob aljo alle jene Gründe, welche für die legtere 
Ausfchliegung gelten, deshalb aud als joldhe für Beihränfungen 
der Reproduction anzuerfennen find. Dieje Frage it zu ver- 
neinen, da nur bei einem Theile der Ausjchließungsgründe der 
Zwed verfolgt wird, das Belanntwerden von Thatjachen zu 
verhüten, die übrigen aber ihrer Natur nad fid) nur auf die 
unmittelbare Gegenwart von Zuhörern beziehen. Ob nun von 
den einzelnen Ausichließungsgründen das Eine oder das Andere 
gilt, Haben wir noc zu prüfen. 

Borausichieten möchte ich jedoch, daß jene Gründe, melde 
etwa bei grumdfäglich öffentlihen Verhandlungen (bei jenen 
vor dem erfennenden Richter) ausnahmsweije der Deffentlichleit 
und zugleich der Weiterverbreitung verhandelter TShatjadhen 
entgegenftehen, dieje legtere Wirkung folgerichtig auch bei grumd- 
fäglih nit öffentlihen Verhandlungen von Behörden mit 
Barteien ausüben jollten, alfo bei gerichtlihen VBernehmungen 
außerhalb des DVerhandlungstermines vor dem erfennenden 
Richter, fowie bei adminiftrativen Verhandlungen verjchiedeniter 





135) Eine derartige Ausnahmsbeftimmung hat die dem deutfchen 
Reichstag vorgelegte fogenannte lex Heinze vorgefhlagen. Hierüber 
unten im Text (©. 95 f.). Ebenfo das franzöfiihe Preßgefeg vom 29, Juli 
1881, Art. 39, binfichtlic der Berichte über Diffamations-Proceffe, bei 
denen der Wahrheitsbeweis unftatthaft ift fowie das franzöjijche An- 
ardhiftengefeg vom 28. Juli 1894, Art. 5, Hinfichtlid) der Berichte über 
Berhandlungen, welche Thaten von anardiftiihem Charakter zum Gegen- 
ftand haben. Gegen die Deffentlichkeit jprehen in diefen Fällen Gründe, 
die den auf ©. 59 sub 8. 8, refp. 1 und 5 angeführten verwandt find. 
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Ürt. Die Berfchwiegenheitspflicht dev Auntsperfonen vermag hier 
natürlich Teine ausreihende Garantie gegen die Propagirung 
der zur Sprade fommenden Umftände zu bieten, da ja aud 
die betheiligten Privaten in die Lage fommen können, diejelben 
in Erfahrung zu bringen: fo aus dem Munde jener Amts- 
perjonen anläßlich ihrer Bernehmung, ganz befonders aber durch 
Acteneinfiht oder im Falle der Partetenöffentlichfeit dur per- 
jönlihe Anmefenheit bei den Verhandlungen. Diefer Widerfpruch 
tritt vor Allem im Strafverfahren greli hervor, wenn im Sinne 
der deutjchen Novelle vom 5. April 1888 und unferer Entwürfe 
zwar Mittheilungen aus Broceffen, bei denen ausnahmsmweife für 
die Hauptverhandlung die Deffentlichfeit — etwa zur Wahrung 
militäriihstechnifcher Geheimniffe — ausgejchlofjen wurde, ver- 
boten werden, gleichartige Mittheilungen aber aus folden Pro- 
cefjen, die nicht biS zur Hauptverhandlung gedichen find (wenigitens 
nah erfolgter Einftellung des Verfahrens) 136) ungeftört an die 
große Glode gehängt werden dürfen! Und dod) ift bier das 
Bedürfnig nah Geheimhaltung im öffentlichen Ssntereffe gewiß 
fein geringeres, e8 wird fogar noch dur das concidirende 
„sntereife des Bejchuldigten verjtärkt, dejjen Auf bei Strafjadhen, 
weldhe das Stadium des VBorverfahrens nicht überfchreiten,, be- 
jonders gefcdont werden fol. Das entgegenjtehende allgemeine 
‚snterefje am Belanntwerden der gerichtlichen Borgänge ift hin- 
gegen noch nicht ein fo bedeutendes, infolange diefelben nicht 
Grundlage eines Urtheils werden. 

Soferne daher an einen Thatbejtand mit der Wirkung 
de8 Ausschluffes der Deffentlichkeit im Gerichtsfaale auch meiter- 
gehende Wirkungen außerhalb desfelben zu verfnüpfen jind, wären 
jolgerichtig die gleichen Wirkungen aud dort borzufehen, wo der 
gleiche Thatbeftand vorliegt, er jedoch den Ausschluß undetheiligter 
Huhörer aus dem einfadhen Grunde nicht zur gejeglichen %olge 
hat — weil deren Fernhaltung für die bezügliche Gattung von 
Verhandlungen ohnehin die allgemeine gejeglihe Norm bildet. 
Nicht alfo um Wirkungen des richterlic verfügten Ausfchlufjes 
ver als Kegel zugelaffenen Deffentlichfeit follte es fich handeln, 
jondern um Wirkungen, die mit gewiffen Thatbeftänden, welche 
zugleich jene Ausfchliegung zur Folge haben, bei allen nicht 
öffentliden Verhandlungen von Behörden mit Parteien 
verbunden werden können. Smdefjen will ich, dem äußeren Rahmen 





0) Bis zur Einftellung ift wenigftens- in Straffahen die 
Beröffentlihung durd, den Drud durdh Art. VII der St. G. Nov. vom 
17. December 1862 allgemein verboten. Ebenfo nad) dem St. ©. Entw, 
(8: 129 8.1) und nad) $. 17 des deutfchen Pr.-Gef. 
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diefer Abhandlung entfprechend, die Verhandlungen der Verwal- 
tungSbehörden außer Betracht lafjen und die Uebertragung der 
dDarzulegenden Grundfäge auf alle PBarteien-Verhandlungen von 
(eisleithanifchen) StaatSorganen, oder doc auf jene Gattungen 
von Proceduren, die häufiger tief einjchneidende Eingriffe in 
Privatgeheimniffe mit fid bringen (wie e8 3. DB. im Straf- 
verfahren der Gefällg- und anderer Adminiftrativ-Behörden, 
zum Scheile aud im Beftenerungsverfahren, dann in Patent- 
fachen, bei den Erhebungen der Gewerbe-nipectoren und deS 
fünftigen arbeitsftatiftifchen Amtes der Fall ift) einer abgejon- 
derten Erwägung vorbehalten, 

Für die gerihtlihen Verhandlungen aller Gattungen 
aber einschließlich der eine wejenilihe Ergänzung des Straf: 
procefjes bildenden gerichtS-polizeilihen Erhebungen, jowie der 
gerichtlichen Disciplinarverhandlungen, und cbenjo für die eine 
Ergänzung des außerftreitigen GerichtSverfahrens bildenden nota- 
riellen Verhandlungen haben wir nad diefen etwas abftracten 
Bemerkungen zu prüfen, welde unter den für den Ausjhluf 
der Deffentlichfeit geltenden Gründen ihrer Natur nad) zugleid) 
al Gründe für eine Befhränfung der weiteren Witthei- 
lung vor Gericht offenbarter Thatjadhen zu verwenden find. 

Während unfer geltendes Neht mit dem Ausjchliegung3- 
beichluffe niemals Wirkungen außerhalb des Berhandlung3- 
iaales verbindet, hat die Negierung bereit in den Ausjchup- 
berathungen des Abgeordnetenhauje® über den von ihr 1874 
vorgelegten St. ©. €. e8 angeregt, die öffentlihe Mittheilung 
des Suhaltes „gerichtliher Verhandlungen“ jeder Art, „für die 
die Deffentlichleit duch; Beihluß des Gerichtes ausgejchlofjen 
worden it," als Bergehen zu beftrafen.!?”) Diefer Anregung 
haben die Ausihuß-WVorlage von 1877 mit einer Einfchräntung, 1?°) 
die folgenden St. &. E. aber einfchließlid der jüngften Aus- 
ihuß-Borlage von 1893 ($. 130) in vollem Mape Yolge 
gegeben. Ein gleiches allgemeines Verbot enthalten — je für 
ihr Gebiet — der E. PB. E. (Schlußfat des $. 186) und die 
St. B. Nov. (Art. IV, wobei mit dem Verbote der Veröffent- 
fihung nad) Art. III unter gewifjen Vorausfegungen aud) ein 
folches anderweitiger Diittheilungen verbunden werden foll.) 1°”) 


137) Siehe den Ausfchußberidht von 1877, zu S. 136. 

138) Siehe über diefe Einfhränfung unten Anm. 144. 

139) Hinfichtlih des richterlih verfügten Ausichluffes der 
DOeffentlichkeit ift da Publicationsperbot des $. 186 E. Pr. E. neben dem 
allgemeinen de3 $. 130 St. ©. €, gegenftandslos. Die „erläuternden 
Bemerkungen“ zum E, P. €. (©. 236), weldje dies beftreiten und hervor: 
heben , daß die dem $. 309 St. G. B. correfpondirende Borjchrift des 
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Eine derartige allgemeine Einjchränfung der Kenntuiß- 
nahme des Proceßftoffes wäre indeffen nur dann gerechtfertigt, 
wenn jtetS der Bwed oder doc einer der Zwede der Aus- 
Ihliegung die Geheimhaltung jenes Stoffes — fei e8 Jeder- 
mann oder aud nur einem größeren Publicum gegenüber — 
wäre. 140) 

Wo diefes Ziel für die Ausfchliegung maßgebend ijt, da 
genügen allerdings die begreiflicherweife!*') nur fpärlichen allge- 
meinen Strafbejtimmungen, welche zum Schuge von Geheimnifjen 
beftehen, nicht auch für den Fall, als die Enthüllung folder vor 
Gericht erfolgt. Denn dort, wo die Enthüllung eines wichtigen 
Geheimniffes durd) Gerihtszwang abgenöthigt wird oder wo fie 
den umvermeidlihen Preis für die Gerechtigkeit des Urtheils 
oder für die Möglichkeit der Nechtsperfolgung bildet, da hat 
Derjenige, der diefen Preis zahlt oder dem Zwang angethan 
wird, wohl Anfprucd auf gefteigerten Nechtsfchug. Der Staat, der 
ihm den Preis abverlangt oder Zwang anthut, fol ihn davor 
gügen, daß jener nicht höher, diefer nicht empfindlicher fei, als 
es der damit verfolgte Zwed erheijcht. Darum ift diegfallg die 


St. ©. €. „die gefetliche Unterfagung der Belanntmahung zur Boraus- 
jegung hat,“ haben offenbar nur das Blankettftrafgefets des S. 128 2, 
welcher die Veröffentlihung von Verhandlungen, „in Betreff welcher die 
Belanntmahung überhaupt unterjagt ift,* al8 Vergehen erklärt, im . 
Auge, die Specialbeftimmung des 8. 130 aber, welche für durd; Geridht- 
beihluß nicht öffentlich erflärte Verhandlungen bereits felbft die Ver- 
öffentlihung unterfagt, überfehen. Diefes leßtere Berbot trifft allerdings nicht 
die Verhandlungen in Cheftreitigfeiten, falls für diefelben im Sinne des 
Ss. 608 &, ®. €. die Deffentlichkeit nicht durc Gerichtsbefhluß, fondern 
von Rehtsmegen ausgefchloffen wird. Allein der Fall des $. 603, 
für melden hiernad) allein ein Publicationsverbot im E.P. E. aud) neben dem 
neuen St. ©. praftifche Bedeutung haben könnte, wird ebenfalls gerade dur) 
den Wortlaut des S. 186, Schlußjfaß nicht zweifellos mitgetroffen. Sn der 
St. P. Nov, (Art. IV 8.1) ift die Strafbeftimmung des 8. 130 ©t. ©. €. 
wiederholt, weil die St. P. Nov. vor dem neuen St. ®. in Wirkfamkeit 
treten fol. 

10) €8 ift dies eine in den Motiven-Elaboraten mehrfach durd- 
ihimmernde Anfhauung. Bol. folgende Stellen aus den Motiven: 
Elaboraten zu den einzelnen GStrafgejegentwürfen: zu S. 139 8. 3 der 
Kegierungsporlage von 1881, zu $. 134 jener von 1889 und zu $. 138 
der Ausihußvorlage von 1889. Vgl. ferner die „erläutenden Bemerkungen” 
zu Art. III und IV St. B. Nov. und zu $. 186 €. P. €. Unterjdieds- 
105 wollten aud, im gleichen Gedanfengange befangen, die erften 
Negierungsporlagen der deutfchen Novelle vom 5. April 1888 für alle 
Ausihliegungsgründe ein Verbot der Bublication dur) die Prefje jchaffen, 
glei) jenem, welches das in Elfaß-Lothringen geltende franzöfifche Preß- 
gejeg dom 18. Juli 1828 aufgeftellt hat. 

141) Theild weil das öffentliche Sntereffe zumeift fein ausreichen 
des ift, theil$ weil eine fichere Abgrenzung der Berfchwiegenheitspflicht 
vielfah großen Schwierigfeiten unterliegt; fiehe oben ©. 38 und 56. 
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Berbreitung folcher Geheimnifje über den Kreis der am Procefje 
unmittelbar beteiligten Perjonen hinaus innerhalb wie außer: 
halb des Gerichtsfaales thunlichft Hintanzuhalten, ohne Nüd- 
fiht darauf, ob die Offenbarung jener Geheimnifje au jonit 
jtrafbar ift oder nicht. 

Diefer Gedankengang ift, joweit er zur Hintanhaltung 
der Verbreitung des bei Geriht Verhandelten außerhalb des 
GSerichtsfanles führt, nicht auf alle Ausjchliegungsgründe an- 
wendbar. Daß das bezeichnete Ziel der Geheimhaltung nur bei 
einem Theile der Ausfchliefungsgründe verfolgt wird, bei 
den übrigen hingegen anderweitige Nüdjichten einer öffent- 
(ihen Beiprehung entgegenftehen, habe ich ja fhon mehrfad, 
insbefondere aber zulegt bei Beantwortung der Frage nach Zu: 
(afjung des Barreaus (auf ©. 72 ff.) hervorgehoben.'?) 

Hiernad find von den für Straf und Civilfahen auf 
Seite 59 f. zufammengeitellten Ausjchliegungsgründen nur die 
sub 8. 1, 5 und 7—11 [1 und 6—9] bezeichneten jolde, 
bei denen der Gefichtspunft der Geheimhaltung im Spiele ift 
und fowie in der Verhandlung felbft die Fernhaltung aud der 
berufsmäßig intereffirten Zuhörer, jo außerhalb derfelben be- 
iondere, noch unten (sub III) zu präcifivende Maßnahmen zur 
Einfhränfung der Verbreitung des Verhandelten erheijcht.‘"?) 

Andere Gefichtspunfte waren e3 hingegen, die mid) be- 
wogen haben, aud; nod) bei zwei weiteren Ausshließungsgründen, 
nämlich bei Verlegung der Schamhaftigfeit (3. 6 [5]) und bei 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit (foferne diefe lettere Öefahr 
nicht durch) Offenbarung von Staatsgeheimnifjen begründet ift, 
foferne alfo nicht der joeben mitangeführte Ausjhliegungsgrund 
der 3. 1, jondern jener der 3. 2 vorliegt) die Ausjchliegung des 
Barreaus für zuläffig zu halten, und diefe Gefichtspunfte find 
ihrer Natur nach auf den Verhandlungsjaal beichränft. 

Dies gilt ganz befonders von der Gefährdung der öffent: 
fihen Sicherheit. ft mit Grund zu beforgen, daß Die 
Bulaffung von Zuhörern überhaupt oder fogar von jolden 
aus Fachkreifen zu Unruhen unter denjelben führen oder zu 
einem Attentat auf eine an der Verhandlung betheiligte Perjon 
mißbraucht werden fünne, jo bejteht deshalb doc noch Feines- 


142) Sn diefem Sinne aud) Jaftrow a. a. DO. ©. 1114 f. 

143) Aus dem auf ©. 73 Gejagten geht bereit$ hervor, daß bei 
dem Ausfhließungsgrunde 3.5 aud) im Falle der Geltendmachung de3- 
jelben von Amtswegen die Unterfagung von öffentlichen Berhandlungs- 
berichten vorzufehen wäre, obwohl e8 hier einer Entfernung des Barreaus 
nicht bedarf, indent e8 nur gilt, die Propagirung des Berbredens unter 
eine größere Menfchenmenge zu verhüten. 


. 
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weg8 Die gleiche Gefahr bei nacdhträglicher Weittheilung oder 
jelbft Veröffentlichung des Berhandelten (zumal wenn eine Ver- 
öffentlichung erft zum Schluß der Verhandlung jtattfinden darf), 
und es Liegt fein Grund vor, folde Berichte im sntereffe der 
öffentliden Sicherheit weitergehenden Beichränfungen zu unter- 
ziehen, alS Publicationen und Aeußerungen über anderweitige 
die öffentlihe Sicherheit tangirende Vorgänge. 1+4) 

Was aber die Schamhaftigfeit anbelangt, fo Fonnte 
bei Aufftellung diefes Ausfchliefungsgrundes nur jene Empfin- 
dung in Betracht kommen, welche durch eine unmittelbar in. 
Gegenwart Anderer (und insbefondere vor einem größeren 
Auditorium, in dem es auch an lüfternen Gaffern nicht fehlt) 
vorzunehmende Handlung oder vorzubringende Aeußerung afficirt 
wird, 7.8. durd Entblößung einer jugendlichen DBeichädigten zur 
Augenfcheinaufuahme oder durd die Depofition einer Zeugin 
über unzüdtige Borfälle, die fi vor ihren Augen abgefpielt haben. 
Nicht in gleichem Sinne und jedenfalls nicht in gleichem Maße 
wie durch derartige Vorgänge wird durch Berichte über diefelben 
— jet es aud in öffentlichen Blättern — die Schamhaftigfeit ver- 
legt: Das Säntereffe, defjen Wahrnehmung uns hier und überhaupt 
bei Befanntwerden von Thatfachen, deren wir ung „hämen", 
am Herzen liegt, ijt nicht mehr das gleiche, ift vielmehr ein 
„saterefje an Bewahrung von Geheimniffen — foweit aber ein 
jolhes zu berüdfichtigen ift, habe ich dieg bereits durch Abgrenzung 
bejonderer Ausjchliegungsgründe zu thun verfudht, und dtejen möchte 
ih nad dem ©efagten allerdings aud Wirkungen außerhalb des 
Gerichtsjaales beimefjen, während es folder für die anderen 
Ausihliegungsgründe, insbejondere für jenen der Schambaftigfeit, 
nicht bedarf. 

Hebrigens wird in der Mehrzahl jener Fälle, in denen 
der Legtere Ausfchliefungsgrund vorliegt, die Publication des 
Verhandlungsinhaltes ohnehin den objectiven TIhatbeitand eines 





122) Sn diefem Sinne hat bereit$ die &t.:6,-Ausfhußvorlage 
bon 1877 der Anregung der Negierung entgegen von dem Verbot 
den Ausichließungsgrund der „öffentlichen Ordnung” erimirt. Cbenfo 
die Minorität des Strafgefegausjchuffes von 1889. Daß die Majorität 
diefe Eremption ablehnte, hat nur in der Vergquidung diefes Aus- 
Ihließungsgrundes mit jenem der StaatSgeheimnijffe feinen Grund. 
Auch in Deutfchland find durd die Novelle vom 5. April 1888 Ein- 
Ihränfungen der Weiterverbreitung nicht blos für den letteren Hall, 
jondern überhaupt bei Gefährdung der Staatsficherheit, allerdings 
nit auch bei fonftiger Gefährdung der öffentlichen Drdnung ein- 
geführt. — Das im Tert über den Ausfhließungsgrund der öffentlichen 
Sicherheit Gejagte gilt aud) für jenen der Collufionsgefahr, falls 
derfelbe in das Gefeß Aufnahme findet. 


Sittlihleit3delictes darjtellen und deshalb nad den allgemeinen 
Strafgejegen zu ahnden fein. 

E3 fragt fi nun, ob dieje allgemeinen Strafgefege nicht 
auch Ihon zur Befämpfung von Berichten aus Verhandlungen 
unzüdhtigen Snhaltes im Sintereffe der öffentlichen Sittlihkeit 
genügen, und ob wir daher aud bei Ausjchliegung wegen Er- 
örterung unzücdhtiger Handlungen (3. 4) davon abjehen 
fönnen, mit dem Ausshliegungsbefchluffe Wirkungen außerhalb 
de8 DBerhandlungsfaales zu verbinden. Diefe Frage möchte ich 
entjehieden bejahen und die gleiche Antwort auch Hinfichtlich des 
allein noc erübrigenden Ausihliegungsgrundes der Erörterung 
ehrfurdtverlegender Handlungen (3. 3) im Hinblid auf 
die allgemeinen Strafbeftimmungen der 8$. 65 f. St. ©. 2. 
ertheilen. Auch diefen beiden Ausschließungsgründen — bezüglid) 
deren ich mich auch gegen die weitergehende Wirfung des 
Ausihluffes der Deffentlihleit in der Verhandlung jelbit, 
d. 5. gegen die Fernhaltung des Barreaus ausgefprochen habe 
— Tiegt ja (ebenjo wie den eben zuvor erwähnten 3. 2 und 6 
[5] nicht ein Autereffe an Wahrung von Geheimniffen 
zu Grunde. 

Auch find die allgemeinen Ipntereffen an Wahrung der 
öffentlichen Sicherheit und Sittlichfeit und der Ehrfurcht gegen das 
Kaijerhaus, welde durch die bezüglichen Ausfchliegungsgründe 
gejhüßt werden, gleich Shügenswerth, mögen nun die Neußerungen, 
die gegen diejelben verstoßen, vor Gericht erfolgen oder nicht. 
Sn der Verhandlung felbit fan allerdings der Schuß diefer 
Ssnterejfen niht durh Strafbeftimmungen allein bewirkt 
werden. Denn die rechtlich gebotenen oder zur Nechtsverfolgung 
erforderlichen Aeußerungen find, mögen fie aud) alle bejonderen 
Dierfmale 3. DB. eines gegen die öffentliche Sittlichfeit ge- 
richteten Vergehen, in fi) tragen, dennoch als nicht rechtswidrig 
und demnach) jtraffrei zu behandeln. 

Eben darum nun und nur darum, weil auf die verhan= 
delnden Perjonen die zum Schuge jener pntereffen beitehenden 
allgemeinen vepresfiven Beftimmungen feine Anwendung finden 
fönnen, bedarf es einer befonderen, präbentiven Vorjorge — 
Ausschließung der Deffentlichfeit — gegen öffentlihe Er: 
Örterungen der charakterifirten Art in der Berhandlung 
jelbjt, während eine foldhe Vorjorge gegenüber Neproductionen 
des Erörterten außerhalb der Verhandlung durdaus ent- 
behrlich iit. #5) Für folche nachträgliche Berichte des VBerhandelten 


145) Das Gefagte drängt ung aud) dahin, den Thatbeftand der in 
Frage ftehenden Ausschließungsgründe 8. 2, 4 und 3 womöglid nidt 
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jtehen ja jene allgemeinen Strafbejtimmungen in voller Wirf- 
jamfeit und fie müffen zum Schuße der Ehrfurht gegen das 
Kaijerhaus und der öffentlihen Sittlichfeit und Sicherheit der- 
artigen Neproductionen gegenüber ganz ebenjo genügen, wie 
anderweitigen Gedanfenäußerungen gegenüber. 

Uebrigens brauchen Berichte aus Verhandlungen, welde 
wegen Gefährdung diefer Nechtsgüter mit echt nicht:öffentlic 
durchgeführt wurden, deshalb nocd immer nicht felbft die gleichen 
Süter zu gefährden. St dies nicht der Fall, fo bejteht aber au 
fein Grund, die Publication zu verbieten. So wenn jene Be- 
jorgniffe, melde die Ausfchliegung der Deffentlihkeit zur Folge 


weiter zu faffen, al$ den objectiven Thatbeftand der gegen die gleichen 
Nechtsgüter gerichteten BVerbaldelicte Sc habe daher aud) die YFormu- 
lirung unferer Gejege und Entwürfe (öffentlihe Ordnung und Sittlidh- 
feit) al$ eine zu weite befämpft. Smmerhin aber mußte id) felbft eine 
Jormulirung in DVorfhlag bringen, die Zwar mejentlich enger als 
die gejeßgliche, do) aber noch nicht ganz fo eng ift, wie der objective 
Thatbeftand der bezüglichen DelictSbegriffe. Der Grund liegt Hinfichtlid) 
des Ausjchließungsgrundes 8. 2 darin, daß durch denfelben insbefondere 
auch die Sicherheit der Berhandlung felbft gefhütt werden foll, im 
Uebrigen aber in der prädentiven Natur des DeffentlichfeitSausfchluffes. 
Bezüglid gemiffer gefeglicher DelictSmerfmale läßt es fid nämlich im 
Borhinein nicht gut errathen, ob fie durch die erft bevorftehende Er- 
örterung werden verwirklicht werden. Bgl. in diefer Richtung Hinfichtlich 
des Ausihließungsgrunde® 8. 3 oben Anm, 18 sub 8. 1. Hinfichtlic) 
des Ausjchließungsgrundes 3. 4 fei jedod bemerkt, daß das Gejagte 
insbefondere von dem in $. 516 St. ©, enthaltenen Merkmal der un- 
züdhtigen Handlungen gilt, daß fie „die Sittlichfeit gröblich und auf eine 
öffentliches Aergerniß erregende Art verlegen.“ Uebrigen® war aud) 
auf den St. G. Entm. Bedadhıt zu nehmen, welcher diefe Mertmale in 
$. 202 eliminirt und mit Recht fchon Seden mit Strafe bedroht, der 
„dor einer Menfchenmenge unzüchtige Reden führt.“ Auc diefem That- 
beftande gegenüber ift der von mir empfohlene Ausfchließungsgrund 8. 4 
injoferne nod weiter gefaßt, al3 dafelbft das Aequifit der „Menfchen- 
menge“ fehlt. Eine foldhe wird allerdings den Gerichtsjaal auch bei 
öffentlichen Berhandlungen nit immer anfüllen, oft fon aus räum- 
lien Gründen. Allein jener Grad der Gefahr für die öffentliche Sittlid)- 
feit, welcher durd) dag Moment der Menjchenmenge marfirt wird, ift jchon 
mit dem rechtlicd unbefchränttem Zutritt des Publicums gegeben, und es 
wäre wohl au nicht angemefjen, die Ausfchließung der Zuhörer von der 
jedesmaligen Anzahl derjelben, die fortwährend wechfeln fann, abhängig 
zu mahen. Wieder ift e3 aljo die präventive Natur der Maßnahme, 
welche eine Ermeiterung des Thatbeftandes zur Folge hat. 

E3 Fünnte die Frage aufgeworfen werden, warum nicht wie bei 
ehrfurchtverlegenden und unzüchtigen Handlungen au in allen anderen 
Fällen, in denen öffentliche Erörterungen ihres Snhaltes halber 
durd) allgemeine Strafbeftimmungen verboten find, an den objectiven 
Thatbeftand der legteren aud die Nechtsfolge des Ausichluffes der 
Deffentlichfeit geknüpft wird, Die Antwort bildet einfach der Hinweis auf 
die überragende Bedeutung gerade der Deffentlichfeit gerichtliher Ver: 
handlungen. 
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hatten, fich nachträglich nicht beitätigen, und in der Verhandlung 
thatjächlich nichts vorfommt, was einen jtrafbaren Thatbejtand 
begründet; oder wenn unter den mannigfahen VBorfommniffen der 
nidht-öffentlihen Verhandlung jene, welche einen foldhen That- 
beitand verwirklichen, in dem Berichte übergangen, beziehung$- 
weife derart auszugsweife dargeftellt werden, daß der Zhat- 
bejtand entfältt. 1°) | 

Dap auch Shon — wie wiederholt hervorgehoben wurde — 
durch auszugsweije und blos amdeutende Berichte die öffent- 
fihe Sittlichfeit gefährdet werden fan, fol nicht bejtritten 
werden. Man möge daher immerhin traten, eine allgemeine 
Strafbeftimmung zu conftrniren, welche folhe Fälle ohne all- 
zugroße Einfhränfung der freien Meinungsäußerung treffen 
würde, Unerfindlich aber ift e8, warum 3. DB. Zeitungs- 
berichte über fcandalöfe Vorgänge, wenn diejelben außergerichtlich 
in Erfahrung gebraht wurden, jtraflos erfolgen, wenn fie 
aber Gegenitand einer Gerichtsverhandlung geworden und bei 
diefem Anlafje zur Kenntniß des Sournals gelangt find, vom 
Standpunkte der öffentlihen Sittlidhfeit — um jenen 
der Geheimhaltung handelt es fich hier nicht — ftrafbar jein 
joffen. Im Gegentheile: der dem Prineip der Deffentlichkeit zu 
Grunde liegende Gedanke mögliditer Publicität gerichtlicher 
Borgänge würde eher dafür fprechen, VBeröffentlichungen im leß- 
teren Falle in weiterem Ausmaß zuzulaffen al im eriteren. 

Die vorftehende Kritik trifft jede Sonderbeftimmung 
gegen Mittheilungen aus Gerihtsverhandlungen im “Sntereije 
der öffentlichen Sittlihfeit. Sie trifft ebenfo Yoie da8 allgemeine 
Publicationsverbot unjerer Entwürfe die Ergänzung, welche das 
deutihe N. St. ©. B. (8. 184) durd) die mehrfad citivte 
Kovelle vom 5. April 1888, Art. IV gefunden und die weitere 
Ergänzung, welche wieder diefe Novelle durd die jogenannte 
lex Heinze, die am 29. Februar 1892 dem deutjhen Reichstag 
vorgelegte NRegierungsporlage über Abänderung von Bejtim- 
mungen des ©t. ©. B., de8 ©. DV. &. und des Gejeges dom 
5. April 1888 erfahren follte. 

Senes Gejeß erklärt öffentliche Mittheilungen aus Ge- 
vichtsverhandlungen, für welde wegen Gefährdung der Sitt- 
fichfeit die Deffentlichfeit ausgejchloffen ift, in Abweichung von 
den allgemeinen Strafbeftimmungen der SS. 183 f. R.St. ©. B., 
ohne Rücfiht darauf, ob die Mittheilungen unzüchtigen \n- 
haltes find, jchon dann als ftrafbar, wenn fie nur „geeignet 
find, Aergerniß zu erregen". 





146) Vgl. befonders Zaftrowm a. a. DO. ©. 1115 f. 
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Die lex Heinze aber will fi auch mit diefer Vorjorge 
gegenüber Meittheilungen aus nicht-öffentlihen Berhandlungen 
nicht begnügen und ermächtigt das Gericht, auch folhe aus 
öffentlichen Verhandlungen bei fonftiger Strafe zu unterfagen, 
falls eine Gefährdung der Sittlichkeit zu beforgen ift. 

Diefe eigenthümliche Bejtimmung wurde feitens der ver- 
bündeten Regierungen folgendermaßen -begründet: 

„Es jind Fälle denkbar, in denen zwar die Ausjchliekung 
der Deffentlichfeit von Gerichtsverhandlungen nicht erfolgt ift, 
jei e8, daß eS von vornherein an den gejeglichen Borausjegungen 
zu fehlen jchien, fei e8, daß bejondere Gründe die Deffent- 
lichfeit erforderten, und in denen dennoch in der Folge hervor- 
tritt, daß öffentlihe Meittheilungen aus Verhandlungen, ins- 
befondere in der Tagespreffe, geeignet fein fünnen, die Sitt- 
lichfeit zu gefährden.“ 147) | 

Diefer Begründung ift infoferne zuzuftimmen, al8 e8 in 
der. That vorkommt, daß, wie die Motive andeuten, Aergernif 
erregende Dinge zur Sprache fommen, ohne daß das Gericht 
dies vorausgejehen. CS war daher unzutreffend, wenn der über die 
Vorlage erjtattete Commiffionsbericht die Streihung der frag- 
lichen Artifel (II und IV) damit motivirte, daß es einen 
„inneren Widerjpruh" enthalte, die Deffentlichfeit nicht aus- 
zujchließen, dann aber ein Verbot der Veröffentlihung zu er- 
lajjen. 1%) Die Streichung diejes Verbotes ift aber allerdings 
don dem hier vertretenen Standpunfte aus gerechtfertigt, daß c3 
überhaupt für Berihte aus Gerichtsverhandlungen — aus 
öffentlichen wie aus geheimen — feiner Schranfen im Anterefje 
der Sittlichfeit bedarf außer den auch für anderweitige Bublica- 
tionen und Mittheilungen geltenden. — | 

sh babe oben (©. 87 ff.) hervorgehoben, daß die für 
Berichte aus Eivil- und Strafprocefien einzuführenden Be- 
\hränfungen folgerichtig au auf alle anderen Gattungen des. 


a) Nr, 11 der Anlagen, 2. Seffion, VIII Legislaturperiode, 
in den Drudjadhen des deutjchen ReichStages. 

45) Ne 173 der gleichen Anlagen, ©. 22. Kein durchfchlagender 
Grund gegen die Vorlage ift auch die bei der erften Lefung im Plenum 
des deutihen NeichStages von den Abg. Gröber und Träger hervor- 
gehobene Schwierigkeit des Beweifes für die Kenntniß des Veröffentlihungs- 
Berbotes (Stenogr, Bericht der 8. Situng der gleichen Seffion vom 
3. December 1892, S.136 u. 141). Vgl. auch die Erklärung des Regierungs- 
bertreterS (ebenda, ©. 142). Aud) die Bedenfen gegen die präventive 
Natur diefer Maßregel theile ich nicht. Siehe das im Text unten sub Lil 
über den Schweigebefehl zu Sagende. Im Plenum ift der Commiffions- 
bericht über die lex Heinze infolge der Reichstagsauflöfung nicht zur 
Berhandlung gelangt. 
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gerichtlichen Verfahrens, fowie auf das notarielle zu übertragen 
find, Die Anwendung auf diejenigen Proceduren, in denen 
gleichfall3 der Grundjag der Oeffentlichkeit gilt, aljo insbejondere 
auf die der großen Tribunale des öffentlichen Nechtes, ergibt 
fich Schon aus dem oben (S. 58) über die ausnahmsmweile Aus- 
ihliefung der Deffentlichfeit in diefen Verhandlungen Gejagten 
von felbjt. Aber auch für die übrigen, grundfäglic nicht öffent: 
lichen Proceduren, insbefondere für das Verfahren außer Streit- 
jahen und die Disciplinarverhandlungen hätten hinfichtlich der 
Mittheilungsverbote die gleihen Beitimmungen Anwendung zu 
finden, die ich in diefem Abjchnitte für den Civilproceß in 
Borichlag gebraht habe — mit der einzigen Ausnahme, daß 


bier derartige Verbote für Verhandlungen über Zhatjahen des 


inneren Samilienlebens nicht vorzufehen wären, da die 
Rücficht auf diejes nur dort am Plage ijt, wo e3 dispojitions- 
befugte Parteien gibt (j. oben ©. 22 ff.). 

Cs läge allerdings nahe, wenigjtend für Disciplinar- 
verhandlungen anftatt der Analogie des Civil» jene des offi- 
ciojen Strafverfahrens heranzuziehen. Allein die wenigen 
Beionderheiten, welche id) für das letstere in Ausjicht genommen 
habe (betr. die Ausjchließungsgründe 8.5, 7 u. 11), pafjen nicht 
für Disciplinarfahen: Erpreffungsanflagen und jugendlide DBe- 
ichuldigte gibt eS hier überhaupt nicht; Crörterungen aber, die 
mit Gefahr der Schande für den Beihuldigten verbunden find, 


“folte hier auch dann Geheimhaltung zu theil werden, wenn fie 


den incriminirten Vorfall felbft betreffen — die Deffentlichkeit 
de8 Leßteren ift ja in Disciplinarfahen nicht jo wie in ftraf- 
gerichtlichen Hauptverhandlungen Negel. Allerdings gilt dieje 
Kegel auch nicht für anderweitige ftrafgerichtliche und gericht3- 
polizeiliche Verhandlungen, ingbejondere im VBorverfahren; eben 
deshalb wäre aber m. E. aucd) hier auf den Ruf des Beidul- 
digten weitergehende Rüdjiht zu nehmen und ihm ganz all: 
gemein zu geftatten, daß er zur Bewahrung vor Schande und 
zur Schonung feines inneren Yamilienlebens einen Schweige- 
befehl erwirfen dürfe. 

III. Betradgten wir nunmehr, nadhdem wir die materiellen 
Borausjegungen dev für Mittheilungen aus gerihtlihen Ver- 
handlungen zuzulaffenden Einjchränfungen geprüft haben, des 
Näheren die Geftaltung, insbefondere den Umfang diefer 
Einifhränfungen und das bezüglich derjelben zu be- 
obadhtende Verfahren. 

A. Die oben hervorgehobene Eventualität, dag in öffent: 
licher Verhandlung auc unvorhergefehenerweije für die Publicität 
nicht geeignete Dinge vorgebradht werden föünnen, bejtärkt uns 
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in dem jhon früher (©. 86 f.) gewonnenen Kefultat, daß es ge> 
jtattet werden follte, die Publication des in der Verhandlung 
Sejprochenen auch dann, wenn in diefer felbjt der Zutritt ein 
unbejhränfter war, einzudämmen, foferne nur ein im S$ntereffe 
der Geheimhaltung aufgeftellter gejeßlicher Ausichliegungsgrund 
vorliegt. Bei Vorhandenfein eines folhen wäre aber au um- 
gelehrt (wie wir ebenfalls fehon erfehen haben) Ausschliegung 
der Deffentlichkeit ohne gleichzeitige Einfhränfung der Weiter- 
verbreitung zugiiaffen. Bei dem Ausfhliefungsgrunde der 
Jamilienrüdfichten ergibt fich dies fchon daraus, daß bier 
bald der Gefichtspunft der Geheimhaltung, bald aber ander: 
weitige Gefihtspunfte zu Grunde liegen, welche eine Ber- 
hinderung nadträgliher Beipredhung nicht erheifchen. Der erjtere 
Sefihtspuntt Fann vor Allem bier dann nicht in Betradi 
fommen, wenn die vorzubringenden Thatjachen ohnehin fchon 
allgemein befannt find, eine Geheimhaltung alfo nicht mehr 
möglid ift. Diesfals wäre jeglihe Einfhränfung von Mit- 
theilungen aus der Verhandlung von Amtswegen als zwecklos 
abzulehnen. '*’) Anderenfalls aber fanıı e8 auch bei diejem wie 
bei anderen Ausschließungsgründen dem Ermejjen der Bethei- 
ligten überlaffen werden, ob fie etwa neben der Ausichliefung 
der Deffentlichkeit im ntevefie der Geheimhaltung ein Mit: 
theilungs-VBerbot erwirken wollen (f. oben ©. 91). Wicht jelten 
werden jie dies ablehnen, weil fie Grund haben, das Bor- 
gebrachte öffentlich befannt werden zu laffen, während cs ihnen 
doc widerftrebt, über deficate Familtenangelegenheiten in Gegen 
wart Neugieriger auszufagen, und fie deshalb die dernhaltung 
des Publicums umd felbjt des Barreaus begehren. 

Yicht immer follte e8 indeffen von den Betheiligten ab- 
hängen, ob e8 mit der Entfernuug der Zuhörer fein Bewenden hat. 
‚Snfomweit die Wahrung von Geheimnijfen im Gerichtsjaale in 
gewifjen Fällen obligatorifh und von Amtswegen erfolgen 
jolf (bei einem Theile dev in 3. 1 und 9—11 [1 um 7—9] 
vorgejehenen Fällen) gilt da8 Gleiche von deren Wahrung außer: 
halb des Verhandlungsfeales, und ijt diefe weitergehende Wirkung 
daher von dem Ausjhluß der Deffentlichkeit ungertrennlid,, Sn 
denjenigen Fällen hingegen, in denen letstere Maßregel nur 
facultativ (8. 5) oder nur auf Antrag eines Betheiligten 


19) Die Gründe, welche hinfichtlidh der analogen Frage der Aus: 
Ihließung des Barreaug eine joldhe Function des Gerichtes unthunlid 
eriheinen ließen (j. oben ©. 63) pafjen hier nit, da die Thatfadhen, 
deren Mittheilung eingefchränft werden foll, ohnehin vom Geridte 
genau zu bezeichnen find und hierbei jene, die allgemein befannt find, 
ausgejhieden werden fünnen. Bgl. übrigens oben ©. 56 '£ 
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eintritt (3. 7 und 8 [6], theilweife aud 5, 1 und 9—11 [1 umd 
7—9] — vgl. oben ©. 60 f.), wäre eine befondere Erwägung 
de Gerichte8 oder ein bejonderer Antrag des gleichen Be- 
theiligten folgerichtig auch, zur Unterfagung von Mittheilungen 
augerhalb der Verhandlung zu erfordern. 

Infoferne es nun hiernad eines Antrages bedarf, wäre 
augerhalb wie innerhalb des Gerichtsjaales dem Exrmeffen des 
DBetheiligten überdies auch noch anheimzugeben, ob die Ein- 
ihränfung der Stenntniknahme des Verhandelten eine mehr oder 
weniger weitgehende jein fol. Der Sintereffent fol ja ent: 
Icheiden, ob in der Verhandlung auc) das Barreaı oder nur das 
große Publicnm zu entfernen ift (f. oben ©. 72 f,); er foll m. ©. 
ebenjo bejtimmen fünnen, ob außerhalb derjelben Mitthei- 
lungen überhaupt oder nur foldhe an jenes große Bu- 
blicum zu unterfagen find, ob ein Gebot ftricter Ge- 
heimhaltung (Schweigebefehl) oder nur ein Verbot der 
Publication jtattfinden foll. Dem Intereffe der Bethei- 
ligten jcheint allerdings die erjtere Alternative am beften zu 
entjprechen, Allein diefes Sntereffe erheifcht öfters nur die Ge- 
heimhaltung der großen Welt, vor Allem dem Zeitungspubli- 
cum gegenüber. So bejonders häufig beim Deffentlichfeitsang- 
Ihluß aus Familienrüdfichten (3. 7 und 8 [6]), fowie aud 
wegen jugendlichen Alters de3 Angeklagten (3. 5), injoferne 
diejem Ausichliegungsgrunde die („privatrechtlihe") Nück- 
fiht auf den Auf des Angeklagten zu Grunde liegt. Diefe 
fann bald einen Schweigebefehl, bald nur ein Bublicationspverbot 
erheijchen. Der öffentlich-rechtliche Gefichtspunft hingegen, welcher 
bei jugendlichen Alter des Angeklagten mitunter, nach vichter- 
lihem Ermefjen, zur Fernhaltung des Publicums von Amt3- 
wegen führen foll, fann wohl aud) außerhalb des Verhandlungs- 
jaales nie mehr al8 den Ausjchlug der VBublicität vedt- 
fertigen — eine weitergehende Wirkung wäre hier ebenfo wie 
innerhalb des DBerhandlungsjaales jenem Gefihtspunfte nicht 
adäquat (vgl. oben ©. 73). Hier Haben wir übrigens den ein- 
zigen Sal vor uns, in welchem ein Publicationsverbot von 
Amtswegen, und zugleich den einzigen, in welhem e3 facul- 
tativ zu erlaffen wäre, während es fonjt nad dem Gefagten 
nur auf Antrag (an Stelle des Schweigebefehles) einzutreten 
hätte, auf folchen Antrag hin aber — ebenjo wie in den gleichen 
Fällen der Ausihluß der Deffentlichfeit — obligatorifch zu 
verfügen wäre. Indem derart das Publications-Verbot niemals 
al3 eine nothwendige Yolge des Deffentlihkeit3-Ausfchluffes in 
Betradht Ffüme, vielmehr deffen Erlaffung ftets noch von einer 
bejonderen Erwägung de8 Gerichtes oder der Betheiligten ab- 
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hinge, fönnte e8 auch nit — wie unjere Entwürfe dies 
wollen — als ein gejeglihes eingeführt, vielmehr nur als 
ein rihterliche8 im Gejege vorgejehen werden. 

Den Schmweigebefehl fennt allerdings auch) die St. P. Nov. 
nur als ein richterliches Gebot. Und doch müßte im Sinne der 
. vorftehenden Ausführungen bei denjenigen Ausschliegungsgründen, 
die von AmtSswegen obligatorisch zu berücfichtigen find, gerade 
er mit der Ausschliefung nothwendig verbunden werden. 
Die übrigen Fälle des Schweigebefehles find hingegen nah dem 
Sefagten jolde, in denen eine Einfhränfung von Mittheilungen 
aus der Verhandlung nur auf Antrag (dann aber ebenfalls 
obligatorijch) zu verfügen ift, und in denen es daher aud, dem 
Antragfteller freiltehen fol, zu entjcheiden, ob er anftatt eines 
Scweigebefehles ein Publicationg-Berbot erwirfen, ob er alfo 
aud vertrauliche oder ob er nur öffentliche Mittheilungen unter- 
jagen lafjen will. | 

B. Bei der legteren Alternative fragt es fi) zunächlt, in 
weldem Sinne hier der Begriff der Deffentlidfeit zu nehmen 
it. Dem Betheiligten auch noch die Wahl zwifchen einem engeren 
und einem weiteren zu lafjen, wäre wohl eine zu weitgehende 
Subtilität. M. E. entjpriht e8 dem eben Entwidelten am 
beiten, hier an jene Bedeutung der Deffentlichfeit finngemäß an- 
zufnüpfen, die für den Verhandlungsjaal felbft gilt. Hiernad 
wird das Publicationsverbot die Mittheilung „vor einer Men- 
|henmenge“ und die in der Regel eine noch weitere Verbreitung 
des Vorgebracdhten unter eine unbegrenzte Anzahl von Perfonen 
bewirfende Befanntmahung „in Drudfdriften“ zu umfaffen 
haben. Sn diefem Sinne wird au) in der That das Publicationg- 
verbot in der St. PB. Nov. aufgefaßt, während der St. &. E. hier 
jowie an vielen anderen Stellen den beiden hervorgehobenen Moda- 
Iitäten nod) die Verübung „dur Verbreitung von Schriften oder 
Darftellungen, oder durd Anjchlag oder Ausjtellung derjelben an 
einem allgemein zugänglichen Orte“ gleichjtellt (SS. 130 und 
85 3. 2) und der E. PB. E. allgemein von „öffentlicher Ber- 
lautbarung“ fpricht. Jedenfalls ift für das Beröffentlihungs- 
verbot nicht an die Deffentlichkeit in jenem weiten Sinne zu 
denken, in welchem die Praxis des geltenden Strafrechtes und 
an mehrfahen Stellen aud der St. &. €. diefelbe auffaßt, 15) 
und in welchem Alles, was an einem öffentlihen Orte gejchieht, 
unter diejen Begriff fällt. 


0) Bgl. die officiellen Bemerkungen zu 8. 91 8. 2 der Ausfhuß- 
borlage von 1877, zu SS. 94 3. 2 und 200 f. jener von 1889 und zu 8$. 85 
8. 2 und 201 jener von 1893. 
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Berlaffen wir nunmehr vorläufig das Publications-Verbot, 
zu weldem wir unten im Anflug an dag über den Schweige- 
befehl Auszuführende nochmals zurüdfehren werden, und be- 
faffen wir ung num zunädft des Näheren mit diejer letteren 
eigenthümlichen Snititution. 

©. &3 tft eine ungewohnte Mafregel von großer Tragweite, 
wenn wir nicht blos die Veröffentlihung, jondern grund- 
fäglic) (mit Vorbehalt gewifjer, noch zu umgrenzender Aus- 
nahmen) überhaupt die Mittheilung gemwifjer dur ein ge- 
richtliches Verfahren offenbarter Thatfachen ausjchließen, deren 
Geheimhaltung aljo den Wiffenden durd den jogenannten 
Schmeigebefehl auferlegen wollen. Dennoch halte ich diejen 
dort, wo durd den Ausschluß der Deffentlichteit jtricte Ge- 
heimhaltung bezwedt wird, für ein unerläßlides Complement 
des Ausjchliekungsbefchluffes, und glaube, vaß die Gejeßgebung 
vor diefer Maßnahme nicht zurüdichreden jollte. 

Es ift daher zu billigen, daß die deutjche Novelle vom 5. April 
1888 (Abf. 2 des durch Art. I neun formulirten $. 175 ©. DB. ©. 
und Art. IT) diefen Weg eingefchlagen hat und die öjterr. 
St. B. Nov. (Schlufabjag des dur Art. III neu formulirten 
8.230 &t. BP. DO. und Art. IV 3.2) ihr gefolgt ift — beide 
zunäct in der Intention, wichtige Staat3geheimmifje zu 
ihügen. Daß die Zuläffigfeit des Schweigebefehles nicht diejer 
Intention entfprechend eingefchränft, jondern in dem deutjchen 
Gefege nur an die allgemeinere VBorausjegung einer „&efähr- 
dung der Stantsficherheit,“ in dem öjterr. Entwurfe aber an 
die noch weit allgemeinere des Vorliegens don „Gründen ber 
bienslichen Drdnung” gebunden erjcheint, ijt jedod bedauer- 
lich. 151) 

Andererjeits aber ift wieder die Anwendbarkeit des Schweige- 
befehles in beiden Novellen infoferne eine zu begrenzte, 
als derjelbe m. E. nit blos zum Schuße von Staat$- 
geheimniffen zugelaffen werden jollte. Bei diejen bejteht aller- 
dings weitaus das dringendfte Bedürfnig für eine bejondere 
Legislative VBorforge.1?) Der Staat ift Angriffen, die ihn bis 


151) Der permanente Strafgefegausfhuß hat diefes Bedenken be- 
jeitigt, indem er auf einen infolge Anregung ver Regierung don dem 
Abg. Dr. Vergelt geftellten Antrag bejchloß, daß der gerichtliche Auf- 
trag nur auf „Geheimhaltung von Thatjahen, melde militärtjde 
oder Staatsgeheimnijfe betreffen“ gerichtet fein dürfe. Mit 
diefer Einfchränfung mwurde der den Schweigebefehl betreffende Abjat 
der Novelle mit 8 gegen 3 Stimmen angenommen. 

152) Dies hat vor Allem der Regierungsvertreter Dr. Kayfer in 
der (zunäcdft der Frage der geheimen Urtheilsbegründung geltenden) 
Berhandlung des deutjchen NReihstages vom 18. März 1887 eingehend 
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in das innerfte Mark erihüttern, feine Sategrität und jeinen 
Beitand ernftlich gefährden, geradezu wehrlos preisgegeben, wenn 
die Negierung, wie dies in Deutihland vor Geltung der No- 
velle bereitS der Tall war, vor das Dilemma geitellt wird, 
Hod- und Landesperräther unverfolgt zu lafjen, oder deren Werf 
jelbjt zu frönen, indem fie durd) das Gerichtsverfahren Agenten 
ausländiiher Regierungen Gelegenheit bietet, militäviche Ge« 
heimniffe, welche mitunter von unfhäßbarem Werthe für die 
Yandespertheidigung find, in Erfahrung zu bringen. Die deutjche 
Neichsregierung hat fid) thatjählih für die erftere Alternative 
entidieden. Wie jehr aber durh Straflofigfeit aus joldem 
Grunde zu ähnlichen verörecheriichen Unternehmungen auf- 
gemuntert wird, bedarf wohl feiner Ausführung. 

So überragend aber aud die Dedeutung der gemein- 
jamen SSntereffen ijt, weiche bei wichtigen Staatsgeheimniffen 
auf dem Spiele itehen, fo möchte id) doh aucd jchon zur 
Wahrung von Privatgeheimmiffen den Schweigebefehl zu- 
lafjen. Sobald einmal die Öefeßgebung den Schuß der leßteren 
in gewifjfen Fällen immerhin fo hoc; ftellt, daß fie zu vielem 
Dehufe von dem fonft von ihr feftgehaltenen Grundfag der 
Deffentlichfeit der Gerihtsverhandlungen abweicht, fo folfte doch 
auh hier der Schuk fein allzu ungureihender bleiben und 
die Verbreitung des Gehörten durd; die nach bisher geltenden 
Grundfägen überhaupt nicht dauernd zur Berfchwiegenheit 
nah Außen verpflichteten Parteien, Nechtsbeiftände, Ausfunfts- 
perjonen, Gerichtszeugen, Gefhmworenen u. | m.133) möglichft 
hintangehalten werden. Daß aber hierzu bei entfprechender 
Geitaltung diefes Iuftitutes der Schweigebefehl das natürlichfte. 
und wirffamfte Mittel darftelft, muß ungeachtet der heftigen Oppo= 
fition, welde derfelbe in den Aueihug- md Plenarberathungen 
de8 deutjchen NeichStages gefunden Hat, 5%) anerkannt werden. 

Dean hat in Deutjchland vor Allem an der polizeilic- 
präventiven Natur diefes Auftitutes, welches in das bis- 





dargelegt. Bol. die in Kleinfeller’S Commentar &, 41 eitirten 
Materialien. 

193) Bezüglich der Advocaten ift der Natur der Sade nad) S. 9 
der Adv. D. dahin zu verftehen, daß Ddiefelben hinfichtlich der ihnen von 
ihren Clienten anvertrauten Geheimniffe nur diefen, mit deren Zuftim= 
mung alfo überhaupt nicht zur Verichwiegenheit verpflichtet find. Eine 
lolde Verpflichtung wurde allerdings den Zeugen im Givilproceß durd 
$. 161 a. ©. DO. und den Gerichtszeugen duch $. 102 St. PB. D. auf: 
erlegt, jedoch nur als eine vorübergehende; und auch diefe ift im Civil« 
proceß durch S. 19 der EC. PB. Nov. vom 16. Mai 1874 N. ©. Bl. Nr. 69 
wieder aufgehoben. 

54) Bufammengefaßt bei Slemmaoca. IS 2UH 
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herige Nechtsfyftem nicht Hineinpaffe, Anftoß genommen und 
e8 bedenklich gefunden, dem Gerichte eine derartige Aufgabe zuzus 
weifen, anftatt durch eine rein reprejjive Beftimmung, durd 
Ergänzung der ftrafrechtlihen Normen über den Yandesverrath 
gefährlihe Mittheilungen aus Gerichtsperhandlungen für ftrafbar 
zu erklären: nicht das rein formale Moment des Ungehorjams 
gegen ein behördlihes Gebot, jondern die Gefährdung der 
Staatsficherheit jolle geahndet werden. 

Wir werden indefjen erjehen, daß diejes jogenannte Re- 
preffivfyftem feineswegs eine derart ausreichende Abhilfe zu 
bieten vermag, wie das fogenannte Präventivjyitem. Die 
principiellen Einwendungen gegen das lettere aber find wohl 
allzu doctrinärer Natur. Die Beltrafung des formalen Un- 
gehorfams gegen eine behördliche Verfügung Tann einem grund» 
fätzlichen Bedenken nicht unterliegen, foferne nicht der Strafjak 
ein für den Charakter eines reinen Ungehorfamsdelictes (Polizei- 
delictes in diefem Sinne) zu ftrenger ift, waS aber weder 
nad) der deutfchen, noch nad der öfterr. Novelle der Fall ift 
(Marimum Gefängniß von fechs, rejp. Arreit von zwei Dio- 
naten). Dadurd aber, daß die Erlafjung des Schweigebefehles 
den Gerichten auferlegt wird, ift denjelben gewiß nicht eine 
Function zugedacht, die ihrer grundjäglicden und urjprünglichen 
Aufgabe ferner Liegt, als die ihnen in manchen anderen Fällen, 
vor Allem im objectiven Verfahren in PBrekfadhen und bei Aus» 
 fhliefung der Deffentlichkeit felbft obliegende Zhätigfeit. Wird 
dem Gerichte wegen der Connerität mit der eigentlichen Necht- 
iprehung und wegen der Garantie, welche deifen gejegliche Unab- 
hängigfeit gegen Migbräuche bietet, auferlegt, fi) darüber jhlüffig 
zu werden, ob die Deffentlichkeit des Verfahrens eine Preisgebung 
wichtiger Staatsgeheimniffe oder eine Gefährdung der Staats» 
ficherheit oder der öffentlichen Ordnung involvire, jo vermag 
ich nicht einzufehen, warum e8 dem Nichteramte weniger ent- 
iprechen jollte, mit der Bejahung einer diejer Fragen ein Der: 
bot jei e8 von öffentlichen Mitteilungen, jei e8 von Meittheilungen 
aus dem Proceffe überhaupt zu verbinden. Zu einem joldhen 
Berbote würde es im Sinne des oben Ausgeführten aud nicht 
mehr einer Erwägung der ricterlihen Sphäre fernjtehender 
Momente bedürfen, da ja m. E. der Schweigebefehl mit dem 
Ausichließungsbefhluffe — von Amtswegen oder dod, wenigjteng 
auf Antrag — obligatorifch zu verbinden ijt, während die No- 
vellen ihn allerdings nur facultativ in Ausfiht nehmen. 

Daß aber die mit dem Schweigebefehl verfolgten Bwede 
dur rein vepreffine Beitimmungen beiweitem nicht zu er- 
reihen find, ift leicht nachzuweifen — mag man nun dieje im 
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der Gejtalt von Sonderbeftimmwagen, die nur für Mitteilungen 
aus Procefjen gelten, oder in der Gejtalt allgemeiner Straf- 
normen, die auch auf Nachrichten anderen Urjprunges fich er- 
jtveden, vor Augen haben. Mit Bezug auf Beftimmungen der 
legteren Art habe ich bereit oben (auf ©. 90 f.) hervorgehoben, 
daß dort, wo nur um der Nectsverfolgung willen einzelnen 
Perjonen Geheimniffe offenbart werden, befondere Gründe für 
einen gejteigerten Nedtsjchug gegen Weiterverbreitung durch 
‚dieje bejtehen. Dazu fommt nod, daß die Gefahr der Aus: 
tundihaftung durch Diejenigen, vor welchen die Geheimniffe am 
jorgjamjten zu hüten find (wie z. B. dur Spione ausmärtiger 
Regierungen hinfihtlih militärifher und diplomatifcher Staats- 
geheimnifje), gerade dort eine größere ijt, wo folde Ge- 
heimnifje bei einer Gericdhtsperhandlung zur Sprade 
fommen. Daß dies der Fall ift, wird ja durch die Öffentliche 
Verkündigung des Ausfchliegungsbeichluffes befannt; ebenfo wird 
ed fund, melde Perfonen an der Verhandlung theilnehmen — 
und nım werden alle Kunftgriffe verfucht, um den Betheiligten 
auch gegen deren Willen den Inhalt der Geheimniffe zu 
entloden. Dem hierdurch gegebenen Bedürfniffe nach erhöhten 
Nehtsihut können die allgemeinen Strafgefete, bei deren 
Jeltitellung eine berechtigte Scheu gegen die Conftructtion allzu 
dehnbarer Zhatbeftände und gegen weitgehende Eingriffe in die 
Sreiheit vertrauliher Mittheilungen bejteht, nicht genügen. Be- 
züglid der Privatgeheimniffe wird dies wohl nicht beftritten 
werden — bezüglich diefer war man ja bisher überhaupt nicht 
auf einen derartigen erhöhten Schuß gegenüber Preisgebung ver: 
jelben durch) Gerichtsverhandlungen bedadht. Den Staats: 
geheimnifjen aber, deren überragende Bedeutung c8 der Gefeg- 
gebung nahelegt, fid über criminalpolitiihe Bedenfen der an- 
gedeuteten Art einigermaßen hinmwegzujegen, glaubte man viel- 
fad '°5) einen jolden erhöhten Schug dur PVerihärfung der 
allgemeinen Strafbejtimmungen über den fog. diplomatischen 
Sandesverrath gewähren zu fünnen. Daß allerdings die gel- 
tende Beitimmung des S. 92 3. 1d8 N. &t. ©. 3., mit 
welder $. 88 3. 1 unferes ©t. ©. €. betreffend den Staats- 
verrat) übereinftimmt, nicht ausreicht, ijt zweifellos. Denn 
nad diejen Gejegesjtelen macht jfich des Verbrechens nur 
jhuldig, wer derartige Geheimniffe öffentlich befannt macht 15%) 


155) So Kleinfeller im Gerichtsfaal, XXXIX, ©. 468 ff. 

156, GleihfallS die Veröffentlihung erfordert der St. ©. €. zu 
dem berwandten Delicten des 8. 92, Ueber die Unzulänglichfeit des 8. 88 
3. 1 6©t. ©. E. vgl. vor Allem Lammajch, Militärifcher Staatsverrath 
und Spionage, 1892, 
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oder einer anderen Negierung mittheilt. Hiernad bleiben 
ihon alle nicht-öffentlihen Mittheilungen firaflos, die zwar 
niht einer anderen Negierung gemacht werden, von welchen 
eine folhe aber thatfächlich indirect Kenntniß erlangen Tann, 
oder welche der Thäter zur Kenntnig fonjtiger Berjonen gelangen 
laffen will, denen fie ebenfall$ verborgen bleiben jollten. &3 hat 
daher das neue deutiche NeichSgejeg gegen den DBerrath mili- 
täriicher Geheimniffe vom 3. Juli 1893 R. ©. B. Nr. 27 
wenigjtens Hinfichtlich diefer Geheimnifje in den SS. 1 und 2 Sgeden 
jtrafbar erklärt, der „vorfäglich und rechtswidrig" „Schriften, 
Zeichnungen und andere Gegenstände, deren Geheimhaltung im 
Sgntereffe der Yandesvertheidigung erforderlich ift," „in den Bejig 
oder zur Kenntniß eines Anderen gelangen läßt." Diele 
Strafbeftimmungen auch auf andere militärische Geheimnifje auS- 
zudehnen und demnadh, wie dies in der Negierungd- und 
Kommijfionsporlage gejchehen war, den in den SS. 1 umd 2 
bezeichneten Gegenftänden „Nahrichten folder Art” gleid)- 
zujtellen, hat der deutjche Neichstag Anftand genommen. 15”) 
Die fahrläffige Verübung des Delictes aber hat das Gejek im 
Anihluffe an auswärtige Gefege nur für den Thäter „amtlich 
anvertrenter oder fraft feines Amtes oder eincd von amtlicher 
Seite ertheilten Auftrages zugänglicher” Gegenftände der be- 
zeichneten Art ftrafbar erklärt, und auch die Negtierungsporlage 
war hier nicht viel weiter gegangen. 
| So jehen wir alfo, daß felbjt ton der vielleicht mwichtigjten 
Gattung geheimzuhaltender Thatfachen, von den milttärtichen, durd) 
ein feiner Strenge wegen viel angefeindetes neues Gejeg nur 
ein Theil und aud diefer zumeift nur gejchügt wird, info- 
weit der Thäter die Thatfahen vorfäglich und überdies in Kenntniß 
des Umjtandes, daß deren Geheimhaltung im Iynterefje dev 
Landesvertheidigung erforderlich ift, mittheilt. 

Sm ähnlicher Weife ift felbft der abnorm vage Thatbeitand 
d:8 Hochverrathes nach geltendem öfterr. Nechte (SS. 58 lit. c 
St. ©. B. und 334 lit. ce Mil. St. ©. B.) auf den Fall 
eingejchräntt, daß ter Thäter e8 auf Herbeiführung oder DVer- 
größerung einer Gefahr von Außen oder eines Bürgerfrieges 
im Sfnnern „angelegt" hat. Dies genügt aber nicht für den 
nad) dem Gefagten bejonders fchußbedürftigten Fall, daß die Ge- 
heimnifje in einem PBrocejje zur Sprade fommen. 


157) Die Berhandlungen über das Gefeß fiehe in den ftenogr, 
Berhandlungsberichten der 8. LXegislatur- Periode, 2. Seffion, ©. 666 f., 
1880 bis 1905 und 2030 biS 2042, die Negierungsporlage fammt Bes 
gründung in Nr. 63 und den Commniffionsbericht in Nr. 171 der Anlagen. 
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E3 fragt fih nun, ob eS angeht, durd eine auf diefen 
Fall beichränfte, rein reprejjive Specialbeftimmung Abhilfe 
zu Ihaffen. Dies wurde in den Reichstagsverhandlungen über die 
deutiche Novelle vom 5. April 1888 feitens des Abg. Mundel 
verjucht, welcher den Antrag ftellte, an den 8. 92 R.&.G.8. 
eine Strafbejtimmung gegen Diejenigen, welche „aus Gerichts- 
verhandlungen, für welche wegen Gefährdung der Staatsficherheit 
die Deffentlichfeit ausgejchloffen war," „Mitteilungen machen,” 
„welche geeignet find, die Staatsfiherheit zu gefährden,“ an- 
zureihen. Diefer Antrag, welcher Hinfichtlich des Ausichliegungs- 
grundes der Staatsficherheit den gleichen Modus der Köfung empfahl, 
der für jenen der Gittlichkeit in die Novelle (Art. IV; fiehe oben 
©. 93) thatfählih Eingang gefunden, wurde, m. E, mit Recht, 
verworfen. 

Die vorgejchlagene Beftimmung ift ja nah dem Gefagten 
für den Schuß in Gerichtsverhandlungen bejprocener Staats- 
geheimniffe ganz unzureichend, foferne fie nur vorjfägliche Hand- 
lungen treffen fol. Die Ausdehnung der Strafbeftimmung auf 
fahrläfjige Berübung aber wäre, wenn auch nicht in Bezug auf 
die Thathandlung der „Mittheilung”, jo do in Dezug auf 
deren Eignung, „die Staatsficherheit zu gefährden“, allzu bedenf- 
lid. Schon als ein Moment des objectiven Thatbeftandes ift diejes 
legtere Dierimal ein jehr unficheres; die Beurtheilung aber, ob 
Jemand der ihm aufzuerlegenden Diligenz- Pflicht hinfichtlich 
diejes Merfmals entiproden habe, ob er bei pflichtmäßiger 
Aufmerkjamfeit die Nittheilung als eine zur Gefährdung ‚der 
Staatsficherheit geeignete zu erkennen vermodte, müßte 
durhaus jhwanfend jein, und die Aufftellung eines culpofen 
Delictes diefev Art würde für die Bevölkerung denn doc ein 
allzugroßes Maß von Nedtsunficherheit mit fid) bringen. Wozu 
aber jollen wir auch eine folde Diligenz- Pflicht ftatuiren und 
von dem ejegesunterthanen verlangen, daß er bei Thatjachen, 
die durch gerichtliche Verhandlungen zu feiner Kenntniß gelangen, 
jelbjt erwäge, ob durd) diejelben die Staatsficherheit gefährdet 
werde? — eine Anforderung, die jhon wegen de3 Mangels an 
VBerjtändniß für Fragen der Staatsficherheit bei der Veehrzapl 
der in Betracht fommenden Berfonen dahin führen würde, daß ein 
gewifjenhafter Nichter meift auch die Fahrläjfigfeit negiren und 
demnach jeden Schuß gegen die Propagivung der Staatsgeheim- 
niffe verjagen müßte. St e8 da nicht ebenfo im uterefje der 
durd eine Strafbeitimmung der dargeftellten Art bedrohten 
DBevölferung, wie in jenem der Staatsficherheit gelegen, daß 
da3 Gericht, welches ohnehin mit der Sadhe befaßt ift und 
eben zum Behufe der Geheimhaltung das Publicum von der Ver: 
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handlung ausschließt, e8 jelbit feitfege, ob und in Bezug 
auf weldhe Gegenftände Schweigen zu beobadten ift? 
Gefchieht dies, dann fan erjt der Verrat) von Privatgeheim- 
niffen in gleicher Weife wie jener von Staatsgeheinmniffen ge- 
Ihüßt werden; und dann fann jih Niemand damit entjchuldigen, 
daß er die Bedeutung der Geheimhaltung nicht erfannt habe 
oder nicht einmal erkennen fonnte. So viel müffen wir aller- 
dings auch hier, auch bei dem reinen Ungehorfams-Delicte ver- 
langen, daß der ZThäter das Derbot gefannt Hat oder 
wenigitens jeine Unfenntniß desjelben eine verjchuldete war. 
Auch in dem leßteren Falle, bei fahrläfjiger Unfenntnig einer 
concreten behördlihen Berfügung, tt die Beitrafung jedenfalls 
weniger bedenklich, als bei fahrläjjiger Unfenntniß der Nelation 
zwilhen dem Mitgetheilten und der Sicherheit des Staates. 
Noch unbedenklicher ijt zweifellos die Beitrafung fahrläjfiger VBer- 
legung der Verjchiwiegenheitspflicht dann, wenn dem Thäter das 
diefe Verpflichtung ftatuirende Verbot zwar befannt ift, er aber 
aus Fahrläffigfeit das Geheimnig zur Kenntnig Anderer ge= 
langen läßt, 3. B. durch nadläffige Verwahrung von darauf 
bezüglichen Notizen. 

Wird derart auch die fahrläfjige Verlegung des Scweige- 
befehle8 geahndet, fo hätte doch wohl auf diejelbe ein niederer 
Strafjat; Anwendung zu finden.!?°) Ferner wäre bei der Straf- 
abjtufung — und ebenjo bei der Negelung der Strafver- 
folgung — vor Allem auf die Unterscheidung von Privat- und 
Staatsgeheimniffen Bedadht zu nehmen; für jene genügt wohl 
die Verfolgung auf Antrag, während hinfichtlich diefer ftet3 von 
Amtswegen einzufchreiten, eine jtrengere Bejtrafung anzudrohen, 
und inSbejondere bei vorjäßlicher Veröffentlichung jteiS Freiheits- 
Itrafe zu verhängen wäre. 

Als ein ftraferhöhender Umjtand wäre e3 auch jhon zu 
behandeln, wenn infolge der vorjäßlichen Neittheilung des Thäters 
— fei e8 aud defjen ntention entgegen — die Veröffent- 
lihung de8 Geheimnifjes erfolgt. Der Beröffentlihung von 
Staatsgeheimnifjen aber möchte ich hier ebenjo wie beim Staatg- 
verrath; deren Mittheilung an eine auswärtige Regierung gleich- 
jtellen. Sit das Eine oder das Andere durch den Thäter felbft 
vorjäglid bewirkt worden, dann wäre derjelbe mit Kerfer bis 
zu 5 Sahren zu beitrafen. Fehlt aud diesfalls dem Zhäter 








158) Na) den beiden Novellen, deren jede nur Einen Strafjat für 
die Verlegung des Schmweigebefehles fennt, ift es zweifelhaft, ob Fahr: 
läffigfeit zum Ihatbeftande genügt. Richtiger dürfte wohl die Berneinung 
diefer Frage fein. DBgl, Kleinfeller’s Kommentar der Novelle, ©. 85 
bis 88. 
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die nad SS. 1 und 88 3. 1&t. ©. E. zur Etrafbarfeit wegen 
Staatsverrath erforderliche eigene Erfenntniß, daß die von ihm 
mitgetheilte Thatjahe ein Staatsgeheimniß ift, fo ift ihm 
dafür in unferem Falle doc, wenigitens befannt, daß dasjelbe 
vom ©eridte als foldes erachtet wird, deffen Meittheilung 
daher verboten ift, und daß er diefem Befehle durch fein Vor: 
gehen zumiderhandelt. 

Sp gelangen wir alfo durch entjprechende Abftufung auf 
ein präventives gerichtlihes Verbot aufgebauter Strafbeitim- 
mungen zu einer Ergänzung der allgemeinen repreffiven 
Normen, deren Bervollftändigung ich im Uebrigen nicht. aus- 
Ihliegen möchte, hier aber nicht weiter verfolgen fann, weil 
diefe Normen nad) dem Ausgeführten jedenfalls einen befonderen 
Schweigebefehl für Mittheilungen aus Proceffen nicht zu er- 
jegen vermögen. Sonder beftimmungen für folde Mittheilungen 
bon rein rveprejfivem Charakter vermögen dies, wie wir erjehen 
haben, ebenjowenig, find aber, ungleich jenen allgemeinen Normen, 
neben einem Schmweigegebote überflüfjig- 

Hu Ungunften des legteren und zu Gunften rein repreffiver 
Beftimmungen wurde allerdings in den Verhandlungen des 
deutjchen NeichStages !5?) Hernorgehoben, daß der Schweigebefehl 
infoferne nicht weit genug reiche, als dur ihn nur die bei der 
Verhandlung anwefenden PBerfonen getroffen werden. Diefe 
Einwendung ift zwar wohl gegenüber jener Geftaltung, welche 
die deutjche Novelle vom 5. April 1888 und in Anlehnung an 
diefe die djterr. St. P. Nov. der Sache gegeben, zutveffend. 
Eine Abhilfe ijt aber, wie wir fogleich erjehen werden, ohne 
Aufgeben de3 Präventivfyitemes felbjt leicht möglich. 

Nad) beiden Novellen „kann das Gericht den anmwejenden 
Perjonen die Geheimhaltung von Thatfachen, welche durd die 
Verhandlung, durch die Anklagefchrift und durch andere amtliche 
Shriftjtüde des Proceffes zu ihrer Kenntniß gelangen, zur 
Pflicht machen” (legter Abjat der 88. 186 d.G. 3. ©. und 230 
d. ©t. PB. DO. in der Fafjung der Novellen), und ftraffällig ift 
Derjenige, der die ihm durd) diefe Beftimmung „auferlegte Pflicht 
der Geheimhaltung durch unbefugte Miittheilung verlett." 
(Art. II der d. und IV 3. 2 der ö. Novelle.) 

Dur die Einihränfung der Strafbeftimmung auf „un: 
befugte Meittheilungen“ wird anerfannt, daß e8 folde gibt, welche 
ausnahmsmeije al3 „befugt” anzufehen und daher von der- 
jelben eximirt find. Das Gleiche ift in den Dejtimmungen des 





159) Ebenfo fchon vorher in der Literatur. Siehe bef. Plein- 
feller im GerichtSfaal XXXIX, ©. 468. 
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R. St. ©. 3. ($$. 299 fe) und unferes St. &. €. ($. 318 f.) 
hinfichtlih der dajelbit ftrafbar erklärten Arten von Verlegungen 
fremder Geheimniffe vorgefehen. Die Eremption gemwifjer Fälle, 
deren Abgrenzung und Zufammenfaffung unter einen geinein- 
inmen Ausdrud ich noch unten einer näheren Prüfung unterziehen 
werde, ift gewiß zu billigen. Durch die Beachtung diefer 
Ausnahmsfälle werden wir aber auf eine Xüce Hingewiefen, 
welche die hinfichtlich de3 Schweigebefehles in den Novellen auf: 
gejtellten Nechtsjäge offen lafjen. 

Sit nämlidy eine einzelne befugte Mittheilung erfolgt, dann 
it die Kette der ftrafrechtlich Haftbaren Wiffenden bereit3 ge- 
iprengt: Derjenige, an den fie erging, fann da8 Geheimniß jtraf- 
(08 weitererzählen. Ganz das Gleiche gilt aud), wenn e8 einem 
Dritten gelingt, dasjelbe von einem der bei der Verhandlung 
Unweienden, ohne daß diefem auch nur eine Sorglofigfeit zur 
Laft fällt, 3. DB. durd Einfiht in orönungsmäßig verwahrte 
Notizen auszufundjchaften. Endlich hätte jhon eine einzelne 
Smdiscretion, möge fie auch nur fahrläjfig oder ganz vertraulich 
erfolgen, zur Folge, daß Derjenige, der durch diejelbe zunächit 
das Geheimniß erfuhr, es feinerjeitS weiter verbreiten darf 
— et semel omissum volat irrevocabile verbum. 

Auf diefe Weife wird zumeift troß des Schweigebefehles 
für irgend Semanden die rechtliche Möglichkeit jtraflojer Weiter- 
verbreitung offen bleiben. Bezüglich einer Anzahl der hiernad) 
dur; den Schweigebefehl der Novellen nicht getroffenen Per- 
jonen, vielleicht bezüglic) deren Mehrzahl läßt fi jedod durd 
Erweiterung des Geltungsbereiches diefes DBefehles Abhilfe 
ihaffen. An dem fürmlichen Berpflihtungsact in der Der- 
handlung möchte ich wohl feithalten, weil dadurd; daS Ber: 
antwortlichfeitSgefühl der Anmwefenden 169) verftärkt und der Beweis 
ihrer Renntnig des DVerbotes erleichtert wird, 16) Allein aus 


180) Einfchließlicd) der fungirenden richterlihen und flaatSanmwalt- 
ichaftlihen Beamten. Der Geheinmißbrud der Beamten bedarf übrigens 
au) unabhängig von einem allfälligen Schweigebefehl einer flrafrecht- 
fihen Sanction. Den gegen eine folde Strafbefimmung geltend ge- 
madten Bedenken ift dur) deren FYaffung in der jüngften Regierungs- 
Borlage eines St. ©., $. 400, Recdynung getragen. Leider wurde diejer 
Paragraph dennod; dom PermanenzAusfhuß abgelehnt. Für diejelbe 
auh Rammafd, Das Werk des Strafgefeß-Ausfhuffes, 1893, Nr. 49 
der „Allg. öfterr. Ger.-Ztg.“, S. 44 und 46 de8 GSep.-Abor. 

161) Aus diefem Grunde ift e8 auch angemefjen, daß unfere No- 
velle nicht blo8 wie die deutfche vorjchreibt, daß der Schmweigebefehl, 
Sondern aud) daß die Namen der anwefenden Perfonen in das Protokoll 
eingetragen werden. Das Gleiche hätte aud) unter Einfchärfung des Befehles 
zu gefchehen, wenn bei einer fpäteren Verhandlung die gleichen That- 
jahen wieder zur Spradhe kommen. 
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jenem Berpflichtungsacte folgt nod; feineswegs, daß das richterliche 
Gebot fi nur an die dem erfteren Unterworfenen richte und nicht viel- 
mehr — fowie daS gefetliche Gebot bei dem Repreifivfyiten — eine 
weiter reichende Wirffamfeit befige, derart, daf dejjen fchuldhafte 
Verlegung Jeden ftraffällig macht, der, fei eg befugter- oder um- 
befugterweife, unmittelbar oder mittelbar infolge des Pro- 
cejfe3 6%) von dem Geheimniffe Kenntnif erlangt. 

Schuldhaft ift aber, wie fchon bemerft, die Verlegung nur 
dann, wenn der Angeflagte von dem Schweigebefehl felbft 
Kenntniß befigt oder wenigitens deifen Unfenntniß feine ent- 
Iguldbare if. Damit nun nicht infolge Abganges Ddiejes 
jubjectiven Thatbeftandmomentes die Strafbarfeit fjolcher, die 
von einem der Berhandlung Beiwohnenden das Geheimniß 
befugterweife in Erfahrung gebracht, cejfive, wäre mit dem 
Verbote unbefugter Mittheilung, ebenfalls unter Strafandrohung, 
das Gebot zu verbinden, bei befugter Mittheilung zu- 
erjt den Schweigebefehl befanntzugeben, 

Erfolgt die befugte Mittheilung wieder vor einem Öerichte, 
jo wird durd Befolgung diefes accefforifchen Gebotes dag 
legtere auch fchon in die Lage verjegt, rechtzeitig jenen Ans 
wejenden, .welcde nicht entfernt werden dürfen, den Schweige- 
befehl befanntzugeben, beziehungsweife neuerlid; einzufchärfen, 
die übrigen aber von der Berhandlung auszuschließen. Ein 
Erfolg ift ja überhaupt — troß aller jonjt empfohlenen Cautelen 
— nur dann von dem Schweigebefehl zu erwarten, wenn nicht 
\hon unmittelbar vor Gericht zu viele Perfonen bereits in 
Kenntniß des Geheimniffeg gelangen. 

Aus diefem Grunde wäre aud die Erwirfung eines 
Schweigebefehles an die Bedingung zu fnüpfen, daß der Sn- 
terefjent von der Verhandlung alle Derfonen fernhalte, deren 
Anmwejenheit er nicht nad dem Gefege dulden muß, alfo nicht 
blos das große Publicum, fondern aud das Barreau. Anders 
beim Publicationg-Verbot, wie wir oben (©. 97 f.) erfehen haben. — 
Falfen wir nunmehr die bereits erwähnte Abgrenzung 
der „befugten" und der „unbefugten“ Mitteilungen 
näher ins Auge. ö 

Sowie bei allen anderen Delicten, jo ift e8 auch bei 
Vebertretung des Schweigebefehles jelbjtverftändlich, daß gemwiffe, 





162) Nur Diejenigen trifft die Scmeigepfliht nicht, die auf an- 
derem Wege die Kenntniß des Geheimnifies erlangt haben, auf die 
daher die dem ganzen Snftitut zu Grunde liegende ratio gar nicht paßt. 
Dies ift aud) nad) den: beiden Novellen anzunehmen, durch deren Faljung 
jedoch nicht deutlich genug zum Ausdrud gelangt. (Bgl. Rleinfeller’s 
Commentar ©. 60; unrid)tig derjelbe in Gerichtsfaal, XXXIX, ©. 466 f. b.) 
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unter die gejegliche Delict3-Definition jubjumirbare Fälle ver- 
möge anderweitiger Nedtsjäbe als nicht rechtswidrig und dem- 
nad) ftraflos anzufehen find. So vor Allem die rechtlich ge- 
botenen Meittheilungen, wie die in Ausübung einer Zeugniß- 
pflicht erfolgten (joferne eine Ablehnung der Ausfage nicht ftatt- 
haft ift) 16°) und diejenigen, welche durch eine befondere gejetzliche 
Befugniß 3. DB. durd) das Recht der Nothwehr oder der par- 
omentariichen Smmunität gedect find. 16%) 

Um die Straflofigkeit folder Fälle jicherzuitellen, bedarf 
es nirgends erft einer ausdrücklichen Erwähnung des Momentes 
der „Unbefugtheit" in der Legaldefinition. 16) Wenn dennod 
bei einzelnen Delicten 166) und befonder8 bei folchen, die im 
der Berlegung einer Berfchwiegenheitspflicht beftehen, eine der- 
artige Erwähnung ftattfindet, fo Läßt fi) dies bei fait allen 
diefen Delicten dadurd erflären, daß bei denfelben eine „Befug- 
niß" zu dem jonft verbotenen Handeln nicht blos generell vom 
Gefeßgeber (wie bei der Nothwehr oder Sgmmunität), jondern 
auch individuell von dem durd die Strafiancttion gejhütten 
Spntereffenten gewährt werden fann, daß aljo diefer — jomeit 
e3 fich um eine Verfchwiegenheitspflicht Handelt, — dispenjiren 
fann. Dieje Erflärung verjagt aber gerade bei Webertretung 
des Schweigebefehles; denn von der Befolgung desfelben fann, 
nach der Geftaltung, welche das Snititut in den beiden Novellen 
gefunden hat, überhaupt Niemand befreien. Wenn uns den- 
noch aucd) hier das DBeiwort „unbefugt" in der Strafbejtim- 
mung entgegentritt, fo liegt e3 nahe, anzunehmen, daß man hier 





163) Die Frage, ob hierzu auch der Kal der Verpflichtung zur 
Anzeige ftrafbarer Handlungen gehört, hat im $. 145 des jüngften 
St. G. E. eine unmittelbare, und zwar mit Net dverneinende Antwort 
gefunden, indem die GStraffälligfeit an die Bedingung gefmüpft ift,. daß 
die Anzeige „ohne Verlegung einer faatlid) anerkannten Berfchwiegen- 
heitspflicht“ erfolgen fann. 

164) Meber die Frage, ob eine befondere gejegliche Berechtigung in 
der Befreiung von der Zeugnißpflicht zu erbliden ift, |. oben Anm. 77. 

165) Nur um ein accefjorifches Gebot für dem Fall "„befugter“ 
Mittheilung an den Schweigebefehl anfnüpfen zu können, wie ich oben 
(S. 110) vorgeschlagen habe, bedarf es einer ausdrüdlihen Erwähnung 
der betreffenden Fälle. — Vgl. zum Text vor Allem Binding’s Hand- 
buch des Strafrechtes SS. 139, 144 und 154 und Merkel, Lehrbud) des 
deutfhen Strafredhtes, ©. 156 ff. und 13. 

166) So im R. St. ©. Bl. die in 88. 127, 132, 136, 290 und 
299 f. bezeichneten Delicte. Ebenfo bei den entjprechenden unferes 
St. ©. E. Zn das geltende öfterreichiihe Necht hat die „unbefugte“ 
Mittheilung mit dem Gefege dom 17, Juni 1883 Nr, 3ITR. ©. BI. 
$. 16, betreffend die Gemerbes$nfpectoren, Eingang gefunden. Zum Tert 
vgl. vorzüglid die Literatur zu $. 300 R, St. ©. Bl. und Art. I 
8. 175 Abi. 2 und Art. II der deutfchen Novelle vom 5. April 1888. 
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eine weitergehende Ausnahme von dem der Strafjanction zu 
Grunde liegenden Verbot zulafjen wollte, al8 bei den meiften 
anderen, bejonders fjchwereren DelictSarten; darauf weifen auch 
die bei Berathung der deutjhen Novelle gewählten Beifpiele 
„unbefugter" Mittheilungen Hin. 167) Und in der That ift an- 
zuerfennen, daß ein befonders ftarfes Bedürfniß in diefer Nid- 
tung beim Schweigebefehl befteht. 6%) Der Eingriff in die freie 
Meinungsäußerung, welcher durch diefen bewirkt wird, ift ein 
jo abnormer und empfindlicher, daß es begründet erjcheint, 
Deittheilungen der geheimzuhaltenden Thatjadhen, durch welche 
in concreto öffentliche oder private Sntereffen in unverhältnig: 
mäßig geringem Maße afficirt werden, an denen aber der Mit- 
theilende jelbjt ein weit überragendes und ganz bejonders in- 
tenfives „snterefie hegt, über den Rahmen der allgemeinen ftraf- 
vetlihen Grundfäge hinaus zu geftatten. Hier handelt eg fich 
alfo nicht blos darum, unabhängig von dem einzuführenden 
Schweigebefehl bejtehende, auf bejonderen Nechtsgründen be- 
ruhende Beredhtigungen zu wahren, 16%) fondern es follen viel- 
mehr mit der gejeglichen Einführung jenes Inftitutes folche 
Deredtigungen erjt ins Leben gerufen werden, oder vielmehr, 
correcter ausgedrückt, der Befehl fol nur mit Vorbehalt gemiffer 
weitergehender (duch Berücdfihtigung entgegenftehender RE 
terefjen begründeter) Ausnahmen ins Leben treten, Für einen 
Vorbehalt diefer Art aber ift „unbefugt“ gewiß fein adäquater 
Ausdrud. Die Anwendung des Ietteren in den beiden Novellen 
beruht auf einem Mangel Elarer Erfenntniß oder ausreichender 
Würdigung des dargelegten Sadhverhaltes, ift irreführend und 
fteht einer jachgemäßen Abgrenzung von Regel und Ausnahme 
in der Praris entgegen. Eine präcife Abgrenzung läßt ih aller» 
dings nad der Natur der Sadhe im Gefege felbjt überhaupt 
nicht bieten, weil e8 hier eben auf die gegenfeitige Abwägung 
von in den einzelnen Fällen in der verfchiedenften Jntenfität 
einander gegenüberftehender SSntereffen anfommt. Aber eben 





167) Bgl. die in Kleinfeller’3 Kommentar zu Art. IL citirten 
Materialien und ©. 84 f, dajelbft. : 

168) Ein hinreihendes Bedürfniß diefer Art beiteht jedoch nicht 
für ausnahmsmweife Geftattung öffentlider Mittheilungen; daher mit 
Recht das Moment der Unbefugtheit zur DBeftrafung von Uebertretungen 
des Publicationsverbote8 weder von der deutihen Gejeggebung, nod 
von unferen Entwürfen erfordert wird. 

169) Dies ift allerdings dort der Fall, wo das Merkmal der „NRecdhtS- 
widrigfeit” ausdrüdlid in die Delict3-Definition Aufnahme findet; vgl. 
die zutreffende Erklärung, welde Merkel a. a. O., ©. 35 f., diefer Er- 
Iheinung gibt. (Vgl, ferner ©. 83 dafelbfl; weniger befriedigend ©, 288 
und 294 ff.) 
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auf diefe Abwägung follte wenigjtens vom &efetgeber in einer 
nicht mißzuderftehenden Weife der Richter hingewiefen werden, 
dem die Lölung der Ssntereffencollifion im Webrigen überlafjen 
werden muß. 

Eine analoge Aufgabe hat fich der deutfche Gefeßgeber 
bei der Beleidigung geftelt, und hierbei wenigitens richtig 
erfannt und ausdrüdlid ausgeiproden, daß es fi um die 
Wahrnehmung von Snterefjen Handelt, welde mit dem 
der Strafbeftimmung zu Grunde liegenden ntereffe fid im 
Widerftreit befinden (8. 193 R. St. ©. B.). 17%) Spndeffen 
befteht in anderer Beziehung eine wefentliche Verfchiedenheit zwischen 


170) Der Gefetgeber täufcht fich indefjen, indem er fi) des Aus- 
drudes „Wahrnehmung berechtigter Anterefjen” bedient, auch hier 
darüber hinweg, daß es fi) nit blo8 um Wahrnehmung durd) ander- 
weitige NRechtsfäge bereit befonders gejchügter, fondern au) um Wahr- 
nehmung folder Sntereffen Handelt, die im Uebrigen nur im moralifchen 
Sinne „berechtigt“ find, eine befondere rechtliche Berüdfichtigung aber 
eben erft durch S. 193 felbft erfahren follen. Diefe Selbfttäufchung dient 
aber nod) einer zweiten zur Brüde. Nur die Wahrnehmung „berechtigter 
Sntereffen” in jenem erften, juriftiihen Sinne fann eine unbedingte 
 Eremption von dem Derbot der Ehrverlegung begründen, und nur 
dadurd), daß der Gefetsgeber fich felbft nicht Far darüber wurde, daß er 
aud) „berechtigte Anterefjen“ im zweiten, moralifhen Sinne erimirt, 
fonnte er im Unflaren darüber bleiben, daß die Umftände, von welchen 
nad) den Schlußmworten de3 $. 193 daS BVBorhandenfein einer (ftrafbaren) 
Beleidigung abhängt, nichts Anderes find, al3 die Bedeutung und Stärfe 
der in conereto einander gegenüberftehenden SSntereffen, daß e3 aljo 
einer gegenfeitigen Abwägung derfelben durch den Richter bedarf. Ju 
diefe leßtere GSelbfttäufhung aber ift der Gejesgeber um fo leichter 
verfallen, als er fi) fonft hätte eingeftehen müfjfen, daß er thatjäd)- 
fi) auf eine allgemein giltige Feftftelung eines wichtigen Thatbeftand- 
Momentes verzichtet hat, wie wir im Texte erjehen und wie die Un- 
fiherheit in der praftifhen Handhabung des $. 193 deutlich genug zeigt. 
Der Umftand aber, daß dieje Confequenz nit zu umgehen ift, wenn 
eine allgemeine Brivilegirung aller Arten „legitimer“ Antereffen zu= 
gelaffien werden foll, begründet allerdingS de lege ferenda ein gewid)- 
tiges Bedenten gegen eine folhe bei der Beleidigung. (Daher die 
Beftrebungen, das gleiche Ziel annähernd auf anderen, dem richterlichen 
Ermeffen weniger freien Spielraum gewährenden Wegen zu erreichen. 
Einen Beleg hiefür bietet inSbefondere die Gejchichte der öfterreichiichen 
Codification über die Ehrenbeleidigungen bi$ zum jüngften Strafgefeß- 
Entw., die ich hier nicht näher verfolgen fann. Vgl. vorläufig über die 
Entwürfe Lammajch, Diebftahl und Beleidigung ©. 47 ff. und das 
Werk des Strafgefeg-Ausihuffes „Allg. öfterr. Ger..Ztg.” 1893, Nr. 20, 
©. 26 f. des Sep.:Abdr.) — Beim Scmeigebefehl befteher folche Be- 
denfen nit und doch hat gerade bei diefem die Kommiffion des deut- 
ihen ReichStages einen Antrag auf ausdrüdlihe Privilegirung der Mit- 
theilungen, „welche zur Wahrnehmung berechtigter Interefjen gemadt 
werden“, abgelehnt (vgl. den Commifftiond-Beriht der VII. Leg.-Per., 
I. Seffion, Drudfahen Bd. II, Nr. 117, ©. 12.) 

| 8 
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der legislativen Sachlage bei der Beleidigung fowie überhaupt 
bei Verlegung einer gejeglihen Norm (mag diefelbe auch die 
Wahrung von Geheimnifien betreffen) einerjeit3 und bei Ueber- 
tretung des Schweigebefehles oder fonft eines richterlichen Ver- 
botes andererjeit3. Dort fann die dem Richter überwiejene Löfung 
der gnterejfencolfifion nicht gut anders al$ ex post erfolgen, 
d. h. erjt dann, wenn beveitS über eine behauptete Mebertretung 
des Gebotes zu judieiren ift; der Thäter aber ift der fchwer 
vorauszujehenden, jchwanfenden Beurtheilung jener Collifion 
jeiteng des Richters preisgegeben und wird in Bezug auf ein 
wichtige® Moment des ihm dur den Grundfat „nullum 
crimen sine lege” zugefiherten Schutes beraubt. 

Anders bei dem richterlichen Schweigegebot. Hier braucht 
die Sache nicht derart geregelt zu werden, daß die Frage der 
„Unbefugtheit" der Mittheilung erft im Strafverfahren gegen 
den angeblichen Webertreter des Schweigebefehles eine Beant- 
wortung jeiten® des Nichter3 finde, wie dies die deutfche und 
die öjterreihiiche Novelle allerdings ftatuiren. Vielmehr kann 
dem Richter, dur deffen Befehl ohnehin erft die allgemeine 
Schweigepflicht conftituirt wird, auferlegt werden, daß er in jedem 
einzelnen alle, in dem Yemand ein legitimes uud überragen- 
des „Interefje an einer Mittheilung des Geheimnifjes zu haben 
glaubt, dasjelbe auf -deffen Begehren prüfe und bejahenden 
Falles im Vorhinein eine Ausnahme von feinem Verbote 
zulafje, daß er aljo Dispens ertheile, wie dies jchon Sa- 
ftrom'”!) vorgefchlagen hat. Sowie der Gefetsgeber bei An 
erfennung und Schuß fchon beftehender VBerjhwiegenheitspflichten 
aud deren Diepenfirbarfeit anerfannt hat — fo fol er aud 
dort, wo er jelbjt erjt neue Pflichten diefer Art fchafft, eine 
ausnahmsweife Befreiung von denjelben vorfjehen. 

Den Aynterefjenten würde hiermit allerdings eine furze 
Verzögerung der ihnen unentbehrlich erfcheinenden Mitteilung 
des Geheimnifjes zugemuthet und diefer Auffhub fann zweifel- 
[08 zur Folge haben, daß der Zweck der zu geftattenden Mit- 
teilung nicht mehr erreichbar ift. Allein e8 wird fich dies nur 
jelten ergeben; in der Mehrzahl dev rücjichtswerthen Fälle wird 
vielmehr erjt dur die hier angeregte Löfung geficherter Schuß 
für unentbehrlihe Mittheilungen von Geheimnifjen geboten. 

D. Kehren wir nunmehr zum VBeröffentlihungs-Berbot 
zurüd, um in Anfnüpfung an das über den Schweigebefehl 
Sefjagte nod mehrere Punkte, und zwar vorzugsweife folche, 
die beide Verbote gemeinfam betreffen, zu beiprechen. 
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Dem Bublicationg-VBerbot fommt fhon nad unferen Ent- 
würfen Wirkjamfeit aud gegen in der Verhandlung nicht An- 
wejende zu. Wird diefe im Einklang mit den für den Schweige- 
befehl oben erftatteten Vorjchlägen auf die infolge der Ber- 
handlung in Erfahrung gebradten Zhatjachen eingefchränkt, 
jo wäre e3 gegenitandslos, beide cumulativ zuzulaffen. Wird 
aber in concreto ftatt des Schweigebefehle8 nur dag Ver- 
öffentlichungsverbot ausgefprochen, fo hätte für vorjägliche und 
fahrläffige Verlegung des Ietteren jedenfall3 Fein ftrengerer 
Straffag Anwendung zu finden, al3 für vorfägliches und fahr- 
läfjiges, nicht weiter qualificirte8® Zumiderhandeln gegen den 
Schweigebefehl. 

Bei dem letteren find nach der Intention der Novellen 
jeitens des Gerichtes und, infoferne dasjelbe des Antrages eines 
Betheiligten zur Verfügung bedarf, jchon feitens diejes die 
TIhatjadhen, bezüglich deren das Verbot erlafjen wird, fo genau 
zu bezeichnen, alS dies zur Unterjcheidung derjelben von allen 
anderen Gegenjtänden erforderlich ift.'”) Das Gleiche aber 
wäre auch für das Beröffentlichungsverbot zu jtatuiren, da ja 
diefes8 ebenfalls nur zum Schute von Geheimniffen beftimmt 
fein fol (j. oben ©. 90). 

Bei beiden Verboten wird es den Betheiligten vielfach) 
(fo 3. B. wenn der Auf jugendlicher Angeflagter gejchont 
werden foll) nur darauf ankommen, daß ihre Perjon ver- 
fchwiegen werde. Das Verbot wird diesfalls, wenn e8 aud) 
diefe Einschränkung nicht ausdrüdlid enthält, fo zu verftehen 
fein, daß eine vorfäßliche, beziehungsweile fahrläffige Verlegung 
desjelben nur dann anzunehmen ijt, wenn der Thäter den 
Samen oder folde Merkmale mittheilt, aus denen die Perjon- 
zu errathen ift und dies vom Thäter vorhergejehen wurde, be- 
ziehungsmweife hätte vorhergefehen werden fünnen; find die an- 
geführten Merkmale nur für einzelne Weenfchen Fenntlich, fo 
fanın auch bei Veröffentlihung der Thatjachen nur Straffällig- 
feit wegen unbefugter Mittheilung, nicht aber wegen unbefugter 
Publication eintreten. Diefe aus der Natur der Sade fol- 
genden Grundfäge brauchen wohl nicht erjt im Gejete aus- 
gejprochen zu werden. 

Bon dem einen wie von dem anderen DBerdote ijt grumd- 
fäglih fein Theil der Verhandlung vor dem erfennenden Richter 
zu erimiren, bei dem überhaupt die Ansjchliegung der Deffent- 





172) Bol. hierüber Klemm a. a. DO. ©. 31 f. und Kleinfeller 
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Lichleit zuläffig ift und ein gejeglicher Auefhließungsgrund nad) 
der Natur der Sache Anwendung finden fann. !7°) 

Die deutjche Novelle (Art. I 8. 175 Art. II und IV) 
und für Straffadhen au unfere St. B. Nov. (Art. III 8. 230 
und Art. IV 3. 1) und unfer ©t. ©. €. (8. 130) erftreden 
aber außerdem mit vollem Nechte diefe Verbote aud) auf alle 
amtliden Scriftftüde des Proceffes, auch auf jene des 
Vorverfahrens, mögen diejelben auch vor dem erfennenden 
Nichter nicht zur DVerlefung gelangen. Hingegen verjagt der 
Schweigebefehl nach diejen Bejtimmungen anderjeits gegenüber 
allen Perjonen, welde zwar an früheren Stadien des Proceffes 
betheiligt waren, bei der Hauptverhandlung aber nicht mehr 
zugegen find, wie dies bei Sadhverftändigen, Vertheidigern, außer 
Verfolgung gejegten Mitbejchuldigten u. j. w. fehr häufig der 
Fall ift, der Schweigebefehl verfagt ferner — eben fo wie auch) 
das Publicationsverbot nad; beiden Novellen — gegenüber allen 
Deittheilungen, die durd irgend einen Betheiligten vor Erlaß 
desjelben feitens des erfennenden Richters bewirkt wurden. Diefe 
beiden in Deutjchland vielbeflagten, in unferen Entwürfen aber 
unbeachtet gebliebenen Lücken werden dur die hier eritatteten 
Borjhläge ausgefüllt: inerfterer Beziehung durch dieoben (S.109 f.) 
erörterte Berallgemeinerung der Wirfjamteit des Schweigebefehles, 
in legterer durd, die sub II (auf ©. 89) poftulirte Ueber- 
tragung der Mittheilungs-Verbote auf alle jene gerichtlichen 
Verhandlungen mit Parteien, bei denen diejenigen Momente 
gegeben find, die vor dem erfennenden Richter den Ausfhluß 
der Deffentlichkeit gejetlich rechtfertigen. Die Comp etenz wäre 
diesfalls im ftrafgerichtlichen Vorverfahren wohl dem Unter- 
juhungsrichter oder Bezirfsrichter, beziehungsweife der Naths- 
fammer zuzumeifen. Bei Erhebungen der Sicherheitsbehörden 
und -Organe fäme proviforiich auch diefen die Cmanation 
bon Mittheilungs-Verboten zu, wobei jedoch) ähnlich wie bei 
Haftbefehlen, die Fortdauer der Einjhränfung von der fofort 
einzuholenden Beftätigung des Gerichtes abhängig zu maden 
wäre. Cbenjo müßte, ein noterielles Gebot der bezirfögeridht- 
lien Beftätigung unterbreitet werden, 

Gegen die Erlaffung eines Mittheilungs-WVerbotes wäre 
wegen der Wichtigkeit der Verfügung wohl die Beichwerde 
an die im Smitanzenzuge übergeordnete Gerichtsbehörde ohne 


aufjhiebende Wirfung zuzulaffen, wie dies in der That die 


2) Dennod bat der Permanenz-Ausfhuß des Abgeordneten 
haufes auf Antrag des Abg. Dr. Kopp das Urtheil fammt Entjcheidvungs- 
gründen erimirt. 
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deutsche Novelle (in Art. I, $. 175) vorfieht; ebenfo gegen die 
Verweigerung eine Dispenje8 vom Schweigebefehle. Unfere 
St. B. Nov. Hingegen verweigert jedes Rechtsmittel — ohne 
irgend eine Begründung in den „erläuternden Bemerkungen." — 

Bemerft wird in Deutfchland vielfach der Mangel jeglicher 
Beitimmung über das Erlöjchen de8 Schweigegebotes.!7%) Es 
möchte fic) daher vielleicht empfehlen, bezüglich diefes und des 
Beröffentlihungs-Verbotes zu ftatuiren, daß diefe Verfügungen 
aufzuheben find, jobald deren Gründe entfallen, alfo vor Allem, 
joferne es zu dem Verbote des Antrages eines Betheiligten be- 
durfte, jtetS auf dejien Begehren, ferner dann, wenn die geheim- 
zuhaltende Thatjache bereit3 allgemein befannt geworden. Für den 
legteren all liegt e8 nahe, aud ohne ausdrüdliche Aufhebung 
ipso jure die Schweigepflicht für erlojhen zu erklären. Durd) 
eine jolche Gefegesbeftimmung würde fich indefjen mancher, auf 
jeine vielleicht ganz unbegründete Meinung Hin, daß das Ge- 
heimniß jchon befannt geworden fei, verleiten lafjen, e8 in Wahr- 
heit erjt befannt zu maden.!”>) 

sch halte eS daher für angemefjen, daß jowie zur Be- 
gründung, fo auc, jtetS zur Behebung der Schweigepflicht eine 
richterlihe Verfügung zu erwirfen fei. Und fowie gegen die 
Auferlegung derjelben, fo wäre aucd gegen deren Aufrecht- 
erhaltung ungeachtet eines auf Aufhebung gerichteten Begehrens 
ein Bejhwerderedht einzuräumen. In erjter Snftanz wäre 
zur Aufhebung des DVerbotes naturgemäß das gleiche Gericht 
berufen, welches dasjelbe erlafjen hat. Doc fünnte, wenn die 
bezüglihen Thatjadhen vor einem anderen Gerichte zur Sprade 
fommen, zur Bereinfahung aud diefem die Aufhebung des 
Berbote8 zugemwiejen werden. Ebenjo aud die Dispens-Er- 
theilung. 

* 3 * 

Zum Schluffe fei das in diefem Abjchnitt Ausgeführte in 
Torm eines Gejegestertes in gleicher Weife zufammengefaßt, 
wie dies rückjichtlich der früheren Abjchnitte oben auf ©. 58 ff. 
und 78 f. geichehen. Sch denke hierbei an ein im Anfchluß 
an. die neue C. P. DO. und die St. BP. Nov. zu erlaffendes, 
auf alle Oattungen des gerichtlichen Verfahrens fich erjtreden- 
des Specialgefeß, durch welches zugleich die in dem erjten Theile 
diefer Abhandlung entwidelten Grundfäge über die Ausihliegung 





171) Bol. Kleinfeller, Kommentar, ©. 69 ff. 

175) Bgl. Kleinfeller in feinem Kommentar, ©. 84 f,, der fi 
mit Redt aud) de lege lata (für die deutfche Novelle) gegen die in den 
parlamentarifhen Berhandlungen mehrfadh geltend gemadte Anficht 
eines ipso jure-Erlöfheng ausfpridht. 
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der Deffentlichfeit auf alle Verhandlungen, für melde der 
Grundjag der Deffentlichfeit noch gilt, alfo auf diejenigen un- 
jerer großen Zribunale des öffentlichen Nechtes fowie unferer 
Gewerbegerichte übertragen werden fünnten (j. oben ©. 58). 
Diejes Specialgefeg dürfte im Wefentlihen etwa folgendermaßen 
lauten: 

Ara 

Ein Schweigebefehl ift zu erlaffen und der etwa fchon 
erlafjene in Erinnerung zu bringen, wenn bei Erhebungen, 
mündliden oder fchriftlichen Verhandlungen der unten (a bis c) 
zu bezeichnenden Art Thatfahen hevvorfommen, welche nicht 
jhon allgemein al3 wahr befannt find, und bezüglich welcher 
eine der nachfolgenden Vorausfegungen gegeben ift: 

a) in Straffahen, weldhe den Gerichten, einfchließlich des 
StaatSgerihtShofes, zur Aburtheilung zugewiefene ftrafbare 
Handlungen betreffen — eine der im 8. 229 8. 1, 5 um 
7 bi3 11 ©t. ®B. DO. bezeichneten Vorausfegungen, wobei 
jedodh außerhalb der Hauptverhandlung die in 8. 8 und 11 
lit. b) bezüglih des DBejchuldigten vorgefehene Beichränfung 
entfällt; 

b) in bürgerlihen Nechtsftreitigfeiten jowie bei Verhand- 
(ungen des NeichSgerichtes, des Verwaltungsgerichtshofes und 
de8 in $. 2 des Gefekes vom 22. October 1875 Nr. 37 
R. ©. Bl. bezeichneten Senate8s — eine der im $. 186 8. 1 
und 6 bi8 9 E&. P. D. bezeichneten VBorausjegungen; 

6) bei anderweitigen gerichtlichen Erhebungen und PVer- 
handlungen einjchlieglich der gerichtlichen Disciplinar-Verhand- 
lungen, ferner bei Verhandlungen der Notare — eine der in 
$. 186 3.1umd 7 618 9 E.P. DO. bezeichneten VBorausfegungen. 

Der Schweigebefehl befteht in der Verfügung, daß alle 
' Berfonen, welche die in der Verfügung genau zu bezeichnenden 
Thatfahen mittelbar oder unmittelbar infolge der Erhebung 
oder DBerhandlung in Erfahrung bringen, viefelben geheimzu- 
halten, fie demnach zur Kenntniß feiner anderen Berfon zu 
bringen haben, infoweit nicht hierzu eine befondere gefetzliche 
Berechtigung oder Verpflichtung befteht, oder eine Befreiung von 
der Schweigepflicht gewährt ift (Art. IV), und daß in folden 
Ausnahmsfällen jedenfalls zuvor die erlaffene Verfügung mit- 
zutheilen fei. 

Der Schweigebefehl wird von der Behörde oder dem 
Drgane, welches die Erhebung oder Verhandlung vornimmt, 
nad) Maßgabe des 8. 230 St. P. D., beziehungsweife 8. 186 A 
&. P. DO. nur auf befonderen Antrag der dafelbft bezeichneten 
Betheiligten erlafjen. 


el. 


Diefer Antrag ift jedoch, wenn die Verhandlung öffent- 
lich oder doch unter Yulafjung der in $. 231 A 3. 4 St. ®P. D., 
beziehungsweife S. 188 3. 4 EC. P. DO. angeführten Perfonen- 
gruppe geführt wird, unzuläffig, joferne nicht zugleich auch die 
Ausschliefung der Deffentlichfeit und der bezeichneten Gruppe 
erwirft wird. 
Art. LI. 


Anftatt der im Art. I. vorgefehenen Verfügung ift unter 
den dajelbit bezogenen Vorausjegungen und auf befonderen An- 
trag der dajelbjt bezeichneten DBetheiligten, im alle des S. 229 
3.5 St. P. DO. aber nad rvichterlidem Ermefjen aucd ohne 
jolhen Antrag, die Verfügung zu treffen, beziehungsweije in 
Erinnerung zu bringen, daß die bezüglihen Thatfachen von der 
im zweiten Abjag des Art. I angeführten Perjonen weder in 
Drudicriften nobh vor einer Menjchenmenge befannt gemacht 
werden dürfen. 

Auf diefes VBeröffentlihungs-Verbot findet jedod 
der Schlußjag des Art. I feine Anwendung. 

Art. II. 

Die in Art. I und IL vorgejehenen Verfügungen find 
protofollariih zu beurfunden, und zwar im Falle des Art. I 
unter Anführung aller bei der Erhebung oder Verhandlung an- 
wejenden und der nachträglich erjcheinenden Perfonen. Den- 
felben ift daS Protofoll zur Genehmigung und Unterfertigung 
vorzulegen. Verfügungen der SicherheitSbehörden und -Drgane, 
lowie der Notare find jofort dem Gerichte zur Beftätigung ein« 
zufenden und nur bis zu dejjen Entjcheidung wirkfam. Die 
Entiheidung kommt dem in der Strafjache felbjt zuftändigen 
Bezivksgerichte, Unterfuchungsrichter oder Vorfigenden der Haupt- 
verhandlung, bei Verfügungen der Notare aber dem Bezirfs- 
gerichte ihres Amtsfiges zu. 

Wird eine der in Art. I und II ovorgejehenen Der- 
fügungen von einem Gerichte erlajjen oder bejtätigt, fo fteht 
dem Betheiligten ohne aufjchiebende Wirkung die Befchwerde an 
das dem verhandelnden Gerichte im Inftanzenzug unmittelbar 
übergeordnete zu. Die diefen pnftanzenzug regelnden Bejtim- 
mungen, in Strafjahen insbejondere die SS. 113, 114 Abj. 2, 
294, 296 und 481 ©t. BP. DO. finden hierbei finngemäß An- 
wendung. 

UrtSEV. 

Wenn Sgemand ein bejonders vüdjichtswerthes Snterefje 
an einer Befreiung von der ihm zufolge Art. I obliegenden 
Schweigepflidht darthut, jo fann ihm das Gericht die Befreiung 
in genau fefizuftellendem Ausmaß gewähren. 
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Wenn die Gründe eines Schweigebefehles oder Veröffent- 
lihungs-VBerbotes entfallen (Art. I lit. a bis c), insbefondere 
wenn die bezüglichen Thatfahen allgemein als wahr befannt 
geworden find, Tann “Jedermann begehren, daß die getroffene 
Verfügung aufgehoben werde. Bedurfte e$ zu derjelben des 
Antrages eines Betheiligten, jo genügt defjen Begehren jeder- 
zeit, um die Aufhebung zu erwirken. 

Zuftändig ift zur Befreiung und Aufhebung das Gericht, 
welches die Verfügung getroffen hat, fowie jenes, welches etwa 
jpäter über die gleihen Thatfahen zu verhandeln hat. 

Wird ein Begehren um Befreiung oder Aufhebung. ab- 
gelehnt, jo findet die Befchwerde Er; Maßgabe des Art. III ftatt. 
Art. V. 

Wer immer einer der in Art. I und II vorgefehenen 
Derfügungen zuwiderhandelt, macht fi einer Webertretung 
Iduldig und wird bei fahrläffiger Verübung an Geld bis zu 
300 fl, bei vorjäglicher Verübung mit Arreft von einer Woche 
bis zu drei Monaten und bei vorfäglicher Veröffentlihung im 
Falle des Art. I mit ftrengem Arreft von einem biS zu fechs 
Monaten beftraft. Die Verfolgung findet, wenn die verleßte 
Verfügung ein Privatgeheimniß zum Gegenftand hatte, nur auf 
Begehren eines Betheiligten ftatt. | 

Bezog fich die Verfügung auf ein Staatsgeheimniß, fo 
wird im Falle des Art. I der Thäter wegen VBergehens be- 
ftraft, und zwar bei fahrläffiger Verübung mit Arreft von 
einer Wode biS zu drei Monaten, bei vorjäglicher Verübung 
mit ftrengem Arreit von einem bis zu fehs Monaten. Erfolgt 
jedodh infolge der vorfäglihen Verlegung die Veröffentlichung 
einer geheim zu haltenden Thatjache oder deren Mittheilung an 
eine auswärtige Negierung, jo wird der Thäter mit ftrengem 
Arreft von drei Monaten bis zu zwei Jahren, und wenn er 
diefe Folgen felbft -vorfäglich herbeigeführt hat, wegen Ber- 
bredens mit Kerfer von einem bis zu fünf Jahren beftraft. 
| Das Verfahren und die Urtheilsfälung hinfichtlic der 
im erjten Abjaß vorgejehenen a jteht den Gerichten zu. 

Art. VI. 


Die Beitimmungen der $$. 128 bi8 131A ©t. P. O©,, 
beziehungsweife 185 bi$ 188 &. PB. DO. betreffend die Aus- 
Ihließung der Deffentlichfeit finden auch auf die Berhand- 
lungen de3 Stantsgerichtshofes, beziehungsweife des Neichs- 
gerichtes, des Verwaltungsgerichtshofes und des in S. 2 des 
Gejees vom 22. Dectober 1875 Nr. 37 R. ©. Bl. für 1876 
bezeichneten Senats, jowie der Gewerbegerichte finngemäß An- 
wendung. 
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Wir haben in der Viteratur feine Statiftif darüber, wie fi) in den ver- 
Ihiedenen Kronländern die Zahl ungejetlicher Holzjcehlägerumgen in den bäuerlichen 
Eigenthumswaldungen bezüglich der einzelnen Kahre ftelft.! Demgemäß fehlt auch 
jeder Anhalt, darüber mit Sicherheit zu urtheilen, in welchem Wandel die Hahl diejer 
Fälle fich befindet. Man wird aber doch nicht irre gehen, wern man behauptet, 
daß, dank dem forjtpolizeilichen Dienfte der Forfttechnifer der politifchen Ver- 
waltung, diefe Zahl in der neuejten Zeit entjchieden im Niücdgang begriffen ift. 

‚sn älteren Beiten fonnten felbft weitgehende forjtgejetswidrige Holz- 
jchlägerungen jtattfinden, ohne daß die Behörde eingegriffen hätte, weil es einfach 
an Organen gebrad), die diefe Gejewidrigfeiten wahrgenommen md angezeigt 
hätten. SHentigentages fünnen forjtgejegwidrige Holzichlägerungen anf ausgedehnten 
Slächen und durch längere Zeit hindurch nicht mehr gut ftattfinden. Andererfeits 
geht e3 aber nicht an, anzunehmen, daß einmal eine Zeit kommen fünnte, in der 
cs feine forjtgefeßwidrigen Holzjchlägerungen geben werde, doch find und werden 
die Urfachen jolch gejetiwidriger Holzichlägerungen jett zumeift andere jein, als 
jte es einjt waren. 

su den öfterreichiichen Alpenländern, wie 3. B. Steiermark, Kärnten, 
Krain ze. war in einigen Theilen die feinerzeit üppig blühende Eifeninduftrie? der 
Kuin des Waldes, in Anderen die Bleigewinnung? und in Anderen wiedermm gab 
hierzu die Slasinduftrie* Anlaß. 

‚sn jolchen Länderftrichen und deren felbjt weiterer Umgebung gab es forft- 
gejeßwidrige Holzichlägerungen in Mafje und felbft Corporationen, die alle 
Urfadhe gehabt hätten, ihre Waldungen nachhaltig zu bewirthichaften, participirten 
an jolch ungejeglichen Schlägerungen, ohne daß ihnen irgend wer Einhalt geboten 
hätte. Hentigentages liegen die Verhältniffe fjchon anders. Die technijchen 
Betriebe der Eijen- und Ölasinduftrie haben weentliche Aenderungen erfahren; 
jie machen nicht mehr fo hohe Anfjprüche an den Wald wie früher.? Andererfeits 
haben aber Eijenbahnen, Straßen und Wege zur feineren Ausformung des Holzes 
geführt ;° fie haben den Bauer belehrt, ftatt Kohle Sägeblöche zu erzeugen ımd 
wo früher der Kohlenmeiler dampfte, jchnurrt und furrt jett die Säge. Aller- 
dings ift die Zahl diefer Sägen eine jo immenfe, daß auch diefer Moloch viel 
Holz veripeift. Es gibt beifpielsweife Alpenthäler, z.B. in Steiermarf, namentlich 
in den Bezirken Ci ımd Windich-Graz, in denen nahezır jeder größere Bauer 
jeine Holzjäge hat umd darauf fein Holz verjchneidet. 

Nach dem „Statiftifchen Sahrbucd des E. f. Adferbauminijteriums für 
1890" gab es in jenem “sahre Wafferbrettfägen in: Niederöfterreihh 741, Ober- 
öjterreich 1197, Salzburg 263, Tirol und Borarlberg 1698, Steiermark 2191 
Kärnten 914, Krain 707, Küftenland 45, Böhmen 1195, Mähren 645, 
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Schlefien 199, Galizien 494, Bulowina 44 ımd nur Dalmatien hatte feine. 
Die Gejammtzahl diefer Sägen, die zum Betriebe jämmtlicher Mafchinen im 
Ganzen an Wafjerfraft 55.499 Pferdefräfte erforderten, betrug nicht weniger als 
10.333. Daß unter jolcden Berhältniffen, namentlich” in den Alpenländern, viele 
Holzbeftände der Art zum Opfer fallen müffen, it natürlich.” Weit gefährlicher 
aber gejtalten fi) die SHolzjchlägerungen, welche wegen der Gellulojefabrifen ® 
geführt werden. 

Es it wohl richtig, daß bei jolchen Bauernjägen, wie wir fie früher ange- 
führt haben — aber auch mit Bedauern fei’S gejagt, auf den Holzpläßen mancher 
venommirter Sügewerfe — zumeift Material lagert, daS der Beichreibung 
jpottet, wahre „Sündhölzer”, ftatt Blochen, welche die Schlägerung, Bringung, 
den DBerjchnitt und eventuellen weiteren Transport der Bretter nur minimal 
lohnen; aber der Bauer muß, wenn er Bloche haben will, doch bi$ zu einer 
gewiffen Altersgrenze den Baum ftehen laffen. Sn unferen Alpengegenden, md 
zwar auch in den Hochlagen, pflegt das 80. Lebensjahr bei Fichten, Tannen, 
Kiefern und Lärchen, kurz beim Nadelholz das Alter zu fein, in dem der Bauer 
jeinen Nadelholzbejtand hiebsreif, für feine Säge brauchbar hält, wenn er ein 
guter Wirthichafter ijt; it er ein fchlechter, jo begnügt er fich auch mit einem 
geringeren Hiebsalter.? | 

Der für die Gellulofefabrifen bejte Wald ift aber durchgängig der 40= bis 
sojährige und jo muß man jest wohl in den Celfulojefabrifen, wenn nicht aus- 
gejprochene Forjtfeinde, jo doch für den Wald jehr anrüchige Unternehmungen 
erbliden. 

Unter allen Umjtänden aber tjt die gegenwärtige Zahl foritgefetswidriger 
Holziehlägerungen gegen die früherer Decennien beträchtlicd; Eleiner, was außer in 
den oben flüchtig berührten Berhältniffen in der Hauptjache in der Ausgeftaltung 
des Forjtpolizeilichen Dienjtes feine Urjache hat. | 

Die früheren Heiten erforderten weitgehende Kahlichläge und zwangen damit 
oft den Bauer zu forftgejeßwidrigen Holzjchlägerungen, follte nicht der ganze 
Handelsvertrag mit dem SKtohlenconjumenten null und nichtig werden. Die Ver- 
fennung des Schadens, der aus jolchen Schlägerungen entjteht, die Gewinnjucht 
und die vollfommene Unfenntniß des Tyorjtgejeses begünftigten folche Vorgänge. 

Heute liegen die Berhältniffe num jehon anders. Sn den wenigften Fällen 
weiß e3 heute der Bauer nicht, wenn er eine forjtgejeßwidrige Holzjchlägerung 
führt, daß fie forjtgejeßwidrig jet. Denn es dürfte faum mehr ein Gebirgsthal, eine 
Gegend geben, wo nicht der eine oder der andere Forftitraffall, die eine oder 
andere forjtpolizeiliche Beanjtändung vorgefommen wäre oder e3 tft wenigftens 
die Kımde über forjtgefeßwidrige Schlägerungen und deren Beitrafung aus weiter 
entlegenen Thälern in das einjame Seitenthal eingedrungen. 

‚su den meilten Sällen it es die Noth, jeltener der Leichtfinn, der folche 
roritgejegwidrige Holzichlägerungen führen läßt! Unglüdsfälle in der Fandwirth- 
haft (Ernteverluft, BVieheingang, Brand 2.) find oft die Urfachen folcher 
Schlägerungen, aber fie gehören zu den Ausnahmen; zumeift find es die 
Schulden, die vüdjtändigen Steuern, fowie jene Zahlungen, welche der Erbe 
eines Bauernhofes an feine Brüder und Schweftern leijten muß,!! Ausheiratungen 
von Söhnen und Töchtern und das damit verbumdene, durch den Schlag herein- 
zubringende Heiratsgut 2c. Dft find folche Bauernrealitäten jchon derart über- 
lajtet, daß niemand mehr etwas auf fie leiht, oder aber, es glaubt der Wald- 
bejiser jehr gut daran zu thun, die Aufnahme einer neuen Schuld zu vermeiden 
und jich Lieber durch eine foritgejegwidrige Holzfchlägerung momentan zu Geld zu 
verhelfen. Oft zwingt ihn feine vollfommene Creditlofigfeit dazır. 

Gelingen folche Holzjchlägerungen, indem fie von den behördlichen Organen 
gar nicht, oder erjt nach Eintritt der Verjährung, aljo nach completer Ausführung 
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entdeckt werden, jo glückt es thatjächlich manchmal dem Waldbefiker, fich aus einer 
Berlegenheit zu veißen umd er wird bei neuerlicher pecuniärer Befümmerniß fich 
wieder dem Walde zuwenden. Der gelungene erjte Verfuch macht aus ihm 
bereits einen Gewohnheitsdevaftator und man fieht, daß das Nichtentdeefen und 
nicht rechtzeitige Entdeden foritgejetwidriger Schläge nicht nur im einzelnen Falfe 
für das Waldobject jhädlich ift, jondern oft auch für das weitere wirthichaftliche: 
Berhalten diejes einen Waldbefiters, vielleicht aber auch für die nur zu leicht 
nachahmende Waldwirthichaft jämmtlicher Waldbefiser des ganzen Thales. 

Oft werden derartige Holzichlägerungen aber, noch ehe der Devaftator 
jenem Walde einen beträchtlichen Schaden zufügen fonnte, von den Forftpolizei- 
organen entdect ımd durch die. Behörden eingeitellt. Diefe nothmwendige und 
Höchjt begründete Schlageinftellung rettet, mehr weniger rechtzeitig, das Object, 
aber dem Waldbefizer erwachjen in jenen Fällen, in denen er nicht felbft den 
Wald ftockt, jondern dies einem Contrahenten überläßt, .oft die unangenehmiten 
Conjequenzen.!? IBSHR 

Die Schlägerungen, die derart eingeftellt werden, find zumeijt weiterftreichende 
Kahljchlägerungen von Schuswaldungen, die dann, in den gejeglichen Nahmen 
gebracht, nur in jchmalen Streifen oder nur plenterweife erfolgen dürfen. Dies 
gibt der Sache oft gerne ein gerichtliches Nachipiel, indem der Holzkäufer, 
infolge der verfügten Schlägerungsbejchränfung, 3. B. auf der bedungenen Holz- 
majje beharrt umd in vielleicht noch vorhandene bejfere Beltände des Verkäufers, 
die diejer nicht Fosjchlagen möchte, greifen will, oder .es findet eine Neducirung 
des Kaufichillings oder eine völlige Auflöfung des Vertrages jtatt, woher dann 
gewöhnlich der Holzverfäunfer das jchon erhaltene und zumeijt jogleich verausgabte 
Geld zurüczahlen und fo eine neue Schuldenlaft fich aufbürden muß. 

sn wel” — von Seite des Holzfäufers — oft hödhit gewiffenlofer 
Weije jolche Schlägerungsverträge gejchloffen werden, möge folgender Fall beweifen. 

Der Dauer A hatte mit dem Holghändler B — letterer mit Hilfe eines 
Advocaten — einen Abjtodungsvertrag bezüglich des im Hochgebirge und aus- 
gejprochenen Schußwaldterrain gelegenen bäuerlichen Waldes gejchloffen, der, da 
wohl beiden Theilen die Ungejetslichfeit der geplanten Kahlichlägerung Flar war, 
gewijfe Punkte enthielt, die den Holzfäufer, der die Schlägerung jelbit bejorgte, 
in weitgehendjter Weife gegen allfällige Verlufte jchügen follten. 

Der Holzeontrahent bezahlte die Kaufjumme per 6000 fl. an den äußerft 
geldbedürftigen Bauer unter der Bedingung, daß, wenn die politifche Behörde 
die Schlägerung entdecke, beanjtände, einftelle oder bejchränfe, der Bauer ver- 
pflichtet jet, dem Holzhändler die 6000 fl. baar umd voll zurüczuzahlen und 
alles Holz, das feitens des Holzeontrahenten bis zur Einftellung gejchlagen 
würde, ohne jedweder Bezahlung dem Holzcontrahenten gehöre. Sollten Commiffionen, 
Strafen :c. aus der Angelegenheit entjtehen, jo habe alles dies der Bauer allein 
zu tragen. 

Der Bauer mochte jedenfalls mit der Abgelegenheit und Verborgenheit 
jeines Objectes gerechnet haben, aber nach dreimonatlicher Schlägerung wurde die 
Uebertretung von den Forjtpolizeiorganen entdecdt, eingejtellt und dem Holzcontra- 
henten nur die vorfichtigite Weiterplenterung gejtattet. 

Diefer hatte indeffen um circa 3000 fl. Holz gefchlagen und nach Aegypten 
geliefert — wofelbit das äußerft jchwachhe Materiale zum Baradenbau verwendet 
wurde — welches Materiale ihm nunmehr umjonjt gehörte, während der ver- 
zweifelte Bauer ihm die 6000 fl., die er fchon längft auf die Tilgung drücdender 
Schulden verwendet hatte, zurüczahlen, d. h. feine noch immer jtarf verjchuldete 
Nealität verfaufen mußte, worauf er nach Amerifa ausgewandert it. 

Man fieht aus diefem Falle, wie nothwendig es ijt, daß in der Durch- 
führung begriffene, foritgejeswidrige Holzichlägerungen thunlichit vajch entdeckt 
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und eingeftellt, ja womöglich noch vor ihrem Beginne — und das ift die 
Hauptjachde — verhindert werden. Denn zu dem Schaden, welchen durch die 
Vollführung der Schlägerung nicht bloß das Object umd die Umgebung, die 
Anrainer, Thalbewohner ze. Teiden, gejellen fich oft noch unglücliche Compli- 
cattonen, welche den Waldbefiger vollfommen ruiniven können. ES wird wohl 
nur mehr wenige Yandestheile geben, in denen der Bauer, wenn er forit- 
gejeßwidrige Holzichlägerungen ausführt, es nicht weiß, daß er gegen dag Fort 
gejeg verjtößt. Namentlich wird dies aber dem Holzcontrahenten, der doc 
zumeilt ein vegulärer, voutinirter Holzhändler ift, aus anderortigen Erfahrungen 
her befannt fein und man findet es nicht jelten, daß derartige Holzhändfer 
Yandestheile, von denen fie wiffen, daß in ihnen das Fortgefet ftrenge gehandhabt 
wird, temporär verlaffen, um fich wo anders Hinzumwenden. Wo jie: »aber@e 
ungejeglihe Schläge risfiren, dort concentriven fie eine ganz beträchtliche, 
jonjt nicht leicht verwendete Anzahl Holzfnechte auf dem Schlage, um ihn nod 
vor der Entdedung durch die behördlichen Organe womöglich zu vollenden und 
ji) jo den Nusen zur fichern. Das Nifico der Entdefung umd DBeltrafung 
parallelifiren fie aber entweder dadurd, daß fie eine runde Summe von dem 
Kaufjhilling in Abzug bringen, die fie der Straffall ungünftigiterweife fojten 
fann, oder fie ftipuliven mit dem DVerfäufer einen Vertrag, nach dem der Ver- 
fäufer auch für den Käufer alle Strafen, Erhebungstoften zc. im Falle forjt- 
polizeilicher Anftände zu zahlen hat, wodurch der fchuldtragende Holzhändler 
vollfommen jchadlos ausgeht, da er zwar auf Grund des behördlichen 
Urtheiles die verhängte Strafe 2c. zahlt, dann fich aber privatim, oder wenn e8 
jein muß, im Civilrechtswege an dem Verkäufer jchadlos zu halten jucht. 

Der Umjtand, daß zumeift Unglüd, Schuldenlaft ze. den Bauer zur 
ungejeglihen Schlägerung zwingen und Die Conjequenzen, die fich ihm aus 
Schlageinjtellungen 2c. ergeben, bedingen es, daß er dem Forjtgejeße zumeift 
Ichroff und abweijend gegenüberjteht, weil eS nach feiner Auffaffung ihn hindert, 
fi) zu veiten, nach dem Yesten zu greifen, was ihn noch vetten könnte: der Wald. 

sch erinnere mich, daß in einem folchen Falle ein Gebirgsbauer mir aus- 
drüclich erklärte, daß das Forftgejeß unmöglich auch für die Bauern im Hoch: 
gebirge gelten fünne und daß, wenn die Hocgebirgsbauern mit ihren Wäldern 
nicht thun fünnten, was fie wollten, der Staat ihnen einen Gehalt zahlen müffe! 
‚sn einem anderen Falle gelobte der Vorfteher einer Tiroler Hochgebirgsgemeinde 
eine die Wachskerze der Muttergottes, wenn die Forjtaufjicht in feinem Thale 
aufgehoben würde! 

Man jieht aus dieien Aushrüchen der Naivität, wie bedrüdend dem Bauer, 
namentlih dem Hochgebirgsbauer, die Handhabung des Foritgejeßes erjcheint, 
weil er nur ftetS auf dem egoijtiichen Standpunfte des. „nur für mich“ fteht, 
weil ihm die Meitwelt umd die Nachwelt nichts ift. Der nacte Egoismus, die 
geiftige Kurzfichtigfeit find eben die größten Feinde des Foritgejeßes und fo gilt, 
wie überall, auch hier die Forderung, daß, wenn man wohldurchdachten Gejeten 
Achtung, Geltung, Anerkennung verichaffen will, das Volt dazu erzogen werden 
muß, ihre Nüslichfeit zu begreifen. | 

Sp weit find wir bezüglich des Foritgejees leider nicht; dies beweijen die 
diverjen Klagen der Yandtags- und Keichsrathsabgeordneten.? Es ift hier nicht der 
Pla und nicht der Zweck diefer Zeilen, zu beleuchten, aus welchen Smpulfen fie 
vielfach hervorgehen. Daß troß diefer Klagen das Forjtgefeg mit Nachdrud 
geübt werden joll und geübt werden muß, braucht wohl an diejer Stelle nicht 
erjt hervorgehoben oder gar bewiefen zu werden, joll der Bauernitand in abjeh- 
barer Heit nicht ganz verarmen und der vollfommene Ruin iiber ihn hereinbrechen, 
da für ihn der Wald nur eine Sparcaffe fein joll, aus der er jich die ynterefjen 
von Zeit zu Zeit holt, aber fich hüten muß, dag Capital anzugreifen. 
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Es jind eigentlich nur wenige Baragraphe ımjeres Yorjtgejetzes, welche die 
im Titel unferer Arbeit näher präcifirten Holzichlägerungen unter gewijjen VBor- 
ausjesungen als jtraffällig bezeichnen, und zwar find dies die SS 4, 5, 6, 7, 8, 
beziehungsweife 19 und 20. Der Deutlichfeit und Bollftändigfeit halber mögen 
diefe Paragraphe im Nachfolgenden hier ihre wörtliche Neproduction erfahren. 

„S 4. Kein Wald darf vermwültet, d. i. jo behandelt werden, daß die fernere 
Holzzucht dadurch gefährdet oder gänzlich unmöglich gemacht wird. sit die fernere 
Holzzucht nur gefährdet, jo ift die Verwültung gleich der eigenmächtigen Ver- 
wendung des Waldgrundes zur anderen Zweden und der unterlaffenen Aufforjtung, 
zu bejtrafen, die Wiederaufforftung aber in derjelben Weife zu erzwingen. Wurde 
die Holzzucht dagegen gänzlich unmöglich gemacht, jo fan die Strafe bis auf 
zehn Gulden (10 fl.) Conventions-Müngze für je jechzig Ar erhöht werden. 

8 5. Eine Waldbehandlung, durch welche der nachbarliche Wald offenbar 
der Gefahr einer Windbeichädigung ausgejett wird, ijt verboten. “gnsbejondere 
Soll dort, wo eine folche Gefahr durch das gänzliche Aushauen eines Waldtheiles 
eintreten wirde, ein wenigjtens fiebenunddreißig Meter breiter Streifen des vor- 
handenen Holzbejtandes, ein jogenannter Wald- oder Windmantel, injolange zurücd- 
gelaffen werden, bis der nachbarliche Wald nach forjtwifjenichaftlichen Grund- 
fügen zur Abholzung gelangt. Der Windmantel darf mittlerweile nur durchplentert 
werden. 

8 6. Auf Boden, der bei gänzlicher Bloßlegung in breiten Flächen leicht 
fliegend wird, und in jchroffer, jehr hoher Yage jollen die Wälder lediglich in 
ichmalen Streifen, oder mitteljt allmäliger Durhhauung abgeholzt und jogleich 
wieder mit jungem Holze gehörig in Beitand gebracht werden. Die Hochwälder 
des oberen Nandes der Waldvegetation dürfen jedoch nur im Plenterhtebe bewirth- 
ichaftet werden. 

$S 7. An den Ufern größerer Gewäfjer, wenn jene nicht etwa durch Zellen 
gebildet werden, dann an Gebirgsabhängen, wo Abrutjchungen zu befürchten find, 
darf die Holzzuht nur mit Nücjicht auf Dintanhaltung der Bodengefährdung 
betrieben und das Stocfroden und Wurzelausgraben nur injofern gejtattet 
werden, als der hierdurch verurfachte Aufriß gegen jede weitere Ausdehnung jogleich 
verjichert wird. 

S 8. Uebertretungen der in den vorjtehenden SS 5, 6 und 7 enthaltenen An- 
ordnungen werden mit 20 bis 200 fl. EConventions-Müngze bejtruft. Die dadurd) 
veranlaßten Beichädigungen Anderer find von den Schuldtragenden zu vergüten. 

S 19. Wenn die Sicherung von Perfonen, von Staats- und Privatgut 
eine bejondere Behandlungsweije der Wälder, als: Schuß gegen Yawinen, Yelsitürze, 
Steinfchläge, Gebirgsschutt, Erdabrutichungen u. dgl. dringend fordert, fan dieje 
von Staatswegen angeordnet und hiernach der Wald im betreffenden Theile in 
Bann gelegt werden. Die Bannlegung beteht in der genauen Vorjchreibung umd 
möglichiten Sicherftellung der erforderlichen bejonderen Waldbehandlung. „snjofern 
Anfprüce auf Entjehädigung aus folhen Maßregeln erhoben werden, jind fie nad) 
den bejtehenden Gejegen zu behanbelıt. 

Die mit der Bewirthfchaftung der Bannwälder zu betrauenden ndivtduen 
find hiefür eigens in Eid und Pflicht zu nehmen, und für die Verwirklichung 
der bejonderen Behandlung verantwortlich zu machen. 

S 20. Die Bannlegung wird auf Anfuchen der Ortsgemeinde, der jonit 
dabei Betheiligten, oder über die Anzeige eines öffentlichen Beamten, dann auf 
Grundlage einer bejonderen commifjionellen Erhebung von den Kreis-, oder, WO 
feine folchen bejtehen, von den unterjten politijchen Behörden ausgejprochen. 
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Zu der commijjionellen Erhebung find die VBorjtände der Ortsgemeinden, 
jämmtliche betheiligte ‘Parteien, jowie die erforderlichen Sachverjtändigen zu 
berufen. Auf Bannwäldern haftende Einforjtungen ruhen nach Erforderniß gänzlich). 

Gleichwie Wälder mit dem Bann belegt werden, jo Fünnen fie auch des 
Dannes, unter Beobachtung des gleichen Verfahrens wie bei der Bannlegung 
wieder entbunden werden.‘ 

Man fieht aus dem Wortlaute diefer Gejekesitellen, daß diefelben die 
HZuläffigfeit oder Strafbarkeit einer Holzjchlägerung im Allgemeinen von der 
örtlichen Yage des Waldes, beziehungsweife vom Zerrain abhängig machen. 


Der $ 4 bezeichnet ausdrücklich eine Waldbehandlung al3 forftgefeswidrig, 


durch welche die fernere Holzzucht gefährdet oder unmöglich gemacht wird.!5 Unter 
diejen Begriff der „Waldbehandfung" jind unbedingt auch die Holzichlägerungen 


mit jubjumirt; allerdings fünnen auch noch andere Angriffe auf den Wald 


erfolgen, durch welche die fernere Holzzucht den obangeführten Eventualitäten aus: | 


gejeßt wird. Denn bezüglich diejer Gejetesftelle bejagt die Verordnung des Ackerbau: 
minifteriums vom 3. Juli 1873, 3. 6958: 
„Waldverwültungen. $ 5. Mit bejonderer Strenge haben die politifchen 


Dezirksbehörden den Waldverwültungen entgegen zu treten. Da übrigens eine 


Waldverwültung jelten plößlich oder durd) eine einzige culturwidrige Handlung 
entjteht, jondern meijtens durch fortgefeßte übermäßige Ausnüßung des Holzes 
und Bloßlegung des Bodens, durch zu vieles und nicht zeitgemäßes Streugewinnen, 
Grasmähen, BVieheinweiden, Harzjammeln u. dgl. nach und nach herbeigeführt 
wird, jo muß der Waldbejiger auch dahin überwacht werden, daß er fich feine 
den Grnndfägen einer guten Waldwirthichaft und den Anordnungen des Forit- 


gejetzes zumiderlaufende Behandlung und Ausnügung feines Waldes erlaube, In 


diejer Beziehung hat zunächit der Iandesfürftliche Forfttechnifer wegen thunlicher 
Bejeitigung jolcher Webelftände fich mit dem Waldeigenthümer oder defjen Forit- 
perjonale, jowie mit dem etwa dabei betheiligten Servitutsberechtigten in das 
Einvernehmen zu jeßen. Die politifchen Behörden werden dafür verantwortlich 


gemacht, daß bei wahrgenommenen oder angezeigten Fällen von Waldverwüftungen 


die im $ 4 des Forjtgejeßes vorgezeichnete Amtshandlung mit allem Nachdrude 
durchgeführt umd zugleich die zum Schute des Waldbeftandes erforderlichen Maß- 
nahmen ohne Verzug getroffen, und Hinfichtlich des genauen Vollzuges überwacht 
werden. Die aus Anlaß vorgefommener Waldverwüftungen von den Behörden 
getroffenen Abhilfsmaßregeln find in dem im S 4 für Aufforftungen vorgejchrie- 
benen Vormerfe in Evidenz zu halten." 
3 frägt fi num, wie diefe obbezeichnete Schlägerung beichaffen fein 
muß, damit durch fie die fernere Holzzucht gefährdet oder unmöglich gemacht 
werde. 19 
Wenn man bedenkt, daß uns bei fahlem Abtrieb eines Waldes oder bei 
jeiner Plenterung jtetS die fünftliche Verjüngung, fei es durch) Saat oder Pflanzung 
zur Verfügung fteht, jo folgt daraus, daß eine Schlägerung, die gegen den & A 
verjtoßen joll, derart bejchaffen jein muß, daß, wenn auch auf dem Schlage 
(Plenterjchlage) eine natürliche Verjüngung feitens des Beltandes eintreten fünnte, 
dieje doch im ihrem Entjtchen und Beftehen gefährdet fein muß, oder aber es 
muß dieje Schlägerung (Kahljchlägerung) derart fein, daß auf eine natürliche 
Derjüngung gar nicht mehr veflectirt werden Kann, und daß auch die Fünft- 
liche Berjüngung in ihrer Durchführung gefährdet oder überhaupt total ım- 
möglich tft. 


Eine Holzichlägerung ift alfo dann eine Waldverwüftung im Sinne des 


5 4, wenn fie den Waldboden derart gefährdet, daß die Verfüngung faum oder 
gar nicht möglich ift, gleichgiltig ob dieje Schlägerung nun eine Blenterung oder 
eine Kahljchlägerung ift. | 
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E3 frägt fich nun, in welchem Terrain folche Fälle eintreten fünnen. 

Stellt man dem Flachlande das Hochgebirge entgegen und beginnt man 
bei erjterem, jo wird man bald auf Fälle ftoßen, welche ergeben, daß aud 
in völlig ebenen Lagen die obangeführten Eventualitäten eintreten fünnen. 

Wenn 3. B. in einer wafferlojen, weitgejtreeften Ebene, die eine faum 
nennenswerthe Erdichicht aufweit, welche fchwache Erdfchicht auf einem jehotterigen 


 Untergrunde lagert, eine große, breite Flächen umfasfende Kahlichlägerung geführt 


wird, jo kann diejelbe thatfächlich derart fein, daß die fernere Holzzucht auf diejer Fläche 
gefährdet wird. Denn während fchmale Schlagftreifen von Nachbarwalde noch) 
Schatten und Samen empfingen, find weitgedehnte Schläge der vollen Anfolation 
und damit der übermäßigen Austrodnung der Erde, der VBerdorrung der Pflanzen ıc. 
ausgejekt. 

Eine jolche Schlägerung involirt unbedingt die Gefährdung der ferneren 
Holzzucht. Sie involvirt aber zum wenigften diefe Gefährdung, fie fanın auch zu 
einer Unmöglichmachung führen. Der Grad der Gefährdung, deffen Superlativ, 
möchte ich jagen, die Unmöglichmachung ift, fanıı eben ein jehr verjchtedenartiger 
jein und wird dem Object nach durch die weitere Behandlung bedingt, die diejes 
erfährt, dem Subject nad) durch die Art, durch die Sndividualität zc. des Befiters.1? 
eititehend ijt bei dev Sache immer das, daß eine Gefährdung vorliegt; ob eine 
Unmöglihmachung eintreten wird, läßt fich momentan nicht immer behaupten und 
an auch nicht trafen; ob die Unmöglichmachung eintritt, Iehrt oft erjt die 
Yukunft. 

Der Grad der Gefährdung ift alfo etwas VBariables und fan fo weit 


 vorrüden, daß eine Unmöglichmachung eintritt, ein Beweis, daß die Grenze zwijchen 


den Vorgange, der die fernere Holzzucht gefährdet und jenem, der fie unmöglich 
macht, eine umfichere und fchwanfende ift. 

„su diejer Variabilität des Grades der Gefährdumg liegt aber für die Praxis 
eine Schwierigkeit der Strafbemeffung, ja, e8 fann die Sache ziemlich complicirt 
werden, indem manchmal ein — allerdings nur jcheinbarer — Urtheilsconflict 
entjteht, wie Nachitehendes zeigt. 

Wird ein jolcher ungejeglicher Schlag von einem armen Bauer oder von 
einem begüterten Grumdbefiger, etwa von einem Gutsbefiter, geführt, fo bedingt 
die grage nach dem Befizer einen bei der Abftrafung ganz wejentlich in die 
Wagichale fallenden Umftand. Der Bauer hat zırmeilt die Nothlage und den 
Mangel an gntelligenz für fich, Hingegen den Mangel an Geldmitteln und zumeijt 
au den Mangel an gutem Willen für die Wiederaufforftung gegen fich; der 
Sutsbefiger aber hat die reicheren Geldmittel als etwas fir fich, das den 
begangenen Schaden zuverfichtlicher parallelifiren läßt, während die bei ihm vor- 
Handene höhere „sntelligenz das begangene Delict dejto ftrafwürdiger erjcheinen 
läßt. AndererjeitS fann aber diefe Schlägerung bei dem armen Bauer feinerzeit 
die Unmöglichmachung der ferneren Holzzucht bedingen, während fie beim Guts$- 
bejiger nur zur Gefährdung führt, weil die reicheren Geldmittel des Gutsbefigers 


der Behörde es leichter machen, die Wiederaufforftung in entjprechender und vajcher 


Weife zır erzwingen. 

Allerdings {ft in emem folchen Falle der Urtheilsconflict nur ein fchein- 
barer, und jollte für den intelligenteren Waldbefiter, der die Folgen einer forft- 
gejegwidrigen Waldbehandlung leichter einjehen und fich ausmalen fanı, die Strafe 
eine größere jein, al$ für den geijtig Schwächer ausgejtatteten Bauer. 

Es fünnen aber auch Holzjchlägerungen in ebenen Lagen ftattfinden, wo 
die Bodenverhältniffe jeheinbar nicht fo augenfällig fchlecht liegen, wie in dem 
erjtangeführten Falle. Dies fommt 3. B. namentlich in jenen Wäldern vor, wo 
eine zwar frifche, aber doch jehr fehwache Humusfchicht dolomitifchem Kalf 


auflagert, der in Form von Steinen und Blöcen den Untergrund bildet. 
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Man findet jolche Verhältniffe weniger im Flachlande, als vielmehr im 
Hochgebirge, und zwar in den Thal» und Hügellagen unferer Alpen und Vor- 
alpen. Bei den gejchilderten Bodenverhältniffen werden die Rahlichlägerungen dort 
jelbjt in vollfommen ebenen Lagen die Urjachen vollitändiger VBerfaritungen,!® indem 
der Sonnenbrand jolche Humuspartien jehr rajch jtaubig geitaltet und der Negen fie 
dann von den Steinen herabwäfcht; nod) rajcher geht dies, wenn der Waldbefiter 
auf die unjelige “dee fommt, den Abraum auf diefen Flächen abzubrennen. Su 
jolchen Lagen Föünnen derartige Vorgänge, wie fehon bemerkt, zur vollfommenen 
Berfarjtung der font ebenen und fcheinbar günjtigen Waldflächen führen. 

Sit der Boden in ebenen Lagen Zlugfand, jo gejtaltet jich die Sache für den 
Forjtfrevfer viel jchlimmer.!? Asch hier wird die fernere Holzzucht nicht nur leicht 
gefährdet, jondern auch oft thatjächlich unmöglich oder nahezu unmöglich gemacht. 
Aber für diefen jcharf ausgefprochenen Yal unfinnigen Vorgehens hat das Gefet 
einen anderen Paragraph und eine andere Strafe bereit, denn in diefem Falle 
handelt es jid) um einen Boden, der bei gänzlicher Bloßlegung in breiter Fläche leicht 
fliegend wird, jo daß aljo diejes Delict bereits unter den $ 6 des Forjtgejeßes fällt. 

Man jieht daher, daß es Berhältniffe gibt, wo ein Uebergehen des forftlichen 
Thatbejtandes aus dem S 4 in den S 6 eintritt. Denn wenn aud) das vor- 
harakterifirte Delict unbeftritten unter den S 6 fubjumirt und feine Bejtrafung 
nach dem $ 8 mit 20 biS 200 fl. erfolgen muß, jo fann doch auch nicht ge- 
leugnet werden, daß diefe Art der Holzichlägerung einer derartigen Waldbehandlung 
gleichfommt, durch welche die fernere Holazucht augenscheinlich gefährdet oder unmöglich 
gemacht werden Tann. Wenn aber dejfenungeachtet die Abjtrafung nach S 6 erfolgt, 
jo hat dies darin jeine Urjache, weil der Tenor des $ 6 die Subfumirung der 
conftatirten ungejeßlichen Schlägerung unter diejen Paragraph erfordert und weil 
das Strafausmaß für den S 6 gewiß höher ilt, alg beim $ 4. Denn, wenn nad) 
dem $ 4 die Strafe mit dem höchiten Ausmaß, d. i. 5 fl. pro 60a bemeffen 
würde — lediglich Gefährdung der Holzzucht vorausgejest — jo müßte der 
Detreffende 24 ra (40 X 60 «), bei Unterjtellung des niedrigiten Strafausmaßes, 
aljo 1 fl. pro 60 «, aber jogar 120 ra devaftirt haben, um in die Strafe von 
200 fl. zır verfallen, während doch jchon oft Flächen unter 24 ra im Flugjandgebiet 
eine Marimalitrafe von 200 fl. verdienen. 

Das früher erwähnte juccejfive Uebergehen des S A in die SS 6 md 7 
findet, wenn man ji Schon jo ausdrücden darf, defto häufiger ftatt, je mehr man 
aus dem Flachlande ins Hochgebirge emporfteigt. Die Hügelgelände werden, Boden- 
verhältniffe vorausgejett, wie wir fie im Borhergehenden in den zwei erften 
Erempeln beijpielsweife angeführt haben, noch immer der ungefeslichen Holz- 
\hlägerung den Stempel des 5 4 aufdrüden und der zu beftrafende Fall wird 
fich leicht unter die Textirung des $ 4 bringen laffen, während er fich in diefem 
Zerrain zumetjt noch nicht unter den S 7 fubjumiren läßt. 

sm den tiefer abwärts in den Thälern gelegenen Waldpartien, rejpective 
Geländen des Hochgebirges, wird dies namentlich dort zutreffen, wo auf die 
Kahllegung des bodenarmen, aber fteinreichen Waldgrundes das „Branden"?' zum 
Bwede der Herftellung einer vorübergehenden Weide, der gewöhnlich auch noch der 
bodenlocernde 1= bi8 2jährige Fruchtbau vorangeht, folgt. Aber hier ift die Grenze 
zwiichen dem Zhatbejtand, der unter den $ 4 umd jenem, der unter den $ 7 
jubjumirt, in der Praxis fchon eine fehr jchmale, ja, wenn man offen fein will, 
oft eine jogar jehr unfichere. 

Prüft man den Wortlaut des $ 7 nämlich näher, jo findet man dort das 
Wort „Abrutichungen”.?! 

Diejes Wort tft, wenn man die Anwendimg des S 7 auf concrete Fälle 
draußen im Walde fritifch prüft, infofern unglücklich gewählt, als es nicht alles 
jagt, waS e3 jagen will. Abrutichungen, aljo Erdabfisungen, fommen zwar jelbit- 


RE DE 


verftändlich im Waldlande dor, aber fie fommen zumeijt nicht oft vor und find 
dann nicht immer die Folge einer Abholzung. Sie fünnen z. B. in einem aud) 
vollfommen unberührten Walde durch unterivdiiche Quellen bedingt werden oder 
wenn fich in einem Gebirgszuge Nunjen und Ninnen durch Negen- und Gewitter- 
fatajtrophen bilden, die, indem fie entjtehen, die Gebirgsiehnen ihres Zujfammen- 
Hanges oder ihres Fußes berauben. So fan e8 alfo auch zu einer Erdabrutichung 
ohne jeder Schlägerung fommen. AndererjeitS können Erdriffe in Schußmwäldern 
vorkommen, welche zur Abrutjchung hinneigen und bei denen eine vorjichtige Kahl- 
holzung geboten ift, damit das Erdreich entlaftet und das Weitergreifen der Erd- 
viffe verhindert werde, woran fich allerdings fofort die Berajung und Anzucht 
eines Niederwaldes Schließen muß. - 

Das Gejeß wollte augenjcheinlich mehr jagen, al8 e3 jagt, wenn es den 
Ausdrud „Abrutfchungen" gebraucht. Sm der Praxis der politiichen Behörden 
eriter Inftanz al3 anflagender und ftrafender Behörden und oft auch in der Ent- 
cheidungspraxis der höheren Anftanzen wird diefer Ausdrud jo interpretirt, als 
ob hinter ihm noch) die zwei Wörtchen „oder Abjchwenmungen“ jtünden. Auch in 
der Negierungsvorlage zur Einführung eines neuen Forftgejetses ilt diefem Umftande 
feiner Zeit Rechnung getragen worden, denn diefe Vorlage jpricht bei dem Lapitel 
über die Waldungen, die einer beionderen Borficht bedürfen, und die fie ausdrücd- 
lich „Schonwälder" nennt, im S 9 von einem Boden „deifen Abjchwenmung 
oder Abrutiehung zu befürchten tjt”.”” 

Man fieht aber daraus, daß, wenn man von diefen Gefichtspunften aus- 
geht, die Holzjchlägerung, die im Flachlande, überhaupt in ebenen Lagen — jelbit 
im Gebirge — nod) unter den S 4 fubjumirte, im Gebirge am jteilen Hange 
ihon unter den S 7 zu Stehen kommt. 

Man fann daher jagen, daß der Uebergang vom SA in den $S 7 in unjeren 
Fällen dur) den Neigungswintel des ZTerrains bedingt wird. 

Wo aber die Grenze liegt, läßt fich theoretijch nicht feititellen, Jondern nur 
aus dem einzelnen Falle in der Praxis ableiten. Wohl muß aber im Auge behalten 
werden, daß in vielen — wenn auch nicht in allen — Füllen, in denen wir die 
Behauptung aufitellen fünnen, daß an dem Gebirgshange Abjchwemmungen zu 
befürchten find, infolge diefer Vorgänge auf dem fraglichen Schlage auch fehon die 
fernere Holzzucht gefährdet oder gänzlich unmöglich gemacht erjcheint. ES jchließt 
aljo in jolchen Fällen diefe Stelle des S 7 fchon an und für ji) den SA in 
ic ein. | 

Diejer Umstand wird wieder, wo es jich nicht um extreme, aljo jehon jcharf 
ausgefprochene, fondern — ich möchte jagen — um Uebergangsfälle handelt, der 
Rechtsiprechung in Bezug auf die Bejtimmung des Strafausmaßes gewifje Schwierig- 
feiten bereiten, und zwar namentlic) dann, wenn es fich um „Fülle von unter- 
geordneter Bedeutung, alfo um Fleine Flächen handelt. 

&o 53. DB. widerjtrebt es gewiß dem Billigfeitsgefühl bei einer Jläche von 
nur 60a, welcher Fläche die Kriterien des S 7 zukommen, bereit3 eine Strafe 
von 20 fl. zu verhängen. 

Schon diefer Fall fpricht dafür, daß die Feitfegung einer Strafjumme, wie 
fie im S 8 ohne Nückficht auf die Größe der Schlagfläche firirt wird, nicht immer 
das Nichtige trifft. Hier werden leicht Eleine Flächen mit zu großen Strafen 
belegt, während andererjeits, wie wir jpäter zeigen werden, übergroße Flächen mit 
dem Maximalpönale von 200 fl. viel zu wenig empfindlich getroffen werden umd 
fo fieht man, daß die im $ 8 normirten Strafen nur in — ich möchte jagen — 
mittleren Fällen, welche die Extreme „zu groß“ und „zu flein” vermeiden, das 
Richtige treffen. 

Stellt man fich unter der Suppofition, daß es fich nur nm eine Gefährdung 
der ferneren Holzzucht handelt, im Sinne des S 4 die folgende Tabelle zujammen, 


nn. 


fo ergibt fich ein nicht umintereffanter Vergleich aus ihr, welche Flächengrößen 
des S 4 der Mintmalftrafe des S$ 8 pro 20 fl. entjprechen. 
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Wie geftaltet fich aber num die Sache, wenn der dünne Humusboden dem 
Schotter» und Felswerfe höherer Yagen aufliegt und durch eine Kahlichlägerung 
oder übermäßige Plenterung plögßlich den Atmofphärilien ausgeliefert wird, die 
‚släche aber jehr jchwach geneigt oder gar eben ijt? 

Auch da genügen ja oft ein oder mehrere tüchtige Negengüffe oder Hoch- 
wetter, um den Humus vollfommen zu verwajchen. 

Wir finden diefen Vorgang in unferen Alpenländern jehr häufig. Es find 
oft Fichten-, Yärchen- und Zirbenbeftände, die jchon jehr hoch, aber noc) Feines- 
wegs „am oberen Hande der Waldvegetation” liegen umd die „gejchiwendet” werden, 
um Weide zır gewinnen. | 

zur folche Yagen läßt fich oft weder der S 6 noch der $ 7 anwenden, 
weil der Wald zwar fchon jehr hoch, aber weder in jehr jchroffer Yage, noch) am 
oberen Nande der Waldvegetation, noch an einem Gebirgsabhange liegt, wo Ab- 
rutscehungen zu befürchten find.?? 

sn diefem Falle fann — im forjtpolizeilichen Sinne — nur von einer 
Gefährdung oder Unmöglichmachung der ferneren Holzzucht gefprochen, alfo nur 
der S 4 angewendet werden, während diefer Vorgang thatlächlich eine fo fehwere 
Schädigung des Dbjectes und oft feiner felbjt weiteren Umgebung bedingt, daß 
die Abftrafung entjchieden unter ein höheres Strafausmaß fallen jollte. 

Erjt in dem Momente, in dem diefer. Terrainftreifen in die Region 
des „oberen Nandes der Waldvegetation” rückt, tritt die höhere Strafbarfeit 
Br N e3 jih dann um die Kahlichlägerung eines Schugwaldes nach S 6 
yanpelt. 

sm diefem Falle entfernt fich aljo das Strafdelict umfomehr vom $ 4 
und geht umjomehr in den S 6 über, je größer die Elevation des gejchädigten 
Dbjectes it. 

Man jieht aus den obigen Beifpielen, daß 

1. die forjtgejetswidrigen Holzichlägerungen in ebenen Lagen — abgejehen 
von jolhen, welche unter den $ 5 jubjumiren — zumeift unter den. $ 4 und 
nur ausnahmswerje unter den $ 6 fallen und daß ihnen unter bejtimmten Voraus- 
PER jelbjt im Hochgebirge ausjchließlich der Charakter der „Waldverwüjtung “ 
zufommt; 5 
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2. die forjtgefeswidrigen Holzichlägerungen, die in den Tieflagen unter den 
S 4 fallen, im ©ebirge fuccejive in die SS 6 und 7 übergehen fünnen, wobei 
der Uebergang in den S 6 durch die Elevation, der Uebergang in den $ 7 durch 
die Spuehination bedingt wird, 

Wie geftaltet ji) nun die Sache, wenn es fich um ausgejprochene Ver- 
legungen der SS 6 und 7 des Forftgejeßes handelt? 

Die Durchführungsvperordnung, welche das Acerbauminifterium unter dem 
3. suli 1873, 3. 69583, herausgab und welche die genauere Handhabung des 
Forjtgejeßses 2c. betrifft, nennt ausdrücklich jene Waldungen, welche unter die SS 6 
und 7 fallen, „Schußwaldungen".?* 

Sie bejagt diesbezüglich: 

„Ss 6. Schußwaldungen. ES tft ein bejonderes Augenmerk darauf zu richten, 
daß bei jeder fich darbietenden geeigneten dienftlichen Gelegenheit jene Waldungen 
oder Waldtheile, welche im Sinne der SS 6 ımd 7 des Forftgejeßes bleibend als 
Schußwaldungen anzufehen und in der in diefen VBaragraphen vorgeschriebenen Weife 
zu bewirthichaften find, ermittelt werden. 

Dei Wahrnehmung einer den Beitimmungen des Gejeßes nicht entjprechenden 
DBewirthichäftung folcher Waldungen ift die im $ 23 des Forftgejeßes vorgezeichnete 
Amntshandlung jchleunigit durchzuführen. 

Dei den diesfälligen Erhebungen jind die Umjtände genau zu erforfchen 
und zıt begründen, welche diefen Waldungen die Eignung als Schußwaldungen 
geben. | 

sn dem Erfenntniffe, in welchem die Waldungen oder Waldtheile als 
Schubwaldungen erklärt werden, find diejelben Hinfichtlich ihrer Grenzen, fowie 
die einzuhaltende Waldbehandlung genau feitzuftellen, und find zugleich die 
Borfehrungen wegen einer etwa einzuleitenden bejonderen Weberwachung des 
Bollzuges zu treffen, in welchem alle den mit diefer Weberwachung zu be- 
tranenden gndividuen eine Abjchrift des rechtskräftigen Erfenntniffes mitzu- 
theilen tit. | 

Sn analoger Anwendung der Beltimmung des $ 19 des Tyorjtgejeßes 
über die Bannwaldungen fünnen folche gndividuen befonders in Eid und Pflicht 
genommen werden. 10 

Wird von den Betheiligten das Anjuchen gejtellt, daß Waldungen oder 
Waldtheile, welche auf Grund eines früheren Erfenntniffes als Schußwaldungen 
erflärt worden find, mit Nüdjicht auf die geänderten DBerhältniffe aus diejer 
Kategorie ausgejchteden werden, jo fanın dies nur wieder auf Grund einer nad) 
$ 20 des Forjtgejeßes durchzuführenden Erhebung und nur bei gehörig nad)- 
gewiejener Zurläjligkeit einer folchen Ausjcheidung gejchehen. | 

Die Schußwaldungen find bei jeder politischen Bezirfsbehörde in einem 
Ausweile...... in Evidenz zu halten“. 

Das Forjtgejeß fennt die Bezeichnung „Schußwald“ nicht; fie wurde, wie |chon 
bemerft, eben erjt durch die vorjtehend angeführte Minifterialverordnung eingeführt, 
feineswegs aber erjt gejchaffen. Sie verdankt ihren Urfjprung dem vor nahezu 
100 Sahren erfolgten Uebergange vom Plenter- zum Kahlichlagbetrieb und den 
Dabei oft zu Tage getretenen verhängnigvollen Folgen diejer Kahlhiebe. Die forjt- 
liche Wilfenschaft war es, weldde die „Schutwälder" unter den Schuß des Ver- 
jtändniffes und des Wifjens Aller ftellen wollte und verlangte, daß diejelben in 
einem BZuftande erhalten werden, der fie fort und fort ihrer Aufgabe entiprechen 
läßt. Aus den Lehrbüchern gingen diefe Säte jchließlich im die forjtliche Gejek- 
gebung über.?° 

Man kann demgemäß, da die SS 6 und 7 ganz bejtimmte Elevationen 
und Neigungen des Terrains und eine beftimmte Bodengqualität ins Auge fallen, 
meinen, daß dieje „Schußwaldungen‘ entweder deshalb jo heißen, weil fie dazu 
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da find, den Boden, auf dem fie, umd die Yage, im der fie jtoden, zu jehügen, 
oder aber deshalb — ımd diefe Deutung hat die hiltorifche Entitehung des 
Namens für fi — weil fie eines ganz bejonderen Schußes durd) das Gejek 
bedürfen. 

De leßtere Deutung lag auc) entjchieden im Sinne jener, welche die DBe- 
zeichnung „Schußwald“ fehufen, beziehungsweie in Theorie, Praxis und Gejeb- 
gebung einführten. Aber das forjtliche und forftlich-juridiiche Publitum hat an 
manchen Orten in das Wort „Schugwald" eine ganz andere Bedeutung hinein- 
gelegt, al3 fie die Schöpfer jenes Wortes umd die obeitirte Minijterialverordnung 
hineingelegt wiffen wollten und hineinlegen. 

Den Anlaß zu diefer Verwechslung gab und gibt der Umjtand, daß das 
Forftgefeg und die obeitirte Meinifterialverordnung auch von „Bannwäldern" 
iprechen.?® 

Diefe ungemein oft vorfonimende Confundirung der Begriffe „Bannwald“ 
und „Schutwald“, auch feitens des fachlichen Publicums, it es jedenfalls, welche 
e8 veranlaßte, daß im Meotivenberichte zum neuen Forjtgejeße?” nachjtehender 
Paffus enthalten war: | 

„Eine befondere Kategorie bilden zunächft jene Wälder, zur derin dauernder 
Erhaltung wegen ihrer fehwierigen Standortsverhältnijfe nicht genügend ijt, Die 
den Wald im Allgemeinen verwültenden Handlungen zu vermeiden oder die DBer- 
jüngungen fo vorzunehmen, wie für. minder fchwierige Berhältniffe al3 Ntegel auf- 
geitellt ift und noch des Näheren aufgejtellt werden wird, vielmehr die Noth- 
wendigfeit bejteht, darüber hinausgehende bejondere Vorjichten einzuhalten. Solche 
schwierige Standortsverhältnifje beftehen z. B. im Flugjfandboden, in einem Boden, 
deffen Abjchwemmung oder Abrutfchung wegen des Neigungswinfel3 oder aus 
anderen Gründen zu befürchten ift ır. |. w. Es handelt fi) mit einem Worte 
um die Kategorie jener Wälder, für welche jchon die SS 6 und 7 des gegen- 
wärtigen Forftgefeßes bejondere Vorfichten anordnen umd welche bisher — faum 
ganz zutreffend — als „Schutwälder” bezeichnet wurden. Zhatfächlich fommen 
fie jowohl in den SS 6 und 7 des dermalen geltenden Yorjtgejebes, als an diejer 
Stelle des Entwurfes nicht als jchuggewährende, jondern als jhußbedürftige 
Wälder in Betracht und es ijt deshalb angemefjener, fie „Schonwälder" zu be- 
nennen, alS die doppeldeutige Bezeichnung „Schußwälder" mit den irrigen Zolge- 
rungen, die hie und da daran gefnüpft wurden, beizubehalten.“ | 

Bei dem Umftande, daß die Bezeichnungen „Schut-" und „Bannwald" — 
wenigjtens den Namen nach — jchon vollfommen ins Volk gedrungen find, ditrfte 
fich die Einführung des neuen Wortes „Schonwald“" anjtatt des Wortes „Schuß- 
wald" jegt wohl nicht mehr alS jo dringend nothwendig darjtellen — der ob- 
citirte Motivenbericht datirt aus dem Kahre 1878 —, umjomehr, al$ durch die 
Einführung eines neuen, dritten Namens leicht eine weitere Verwirrung ent- 
jtehen würde und dies umjo leichter, al3 die Bezeichnung „Schonwald" auch nicht 
ganz das gibt, was fie geben will und zudem an manchen Orten gerne die im 
Sinne des S 10 F.-&. in Schonung gelegten Verjüngungsflächen von der Bepd!- 
ferung derart genannt werden. 

Der Begriff des „Schutwaldes" ijt jedenfalls der, daß es ein Wald ili, 
der „geichont“ werden muß, damit er den Boden, beziehungsweije die Yage, zum 
Bwece der Bodenerhaltung und conjtanten Wiederverjüngung „chüge". 

‘e nachdem man auf das eine oder das andere Wort Gewicht legt, Ffann 
man emen folchen Wald einen „Schonwald” oder einen „Schutwald" nennen. 
Die Schonung des Waldes ift aber nur ein Mittel zur Erreichung des Nejultates, 
das Nefultat diefer Schonung ift aber die Tpntacthaltung oder Verbejjerung der 
Bodenverhältniffe. Solch ein Wald „jchütt" den Boden, darım tft er ein „Schuß- 
wald” ımd muß darum gejchont werden, darum ijt er ein „Schonmwald". Weil 


aber das Wort „Schutwald" den Ziwed diefes Waldes, der Ausdruck „Schon- 
wald“ das Mittel zur Erreichung Ddiejes Ywedes angibt, jo halte ich die Be- 
zeichnung „Schußwald” für die näherliegendere und daher treffendere, wenngleich 
ich nicht verfenne, daß fie nicht ganz einwanpdfret ift. 

Der „Schuswald” ift aljo da, um feinen eigenen Grund und Boden, be- 
ziehungsweije die Yage, wo er jtoct, zu jhügen und zu erhalten; der „Bannwald“ 
it aber dazu da, um, wie das Gejek jagt, „Perjonen, Staats- und Privatgut 
gegen Yawinen, Felsjtürze, Steinjchläge, Gebirgsfchutt, Erdabruticehungen u. dgl.” 
zu Schüßen. Er tft alfo nicht dazu da, um feinen eigenen Grund und Boden, 
auf dem er jtoct, jondern dritte Dinge, die außer ihm liegen, zu jchüßen. 

Der Unterichted zwijchen „Bannwald”" und „Schutßwald" ift nach diejer 
Nıchtung Hin alfo ein vollfommen flarer, jcharfer umd präcijer und nie inein- 
anderfließender; er ijt derart, daß er dem, dem er einmal völlig Klar wurde, 
nicht mehr jchwinden fann. 

Diefe im Borjtehenden verjuchte Charafterifirung der beiden Waldfategorien 
„Schußwald" und „Bannwald” bajirt auf dem HZwede, um defjenthalben beide 
gejchaffen wurden. gm gewiffer Beziehung tft diefer Zwed allerdings ein gemein- 
jamer, injofern beide Waldfategorien Schuß gewähren, nur ijt das Object diejes 
Scutes bet jeder derjelben ein ganz und gar verjchiedenartiges. 

Diejer Umftand nun, daß das jchutgewährende Moment beiden Kategorien 
gemeinjam zufommt, it die Urfache, daß mehrfach der Vorjchlag gemacht wurde, 
diefe beiden Kategorien von Waldungen unter dem Namen „Schutwald” zufammen- 
aufalfen, ein VBorjchlag, dejfen Unannehmbarfeit aber aus dem entwicelten Charafter 
beider Waldfategorien wohl Elar hervorgeht. 


Koch Elarer wird dies, wenn man noch andere Unterjcheidungsmerfmale für 
diefe beiden Waldfategorien jucht. 

Die obangeführte Charafteriftif, die auf dem Wortlaute des Forjtgejeßes 
fußt, möchte ich eine technijch-forjtpolizetliche nennen. ES gibt aber nod) eine 
andere Charafterijtif, die auf dem allgemeinen bürgerlichen Gejete bafirt und die 
auf die Frage der Entjchädigung des Waldbefizers bei Schuß- und Banniwald- 
erflärungen hinüberleitet, und die eine nationalöfonomijch-juridiiche ift. 

Fat man die Wirkjamfeit eines Schutwaldes ins Auge, jo geht diefe 
über den Nahmen, den wir ihr bisher gezogen haben, hinaus. Der Schußwald 
ihütt nämlid) allerdings in erjter Yinie feinen eigenen Boden und feine eigene 
?age, aber indem er dies thut, leitet er auc) der Allgemeinheit Dienite, 

Durch die Erhaltung des Schußwaldes wird für die langjame Abfuhr der 
Hiederichläge, wird für die Vermeidung der DBerjchotterung, Verfandung, für die 
Erhaltung der Baumvegetationsgrenze in ihrer bisherigen Höhe 2c. in der näheren 
und weiteren Umgebung gejorgt. Dies it aljo ein Nuten, den der Schußwald der 
Allgemeinheit gewährt. Würde er jchlecht behandelt, jo würde er dies nicht leijten 
und die Allgemeinheit würde leiden. 

Beim Bannwald tft dies anders; diejer leijtet nichts für die Allgemein- 
heit — eS jet denn, daß er gleichzeitig Schutwald ift — fondern hat nur für 
ein ganz jpectelles Object den nöthigen Schuß zu jchaffen. 

Yun jagt allerdings der S 354 des allgemeinen bürgerlichen Gejeßbuches: 
„US ein Necht betrachtet, ıjt Eigenthum das Befugniß, mit der Subjtanz und den 
Nuntungen einer Sadhe nah Willfür zu jchalten und jeden Anderen davon aus- 
aujchliegen." Aber diefe Beitimmung findet durch den S 364 desjelben Gejetes 
eine Beichränfung, indem diefer Paragraph jagt: „Ueberhaupt findet die Ausübung 
des Eigenthumsrechtes nur injofern ftatt, als dadurch weder in die Nechte eines 
Dritten ein Eingriff gejchieht, noch die in den Gejegen zur Erhaltung und DBe- 
förderung des allgemeinen Wohles vorgejchriebenen Einjchränfungen übertreten 
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werden." Diefe Einfehräntungen legt das Gejeg aber auf, ohne hiefür demjenigen, 
den fie treffen, irgend eine Entjcehändigung zu gewähren. | 

Dem entgegen fagt aber der $ 365 desjelben Gejeßes: 

‚Wenn es das allgemeine Befte erheijcht, muß ein Mitglied des Staates 
gegen eine angemefjene Schadloshaltung jelbit das volljtändige Eigentum einer 
Sache abtreten." 

Damit ift aber für die Beurtheilung der Frage der Entjcehädigung des MWald- 
befitters bei der Erklärung jeines Waldes zum Schuß oder Bannwalde die 
nöthige juridifche — und wohl aud) nationalöfonomifche und moralifche — Grund- 
lage gejchaffen. 

Der Waldbefiter, der einen Schuswald jein eigen nennt, muß ihn ichon 
um diefes Waldes willen an fi) als Schuswald behandeln. Behandelt er ihn 
Schlecht, alfo unwirthichaftlih und forjtgejegwidrig, fo werden fich bald früher, 
bald fpäter Abjcehwemmungen, Abrutjchungen, DVerfarjtungen 2c. einitellen und mit 
der Zeit wird aus dem ertragliefernden Objecte ein ertraglojes. Wenn daher in 
einem Schutwalde gewiffe Nebennugungen, wie zum Beilpiel die Boden- und 
Schneitelftreugewinnung, die Waldweide zc., im Erfenntnißwege ganz eingeitellt, 
die Hauptnugung aber auf den plenterweijen Aushieb ichlagreifen Holzes bejchränft 
wird, friich entjtehende Beitandeslücen jofort aufgeforftet werden müfjen 2c., jo 
fommt alles dies dem Waldbefiter in erjter Linie, der Allgemeinheit jedoch erit 
in zweiter Pinie — und dies bei manchen Objecten nur im ganz ichwachent 
Maße — zumuten. 

Der Waldbefizer ift daher durch die SS 6 und 7 des Forfigejees in jeiner 
Waldwirthichaft in erjter Linie um feiner felbjt, um jeines Objectes willen be- 
ichränft, in zweiter Linie erjt der Allgemeinheit wegen. 

Aus all dem geht aber hervor, daß die SS 6 und 7 des Forfigejeßes auf 
dem $ 364 des allgemeinen bürgerlichen Gejetbuches, die SS 19 und 20 des 
Forjtgejees auf dem $ 365 des allgemeinen bürgerlichen Gejetbuches fußen. 

Daher gebührt dem Befiser des Schukwaldes aus dem Titel des Scdub- 
waldes feine Entfehädigung, wohl aber dem Befiter des Bannwaldes. „sit der 
Schutwald gleichzeitig Bannwald, jo gebührt dem Waldbefiger nur dann wegen 
des gleichzeitigen Bannwaldcharafters eine Entjchädigung, wenn diejer lebtere eine 
größere Beichränfung der Waldwirthichaft bedingt, al3 dies fchon durch den 
Schutwaldcharafter begründet würde. Heberjchreiten aber die Belchränfungen wegen 
dve3 Bannwaldeharafters jene, welche jehon an und für fich durch die SS 6 und 7 
des Forftgejetzes der Bewirthichaftung des Schutwaldes auferlegt werden, nicht, jo 
gebührt dem Waldbefiger aus dem Titel der Bannwalderklärung feine Entfcehädigung.“” 

Diese Momente find demnach wieder wejentliche Beiträge zur Charakterijtif 
der Begriffe „Schutwald" und „Bannwald“. 

Eine weitere Charakterifirung diefer beiden Waldfategorien verjucht und hört 
man oft in der Praxis durch die Aufitellung der Behauptung, daß im Schutwalde 
Holz nur unter befonderen Vorfichten, im Bannwalde jedoch gar feines gejchlagen 
werden darf. 

Das Gefets Fennt diefe Ießstere Art der Bannwaldcharafteriftit gar nicht und 
deutet fie auch nirgends an, denn es fagt nur ganz allgemein: „Die Bannlegung 
befteht in der genauen Vorjchreibung und möglichiten Sicherftellung der erforder- 
(ichen befonderen Waldbehandfung” — es jpricht fich aljo über dag Maß umd 
die Art der Schlägerungsbejchränfung, infolge der Mannigfaltigfeit der Fälle, die 
es alle umfaffen muß, nicht näher aus. Die eingangs erwähnte Art der Banıı- 
waldeharafteriftif liefe aber auf den Ausjpruch Walther’s in Schiller'3 „Zell 
hinaus: „Die Bäume bfuten, wenn man einen Streic daranf führte mit der 
Art"... „Die Bäume jeien gebannt und wer fie jhädige, dem wachje jeine Hand 
heraus zum Grabe.” 
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Aber auch die mehrfach citirte Aderbauminifterialverordnung vom 3. yult 
1873, 3. 6953, fennt confequenter Weife eine joldhe Charakterifirung der Bann- 
waldungen nicht. Sie jagt nur: I 

„S 7. Bannwaldungen. Die im $ 6 in Bezug auf die Ermittelung und 
Ausscheidung der Schutwaldungen gegebenen Vorjchriften finden auch auf die 
Ermittelung und Ausjcheidung jener Waldungen finngemäße Anwendung, für 
welche nach S 19 des Forjtgejeßes eine bejondere Waldbehandlung (Bannlegung) 
vorzufchreiben tit. | 

Die politifche Behörde Hat den Felsjtürzen, Steinjchlägen, Yawinen, Erd- 
abrutjchungen ı. dgl. eine eindringliche Aufmerffamfeit zuzinvenden und vorzujorgen, 
daß die gegen forftichädliche Wirkungen folder VBorfommniffe jehügenden Waldungen 
entiprechend behandelt und erforderlichenfalls nach) $ 19 des „Forjtgejeges von 
Staatswegen in Bann gelegt werden. 

Sm Bezug auf foldhe Waldungen ift nach genauer Erforjchung der Die 
Bannlegung begründenden Umftände (Page und Bejchaffenheit der Waldungen und 
der bedrohten Objecte, bisherige Behandlung der wahrgenommenen Bejchädigungen 
oder Gefährdungen) ıumd nach Einvernehmung der Betheiligten umd der Orts- 
vorftände auf Grund des einzuholenden Gutachtens der Sacdjverjtändigen Die 
befondere Waldbehandlung anzuordnen und die Ueberwadhung des VBollzuges, jei 
8 durch den Waldeigenthümer oder defjen Wirthichaftsperfonale jelbt, jei es dur) 
 Medertragung der Bewirthfchaftung an befondere dafür zur betellende Sndividuen, 
zu verfügen. 

Ein gleicher Vorgang ift zu beobachten, wern die Bannlegung eines Waldes 
auf Grumd der Beitimmung des $ 20 des Forftgefeßes angeregt wird. Dabei 
find zugleich alle zur Herftellung vollfommener Sicherheit nothwendigen mit der 
befonderen Waldbehandlung zu verbindenden Meaßregeln, wie die allfällige Auf- 
forftung, die zeitweilige Einftellung oder Einfchränfung der etwa haftenden Ein- 
forftungen, die Aufführung von Schusmauern, Anlegung von Schutsgräben, die 
Regulirung von Gewäffern ı. dgl. einzuleiten. 

Bei Schon beftehenden älteren Bannwaldungen ift zu erheben, ob die Bann- 
vorjchriften den dermaligen Berhältniffen entfprechen, und find die etiva noth- 
wendigen Nenderungen nach Einverneymung der Betheiligten zu verfügen. 

Die Bannwaldungen find nad) Thunlichfeit durch entfprechende Aufjchriften 
oder Tafeln zu bezeichnen und find... . bei jeder politifchen Bezirtsbehörde ... 
in eine Bormerfung einzutragen." ?° 

Allerdings geschieht es manchmal, daß im Bannwalde fein Holz gejchlagen 
wird, aber vielfach ijt die fyftematiiche Holzuutung Regel. Ab und zu gejchieht 
es jedoch nicht aus Yweden des Ertrages, jondern aus anderen wirthichaft- 
lichen BZwecten, beifpielsweife wegen des Auftretens foritihädlicher Anjeften umd 
namentlich aus Grimden der Waldverjüngung.?! Hierbei läßt man gerne das Holz 
an Ort und Stelle verfaulen. Die Schlägerungen im Bannwalde find aljo, wenn 
fie überhaupt ftattfinden, für diefen mehr minder ertragliefernde Erhaltungsmaß- 
regeln, im Schuswalde Hingegen find fie ertragliefernde Nutsungsmaßregeln.’* 

m Uebrigen ift das Maß der Wirthichaftsbeichränfungen im Bannwalde 
infolge der Bannlegung ein jehr variables.”’ 

So umnterfcheiden 3. B. die „Vorfchriften der politifchen Behörden über 
die Bewirthichaftung der an der Strede Weyer-(Küpfern)-Kottenmann liegenden 
Wälder", 1872 aufgeftellt von den Bezirfshauptmannfchaften Steyr (Oberöfterreich) 
und Piezen und Leoben (Steiermark) für die ehemalige FE. E. priv. Kronprinz 
Audolfs-Bahn, die „strenge” md die „beichräntte” Bannlegung.’! Hiernacd) war die 
„Nrenge Banılegung” vücdfichtlich jener oberhalb der Bahn Tiegenden Waldırngen 
 nothwendig, in welchen durch eine unvorfichtige oder fehlerhafte Bewirthichaftung 
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nicht allein eine Verwilderung umd Berarmung des Bodens, als insbefondere 
eine Xocerung oder Abjchwemmung desjelben zu gemwärtigen ift. 

Bezüglich des WirthichaftSbetriebes in diefen Bannwaldungen ordnete diefe 
„snitruction an, daß diefelben im geregelten Plenterbetriebe zu bewirthfchaften find. 
Dei den gegenwärtig im Hochwaldbetriebe bewirthichafteten Waldungen ift allmählig 
in den geregelten Plenterbetrieb in der Art überzugehen, daß bei den derart vor- 
handenen haubaren und angehend haubaren Beftänden, wo noch fein natürlicher 
Anflug oder Aufihlag vorhanden, mittelft Worbereitungshieb, dem fpäter eine 
Bejfamumgsichlagitellung zu folgen hat, auf die natürliche Verjüngung hinzu- 
wirfen ift. 

Die „beichränfte Bannlegung" war jedoch in jenen oberhalb der Bahn 
gelegenen Waldumgen nothiwendig, in welchen nur durch eine unvorfichtige Holz- 
fällung und Lieferung der Bahnförper fowie der Bahnbetrieb gefährdet wird. 

Daß ein Bannwald gleichzeitig einen jchugwaldartigen Charakter haben fann 
und daß er ihn zumeift hat, ijt felbftverftändlich, aber es muß dies nicht fein. E3 
fan auch Bannwälder in nahezu ebener oder fhwach geneigter Page geben. So 5. B. 
tritt diefer Fall manchmal bei Waldungen ein, die eben oder wenig geneigt find, 
ober denen, von den Feljen und Hängen herab, oft Yawinen abgehen, wobei dieje 
Waldungen einzelnen Häufern, Gehöften, Straßen, Bahnen 2c. vorlagern. Dieje 
Waldungen find in diefem Falle deshalb Bannwaldungen, weil durch fie hindurch) 
die Yawinen das Haus 2c. weit fehwerer erreichen, als wenn der fragliche Wald 
ji nicht jchußgewährend zwifchen Haus und Abhang ftellen würde. 

Ein anderer Fall, der mir bei einem Wildbache vorfam, war der, daf rechts 
und linis von der Mündung diefes Wildbaches, der Muhren zu bringen drohte, 
ji ein Dorf befand. Der Wildbad) fam von weit her hinter dem Dorfe in einem 
Serinne herab, das fich gegen feine Mündung zu immer mehr verflachte, jo daß 
‚er endlich eigentlich jchranfenlos daherfluthete. Dort befand fich nun, den ganzen 
Thalfejjel füllend, auf der nur wenig geneigten Thaljohle ein dichter, jtämmiger, 
jehr gut erwachjener Hochwald, der jchon vor dem Ausbruche diejes Wildbaches 
beitanden haben mußte. Diefer Wald war nun ein Bannwald in optima forma, 
wurde von der Bevölferung als folder auch ftet3 fehr Hoch gehalten und aus 
eigener „snitiative höchft forgfältig behandelt, denn er hielt ftets Steine, Erde umd 
Gerölle, die feinen Boden in den pittoresfeften Arrangements decekten, maljenhaft 
in fi zurüd md jo von dem unten liegenden Dorfe ab. 

AndererjeitS Fan ein Schutwald leicht — ganz oder theilweife — zu einem 
DBannwalde werden und umgekehrt, ein Bannwald, der gleichzeitig jchugwaldartigen 
Charakter zeigt, diejen feinen Bannwaldcharakter verlieren und nur den Schuß- 
waldcharafter beibehalten. 

Der erjtere Fall tritt gerne im Hochgebirge ein, wenn 3. B. eine Straße 
in ein Thal geführt wird, deffen Seiten von Schutwäldern bededt jind. Sn diefem 
Falle nehmen einzelne diefer Wälder, die über der Straße liegen und von diefer direct 
den Hang emporfteigen, infolge diefes Straßenbaues den Bannwaldcharakter an. 
Würde diefe Straße aber aufgelaffen, fo würde ihnen wieder Vediglich der Schuß: 
wealdcharafter zufommen. 

Das Gleiche kann eintreten, wenn am Fuße derartiger, mit Schutwald 
bedecter Hänge Wohn-, Wirthichafts- oder fonftige Gebäude erbaut werden. 

Daraus ergiebt fich, daß jehr oft infolge der wirthichaftlichen oder Verfehrs- 
entwicelung eines Gebietes fich einzelne Schugwaldpartien zu Bannwäldern 
umgejtalten.?6 

Dan fieht aus der obigen Darjtelflung, daß der Begriff eines Bannwaldes 
ein jehr einfacher und mit Worten fehr leicht ausdrückbarer it, und daß es auch 
feinen übermäßigen Schwierigfeiten unterliegt, die Bannwälder in der Natur aus- 
zufcheiden. ES fann fich in concreten Fällen manchmal nur um einzelne Wald- 


partien handeln, über die Zweifel entitehen fünnen, ob fie thatfächlich zum Schute 
des fraglichen Dbjectes beitragen oder nicht; aber bei genauer Beachtung ihrer 
Erpofition, Elevation, ihrer Neigungsperhältniffe und der Linien des jtärkiten 
Falles läßt fi die aufgeworfene Frage doch ftetS Kar und präcije erledigen. 

So 3. B. fünnen faum Zweifel entjtehen, wenn es ji) darum handelt, bei 


‘ einem Gebirgsfeffel, der den Uriprung eines Wildbaches enthält, dejjen bedrohliche 


Wirkfamkeit thunlichit verhindert werden foll, die äußerjten Grenzlinien des Bann- 
waldes zu beitimmen. Da find es im Allgemeinen einfach die Wafferjcheiden, welche 
im großen Ganzen den Kefjel umgeben. 


Handelt es fih um die Zurüdhaltung von Steinjchlägen bei Straßen, 
Bahnen?” 2c., jo hat man ftetsS im Auge zu behalten, daß der Stein, wenn er 
einmal im Kolfen ift und von weit oben herabfommt, von der fnapp ober der 
‚Straße 2c. gelegenen Waldpartie nicht mehr aufgehalten werden wird, in feinem 
rajenden Laufe einfach durch den Wald eine Gaffe durchichlägt und daher, wenn 
auch mit gejchwächter, jo doch immer vernichtender Kraft auf die Straße, Bahn ıc. 
ürzen Tann. 

E3 wird fich aljo ftetS darum handeln, zu verhindern, daß der Stein über- 
haupt abgehe, d. h. man wird genöthigt jein, den Bannwaldgürtel zumetjt fo 
breit zı machen, als gefährliches Terrain überhaupt da tft. Gewiß würde es 
3. DB. in einem jteinreichen, jteilen Hange über einer Bahn nichts nügen, nur 
den unteren Theil des Waldes in Bann zu legen, den oberen aber davon aus= 
zujchließen, weil dann die eventuell gefeßwidrige Behandlung diefer oberen Wald- 
theile jehr leicht Steinmateriale in und durch die untenliegenden Bannwaldpartien 
auf die Bahn bringen fünnte. 

Selbitredend wirfen aber auch da wieder die Breite der LYehne, der Grad 
der Steilheit, das BVBorhandenfein von Terrainabjäßen, die Art des Gejteins 2c. 
ungemein modificirend auf die Sade ein. — | 

Biel jchwieriger, als die Ausfcheidung der Bannwälder in der Natur, ge- 
jtaltet fich in manchen concreten Fällen die Entfcheidung. der Jrage, ob ein ge- 
gebener Wald Schuswald ijt oder nicht. 

Es it felbitverftändlich, daß es in vielen Fällen diesbezüglich Fein Schwanten, 
Aweifeln und Deuteln geben wird, aber es gibt entjchteden auch Fälle, in denen 
derartige Zweifel entftehen können, in denen das Urtheil mehrerer Fachleute nicht 
gleich lauten wird und es ijt gar nichtS Unmögliches, daß jemand, der ängjtlicher 
oder gewiljenhafter oder erfahrungsreicher ift, einen Wald für einen Schugwald 
anfieht, der von einem Anderen dafür noch faum. oder vielleicht gar nicht erkannt 
wird.?® | 

Dies it ein Geftändniß, das jeder offenherzige und mwahrheitsliebende Praf- 
tifer wird aussprechen müfjen und es ijt dies um jo jehwerwiegender, als man 
fi) die Frage aufwerfen muß: wie fann ein Bauer wiffen, ob jein Wald ein 
Schutwald ift oder nicht, wenn jelbjt Fachleute darüber jtreiten Fünnen? 

Die Urfache diefer Unficherheit liegt in erjter Linie in der Zextirung der 
SS 6 und 7 jelbft, in zweiter Linie in dem gegenwärtigen Stande unjerer fach- 
lichen Erfenntniß und in dritter Linie in der Perion des Beurtheilers. 

Weder der 8 6 noch der $ 7 3... find für die Praxis genügend präcis und 
erichöpfend formulirt, eim Mangel, der fi um fo fühlbarer macht, al$ der ein- 
ichlägige $ 6 der oben bereitS mehrfach citirten Minijterial-Berordnung fi) aud) 
nicht weiter mit der technifchen Seite der Frage befaßt. 

Bezeichnungen wie: „hohe Lage”, „oberer Rand der Waldvegetation, be- 
iagen fir die Feftlegung der Schuiwaldausscheidungslinie theoretijch alles, praftijch 
aber zır wenig, ebenfo wie die Bezeichnungen: „ichmaler Streifen", „breite Fläche", 
bezüglich der Bewirthichaftung etwas jehr Dehnbares und Deutbares find.” Lebrigens 
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hätte ich gegen den Kahlabtrieb felbft „Tediglich in jchmalen Streifen” in jchroffer, 


jehr hoher Yage meine ganz entjchiedenen Bedenken. 


Ebenjo wie der $S 6 zu vielen Unficherheiten in der Praxis Anlaß gibt, 


ebenso thut dies der $ 7. : 

Nach diefem find Wälder an ebirgsabhängen, wo Abrutihungen zu be- 
fürchten find, Schutwälber. . 
| Das Urtheil darüber ift num in manchen Fällen ein jehr jchwieriges. 

MWiürde man die Textirung wörtlich, aljo jo nehmen, daß unter dem Worte 
Abrutfchungen nur Abrutjchungen und feine Abjhwenmungen verjtanden würden, 
dan möchte fich die Zahl der behördlich fchon ausgejchiedenen Schugwälder um 
einen.ganz erheblichen Procentjaß verringern. s 

Daß das Erdreich an einem Hange infolge einer Schlägerung plößlich ab- 
rutscht, nämlich im wahren Sinne des Wortes eine Erdabrutjchung ftattfindet, 
fommt — wie ic) fchon früher ausgeführt habe — ab und zu vor, aber es wird 
in den einzelnen concreten Fällen äußerjt jelten möglich jein, daß man mit apo- 
diftifcher Sicherheit wird jagen fünnen oder jagen müfjen: diefes Erdreich Tann 
oder muß abrutjchen, wenn der darauf ftodende Wald abgejchlagen wird.?? 

Anders geftaltet es fich aber mit der Erdabjcehwenmung. Die Folgen jolcher 
jucceffiver oder plößlicher Abjchwenmungen hat man im Hochgebirge überall zur 
Genüge vor Augen. 

Wenn man aber nun für folche Hänge die Möglichfeit, daß die Erde ab- 
geicehwenmt werden fann als Erfennungszeichen dafür nimmt, ob der Wald 
Schutwald ift oder nicht, fo wird man andererfeitS auch bald wieder zugeben 
müffen, daß fich für die Entjcheidung diefer Frage feine allgemeine Directive, Feine 
Formel geben läßt. | 

E3 wird Fälle geben, bei denen man wird fagen fünnen, daß jelbit bei 


vegulärem Negen das Erdreich abgefchwenmt werden fan, es wird aber auch 


wieder Fälle geben, in denen man dies nur für wiederholte, anhaltende und äußerjt 
heftige Negengüffe und Wolfenbrüche wird behaupten fünnen. 

Man fieht daraus, daß man hier nicht nır mit dem Boden, jondern aud 
mit der Qualität und Quantität des Negens zu rechnen hat. Geht alles bis zur 
Wiederbeftodung gut ab, dann gejchieht dem Erdreiche nichts, Fonımt es aber zu 
Efementarfataftrophen, dann it alles verloren! | 

Eine Schlägerung, die mit folchen laren Erwägungen calculiven würde, wäre 
aber ein va banque-Spiel, das ganz unzuläffig ift. Und ebenjo unzuläjfig wäre 
es, fein Urtheil, ob ein gegebener Wald ein Schußwald ijt oder nicht, von dem 
Eintritt einer eventuellen Negen- oder Wafferfataftrophe abhängig zu machen. su 
einen folchen Falle muß und darf lediglich gefragt werden, ob, normale Nieder- 
ichläge vorausgefegt, eine Bodenabjehwemmung ftattfinden fan oder nicht. Wird 
dies bejaht, jo ift fein Zweifel mehr darüber möglich, daß ein Schugwald vor- 
liegt. Bejahen oder verneinen wird aber manchmal gar nicht leicht fein, denn die 
verjchiedenften Berhältniffe wirfen da zufammen: Exrpofition, Art des Bodens, 
Dindigfeit, Stein- ımd Schotterreichtfum, Art der Steineinlagerung und Verthei- 
lung derjelben, Tiefe der Bodendede 2c. 

Ein tiefgrümdiger, fteinfreier Boden, der jehr zufanımenhält, wie 3. B. Yehm- 
boden, wird jelbft bei jehr teilen Böjchungen der Abichwenmmungsgefahr weniger 
unterliegen, denn die Tiefgründigfeit paralyfirt da vieles, wohl aber fommt in 
Frage, ob Samen und junge Pflanzen, fo lange fie nicht tüchtig bewurzelt find, 
doch nicht abgefchwenmmt werden fünnen. Denn nicht überall wird jelbjt ein tief- 
gründiger Yehmboden dafür die Garantie bieten, daß er nicht abgejchwenmmt, 
vejpective feine Abfcehwemmung von traurigen Folgen begleitet würde. sn dem 
Momente, in dem er flahgründig wird, ijt er felbjtredend um jo mehr der Ab- 
Ichwenmungsgefahr ausgejett | | 
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Man muß fich aljo immer bei der Beurtheilung der oben aufgeworfenen 
rage, neben den anderen angeführten Factoren, über die Bodenmächtigfeit fichere‘ 
und für den Durchfchnitt giltige Anhalte verschaffen. Sole find namentlich: noch 
nicht verflachte, aljo neue Erdriefen, Windwürfe zc. Namentlich die letteren liefern 
oft jehr werthvolle Anhalte, die dann jehr gut dazu angethan find, den Aweifler 
zu belehren. | | 

Und während wieder einerfeitS die Unterbrechung des Bodenzufammenhaltes. 
durch  Pejejteine, Schotter 2c. die Bodenabfehwemmung fördern Fann, vermögen 
andererjeit3 aus dem Untergrunde hervorftehende Steine, Feljen 2c. die Abjchwen- 
mung bi zu einen gewiffen Grade zu hemmen. 

Wie man. fieht, find dies alles Fragen, die nur durch die Bodenmechanik 
und auf Grund einer ausgedehnten, tüchtigen Praxis, die auf zahlreichen Be- 
obachtungen fußen muß, richtig beurtheilt und beantwortet werden fünnen. 

smmer muß man aber bei diefen Entjcheidungen auch vor Augen Haben, 
daß durch Schußwalderflärungen die Waldwirthichaft, namentlich die Bauernwald- 
wirthichaft, jehr gehemmt und durch fie oft jeder größere Ertrag aus dem Walde 
unmöglich gemacht wird; fie erfordern daher die größte Gewifjenhaftigfeit.*! 

Die Schutswalderflärungen dürfen daher auf der einen Seite nicht durch 
die Jurcht bejchränft werden, den pecuniären Ertrag der Wälder herabzufeken, 
weil jonft das fragliche Object und oft auch feine Nachbarichaft offenfundigen 
Nachtheilen ausgeliefert würde; fie dürfen aber auch nicht in übertriebener Aengit- 
lichfeit den Bauernjtand unnöthig mit fehr empfindlich demerfbaren wirthichaft- 
lichen Beichränfungen belaften. 

Die Bedenfen, welche gegen die gegenwärtige Faffung der SS 6 und 7 be- 
ftehen und die fich in der Praxis vollfommen berechtigt erwiejen haben, find auch 
die Urjache, daß diefe beiden Baragraphe nad) der Negierungsvorlage zum neuen 
orjtgejege einer wefentlichen Aenderung unterzogen werden follten. Sm $ 9 diefer 
Vorlage hieß e8:1? „Wälder, deren jchwierige Standortsverhältniffe befondere Vor- 
jichten zur Sicherung der Wiederbeftodung des Waldgrundes oder zum Schutze 
ihrer Bejtände gegen Elementargefahren erfordern, 3. B. Wälder auf Flurgjand- 
boden oder auf einem Boden, dejjen Abjchwemmung oder Abrutfhung zu befürchten 
ift, auf Karjtboden, am oberen Nande der Waldvegetation ır. |. w. dürfen nur in 
einer jenen DVorfichten entjprechenden Weije behandelt werden. Die nähere Feft- 
ftellung diejer Waldfategorien und ihrer Behandlung, dann die Beltimmung, in- 
wiefern für jolche Wälder die behördliche Genehmigung von Wirthichaftsplänen 
oder anderen Behelfen der Bewirthichaftung erforderlich ift, erfolgt im Wege. der 
Yandesgejeßgebung.“ 

Diefe von der Vorlage rangebahnte „nähere Feltitellung diefer Waldfate- 
gorien .... im Wege der Pandesgejeßgebung” muß deshalb als ein höchjt erfrei- 
licher Standpunft bezeichnet werden, weil hierdurch der Natur der einzelnen Yänder 
vollfommen Nechnung getragen werden fünnte. Der principielle Fehler der SS 6 
umd 7 des gegenwärtigen Forjtgejeßes: die differentejten VBerhältniffe fämmtlicher 
Yänder, in denen das Foritgejes gilt, unter zwei furze Baragraphe bringen zu 
wollen, wäre dadurch glüclid, ein- für allemal befeitigt. 

Wie Schon früher ausgeführt wurde, ift namentlich fir den Bauer die 
Kenntniß des Umjtandes. ob fein Wald ein Schußmwald ift oder nicht, namentlic) 
in zweifelhaften Sällen, eine jchwierige. ES ift daher. auch eine der eriten Pflichten 
der Forfttechnifer der politiichen Verwaltung ($ 6 der Acerbau-Minifterial-VBer- 
ordnung vom 3. “$uli 1873, 3. 6953) „ein bejonderes Augenmerf darauf zu 
richten, daß bei jeder fich darbietenden geeigneten dienftlichen Gelegenheit jene 
Waldungen oder Waldtheile, welche im Sinne der SS 6 ımd 7 des Forftgeietes 
bleibend al8 Schugwaldungen anzufehen und in der in diefen Paragraphen vor- 
gejchriebenen Weife zu bewirthichaften find, ermittelt werden... . Bet den dieg- 
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fälligen Erhebungen find die Umftände genau zu erforjchen und zu begründen, 
welche diejen Waldungen die Eignung als Schutwaldungen geben.“ 

Seitens der Behörden hält man es aljo aus den oben entwicelten Gründen 
für nöthig, dafür zu jorgen, daß jeder Waldbefiger, wenn er einen Schuwald 
befitt, darauf aufmerffam gemacht werde. Auik 

Die Zahlen des „Statiftiichen Fahrbuches des f. f, Acerbau-Minifteriums 
für 1890" Tiefern diesbezüglich ein intereffantes Material. 

Nacd) diejem Werfe betrug die Fläche der beitehenden Schutwaldungen mit. 
Ende 1890 in: Niederöfterreich 7620, Oberöfterreich 92.498, Salzburg 18.386, 
Zirol und Vorarlberg 132.267, Steiermark 114.900, Kärnten 90.845, Krain 
117.209, Küftenland 37.062, Dalmatien 4749, Böhmen 8050, Mähren 90, 
Schlejien 163, Galizien 21.507, Bufowina 3961, mithin zufammen 649.297 ha, 
Hiervon entfielen auf die Neichsforjte 73.791, auf Gemeindewälder 141.207, auf 
Privatwälder 434.299 na, 

Aus diefen Ziffern erfieht man wohl deutlich, daß: feitens der berufenen 
Organe in Bezug auf die Ausjcheidung der Schuwaldungen eine eifrige Thä- 
tigkeit entwicelt worden ift.43 

Allerdings erjcheint damit die Ausfcheidung aller Schuwälder nod) feineswegs 
finalifirt, weil der Vorgang ein umftändlicher und fchwieriger ift, da das zu diejfen 
Hweden den politischen Behörden zur Verfügung ftehende Berfonal ein zu geringes ift. 

Auch das Verfahren bei der Ermittlung und Nominirung der Wälder diefer 
Kategorie ift ein verfchiedenartiges. Die Praxis fennt zwei Formen: die Scdubß- 
waldeinrathung und die Schugwalderflärung, rejpective das Schußwalderfenntniß. 

‚sa der Einrathung macht die Behörde den Waldhefiker lediglich darauf 
aufmerkjam, daß feitens derjelben der im Erlaffe näher bezeichnete Wald oder 
Waldtheil als Schutwald angefehen wird umd daher feitens des Waldbejiters 
nad) den Weijungen der SS 6 und 7 zu behandeln ift. Sie warnt daher lediglich 
in freundichaftlicher Weife den Waldbefiger, feinen Schutwald gegen die SS 6 
und 7 zu jchlägern, fie gibt ihm aber feine fpeciellen Weifungen bezüglich der 
DBewirthichaftung desjelben und darf fie ihm auch nicht geben, weil dies fonjt 
einem Erfenntniffe gleich käme, fold ein Erfenntniß aber nur auf Grund einer 
commiffionellen Yocalerhebung gefällt werden darf. Darum verweift fie ihn lediglich 
auf den Wortlaut der SS 6 und 7, ohne dabei ein Necursrecht oder eine Recurs- 
frift anzuführen oder einzuräumen. 

Solde Einrathungen bafiren auf den Aufnahmen der Forjtorgane der poli- 
tiichen Behörden gelegentlich der regulären oder jonftigen Dienftreifen und gehen 
diejen behördlichen Einrathungen feine weiteren commiffionellen Erhebungen und 
Verhandlungen voraus, : 


Die zweite Form ift die des Erfenntniffes, der Schußwalderklärung, bezüglich 
welcher der S 6 der obeitirten Minifterialverordnung ausprüdlich jagt: „An dem 
Erfenntnifje, in welchem die Waldungen oder Waldtheile als Schubtwaldungen 
erflärt werden, find diefelben hinfichtlih ihrer Grenzen, fowie die einzuhaltende 
Waldbehandlung genau feitzuftellen und find zugleich die Vorkehrungen wegen 
einer etwa einzitleitenden bejonderen Ueberwadhung des Vollzuges zu treffen, in 
welchem alle den mit diejer Ueberwachung zu betrauenden mdividuien eine Ab- 
Ihrift des rechtsträftigen Erfenntniffes mitzutheilen ift.“ 

Dieje Erfenntniffe, refpective Schuwalderflärungen fußen immer auf einer, 
meilt im Sinne des $ 23 borausgegangenen Commijlion. 

Während nım das Schuswalderfenntnif auf einer joliden, feiten und un 
anfechtbaren Bafis fteht, ift dies bei der Schutwaldeinrathung feineswegs der 
Fall, weil das Vorverfahren, das die Grundlage der Einrathung bildet, entjchieden 
ein juridiich mangelhaftes ift. Die Einrathung ift eben nichts weiter al$ ein Wath; 


fie ift nicht viel mehr, als eine freundfchaftliche Mahnung, aus der fich im großen 
Ganzen, wie die Praxis lehrt, der Bauer leider zumeift jehr wenig macht. 

Es it allerdings ein großer VBortheil für das Forjtitrafverfahren, wenn 
man bei einer nachgewiejenen Forjtgejegübertretung dem Bauer die eigenhändige 
Unterfchrift auf dem Empfangjcheine vorhalten kann, die es bejtätigt, daß er jchon 
viel früher auf den Schußwaldcharafter feines Waldes oder Waldtheiles aufmerkfam 
gemacht wurde, aber es ijt dies wohl einzig und allein für das Strafausmaß 
ausjchlaggebend, indem das Unbeachtetlaffen der behördlichen Mahnung jedenfalls 
eine höhere Strafe vollfommen rechtfertigt. 

Zur die Frage der Strafbarfeit oder Nichtitrafbarfeit im Falle einer Ber- 
leßung der Schußwaldparagraphe ijt e3 aber im concreten alle ganz gleichgiltig, 
ob der Bauer eine Schutmwaldeinrathung, ein Schußwalderfenntniß hatte oder 
nicht. 

Das Forjtgejeg fordert nirgends die Hinausgabe einer Schugwaldeinrathung 
oder gar eines Schutwalderfenntnijjes als Bafis für die Strafbarfeit bei ein- 
getretener Gejeßverlegung. Es ftellt fich lediglich auf den Standpunkt, daß der 
Waldbefiger in der Kenntniß der SS 6 und 7, rejpective des jchußwaldartigen 
Charakters feines Waldes ift, er mag es fein oder nicht, er mag wollen over 
nicht, er mag verjtändigt fein oder nicht. 

Diefer Standpunkt des Yorftgefeges it der aller Gejeße; fie find da und 
müjjen gekannt werden und es it Sache des Einzelnen, fich mit ihnen befannt, 
zu machen. Es ijt dies ein Standpunkt, der juridifch und moralifch unanfechtbar 
ift und der auch hier fejtgehalten und nicht beifeite gejeßt werden darf, weil ja 
jonjt alle jene Itraflos ausgingen, welche bei einer Verlegung der SS 6 und 7 die 
Wohlthat der Nichtfenntniß derjelben, fowie die Wohlthat des Nichterhaltens einer 
Schuswaldeinrathung oder -Erflärung für jich in Anspruch nehmen fünnten und 
auch jelbjtverjtändlic) nehmen würden. 

Sn Anfehung der Wirkung find Erfenntniß und Einrathung dem concereten 
Straffalle gegenüber nach der Nichtung gleich, daß auch ohne ihrem Vorhanden- 
jein bei begangener Uebertretung die Abjtrafung erfolgt. hr Vorhandenjein erhöht 
das Strafausmaß gegenüber jenen Fällen, in denen fie nicht vorhanden find, aber 
ihr Vorhandenjein bedingt nicht diefe Strafe, ihr Nichtvorhandenjein hebt jie nicht 
auf. Wohl aber ijt die Wirkung einer nicht vecurrirbaren Einrathung und eines 
receurrivbaren Erfenntniffes für die Zeit ihres Beitandes, ohne Anjehung eines 
Uebertretungsfalles, deshalb eine Höchit verjchiedenartige, weil die Einrathung 
lediglich freundfchaftlich auf die SS 6 und 7 verweiit, das Erfenntniß aber jchon 
pofitive Bewirthichaftungsporjchriften gibt und eine fürmliche Forjtaufjicht auf 
Koiten des Waldbefiters beitellen zc., aljo in die Wirthfchaft und die pecuniären 
Berhältniffe des Waldbefizers tief einjchneidende Maßnahmen treffen Fann. 

Dadurd) aber hat das Erfenntniß die Bewirthichaftung des fraglichen Sdub- 
waldes mehr in der Hand als die Einrathung. Das Erfenntniß kann eine ‘Perjon 
firiren, welche die Waldwirthichaft in dem Schutswalde conjtant zu controliren 
hat, die dafür und für diefe Waldwirthichaft der Behörde gegenüber verantwortlich 
ilt, weil folche Individuen, wie bei Bannwaldungen, in Eid und Pflicht genommen 
werden fünnen, und durch diefe Maßnahmen Yäßt fich die forjtgejeiwidrige De- 
handlung solcher Waldungen mit Nahdrud und conjequent hintanhalten, aber aud) 
nur dann, wenn folche Verfügungen getroffen find. Werden jte nicht — in der 
einen oder anderen Art — getroffen, dann ijt der Werth eines jolden Erfennt- 
nifjes in Bezug auf den Schuß des Dbjectes gegen Lebergriffe in der Praxis 
nahezu gerade jo groß oder gerade jo gering, wie der einer Einrathung. 

AndererjeitS regelt das Erfenntniß, wenn es an einen Straffall anfnüpft, 
zwangsweife die Waldwirthichaft eines Wirthichaftsbefigers, der dem Sorftgeiete 
nicht gehorchen will und jer dies auch in einer vecht fühlbaren Weife. Dies it 
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begründet, weil der Betreffende durch jeine Uebergriffe bewiejen hat, daß er nicht 
gut — d. h. nicht forjtgejeßmäßig — wirthichaften will oder nicht fan. Solch 
eine koftipielige Aufficht aber einem Waldbefißer aufzuoetroyiren, der gut wirthichaftet, 
wäre höchft ungerecht und für ihn ganz umngerechterweile höchit empfindlich und 
darum fagt der S 6 der obeitirten Minifterialverordnung ausdrücdlich, daß bei 
Amtshandlungen im Sinne der SS 6, 7 und 23 die Vorfehrungen wegen eines 
„etwa“ einzuleitenden, bejonderen Meberwachungspollzuges zu treffen find. Das 
bejagt, daß dort, wo feine Verlegung der SS 6 und 7 vorliegt, zu diefem Mittel 
überhaupt nicht zu greifen, dort, wo fie aber vorliegt, diefer Vorgang lediglich 
auf craffe Fälle zu bejchränfen it. Mean findet auch thatfächlic” in der Praxis 
von diefer Zwangsmaßregel nur in feltenen Fällen Gebrauch gemacht. 

Wir jehen daher, daß die Schußwaldeinrathung und Schußwalderflärung 
für den Waldbefizer ungemein wichtig tft, weil er durch jte über den Schubwald- 
charafter feines Waldes Flar wird, für die Behörde aber fpeciell die Erflärung, 
weil dieje leitere das Object in Bezug auf jeine Bewirthichaftung ihr mehr in 
die Hand gibt, al3 bisher, und ihr geftattet, nachdrüclicher ungejeglichen Angriffen 
vorzubeugen; für die Bemefjung des Strafausmapes aber geben Einrathung und 
Erklärung der Behörde eine wejentliche Directive, beziehungsweife Grundlage. — 

Wie aus dem Vorjtehenden hervorgeht, muß der Behörde daran liegen, dort, 
wo in ihrem Bereiche fi) Schutwälder befinden, durch Erfließung von thunlichit 
viel Erfenntnifjen diefe Schutwälder gegen umgejesliche Angriffe möglichjt zu 
hüßen. | 
Da aber die Erfenntniffe auf Commiffionen zu bafiren haben, diefe aber 
Kojten verurfachen, jo fünnen jich derartige Erfenntniffe nur an commiffionelfe 
Antshandlungen im Sinne des S 23 anjchliegen, deren Koften die Parteien zu 
tragen haben. Dadurch erjceheint aber, da man bet vegulärer, forjtgejeßmäßiger 
Schußwaldbehandfung der Partei feine Commifjion auf ihre Koften auflajten darf, 
die Zahl veritabler Schußwalderflärungen verhältnigmäßig fein. Es find daher 
in den obangeführten Ziffern über Schutwälder jedenfalls mehr Einrathungen als 
Erklärungen vorhanden. 

Um diefem Uebelitande abzuhelfen wirrden verjchiedene Auswege verjucht; 
jo hat 3. D. die fteiermärktiche Statthalterei die Verfügung getroffen, daß die 
Forjttechnifer bei Wahrnehmung von Schutwäldern mit den Befisern nach vor- 
ausgegangener Waldbefichtigung und Berhandlung ein protofollarifches Ueberein- 
fommen, welches jeitens der politiichen Behörde jodann noch der Beftätigung 
bedarf, zu Schließen haben, durch welches die Dewirthichaftung der fraglichen Schut- 
wälder geregelt wird und welches Uebereinfommen jodann die Giltigfeit eines 
Erfenntnifjes hätte. nm Falle aber, als ein folcher Vergleich nicht zu Stande 
fomme, habe der Forfttechni'er auf feine Koften eine reguläre Commiffion bei dem 
betreffenden Waldbefiger abzuhalten und die Behörde jodann auf Grund der Er- 
hebungen ein Schußwalderflärungs-Erfenntniß zu fällen. 

Diefe Borjehrift gründet fich itbrigens auf die SS 7 und 8 der „Beltimmungen 
über die dienftliche Stellung und den Wirfungsfreis des bei der f. f. Statthalterei 
INTRTRBIE beitellten £. E. Forjtinfpectors",t? welche finngemäß auch für die Forft- 
techniker (Forjtinipections-Commiffäre und Adjuncten) der politifchen Verwaltung 
galt und weldhe Beitimmmmgen im wejentlicher Uebereinftimmung für fümmtliche 
Yänder jeiteng der einzelnen Yandesbehörden erfloffen find. - | 

Diefe Paragraphe lauteten: | | 

„Ss 7. Mit Herbeiziehung und Beihilfe der localen Kräfte..... jollen jene 
Waldobjecte ermittelt werden, für welche wegen ihrer Page auf Teichtfliegendem 
Boden, an jchroffen Gehängen oder gefährlichen Gewäffern, am oberen Rande der 
Holzvegetation und am Kamme der Gebirge, jowie zum Schuße gegen verderbliche 
Natırrwirfungen, insbefondere Pawinen, Fels- oder Erdftürze, Erdabrutfchungen, 
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Hochwäffer u. dgl., eine beftimmte Waldbehandlung in den SS 6 und 8 des FHorft- 
gejeßes vorgefchrieben oder eine befondere Waldbehandlung (Bannlegung) nad) 
hessen le Pa er a 

S 8. Mit der Ermittlung der im S 7 bezeichneten Objecte ift zugleich im 
Wege der Verhandlung unter Zuziehung der Detheiligten auf Grund des von der 
politiichen Behörde zur genehmigenden Uebereinfommens, oder wo ein jolches nicht 
erzielt werden fann, auf Grumd der vom Forjtinfpector zur beantragenden politifchen 
Entjeheidung im Smftanzenzuge die beitimmte oder bejondere Waldbehandlung, 
beziehungsweife Aufforftung für die einzelnen Objecte feitzuftellen. . .... “ 

Was die Verzeichniffe betrifft, die feitens der politiichen Behörden über die 
Schiewälder auf Grund der erfloffenen Einrathungen und Erklärungen zu führen 
jind, jo ilt eS wohl eine Hauptjache, daß neben allen bezogenen Acten auch die von 
ven Waldbejizern ımterzeichneten Empfangsjcheine insgefammt vorliegen. Allerdings 
macht fid) in der Praxis oft der Mipitand geltend, daß der eintretende Befik- 
wechjel in dem Waldeigenthum folche Empfangsicheine bis zu einem gewiffen Grade 
ilnforisch macht. Eine nachhaltige Wirkung der Erfenntniffe wäre mur dann 
möglich, wenn diefe Erfenntniffe in den öffentlichen Büchern von amtswegen bor- 
gemerft witrden, weil dann auch bei eingetretenem Bejitwechfel jede Ausrede des 
Waldbejigers auf Unfenntniß grundlos wäre. Nach) der gegenwärtigen Gejeßes- 
lage ift dies aber unzuläffig.* 

Was endlich die Uebertretung der Schußwaldvorjchriften (SS 6, 7) und der 
Dannmmwaldvorfchriften (88 19, 20) betrifft, jo erjcheint fir Uebertretungen bezüglich 
der erjteren Waldfategorie durch den S 8 eine Strafe von 20 bis 200 fl. (ab- 
gejehen von eventuellen Schadenerjüten) feitgefeßt, die aber bei dem Umftande, als 
diefer Paragraph Tediglich bejagt: „Uebertretungen der in den SS 5, 6 und 7 
enthaltenen Anorönungen werden mit 20 bis 200 fl. beftraft", von der Größe - 
de8 amgejeßlichen Schlages leider nicht abhängig ift. Num trifft das Straf- 
minimum von 20 fl. Eleinere Fälle zwar genügend empfindlich umd auch die 
mittelfehweren Fälle finden dadurch, daß das Strafausmaß von 20 bis zur 200 fl. 
gejfeigert werden Fann, ihre genügend nachdrücliche Strafe; bei bedeutenden Fällen 
aber — die zwar allerdings jchon infolge der gegenwärtigen Organifirung des 
Forjtpolizeidienftes in Defterreich feltener vorkommen, aber immerhin möglid) 
ind — trifft die Maximalftrafe per 200 fl. den Schuldigen viel zu fchwach.'6 
Der jchon mehrfach citivte Forjtgefegentwurf firirte im S 69 1it. 9 (S. 20) die 
Strafe für die Nichtbefolgung der Vorfehriften über die Behandlung von Schon- 
wäldern mit nur 100 fl. Allerdings Tann diefer Geldbetrag nach S 70 derjelben 
Vorlage wegen Zahlungsunfähigfeit des Schuldigerfannten in Haft (5 fl. = einen 
Tag) umgewandelt werden. 

Was aber die Beitrafung von Uebertretungen bezüglich der zweiten Wald- 
fategorie betrifft, fo weilt das Foritgejeß diesbezüglich eine entjchiedene Lücke 
auf,” nachdem für dieje Uebertretung überhaupt feine Strafe, weder in einem 
Specialparagraph, noch fonft wo im Forjtgejege vorgejehen ift. Denn indem der 
5 23 des Forftgefeßes auf das Alinen 2 des S 22 verweift, verliert er die all- 
gemeine FYafjung ımd Giltigfeit, weil leßteres Alinea nur die SS 2, 3, 4,5, 6 
anfzählt, die SS 19 md 20 jedoch fortläft. Den politiichen Behörden erübrigt 
daher wohl nichts anderes, als Hebertretungen der Bannwaldvorichriften nach der 
Verordnung der Minifterien des Innern, der sufttiz und der oberiten Bolizei- 
behörde vom 30. September 1857, Nr. 198 N. &. BL ex 1857 abzuftrafen. 
Dieje Gefekesftelle Yautet: „Alle Handlungen oder Unterlaffungen, welche durch 
die beftehenden Gejete oder von den Behörden innerhalb ihres Wirfungskreijes 
erlafjene Verordnungen zwar im Allgemeinen als ftrafbar oder doch aus polizei- 
lichen oder anderen Öffentlichen Nückfichten als gejeßwidrig erflärt find, ohne daß 
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in den darüber erlaffenen Vorjchriften eine beftimmte Strafe dagegen verhängt 
erjcheimt, find, infofern das allgemeine Strafgejeßbuch auf diefelben feine An- 
wendung leidet, mit Geldftrafen von 1 bis 100 fl. oder mit Arreft von 6 Stunden 
bis zu 14 Tagen zu ahnden.” Oder es fann der $ 7 der faijerlichen Verordnung 
vom 20. April 1854, Nr. 96 R. ©. Bl. zur Anwendung gebracht werden, der 
bejagt: „sit im Wirfungskreife der politiichen oder polizeilichen Behörden ein 
Verbot erlafjen worden, jolches mag fi) auf eine einzelne Handlung oder auf 
eine bejtimmte Gattung von Handlungen beziehen, fo haben die betreffenden 
politijchen oder polizeilichen Behörden zur Durchjegung diefer Vorjchrift unmittelbar 
gegen diejenigen, welche das Verbot zu übertreten fuchen, oder in deifen Nicht- 
beachtung verharren, die zum Zwede führenden VBollzugs- und Executionsmittel 
in Anwendung zu bringen, und die für den Fall der Mebertretung oder Widerjek- 
Iichfeit beftimmte oder in Ermangelung einer ausdrücklichen befonderen Strafjanction 
die im & 11 fejtgejete Strafe zu verhängen. Mebertretungen oder Außerachtlaffungen 
folder Verbote unterliegen, wenn dafür nicht ausdrüdlich eine befondere Siraf- 
janction fejtgejegt ijt, der im S 11 bejtimmten Strafe.” (1 bis 100 fl. Geldftrafe 
oder Arreit von 6 Stunden bis 14 Tagen.) 

Der mehrfach citirte Forfigejeßentwurf hat diejem Uebelitande durch Firirung 
einer Gelditrafe bis zu 200 fl. oder Verhängung einer Haft bis zu 40 Tagen 
abzuhelfen verjucht. ($ 69 lit. 5, ©. 20.) — 

Die lette Gruppe ungejeßlicher Holzjchlägerungen im bäuerlichen, fervituts- 
freien Eigenthumswalde bildet die Verlegung des $ 5, alfo jene „Waldbehandlung, 
durch welche der nachbarliche Wald offenbar?” der Gefahr einer Windbefchädigung 
ausgejeßt wird". Sie hängt innerlich mit den SS 4, 6, 7,8, 19 und 20 gar nicht 
zujammen und wenn fie fi) mit ihnen combinirt, fo ift dies ein reiner Zufall, aber 
feine Conjequenz. Zudem jhügen die zuvor aufgeführten Baragraphe den eigenen 
Wald, während der $ 5 den nachbarlichen, aljo den fremden Wald fchükt, durch 
welche Tendenz fich der $ 5 von der Gruppe der früher aufgezählten Paragraphe 
icharf abtrennt.?® 

Die Zahl der Anzeigen, die bezüglich diejes Strafdelictes bei den politifchen 
Behörden eimläuft, ijt eine verhältnißmäßig geringe, und überfteigt die Zahl der 
in der Natur vorkommenden Verleßungen des S 5 jedenfalls die Zahl diefer An- 
zeigen ganz wejentlich. Dies zeigt ich namentlich in den Alpenländern, wo eine 
Strafamtshandlung bezüglich des S 5 zumeift zu den Seltenheiten gehört. Häufiger, 
ja manchmal jogar jehr häufig, find diefe Klagen und Anzeigen im Hügel- und 
Flachlande, daS von vielen Wegen, Straßen 2c. aufgejchloffen ift. 

Die Erklärung hiefür liegt wohl darin, daß in folchen Landestheilen der 
Holzwerth ein viel größerer, der Holzvorrath aber ein viel geringerer ift, als im 
Hochgebirge. Auch fegt durch manche Thäler des Hügellandes und in manchen 
Ebenen nahezu conjtant oder wenigitens zu gewilfen Sfahreszeiten ein fturzgefähr- 
Iicher Wind, der bei umrichtiger Hiebsführung viele Windwürfe und Windbrüche 
bedingt, wodurd die Aufmerkfjamfeit auf ihn und auf gefährliche Anhiebe mehr 
gelenkt wird, als im Hochgebirge, wo eine größere Variabilität der Windrichtungen 
herricht. Endlidy ijt in manchen Alpenländern das Vorhandenfein des $ 5 der 
Devölferung jo gut wie unbelannt, oder diefer Paragraph wird, als zu ummwejentlich 
und „weil die Sache nicht dafür fteht”, von der Bevölkerung lieber ganz fallen 
elajjen. 

a Thatjächlich ift diefe Art der Forjtgefegverlekung eine derjenigen, die milder 
beurtheilt werden Fünnen, weil die Wirfung der Verlegung eine eng locale ift, die 
Allgemeinheit nicht trifft und im Laufe der Zeit vollfonmen verfchwindet.>! 

Zudem ijt die Verfügung des S 5 bezüglich des Windmantels, der in einer 
Breite von 37m jtehen gelafjen werden joll, oft total unausführbar, indem die 
Defiter von langen, jehmalen Barcellen, welch lettere wenig über 37m Breite, ja 
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oft jelbjt nur das oder darımter haben, ihre oft überftändigen PBarcellen gar nicht 
fahljtoclen dürften ımd jo lange warten müßten, „bis der nachbarliche Wald nach 
forjtwirthichaftlichen Grundfägen zur Abholzung gelangt“. 52 

Zudem hat die Belafjung diefes Windmantels oft gar feinen Nuten ge: 
bracht, indem fich derjelbe zu fchmal, zu wenig fturmfelt erwies und felbft dem 
Anprall des Windes zum Opfer fiel, worauf dann dem dahinterliegenden Walde 
das gleiche Yo3 wurde.?? nn Gebirgsgegenden hinwiederum, wo die Holzbringung 
oft mit langen, Eojtjpieligen Niejen erfolgen muß, rentirt, wenn es fich um fchmale 
PBarcellen von nur wenig über 37m Breite handelt, die Anlage der Niefen nicht, 
weil das geringe Plus an Waldland, das über die 37m Breite etwa vorhanden 
it und Fahlgeholzt wird, vielleicht faum die Koften der Niefe deckt. 
| Dieje Bedenken fanden in dem Negierungsentwurfe für das neue Forjtgefet 
thatfächlich dadurch volle Berücjichtigung, daß die gegenwärtige Form des S 5 
ganz fallen gelajjen und durch folgende Tertirung erjeßt werden follte: „Wo durch 
den Kahlhieb eines Waldtheiles der nachbarliche Wald bei der örtlich vorherr- 
Ihenden Windrichtung offenbar der Gefahr einer Windbejchädigung ausgejett wird, 
ijt der Befiter des jchutsgewährenden Beltandes verpflichtet, von dem beabfichtigten 
Anhiebe rechtzeitig jeinem bedrohten Nachbar Meittheilung zu machen und mit 
demjelben die zu ergreifenden Maßregeln und die Reihenfolge der Abtriebe zu ver- 
einbaren oder injoweit eine Einigung nicht erfolgt, die Entjcheidung der politischen 
Behörde einzuholen." ($ 7 des Entwurfes, ©. 4.) Und während jekt die dies- 
bezüglichen Uebertretungen wie UWebertretungen der Schußwaldvorjchriften im Sinne 
des $ 8 mit 20 bis 200 fl. gejtraft werden, ging der Entwurf injofern milder 
vor (S 69 it. 2.) als er jagt: „an Geld bis 200 Gulden”. Er ging alfo aud) 
unter 20 fl. herab. Allerdings jtraft er damit auch „die Unterlafjung der recht- 
zeitigen Meittheilung über den beabfichtigten KRahlabtrieb des fchußgewährenden 
Beitandes", ferner „oder die Nichtbefolgung des in diefer Nichtung vereinbarten, 
oder von der politiichen Behörde bejtimmten Vorganges”. 

Dffenbar ift diefe Textirung eine den Bedürfniffen und Berhältniffen ent- 
jprechendere md gerechtere. — 

Sedenfall® muß bei eventuellen commijjtonellen Straferhebungen auf einen 
Vergleich der Parteien bezüglich des eventuellen Schadenerjaßes hingearbeitet werden. 

Diejes Uebereinfommen bezüglich) der Schadloshaltung fanın nun ein ver- 
Ichtedenartiges fein, indem entweder: 

1. Der holzjchlagende Waldbefiter dem bedrohten Nachbar ein- für allemal 
jofort eine fire Summe zahlt, die ihn für alle Windichäden der Zukunft, mögen 
jie wie immer groß fein, mögen fie eintreten oder nicht, entjchädigt oder 

2. der Schlägerer haftet durch eine beitimmte Reihe von ahren für alle 
Windjchäden im bedrohten Walde, indem er für jeden geworfenen oder gebrochenen 
Stamm pro Feitmeter eine bejtimmte Entjchädigung zahlt. 

Die erite Yorm hat für den Schlägerer die Annehmlichkeit, daß er fich 
jpäter um nichts zu kümmern braucht; für den Bedrohten die, daß er manchmal 
für etwas bezahlt wird, was gar nicht eintritt, welcher Umftand wieder einen 
Nachtheil für den Schlägerer involoirt. Für den Bedrohten hat diefer Zahlungs» 
modus aber manchmal die Unannehmlichkeit, daß er für einen eventuellen fpäteren 
großen Schaden momentan weniger erhält. 

Die zweite Zorm tft die entjchteden gerechtere und natürlichere. AS Haf- 
tungszeit jeitens des Schlägerers muß jener Heitraum zugeltanden werden, der 
nothwendig vertreichen muß, damit der Nachbarbejtand durch die auf der neuen 
Sclagflähe jofort anzurziehende Eultur wieder genügend Schuß erfahre, was bei 
dichterem Derbande und Jorgfältiger Aufforjtung mit Starken Seßlingen, 3. B. 
bei Fichten — je nad) den Standortsverhältniffen — mit 15 bis 20 Jahren voll: 
auf erreicht jein wird. 
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Die Beftimmung der Entfchädigungsjumme pro Teftmeter ift jchon jchwieriger, 
indem der Beichädigte immer auf dem Standpunfte jtehen fann, daß er das Holz 
zur Zeit der Windbejchädigung gar nicht geichlagen, iondern ein höheres Alter 
hätte erreichen Laffen, in welchem alle der Zahlungspflichtige auch den Qualitäts: 
und Quantitätsverluft zu erjeßen hat. Auch it hierbei maßgebend, ob der DBe- 
Schädigte das Holz jelbjt für fich verwendet, ob er «9 hätte ohmedies jchlagen 
müffen oder nicht 2c. | 
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Ueber den Vorgang, den die VBezirfshauptmannfchaften in Bezug auf forjt- 
gejeßwidrige Vorgänge, alfo auch bezüglid) forftgefetswidriger Holzichlägerungen 
einzufchlagen haben, geben die SS 22 (Alinean 2) umd 23 (Alinen 2 und 3) im 
Anfchluffe an die SS 4, 5, 6, 7, 8 (beziehungsweile 2) die nöthigen Directiven. 
Welche Mängel den SS 22 und 23 in Bezug auf eine eventuelle Strafaction 
bezüglich der SS 19 und 20 anhaften, wurde jchon im borausgegangenen Ab- 
ichnitte erwähnt. 

m erfter Linie wird es fich fragen, von wem die Anzeigen wegen ungejeß- 
lichen Holzjchlägerungen ausgehen fünnen.°° 

Nad) dem Wortlaute des S 22, Alinea 2, it zu Anzeigen bei den politijchen 
Behörden jedermann befugt. Diefe Gejetesftelle jest aber ausdrüclich Hinzu: 
„unter Nüclicht auf S 23". 

Der Tenor diefes Hinweifes liegt aber wieder in dem Alinea 3 des S 23, 
welcher befagt, daß die Commijfionskoften von dem wicht jchuldfrei erfannten 
Beanzeigten, bei nichtigen Anzeigen und Anflagen aber von dem hieran Schuld- 
tragenden zu bejtreiten find. 

CS fan alfo jedermann eine Anzeige machen, aber er muß fie) hüten, 
wiffentlich oder umwiffentlich, eine faljche Anzeige zu machen, weil er jonjt die 
Commijfionsfoften jelbjt zu tragen hat. 

So der Praxis erfolgen die Anzeigen über ungejeßliche Holzjchlägerungen: 

1. Bon den Anrainern: 

a) von den bäuerlichen Anrainern, 
b) von den Befitern der angrenzenden oder nahegelegenen Güter oder 
von deren Beamten; I 

2. von öffentlichen Organen; 

3..von den Gejegübertretern jelbit. | 

Die Anzeigen von Seite der Anrainer find eigentlich die jeltenjten. Ein 
Bauer zeigt nicht gern den anderen an, weil er doch mit jeinem Jachbar zumeiit 
befreimdet, oft näher oder weiter verwandt tit, von ihm Dienfte erfährt und ihn 
Dienfte leiftet ze. Wenn es aber doch vorfommt, jo ift es fait immer jo, daß die 
beiden Streittheile fehon von früher her wegen anderer Dinge miteinander auf 
feindlihem Fuße jtanden; nur felten fommt e3 vor, daß jie zu diefer Ferndichaft 
durch die Schlägerung gelangten. Wenig hemmend gegen jolche Anzeigen wirft 
die Anrainerfchaft manchmal dann, wenn der anraimende Holzihlägerer ein DBe- 
figer aus einer anderen entfernteren Semeinde ift, fich in die Gemeinde, aus ver 
die Klage hervorgeht, hineingefauft hat und nicht an Ort und Stelle, Sondern in 
der weiteren Gemeinde wohnt und ohne der Gemeinde, in die er fich hinein- 
gefauft Hat, irgend einen Nuten zu gewähren, im Gegentheile aus diejer Gemeinde 
Nuten zieht oder ziehen will. 

ES handelt fi in folchen Fällen dann zumeift darum, ihm die weitere 
Befiterwerbung in diefer Gemeinde thunlichit farter zu machen, ihn, wie man jagt, 
aus der Gemeinde „wieder herauszubeißen“. 

Bei derartiger Abneigung und Gehäffigfeit wird dann jehr oft jede Art 
foritgefeßwidrigen Vorganges zur Anzeige gebracht, und es ift dabei mm merf- 





ET 


würdig, wie der Anzeiger, der oft feinen eigenen Wald malträtirt, plößlich ein 
höchjt genauer Kenner des Forjtgejeßes und rationeller forjtwirthichaftlicher Grund- 
jäge wird, wobei er fich gern in den Mantel der Anonymität hülft. 

— Bumeift it es nicht fchwer, diejen gelegentlich der Localerhebung zu 
lüften und nicht felten gejchieht es, daß man von Amtswegen dann auch bei dem 
verjteckten Anzeiger etwas zu bemängeln findet. Andererjeits fommt es ab und zu 
vor, daß die zwar anonyme, aber doc jehr durrchfichtige Anzeige des Anrainers, 
der fich mit feinem Nachbar nicht offen verfeinden will, für diefen das einzige 
Mittel ift, feine bedrohten Gründe zc. zur vetten. 

Manchmal allerdings find die Anzeigen der Anrainer ganz offene und dies trifft 
namentlich dann zu, wenn dem nicht jchlägernden Anrainer eine Gefahr durch die 
nachbarliche Schlägerung droht. Dies tritt Hauptjächlich bei jteilen Waldımgen 
wegen der umterliegenden Gründe und Gebäude ein, oder es find die Vertreter 
des Straßenförpers, der Bahn 2c., welche anzeigend auftreten müfjfen und finden 
dann die beanftändeten Schlägerungen zumeijt in fchußwaldartigem Terrain ftatt. 
Auch bei Schlägerungen an Flußläufen kommen manchmal Anzeigen vor, indem 
die Anrainer die Meberfluthung, Verjandung 2c. ihrer Gründe befürchten, wenn die 
Aumwaldung fahl abgetrieben würde. 

AndererjeitS trifft dies oft beim S 5 ein, wenn der jchlägernde Nachbar die 
Delafjung des im „Forftgejege vorgejchriebenen Windmantel$ von 37% unterließ; 
doch ijt die Zahl der Anzeigen in diejer Richtung, wie fchon bemerkt, eine zumeift 
jehr geringe. 

Wo Gutsherrjchaften mit Bauern anrainen, fommt es auch ab umd zu 
zu Anzeigen jeitens des Gutes gegen den anrainenden Dauer, aber troß der 
moralifchen und pecuniären Unabhängigkeit der Gutsherrichaften, fommt dies ver- 
hältnigmäßig jelten vor. Yumeift verhindert das Gutsperjonale, namentlich das 
Schutperjonale, Schlägerungen, die dem Gute jchaden fünnten, indem es die- 
jelben bald wahrnimmt und auf deren Einjtellung auf gütlichem Wege hinarbeitet. 
Deift aber kümmern fich die Gutsherrichaften um nachbarliche gejegwidrige 
Schlägerungen, jofern jie nicht jelber durch fie Schaden erleiden, weiter nicht, 
indem fie Anzeigen, die leicht als Denunciationen aufgefaßt werden, lieber ver- 
meiden. Namentlich dort, wo die Gutsherrichaft das SKagdrecht auf den nachbar- 
lichen bänerlichen Gründen übt, wird wegen der Jagd von folchen Anzeigen gern 
abgejehen, es jet denn, daß durch die Schlägerungen die “Kagd jelbjt gejchädigt 
würde, — 

Die öffentlichen Organe, die zur Anzeige forjtgejeswidriger Vorgänge und 
damit auch forjtgejeswidriger SHolzichlägerungen verpflichtet, beziehlngsweife 
berechtigt find over doch hierzu herbeigezogen werden fünnen, find: 1. die Gendar- 
merie, 2. die Gemeindevorjteher,°° 3. das Forjtperjonale der politischen Ber- 
waltung, beziehungsweije die f. f. delegirten Forftinipectionscommiffäre. >? 

Ueber die Verwendbarkeit und VBerwendungszuläffigfeit der Gendarmerie in 
forjtgejetslichen Dingen herrjchen Feine übereinitimmenden Anjcyauungen. 

Entjcheidend für diefe Frage find das Gendarmeriegejeß vom 25. December 
1894, R.-©.-Bl. Wr. 1 ex 1895, beziehungsweife die Durchführungsverordnung 
des Minijteriums für Yandesvertheidigung vom 20. März 1895, NR.-G.-DH. Wr. 43, 
womit die „organifchen Beitimmungen für die f. f. Gendarmerie”, jowie eine neıte 
Dienftinftruction für diefes Corps erfloffen find. 

Der $ 1 des Sendarmeriegefeßes befagt: „Die £. f. Gendarmerie ijt ein 
militärisch organifirter, zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, Nuhe und 
Sicherheit bejtimmter, einheitlicher Wachkörper.“ 

Weiters bejagt der S 26: „Die gavöhnlichen Dienjtesverrichtungen der 
Gendarmerie jind folgende: 1. Die Ausführung oder Vollendung ftrafbarer Hand- 
lungen, womöglich, dur ihre Dazwijchenfunft zu vereiteln, bereitS begangene 
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Gejetesübertretungen zu ermitteln und anzuzeigen, jowie den Webelthätern jeder Art 
nachzuforschen; 2. alle Mebertreter der Gefee abzumahnen, zur Beitrafung anzu- 
alla De g | 

Weitere Aufjchlüffe gibt die Gendarmerie-Dienftesinftruction, und zwar mit 
Bezug auf das Forftgejeß, im $ 107, der befagt: „nfoferne die Gendarmerie 
dur) das YForftgefeg umd die einzelnen, auf die Yandescultur Bezug habenden, 
über die Schonzeit des Wildes, zum Bogelichuge u. f. w. erlaffenen Gejege zur 
Anzeige der vorkommenden Hebertretungen berufen ift, hat diefelbe im Sinne diefer 
Gejete ein bejonderes Augenmerf auf folche Uebertretungen zu richten. und die- 
jelben der competenten Behörde zur Anzeige zu bringen.“ 

Das Forftgejeg führt num, allerdings nur einmal, und zwar im $ 69, au$- 
drüdlich die Gendarmerie an, indem es jagt: 

„Das Verfahren gegen dieje Mebertretungen ift nicht nur auf Verlangen des 
DBeichädigten oder auf die Anzeige eines zur Aufficht über die Wälder, Felder, 
Weingärten u. dgl. öffentlich von einer Gemeinde oder auch von Privaten be- 
jtellten und amtlich beeideten Beamten oder Dieners (Forftauffichtsperfonale [8 52], 
Feld», Garten-, Weinhüter u. dgl.), ferner eines Beamten oder Diener der allge- 
meinen Sicherheitsbehörden, insbejondere der Gendarmen und Finanzwächter 
einzuleiten umd durchzuführen, fondern auch dann, wenn die politifche Behörde 
auf was immer für eine andere Weife von dem begangenen Forftfrevel Kenntniß 
erhält.“ | 

‚sm S 70 %.-©. heißt e8 dann weiter: „Den genannten Perfonen fteht frei, 
diefe Anzeigen entweder einzelnweife von Fall zu Fall mündlich oder jchriftlich 
oder von Monat zu Monat ...... zu eritatten u. f. mw.“ 

Hierbei find im $ 69 jene Webertretungen gemeint, welche im fünften Ab- 
Ihnitte des Torjtgefeßes (SS 59 bis einschließlich 71) in diverfen Paragraphen 
aufgeführt erjcheinen. 
| Nach dem Wortlaute des S 107 der Gendarmerie-Synftruction wäre daher 

augenscheinlich die Gendarmerie nicht dazu berufen, die den Gegenstand diefer 
Abhandlung bildenden forftgefegwidrigen Holzichlägerungen wahrzunehmen. Dem 
Sinne des Gefeßes und der Jntruction entjpricht e3 aber jedenfalls, wenn fie 
dazır verhalten wird, da fie ja doch fonft auch zur Wahrung des Sagd-, Filcherei-, 
Bogeljchußgejetes 2c. berufen erfcheint. 

sm diefem Sinne fpradhen fich auch die bis in die füngfte Zeit giltigen 
„Deltimmungen über die dienftliche Stellung und den Wirfungsfreis des bei der 
Statthalterei beitellten E. f. Forftinfpectors“ aus, die in den wejentlichen Punkten 
für alle Länder — ausgenommen das Küftenland und Zirol-Vorarlberg — über- 
einjtimmten. 

Der $ 8 diefer Ynftruction fagte nämlich übereinftimmend: „Infoweit die 
Ueberwachung (der Schutwälder, Aufforftungen 2c.) nicht bejondere forjttechntjche 
Kenntniffe erheifcht, fann diefelbe unter entjprechender Arnweifung auch anderen 
an der öffentlichen Aufficht, Gendarmen, Straßenauffehern ze. übertragen 
werden.“ 

Allerdings heißt es in einem früheren, und zwar dem erjten Abfate diejes 
Paragraphen ausdrücklich: „nfoweit dies (die Ueberwachung) mit deren (der 
anderen Organe) jontigen Berufspflichten vereinbarlich ift und mit der erforder- 
lichen Zuftimmung der betreffenden Dienjtherren oder vorgefegten Organe ge- 
ichehen kann." 

Die „Verordnung des Aderbauminifteriums im Einvernehmen mit den 
Minifterien des Fnnern und der Finanzen vom 1. November 1895, betreffend 
das forjttechnifche Perfonale der politifchen Verwaltung”, R.-G.-Bl. Nr. 165 ex 
1895, jowie die „mit Erlaß des Ackerbauminifteriums vom 1. November 1895, 
5. 17838, verlautbarte Jujtruction, betreffend die dienftliche Stellung und den 
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Wirkungstreis des im forjtpolizeilichen Dienfte verwendeten forfttechnifchen 
Perjonales der politiihen Verwaltung“ enthalten diejen oder einen ähnlichen 
Paffus nicht. | 

„sedenfallS findet die Verwendung der Gendarmerie ihren Abfchluß dort, wo 
jpecielle forfttechnifche Kenntniffe gefordert werden. Defjenungeachtet vermag aber 
die Gendarmerie fich auch in forftpolizeilicher Beziehung jehr nüßlich zu machen, 
und zwar bezüglich) unferes Themas fpeciell durch die Ausführung und Ueber: 
wachung von Schlageinjtellungen, ferner durch die Erhebung verjchiedener Um- 
jtände, wie: wer in einem gegebenen Falle der Waldbefier, wer der Holzjchlägerer 
ift, wie die Vertragsbeftimmungen für die Holzjchlägerung lauten, wann diefe 
Holzichlägerung beendet wurde ıc. 

Dei der Bejchaffung folcher Daten vermag die Gendarmerie jehr werthvolfe 
Dienfte zu leiften, weil die Bevölkerung fi) ihr gegenüber viel mehr fcheut, 
lügenhafte Angaben zu machen, al3 z. DB. einem Forjtwarte, einem Gemeinde- 
organe 2c. gegenüber. Bon der richtigen Beantwortung folcher Fragen hängt 
aber oft die Strafbarfeit des Beanzeigten ab, wenn es fich darum handelt, 
zu entjcheiden, ob etwa bereits die Verjährung des Straffalles eingetreten ift 
oder nicht. °° 

Zheilt man der Gendarmerie die in ihrem Nayon erfloffenen Schutwald- 
einrathungen und Schußwalderklärungen mit, fo fann diejelbe gelegentlich ihrer 

Patronillegänge jtetS darüber wachen, daß feine forjtgefeßwidrige Schlägerung in 
 diefen Waldungen jtattfindet. Nach und nach werden einzelne Gendarmen fid 
dann die Yähigfeit erwerben, jcharf ausgeprägte Schugwälder als folche richtig 
anzufprechen und dann auch auf die noch nicht ausgejchiedenen Schußwälder ihr 
Augenmerk richten fünnen. 

Während Schlageinftellungen einen feparaten Gang eventuell erfordern und 
rechtfertigen werden, werden die anderen Erhebungen leicht gelegentlich anderer Ba- 
trouillegänge gepflogen werden fünnen. 

Fedenfalls wird man fie aber hüten müffen, die Gendarmerie wegen forit- 
gejetlicher Angelegenheiten zu jeparaten Gängen zu verhalten, da eine jolche 
Ueberlaftung diefes an und für fich fehr angeftrengten Corps leicht dazu führen 
fünnte, daß feitens der militärischen VBorgefetsten desjelben bei der politifchen Be- 
hörde Verwahrung gegen eine derartige weitere Verwendung eingelegt wird. 

ragen, ob der Boden teil, jteinig, erdarm ijt 2c., furz Fragen, welche 
forfttechnijches Urtheil erfordern und welche dazu bejtimmt erjcheinen, Elarzuftellen, 
ob ein Straffall vorliegt oder nicht, find Schon mit Nejerve zu behandeln, indem 
die Beantwortung derjelben durch die Gendarmerie nur eine beiläufige nformation 
ergeben fann und wird das genauere Detail auf andere Art erhoben werden müfjen. 

Man fieht daraus, daß es zwar recht mißlic) wäre, auf die Beihilfe der 
Gendarmerie ganz verzichten zu mülfen, daß aber ihre Hilfeleiftung auf forft- 
polizeilichem Gebiete wohl nur eine bejchränfte fein fann und in das Gebiet 
forjttechnijchen Wiffens nie hinübergreifen darf. — 

Eine weitere Kategorie öffentlicher Organe, welche die politiiche Behörde mit 
Zug und Necht zur Unterjtügung des Forjtpolizeidienites, und zwar in größeren 
Umfange herbeiziehen fan und herbeiziehen muß, ijt die der Gemeindevorjteher. 

Snwieweit die Gemeinde verpflichtet ift, für die Wahrung des Forjtgejetes 
innerhalb ihres Bereiches jelbjt zu jorgen und inwieweit fie hierzu von der DBe- 
zirkshauptmannschaft herbeigezogen werden fann, geht aus dem &emeindereichs- 
gejeße vom 5. März 1862, R.-©.-Dl. Nr. 18, beziehungsweile aus. den hierauf 
bajirten Gemeindeordnungen für die einzelnen Kronländer hervor. 

Nach) dem Artikel IV des obeitirten NeichSgejeßes ift der Wirfungsfreis 
der Gemeinden ein doppelter, nämlid) a) ein jelbjtjtändiger und b) ein über- 
tragener. 


Der Artifel V jagt: „Der jelbjtitändige, d. ti. derjenige Wirfungsfreis, in 
welchem die Gemeinde mit Beobachtung der bejtehenden Neichs- und Pandesgefete 
nach freier Selbjtbeftimmung anordnen und verfügen fann, umfaßt überhaupt 
alles, was das „yuterejfe der Gememde zumädhjt berührt und innerhalb ihrer 
Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beforgt und direchgeführt werden Fan.” Sodann 
wird die Dejtimmung des eigenen Wirfumgskreifes duch Aufzählung von zwölf 
Pınkten näher jpecialifirt („sun diefem Sinne gehören hierher insbejondere*), 
in welchen Punkten jedoch feinerlei dectdirter Hinweis auf das Forjtgejet ftatt- 
findet. Nur der Punkt 2 jpricht über „die Sorge für die Sicherheit ....... des 
Eigenthums". Dies auf die Sicherheit des Waldeigenthungs angewendet, würde 
bedingen, daß die Gemeinde für diefe im Sinne des fünften Abfchnittes des Forit- 
gejeßes, d. 1. der SS 59 bis 71 zu forgen hat. 

Auch in den Gemeindeordnungen der einzelnen Königreiche und Länder 
findet fich feine Beziehung zum Forftgefeße wörtlich feitgeftelft. 

Ferner jagt diejes KeichSgejeß im Artikel VI: „Den übertragenen Wirfungs- 
freis der Gemeinden, d. 1. die Verpflichtung derjelben zur Mitwirkung für die 
HSwede der öffentlichen Verwaltung beftimmen die allgemeinen Gefete und inner- 
halb derjelben die Yandesgejeße.” | 

Die Gejchäfte des übertragenen Wirfungskreifes der Gemeinde bejorgt der 
Gemeindevorjteher ımd hat fie in der durch das Gejet oder die Behörde vor- 
gezeichneten Weije zu vollziehen. | 

Daß, bafirt auf die obigen Gefekartifel, die Verpflichtung der Gemeinde- 
vorjteher zur Wahrung, beziehungsweife zur Mithilfe bei der Wahrung des Forit- 
gejeges innerhalb ihrer Gemeindegebiete, und zwar im eigenen und übertragenen 
Wirfungskreije, vorliegt, geht aus dem Sinne und der Abficht des Gemeindegejetes 
umd der Gemeindeordnungen hervor. 


Hudem leiten manche Paragraphe diverjer Neichs- und Yandesgejete darauf 


hin. Am deutlichjten Tpracdhen dies die jchon früher citirten „Beftimmungen über 
die dienjtliche Stellung und den Wirfungsfreis des bei der Statthalterei beftellten 
Forjtinipectors” aus. | 

Nach dem S 7 derjelben waren die Schutwälder, devaftirten Wälder, autf- 
forjtungsbedürftigen Flächen, eigenmächtigen Culturummwandfungen mit Heran- 
ziehung und Beihilfe der localen Kräfte, insbefondere der Gemeindevorjteher zu 
ermitteln und hatte nach S 8 diefer Beitimmungen die Ueberwachung 2c. diejer 
Dbjecte den Gemeindevorftehern zc. übertragen zu werden, „infoweit dies mit deren 
jonjtigen Berufspflichten vereinbarlich. tft". 

Dem „Forjtinpector oblag nad) $ 9 die Anregung und thunlichjte Förderung 
aller jener Deaßregeln, welche im Wirfungsfreife der Gemeindevorftehungen Liegen. 

Man jieht daraus, daß das Gefek die eifrige Theilnahme der Gemeinde- 
vorfteher in forjtgefeßlichen Dingen von diefen geradezu forderte und es ift damit 
ausgejprochen, daß diejelben zur Anzeige forftgejeßwidriger Holzichlägerungen nicht 
nur berechtigt, fondern auch verpflichtet find. 

Yeider wird jeitens der wenigften Gemeindevorfteher, die fich doch zumeift 
aus dem Bauernftande recrutiven, diefer Anzeigepflicht nachgekommen. Die Urjache 
ijt eben die, daß feine diefer Amtsperfonen fich mit den Mitgliedern feiner Ge- 
meinde verfeinden will, mit denen oft Verwandtichaft, Freundfchaft und namentlich 
gemeinjane pecuntäre Synterefjen fie verfnüpfen. 

‚su manchen Gegenden ift die Stellung diefer PBerjonen dem ‚Jorjtgejeße 
gegenüber jogar eine geradezır feindliche, indem diejelben alles Mögliche thun, um 
bei conjtatirter Fortgefegüibertretung ihrem Gemeindeangehörigen aus der DVer- 
legenheit zu helfen umd jelbft in jenen Fällen, in denen jolche Peute die begangene 
Sejegübertretung infolge der Yage des Objectes täglich fehen müffen, wollen fie 
zumeift nichts jehen oder gejchen haben. Man fann daher ruhig behaupten, daß 
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die meilten bäuerlichen Gemeindevorfteher in forjtpolizeilicher Beziehung jehr wenig, 
ja gar nichtS leiften, ja fogar in manchen Fändern und Landestheilen zwar durch 
feinen activen, aber doch durch einen paffiven Widerftand der eindringlicheren 
Wirkjamfeit des Forftgejeges entgegenftehen. 

Yeider unterlaffen es manche politischen Behörden, mit Nachdruck darauf zu 
dringen, daß diefe Verfonen ihre Vflicht dem Forjtgejeße gegenüber thun. Sr 
mancden Yändern tjt dies allerdings gejchehen, wie 3. B. in Steiermarf, wo der 
Statthaltereierlaß vom 29. December 1881, 8. 20351, an die Dezirkshauptmann- 
Ihaften ausprüdlich befagt: ue...... Ener Wohlgeboren werden aufgefordert, 
unverweilt an die Gemeindevorfteher die ftrengften Weifungen dahin zu erlaffen, 
daß es fich Diejelben zur pflichtgemäßen Aufgabe machen, von jedem in ihren 
Gemeinden in Ausjicht geftellten oder bereits begonnenen Kahlhiebe, fowie von 
den im Huge befindlichen oder bereits abgejchlofjenen Abitocungsverträgen 
unverzüglich, umd zwar bei ftrengfter eigener Verantwortung unter genauer Be- 
zeichnung der Parcelle, des Waldeigenthümers, fowie umter Angabe der beiläufigen 
Größe des Kahlhiebes an die f. f. Bezivkshanptmannfchaft die Anzeige zu machen 
und nöthigenfall3 bei Kahlhieben in gefährlicher Hochgebirgslage vorläufig jede 
weitere Arbeit zır filtiren.“ | 

Allerdings jeßt das Begehren der Behörde an die Semeindevorfteher, forft- 
gejeßiwidrige Holzjchläge in Schußwäldern zur Anzeige zu bringen, voraus, daß den 
Gemeindevorftehern die Schußwälder ihrer Gemeindegebiete befanntgegeben werden. 

Dies gejchieht auf indirectem Wege ohnehin dadurch, daß die Schußwald- 
einrathungen und Schußwalderflärungen an die Waldbefiger bei der AZuftellung 
durch das Gemeindeamt gehen, daher demfelben befannt werden und es ijt jeiteng 
der Behörde nur noch nöthig, anzuordnen, daß die Gemeindeämter diefe Schub- 
wälder jich entjprechend vormerfen und dieje Verzeichniffe fodann in fortlaufender, 
ordentlicher Evidenz Halten. 

Allerdings muß dem gegenüber betont werden, daß big heute noch nicht alfe 
Schutwaldungen jeitens der ftaatlichen Forjttechnifer erhoben und durch die Be- 
hörden den Parteien befanntgegeben find, was aber feineswegs bedingt, daß die 
Gemeindevorfieher die noch nicht al8 Schugwälder erflärten Waldungen außer 
Auge lafjen. Die Lage der fchon erklärten umd eingerathenen Schutwälder gibt 
ihnen praftiiche Fingerzeige genug, wenigfteng mit anmähernder Sicherheit zu 
beurtheilen, was in ihrem Bezirke fonft Schußwald ift oder nicht. — 

Weitere Organe, die Forftgejeßverlegungen wahrzunehmen und zur Alırzeige 
zu bringen haben, jind die Forjtwarte und SHorfttechnifer der politiichen Ver: 
waltung. Dieje Organe find von Amtswegen verpflichtet, bei ihren injtructiong- 
gemäß vorzunehmenden Dienftreifen md bei allen fonjtigen Gelegenheiten (Com- 
mijjionen 2c.) die Zuftände ihrer Bezirke, alfo auch ungejegliche Holzichlägerungen 
wahrzunehmen umd zur Anzeige zu bringen. | 

Diesbezüglich befagen die einfchlägigen Stellen der fehon mehrfach eitirten 


neuen Dienftesinftruction von 1. November 1895, 8. 17838, Acderbauminijterium, 


bezüglich der Bezirksforjttechnifer: 
„Ss 33. Der. Bezirksforfttechnifer fungivt für feinen Foritbezirf: 1. Als 


fachlicher Beirath der politiichen Bezirfsbehörde in allen ihrer Verfügung oder 


Entjcheidung unterliegenden Angelegenheiten forjttechnifcher oder forjtpolizeilicher 
En ; 2. als Drgan der politifchen Bezivfsbehörde zur unmittelbaren 
Ueberwachung der Einhaltung der forftpolizeilichen Borihriften ...... Fu diefer 
Eigenfchaft obliegt dem Bezivksforfttechuifer die Wahrnehmung und Anzeige forft- 
gejeßwidriger Handlungen... ..." 

„Ss 35. Der DBezivksforfttechnifer it verpflichtet, den Forftbezivk fo oft zu 
bereijen, al8 dies mit Nückjicht auf die Umjtände geboten it, um jich über die 
forjtlichen Berhältniffe dajelbft jeweilig zu inforniren, die Einhaltung der forft- 
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lichen Borjchriften durch die Waldbefiter und forftichädliche Handlungen wahr- 
unelinen: Nero 5 | 

a „Ss 37. Der Bezirksforfttechnifer Hat der politiichen Bezirfsbehörde über die 
gelegentlich der Dereifungen des Forjtbezirfeg gemachten Wahrnehmungen zu be- 
richten umd die fich ergebenden Anträge und Anzeigen zu erftatten.“ 

Bezüglich der Forjtwarte heißt es: 

„S 42. Der Foritwart hat in jeinem Auffichtsgebiete: 1. Als forftpolizei- 
liches Auffichtsorgan fämmtlihe Waldungen ...... fortwährend zu überwachen 
und alle Handlungen und Unterlaffungen der Waldbefiter oder anderer Perfonen, 
welche den Hinfichtlich der Waldbewirthichaftung ...... geltenden gejeßlichen 
Borjchriften oder den diesfälligen fpeciellen behördlichen Verfügungen wider- 
Iprechens, „a möglichit hintanzuhalten und diejelben jogleich dem Bezirksforit- 
technifer anzuzeigen. Bei Gefahr im Verzuge ift die Anzeige auch der politifchen 
DBezirktsbehörde zu erjtatten.“ 

Wenn wir eingangs conjtatirt haben, daß die Zahl ungejeßlicher Holz 
chlägerungen entjchteden im Nücdgange begriffen it, fo ift dies in erfter Pinte 
der Zhätigfeit der genannten Organe der politiichen Verwaltung zu danfen. Aller- 
dings tjt nicht zur verfennen, daß es denfelben faum möglich ift, alle derartigen 
Hebertretungen vechtzeitig zu conftatiren, d. h. beabfichtigte ungefeßliche Holz- 
Ihlägerungen vor dem Beginne zu verhindern und im geregelte Bahnen zu 
bringen, in der Durchführung begriffene einzuftellen, und vollendete rechtzeitig 
der DBeitrafung zuzuführen. 

Der Umstand, daß die AuffichtSbezirfe diefer Organe viel zu große find, 
hat in diefen Richtungen gewiß ab und zu Verfäumniffe zur Folge. 

Wenn man bedenkt, daß das Hauptgewicht bei der Bekämpfung folcher 
Vorgänge in ihrer rechtzeitigen Verhinderung liegt, jo wird dies um fo mißlicher, 
als post festum fich die jchädlichen Folgen des ungefeßlichen Schlages oft jchwer, 
oft nur recht langjam, oft aber gar nicht mehr bejeitigen laffen. 

Auf die Verhinderung vor dem Beginne ift ein Hauptgewicht zu legen. Nım 
it e8 aber oft nur auf Ummegen oder nur zufällig möglich, von beabfichtigten 
ungejeßlichen Schlägerungen Nachricht zu erhalten. Allerdings fann man durch 
ipitematijch angewandte Aufmerffamfeit manches erzielen. So 5. B. wird es in 
der Gegend von holzverzehrenden Gewerben, 3. B. Cellulofefabrifen, möglich fein, 
durch die Beobadhtung, wo das Handelsperfonale diefer Fabrifen in Wald 
gegenden auftaucht, manche ungefegliche Holzjchlägerung zur verhindern und werden 
in foldhen Fällen namentlich die vorfichtigen Nachforfehungen der Gendamerie gute 
Dienjte leiten. Bon Bauern jelbjt wird man aber umjoweniger erfahren, je 
befannter man im der Gegend wird. Die Unbeliebtheit, deren fi im Publicum 
jedes Polizeiorgan im großen ganzen erfreut, wird hier auch und zwar in der 
Art zum Ausdrude kommen, daß man bei Anfragen an einzelne Befiter gar feine 
oder abjichtlich faljche Auskünfte befommt. Nur wo wirkliche Waldfreumndlichkeit 
oder andererjeits Abneigung und Mißgunft der befragten Nachbarn mitjprechen, 
fan man Auskünfte erhalten. 

su Gegenden mit Zriftbetrieb, wo viele Parteien an der Trift parti- 
cipiven, geben die Anmeldungen der Trifthölzer oft ebenfalls belangreiche 
Anhaltspunfte, 

Die Veobachtung und Nachforfhung nach der Provenienz größerer Holz- 
fohlenquantitäten, Brennholz: und Blochholzmengen auf Bahnjtationen, die Felt- 
jtellung, woher derartige Transportwägen kommen :c., Fünnen fehr oft wichtige 
Singerzeige abgeben. — 

Die legte Gruppe von Perfonen, welche Anzeigen wegen forjtgejetswidriger 
Vorgänge der Behörde liefert, find die Waldbefiger felbjt, auf deren Grund und 
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Boden die Schlägerung erfolgt. So unwahrjcheinlich dies auch im erjten Augen- 
blicfe flingt, fo trifft dies doch zu. 

Die Fälle, die in diefer Art vorfommen, liegen zumeift jo, daß der Wald- 
befitzer einer dritten PBerfon feinen Wald verlauft hat und num plößlich findet, 
daß durch diefe Schlägerung ihm ein Nachtheil erwächlt. sm manchen Tänderr 
umd Pandestheilen fommt dies gar nicht fo jelten vor, indem der gewifjenlofe 
Holzkäufer (Holzhändler) den Waldbefiger trunfen madt, und nım in der Trunfen- 
heit den Abjtodungsvertrag mit ihm abjichließt, denjelben durch eine Darangabe 
perfect macht 2c. Nüchtern geworden, wird der Waldbefiter fic) erit des Betruges 
Elar, dem er zum Opfer gefallen ijt umd fleht num, in Yorm einer Selbitanzeige, 
die Behörde um Schuß ar, um jeinen Wald zu vetten. 

Ab und zu kommt e8 auch vor, daß, wo der bünerliche Bejit je zur Hälfte 
dem Bauer und der Bäuerin gehört, ein Ehegatte gegen den anderen eine Anzeige 
wegen drohender Forftgejegverlegung an die politiiche Behörde macht; doch jind 
diefe Fälle felten. Noch trauriger — tm moralifchen Sinne — find die Fälle, 
in denen die auf das Erbe Iauernden Kinder die eigenen Eltern wegen derartiger 
Delicte anzeigen. Umgefehrt fommt es wieder vor, daß die im „Ausgedinge‘ 
befindlichen Eltern ihre Kinder anzeigen, weil fie fi in ihrem eventuell aus- 
genommenen Holzbezugsrechte irgendwelcher Art bedroht jehen. 

Da die Anzeigen in diefen Fällen zumeift vor oder fnapp beim DBeginne 
der Schlägerung erfolgen, jo fanıı gewöhnlich dem betreffenden Walde der nöthige 
behördliche Schuß noch rechtzeitig zutheil werden, wenn eben im der Schlägerung 
ielbft eine Forjtgejegwidrigfeit Liegt. 

Die Entdeung begonnener oder jehon im weiterer Ausführung begriffener 
forjtgejegwidriger Schläge erfolgt: | 

1. Entweder dadurch, daß man in ihrer Nähe vorbeifommt, zufällig auf fie 
bei der Durchquerung von Waldungen jtößt, oder 

2. dadurch, daß man fie aus der Ferne von günftig gelegenen, dominivenden 
Punkten aus wahrnimmt. 

Während das Hochgebirge in feinen höheren und hödhiten Gipfeln, Rüden zc. 
mühfeliger und zeitraubender zu erjteigen ilt, al$ das Meittelgebirge, gewährt e8 
dafür bezüglich der Entdedung forjtgejeßwidriger Kahlichläge große DVortheile, 
indem es Ausfichten geftattet, die einen weiten Horizont umfpannen. Das Mrittel- 
gebivge hingegen befit wenige folcher weitreichender Ausfichten und daher fommt 
e8 auch, daß dort die Entdedung forftgefeßwidriger Holzjchläge viel mühjeliger 
ift, als im Hochgebirge und zumeift num durch eingehendite Zerrainbegehung 
erfolgt. | 
Selbftverftändlich muß überall die Befichtigung an Ort und Stelle der 
Verfügung weiterer Maßregeln vorangehen, da der Anblid von weitem unbedingt 
nur als Drientirung dienen fann. 

Die auf diefe Art entdeckten Schläge können entweder im Öange oder bereits 
vollendet jein. Sn legterem Zalle muß jogleich genaneft unterjucht werden, ob bei 
ihnen die Verjährung durdy Ablauf der jechSmonatlichen Berjährungsfriit, vom 
Beitpunfte der Beendigung der Schlägerung gerechnet, hereit3 eingetreten ijt 
oder nicht. 

Manchmal ericheint der Abjchluß einer forjtgejeßwidrigen Schlägerung nicht 
gleichzeitig auch als Abjchluß einer forftgefewidrigen Handlung, jo 3. DB. wenn 
fih an die ungejeßliche Holzichlägerung eine Brandung der Abtriebsflädhe zum 
Zwede der Weidegewinnung, aljo einer Culturummandlung, anjchliegt. gi Tolchen 
Fällen fann eine mehrmonatliche Frift nach Beendigung der Schlägerung verflteßen, 
in der die Thätigfeit des Devaltators ruht, ohne daß eine Verjährung eintritt, 
weil in emen folhen Falle die forftgejegwidrige Waldbehandlung noch nicht 
beendet war, fondern die Schlägerung und Brandung fich nur als Theilhand- 
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lungen einer ganz bejtimmten, beabfichtigten dritten forftgefeßwidrigen Handlung 
daritellen. 

Manchmal fan wieder andererjeits nur eine Icheinbare Fortführung der erften 
foritgejeßwidrigen Handlung ftattfinden, wenn 3.9. an die forftgejegwidrige Holz- 
Ichlägerung fich eine — dem Terrain nach beurtheilt — forftgejeßmwidrige Brandung 


anschließt, die aber darum erfolgen mußte, weil in dem Abraum der Borfenfäfer 


fi angefiedelt hatte. In einem folchen Falle erijtirt fein confequenter Zufammen- 
hang zwijchen den beiden Handlungen umd hält daher die zweite die Verjährung 
der erjten feineswegs auf. 

‚sit die forftgejeßwidrige Holzichlägerung im Gange, fo ift die Hauptjache, 
daß fie nach ihrer Entdedung womöglich jogleich eingeftellt werde, damit der 
Schaden, der durch fie entjteht, auf das geringjte Maß reducirt werde. 

Die Schlageinftellung fan erfolgen: | 

a) durch die berufenen öffentlichen Organe jofort bei der Wahrnehmung 
mündlich und jodann 

b) durd) die Bezirkshauptmannfchaft Ichriftlich. 

Wie wir gejehen haben, fünnen jowohl Gendarmerie als Semeindevorftehung 
forjtgejegwidrige Schlägerungen im furzen Wege, alfo fogleich, und zwar miünd- 
lich, einstellen. Den Bezirksforfttechnifern erichien Ihon früher und erjcheint auch 
jeßt in der mehrfach citirten neuen Dienftinftruction vom 1. November 1895 
diejes Recht, und zwar im $ 34, Mlinea 4 gewahrt, wo es heißt: „Aufträge oder 
Verbote an Parteien zu erlaffen, fowie Entjcheidungen zur fällen, ijt der Dezirks- 
forittechnifer in der Negel nicht befugt. Nur wenn Umstände befonderer Dring- 
lichfeit eine augenblicfliche Verfügung an Ort und Stelfe erheifchen, ift der Bezirfs- 
rorjttechnifer hierzu gegen Anzeige bei der betreffenden politifchen Behörde und 
Jachweifung der Dringlichkeit berechtigt". Bezüglich der Forftwarte enthält diefe 
‚snftructton feine derartige Verfügung; nur in Tirol liegt eine Abweichung vor, 
indem e8 nach der „Dienftinftruction für die landjchaftlichen Forftwarte in Tirol" 
laut $ 12 diefen geftattet ift, „im alle drohender Gefahr" die erforderlichen Bor- 
fehrungen — gegen Anzeige — jelbft ohne Aufjchub zu treffen. 

Um die Forftwarte der politifchen Verwaltung in Nückhicht auf diejes 
Necht mit det Semeindevorftehungen und der Gendarmerie gleichzuftellen, findet 
man in manchen Kronländern feitens der politiichen Behörden den genannten 
Organen diefes Recht ausdrüdlich oder ftilljchweigend eingeräumt. 

Selbjtredend muß in allen jenen Fällen, in denen eine jogleiche Schlag- 


einjtellung durch eines der behördlichen Organe der obangeführten drei ver 


jhiedenen Kategorien in furzem Wege verfügt wird, dieje in der jpeciellen 
Natur und in der Dringlichkeit des Falles, fowie im Forjtgefeße vollfommen be: 
gründet fein. 

Die DBefugniß der bezeichneten Organe, Schläge einzuftellen, ijt für die 
Praxis von der höchiten Bedeutung, da der Boft- und Kanzleilauf der jchriftlichen 
Unzeige bis zur Hinausgabe des Ihriftlichen Schlägerungsverbotes durch die Be: 
hörde oft ein viel zu langiieriger und zeitraubender it, jo daß in der Zwifchen- 
zeit die Schlägerung ganz beträchtliche Dimenjionen annehmen fönnte. | 

‚sinmer aber muß, wenn and die Einftellung durch die vorbezeichneten 
Organe jchon erfolgte, diefelbe noch durch einen Erlaß der Bezirkshauptmann- 
haft — aljo durd ein behördfiches Schlägerungsverbot — förmlich fanctionirt 
werden. „zn demfelben ift der Partei der Necurs an die Oberbehörde in vierzehn- 


tägiger Frift offen zu Laffen, doch mit dem ausdricflichen Hinweis darauf, daß | 
dem eventuellen Necurje im Sinne deg 5 93 der Amtsinftruction feine aufjchter 


bende Wirkung zukommt, 
Das Necht der politifchen Behörde zur Shlageinjtellung fußt außer auf 
dem Forjtgejege auch auf dem $ 7 der faiferl. Verordnung vom 20. April 1854 
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N.-G.-Bl. Nr. 96 (vgl. das wörtliche Citat diejes Paragraphen auf Seite 262, 


Abfab 2). Dagegen, daß durch einen Necurs der Partei die Schlageinftellung 


nicht aufgeichoben werde, jondern das Schlägerungsverbot jofort bis zur even- 
tuellen ausdrücdlichen Wiederaufhebung oder Modifictrung zu Necht bejtehe, jorgt der 
8 93 der Amtsinftruction vom 17. März 1855, R.-&.-DBl. Nr. 52, welcher 
wörtlich bejagt: 

„S 93. Verfügungen, welche im öffentlichen Snterefje erlajjen find, werden 
auch während der offenen Necursfriit vollzogen. 

Eine einhaltende Wirkung fann dem Necurfe in jolchen Fällen ausnahms- 


‚weile dann gewährt werden, wenn die Natur des Gegenjtandes einen Aufjchub 


zuläßt, und der Partei durch den fogleichen Vollzug ein umwiederbringlicher und 
dur) den etwa günftigen Erfolg des Necurjes nicht mehr gut zu machender 
Schade zugehen würde. 

Berfügungen in Parteifachen, namentlich jolche, wodurd jemandem, unges 
achtet der Einjprache einer anderen Partei, etwas zu= oder abgejprochen, oder 
ein Befugniß verliehen, oder ein Auftrag ertheilt wird, find in der Negel, jolange 


die Necursfrift offen, oder über den eingebrachten Necur3 nicht entjchteden ilt, 


nicht zu vollziehen; wo aber wegen dringender Gefahr am Berzuge der Ausiprud) 
der politifchen Behörde jogleich in Wirkjamfeit gejetst werden foll, ift dies in der 
Erledigung ausdrücdlich anzuführen.“ 

Sm jenen Fällen, in denen die mündliche Schlageinftellung feitens der 
berufenen Organe vorausging, fan die jehriftliche Verfügung derjelben durch Die 
Behörden nur dann ohne weitere WVorerhebungen vor fich gehen, wenn dieje 
Action der Schlageinftellung von dem forjttechniichen Berjfonale der politischen 
Berwaltung ausging, oder wenn dies jeitens der Gendarmerie oder Gemeinde: 
vorftehung gejcehah und fich auf erflärte oder eingerathene Schußwälder oder auf 
Schlägerungen in ganz beftimmten Waldungen bezog, von denen diefe Organe es 
ichon von früheren Fällen her wiffen, daß in diefen Waldungen durd) gewilfe 
Schlägerungen Forftgefegübertretungen eintreten. Gejchah dies aber feitens der 
Gendarmerie oder der Gemeindevorjtehung bei Wäldern, bei denen diefe Drgane 
den Schutwaldcharafter oder eine Hebertretung des S 4 blos individuell annehmen, 
alfo mehr oder minder nur vermuthen, jo bedingt dies, weil die DVerläßlichkeit 


und fachliche Kenntniß diejer Quellen eine jehr verjchiedenartige ift, noc) weitere 
Vorerhebungen. 


Diefe werden auch dann nöthig fein, wenn es fich um anonyme Anzeigen 
oder um die Anzeigen von zwar nominirten Perjonen handelt, denen man aber 
aus irgend welchen Gründen die ungetrübte geijtige Benrtheilungsfähigfeit nicht 
zufprechen fanı. 

Sm Falle es fic) aber um die Anzeigen nominell befannter und nicht 
in der amngedeuteten Nichtung verdächtiger Berfonen handelt, wie 3. B. der 
Anrainer, benachbarter Forjtwirthe 2c., werden weitere VBorerhebungen zu ent- 
fallen haben. 

Alle Schritte, die man, jo weit fie noch nöthig find, unternehmen wird, 
werden darauf hinauslaufen: 1. fich die nöthigen Grundlagen für den gejeßlich 
begründeten, jchriftlichen, behördlichen Ausipruc der Schlageinftellung und 2. für 
die Einleitung des Strafverfahrens zu verjchaffen. Denn immer wird man einer- 
jeits im Auge behalten müffen, daß die Verfügung der Schlageinjtellung eine 
für den Waldbefiser und Holzcontrahenten höchit empfindliche Maßnahme ift, 
daher nicht Teichtfinnig und unbegründet verhängt werden darf, und andererjeits 
bedenfen miüffen, daß die Commifjionsfoften von dem nicht [chuldfrei befundenen 
Theile rejpective von dem muthwilligen Anzeiger getragen werden müfjen.?” Dabei 
wird aber, weil bei eventuell umrichtigen Anzeigen der Gemeindevoritehung und 
der Gendarmerie diefe unmöglich zu den Kojten verhalten werden fFünnen, eine 
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Vorerhebung durch den Forftwart oder Forfttechnifer nöthtg fein. Selbftredend 
haben Diefe Organe feinen Anfpricch auf irgend eine Neijevergütung von 
irgend welcher Seite, wenn die amtliche Anzeige der Semeindevorftehung oder 
Gendarmerie eine irrige war, jondern haben diefe Koften aus ihrem Neifepaufchale 
beziehungsweife Ganggelde zu tragen. War fie aber eine begründete, jo räumen 
die meilten Bezirfshauptmannfchaften diefen Forftpolizeiorganen nachträglich dag 
Ktecht ein, über die Erhebung ein Particulare, das fie dann adjuftiren, vorzulegen. 
Die behördliche Schlageinftellung it aber nur dann begründet, wenn die Behörde 
auch die Meberzeugung hat, daß ein Straffall vorliegt, oder im weiteren Verlaufe 
der Schlägerung entjtehen müßte. Die Borerhebungen müfjen daher nicht nur 
die Schlageinftelfung, jondern auch die Ausihreibung der Strafeommiffion voll: 
fommen begründen. Da aber andererfeit3 der Waldbejiger, iiber den die Schlag- 
einjtellung verhängt wurde, das Necht hat, zu fordern, daß die fchwebende An- 
gelegenheit thumlichit vafch ausgetragen werde, jo empfiehlt es fich, mit demfelben 
Erlafje, mit dem die Schlageinftelfung ausgeiprochen wird, auch die baldigjt ab- 
zuhaltende commiffionelle Pocalerhebung auszufchreiben. 

‚sn manchen Kronländern und bei manchen Dezirkshauptmannfchaften wird 
das Strafverfahren dann, wenn die Anzeige von einem Forftorgane (Forfttechnifer 
oder FJorjtwarte) der politifchen Verwaltung ausgeht und auf deffen eigener 
Yocalerhebung bafirt, abgefürzt umd auf Grumd diefer Anzeige die Abftrafung 
ohneweiters ausgeführt. Allerdings wird dies zumeift nur in untergeordneten 
Fällen prafticirt und diefer Vorgang feitens der betreffenden Behörden damit 
motivirt, daß hierdurch eine Beit- und Koftenerjparniß erzielt wird ımd zudem die 
Beitrafung auf Grund der Anzeige eines beeideten ftaatlihen Forftorganes erfolgt. 

Abgejehen davon, daß durch diejen Dorgang dem Forftgefete nicht der nöthige 
Nachdruck gegeben wird, entbehrt diejes DBorgehen wohl auch der legalen Grundlagen 
des Strafverfahrens, indem der Kocale Thatbeitand nicht ımanfechtbar, das ift in 
Gegenwart der Geklagten an Ort ımd Stelle aufgenommen und protofollarifch 
fejtgeitellt erfcheint, dem Geflagten daher die fachliche Widerrede fehr erjchwert, 
ja manchmal geradezır unmöglich gemacht wird und jchließlich doch Dehauptung 
gegen Dehauptung fteht und Srrungen, Vißverftändniffe 2c. nicht unbedingt aus- 
gejchloffen erjcheinen, 


Beitreitung der Anzeige durch den Beklagten vorausgejeßt — die Gefahr in jich, 
manche wichtigere Fülle, die ein entjchiedeneres Eingreifen erfordert hätten — 
ionelle Pocalerhebung erzielt werden 
zu leicht zu nehmen und fie daher der verdienten Strafe nicht voll zuzuführen. — 

Ueber den Vorgang der Commifftonsausjchreibung und Kommiffionsabhal- 
tung geben der $ 23 des „Forftgejeßes, der $ 1 der Aderbauminifterialverordnung 
vom 3. „zuli 1873, 3. 6953, fowie die Dienftinftruction für die Forfttechnifer 
der politischen Verwaltung genau Aufichluß. Diefelben mögen der Volljtändigfeit 
halber hier ihre wörtliche Reproduction finden: 

1, Sn2arprtgefek:n,. mans Ueber die ihnen — den politiichen Be- 
hörden — von wen immer nach) 8 226% zur Kenutniß kommenden Fülle haben fie 
mit Zuziehung der Betheiligten und unparteitfcher Sachverjtändiger, fodann, wo 
der Fall Privatwälder betrifft, and noch der nachbarlich anjtoßenden Wald: 
befi. ger oder deren Bevollmächtigten die Erhebungen zu pflegen und die Ent- 





EINIGE LE 


Die Kommiffionskoften jind von dem nicht Fchuldfrei erkannten Beanzeigten, bei 
nichtigen Anzeigen und Anklagen aber von dem hieran Schuldtragenden zu beitreiten. 

Können jich die Parteien über den von den Sachverjtändigen ermittelten 
Schadenerjaß ($ 8) nicht einigen, jo jteht ihnen der Rechtsweg offen.“ 

2. Verordnung des Aderbauminijtertums vom 3. Juli 1873, 8. 6953: 

„Ss 1. Die politiichen Behörden, denen die Handhabung der Beitimmungen 
des Forjtgejebes vom 3. December 1852 obliegt, find nad) $ 23 diejes Gejetes 
insbejondere verpflichtet, die Bewirthichaftung jämmtlicher Forjte ihrer Bezirke im 
Allgemeinen zu überwachen und über die ihnen von wem immer nach $ 22 des 
Forftgejeßes zur Kenntniß fommenden Fälle von eigenmächtiger Verwendung des 
Waldgrundes zu anderen Zweden, von umterlaffenen Aufforjtungen, von DVer- 
wüjtungen oder von einer nicht entiprechenden Waldbehandlung die Erhebung um 
verweilt zu pflegen und die Entjcheidung zur Wahrung der Igntereffen der Forit- 
eultur zu füllen.“ 


Des Ferneren that dies auch S 1, lit. 5 der nunmehr aufgehobenen Aderbau- 
minijterialverordnung vom 26. Kult 1883, W.-9.-Bl. Nr. 137, indem er fagte: 
3. „Verordnung des Acderbauminijteriums im Einvernehmen mit dem Mini- 
jterium des Innern vom 27. Juli 1883, R.-©.-Bl. Nr. 137, betreffend das 
forjttechniiche Perfonale der politifchen Verwaltung. 
Ss 1. Das forfttechnifche Perfonale der politiichen Verwaltung hat die 


Behörde auch mit der jelbjtitändigen Yertung von commifjionellen Yocalerhebungen 
in Angelegenheiten, welche ihre Dienjtesaufgaben betreffen, betraut werden.‘ 

An feiner Stelle jagt der $S 38 der jeßt giltigen Dienjtesinjtructtion vom 
1. November 1895, 3. 17838, Aderbauminiftertum: 

4. „Dem Bezirksforittechnifer tft die jelbitjtändige Leitung commiljioneller 
?ocalerhebungen von der politiichen Behörde dann zu übertragen, wenn nad) ihrem 
Ermefjen mit Nüdficht auf die Sachlage die Leitung diejer commijjionellen Er- 
hebumgen durch einen juridijch gebildeten Beamten der DBezirktsbehörde nicht er- 
weberlich tiven: we 

- Bu der Commijfion hat alfo zugezogen zu werden: 

1. Der Waldeigenthümer als Cigenthümer des Grund und Bodens, auf 
dem die Schlägerung jtattfand; 

2. der Holzcontrahent, der den ftehenden Wald dem Waldeigenthümer ab- 
faufte und zur Abjtodung brachte; 

3. fümmtliche Anrainer des Waldeigenthümers; 

4. der Gemeindevorfteher oder defjen gefjetlicher Vertreter; 

5. die nöthigen umpartetijchen forjtlichen Sadverjtändigen. 

Es ift jelbftverftändlich, daß fich die in 1, 2 und 3 bezeichneten Perjonen 
bei der Commilfion durch entiprechend legitimirte Bevollmächtigte vertreten lafjen 
fünnen, ebenfo wie es den Parteien sub 1, 2 und 3 umbenommen bleibt, bei der 
Commijfion mit einem bevollmächtigten juridiichen Betrath (Advocaten) zu erjcheinen. 

Bweckdienlich ift es, in der Commifjionsausjchreibung bei ven sub 1, 2umd 3 
bezeichneten Berfonen ganz ausdrüdlich zu bemerken, daß, im alle fie bei der 
Commiffion weder perjünlich erjcheinen noch fich durch eine dritte ausgewiejene 
Berfon vertreten lafjen, mit der Erhebung, Verhandlung und Entjcheivung ohne- 
weiters, vefpective jo vorgegangen werden wird, als ob die Betreffenden zugegen 
oder entiprechend vertreten gewefen wären, nachdem ihr Nichterjcheinen die Er- 
Hebung, vejpective Verhandlung nicht ungiltig macht, wenn dieje Perjonen nach- 
weisbar oronungsmäßig vorgeladen waren, 
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Diefe ordnungsmäßige Vorladung muß fi aber actenmäßig, alfo Ihriftlich, 
nachweijen lafjen, und zwar muß das Concept des Erlaffes an die Partei im 
Ucte jein und der von der Partei gefertigte und datirte Empfangfchein beftätigen, 
daß diejer Erlaß der Partei ordnungsmäßig zutfam. | | 

Die Beiziehung und eventıtelfe DBeitrafung des Holzeontrahenten bafirt außer 
auf dem Forjtgejege auch auf dem Aderbauminifterialerlaffe vom 26. März 1873, 
d- 397/16, wonach „auch diejenigen, welche eine Holzabftocdtng übernehmen, für 
die genaue Beobachtung des orjtgefeßes und für eine pflegliche Behandlung des 
Waldes verantwortlich find", | 

Was die unparteiifchen Sachverjtändigen betrifft, fo ift es jelbftverftändfich, 
daß der politische Forfttechnifer als jolcher zu fungiren hat, doch ift die Suter: 
pretation diejer Gefeßesftelle feine gleichmäßige, indem manche Behörden noch 
einen zweiten forftlichen Sadverftändigen beiziehen. Diefe Behörden motiviren ihr 
Vorgehen damit, daß fie jagen, daß das Alinea 2 des 5 23 ausdrüdlich von der 
HSugtehung „unparteiifcher Sachveritändiger”, alfo mehrerer Sachverftändiger Ipricht, 
welche Auffafjung durch die gleichen Ausführungen des S 7, Mlinen 3 der Acker- 
bauminifterialverordnung vom 3. sul 1873, 8. 6953, unterjtüßt würde, 

Dem it aber entgegenzuhalten, daß die Anwendung des Bıluralg „unpar- 
teiiicher Sachverftändiger" lediglich eine grammatikalijche Folge des Umftandes ift, 
daß der ganze Sa im Plural conftruirt erjcheint. Ferner muß zur Unterftügung 
der Anjchauung, daß auch blos ein forftlicher Sachverftändiger genlige, angeführt 
werden, daß aud) feitens des Acerbauminifteriums diesbezüglich ein finngemäß 
anwendbarer Erlaß, und zwar vom 15. April 1888, 3. 8029, an die GStatt- 
halterei in Graz erfloß, der wörtlich befagt: „Das f £. Aderbauminifterium hat 
‚anläplich der Ertheilung einer Zrifteoncejfion im Allgemeinen den Auftrag ertheilt, 
dafür zu forgen, daß bei den nad) 5 29 des Forftgefekes borzunehmenden cont- 
miffionellen Zriftverhandfungen ftets mindejtens ein Sorftfachverftändiger bei- 
gezogen werde. Hiervon wird die ki f, Bezirkshauptmannjchaft zur Darnachadhtung 
verftändigt.‘ 63 

Wenn aber bei den oft jehr complieirten Erhebungen umd Entjcheidungen 
über die Trift ein Sachverftändiger genügt, jo fann man wohl annehmen, daß 
dies auch bei Commijfionen, die forjtgejeßwidrige Holzichlägerungen betreffen, 
zutrifft. 

Aber auch der Verwaltungsgerichtshof hat Ion wiederholt entjchteden, 
daß in der Beiziehung blos eines Sachverftändigen bei der allgemeinen Faffung 
des $ 23 des Forjtgejees ein wejentlicher Mangel des Aminiftrationsverfahrens 
nicht erblictt werden fann. (Entjcheidung des Derwaltungsgerichtshofes vom 
12. „sanuar 1894, 8. 171, Budw. 7650). 

Diefe Deiziehung eines zweiten forjtlichen Sachverftändigen macht, da ein 
jolcjer geeigneter Sachverjtändiger®t nicht immer gleich zu haben ift, das DVer- 
fahren jchwerfälfiger und erhöht die Koften desjelben wejentlich, indem Privatjach- 
verjtändige fich zumeift höhere Gebühren — nämlich auch eine jolche für die Ab- 
gabe des Gutachtens — anrechnen, deren Reduction zumeit nicht gut thunlich ift. 

Noch theurer wird für die zır beitrafende Bartei das Verfahren, wenn 
jeiten$ der politijchen Behörde vom $ 38, Alinen 1 der obeitirten neuen Dienfteg- 
injtruettion Umgang genommen und ein politiicher Beamter als Commiffionsleiter 
dejignirt wird. VBegründet wird dies von manchen Behörden Hauptfächlich damit, 
daß durch diefen Vorgang dein urtheiliprechenden Beamten die Subjumirung 
unter die einjchlägigen Gejetesjtellen und die Deitimmung des Strafausmaßes 
leichter falle und auch) correcter werde, als nach der bloßen Actenlage. 

„sedenfalls jchließt die Ungleichmäßigteit diefer Auffaffung md die fonft 
mögliche und auch vorkommende unegale Behandlung concreter, ähnlicher Straf- 
fälle zahlreiche Meißftände in jich. 


— 41° —" 


Was den Vorgang bei der Commiffton jelbjt betrifft, jo ift vor allem feit- 
zuhalten, daß das Dbject genaueft zu begehen it. ES ift unleugenbar, daß man 
jich) oft von der gegenüberliegenden Lehne über dasjelbe ein flareres und voll- 
tändigeres Bild verfchaffen fann, alS wenn man fi auf dem Objecte jelbit 
bewegt. Aber die Begehung desjelben ift Schon deshalb nöthig, weil lediglich durch 
fie ein Urtheil über Bodengqualität, Wahsthumsgang der Bäume, Alter derjelben, 
Borhandenjein von Kungwuchs 2c. bejchafft werden fann. Die Befichtigung des 
Dbjectes von der gegenüberliegenden Lehne allein würde bei der Partei unbedingt 
den Eindruc der Oberflächlichfeit machen und leicht — und das vielleicht be- 
gründet — den Verdacht erweden, daß das Fachurtheil, weil auf einer nur ober- 
fläplichen Erhebung bafivend, nicht verläßlich. und nicht unanfechtbar jet. 

Am beiten ijt es, nach der Begehung des Objecte8 noch von einem 
dominirenden Punkte aus, 3. DB. von einer gegenüberliegenden Lehne, das 
Object in gleicher Höhe zu bejehen, namentlic) danıı, wenn es fich 
um etwas complicirtere Fälle handelt, weil erit dadurch die richtige Auffalfung 
über die Größe und Page des Schlages und namentlich iiber fein Verhältniß zur 
Umgebung gejchaffen wird. Dabei ijt es immer vortheilhafter, diefe Befichtigung 
par distance der Detailbefihtigung an Ort und Stelle folgen zu lafjen, weil die 
Kenntniß und Gruppirung des Details dadurch gewinnt, während beim ımge- 
fehrten VBorgange das fich aufdrängende Detail das zuerjt aufgefaßte Gefammtbild 
verzerrt. Dieje nachträgliche vis-A-vis-Defichtigung tft namentlich dort viel werth, 
wo die einheitliche, überjichtliche Erfaffung des Details durch viele Nücden, Gräben, 
complicirte Schlagfiguren 2c. gejtört wird und es fi) um die zeichnerische Auf- 
nahme eben diejes Details oder um Größenichätungen handelt. Allerdings darf 
hierbet die Entfernung des Standpunftes des Bejchauers vom Objecte in leßterem 
alle feine zur große fein, weil jonft zu gern ein Unterfchägen der Flächengrößen 
eintritt, was auch dann gerne gejchteht, wenn man die Flächen bergaufwärts oder 
bergabwärts, vom Fuße oder Gipfel des Hanges, auf dem das Object liegt, 
betrachtet. 

Zür die Punkte, die der foritliche Sachverftändige Elarzuftellen hat, empfiehlt 
es jih, ein Schema, eine Art Fragebogen, anzulegen, der in jedem alle genau 
und gewiffenhaft beantwortet werden joll. Man erreicht hierdurch eine Klarheit 
und Volljtändigfeit der Wiedergabe des Falles, die font leicht durch Nachträge, 
Auslajlungen, Sprünge in der Darjtellung 2c. getrübt wird. 

Sm großen Ganzen dürfte jich folgendes Schema empfehlen: 


Schema für Sorftftrafeommiffiong-Protofole bezüglich foritgefegwidriger Holz: 
ihlägerungen, 
A. Der Waldbeiit, in dem die Schlägerung ftattfand, im Öanzen 
und Allgemeinen. 


8. Beamter Walöbeiis Des 22.3 I... . wuleo.. ...., mohnbaft 
Br. HARSNT.. 

1. Ortsgemeinde . . . ., SKataftralgemeinde . . . . laut Grundbefit- 
bogen Wr... .. Die Waldparcellen: 

ea eo essutonrattlafter —.. °.. NDeltat, 


(Weitere Ausführung nach Bedarf unter Berücfichtigung eventueller ver- 
 Ichiedener Drts- und Kataftralgemeinden.) 

Der gejammte Waldbefit des DBeanzeigten umfaßt daher im Ganzen 
ru we lladraillafter = ..12 2 Syellür, 


ZEN MORE 


U. Katajtraldaten für den fpeciellen Waldcomplex, in. dem die ungefeßliche 
Holzichlägerung ftattfand. 
Derjelbe umfaßt: 


1. Parcelle Ar. ...= 2.900 ..... Quadratllafter. — .. . . Sektar 
in.der SDrfsgemeinde ner... a. ‚KRataltealgenteinder nn. 
DU. MSN: 
III. Begrenzung diejes Waldcomplexes. 
1. gm Norden die Parcellen: 
ANNE best vulsos Iren NEL AI ER 
b) Nr DES. REN vulsolan mlene TE Ir 
2. Süden 
3. Dften } ebenio. 
4, Weiten 
Don diefen anjtogenden Objecten find laut reambulirtem Katafter: 


1,,W8old: die, Borcelleii en. .r.0n, 

2. Wiejen: dto. RESSORT. ee 

3. Weide: dto. h >” 

4. Acer: dto. h ; 
j. w 


1 em, 

IV. Elevation. Meereshöhe des Waldcomplereg laut Generalftabsfarte 
zwiicdhen®s „es unds- Une 2 Doeteran 

V. Erpofition. Lage des Waldes gegen die verjchiedenen Himmelsrichtungen. 

VI. Dechnation. Terrainneigung: 

1. bezüglich des ganzen Waldes im Durchfchnitte, 

2. bezüglich einzelner Theile. 

Dabei gelten als: 


a) eben: (fall eben) #0. 8. 20-45 Haie ne 21—30°, 
b) janft oder fchwach geneigt 6—10°, | e) fehr fteil und ihroff . . 31-459, 
Elehnigs in 117-2018 Felaabitun Ara mer über 45°. 


VH. DBodenverhältniffe (Bodenüberzug, Bodendede, Untergrumd. 2c.). 

VIH. Beftandescharafterijtit des Waldes (Art, Meifchungsverhältniffe, Be- 
jtodungsdichte, Alter 2c.). 

IX. Bisherige Bewirthichaftung des Waldes, exchufive der beanftändeten 
Schlägerung (Blößen, Plenterungen :c.). 

X. Sonitiges. 


B. Der Schlag im Speciellen. 


I. Lage des Schlages: 

1. Angabe nad den Parcellen-Nummern und Situtrung des Schlages in 
den Parcellen (oben, unten, Mitte, jüdlich, öftlich 2c.); 

2. nach) dev Meereshöhe; 

3. nad) der Weltrichtung. 

I. Größe und Form des Schlages nebft eventueller Angabe der Breite, 
Länge ac. 

III. Neigung: | 

1. der Schlagfläche; 

2. der nachbarlichen Umgebung der Schlagfläche. 

IV. Bodenbejchaffenheit: | 

1. Bodenüberzug; | 

2. obere Bodenjcichte (Art, Bindigfeit, Müächtigkeit, Steinbeimifchung der 
Art und Menge nach, Abjchwemmbarkeit 2r.) 


? 
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3, Untergrund (Art, Haltbarkeit, Verwitterbarkeit, Hervortreten des Unter- 
grumdes aus der oberen Bodenjchieht 2c.). 

V. Beitandescharafteriftit des Schlages (Holzarten, Mifchungsverhältniffe, 
Alter, Gejundheitszuftand des Holzes, joweit aus Stöden umd liegendem Holze 
erfichtlich, Anflug, Aufichlag, Graswuds 2c.). 

VI. Schlägerungscharafteriftit (ob Kahlichlag, ob Plenterjchlag,; was an 
Material eventuell zurüciblieb; wie viel, wie vertheilt, wie geartet diejes eventuell 
zurücfgebliebene Material ift; feine weitere Zukunft U.» 

VI. Schlagwirfung: 

1. weiterreichende Wirkung auf Klima, Wafferläufe zc.; 

2. nähere Wirkungen: | 

a) auf die Nachbarbejtände; 
b) auf den Boden des Schlages (Abrutihungen, Abihwenmungen, Ver- 
farftungen, Lawinen 2c.). 

VII. Bisherige Schlagbehandlung (Holzbringung, Neifig umd Sipfelholz, 
Schlagabbrennen 2c.). 
| IX. Gründe der Ungefetlichfeit der Holzihlägerung (forfttechnifche und forft- 
polizeiliche Begründung mit Subfumtrung unter den genauen Wortlaut der 
citirten VBaragraphe als Schlußfolgerung). 

X. Künftige Waldbehandlung (für Schlag, Waldcompler und gejammten 
Waldbefits mit Nückficht auf A IX md X): 

1. Schußwalderklärungen, 

3, Aufforitungsvorjchriften, 

3. Vorichriften zur Verhinderung weiterer Devaftationen (Branden, Getreide- 
und fonftiger Fruchtbau, Weide, Stramubßung 2c.). 

XI. Sonitiges. 


Bei der Aufftellung des vorftehenden Schemas wide ein nad) gemiljen 
Kichtungen thunlichit complicirter Fall ins Auge gefaßt, und zwar derart, daß 
der Waldbefit als in verfchiedenen Orts- und Kataftralgemeinden und verjchtedenen 
getrennten Waldeomplexen liegend angenommen wurde. Demgemäß werden bet der 
Anwendung des Schemas bei einfachen „Füllen viele Tragepunfte wegfallen. 
Andererfeits wird, je nach den Pandesverhältniffen, den wirthichaftlichen Sebräuchen 
der Gegend :c. die Anführung manches anderen Fragepunktes noch nöthig, der 
an entiprechendem Orte einzufchalten fein wird; die Hauptjache wird aber mit 
dem obigen Schema gewöhnlich erjchöpft jein. 

Bei der Protofolfirung des Gegenftandes wird es fich ftet3 darum handeln, 
nicht nur den Thatbeftand der Hebertretung forjttechnijch und forjtgejetslich präctje 
und erichöpfend fejtzuftellen, fondern ihn auch nach allen möglichen Nichtungen zu 
beleuchten, aus ihm die nöthigen Schlußfolgerumgen zu ziehen, Möglichkeiten, die 
fich an ihn Fnitpfen, Schon jett in das Bereich der Begutachtung zu bringen 2c., 
furz, den Behörden ein thunlichit flares, präcijes und objectives Bild des That- 
beitandes zu bieten. 

Nie foll verfäumt werden, bei der Commiffion die Karten des alten und 
nenen Katafters bezüglich des Objectes, jowie feiner näheren Umgebung zur Hand 
zu haben, ebenfo, wie e8 fich empfiehlt, die vom Steueramte vequirirten Abjchriften 
der bezüglichen Grundbejigbögen mitzubringen. 

Eine zeichnerifche Skizze im Protofolle, mit den nöthigen Dimenfionsdaten 
bezüglich des Objectes, theil3 durch Schägung, womöglic durh Schrittmaß 
aufgenommen, wird dem Protofolfe felbft eine größere Klarheit geben und für bie 
Füllung der Entjeheidung mit Bezug auf die VBorjchreibung der künftigen Wald- 
behandlung von Wejenheit fein. Wo aber der Sachverjtändige zugleich Almateur- 
photograph ift, dort vermag eine dem Aete beigejchlofjene Aufnahme, namentlich 
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den Oberbehörden bei Beurtheilung gewiffer Momente des forfilichen Befundes 
gelegentlich eingelaufener ecurje, weientlihe Dienfte zu leijten, ein Beweis, daß 
da8 photographiiche Amateurweien aud) in diefem Zweige des Forjtweiens wichtige 
Dienfte leiten fönnte, | 

Was die Urtheilsfällung jelbjt betrifft, jo ijt diefe lediglich Sache des poli- 
tijchen Beamten; daß fie manchmal auch dem Forjttechnifer zugemuthet wird, 
fommt allerdings ab und zu vor. 

Correct, dem Gejege entjprechend, ijt fie aber nur dann, wenn das Urtheil 
vom politiichen Beamten gejprochen wird; foll das Strafausmaß aber den DBer- 
hältnifjen wirklich entiprechen, fo muß die Schwere des Falles im Protofolle aud) 
Erwähnung finden. Am vortheilhafteften ift es, wenn zwijchen dem Forjttechnifer 
und dem urtheilfchöpfenden politiichen Beamten ein derartiges DBerhältniß beiteht, 
daß die Beltimmung des Strafausmaßes das Nefultat einer vertraulichen DBe- 
jpreyung tft, bei der fih Humanität, Einfiht in die land- und forjtwirthichaft- 
lichen, pecuniären und Familienverhältniffe des zu Berurtheilenden und eine ziel- 
bewußte Nachdrüclichkeit zu Gunften des Forftgefetes die Hand reichen. 
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Für jene Leer, welche fi für den Gegenftand weiter intereffiren, find in den Fußnoten 
jene Abhandlungen, Notizen 2c. angeführt, welche in der neuesten öfterreichifch-forftlichen Sournal: 
literatur iiber die einzelnen Bunfte diefes Themas erjchienen find. Diefe Hinweife umfaffen die 
Jämmtlihen Jahrgänge des Centralblattes fir das gefammte Forftwefen (E. f. d. 9. %.), Jammt- 
liche Jahrgänge der öfterreihifchen Forft-, beziehungsweife Forft- und Sagdzeitung (De. %- 8-) 
und jümmtliche Jahrgänge der neuen Folge (1883 bis 1895) der öfterreichifchen Vierteljahrfchrift 
(früher Monatjchrift) für Forftweien (De. B.). — Ab und zu find nocd) andere bemerfenswerthe 
Aufjäge 2c. angeführt. 

' Bgl. hierzu die allgemein gehaltenen, hochintereffanten Daten aus „Statiftiiches Fahr: 
buch des 8. €. Aderbauminifteriums”, für 1855 ©. 169 und für 1890 ©. 141; ferner: 
De. B,: 1883, ©. 41: F%. Wondraf: „Die Forftgefegübertretungen in den öfterreichiichen Kron- 
ländern“; ©. 187: 3. U: „Die Forftgefegübertretungen in Tirol ımd Vorarlberg." 

?&.f.d. g. 3.: 1875, ©. 216: „Zur Devaftirung der Wälder.” De. F. 3.: 1887, ©. 
239: DM. 9.: „Weber den Fortfchritt der Forfteultuv und den Niedergang der Eifeninduftrie in 
Kärnten.”; ©. 290 ımd 295: A. Hufla: „Wald, Waldproducte und deren VBerwerthung in 
Kärnten.” De. B.: 1889, ©, 5: —t: „Ötreiflichter auf die forftwirthichaftlichen Berhältniffe 
Kärntens” ; 1890: ©. 129: X. Dommes: „Forftwirthichaft umd Jagd in Steiermark.“ Bol. 
dasjelbe Capitel in: „Die öfterreichifhe Monarchie in Wort und Bild." Band Steiermark. 

® De 3 8-: 1887, ©. 290 und 295: U. Huffa, vgl, Anmerkung 3: De. B.: 1889, 
©. 5: — ti „Streiflichter auf die forftwirthichaftfichen VBerhältniffe Kärnteng.“ 

4 Bgl. die Dommes’schen Artikel in Anmerkung 3. 

> De. %. 8.: 1895, ©. 61: „Forftwirthfchaft, Kagd und Fischerei in DOberfteiermarf.” 

° E. f.d.9.%.: 1875, ©. 216: „Zur Devaftirung der Wälder.” 1883, ©. 3: 2. Dimiß: 
„Der internationale Waldichub.”; ©. 43: „Reifebriefe aus dein Pufterthale.“ 

De. 3. 8: 1886, ©. 9.: „Folgen der Waldverwüftungen in Südtivol.”; 1892, ©. 319: 
2. Dimiß: „Die Motive des Waldjchutes.“ 

78. f.d. g. $.: 1883, ©. 43: „Neifebriefe aus dem Pufterthale.“ 

® De. B.: 1889, ©. 5: „Streiflichter auf die forftwicthichaftlihen Verhältniffe Kärntens.“ 

De. % 3.: 1893, ©. 266: „Zur Cellulofeerzeugung in Defterreich“ und 1895, ©. 407. 

> &. f.d. 9.%.: 1885, ©. 354: %. Bawdifch: „Der Blenterbetrieb und der Kleinwaldbefit.“ 

we. fd. g. %: 1885, ©. 354: %. Bawdifh: „Der Plenterbetrieb und der Klein- 
waldbefitz.” 
De. DB. Siehe den U. Dommes’fchen Artikel in Annterfung 3. 

'ı & Bayrer: „Denfjchrift, betr. die Erbfolge in landiw. Gütern 20.” Wien. 1884. Manz. 
— Diener landwirthichaftliche Zeitung: 1880, Kr. 60, Carl Edler dv. Ruber: „Der Verfall 
der Bauernwirthichaften”; 1882, Yer. 11, derjelbe: „Ueber die Erbfolge in Bauerngütern”; 1884, 
Kr. 58: Lud. Frankl: „Die Erbfolge in landw. Gütern 2c.": 1889, Nr. 84, Prof. Dr. ©. 
Marchet: „Die Höferehtsenquete in Defterreich”; 1894, Nr. 75, &, Freiherr v. Kayfer: „LXünd- 
liches Erbreht und ländliche Schuldbelaftung“; 1894, Nr. 83, 8, Frankl: „Das Anerberedht und 
der Verein für Socialpolitif”; 1895, Nr. 93, Dr. Zeller: „Die gefetliche Einführung des bäuer- 
lichen Anerberechtes vor dem Forum des deutfchen Suriftentages”, 

De. 3. 8.: 1885, ©. 78: M. H.: „Gegen die Freitheilbarkeit des Grundes vom Stand- 
punkte der Forjtwirthichaft“; 1889, ©. 102: „Sanctionirung des Höferechtes.“ 

> Dem Waldbefitier bleibt e8 ftets unbenommen, fic) über die Zuläffigfeit und die forft- 
gejeglichen Modalitäten einer beabfihtigten Schlägerung in jeinem Walde dadurch Sicherheit zu 
verichaffen, daß ev vor der Shlägerung um den commiffioıellen Localaugenjchein durch den 
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Forjttechnifer bittlich wird. Diefes Berfahren ift in der Praxis thatfählih auch vielfach ufuell 
und jeitens mancher Landesbehörden genau geregelt. 

Diejer Vorgang findet auch in der neuen „Suftenction betreffend die dienftliche Stellung 
und den Wirkungsfreis des im forftpolizeilichen Dienfte verwendeten forfttechnifchen PBerfonales 
der politiichen Verwaltung” (Erlaß des Aderbauminifteriums vom 1. November 1895, 2. 17838) 
jeine Gutheißung, indem der $ 21 diefer Iuftruction (Alinea 3 umd 4) ausdrücdlich befagt: „Die 
Abgabe von Gutachten in conereten Fragen der Waldwirthichaft, über welche ein Waldbefiter 
den Kath des betreffenden Forfttechnifers gegen ein mit demjelben zu vereinbarendes Entgelt 
einzuholen wünscht, ift dem Forittechnifer mıt Huftimmung der polfitifchen Behörde geftattet. — 
Die Ertheilung der vorerwähnten Yuftimmung ift davon abhängig, daß die betreffende Arbeit 
vom Forfttechnifer ohne Beeinträchtigung feiner regelmäßigen Dienftesobliegenheit bewältigt 
werden fünne, umd daß diefelbe nicht mit einer anhängigen oder vorausfichtlic zu erivartenden 
amtlichen Berhandlung zufammenhänge, bei welcher der Forfttechnifer als undartetisches Yacı- 
organ zu fungiven berufen ift.” — Bol, itbrigens au: E. f. d. g. F.: 1878, ©. 100: 
„Sompetenz bei Streitigfeiten über Abftodungsverträge. Der Eigenthümer eines 
Waldes, welcher das darauf ftocende fchlagbare Holz mittelft Abftodungsvertrages verkauft hat, 
ift berechtigt, die Abftokungsmodalitäten, foweit diefelben von den Beftimmungen des Forftgefetes 
abhängen und zwifchen ihm und dem Käufer ftreitig werden, dur die politiiche Behörde nad) dem 
Forftgefege im Inftanzenzuge feftftellen zu laffen.” (Entfeheidung des Aderbauminifteriums vom 
18, Mai 1877, 3. 4361); 1878, ©. 577: „Senchmigung von Abjtodungsperträgen. 
Wenn die politifchen Behörden in die Kenntniß von Holzabjtodungsverträgen gelangen, welche 
die begründete Beforgniß eriweden, daß die Ausführung derjelben Uebertretungen des Forftgefees 
hervorrufen fünne, fo find fie in Handhabung der ihnen nah S 23 $.-©. zuftehenden Weber- 
wadhung dev Bewirthihaftung jümmtlicher Yorfte berechtigt, folchen. Üebertretungen dadurd) 
zuvorzufommen, daß fie über die Auläffigfeit der beabfichtigten Abftodungen vorerft Erhebungen 
veranlafjen. Dieje Erhebungen find umfjomehr gerechtfertigt in Fällen, wo c8 fih um Wal- 
dungen handelt, welche unter einer befonderen öffentlichen Auffiht ftehen und auf welche 8 9 
der Minifterialverordnung vom 3. Juli 1873, 3. 6953, Anwendimg findet.” (Entjeheidung des 
Aderbauminifteriums vom 19. Januar 1878.); ferner: 1878, ©. 377: „Daftung der Holz: 
fäufer für forftgejeswidrige Handlungen. Für forjtliche Fehler und gefegwidrige Hand- 
lungen, welche bei den auf Grund eines Abftodungsvertrages von Holzkäufern vorgenommenen 
Holzichlägerungen vorkfommen, Fanın auch der Holzläufer verantwortlic; gemacht werden, wenn 
ihn daber ein Berfcehulden trifft.“ (Entfeheidung des Aderbauminifteriums vom 5. December 1877, 
3: 9808.) Bgl. hierzu den Erlaß der Grazer Statthalterei vom 21. Sult: 1877 ::3:221018° 
„Nachdem in Leterev Zeit wiederholt Fälle vorgefommen find, daß Gejchäftsleute, welche mit 
Waldeigenthiimern Holzabftodungsverträge abgejchloffen Haben, bei Gewinnung des Holzes in 
forftgefeßwidriger Weife vorgingen, fo fehe ich mid) veranlaßt, auf den mit hierämtlichem Znti- 
mate vom 5. December 1873, 3. 15362, befannt gegebenen Erlaß des hoben £. E Aderbau- 
minifteriums vom 26. März 1873, 8. 397/16 neuerlich aufmerkffam zu machen. Nach diefem Er- 
lafje find auch diejenigen, welche eine Holzabftocung übernahmen, fir die genaue Beobachtung des 
Foritgefeßes und für eine pflegfiche Behandlung des Waldes verantwortlich.“ 

” De. 3. 83.2 1886, © 40: „Sagen iiber die Handhabung der Forftpolizei in Tirol”; 
1887, ©. 58: „Sorftpolizeilihe Beftimmungen fiir Steiermark”; 1892, ©. 198: „Petition aus 
Steiermark um Abänderung des Forftgefetes"; 1894, ©, 126: „Das Waldbrennen in Steiermark”, 
—  DBezüüglic) deS Gegentheiles fiche: 1886, ©. 116: „Das Forftwejen Defterreichs vor dem 
Parlament“; 1891, ©. 208: „Devaftation der Wälder in Galizien”. 

"8 2. Die eigenmächtige Verwendung des Waldgrundes zu anderen Sweden ift mit einem 
bis fünf Gulden Conventions-Miünze für je fechzig Ar zu Deftrafen, 

Die betreffenden Waldtheile find nad Erforderniß bimmen einer angemeffenen, über Aus- 
prud von Sadyverftändigen feftzufegenden Frift wieder aufzuforften. Wird die Aufforftung 
binnen der feftgejegten Frift nicht bewerfftelligt, fo hat die Beftrafung wiederholt einzutreten. 
(Die hiev umd in mehreren andern 88 de3 Forftgejeßes beftimmten Geldftvafen find, zufolge der 
f. Ddg. vom 1. Auguft 1858, R. ©. Bl. Nr. 115, gegemwärtig in gleichem Betrage in dfter- 
reihischer Währung zu verftehen.) 
> De %. 3.: 1886, ©. 158: %. P.: „Ueber Interpretation des Forftgefeßes“; 1891, 
©. 5: „Waldverwüftung”. — Bgl, ferner: „Derhandhungen des öfterreichif men Forft-Congreffes. 
1876." ©. 89 und ff; hiezur „Gefeß vom ..... , betreffend die Einführung eines neuen 
Forftgefeges"”. (1878. VIII. Seffion. 827, Beilage zu den ftenographiichen Protofollen des Ab- 
geordnetenhaufes) und hierüber: E, f. d. g. %.: 1883, ©. 75: „Ueber das Spitem der Forft- 
polizei in Defterreich." (©. 79.) Der fogenannte „Devaftations-Paragraph“ (8 4) unferes gegen- 
wärtigen Forftgejeßes hatte in der eitivten Negierumgsvorlage vom Jahre 1878 den nachitehen- 
den Wortlaut: „5. Kein Wald darf verwitftet, d. h. weder durch eine nach dem Maße oder 
der Art ihrer Ausübung der Erhaltung de8 Waldgrundes für die Holzzucht abträgliche Haupt- 
oder Nebenmugung einem folhen Zuftande zugeführt werden, bei welchem die Wiederbeftodung 
d08 Waldgrundes thatfächlic) gefährdet oder ganz ausgeichloffen ericheint, noch jo ungeregelt 
benügt werden, daß der verbleibende Beftand offenbar Elementargefahren ausgejegt wird. 
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Es bleibt der Landesgefeßgebung überlaffen, beftimmte Nutungsformen, welche nad) ven 
im Lande im Allgemeinen, ohne Ricficht auf befondere Standorte ($ 9), vorherrichenden BVer- 
hältnifjen erfahrungsmäßig zumeift eine Waldverwiftung anbahnen, als bejondere Arten der 
Waldverwüftung zu bezeichnen und von vornherein zu unterfagen,“ 

6 De. %-3.: 1885, ©. 8 u. 123: „Ueber die Folgen der Waldvermüftung”;&.284: „Die 
Waldverwiftungen in Wäljchtirol”; 1886, ©. 9: „Folgen der Waldverwüftungen in Sübdtirol®. 

17 Foritwiffenschaftliches Kentralblatt, 1889, ©. 554: %. Bietichla: „Der Karft, ‚feine 
Entjtehung, Wirkung und Wiedereultur“. 

18 Bgl. über die Terminologie des Wortes „Berfarften”, über Berfarftungsporgänge 
und über den Karft: 

&. f. d. g. $.: 1877, ©. 69: 3. Newald: „Zur Karftaufforftungsfrage”; 1890, ©. 9: 
Dr. Ernjt Kramer: „Beiträge zur Bodenfunde des Karftes", Forftwiffenichaftliches Centralblatt, 
' 1889, ©, 553: 5. Pietihla: „Der Karft, feine Entftehung, Wirkung und Wievdereultur“. Mit- 
theilungen des Framijch-Füiftenländischen Forftvereines: 1879: ‚„Karftverfammlung.“ (©. 15 bis 94.) 
‚1880: „Denkichrift über den Ktarft.“ (S. 1 bis 15.); ferner: „Sarftbemwaldung.”: 1877, 1881, 
1886; „Karftaufforftung.”: 1885, 1889, 1891. 

3 Weflely: „Das Karftgebiet Militär-Croatiens.” Agram, 1876. 

2 Bol. auh: De $. 3.: 1886, ©. 184: ‚„‚Walddevaftationen und Flugiandböden.“ 

20 &. f.d. g. %: 1882, ©. 449: ©. Fahrner: „Zwilchenfruchtbau in den Hochgebirgs- 
wäldern”; 1882, ©. 478: ‚Einfluß des Waldfeldbaues auf die Bodenbejchaffenheit”. De. 5. Z.: 
1887, ©. 11: „Forftgefeß”; 1894, ©. 126: „Das Waldbrennen in Steiermarf". E&. fd. g. $-: 
1895, ©. 398: „XII. Generalverfammlung des Steiermärfiigen Forftvereines*. 

16, fd. g. $: 1883, ©. 48: ‚„Neifebriefe aus dem Bufterthale.“ 

De. B.: 1883, ©. 3: A, dv. Guttenberg: „Die Hochwäffer des Herbftes 1882 und ihre 
Beziehungen zur Waldwirthichaft.” ©. 122: F. Kr: „Die im Bufter- und Eifadthale in Tirol 
gemachten Wahrnehmungen über die Urfachen ver Wafjerverheerungen und fonftigen Bejchädigungen 
im Herbft 1882.” 1884, ©. 67: E. Öuzmann: „Meittheilungen aus dem Ueberfchiwemmung$- 
gebiete de3 Herbftes 1882.” ©. 179: Derfelbe: „Ueber das Verhalten des Waldlandes in Bezug 
auf die Bildung von Abrutihungen und Wildbächen.” 

„Defterreihiiche Eifenbahnzeitung“, 1881: 2%. Tiefenbader: „Der Wald und feine Be- 
zicehungen zu NRutjchungen,“ 

22 Bol: Regierungsporlage. „Gejeß vom ......... betreffend die Einführung eines 
neuen Yorftgejees.” 1878. VIII, Seffion. 827. der Beilagen zu den ftenographifchen Protofollen 
des Abgeordnetenhaujes. ©. 4: 

„II. Abjchnitt.) Befonderer Borfihten bedürftige Wälder (Schonwälder). 

8 9. Wälder, deren jchwierige Standortsverhältniffe befondere Borfichten zur Sicherung 
der Wieverbeftodung des Waldgrundes oder zum Schuße ihrer Beftände gegen Elementargefahren 
erfordern, 3. B. Wälder auf Flugjandboden oder auf einem Boden, deffen Abihwenmung oder 
Abrutfhung zu befürchten ift, auf Karftboden, am oberen Rande der Waldvegetation u. . w., 
dürfen nie im einer jenen Borfichten entfprechenden Weife behandelt werden. Die nähere Feit- 
ftellung diejer Waldfategorien und ihre Behandlung, dann die Beftimmung, iniieferne für joldhe 
Wälder die behördliche Genehmigung von Wirthichaftsplänen oder anderen Behelfen der Bes 
wirthichaftung erforderlich ift, erfolgt im Wege der Yandesgejeßgebung.“ 

23 Bezüglich des fahlen Abtriebes und des Abbrennens von Krummholz vgl. De. %. B.: 
1895, ©. 342 ımd 343: „Ein neues forft- und wafjerpolizeiliches Gejeß für Salzburg.“ 

2° „DBerhandlungen des Defterreichifchen Forftcongreffes. 1876.” Wien. Verlag des 
Forftcongrejjes. ©. 137 bis 158, 190 und 191, Bgl. aud &. f. d. g. .: 1876: „Der öfter- 
reihische Forftcongreß 1876.” ©. 320 bis 326, 370 bis 371, 425 bis 431. Bezüglich der Bann- 
wälder vgl. vom erftcitirten Werke zudem aud ©. 219 und vom ©. f.d.g. %.: ©. 370. 
Bide auch: Dr. Ni. Heß: „Ueber Waldihus und Schußwald.“ Akademische Feftrede. Gießen. 1888. 

> Newald in „Defterreihiicher Forftcongreß. 1876.” ©. 139, 

2 De. $. 3.: 1888, ©. 116: „Schuß- und Bannwälder in Kärnten.” 

27 Bol. Negierungsvorlage: „Sefeß vom ..... betreffend die Einführung eines neuen 
Torftgejees.” (1878. VIII. ‚Seifion. 827. Beilage zu den ftenographifchen Protofollen des Ab- 
geordmetenhaufes. Verlag der Hof- und Staatsdruderei. ©. 33.) 

238. f.d. 9. %.: 1875, ©. 223 bis 226: „Die Waldfehyußfrage”; ©. 138 bi 140: ‚Die 
Öfterreichifche Monatsichrift für Forftwefen und ihre Stellung zur Trage über die ftaatliche 
Bevormundung des Privatwaldbefites”. Vgl. diesbezüglich diefes Sournal felbit. 

29 Bol. hierzu: ©. f.d. g. $-: 1877, ©. 95: „Zu den $$ 19 und 20 des Forft- 
gejeßes. Wenn die durch die Bannflegung vorzufchreibende befondere Waldbehandlung in der 
Borjhreibung wirkjamer Aufforftungen, Befeitigung von Waldverwüftungen, in Verboten jhäd- 
licher, ohne Rüdficht auf die herrjchende Windrichtung angelegter Hiebsführungen, nachtheiliger 
Kahihiebe und dergl. — aljo in Maßregelm befteht, welche ein gefetlicher und ziwedmäßiger 
Forftbetrieb jhon an fich erheifcht und welche auch dem Waldeigenthiimer felbft von Bortheil 
find — oder wenn Waldungen verjchiedener Eigenthüner im Sntereffe des gegemfeitigen Schußes 
in gleiher Weife in Bann gelegt werden, haben die Waldeigenthiimer jelbft die Koften der 


RR 


Baunlegung zu tragen.“ (Entfcheidung des Aderbauminifteriums vom 23. Zunt 1876, 3.1238.) 
„gum 8 19 des Forftgefetes. Werden aus Anlaß einer Bannlegung Entfhädigungsanfpriiche 
erhoben, jo haben die politifchen Behörden im Saftanzenzuge, vorbehaltlich allfälliger weiterer 
Rechtsmittel die Entfchädigung auszumitteln und feftzuftellen, Dabei find jene forftlihen Maß- 
regeln, jowohl in Bezug auf die Waldbehandlung als in Bezug auf die Holzbringung genau 
feitzuftellen, für welche eine Entfhädigung in Anfjprucd) genommen werden fann, md für welche 
nicht. Als Maßregeln der Ietteren Art find insbefonderes anzufehen alfe jene, zu welchen der 
Waldeigenthümer fchon nad) den Beftimmungen des Forftgefegßes iiber die DBewirthichaftung der 
Waldungen und über die Holzbringung, insbefondere nad) den 58 2 bis 7 des Forftgefetes ver- 
pflihtet ıft, dann diejenigen, welche zur Hintanhaltung von Ssujectenfchäden, ferner jene, weiche 
im SSutereffe der öffentlichen Sicherheit noıhwendig werden, ingleichen jene, welche eine z1ed- 
mäßige Forjteultur oder geregelte Holzbringung beabfichtigen und daher dem Waldeigenthiimer 
jelbft zum VBortheil oder doc nicht zum Nachtheil gereichen.“ (Entjheidung d. Acderbauminifteriums 
vom 7. Suli 1876, 3. 5658.) Ferner: €. f- 2. 9. $.: 1879, ©. 11%: „Bannlegung. Die 
DBannlegung im Sinne des 8 19 F.-©. umfaßt nicht bloß die Beftimmungen iiber die bejondere, 
nicht ohnehin jchon in den 88 2 bis 18 gejeßlich vorgejchrichene Bewirthichaftung der Wal- 
dungen, jondern auch folche iiber die Holzfälung, Holzbringung u. dgl., infoweit derlei Be- 
immungen zur Sicherung von Perfonen oder Eigenthum nothiwendig werden. (Entjheidung des 
Aderbauminifteriums vom 8. März 1878, d- 2097.) — Bgl. weiters: Oe. %- 3-: 1885, ©, 75; 
„DBannlegung”; 1887, ©. 138: „berftbehördfiche Entjheidung”. 1895, ©. 290: „Ent- 
IHädigung für Schugwaldungen“. Bol. auch: dv. Budwinsfi: „Exfenntniffe des Berwaltungs- 
gerihtshofes.”" 1878, ©. 566, Nr. 374, Erf. v. 30. Nov. 1878, d- 1963: „Die Erjaß- und 
Entichädigungsanfprüche aus dem 8 19 des 3.6. dv. 3. Dec. 1852, Nr, 250, R. ©. U. find 
nicht davon abhängig, ob eine DBannlegung oder andere Beihränfung ausgefprochen wurde,“ 
Dgl. zudem: „Verhandlungen de3 Defterreihifchen Forftcongreffes. 1876.” ©. 137 u. bis 
ferner die Bublicationen desjelben Congreffes pro 1888, ©. 6 bis 62. — Nleber die Frage der 
Beftenerung der Schub- md Bannwälder, die hier der Bollftändigfeit halber anmerkungsiweife 
angeführt wird, vgl. De. $. 3.: 1887, ©. 52: „our Befteuerung der Schuß- und Bann- 
Dälder ,, Ou2ıd: nur Schußwaldbefteuerung in Kärnten“; ©. 304: „Zur Beftenerung der 
Schußwälder in Kärnten“ und die Ion citirten Bublicationen des Defterreihifchen Forftcongreffes 
von 1888, ©. 6 bis 62. ’ 


0 Bol. hierzu die Regierungsporlage: „Bejeß vom ......., betreffend die Einführung 


eines neuen Forftgejetßes.” 1878. VIIL. Seffion, 827. der Beilagen zu den ftenographifchen Pro- 
tofollen des Abgeordnetenhaufes. ©. 7 big einichlieglich 9. 

v. (Abfchnitt) Bannwälder. | 

5 22. In ällen, wo 1. zum Schuße von Wegen oder fonftigen Berfchrsanlagen, Ge- 


bänden, Cultuven oder anderen öffentlichen oder Privatgiitern gegen Lamwinen, Felsftürze, Stein= 


Ihläge, Gebirgsfchutt, Erdabrutfchungen, Wafferftitize, Sandverwehungen oder ähnliche G&e- 
fahren, 2. zum Schube von Ufergrundftücen oder Gebäuden gegen die Gefahr des Abbruches 
oder Eisganges, 3. zum Schuße von Heilquellen, 4. zur Sicherung der unentbehrlichen Waffer- 
berforgung einer Gegend, oder 5. zur Hintanhaltung der Berjandung oder Berichotterung von 
volfswirthichaftlich wichtigen Wafferläufen, beftinnmte Maßregeln bezitglich der Behandlung eines 


Waldes oder Waldtheiles erforderlich find, Tann diefer Wald oder Waldtheil durch Erfenntniß, 


der politiichen Behörde auf die beftimmmte oder unbeftimmte Dauer des Erforderniffes in Bann 
gelegt werden. Die Bannlegung befteht in der. genauen Borjchreibung und möglichften Sicher: 
jtellung der je nad) dem Hwede umd den örtlichen Berhältniffen erforderlichen Maßregeln in 
Betreff der Waldbehandlung, nöthigenfalls einfchliegfich der Einftellung oder Einfchränfung ge- 


wifjer Nutungen oder Nubungsfornen, der Auferlegung oder Ausschliegung gewiffer Bringungs- 


arten umd der Duldung oder Ausführung befonderer Schußvorrihtungen (Schubmanern, Scduß- 
gräben, Pflanzungen ı. f. w.). Diefe Bannvorfchriften find in der betreffenden Berhandflung und 
Anordnung auseinanderzuhalten, je nadhdem 3 fih a) um die durch den befonderen Biwec der 
Bannlegung gebotene Bekräftigung oder larfegung und Sicherjtellung folder Maßregeln handelt, 
zu welchen dev Waldbefisr jchon nad) anderen Vorschriften diefes Gefetes, insbejondere nad) 
jenen des I. und II. Abfchnitteg (1. Abfchnitt: Behandlung der Wälder im Allgemeinen, IL. Ab- 
Ihnitt: Befonderer Borfichten bedürftige Wälder [Schomwälder]), oder auf Grumd anderer Vor- 


Ihriften oder vechtskräftigen Anordnungen, oder endlich aus einem Privatrechtstitel verpflichtet, 


it; oder b) um Maßregeln, welche dem Waldbefiger fin den befonderen Swed der Bannlegung 
neue Verpflichtungen auferlegen. Die Banıleguug hat, mfofern 8 fich nicht um den Bau oder 
Betrieb einer Eifenbahn einfchlieglich der Berhiitung einer Vetriebsunterbrechung ($ 26) handelt, 
unter Beachtung der Beliimmungen nachfolgender 58 23 bis 25 zu erfolgen. 


3 23. Die Verhandlung behufg Bannlegung ift über Antrag desjenigen, dem die Wah-e 


rung des dur die Bannlegumng zu \hüßenden Fntereffes obliegt, und in jenen Füllen des 
S 22, 3. 1 und 2, wo e8 ih zugleih um Abwendung von Gefahren für Perjonen handelt, 
dann im Falle des $ 22, 3. 3, nöthigenfals von Amtswegen einzuleiten. Mit dem Antrage 
muß die Erklärung der Antvagfteller verbunden fein, die aus der Bannlegung etwa erwachjenden 
Entjhädigungs- oder Ablöfungsanfprüche (88 24, 25) entweder nad) einem unter ihnen bereits 
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vereinbarten oder von der politiichen Behörde nad) Maßgabe deS Autereffes jedes einzelnen 
Antragftellers an der Abwendung der Gefahr zu ermittelnden und feitzuftellenden Beitragsper- 
hältniffe befriedigen zu wollen. Die Verhandlung wegen Aufhebung des Bannes ift auf Antrag 
des Befiters des Bannmwaldes oder eines anderen Betheiligten einzuleiten, wenn der Aufhebung 
nicht unzweifelhaft Nicfichten der öffentlichen Sicherheit entgegenftehen. 

5 24. snjofern der Waldbefiter aus den im 8 22 lit. b bezeichneten Bannvorfcriften 
oder aus der etwa dadurch bedingten Foftjpieligeren Wirthichaftsführung oder Beauffichtigung 
eine Einbuße an dem Neinertvage des Waldes erleidet, oder wenn ihm Koften für die Aug- 
führung angeordneter bejonderev Schutsporrichtungen erwachfen, gebührt ihm hiefiir die Ent- 
Ihädigung. Geht jedod dem Waldbefiser felbft aus dem durch die Bannlegung zumächft zu 
erreichenden Ziwede ($ 22 Nr. 1 bis 5) ein Vortheil zu, oder dient die Bannlegung gleichzeitig 
auch zur Abwendung von Gefahren oder Nachtheilen von feinem eigenen Befitthum, fo ift dies 
bei Ermittlung der Entjhädigung in Anjchlag zu bringen. Nach diefen Grundfägen find aud) 
Andere, melde Nutungsredhte am Bannwalde haben, fir die mit der Bannlegung etwa ver- 
bundene Einbuße zu entfchädigen. Die Entfchädigung ift von den Antragftellern (8 23), falls 
aber die Bannlegung von Amtstwegen eingeleitet wurde, von dem Befitter des gefchittsten Privat- 
gutes, beziehungsweife von dem zur Erhaltung des geihütten öffentlichen Gutes Berufenen zu 
leiften. Den Entihädigungspflichtigen fteht es jedoch frei, falls die Bannlegung zugleich einen 
dem Gute Anderer bevorftehenden Schaden abzuwenden geeignet ift, von diefen Tebteren den 
on eines entjprechenden Theiles der für die Bannlegung gefeifteten Entjchädigung zu 

egehren. 

$ 25. Sit die Bannlegung ihrem Zwede nad vorausfichtlich eine bleibende und zugleich 
mit jolcden Erjchwerniffen der Bewirthichaftung verbunden, daß eine zwecfmäßige Benittbarfeit 
überhaupt des in Bann zu Tegenden Waldes feitens feines Befiers dauernd ausgeschloffen 
- erjheint, jo Fann Tetsterer an Stelle der Entjhädigung die gänzliche Ablöfung des Bannwaldes 

durch die Entihädigungspflicytigen ($ 24) begehren. 

8 26. Die Bannlegungen anläßlich des Baues oder Betriebes von Eifenbahnen finden 
nad) den bejonderen, über die Enteignung zum Zwede der Herftellung ımd des Betriebes von 
Eijenbahnen geltenden VBorfchriften ftatt. Wenn jedoch bei einer im Betriebe ftehenden Eifenbahn 
zur Verhütung einer Betriebsunterbrehung dringende Verfügungen hinfichtlich einer befonderen 
Waldbehandlung ($ 22) nothmwendig werden, jo fann die politifche Behörde über Antrag der 
Eijenbahnunternehmung oder der zur Anfficht des Eifenbahnbetriebes berufenen Behörde fofort 
die zur Befeitigung der drohenden Gefahr unauffchieblichen Verfiigungen einftweilig treffe. 
Gleichzeitig hat fie eine Frift zu beftimmen, innerhalb welcher die Eifenbahnumnternehmung bei 
jonftiger, innerhalb des im $ 59 angegebenen Ausmaßes anzudrohender Ordnungsftrafe um die 
Einleitung des in den obenerwähnten befonderen VBorfchriften geregelten Enteignungsverfahrens 
einzufchreiten bat, | 

8 27. Die Befiter von Bannmwäldern find für die eigene genaue Einhaltung der Bann- 
vorjhriften und, wenn fie Wirthichaftsführer oder Forftihußorgane haben, für deren entiprechende 
Unterweifung, ferner für die den Bannvorjchriften angemefjene Belehrung der etwaigen Nußungs- 
berechtigten verantwortlich. Die Wirthichaftsführer fünnen auf die Einhaltung der Bannvorfcriften 
von der politiichen Behörde beeidet werden. 

1 Ueber das Zugrumdegehen eines derartigen Bannwaldes infolge unterbliebener Wald- 
verjüngung vgl.: ©. f. d. g.%.: 1885, ©. 262 u. fj.: TH. Müller: „Eine Bannlegung in Bor- 
arlberg vor 300 Fahren.“ 

28, f. d. g. $.: 1878: 9..Volfmann: „Ueber die Bedeutung, Anlage und Bewirth- 
Ihaftung der Bannmwälder im Hochgebirge.” ©. 239 bis 243, 294 bis 297, 355 bis 359. 

36. f.d. q. 8: 1875, ©. 216: „Bannlegung von Waldungen”; 1876, ©. 84 bis 88: 
RW. Pahmayer: „Die Eifenbahnanlagen Defterreihs in ihrem Einfluffe auf den Forft“; 1877: 
©. 373 bi$ 375: 9. Baweidh: „Zur jüngften Bannwaldlegung in Oberfteiermart”; 1884, ©. 469: 
Ih. Miller: „Die Arlbergbahn in ihren Beziehungen zum Walde.” De. 3. 3.: 1885, ©. 75: 
 „Bannlegung“; 1894,° ©, 103: „Auftragen einer Bewirthichaftungsart.” De. B.: 1891, 
©. 174 bis 179: „Die Bann- und Schußwälder nächft den Bahnftreden in Oberöfterreich.“ 

s Gegenwärtig gilt diesbezüglich für alle öfterreihifchen Staatsbahnen die von der General- 
direction derjelben unter dem 17. uni 1895 (3. 80.670 ex 1895) herausgegebene „Dienft- 
vorjchrift, betreffend die Beauffichtigung der zum Schuße der f. f. Staatsbahnen in Bann ge= 
legten Wälder und die Bewirthichaftung der von den f. f. StaatSbahnorganen verwalteten 
Staatswaldungen.” (Genehmigt mit dem HandelSminifterialerlaß vom 19, Mai 1895, 3. 62.428 
ex 1894, eingeführt mit dem Lirculare Nr. 91, B, u. A. Bl. Nr. 29 ex 1895.) Wien 1895. 
Berlag der Generaldirection der öfterreihiichen Staatsbahnen. 

> &. f. d. g. %-: 1892, ©. 145 bis 163: R. Zdarel: „Der Wald in der Hochlage.” 

3 Nemwald, „Defterreichifcher Forftcongreß. 1876.” ©. 139. 

37 Das Verfahren bei der Bannlegung von Waldungen im Sntereffe der Sicherheit des 
Bahnbetricbes ift in dev Praris ein ziemlich complieirtes und feineswegs vom $ 19 des Forft-. 
gejetses allein abhängiges. Maßgebend find: Die Eifenbahnbetriebsordnung vom 16. Nov. 1851, 
N.-6,-Dl. Nr. 1 ex 1852 (vgl. $ 100) und das Gefeg über die Enteignung zu Eifenbahn- 
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wecken vom 18. ebruar 1878, R.-.-Bl. Nr. 30 (vgl. $ 4), das Eijenbahn-Conceffionsgejet 
vom 14. September 1854, N.-G.-Dl. Nr. 238 (89 lit. c.). Vide übrigens no: 9. M. Erl. vom 
9. Sänner 1875, 3. 375 conf. Erf. d. Miinift. d. Ien. dv. 30. Dee. 1874, 8. 14005 (Bol. 
Dr. Ernft Baron Exterde: „Sammlung der wichtigeren üfterreichifchen Gefete, Berordnungen 
und Erläffe im Forftwejen." Wien. 1875. &. Gerold’3 Sohn. ©. 49, Conf, &. f.d.g. F.: 
1875, ©. 216: „Bannlegung von Waldungen.”); Hfd.:v. 20. Auguft 1844, Pol. &. ©. Nr. 
113, 9.M. 25. Jänner 1853, 3. 23489, €, DB. DB. B. Nr. 12; 9. M. 17. Mai 1874, 2. 
33085 ex 1873, &.-B. 1874:61; Entfhdg. d. B. ©. 9. dv. 30. Nov. 1878, 3. 1963. Budw. 
1878, Nr. 374, ©. 566. — Bgl. hierzu ferner: C, f. d. 9. $.: 1878, ©. 209: „Bannlegung 
von Waldungen im Snteresje des Eifenbahnbetriebes. Ueber Recurfe aus Anlaß 
der Bannlegung von Waldungen im Jnterefie des Eifenbahnbetriebes entjcheiden die-Minifterien 
des Aderbaues und des Handels im Einvernehmen.” (Entjhdg. d. HandelSminifteriums.im Ein- 
vernehmen mit dem Aderbauminifterium vom 30, Juni 1877, 8. 35.048, ex 1876 Handels- 
minifterium ımd 3. 7769 Acderbauminifterium. 

De, %. 3: 1887, ©. 157: „Rahlhieb.” 
9 De. %. 9-: 1886, ©. 41: „Holzvegetationsgürtel”; 1894, ©. 317: „Windmantel” 
(Blentergürtel?). 

20 Bergl. hiezu die jhon twiederhoft citirten „Neifebriefe aus dem Pufterthafe”, €. f. d, 
9. %-: 1883, ©. 43 und die anderen dort citirten Arbeiten. 

#1 De. B.: 1889, ©. 5: — t. „Streiflichter auf die forftwirthichaftlichen Verhäftniffe 
Kärntens.” 

20. f.d. g. %.: 1883, ©. 75: „Ueber das Shftem der Forftpolizeiin Defterreich.“ 

> Nachdem Hier auch die Frage der „Bannwaldungen“ zur Beiprehung fam, mögen 
nad der gleichen Quelle and iiber diefe Waldfategorie die einschlägigen Daten Pla finden. 
Die Fläche der Bannwälder ftellte fi) mit Ende 1890 in den einzelnen Kronländern folgender- 
maßen: Niederöfterreich 1256, Oberöfterreich 918, Salzburg 3045, Tirol und Vorarlberg 50.298, 
Steiermark 1092, Kärnten 8913, Krain 1876, Kiftenland 1418, Dalmatien 1480, Böhmen 66, 
Mähren 20, Sciefien 9, Galizien —, Bufowina 1006, zufammen 71.397 ha, wovon entfielen 
auf Neichzforite 5124, auf Gemeindewälder 44.293, auf Privatwälder 21.980 na. 


4 Diefe Borichrift erfcheint durch die „Snftruction betreffend die dienftliche Stellung und 
den Wirfungskreis des im forftpolizeifichen Dienfte. verwendeten forsttechnifchen Perfonales der 
politiichen Verwaltung” (Aderbauminifterialerlaß 3. 17838 vom 1. Nov. 1895) entfprechend 
abgeändert. Hiernad) fungivt der Landesforftinfpector (8 25 lit. 3 der Snftruction) al3 Organ 
der politiichen Landesbehörde zur unmittelbaren Ueberwahung der Handhabung der foritpolizeilichen 
Vorjehriften und obliegt ihm in diefer Eigenfchaft insbefondere die Wahrnehmung der forftlichen 
Zuftände des Landes und die Ueberwadhung der Handhabung der forftpolizeilichen Vorjchriften 
durch die politifchen Bezirksbehörden; die Bezirfsforfttechnifer fungiren für ihre Forftbezirke 
(8 33 lit. 2) als Organe der politifchen Bezivfsbehörde zur ımmittelbaren Ueberwachung der 
Einhaltung der forftpolizeilichen Vorschriften. Sn diefer Eigenichaft obliegt ihnen die Wahrnehmung 
und Anzeige forftgefettwidriger Handlungen, die Wahrnehmung der forftlichen YZuftände des 
Bezirks ze. Yaut $ 35 find fie verpflichtet, fich bei ihren regulären Dienftreifen über die forft- 
Iichen Berbältniffe ihrer Forftbezirke zu informiren, die Einhaltung der forftlichen Borfchriften 
durch die Waldbefiter und forftichädliche Handlungen wahrzinehmen ır. f. w. Auch haben fie nad) 
3 37 der politischen Bezirtsbehörde über die gelegentlich der : Bereifiingen des Forftbezirkes 
gemachten Wahrnehmungen zu berichten und die fich ergebenden Anträge und Anzeigen zu er- 
ftatten. Dan fieht hieraus, daß fie in evfter Linie berufen find, das Nöthige in Bezug auf die 
im Bezivie beftehenden Schub- und Banmwälder anzuregen. 

5 In Betreff der angeregten Eintragung der Bannlequngserfenntniffe in das Grundbuch 
hat das Aderbauminifterium im Einvernehmen mit dem Sıltizminifterium unterm 29, Sep- 
tember 1882, 3. 14008, erklärt, daß das Grundbuch Schon nad) feiner Natur fi nicht zur Ein- 
tragung von Laften eignet, welche auf dem öffentlihen Nechte beruhen, weil folche Laften, ganz 
abgejehen von dem Umftande der Eintragung, zu Recht beftehen md auf der Realität haften, 
während es im Wefen einer Eintragung ing Grundbuch — abgefehen von einigen tarativ auf- 
gezählten Fällen der Anmerkung, 8 20, See vom 25. Juli 1871, R.-.-Bl. 95 — liegt, daß 
eben dich die bicherliche Eintragung eine Ermwerbimg, Uebertragung, Befchränfung oder Er- 
löfhung von Rechten ftattfinde; die angeregte Eintragung von Bannlegungserfenntniffen in 
das Grundbuch) ftelle fi) daher als dem Gefeße wideriprechend und unzuläffig dar. — Sinn- 
gemäß hat dies auch fiir die Schutwalderfenntniffe Geltung. 

*° „Defterreichischer Forfteongreß. 1876." ©. 190, 191. C. fe d. g. %.: 1876, .©.:324: 
„Der Oefterreichifche Forftcongrep. 1876. 

De. 3 8: 1887, ©. 169 und 211: „$ 21 des Forftgejetes.“ 

° „Defterreihifcher Forftcongreß. 1873.” ©. 219. 

19 De 5. 8.: 1894, ©. 65: „Rehtiprehung” (a. Forftrecht), vergl. Budwinski: „Er- 
fenntniffe des VBerwaltungsgerichtshofes.* Entscheidung vom 23. März 1893, 3. 1079. Budw. 
7161. Die Waldbehandlung muß fo fein, daß der nachbarlihe Wald „offenbar“ der Wind- 
bejhädigungsgefahr ausgejett ift. Bol. au: &. fd. g. $.: 1879, ©. 11. 
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? „Defterreichifcher Forftcongreß. 1876." ©. 93 bis 106. 
>! Fürft Karl Schwarzenberg in den Verhandlungen des fterr. HYorfteongreffes. ©. 95 n. ff. 

» @. f. d. 9. %:: 1895, ©. 353: %. Baudifh: „Der Plenterbetricb und der Stleinwaldbefit.“ 

> &,7.0.9. 8: 1825, ©. 328: 3. B. Czerny: „8 5 des Forftgejeßes vom Fahre 1852." 

6. f. d. g. 3.: 1876,.©. 229 bis 239: Dr. Nördlinger: „Schaden am Holz durch 
Wind und Luftzug”; 1878, ©. 29 bis 31: Br.: „Die Sturmfchäden in ihrer Beziehung zu den 
ftandörtlichen Berhältniffen”; 1884, ©. 521: %. Bauwdish: „Wind und Wald.“ | 

De. %- 3-: 1894, ©. 317: „Windmantel (?)." | 

©. Böll: „Handbuch dev Forftwirthihaft im Hochgebirge.” 1831, Wien. Carl Gerold 
©. 114 bis 130. Conf. Dr, Heyer-Heß: „Waldbau.” 1893, ©. 64 uff. 

9. Burkhardt: „Aus dem Walde.“ Hannover. C. Rimpfer. Heft II, 1869, ©. 15 big 
19: „Wettermäntel“, 
>50, f.d. g.%.: 1876, ©. 320 u. ff. (fpeciel ©. 426): „Der öfterreihifche Forft- 
congreß. 1876. — De. %. 3.: 1885, ©. 259 **: „Zum Stellung und Aufgabe der ftaatlichen 
Forjttechnifer der politifchen Verwaltung in Defterreih”; 1885, ©. 307: „Staatliche Wald- 
Ban: — Bl. zudem: „Berhandlungen de3 öfterreichifchen Forftcongreffes. 1876.” ©. 161 

18 ©. 182. ; 

°° Nad) dem $ 56.des jchon mehrfach citivten neuen Forftgefeentwurfes follten Gendar- 
merie und Gemeindevorftehungen zur Anzeige foritgejegwidriger Handlungen geradezu verpflichtet 
fein. Bgl. SS 56 und 58, ©. 16 und 17 diefes Entwurfeg, welche lauten: 

„S 56. Die politische Behörde Fan für beftimmte Wälder oder Gebietstheife auch folche 
ftaatlic) geprüfte Forftwirthe, welche nicht in ihrem Dienftverbande ftehen, mit der unmittelbaren 
Auffiht betrauen, falls diefelben in die Uebernahme diefer Aufgabe einmwilligen ıumd deren Er- 
füllung nad) beftem Wiffen und Gewiffen an Eidesftatt geloben. 

Handelt 3 fi um die Aufficht über die Einhaltung einer befonderen Waldbehandlung, 
zu deren Wahrnehmung forfttechnifche Kenntniffe nicht oder mur in geringerem Maße erforderlich 
find, jo fanın au eine andere geeignete Perfon mit der Auffiht betraut md hierauf ver- 
pflichtet werden. 

Die erfolgte Beftellung diefer Auffichtsorgane ift den Waldbefitern des Ueberwadhjungs- 
gebietes befanntzugeben. - 

3 58. Zu Anzeigen bei der politifchen Behörde iiber wahrgenommene Waldbehandlungen, 
welche den Beftimmungen diefes Gefees oder den auf Srumdlage derjelben erlaffenen weiteren 
Anordnungen zumiderlaufen,. ift jedermann bevedhtigt. 

Hierzu verpflichtet find nebft den nad) 8 56 etwa beftellten Drganen die Gemeindevor- 
fteher und die £. £. Gendarmerie.“ | 

Dgl. hierzu: €. f. d. g. %.: 1883, ©. 75 11. ff.: „Ueber das Syftem der Forftpolizei in 
Defterreich.* | 

°ı Nah $ 3, lit. 2 und 3 der Aderbauminifterialverordnung vom 27. Zuli 1883, R.-&.-Bt. 
Nr. 137, die allerdings nunmehr mit der Aderbanminifterialoerordnung vom 1. November 1895, 
R.-6.-Bl. Nr. 165, aufgehoben erfcheint. 

8 De. 3. 3.: 1885, ©. 125: „Verjährung.“ 

°° Vgl. hierzu die verfchiedenen intereffanten Entfheidungen, von weldhen wir berausheben: 

a) Sommiffiongfoften bei Uebertretungen des Forftgefetes. Wird der wegen 
Waldverwüftung belangte Waldbefizer als Ihuldfrei erfannt, fo darf er nicht in die Commiffiong- 
foften vernrtheilt werden. (Emicheidung des Minifteriums de3 Innern im Einvernehmen mit dem 
Aderbauminifterium vom 17. Zanıar 1877, 3. 14116. Bol: 87.00.95: 1807, ©, 332.) 

b) SCommiffionsfoften bei Uebertretungen des Forftgefetes. Wenn der einer 
Uebertretung des Forfigefetses befhuldigte Waldeigenthiimer von der Uebertretung Tosgefprochen 
wird, fann er in die Zahlung der Commiffionskoften dann verurtheilt werden, wenn die Com- 
miffion durch fein anderweitiges DVBerfchulden oder fiber jein Einfcreiten veranlagt wurde. (Ent- 
ne des Aderbauminifteriums vom 15. Zuli 1877, 3. 7058. Bol. E. f. d. g. %.: 1878, 

159.) 

ec) Commiffionskoften bei Forftübertretungen. Commiffionsfoften bei Forftiiber- 
trefungen, zu welden weder der Geflagte noch der Anzeiger nad) dem Forftgefete berurtheilt 
tverden Fünnen, find aus dem Amtspaufchale der politiihen Behörden zu erfegen. (Entfcheidung 
des Minifteriums de3 Innern im Einvernehmen mit dem Aderbauminifterium vom 23. Zuni 
1875, 3. 1396. Bgl. C. f. d..g. $: 1877, ©. 154) 

d) Berpflihtung der Erben zur Zahlung der Commiffionskoften bei Forft- 
jahen. Die im $ 23 des Forftgefeges begründete Verbindlichkeit eines nicht Schuldfrei Beanzeigten 
zur Beftreitung der Commiffionskoften geht, wenn das Straferfenntniß und der Zahlungsauftrag 
in Rechtskraft erwachfen find, au) auf die Erben des Ihuldig erfannten Forftfrevlers über. 
(Entjgeidung des Aderbauminifteriums vom 27. Februar 1875, 3. 566. Bgl. &. f. d. g. $.: 
1877, ©. 153.) 

e) Koftenerfaß in Uebertretungsfällen. Anfprüche auf Erjaß der Koften aus dem 
Streite über eine begangene Webertretung find nicht auf den Rechtsweg zu verweifen, fondern in 
der Entjcheidung über den Straffall zum Austrag zu bringen. (Entjcheidung des Minifteriums 
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des snnern im Einvernehmen mit dem Adferbaumimnifterium vom 15 Mai 1877, 3.301 MI. 


und 3. 5917 U. M. Bgl. C. f. d. g. %.: 1878, ©. 100.) e 

f) Hat eine Partei in ihrem ntereffe dag ftaatliche Auffichtsrecht der politifchen Behörden 
angerufen und die commifftonelle Amtshandlung ausdrüdfich begehrt, jo Hat diefelbe, wenn be- 
hördlicdh weder eine Oefetverlegung no ein Berjchulden der Gegenpartei conftatirt wird, die 


Commijfionsfoften vorbehaltlos zu tragen. (Entjcheidung des Bermwaltungsgerichtshofes vom 


31. Mai 1893, 3. 1943, Budw. 7290.) 

8078 2215.00, Alinen.2e de . Zu Anzeigen bei den politifchen Behörden jtber 
wahrgenommene gejeiwidrige Eigenmächtigfeiten in Derwendung des MWaldgrumdes zu anderen 
Sweden, unterlaffene Aufforftung, Berwüftung und unentfprechende Waldbehandlung (88 2, 3, 4, 
5, 6 md 7) ift jedermann, unter Rüdficht auf 8 23, befugt.“ 

6 De... 3:: 1887, ©. 132: „Berwendung der Ef. Forfttechnifer al8 Commiffiongfeiter.« 

2 Su gleichem Sinne fpricht fich die Aderbauminifterialverordnung vom 5. December 
1877, 3. 9808, aus. Bol. C. f. d. g _%.: 1878, ©. 377: „Haftung der Holzfäufer für 
forftgefeßwidrige Handlungen. Kür forftliche Fehler und gefewidrige Handlungen, welche 
bei den auf Grumd eines Abftodungsvertrages von Holzläufern vorgenommenen Holzichlägerungen 
vorkommen, fan aud) der Holzfäufer verantwortlich gemacht werden, wenn ihn dabei ein Ver- 
Ihulden trifft.” — Bol. hierzu De. $ 8.: 1887, ©. 65: „Das Forftgefe und der oberöfter- 
reihifche Landtag“. | 
03 Bgl. De. %. 8-:1888, ©. 158: „Beiziehung von forftlihen Sadverftändigen zu Trift- 
commiffionen.“ | 

4 ‚Die Wahl der Sachverftändigen in Forftangelegenheiten ift dem Ermeffen der. Behörde 
anheimgegeben.” (Entjeidung des DBerwaltungsgerichtshofes vom 14. Februar 1890, 3, 497, 
DBudw. 5152.) In diefem Falle war neben dem ftaatlichen Forfttechnifer ein Bauer als forftlicher 
Sadverftändiger verwendet worden! — Mit Bezug auf die von den politifchen Behörden zu 
berufenden Sachverftändigen ift mittelft Cireularerlaß des Acerbauminifteriums vom 7. Februar 
1883, 3. 17119, den politifchen Landesbehörden Folgendes eröffnet worden; 

„Anläßlic mehrfacher Unzulömmlichkeiten, welche durch Verwendung von nicht entjprechend 
befähigten Forftfachverftändigen bei Localerhebungen und anderweitigen forftlichen Berhandlungen 
erwachjen find, findet das Aderbauministerium anzuordnen, daß fortan bei den aus der Hand- 
habung des Forftgefees fich ergebenden Erhebungen ımd Berhandlungen nır jolhe Forftwirthe 
al8 Sachverftändige zur Benrtheilung forftlicher Fragen beigezogen werden dürfen, welche fih zu 


legitimiren vermögen, daß fie entiveder die Staatsprüfung für Forftwirthe nad) der Minifterial- 


verordnung vom 16. Januar 1850, R.-©.-Bl. Nr. 63, oder die forftlihe Prüfung im Ackerbau: 
minifterium nad der Verordnung des Aderbauminifteriums vom 13. Yehruar 1875, R.-©,-Bt. 


Nr. 9, mit gutem Erfolge abgelegt oder aber vor der Erlafjung der evfterwähnten Verordnung _ 


vom 16, Januar 1850, eine der damals beftandenen forftlihen Lehranftalten mit gutem Erfolge 
abjolvirt haben und fich feither im fachlicher DBerwendung befinden, oder fehließlich in die Kategorie 
jener Staatsbeamten gehören, . welche dur 5 14 diefer Verordnung von der Ablegung der 
Staatsprüfung enthoben wurden. 


Hiervon wollen die Unterbehörden mit dem Bemerfen in Kenntniß gefetst werden, Den 
eine Ausnahme in minder wichtigen Fällen nur dann zuläffig ift, wenn die Zuziehung eines den 
obigen Erforderniffen entjprechenden, vertvauenswürdigen Forftwirthes ohne erhebliche Koften 


nicht bewirkt werden fünme.“ — Bol. hierzu: ©. f. d. g. 3.: 1875, ©. 655 und 656; 1881, 
©. 265: „Die Reformbedürftigfeit des Snftitutes der Sacdverftändigen.“ 
5 &.f.d.g. %.:1883, ©. 129: „Die Organifation der ftaatlichen Forftaufficht.”; ©. 138: 


„Die NReorganifirung der ftaatlichen Forftanfficht.”; ©. 146: „Ueber das Syftem der Forftpolizei 


in Defterreih,.“ — De. %. 8.: 1889, ©. 67: „x“: „Hur Organifation der ftaatlichen Forftauf: 
ficht. — De. B.: 1883, ©. 25: „Ueber die Organifation der ftaatlichen Forftaufficht.‘“ — Bol. 
ERBE Au: „Derhandlungen des öfterreichiichen Forftcongrefies 1883. Wien, 1883. Wilh, Fried. 
©. 6 bis 121. | | 
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